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Die Familie Krautt in Berlin und Magdeburg. 
(Beamte und Offiziere des preußiſchen ancien régime.) 


Bon 
Gottfried Wentz. 


Der magdeburgiſche Amtmann auf dem Giebichenſtein und Pfänner!) 
zu Halle, Andreas Krautt, der am 22. April 1661 verſtarb, hatte fünf 
Söhne ). Getreu der Tradition ihrer Familie — waren doch ſchon Groß⸗ 
vater und Urgroßvater magdeburgiſche Kammermeiſter geweſen) — 
ſind auch ſie alle Beamte geworden, magdeburgiſche zunächſt und ſpäter 
dann mit dem Anfall des alten Erzſtifts an den benachbarten Kurſtaat 
brandenburgiſche. 

Der jüngſte der Brüder, Johann Andreas, geboren nach des 
Vaters Tode am 17. Juli 1661, hat es im Leben am weiteſten gebracht. 
Vom Berliner Kaufmannslehrling iſt er allmählich zum allmächtigen 
Bankier und Wirkl. Geh. Staats⸗ und Kriegsminiſter emporgeſtiegen. 

Im Berliner Often vor dem Stralauex Tor erinnert noch eine 
Straße an dieſen Mann, die Krautt⸗Straße ). Damals, als man der 
Straße ihren Namen gab, lag hier das Gartenhaus und der ſchöne reguläre 
Ziergarten des Herrn v. Krautt, den der König Friedrich Wilhelm I. hier 
draußen bisweilen beſucht hat, um ſich auf Koſten ſeines reichen Beamten 
bis in die ſpäte Nacht hinein „mit Trinken und Rauchen mächtig zu 
divertieren“ ). 

Und noch ein anderes Denkmal erinnert heute an den Miniſter. 
In der alten Kaufmannskirche St. Nicolai in Berlin ſteht das impoſante 


1) Seit 1646 erſcheint er in den Pfännerliſten. St. A. Magdeburg. Tal- 
gerichte II. A. B. Nr. 21, f. 158. 

2) v. Dreyhhaupt, Chronik des Saalkreiſes II. Anh. S. 82. 

3) Einer freundlichen Mitteilung des Herrn Dr. Dieſtelkamp zufolge läßt ſich 
aus Akten des Magdeburger Staatsarchivs der Kammermeiſter Michael Krautt 
erſtmalig 1583 belegen. 

4) Schr. d. Ver. f. Geſch. Berlins XXII, S. 50. 

5) Ebenda XXXVIII, S. 556, 619; Bar 1884/85, S. 528. 
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Erbbegräshis‘ der Familie Krautt, das Johann Andreas durch einen 
Künſtler aus Schlüters Schule hat aufführen laſſen. 

Wir laſſen kurz das Leben dieſes merkwürdigen Mannes an uns 
vorüberziehen! 

Als nachgeborener Sohn zur Welt gekommen, beim Tode der Mutter 
ein zwölfjähriger Junge, mögen die Mittel zum Bezuge der Univerſität 
nicht mehr ausgereicht haben. So kam er mit jungen Jahren nach Berlin, 
um ſeine Laufbahn als Ladendiener in einem Kaufmannsgewölbe zu 
beginnen )). j 

Er muß ſchon früh ein ſeltenes kaufmänniſches Genie entfaltet und 
betätigt haben, denn ſchon mit 25 Jahren finden wir ihn als Kompagnon 
von Weſtorf und Schilling), einem der größten Berliner Geſchäfte da⸗ 
maliger Zeit, das in erſter Linie ſich mit der Lieferung von Tuch für den 
Hofſtaat und die Truppen befaßte. Im gleichen Jahre erwarb er das 
Privileg für die Gold- und Silbermanufaktur ) ein induſtrielles Inſtitut, 
das die Herſtellung von Schnüren und Treſſen für die Uniformen be⸗ 
ſorgte. 

1689 ernannte der junge Kurfürſt Friedrich III. den Kaufmann 
Joh. Andr. Krautt, der kurz zuvor die Auszahlungen der Aſſignationen 
des Generalkriegskommiſſariats für die brandenburgiſchen Truppen in 
Cleve übernommen hatte, zum Kriegskommiſſar und wenig ſpäter zum 
Generalempfänger der kurfürſtlichen Truppen“). Damit begann der 
Aufſtieg des jungen Bankiers. Während der Koalitionskriege gegen 
Frankreich verwaltete er oft unter den ſchwierigſten Verhältniſſen die 
Kriegskaſſe. Durch ein außerordentliches Geſchick bei der Führung der 
Korreſpondenz mit den Bankiers am Rhein, in den Niederlanden und in 
Italien brachte er es dahin, ſtets Gelder zur Auszahlung an die Truppen 
bereitzuſtellen. Seine Anſicht, die er einmal in einem Schreiben an den 
Kurfürſten kundtat, „daß in Geldnegotiis mehr auf reputation und credit, 
als auff groſſe Mittel und Effekte reflektiret werde“), hat ihn nicht 
betrogen. Anweiſungen, die auf ſeinen Namen ausgeſtellt waren, wurden 
immer rückhaltlos bezahlt. 


1) Pöllnitz, Mémoires pour servir a ]’Histoire des quatre derniers souve- 
rains de la maison de Brandebourg, royale de Prusse II. 12. 

2) G. St. A. Berlin Reg. 9 ZZ lit. K (Aktenſignaturen beziehen fic) im Fol— 
genden, wo nichts anderes vermerkt, auf die Beſtände des Geh. Staats-Archivs 
Berlin-Dahlem). 

3) Reg. 9 LL n.4. 

4) Acta Borussica Beh. Org. I. 25. 

5) Reg. 24 HH 7 fasc. 4. 
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Bei der Führung dieſer Geſchäfte hat Krautt zweifellos den Grund⸗ 
ſtock zu ſeinem ſpäteren rieſigen Vermögen gelegt. Bei dem unbeſchränk⸗ 
ten Kredit, den er überall beſaß, war es ihm nicht ſchwer, Vorſchüſſe von 
oft beträchtlicher Höhe nicht nur der Kriegskaſſe, ſondern auch dem Kur⸗ 
fürſten privatim i) zu liefern. So ſchreibt er einmal anläßlich der Beſchaf⸗ 
fung eines größeren Poſtens für die Rheinarmee mit einem gewiſſen 
Stolz auf ſeine Geſchicklichkeit, er habe aus untertänigſter Treue und 
Pflicht alle denjenigen Credit, ſo der Höchſte ihm in dieſer Welt beſcheret, 
dazu angewendet und ſoviel Geld, als zu ſolchem Ende vonnöten geweſen 
negottieret ?). 

Für ſolche Vorſchüſſe ließ er ſich Verſicherungen und Verſchreibungen 
ausſtellen und ſich die Summen mit hohem und höchſtem Intereſſe zu⸗ 
rüdzahlen. Dem Kurfürſten tft dies ſelbſt manchmal unheimlich vorge⸗ 
kommen. 1697 hat er ſeinem Geheimen Rat die Frage zur Beratung 
vorgelegt, ob die von Krautt genommenen Zinſen nicht zu hoch wären, 
und ob es vielleicht ermöglicht werden könnte, bei anderen Kaufleuten 
Gelder zu einem niedrigeren Zinsfuß aufzunehmen. Bei der Beratung, 
zu der als Sachverſtändige die Kaſſendirektoren Happe und Victor, 
ſowie die Berliner Finanziers Weſtorf, Neubauer und Bachellé hinzu⸗ 
gezogen wurden, kam man zu der Überzeugung, daß die Krautt verſchrie⸗ 
benen Zinſen von 8% nicht übermäßig hoch ſeien, auch kein Kaufmann 
gefunden werden könne, der in der Lage ſei, einen ſo ſtarken Vorſchuß — 
er belief fic) auf faſt 400000 Taler — zu geben)). 


Krautt ſelbſt wußte genau, daß in der Negotiierung von Geldern 
niemand es ihm gleich tun konnte, ermöglichte es ihm ſeine Finanzlage 
doch auch bald, auf unſichere Verſchreibungen hin, große Summen vor⸗ 
zuſchießen“). Seine Stellung wurde unangreifbar. 

Seine glänzende Kaſſenführung während der Kriege hatte ein ſchnelles 
Avancement in der Beamtenlaufbahn zur Folge. 1696 zum Kriegsrat er- 
nannt, rückte er 1702 zum Geheimen Rat auf?) und wurde 1703 vom 
König in den Adelsſtand erhoben“). In allen wichtigen finanziellen Dingen 
wurde ſein Votum eingeholt und als maßgebend zur Grundlage weit- 
tragender Beſchlüſſe gemacht. 


1) Reg. 9 C 5 (1708); Reg. 21 n. 207 b 2 (1705); Reg. 61 lit. K 32 p. (1697). 
2) Reg. 24 HH 7 fasc. 4. (1694). 
3) Rep. 24 JJ 1 fase. 5. 

4) Z. B. Rep. 24 LL fasc. 1. 

5) Acta Bor. Beh. Org. I 25. 

6) Gritzner, Matrikel 13. | 
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Er beſaß eine ungeheure Arbeitskraft. Neben ſeinen Privatgeſchäften 
verwaltete er acht verſchiedene Kaſſen, durch die viele Millionen rollten, 
und war außerdem in zahlreichen Kommiſſionen tätig. Ohne Ruhe 
und Raſt ſaß er bis in die ſpäte Nacht über ſeinen Rechnungen und Ne⸗ 
gotiationen?). Man darf ihm wohl glauben, wenn er nach zehnjähriger 
Tätigkeit als Beamter von ſich ſagt, daß er bei den ihm anvertrauten 
Funktionen mehr Arbeit und Sorge habe, als ein einzelner Menſch be⸗ 
ſtreiten könne). Wiederholt hat er darum gebeten einen Teil der ihm 
aufgebürdeten Arbeitslaſt auf andere Schultern zu legen. Neben der 
Treue gegen ſeinen königlichen Herrn, die dem toten Miniſter mit ſchnödem 
Undank gelohnt werden ſollte, hielt ihn doch in erſter Linie das Bewußt⸗ 
ſein, daß aus ſeiner bedeutenden Stellung ihm perſönlich ein reicher Ge⸗ 
winn an materiellen Gütern direkt und indirekt zufloß, bei ſeinen ſchweren 
Verrichtungen feit?). 

Allein ſeine Geſundheit hielt den Anſtrengungen, die er ſich zu⸗ 
mutete, nicht ſtand. Schon 1712 ſah er ein, daß ſeine Kräfte merklich 
abgenommen hatten und er nicht mehr „mit der alten promptitude und 
Fertigkeit“ zu arbeiten in der Lage wart). Mancherlei Aufregungen, 
die ihm damals ein Streit mit dem General Blaspiel brachte, der ihn 
des Diebſtahls an königlichen Geldern beſchuldigt hatte, mag zur Ver⸗ 
ſchlimmerung des Zuſtandes beigetragen haben, hat doch Krautt, ohne 
daß ihm betrügeriſche Handlungen hätten nachgewieſen werden können, 
die Verwaltung der Generalkriegskaſſe niederlegen müſſen ). Die Folge 
war eine Gemütsdepreſſion ®), die ſpäter am Ende feines Lebens kraſſeſte 
Formen annehmen ſollte. 


Zunächſt jedoch verwand er das Leiden ſchnell. Der junge König 
Friedrich Wilhelm I. berief bald nach ſeinem Regierungsantritt den ver⸗ 
dienten Beamten als Geheimen Rat in das neubegründete General- 
Finanzdirektorium“). Wie früher unter dem verſtorbenen König wurde 
Krautt auch jetzt nicht nur wiederum die maßgebliche Perſönlichkeit 
in allen finanziellen und induſtriellen Angelegenheiten, ſondern darüber 
hinaus auch der vertraute Ratgeber des Monarchen. 


1) Acta Bor. Beh. Org. I 72. 

2) Wolters, Geld. der brandenb. Finanzen II, 283. - 
3) Wolters a. a. O. 

4) Rep. 9 C 5. 

5) Hintze, Hiſt.⸗Polit. Aufſätze I, 124ff. 

6) Bericht Marſchalls, Acta Bor. Beh. Org. I, 258. 

7) Ebenda 364. 
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Gleich im nächſten Jahre (1714) entſchloß ſich Krautt, einen Lieblings⸗ 
plan des Königs, die Begründung des ſog. Lagerhauſes, einer groß an⸗ 
gelegten Manufaktur, die die Stoffe für die Uniformen der preußiſchen 
Armee liefern ſollte, zur Durchführung zu bringen. Als der König mit 
dem Plan an ihn herantrat, antwortete er, „er würde die Sache nach allen 
Kräften, die der Höchſte ihm verleihen würde, angreifen und die wenige 
Zeit, die er bei feinen ſchweren Verrichtungen noch übrig haben möchte, 
ohne Reflexion auf fein eigenes Intereſſe anwenden“). 

Es beſteht kein Zweifel, daß Krautt bemüht geweſen iſt, ſein Ver⸗ 
ſprechen getreulich zu erfüllen. Es iſt hier nicht der Ort, zu unterſuchen, 
warum das Unternehmen nicht florierte. Ein Hauptgrund lag ſicher in 
der unnatürlichen Höhe der Wollpreiſe. Dazu kommt, daß Krautt in 
ſeinen Entſchlüſſen letzten Endes immer durch Rückſichtnahme auf den 
Willen des Monarchen und die Intereſſen des Staates gebunden war. 
Pöllnitz hat das richtig erkannt, wenn er zu der Anſicht kommt, Krautt 
wäre in der Leitung der Kommerzien glücklicher geweſen, wenn er die 
Hände freier gehabt hätte). Feſtſteht, daß Krautt nach dreijähriger 
Leitung der Manufaktur 48000 Taler aus ſeinem Privatvermögen zu⸗ 
geſetzt hatte. Und auch, nachdem auf des Königs Wunſch die kurmärkiſche 
Landſchaft mit einem Kapital von 100000 Talern ſich Krautt aſſoziiert 
hatte, iſt es dieſem bis zu ſeinem Tode nicht gelungen, den Verluſt heraus⸗ 
zuwirtſchaften !). 

Das Mißlingen dieſes Unternehmens aber hat ſeinem Anſehen 
nicht geſchadet. In einer gleichzeitigen umfangreichen Denkſchrift, die 
ſich reichlich euphemiſtiſch „Gedanken von der vortrefflichen Situation 
der preußiſchen Lande uſw.“ betitelt, wird „die vollkommene Wiſſenſchaft 
und Dexterität“ des Herrn von Krautt als „ſehr merkwürdig“ geprieſen 
und beſonders hervorgehoben, daß Krautt „aus ſeinen properen Mitteln 
zu anſehnlichen Wollenmanufakturen von ſehr feinen Sorten und einem 
guten Luſtre große Geldſummen verwandt und den Nahrungsunterhalt 
des gemeinen Mannes mit habe befördern helfen““). Das ſtimmt mit 
Pöllnitz' Urteil überein, Krautt habe die Güte der Tuche auf einen ſolchen 
Stand der Vollkommenheit gebracht, daß fie vielleicht ſogar die hollän⸗ 
diſchen übertrafen“). 


1) Rep. 9 JJ. 12d. 

2) Pöllnitz, a. a. O. II, 14. 
3) Rep. 9 JJ 12d uud CCC 2. 
4) Rep. 94 II. F. 3. 

5) Pöllnitz, a. a. O. II, 13. 
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Durch das Fiasko des Lagerhauſes ift felbft das Vertrauen des fo 
kritiſch veranlagten Königs zu Krautt nicht erſchüttert worden. 1718 
wurde der alte Beamte zum Wirkl. Geh. Rat und 1723 bei der Begrün⸗ 
dung des Generaldirektoriums zum Departementschef und dirigierenden 
Miniſter ernannt.!) Das Schickſal hat es Krautt nicht vergönnt, das neue 
Amt noch lange zu bekleiden. Am Johannistage des gleichen Jahres, 
11 Uhr in der Nacht, iſt er in ſeinem Privathauſe — Königſtraße 60 — 
aus dieſer Welt gegangen). 

Sicher konnte Krautt am Ende ſeiner Tage mit dem Plalmiſten 
ſagen, ſein Leben ſei Mühe und Arbeit geweſen. Daß es jedoch nicht 
köſtlich geweſen iſt, werden wir ſpäter ſehen. Krautt ſtarb, ohne zuvor 
fiber fein Vermögen teſtamentariſch verfügt zu haben. So kam es, daß 
über dem Grabe des toten Miniſters ein bitterer Kampf um die rieſige 
Verlaſſenſchaft entbrannte. Chriſtoph von Katſch, der Kollege des Ver⸗ 
ſtorbenen, ſchrieb an den König über die Höhe der Erbſchaftsſumme: 
„Ich urtheile aus demjenigen, was mir vorhin von ſeiner Handelung 
noch bekanndt, und wann ich dabey bedenke, wie er über 20 Jahre die 
königlichen Caſſen zu ſeiner faſt alleinigen Dispoſition gehabt, da er ſo⸗ 
wohl bey Einnahme als Ausgabe als ein kluger Wechsler und Negotiante 
viel profitieren können, das Vermögen auf eine Million Thaler ſich 
belauffen müßte ).“ Um nur etwa 100000 Taler hatte er ſich ver- 
ſchätzt. 

Über Krautt iſt das kategoriſche Urteil gefällt worden, er ſei ein 
ehrlicher Mann geweſen“). War dem wirklich fo? Keines Menſchen 
Leben bleibt vor dem Richterſtuhl der ewigen Gerechtigkeit fleckenlos. 
Um zur richtigen Würdigung Krautts zu kommen, werden wir uns be- 
mühen müſſen, auch die menſchlichen Schwächen des merkwürdigen 
Mannes zu zeichnen. 

Krautt hatte kaum ſein Amt als Kriegskommiſſar angetreten, als 
eine ernſtlich belaſtende Beſchwerde über ſeine Geſchäftsführung an den 
Kurfürſten gelangte. Der Herzog Georg Wilhelm von Celle hatte in 
Nienburg an der Weſer 12 Beutel mit Geld anhalten laſſen, die Krautt 
zur Lohnzahlung für die Rheinarmee den Truppen zuführen wollte. 
Die Münze war durchweg ſchlecht und den Reichs- und Kreiskonſtitutionen 
keinesfalls gemäß. Der Herzog ſchöpfte ſicher mit Recht Verdacht, weil 


1) Acta Bor. Beh. Org. I. 25. 

2) Rep. 9 CCC 2. 

3) Rep. 9 CCC 2 (1723 Juni 26.). 

4) Vehſe, Geſch. d. preuß. Hofs und Adels u. d. preuß. Diplomatie II, 99. 
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aus Briefen Krautts an ſeine Korreſpondenten hervorging, daß er von 
dieſen verlangt hatte, ihm einige Summen auf dem Harze geprägter 
Münze von feinem Silber zu beſchaffen, nach Möglichkeit ſogar alles, 
was ſie zu bezahlen hatten, in dieſer guten Münze ihm zu ſchicken. Man 
iſt wohl berechtigt, Krautt die Abſicht zu unterſtellen, daß er das gute Geld 
in ſeine eigene Kaſſe fließen laſſen wollte, um die Truppen dann mit den 
minderwertigen Münzſorten abzufinden !). 

Der große Prozeß gegen Danckelman und Knyphauſen hat a 
den Generalempfänger, den man der Veruntreuung bei der Führung 
der ihm unterſtellten Kaſſen beſchuldigte, in Mitleidenſchaft gezogen, ſo 
daß er ſogar vorübergehend ſein Amt verlor. Wie weit die Vorwürfe be⸗ 
rechtigt waren, wird man nicht entſcheiden können. Für die Verwaltung 
der Zentralkaſſe trafen ſie nicht zu. Nur mit der Verwaltung der Halle⸗ 
ſchen Salzgelder ſcheint nicht alles geſtimmt zu haben). 

Auf die Beſchuldigungen des Jahres 1712 im Streite mit Blaspiel, 
Die die Niederlegung der Kriegskaſſenführung durch Krautt zur Folge 
hatten, wurde ſchon hingewieſen. 

Im Jahre 1707 iſt der Magdeburgiſche Oberempfänger Seuden- 
rodt der Unterſchlagung königlicher Gelder beſchuldigt und in dem ant 
geſtrengten Prozeß zur Konfiskation ſeines Vermögens und ſiebenjähriger 
Feſtungshaft verurteilt worden. Nach Heuckenrodts Darſtellung war de⸗ 
Tatbeſtand folgender: Bei der Kontrolle der Magdeburgiſchen Kriegs⸗ 
kaſſe 1707 fehlten insgeſamt 88000 Taler. Von dieſer Summe ſchuldete 
Heuckenrodt dem König 13000 Taler, die durch geſtellte Kaution gedeckt 
waren. Die übrigen 75000 Taler waren Krautts Gelder, die dieſer, um 
die von ihm beliebte Vermiſchung von privaten und ſtaatlichen Geldern 
nicht ruchbar werden zu laſſen, als fiskaliſche Beträge hingeſtellt hat. 
Krautt nämlich hatte vom Oberempfänger private Gelder immer ſolange 
heimlich vorrätig halten laſſen, bis er darüber zu ſeinen perſönlichen 
Geſchäften disponiert hatte. Er pflegte dann von ſeinen eigenen Summen 
dem König Vorſchub zu tun und dieſem ein hohes Intereſſe anzurechnen. 
Die von Krautt als fiskaliſch bezeichneten 75000 Taler hat dieſer ſpäter 
von ſeinem Neffen, dem er nach Heuckenrodts Sturz die Oberempfänger⸗ 
ſtelle verſchaffte, noch einmal ſich perſönlich auszahlen laſſen. 

Erſt nach des Miniſters Tode hat Heuckenrodt verſucht, eine Reviſion 
des Urteils zu erreichen. Daß er dieſen Schritt nicht eher getan, begründet 
er ſo: „Mein ee war ja hierzu viel m magia, la ve 


1) Rep. XI 1408 conv. 10 ace 3. 
2) Wolters a. a. O. 283. 
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berufen, daß, ehe er fein offenbares Unrecht erkannt, ... er ehender 
einen guten Theil ſeines großen Vermögens, auch daneben das Außerſte 
zu meinem Verderben würde angewendet und mich gewis zum zweyten 
mahl aus dem Wege geräumet haben“). 

Der Fall Heuckenrodt iſt niemals reſtlos geklärt worden, und niemals 
wird man ein endgültiges Urteil darüber gewinnen können, wie weit 
die einſeitige Darſtellung Heuckenrodts zu recht befteht?). Aus dem 
eifrigen und erfolgreichen Beſtreben der Erben Krautts, die Auflöſung der 
zu neuer Prüfung eingeſetzten Kommiſſion zu erreichen und die Sache an 
das Kammergericht zu überweiſen, wo die Prozeſſe auf die lange Bank 
geſchoben zu werden pflegten, läßt ſich ſchließen, daß die Familie an die 
Schuld des Verſtorbenen glaubte ). 

Wenn auch für die gegebenen Beiſpiele das aktenmäßige Material 
nicht ausreicht, um einen tatſächlichen Betrug oder eine offen zutage 
liegende Veruntreuung mit abſoluter Sicherheit nachzuweiſen, ſo darf 
doch wohl angenommen werden, daß Krautt bei dem Beſtreben, ſein 
Vermögen zu vermehren, gelegentlich vor unlauteren Mitteln nicht zu⸗ 
rückſchreckte. Man weiß, daß bei der prekären Lage des Beamten jener 
Tage nichts Außergewöhnliches darin lag. Die Zeitgenoſſen waren in 
ſolchen Geldangelegenheiten damals keineswegs allzu peinlich. 

Um fo wertvoller iſt uns darum das Urteil Friedrich Wilhelms I., 
der bei ſeinem feinen Menſchenverſtändnis die beſonderen Eigenſchaften 
ſeiner hohen Beamten ſo treffend zu zeichnen verſtand. In der Inſtruktion 
für ſeinen Nachfolger aus dem Jahre 1722 ſagt der König: „Krautt iſt 
habile und guht aber wie der deuffel liſtig nach dem gelde da müſſet 
Ihr das auge aufhaben das er euch nicht bedrige““). Der König wird 
um ſo beſſer ſeinen Miniſter verſtanden haben, als er ja ſelbſt ſein ganzes 
Leben hindurch eifrig darauf bedacht war, ſeine Kaſſen zu füllen und ſeinen 
Schatz zu mehren. 

Eine ſelten günſtige Gelegenheit bot ſich ihm dar bei dem ab intestato 
erfolgten Heimgang Krautts, eine Gelegenheit, die der König, rein menſch⸗ 
lich betrachtet, in höchſt unſympathiſcher Weiſe ausgenutzt hat. Kaum 
hatte ſich das prächtige Erbbegräbnis über den ſterblichen Reſten des 
Miniſters geſchloſſen, als man den Toten beſchuldigte, entgegen den 
ſtrengen Edikten von 1719 und 1721 beträchtliche Mengen Wolle ins 


1) Rep. 9 CCC 2. 

2) Auch die Akten Rep. 52 n. 91a ergeben kein klares Bild. 
3) Rep. 9 CCC 2 (1726). 

4) Acta Bor. Beh. Org. III 457. 
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Ausland verſchoben zu haben. Es war dies kein Einzelfall. Es war 
notoriſch, daß Adelige und Beamte, Wollhändler und Juden in zahl⸗ 
reichen Fällen ſich desſelben Vergehens ſchuldig gemacht hatten ). Jetzt 
aber hielt man es für angebracht, ein Exempel zu ſtatuieren. Eine mili⸗ 
täriſche Wache bezog das Sterbehaus, um die Entwendung etwa belaſten⸗ 
der Papiere zu verhindern. Auf das flehentliche Geſuch der Erben, 
zur Schonung des Anſehens ihrer in Berlin ſo bekannten Familie die 
Wache fortzunehmen, befand Friedrich Wilhelm es für gut, lakoniſch 
zu dekretieren: „von Katſch ſoll Krautt in efigie aufgehangen werden“ )). 
Das war das Urteil des Königs über einen Mann, der, mag er ſich auch 
einzelner Verfehlungen ſchuldig gemacht haben und ſeine Stellung manch⸗ 
mal für private Zwecke genutzt, — welcher Beamte von damals hätte das 
nicht getan! — trotz alledem aber in einem langen und arbeitsreichen 
Leben ſeinen zwei Königen und dem preußiſchen Staate große und er⸗ 
folgreiche Dienſte mit Hingebung und Treue geleiſtet hat. 

CEin Erweis der Krauttſchen Schuld iſt nicht erbracht worden. Der 
König verſtand es, die Erben, nachdem ſie bereits 140000 Taler an das 
Potsdamer Waiſenhaus entrichtet hatten, ſo einzuſchüchtern, daß ſie es 
nicht nur nicht auf einen Prozeß ankommen ließen, ſondern vielmehr, um 
die Angelegenheit aus der Welt zu ſchaffen, ſich zu einer weiteren Zahlung 
von 122000 Talern bequemten. Den Hauptteil der klingenden Münze 
ſchluckte die Rekrutenkaſſe >). 

Krautts Lebensabend iſt trübe und einſam geweſen. Als junger 
Menſch hatte Krautt ein Fräulein aus einer bekannten Berliner Kauf⸗ 
mannsfamilie geheiratet, was ſicher dazu beigetragen hat, ihn in den 
finanziellen Kreiſen der Hauptſtadt ſchnell Fühlung gewinnen zu laſſen. 
Anna Urſula Schindler hat ihrem Gatten nur ein Kind geſchenkt. 1686 
gebar ſie ihm den einzigen Sohn, Franz Andreas. Viel Freude hat 
der Alte an dem Filius nicht gehabt. Es iſt wohl verſtändlich, daß der 
junge Krautt an der raſtloſen Tätigkeit des Vaters, der Tag und Nacht 
über ſeinen Kaſſenbüchern ſaß, kein Gefallen fand. Franz Andreas 
zog den bunten Rock an. Mit 20 Jahren ſchon finden wir ihn als Kapitän 
im Regiment Markgraf Albrecht Friedrich zu Fuß“). Das große väterliche 
Vermögen geſtattete ihm ein luſtiges und ſorgenloſes Leben. Trotzdem 
er einen Wechſel von jährlich 8000 Talern bezog, kam er damit nicht aus, 


1) Gen. Dir. Kurmark Tit. CCXIV n. 4. 

2) Rep. 9 CCC 2. 

3) Ebenda, ſ. auch Riedel, Brand.⸗preuß. Staatshaushalt S. 70. 
4) Akten des Heeresarchivs nach der Nomenklatur. 
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weil er ſtark dem Spiele huldigte ). Bald mußte er den Dienſt des öfteren 
aus Krankheitsgründen verſäumen. Ein allzu lebhaftes Intereſſe ſcheint 
er überhaupt dem Offiziersberuf nicht entgegengebracht zu haben, denn 
häufig nahm er Urlaub, um auf Reiſen zu gehen. 1710 noch zum Major 
befördert, erhielt er den erbetenen Abſchied am 17. Dezember 1712). 
Seit einigen Jahren ſchon ſtand er in Beziehungen zu einer Predigers⸗ 
tochter aus dem Magdeburgiſchen, Marie Thereſe de Genpie. 1709 
bereits war dieſem Verhältnis ein Kind entſproſſen. Zwei Jahre nach 
ſeiner Verabſchiedung entführte der Major das Mädchen aus dem Hauſe 
eines Berliner Apothekers, bei dem es in Penſion war, um ſich im 
Anhaltiſchen zu Bernburg trauen zu laſſen )). 

Die Krauttſchen Eltern waren immer gegen dieſe Heirat geweſen “). 
Der alte Krautt in dem jungen Adelsſtolze des Parvenus ſah in ihr eine 
Mesalliance. Sicher hätte er es lieber geſehen, wenn der einzige Sohn 
in den alten märkiſchen Adel hineingeheiratet hätte, wie die Kinder ſeines 
Bruders Chriſtian Friedrich es getan haben. Durch die Heirat des Sohnes 
iſt der Bruch mit dem Vater vollkommen geworden. Der erzürnte Alte 
hat es durchgeſetzt, daß die Ehe niemals legitimiert wurde. Franz Andreas 
hat dann in Halberſtadt, wo er ſich eine Stiftspräbende verſchafft hatte, 
gelebt. 1716 wurde er plötzlich von der Kopfroſe befallen. Vielleicht, 
um einen Arzt zu Rate zu ziehen, reiſte er nach Berlin, wo er, da er ja 
mit den Eltern zerfallen war, in einem fremden Hauſe logierte. Das 
Leiden verſchlimmerte ſich ſchnell, und der junge Krautt, der ſein nahes 
Ende fühlen mochte, begehrte, vor dem Tode noch ſeinen Frieden mit 
dem Vater zu machen. In ſpäter Nacht hat der Alte den ſterbenden 
Sohn aufgeſucht, der am Morgen darauf (22. Mai 1716) verſchied ). 


Die Schwiegertochter“) hat der Vater auch nach des Sohnes Tod 
nicht anerkannt. Nach des alten Krautt Ableben ſollte ſie und ihr damals 
vierzehnjähriger Sohn mit dem im Verhältnis zu der großen Verlaſſen⸗ 
ſchaft ziemlich geringfügigen Betrage von 30000 Talern abgefunden 
werden. Obwohl der König reſolviert hatte „30000 Taler ſein aller ehre 
werdt, wieviell legitime leute die nit 30000 tl. haben und danken ghott“, 


1) Schr. d. Ver. f. Geſch. Berlins XXXVIII 123/24. 

2) Akten des Heeresarchivs nach der Nomenklatur. 

3) Schr. d. Ver. f. Geſch. Berlins XXXVIII 113. 

4) Ebenda 123/24. 

5) Ebenda 515. 

6) Nach Pöllnitz a. a. O. entſtammte ſie einer flämiſchen Familie niederen 
Standes. ; a 
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hat Katſch, den die Witwe mit Geſuchen überſchüttete, die Erben doch 
noch zu einer Abfindungsſumme von 40000 Talern beſtimmen können ). 

Die Majorin Krautt hat ſpäter den größten Teil ihres Lebens bei 
den Schweſtern von St. Agathe in dem cleviſchen Stift Udem zugebracht. 
Sie iſt ſelbſt katholiſch geworden. In ihrem Teſtamente (f 1767) hat fie 
den Hauptteil ihres Vermögens dem Domkapitel zu Breslau überwieſen 
mit der Beſtimmung, es zur Unterſtützung katholiſcher Armen zu ver⸗ 
wenden). Von dem traurigen Schickſal ihres einzigen Kindes wird ſpäter 
zu berichten ſein. 

Wenige Jahre nach des Sohnes vorzeitigem Tode verlor Krautt 
auch ſeine Frau. Anna Urſula ſtarb am 7. Juli 1720. Krautt hatte, als 
ſich herausſtellte, daß ſein einziger Sohn den väterlichen Geſchäften kein 
Verſtändnis entgegenbrachte, einen Neffen aus Magdeburg in ſeinem 
Hauſe aufgenommen, um ihn die Kaufmannſchaft erlernen zu laſſen. 
Dieſer Schritt iſt ein Fehltritt geweſen. 1720 ſah Krautt ſich veranlaßt, 
den unbrauchbaren und nichtsnutzigen jungen Mann hinauszuwerfen. 
Nur auf die dringenden Bitten ſeines Bruders hin hat Krautt ſich 
bewegen laſſen, den Neffen nach Berlin zurückzuholen, wo er ihm eine 
unbedeutende, im Weſentlichen nur dekorative Stellung beim Lager⸗ 
hauſe anwies ). 

Wie erfolgreich auch das Leben und Wirken des Bankiers und Be⸗ 
amten geweſen iſt, ſo wenig Glück iſt dem tätigen Manne im engen Kreiſe 
der Familie beſchieden geweſen. Nachdem ſeine nächſten Angehörigen 
verſtorben waren und der Magdeburger Neffe ihn grauſam enttäuſcht 
hatte, kannte er nur noch eines, dem ſein ganzes Streben und ſeine 
ganze Arbeit galt, ſein Geld. Wie ein Argus hütete er ſeine Schätze. 
Nie hat er es über ſich gewinnen können, durch Abfaſſung eines 
Teſtaments ſein Vermögen, wenn auch nur theoretiſch, aus der Hand 
zu geben. 

In jüngeren Jahren hatte Krautt ein galantes Leben geführt, den 
Wein und das Vergnügen geliebt. Jetzt am Ende ſeines Lebens wurde 
er ein richtiger Geizkragen. Pöllnitz erzählt, daß der alte Krautt in be⸗ 
ſtändiger Furcht lebte, beſtohlen zu werden. Fenſter und Türen ſeiner 
Wohnung ließ er, um vor Einbruch geſichert zu ſein, vergittern und ver⸗ 
riegeln®). Wir hörten ſchon von der Gemütskrankheit, die ihn im Jahre 


1) Rep. 9 CCC 2. 

2) Rep. 22 n. 178 K. 
3) Rep. 9 C00 2. 
4) Pöllnitz a. a. O. 
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1712 befiel. Der Ärger über den mißratenen Sohn und den nichtsnutzigen 
Neffen, auch der frühe Tod feiner Frau mögen den Rückfall in das alte 
Leiden bewirkt haben. Er wurde immer melancholiſcher, zuletzt ſoll er 
geradezu geiſtesabweſend geworden ſein. Nach Wien wurde zwei Tage 
nach des Miniſters Tode berichtet, daß dieſer an einer ſchweren melancho⸗ 
liſchen und abzehrenden Krankheit geſtorben ſei!). Unter dieſen Umſtänden 
wird man ſeinen Tod, der ihn auf der Höhe des Lebens im Alter von erſt 
62 Jahren antrat, mit gewiſſem Recht eine Erlöſung von einem trau⸗ 
rigen Daſein nennen dürfen. 

Der reichſte Mann Berlins war ohne ein Teſtament und ohne legitime 
direkte Deſzendenz dahingegangen. Und nun traten die Verwandten 
des toten Miniſters mit ihren Prätenſionen auf den Plan. 

Krautts Vater, der magdeburgiſche Amtmann, hat im ganzen 
8 Kinder, 5 Söhne und 3 Töchter, gehabt. Des Miniſters zwei älteſte 
Brüder waren lange vor ihm, ohne Erben zu hinterlaſſen, geſtorben. 
Der eine, Karl Andreas, geb. 1647, war nach anfänglichem Studium ?) 
brandenburgiſcher Militärbeamter geworden. Er iſt als Regiments. 
quartiermeiſter in der Armee des Großen Kurfürſten in Polen geblieben“). 
Der andere, Michael Heinrich, geb. 1648, utriusque juris doctor, 
1682 advocatus ordinarius bei der Magdeburger Regierung“), ſpäter 
Aſſeſſor am Schöppenſtuhls) und ſeit 1689 Konfiftorialfat®), ſtarb in 
dieſer Stellung 1707. 

Auch der 1650 geborene Chriſtian Friedrich, in ſeiner ganzen 
Art dem Bruder Johann Andreas am ähllichſten, iſt vor dieſem im Jahre 
1714 geftorben. Sein Lebenslauf ähnelt dem des jüngeren Bruders. 
Darauf mag es zurückzuführen ſein, daß beide Brüder in der älteren Ber⸗ 
liner Literatur oft miteinander verwechſelt werden. 

Auch Chriſtian Friedrich hat als Kaufmann begonnen. Noch als 
Staatsbeamter hat er die kurfürſtliche Hofkellerei mit größeren Poſten 
von Weinen verſorgt.7) 1678, alſo noch vor Anfall des Erzſtifts an die 
Kur Brandenvurg, wurde er magdeburgiſcher Kammer- und Landrat 
zu Halles), um 1680 als Landrentmeiſter in brandenburgiſche Dienſte 


1) Acta Bor. Beh. Org. IV I, S. 313. 

2) Immatrikuliert in Frankfurt 1666 Juni 9. 

3) v. Dreyhaupt a. a. O. 

4) Rep. 52 n. 72. 

5) Rep. 52 n. 159f. (Beſtätigung von 1689). 

6) Rep. 52 n. 70. 

7) Hausarchiv Rep. XV E n. 5 vol. 2 (Hofkellerei Generalia). 
8) Küſter, Berliner Chronik 3, S. 627. 
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übernommen zu werden!). 1690 erhielt er unter Beibehaltung dieſer 
Stelle eine Beſtallung als Hofkammerrat in Berlin und rückte 1696 
zum Geh. Kammerrat und Oberhofrentmeiſter auf). Wie fein Bruder 
Johann Andreas wurde auch Chriſtian Friedrich in den Danckelman⸗ 
Prozeß verwickelt und 1699 wegen Unregelmäßigkeiten in ſeiner Kaſſe 
ſeiner Stelle entſetzt. Der fiskaliſchen Strafe entging er nur durch Zahlung 
von 50000 Talern ). Er verließ darauf die heimiſchen Gefilde und ging 
nach Bayreuth, wo der Markgraf Chriſtian Ernſt ihn noch im ſelben Jahre 
als Kammerdirektor anſtellte“). Dem Markgrafen ſcheint er manchmal 
durch bedeutende Vorſchüſſe aus der Klemme geholfen zu haben. Krautt 
hatte noch im Jahre 1712 eine Forderung auf reſtliche 26129 Taler von 
einer Summe, die er einſt anläßlich der Hochzeit des markgräflichen Sohnes 
Georg Wilhelm gegen Verſchreibung des Amtes Wunſiedel vorgeſtreckt 
hatte >). 

Im Jahre 1705 hat er mit der Abſicht, in preußiſchen Dienſt zurück⸗ 
zukehren, dem Könige eine eingehende Denkſchrift eingeſandt, in der er 
ſeine Rechnungen für Oberrentei und Hofſtaatskaſſe ſowohl, wie auch 
für die Tätigkeit als Landrentmeiſter juſtifizierte. Gleichzeitig erbot er 
ſich, das Halleſche Salzweſen zu pachten, wobei er verſprach, den Salz⸗ 
preis auf derſelben Höhe, wie den des Lüneburger Salzes zu halten. 
Er offerierte ſich ferner als Pächter für die Schleuſen und Schiffe auf der 
Saale mit einem Pachtgelde von jährlich 7000 Talern. Schließlich führte 
er den Nachweis, daß ihm von feinen für den Schleuſenbau und das Salz⸗ 
weſen geleiſteten Vorſchüſſen von insgeſamt 60658 Talern noch 34092 Ta⸗ 
ler rückſtändig feien®) Nach erfolgter Prüfung des Promemoria durch 
Bartholdi und Luben wurde Chriſtian Friedrich Krautt 1706 als Geh. 
Kammerrat in Halle reftituiert und bald darauf als Nachfolger Gottfried 
von Weißes in die Hofkammer nach Berlin berufen“). 

Jedoch wurde Krautts Kenntnis der Geſchäfte und Einſicht in die 
Angelegenheiten ſeines Reſſorts in Bayreuth bald vermißt. Am 3. De⸗ 
zember 1708 bat der fränkiſche Markgraf ſeinen brandenburgiſchen Vetter, 
den Geh. Rat von Krautt zu Neueinrichtung des Kammeretats auf eine 


1) Rep. 52 n. 75. 

2) Küſter a. a. O. 

3) Acta Bor. Beh. Org. I 46. 
4) Küſter a. a. O. 

5) Rep. 44 KKK 2. 

6) Rep. 9 C3. 

7) Acta Bor. Beh. Org. I 46. 
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Zeitlang nach Bayreuth hinauszuſchicken, „weiln demſelben der Zuſtandt 
der Cammer und Ambter von ſeiner vormahligen Bedienung aldort 
ziemlich bekannt“ wäre. Chriſtian Friedrich iſt im Juni des nächſten Jahres 
nach Bayreuth gegangen, wo er in wenigen Monaten eine ausführliche 
Zuſammenſtellung der Einnahmen und Ausgaben des ganzen Fürſten⸗ 
tums verfertigte und neue Etatsanſchläge vorlegte. Über dieſe Arbeit 
äußert ſich der Markgraf ſelbſt, „daß der von Krautt den Zuſtand unſeres 
Hoff- und Cammer⸗Etats, auch gantzen Creditweſen auf ſolche deutliche 
art gezeiget, als Wir vormahls noch nie geſehen, und dadurch vor Unſer 
und des gantzen Landes aufnehmen ungemeine Sorge getragen und viele 
nützliche Dienſte gethan.“ Krautt hatte dem Markgrafen „ohne Scheu 
unterthänigſt“ angezeigt, daß unter den beſtehenden Verhältniſſen im 
folgenden Jahre die Ausgaben 100000 Gulden mehr betragen würden, 
als die Einnahmen. Die Folge dieſer Feſtſtellung Krautts iſt eine Neu⸗ 
regelung des Steuerweſens, ein ſtarker Beamtenabbau und Reduzierung 
der Gehälter geweſen!). 

Krautt iſt nach Beendigung ſeiner Miſſion nach Berlin zurückgekehrt, 
wo er ſeinen Poſten als Hofkammer⸗ und Geh. Finanzrat noch fünf Jahre 
lang verſehen konnte. Er ſtarb am 10. Auguſt 1714 plötzlich am Schlage ). 

Auch Chriſtian Friedrich v. Krautt iſt ein wohlhabender, ja reicher 
Mann geweſen. Wie ſein Bruder Johann Andreas, hat er eine Kaufmanns⸗ 
tochter geheiratet. Wahrſcheinlich lernte er Johanna Concordia von Droſte, 
die Tochter eines Königsberger Großgetreidehändlers, im Hauſe ihrer 
Schweſter, der Frau Rüdigers von Ilgen kennen. Johanna Concordia 
wird ihm einen guten Poſten Geldes mit in die Ehe gebracht haben. 
Der alte Droſte war ein ſchwerreicher Mann. Seine Witwe ſoll einer 
Berliner Zeitungsnotiz zufolge bei ihrem Tode im Jahre 1715 ihrer noch 
lebenden Tochter, der Frau von Ilgen, eine halbe Million Taler hinter- 
laſſen haben?). Johanna Concordia ſelbſt war ein Jahr zuvor ihrem 
Manne am 21. Oktober 1714 ſehr ſchnell im Tode nachgefolgt. Sie hinter- 
ließ zwei Kinder: Konſtanze Amalie Sophie und Karl Friedrich, von 
denen weiter unten zu reden ſein wird. 

Auch des Miniſters drei Schweſtern ſind vor dem Bruder geſtorben. 
Bei Eröffnung der Erbſchaft des Onkels traten die Kinder zweier Schweſtern 


1) St. A. Bamberg. Rep. 192 Loedeliana II, B Nr. 99 Geſtell 234/4. Über 
den erſtmaligen Aufenthalt Krautts in Bayreuth enthält das Staatsarchiv in 
Bamberg nichts, da die Beſoldungsbücher aus dieſer Zeit fehlen. 

2) Schr. d. Ver. f. Geſch. Berlins XXXVIII 168. 

3) Ebenda XXXVIII 386. 
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auf den Plan. Es waren die3*): der Anna Maria Krautt und des Rats⸗ 
meiſters zu Halle Seyffert Sohn Friedrich Wilhelm, Kriegs⸗ und Do⸗ 
mänenrat in Halberſtadt, und die Kinder der jüngſten Schweſter Anna 
Chriſtina, die einen brandenburgiſchen Regierungsrat in Halle geheiratet 
hatte, Heinrich Gottfried Ellenberg, Magdeburgiſcher Kammerrat, 
Heinrich Andreas Ellenberg, Geh. Finanzrat im Generaldirektorium, und 
Anne⸗Marie, vermählt mit dem Magdeburgiſchen Kriegs⸗ und Domänen⸗ 
rat Chriſtian Julius Schomer ). 

Bei des Miniſters Tode 1723 lebte von ſeinen 7 Geſchwiſtern nur noch 
ein Bruder, Ludwig Gebhard Krautt. 1682 Berggerichtsreferendar 
in Halle?) wurde er ſpäter Berggerichtsſekretär und Sekretär der Univer⸗ 
ſität. 1696 erhielt er eine Beſtallung als Konſiſtorialſekretär am Magde⸗ 
burger Konſiſtorium “). Faſt 20 Jahre hat er dieſe Stellung bekleidet, 
bis es ſeinem einflußreichen Bruder Johann Andreas 1714 gelang, ihm 
die Beförderung zum Konſiſtorialrat zu verſchaffen, die er am 17. Oktober 
dieſes Jahres erhielt?). 

Das große Vermögen des toten Miniſters ging bei der Vielzahl der 
Erben in viele Teile auseinander. Ein königliches Reſkript ſetzte nach gel⸗ 
tendem römiſchem Recht den noch lebenden Bruder Ludwig Gebhard 
und die ſechs ehelichen Kinder der bereits verſtorbenen Geſchwiſter als 
Inteſtaterben ein. 


Wie die Verteilung im einzelnen erfolgt iſt, läßt ſich aus den Akten 
nicht erſehen. Nach Abzug der an die Königliche Kaſſe gezahlten und 
ſonſtigen Entſchädigungsgelder blieben immerhin noch 600000 Taler 
übrig, wovon allerdings etwa 100000 Taler im Auslande, in Amſterdam, 
Venedig und London angelegt waren. Lehndorff erzählt, daß die beiden 
Kinder Chriſtian Friedrichs je 150000 Taler geerbt hätten). Dann wäre 
für den einzelnen der fünf anderen Prätendenten nicht mehr allzuviel 
abgefallen. — 


1) Rep. 9 CCC 2. 

2) 1733 als Schomer von Schomberg nobilitiert (Gritzner, Matrikel S. 21), 
1741 als Landrat im Saalkreiſe wegen Malverſationen kaſſiert und zu zweijähriger 
Feſtungshaft verurteilt. (Acta Bor. Beh. Org. VI 2, S. 198.) 

3) Rep. 52 n. 74. 

4) Ebenda 70b. 

5) Ebenda 70. 

6) 30 Jahre am Hofe Friedrichs des Großen. Aus den Tagebüchern des 
Reichsgrafen E. A. H. Lehndorff. Mitteilungen von K. E. Schmidt⸗Lötzen, 
Nachtr. II 5, 95. 
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Ein zeitgenöſſiſches Urteil beſagt, daß in der Krauttſchen Familie 
die Narrheit ſich vom Vater auf den Sohn fortzupflanzen pflege. In 
der Generation der fünf Brüder, die es alle zu hohen und höchſten Staats⸗ 
ſtellungen gebracht und in ihnen ihren Mann geſtanden haben, konnten 
wir pathologiſche Anwandlungen nur bei Johann Andreas am Ende ſeines 
Lebens konſtatieren. Für die anderen Brüder reicht das Material nicht 
aus, um die pſychiſche Seite ihres Weſens ins Licht zu rücken. 

Das wird anders, wenn wir uns der nächſten Generation zuwenden. 
Mit dem einzigen Sohne des Miniſters, dem Major Franz Andreas, 
der mit jungen Jahren an der Kopfroſe ſtarb, haben wir uns ſchon be⸗ 
ſchäftigt. Er war das genaue Gegenſtück ſeines Vaters. Während der 
Alte in raſtloſer, emſiger Arbeit ſein Vermögen gewann, glaubte der 
junge Franz Andreas als einziger Sohn eines ſteinreichen Bankiers die 
Hände ruhig in den Schoß legen zu können. Und ſo zerrann ihm ſein 
Leben, ohne daß er es zu einer ernſthaften Betätigung gebracht hätte. 

Deuteten wir oben darauf hin, daß die Lebensabriſſe der beiden 
Brüder Johann Andreas und Chriſtian Friedrich mancherlei Ahnlichkeiten 
aufwieſen, ſo läßt ſich ein gleiches für deren Söhne dartun. 

Karl Friedrich, Baron von Krautt, war der einzige Sohn des 
Hofkammerrates Chriſtian Friedrich und der Johanna Concordia, geb. 
von Droſte. Sein Lebenslauf iſt ſchnell erzählt. | | 

Geboren 1703, trat er nach anfänglichem Univerſitätsſtudium in 
die Armee ein. Im Schwerinſchen Regiment Nr. 24 brachte er es bis 
zum Fähnrich, nahm jedoch als ſolcher ſeinen Abſchied, um nach Frank⸗ 
reich zu gehen und franzöſiſchen Dienſt zu nehmen!). In der franzöſi⸗ 
ſchen Armee iſt er bis zum Oberſten avanciert. Doch hat er die Beziehungen 
zu ſeiner märkiſchen Heimat nicht abreißen laſſen. Es iſt uns ein ſehr 
devotes Glückwunſchſchreiben erhalten, das Krautt aus Paris zu Neujahr 
1737 an den König Friedrich Wilhelm L gerichtet hat:). Wahrſcheinlich 
hat er ſich ſchon damals mit dem Gedanken getragen, einmal in preußiſchen 
Dienſt zurückzukehren. Drei Jahre ſpäter antwortete der junge König 
Friedrich II. bald nach ſeinem Regierungsantritt auf ein Schreiben 
Krautts, wenn dieſer noch länger außer Landes bliebe, ſo würden den 
Landesgeſetzen gemäß ſeine Halliſchen Salzgüter konfisziert werden, 
auch würde er dann die Vormundſchaft über ſeine Neffen, von denen 
ſpäter noch zu reden fein wird, nicht bekommen). Auf dieſe Kabinetts⸗ 


1) Akten des Heeresarchivs nach der Nomenklatur. 
2) Rep. 96 C III 8. 
3) Rep. 96 B 33, S. 8. 
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ordre hin hat Krautt ſeine Abſicht zu erkennen gegeben, wieder preußi⸗ 
ſchen Dienſt zu nehmen. Der König bot ihm eine Kammerherrnſtelle im 
Hofſtaate der Königin mit einem Gehalte von 600 Talern an!). Dieſes 
Angebot hat Krautt nicht angenommen. Erſt 1743 verließ er Frankreich, 
um am 4. Mai dieſes Jahres das Hofmarſchallamt im Hofftaate des Prinzen 
von Preußen anzunehmen). Allein mit Auguſt Wilhelm überwarf er 
ſich bald. Er iſt dann ſpäter Hofmarſchall des Prinzen Heinrich geworden. 
In dieſer Stellung verſtarb er zu Ende des Jahres 1767. 

Anläßlich des Todesfalls trug der Pfarrer von Löwenberg, deſſen 
Patron der Verſtorbene war, in das Kirchenbuch ein wie folgt: „Am 
heutigen Tage (1767 Dec. 23) beſchloß ſein ruhmreiches Leben zu Berlin 
abends 7 Uhr der weyland hochwohlgeborene Herr, Herr Carl Friedrich, 
Frh. v. Krautt, Hofmarſchall im Hofſtaate S. K. H. des Prinzen Heinrich 
und Vormund der beiden geiſteskranken Herren von Bredow zu Löwen⸗ 
berg. Er war der Mutter⸗Bruder dieſer beiden von Bredows, ein Herr 
der edelſten Gemüthsart, der vielen Menſchen in der Welt, zum Theil 
durch ſchwere Koſten zu zeitlichen Ehrenſtellen verholfen und ihr irdiſch 
Glück befördert hat. Er zeigete ſich gegen alle Mitmenſchen als ein Men⸗ 
ſchenfreund und war allen, ohne jede Nebenabſicht des Eigennutzes 
willfährig und gefällig)“. 

Beſäßen wir nur dieſes Zeugnis, ſo würden wir Karl Friedrich 
in den Annalen der Familie Krautt als einen braven, biederen und men⸗ 
ſchenfreundlichen Mann zu verzeichnen haben. Nun beſitzen wir aber 
noch eine andere Quelle, die uns zu der Erkenntnis führt, daß der Löwen⸗ 
berger Paſtor, wenn man dem geiſtlichen Herrn eine bewußte Fälſchung 
nicht unterſchieben will, fo doch eine immerhin etwas reichlich ſubjektive 
Notiz ſeinem Kirchenbuche einzuverleiben für gut befand. | 

Graf Lehndorff, der kluge Beobachter des Lebens am Hofe und in 
der Berliner Geſellſchaft, der Krautt ſelbſt perſönlich genau und gut 
kannte, hat in ſeinen Tagebüchern dem Hofmarſchall des Prinzen Heinrich 
manche Zeile gewidmet 4). 

Das einzig Gute, was nach Lehndorffs Auffaſſung Krautt an ſich 
hat, iſt, daß er die Stellung, die er einnimmt, aufs beſte ausfüllt. 
Er nennt ihn den geſchickteſten und peinlichſten aller Hofmarſchälle. 
Sonſt aber gilt er ihm als ein höchſt unangenehmer Sterblicher, der alles 


1) Ebenda S. 17. 

2) Hausarchiv Rep. LVI. Prinz Auguſt Wilhelm. Hofſtaat. 

3) Fontane, Fünf Schlöſſer, S. 169. 

4) Das Folgende nach Lehndorffs Tagebüchern. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVIII. 1. 2 
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an ſich hat, was im geſellſchaftlichen Leben mißfallen kann. Beſonders 
ſtolz iſt Krautt auf ſeine feinen franzöſiſchen Manieren, die er ſich bei ſeinem 
langen Aufenthalt in Frankreich durch den intimen Verkehr mit Pariſer 
Tänzerinnen und Freudenmädchen, mit denen er das vom Vater und 
Onkel ererbte Vermögen verjubelte, angeeignet hatte. 

Das viele Geld war bald vertan. So kam es ihm ſicher ſehr gelegen, 
daß ſeine einzige Schweſter bei ihrem Tode (1745) ihn zum Vormund 
ihrer Kinder einſetzte, hatte er ſich doch ſchon ſeit ſeines Schwagers im 
Jahre 1739 erfolgten Tode um dieſen Poſten beworben. 

Karl Friedrichs einzige Schweſter Konſtanze Amalie Sophie, 
geb. 1699, hatte in Königsberg i. Pr., als ſie dort im Hauſe der Groß⸗ 
mutter zu Beſuch weilte, den Amtshauptmann zu Neidenburg und Soldau, 
ſpäteren Landvogt zu Schanken und Domprobſt von Havelberg !), Johann 
Heinrich v. Bredow auf Hoppenrade aus der Frieſacker Linie kennen 
gelernt. Im Jahre 1715 heiratete ſie als ſechzehnjähriges Mädchen 
den um viele Jahre älteren märkiſchen Edelmann. Der Ehe entſproſſen 
zwei Söhne: Johann Heinrich, geb. 1716, und Samuel Ludwig, geb. 
1721. Der ältere Bruder verfiel um 1736 in geiſtige Umnachtung, und 
auch den jüngeren Bruder, der in das Küraſſierregiment Graf Truchſeß 
eingetreten, 1736 ſogar noch Domprobſt von Havelberg geworden war, 
ereilte 1739 dasſelbe Schickſal als eine Folgeerſcheinung der Pocken )). 
Im ſelben Jahre ſtarb der Vater. Sowohl der Schwager des alten Bredow, 
Karl Friedrich v. Krautt, als auch des Verſtorbenen Schweſterſohn, ein 
Hauptmann von Kalnein, bewarben ſich um die Vormundſchaft der 
jungen Bredows, „da dieſe von ſo ſchwachem und blödem Verſtande, 
daß fie den ihrigen nicht ſelbſt verſtehen können“). Konſtanze Amalie hat 
ihrem Bruder den Poſten verſchafft, was dieſem um ſo mehr zu ſtatten kam, 
da er ſich gerade kurz zuvor mit dem Prinzen Auguſt Wilhelm überworfen 
hatte. Auf Koſten ſeiner Neffen, die, arg vernachläſſigt von den mütter⸗ 
lichen Verwandten, ihr armſeliges Leben in dem einſt mit Krauttſchem 
Gelde guriiderworbenen *) Löwenberg vertrauerten, hat Krautt in Hoppen⸗ 
rade ein fideles Leben im trauten Einvernehmen mit Frau von Morrien 
geführt, bis er feinen Poſten als Hofmarſchall des Prinzen Heinrich antrat. 

Und nun trat eine ſeltſame Frau in das Leben des Hofmarſchalls 
ein. Ilſe Sophie von Platen, Hofdame im Hofſtaate der Königinmutter, 


1) 1717 ſ. Rep. 58 n. 5. 

2) Hierzu vgl. Geſch. d. Geſchlechts von Bredow. 
3) Rep. 22 n. 11a. 

4) Fontane a. a. O. S. 164. 
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galt unbeſtritten als das ſchönſte Mädchen Berlins. Lehndorff wird nicht 
müde, die Reize der jungen Dame in den leuchtendſten Farben zu ſchildern. 
Sie iſt „hübſch wie ein Herzblättchen, hat eine kleine hochelegante Figur, 
die jedem, der ſie geſehen, die heftigſte Leidenſchaft eingeflößt hat. Ich 
habe Prinzen, Lords und Marquis ſie anbeten ſehen“. Dieſen äußeren 
Vorzügen ſcheinen die inneren Anlagen nicht ganz die Wage gehalten 
zu haben. Zwar urteilt Thiebault in den „Souvenirs de vingt ans de 
séjour à Berlin“: „Sie war aufrichtig, ernſt und überlegend und dabei 
von einer durchaus honetten Geſinnung“. Lehndorff dagegen meint, daß 
ſie mit viel Schönheit und mit viel Koketterie nur wenig Geiſt verbinde, 
und auch die Gräfin v. Voß nennt ſie in ihren Tagebüchern „zwar ein 
wunderſchönes Mädchen, das aber wenig Geiſt und eine ſehr melancho⸗ 
liſche Gemütsart beſaß“. 


Die feurigſten Verehrer der jungen Dame waren die Brüder des 
großen Königs ſelbſt. Kamen ſie zur Mutter hinaus nach Monbijou, 
ſo waren ſie dauernd bei dem „ſchönen Platchen“ anzutreffen. Vor allem 
hat der Prinz von Preußen um die Gunſt der ſchönen Hofdame gerungen; 
doch hat Ilſe Sophie den glänzenden Anerbietungen dieſes liebenswürdigen 
hohen Herrn widerſtanden. 


Die Berliner Geſellſchaft fiel aus allen Wolken, als im Juli 1756 
die Verlobung des jungen Fräulein von Platen mit dem vierundfünfzig⸗ 
jährigen Hofmarſchall Karl Friedrich von Krautt bekannt wurde, mit einem 
Manne, der, wie Lehndorff bitter bemerkt, „eigentlich in der Liebe aus⸗ 
gedient hat und keine andere Leidenſchaft als ſeine Pferde kennt“. Man 
fand keine andere Erklärung, als daß die junge Dame ihr ſiebenjähriges 
Hofleben ſatt hatte und allein der Gedanke, verſorgt zu ſein, ſie, die keinen 
Rückhalt an ihrer ziemlich verkommenen Familie fand, dem alten Bären 
in die Arme trieb. Der Berliner Klatſch wird ſchon das Richtige getroffen 
haben, denn von ehelicher Treue gegenüber dem Gatten findet man keine 
Spur. Der Prinz von Preußen, der frieſiſche Baron Dodo Heinrich von 
Knyphauſen, der öſterreichiſche Fürſt von Gavre, der holländiſche Geſandte 
de Verelſt ſpielen in luſtigem Durcheinander den Geliebten der jungen 
Frau von Krautt. Dem Gatten blieb nichts weiter übrig, als gute Miene 
zum böſen Spiel zu machen. 


Unter dem Datum 29. April — 13. Mai 1758 notiert Graf Lehndorff 
in fein Tagebuch: „Die berühmte Frau v. Krautt ... kommt mit einem 
Knaben nieder. Man hofft allgemein, daß ſie ſo geſcheit geweſen iſt, 
ihn aus einer anderen Fabrik zu beziehen, denn in der Familie ihres 


Mannes vererbt ſich immer die Narrheit vom Vater auf den Sohn. 
OF 


E 
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Man nennt Herrn von Knyphauſen !). Immerhin hat ſie ſich gewiſſen 
alten Vorſchriften gemäß an die nächſten Verwandten ihres Mannes ge⸗ 
halten.“ Der Geburtstag des Kindes geht aus einem Brief hervor, den 
Krautt an den Prinzen Heinrich am 9. Mai geſchrieben hat. Der Hof⸗ 
marſchall ſagt unter anderem von ſeiner Frau: „Dans ce moment elle 
est avec . . . la sage femme occupée à faire son semblable, mais cela 
n'est pas fini encore). Wenn alfo die Hebamme bereits damit beſchäftigt 
war, dem werdenden Erdenbürger zum Leben zu verhelfen, ſo wird 
dieſer das Licht der Welt eben am Tage des Briefdatums erblickt haben. 
Der Sohn der Ilſe Sophie hat die angezweifelte Vaterſchaft des Hof⸗ 
marſchalls durch die Ausgeſtaltung ſeiner Perſönlichkeit nicht erweiſen 
können. Er hat bald von dieſem Leben wieder Abſchied genommen. 
1762 hat Frau v. Krautt ihrem Gatten noch ein Kind geboren, die durch 
Fontanes „Fünf Schlöſſer“ unter dem Namen „die Krautentochter“ 
bekannt gewordene Luiſe Charlotte Henriette. 


Wenige Jahre darauf ſtarb der Hofmarſchall im Alter von 64 Jahren 
an einer Entzündung den 23. Dezember 1767 abends zwiſchen 7 und 
8 Uhr). Ilſe Sophie wird über des Gatten Tod nicht ſonderlich betrübt 
geweſen ſein. Und ſo wollen auch wir getroſt von dieſem Manne Abſchied 
nehmen, indem wir noch die Worte des Grafen Lehndorff hören, die er 
anläßlich des Todesfalls in ſein Tagebuch ſchrieb: „Der Hofmarſchall 
des Prinzen, Herr v. Krautt, ſtirbt, wie er gelebt, d. h. als Wüſtling. 
Er will weder von Gott noch von Gottes Wort ſprechen hören, und 
eine Stunde vor ſeinem Tode führt er noch zyniſche Redensarten im 
Munde... Er war der widerwärtigſte Menſch, den ich in meinem Leben 
kennen gelernt habe, machte alle Welt ſchlecht und traktierte alle, die 
bei ihm verkehrten, mit Grobheiten. Man behandelte ihn ſchließlich 
als Narren und als ſolcher iſt er auch geſtorben.“ Vergleicht man 
mit dieſem Urteil die Eintragung im Löwenberger Kirchenbuch, ſo 
erkennt man leicht, wie geringer Wert in Notizen liegt, die unter 
allzugetreuer Beherzigung der Deviſe „De mortuis nil nisi bene“ ge- 
ſchrieben ſind. 

Der magdeburgiſche Konſiſtorialrat Ludwig Gebhard Krautt hat 
von den fünf Brüdern die größte Kinderſchar um ſich verſammelt. Neben 


1) Vetter des Hofmarſchalls als Sohn des Kabinettsminiſters Friedrich E. 
von Knyphauſen und Ilgens Tochter Karoline Luiſe. 


2) Hausarchiv Rep. LVI Briefwechſel d. Prinzen Heinrich F 181 D. 12, 3. 
3) Voſſ. Zeitung vom 26. XII. 1767. 
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fünf Mädchen!) hat ihm ſeine Frau Sophie Eleonore, geb. Heinrich, 
drei Söhne geboren. 

Der alte Johann Andreas v. Krautt brachte ſeinen gleichaltrigen 
Neffen, den zweiten Sohn des Bruders, im Generalkriegskommiſſariat 
unter, wo er ihm 1717 eine Beſtallung als Kommiſſariatsrat verbunden 
mit der Aufſicht über Archiv und Regiſtratur verſchaffte ). 1721 erwirkte 
der Onkel für ihn ein Hof⸗ und Kommiſſariatsratspatent bei der Inſpektion 
der piorum corporum im Herzogtum Magdeburg. Allein der junge 
Johann Andreas war nicht mehr in der Lage, die ihm durch den Onkel 
verſchaffte Stellung anzutreten. Der alte Krautt ſchrieb am 24. Februar 
an Grumbkow: „Seine K. M. haben auff mein allerunterthänigſtes 
Anſuchen mir die gnade gethan, meinem Vetter, dem geweſenen Commiſſa⸗ 
riats⸗Archivario des Reg. Raths Köpkens verrichtung bey den piis cor- 
poribus und invaliden allergnädigſt zu conferiren und nebſt dem tracta⸗ 
ment der 300 tl. auch ein Hoffrathspatent expediren zu laſſen. 

Da es aber ſcheinet, daß dieſes Mannes hipocondriſcher Zuſtand 
ſich noch ſobald nicht ändern dürffte und er dahero dieſe charge unterthänigſt 
depreciret, ſo wollte ich ſolche gnade meinem andern Vetter, dem Krieges⸗ 
rat in Magdeburg wohl gerne gönnen, wann S. K. M. ſo gnädig ſeyn 
und das vor jenen expedierte patent auff dieſen umbſchreiben laſſen 
wolten, da auch der Kriegesrath über 16 Jahr treu und fleißig gedienet, 
auch mit viel Eyfer gearbeitet hat, und zu S. K. M. dienſten recht ge⸗ 
ſchickt iſt; inmittelſt aber viele junge Leute in dortigen provintzen den 
Titul von Geh. Räten acquiriret haben, fo ihme bei commiſſionen vor⸗ 
gehen, ſo würde er zu mehreren Eifer vor S. K. M. intereſſe auffs neue 
angefrifdet werden, wann S. K. M., anſtatt Sie vor meinen anderen 
Vetter das Hoffraths⸗Patent accordiret haben, dem Kriegesrath bey 
dieſer occaſion den Charakter eines Geh. Rathes allergnädigſt beylegen 
und gleich jenen von den Chargen iuribus befreyen wollten. So wie ich 
dieſen Mann kenne, bin ich verſichert, daß S. K. M. dero gnade nicht übel 
anwenden werden.“ 

So erhielt Johann Ludwig Krautt, ſeit 1707 als Nachfolger des 
kaſſierten Heuckenrodt Magdeburgiſcher Oberempfänger, ſeit 1713 


1) Anna Katharina, verm. mit dem Domſyndikus zu Magdeburg E. Flörcken; 
Auguſte Sophie, verm. mit dem Hallenſer Profeſſor Hieronymus Gundling; 
Katharina Eliſabeth, verm. mit Chr. Ebeln, Oberauditeur in Berlin; Johanna 
Chriſtina, unverm.; Marie Sophie, verm. mit dem kurſächſ. Generalmajor von 
Nie ſemeuſchel. 

2) Acta Bor. Beh. Org. II 513. 
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Kommiſſariatsrat, die urſprünglich dem Bruder zugedachte Stellung bei 
der Kammer zu Magdeburg !). 1723 berief man ihn nach Berlin ins 
Generaldirectorium. Krautt aber machte in einer Bittſchrift geltend, daß 
er, der ſich ſchon 16 Jahre lang mit den Magdeburger Provinzialangelegen⸗ 
heiten vertraut gemacht hätte, nun nicht mehr „capable und vermögend 
wäre, beim Generaldirectorium erſprießliche Dienſte zu leiſten“, und bat, 
im alten Amt belaſſen zu werden, wozu der König ſeine Einwilligung 
erteilte). Schon damals war des Geh. Rates Geſundheit nicht mehr die 
beſte, und im folgenden Jahre ſah Krautt ſich veranlaßt, um Urlaub 
für eine ein⸗ bis zweimonatliche auswärtige Brunnenkur einzukommen, 
da er einige Zeit bedenklich krank geweſen und, was für einen hohen 
Verwaltungsbeamten allerdings von Übel, auch an Gedächtnisſchwäche 
litte. Für Urlaub hatte der König Friedrich Wilhelm I. kein Verſtändnis. 
Er lehnte das Geſuch ab und ließ dem Beamten andeuten, daß eine er⸗ 
betene Entlaſſung gern genehmigt werden würde. Daraufhin kam 
Krautt um ſeinen Abſchied ein, der ihm im Alter von erſt 40 Jahren am 
9. Juni 1724 zuteil wurde). 

Bei beiden Brüdern ſehen wir alſo das krankhafte Moment der 
Hypochondrie und Gedächtnisſchwäche ſchon in jungen Jahren ſo in die 
Erſcheinung treten, daß es ihnen ihre Stellungen als Staatsbeamte fojtete. 

Die Bekanntſchaft des dritten Bruders Friedrich Wilhelm haben 
wir bereits oben gemacht. Es iſt der mißratene Neffe, aus dem der alte 
Onkel Johann Andreas ſich vergebens bemüht hat, einen Kaufmann zu 
machen. Der Profeſſor in Halle, Gundling, der ältere Bruder des be⸗ 
kannten Akademiepräſidenten und Hofnarren Friedrich Wilhelms I., 
war ein Schwager des jungen Krautt. Eben dieſer Gundling war es, 
der ſeinen Verwandten einſt nach Berlin brachte und den alten Johann 
Andreas v. Krautt dazu beſtimmte, den hoffnungsvollen, jungen Mann 
zum Kaufmann ausbilden zu laſſen. Der alte Onkel hat ſich wohl ange⸗ 
legen ſein laſſen, die einmal übernommene Aufgabe getreulich zu löſen. 
Er hat den Neffen drei Jahre in Holland und zwei Jahre in England die 
Wollemanufaktur erlernen laſſen, ehe er ihn nach Berlin zurückrief, um 
ihn im eigenen Geſchäft zu verwenden, was aber, wie bereits geſagt, zu 
keinem glücklichen Ende führte. 

Wenn man den eigenen Schreiben dieſes Friedrich Wilhelm Glauben 
ſchenken würde, müßte man in ihm ein unſchuldsvolles Lamm erblicken. 


1) Gen. Dir. Magdeburg V n. 3. 
2) Acta Bor. Beh. Org. IV I, S. 331. 
3) Gen. Dir. Magdeburg Vn. 3. 
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Mit hochtönenden Worten ſchildert er ſeine humane Geſinnung, die ihn 
dazu beſtimmte, den kranken Onkel bis zu deſſen Tode mit rührender 
Hingabe zu pflegen. Nur auf die dringenden Bitten der Verwandten 
hätte er den kranken Miniſter nicht zur Abfaſſung eines Teſtamentes 
veranlaßt, das ſicher zu ſeinen Gunſten ausgefallen wäre. 

Dieſem Panegyrikus auf ſein eigenes Ich ſteht das Urteil des Magde⸗ 
burger Bruders Johann Ludwig gegenüber, der in einem Briefe an 
Katſch vom 16. November 1725 ſich dahin äußert, daß Friedrich Wilhelm 
eine Schande für die ganze Familie ſei, „die ſeit 200 Jahren ihrem Landes⸗ 
herrn ſoviele und nützliche Dienſte gethan“. Friedrich Wilhelm habe ſich 
nicht entblödet, dem König zu erklären, ſein Onkel Johann Andreas ſei 
ein Schelm und Spitzbube geweſen. Nach des Onkels Tode habe er 
über 12000 Taler an ſich gebracht, „wie er aber geſchaltet, gewaltet und 
gelebt, iſt Gott und ganz Berlin bekannt. Er hat alles verſchlemmet und 
verpraßt“. 

Wenn wir das ſpätere Leben dieſes Menſchen, wie es aus den Akten 
zu uns ſpricht, betrachten, ſo beſteht kein Zweifel, daß das ſcharfe Urteil 
des Bruders das Richtige traf. Friedrich Wilhelm hat ſein ganzes Leben 
hindurch eigentlich nichts weiter getan, als Prozeſſe geführt. Die Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten um die Erbſchaft des Onkels zwiſchen Friedrich Wilhelm 
Krautt und den übrigen Verwandten zogen ſich durch zwei Jahrzehnte 
hin. Juriſtenfakultäten und die höchſten Gerichtshöfe des Landes ſind in 
dieſer Sache bemüht worden. Dauernd in Schulden ſtand Friedrich 
Wilhelm mit einem Fuße immer in der Hausvogtei. Beim Tode der 
Mutter und der unverheirateten Schweſter Johanna Chriſtine, die beide 
in Berlin ſtarben (1737 bzw. 1742), brachte er ſchleunigſt mit Gewalt 
deren Vermögen an ſich, was zu endloſen Auseinanderſetzungen mit 
den Geſchwiſtern führte ). 1736 erwarb er das Gut Hirſchfelde im Ober⸗ 
Barnim, deſſen Erhaltung aber nur dazu beitrug, ſeine Schuldenlaſt 
bedeutend zu vermehren. 1747 waren die Gläubiger drauf und dran, 
Hirſchfelde unter den Hammer zu bringen. Krautt wurde nur durch eine 
kgl. Moratoriumsgewährung gerettet :). Er hat das Gut noch bis 1753 
halten können, das dann an den Minifter von Bismarck überging. 
Als Krautt 1773 ſein unnützes Leben endete, mußte die Witwe die be⸗ 
trübende Feſtſtellung machen, daß ihr ſeliger Mann durch die vielen Pro⸗ 
zeſſe ſein ganzes Vermögen verloren hatte. 


1) Rep. 9 C00 2. 
2) Rep. 22, 178 K. 
3) Fidicin, Territorien II 2, S. 33. 
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Friedrich Wilhelm Krautts Frau Charlotte Luiſe war eine geborene 
v. Weiler, verwitwete v. Stoſch. Wir wiſſen wenig von ihr. Um ſo 
wertvoller iſt darum ein Geſuch des Schwagers aus erſter Ehe, des 
Kapitäns vom Dockumſchen Regiment Fr. v. Stoſch, worin dieſer den 
König bittet, zu veranlaſſen, daß ſeines verſtorbenen Bruders Tochter 
„den Händen ihrer liederlichen Mutter entriſſen wird“). Darnach 
ſcheinen beide Ehegatten ganz gut zueinander gepaßt zu haben. Frau 
Charlotte Luiſe hat ſpäter in kümmerlichen Verhältniſſen zuſammen 
mit einer Tochter aus zweiter Ehe gelebt, zuerſt im Schwarzen Adler 
in der Bernauſchen Straße, ſeit 1782 beim Stallmeiſter Meil an der 
Schinkenbrücke in der Jeruſalemer Straße. In einer Bittſchrift an den 
König bekennt fie: „je vis avec ma fille dans une grande misére et 
pauvreté. Souvent nous n'avons pas le besoin“. Der König hat hierauf 
kurz dekretiert, die Witwe ſolle ſich an ihre Verwandten, die Bredows 
und Frau von Verelſt “ wenden, die könnten ſie ernähren). 

Noch ein kurzer Blick auf die Nachkommenſchaft der Schweſtern 
des Miniſters Johann Andreas von Krautt. Anna Marias Sohn Fried- 
rich Wilhelm Seyffert, feit 1712 Steuerrat, wurde 1723 Kriegs⸗ 
und Domänenrat in Halberjtadt*) Nach des Onkels Tod hat Seyffert 
ein Geſuch an den König eingereicht, „wegen der Verlaſſenſchaft Krautts 
drei Wochen nach Berlin gehen zu dürfen“, worauf der König kurz re⸗ 
ſolvierte: „guht, wenn er ſein Dimis haben will, der Kerrel dauget 
nichts“. Die Entlaſſung aus dem Dienſt ſcheint in der Tat nicht lange 
haben auf ſich warten laſſen, denn ſchon am 6. November 1724 verfügt 
der König über Seyfferts Traktament ). 

Anna Chriſtinas Söhne waren Heinrich Gottfried und Hein- 
rich Andreas Ellenberg. Der erſtere, Magdeburgiſcher Kammer⸗ 
ſekretär und ſeit 1722 Kammerrat und Kontrolleur der Rechenfammer’), 
muß bald darauf den Staatsdienſt verlaſſen haben. Weder in Berliner, 
noch in Magdeburger Akten findet ſich eine weitere Spur feiner Beamten- 
tätigkeit. Der andere Bruder, zuerſt Generalproviantmeiſter, wurde, 
nachdem er die Stufen der Beamtenlaufbahn raſch durcheilt, 1723 Geh. 


1) Rep. 9 CCC 2. | 

2) Ilſe Sophie v. Platen hat in zweiter Ehe den holländiſchen Geſandten 
in Berlin Thierry Hubert Grafen v. Verelſt geheiratet. 

3) Rep. 96, 435 K 5. 

4) Acta Bor. Beh. Org. II. 89. 

5) Ebenda IV. 1, S. 66. 

6) Ebenda III. 483. 
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Finanz⸗Krieges⸗ und Domänenrat im Generaldirektorium !). Zwei Jahre 
darauf ſchon hat er, wie ſeine beiden Magdeburger Vettern, aus Geſund⸗ 
heitsrückſichten den Dienſt quittieren miijjen*). — 

Mit des alten Miniſters Tode zerbrach das Glück der Familie Krautt. 
Nur wenig Monde gingen ins Land, und die Neffen, die wohl alle ihre 
Karriere der allmächtigen Stellung des Onkels verdankten, ſchieden aus 
dem Staatsdienſt aus. Gewiß lag ein ungeſunder Keim in der Familie, 
und ſicher wird die krankhafte Veranlagung der meiſten von ihnen 
zu dem vorzeitigen Ende ihrer Laufbahnen mit beigetragen haben. 
Den Hauptgrund jedoch wird man wohl darin ſuchen müſſen, daß der 
König den Haß, mit dem er den toten Miniſter verfolgte, auf die Ver⸗ 
wandten des einſt allmächtigen Mannes übertrug. 


In der nächſtfolgenden Generation erliſcht die Deszendenz des 
Giebichenſteiner Amtmanns in männlicher Linie. Der Sohn des när⸗ 
riſchen Hofmarſchalls und der ſchönen Platen ſtarb, wie wir ſahen, früh, 
und die alleinige Erbin wurde Luiſe Charlotte Henriette v. Krautt, 
jene merkwürdige Frau, in der ſich das bizarre Weſen des Vaters und das 
leichte Blut der Mutter zu einer ſeltſamen Miſchung vereinigen follten. 
Der „Krautentochter“, wie ſie im Volksmunde hieß, hat Fontane in 
ſeinen „Fünf Schlöſſern“ ein zwar ſchönes, aber reichlich idealiſiertes 
Denkmal geſetzt. 

Als ſechzehnjähriges Mädchen wurde die kleine Krautt von der Mutter, 
die von jeher eine beſondere Vorliebe für alles Ausländiſche bekundet hatte, 
mit dem engliſchen Geſandten am Berliner Hofe Elliot, verheiratet. Nach 
fünfjähriger Dauer wurde die Ehe geſchieden, da, wie es in den Prozeß⸗ 
akten heißt, „die Charlotte, geb. Freiin von Krautt . .. ſelbſt hat einge- 
ſtehen müſſen, daß ſie während der Ehe einen geheimen Umgang und 
Briefwechſel geführt habe“). Der Erwählte ihres Herzens war der 
Kammerherr im Hofſtaate des Prinzen Heinrich, Georg Frh. v. In⸗ 
und Knyphauſen, ein naher Verwandter des einſtigen Verehrers der 
Mutter. Ein Vierteljahr nach der ausgeſprochenen Scheidung von Elliot 
ging Charlotte mit dem Baron eine heimliche Ehe auf Verſuch ein. 
Sie machten aus, daß ſie, falls nach einer beſtimmten Zeit der Verſuch 
als geſcheitert angeſehen werden müßte, in aller Stille wiederum ſich 
trennen wollten. Wenn es zur Realiſation dieſer Eventualität nicht kam, 
jo lag dies an dem frühen Tod des Gatten. An ſich hatte die Krautten- 


1) Ebenda L 361. 


2) Roden, Geſch. d. Gen. Direktoriums (Hs. im G. St. A. Berlin), S. 49. 
3) Rep. 47 n. 9 (1783/84). 
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tochter den nüchternen, kränklichen Baron bald ſatt. Sie wandte ihre Nei⸗ 
gung dem luſtigen Rittmeiſter von Arnſtedt zu. Der Herr von Knyp⸗ 
hauſen war noch kein Jahr tot, als die Hochzeit, vom Prinzen Heinrich 
ſelbſt ausgerichtet, prächtig gefeiert wurde. Eine Weile herrſchte nun 
eitel Freude und Wonne, bis dann der junge Offizier das Trinken anfing, 
bei welcher Betätigung das letzte Stück ſeines Verſtandes bald im Alkohol 
von dannen ſchwamm. Da der Gatte völlig unzurechnungsfähig wurde, 
löſte Charlotte die Ehe. Arnſtedt kam in Penſion zu einem Pfarrer nach 
Hakenberg, und die Krautentochter verbrachte nach dreimal verunglückter 
Ehe ihr ſpäteres Leben einſam auf dem ihr aus dem Bredowſchen Erbe 
zugefallenen Hoppenrade. Der Berliner Klatſch urteilte, die ſchlechte 
Behandlung der verrückten Bredowſchen Neffen von ſeiten der Eltern 
Charlottens habe ſich in den Extravaganzen und dem Unglück der Tochter 
bitter gerächt !). 

Auch des Konſiſtorialrates Ludwig Gebhardt Krautt Söhne haben 
keine männlichen Nachkommen hinterlaſſen ). So bleibt in dieſer letzten 
Generation nur ein männlicher Nachkomme aus der Familie Krautt 
übrig, der Enkel des Miniſters und Sohn des Majors und der Paſtors⸗ 
tochter, Karl Andreas. Wie der Vater wurde er Soldat. Er trat als 
Avantageur in das Dragonerregiment Nr. 7, Prinz Eugen v. Anhalt, ein, 
wurde 1733 Fähnrich und 1735 Leutnant. Im ſelben Jahre iſt er aus 
nicht mehr erkennbarem Grunde kaſſiert und auf die Feſtung Küſtrin 
gebracht worden). 

Zwei Jahrzehnte faſt entſchwindet der junge Krautt unſerem Ge⸗ 
ſichtskreiſe, um dann noch einmal unter eigentümlichen Umſtänden 
aufzutauchen. Im Jahre 1762 lief in Berlin ein aus Rom datiertes 
Schreiben ein, in dem ein zweifellos Verrückter den König bittet, in die 
Heimat zurückkehren zu dürfen, da die Kapuziner und Dominikaner 
ihm als Vaſallen des Königs von Preußen nach dem Leben trachteten. 
Der Schreiber iſt niemand anders, als unſer Karl Andreas von Krautt. 
Er hatte völlig den Verſtand verloren und durchirrte ſeitdem plan⸗ und 
ziellos die Welt. Hier können wir die intereſſante Feſtſtellung machen, 
daß der Verfolgungswahn, der ſich in des Großvaters närriſcher Angſt 
vor Dieben und Einbrechern ſchon kundtat, im Enkel in weſentlich geſteiger⸗ 
ter Form in die Erſcheinung trat. 

1) Thiebault, Memoiren III. 311. 

2) Johann Ludwig war verheiratet mit Marie Ehrengard Voigt, Johann 
Andreas ſtarb unvermählt. 

3) Akten des Heeresarchiv3 nach der Nomenklatur. 
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Auf Grund eines von Krautts Verwandten eingeholten Memo⸗ 
rials bat der Kabinettsminiſter Graf Finckenſtein den Chevalier Coltrolini 
in Rom, als den einzigen, der das Vertrauen des Karl Andreas v. Krautt 
beſaß, deſſen Rückreiſe in die Wege zu leiten. Da zu erwarten ſtünde, 
daß Krautt aus Geldmangel nicht würde reiſen können, wurde Coltrolini 
zu verſtehen gegeben, er möge Herrn Krautt anbieten, ihm als Angehörigen 
einer bekannten Berliner Familie 600—800 Reichstaler vorzuſchießen. 
Das Geld ſollte Coltrolini beim Marcheſe Belloni abheben, an den Splitt⸗ 
gerber und Daum es überweiſen würden. Über den Erfolg von Coltro- 
linis Vermittlung erfahren wir nichts. Ebenſowenig wiſſen wir, wie, 
wo und wann der letzte Krautt fein trübes Leben geendet). 

Damit ſtehen wir am Ende unſerer Betrachtungen. Wir gingen 
aus von dem Amtmann auf dem Giebichenſtein. Wenn dieſer an ſeinem 
Lebensabend auf ſeine heranwachſenden Söhne blickte, wird ihm nie 
der Gedanke gekommen ſein, daß ſchon in der Generation der Urenkel 
ſeine Familie zu völliger Degeneration verdammt und zum Ausſterben 
verurteilt ſein ſollte. Des Amtmanns Söhne ſahen wir alle zu hohen 
Ämtern und Würden im preußiſchen Verwaltungsdienſt gelangen. 
Im Mittelpunkt ſtand die merkwürdige Geſtalt des Miniſters Johann 
Andreas von Krautt. Er war es, der durch ſeine Verdienſte um den preu⸗ 
ßiſchen Staat die kurze Blüte der Familie in Berlin ſowohl, wie im 
heimiſchen Herzogtum Magdeburg begründet hat. Sein Tod war für die 
ganze Familie der Anfang vom Ende. 

Das viele Geld hat den Krautts keinen Segen gebracht. Den alten 
Johann Andreas, der den Mammon zu ſeinem Götzen erhob, beraubte 
es ſchließlich des klaren Verſtandes, machte ihn zum Geizhals und damit 
lächerlich vor den Leuten. Die Söhne der beiden reichen Brüder warf 
es aus der Bahn. Das liederliche Leben des einen führte zum Bruch 
mit dem Vaterhauſe. Der andere verließ, im Vertrauen auf ſeine ge⸗ 
füllten Taſchen, die Heimat, um an der Hochburg des galanten Lebens 
jener Tage ſein Geld und die Kräfte ſeiner Jugend zu vergeuden. Der 
Streit endlich um die Millionenerbſchaft ſäte unendlichen Hader und Zank, 
zerriß die Bande der Familie. Das mühſam in einem arbeitsreichen 
Leben zuſammengebrachte Vermögen zerrann in den Händen der Erben 
bald zu nichts. 

Ein pathologiſcher Zug, für uns erkenntlich zuerſt bei dem alten 
Miniſter Johann Andreas in die Erſcheinung tretend, dann mit den 
Generationen ſich verſtärkend, war der Familie Krautt mit auf den Weg 


1) Rep. 22, 178 K. 
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gegeben worden. Wir ſahen die unerquidlichen Figuren des albernen, 
bizarren Hofmarſchalls und des verunglückten Kaufmanns, der die Be⸗ 
ziehungen zu ſeinen Verwandten nur durch die Prozeſſe, die er mit ihnen 
führte, aufrecht erhielt. Wir begegneten dem verbummelten, extra⸗ 
vaganten Major, wie den beiden magdeburgiſchen Geheimen Rätein, 
deren melancholiſche Hypochondrie und früh auftretende Gedächtns⸗ 
ſchwäche zum vorzeitigen Verluſt ihrer Amter führte. In der letzten 
Generation trafen wir auf die beiden verrückten Bredowſöhne, deren 
Geiſteskrankheit wohl auch Krauttſches Erbgut war, denn in der Bredow⸗ 
ſchen Familie waren ſolche Erſcheinungen nicht eben an der Tagesord⸗ 
nung. Wir ſahen die ſeltſame Krautentochter, dieſen Prototyp der 
modernen grande dame du monde, zweimal geſchiedene Frau und luſtige 
Witwe, und endlich des Miniſters einziges Enkelkind, den kaſſierten 
Leutnant, der in geiſtiger Umnachtung und Verfolgungswahn die dunkle 
Straße ſeines Lebens zog. So treibt manchmal das Schickſal mit den 
großen Familien ein ſeltſames Spiel. 


II 


Die Gründung Berlins und Kölns. 
Von 
Ernſt Kaeber. 


1. 

Der Urſprung der Städte Berlin und Köln iſt, da Gründungs⸗ 
urkunden nicht erhalten ſind, nur auf dem Wege der hiſtoriſchen Kritik 
aufzuhellen. Ohne Hilfe von Hypotheſen iſt der Natur der Sache nach 
nicht auszukommen. Was man von ihnen verlangen muß, iſt, daß ſie 
unter Berückſichtigung aller in Betracht kommenden Momente auf⸗ 
geſtellt werden. 

In neuerer Zeit iſt über die Entſtehung Berlins und Kölns mehr⸗ 
fach gehandelt worden. Dabei iſt aber das Problem nur ſelten von allen 
Seiten beleuchtet, meiſt nur von einzelnen Geſichtspunkten aus be⸗ 
trachtet worden. Trotz der wertvollen Unterſuchungen Krabbos über 
Berlins, Clauswitzs über Kölns Anfänge!) dürfte es ſich lohnen, noch 
einmal die Frage aufzurollen und zu verſuchen ſie ihrer Löſung ſoweit 
näher zu bringen, wie dies nach Lage der Umſtände möglich iſt. Der beſte 
Weg für die Unterſuchung wird der ſein, zunächſt die neuere Literatur 
einer kritiſchen Betrachtung zu unterziehen und dann zu einer poſitiven 
Zuſammenfaſſung zu ſchreiten. 

Vorher rufen wir uns kurz die bekannten wenigen chronikaliſchen 
und urkundlichen Zeugniſſe über die Anfänge Berlin-Kölns ins Ge⸗ 
dächtnis. Die etwa 1280 verfaßte Chronica prineipum saxoniae be» 
richtet: 

„Postquam autem adolevissent ... terras et reditus ampliaverunt, 
fama, gloria et potentia excreverunt. A domino Barnem terras Barnonem 
et Teltowe et alias plures obtinuerunt, Ukaram terram usque in Walsene 
fluvium emerunt. In Hartone castra et advocacias comparaverunt. Berlin, 


1) Krabbo, Die Städtegründungen der Markgrafen Johann I. und Otto III. 
von Brandenburg. Archiv f. Urkundenforſchung Bd. IV (1912), S. 255 ff., 
bei. S. 257-59. — Clauswitz, Das Stadtbuch des alten Köln an der Spree. 
Berlin 1921. Schriſten des Vereins f. d. Geſch. Berlins. Heft 52. 
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Struzeberch, Vrankenvorde, Novum Angermunde, Stolp, Li venwalde 
et Stargarde, Novum Brandenburch et alia loca plurima exstruxerunt 
et sic deserta ad agros reducentes bonis omnibus habundaverunt“ ). 


Durch eine Urkunde vom 7. März 1232 beſtimmen die Markgrafen 
Johann I. und Otto III., daß alle Städte im Lande Teltow, im Glin 
und in dem neuen Lande Barnim ihr Recht von Spandau erhalten 
ſollen. 

Am 28. Oktober 1237 wird zum erſten Male ein Pfarrer Symeon 
de Colonia erwähnt; 1244 erſcheint derſelbe als Propſt von Berlin, 
ebenſo 1245. 1247 wieder heißt er Propſt von Köln bei Berlin. Im gleichen 
Jahre erſcheint der Schulze Marſilius von Berlin, der auch 1253 wieder 
vorkommt. Daß Berlin Stadt war, iſt aus der Erwähnung eines Propſtes 
mit größter Wahrſcheinlichkeit für das Jahr 1244, mit Sicherheit erſt 
aus der Urkunde vom 18. Januar 1251 zu ſchließen, in der die Stadt 
Prenzlau Zollfreiheit wie Brandenburg und Berlin erhielt. Köln er⸗ 
ſcheint als Stadt urkundlich erſt 1261. 


II. 


Im 25. Jahrgang der „Brandenburgia“ (1916) hat Albert Kieke⸗ 
buſch es unternommen, in einem Aufſatz „Die Berliner Hufen“ den 
Nachweis zu führen, daß Berlin aus einem deutſchen Dorf entſtanden 
ſei. Der Aufſatz geht auf Unterſuchungen über die Beſiedlung des unteren 
Spreetals zurück, deren Reſultate Kiekebuſch im Jahre vorher in der 
Zeitſchrift für Ethnologie, 47. Jahrgang, 100 —107, veröffentlicht hatte. 
Kiekebuſch weiſt darauf hin, daß im Mittelalter bei Dorfgründungen darauf 
geſehen wurde, daß jedes Dorf genügenden und geeigneten Land⸗ 
beſitz erhielt, um den für die Ernährung ſeiner Bewohner notwendigen 
Ackerbau zu treiben. Deshalb ſeien die deutſchen Dörfer im unteren 
Spreetal ſo angelegt worden, daß ihr Ackerbeſitz auf den fruchtbaren 
Höhenplateaus des Barnim oder des Teltow lag. Ortſchaften, die 
keinen derartigen Ackerbeſitz ihr eigen nennen, ſondern ganz auf das 
Spreetal angewieſen ſind, wie Lützow, Stralau, Cöpenick, Rahnsdorf, 


1) Clauswitz, a. a. O. S. 2, hebt hervor, die Chronik bezeichne dieſe Grün⸗ 
dungen als castra, advocacias und loca, nicht als oppida oder civitates. Das 
iſt richtig, doch beziehen ſich die Worte castra und advocacias nur auf die Grün⸗ 
dungen im Harz. Die mit Namen genannten Orte find ſämtlich im 13. Jahr- 
hundert Städte, auch Stolp; vgl. die Urkunde der Markgrafen Otto und Conrad 
vom 1. Nov. 1286 für die burger des stadtleins Stolpe (Riedel A XIII, S. 319). 
Mit dem Ausdruck loca ſollen eben nur dieſe Städte und die ſonſt noch gegründeten 
Städte, Dörfer und Klöſter zuſammengefaßt werden. 
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verraten ſchon dadurch ihren wendiſchen Urſprung. Städte, die einen 
Hufenbeſitz auf dem fruchtbaren Hochplateau haben, ſind, ſo folgert 
Kiekebuſch weiter, aus deutſchen Dörfern erwachſen; Städte, die keinen 
ſolchen Beſitz haben, aus wendiſchen Dörfern. Ein Beiſpiel für das eine 
ſei Berlin, für das andere Köln. 

Für Berlin ſucht Kiekebuſch dieſe Annahme im einzelnen näher 
zu erweiſen. Er geht dabei von den Angaben des Berliner Stadtbuches 
aus dem Ende des 14. Jahrhunderts und von der Separation der Berliner 
Hufen im erſten Viertel des 19. Jahrhunderts aus. Er zeigt, daß das 
Berliner Hufenland auf dem fruchtbaren Geſchiebemergel des Barnim⸗ 
plateaus lag und ſich nur durch ſeinen etwas größeren Umfang von der 
Ausſtattung der deutſchen Dörfer des unteren Spreetals, Lichtenberg, 
Friedrichsfelde, Biesdorf, Kaulsdorf, Mahlsdorf und Dahlwitz unter⸗ 
ſchied. Die Nordgrenze der Feldmarken aller dieſer Dörfer wie die des 
Berliner Hufenlandes lief nach Kiekebuſch parallel dem Südrand der 
Barnimhochfläche; alle Dorfmarken reichten als Streifen von hier bis 
in das Urſtromtal hinunter und ihre Oft- und Weſtgrenzen bildeten faſt 
genau Parallelen, ſo daß man ſchließen muß, daß eine gleichmäßige 
Aufteilung des Grund und Bodens dieſer Dörfer und Berlins ftatt- 
gefunden hat. 

Dieſe Beobachtung mag an ſich völlig richtig ſein — ſie beweiſt 
keineswegs, daß Berlin nicht von vornherein als Stadt geplant worden 
iſt. Wenn Kiekebuſch darin, daß „Berlin zur Zeit der Koloniſation genau ſo 
behandelt“ worden iſt wie die Dörfer der Umgegend (S. 118), einen 
Fingerzeig dafür erblicken ſollte, daß Berlin urſprünglich auch nur ein 
Dorf war, ſo wäre das ein Irrtum. Wir wiſſen ja, daß aus wilder Wurzel 
gegründete Städte, deren Gründungsurkunden erhalten geblieben ſind, 
ebenſo eine Ausſtattung an Land bekommen haben, wie die Dörfer 
ihrer Umgebung!). Kiekebuſch hat denn auch verſucht, feine Anſicht 
mit weiteren Argumenten zu ſtützen. Er weiſt darauf hin, daß auch die 
Berliner Pfarrkirche nur mit 4 Hufen dotiert war wie die anliegenden 
dörflichen Pfarrkirchen. Daraus find aber keine Schlüſſe auf die Ent- 
ſtehung Berlins als Dorf zu ziehen. Es genügt, auf den Vertrag vom 
28. Oktober 1237 hinzuweiſen, in der die ſolange ſtrittige Zehntfrage 
für die neuen Lande der Diözeſe Brandenburg geordnet wurde. In dieſem 
werden jeder Kirche mindeſtens 4 Hufen beſtimmt, ohne daß irgendein 
Unterſchied zwiſchen Dörfern und Städten gemacht würde. So hat auch 


1) Im einzelnen gerade für die märkiſchen Städtegründungen nach Er- 
werbung des Barnim und Teltow von Krabbo, a. a. O., nachgewieſen. 
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Köln, das, wie unten gezeigt werden wird, von vornherein als deutſche 
Stadt gegründet worden iſt, vier Pfarrhufen gehabt!). Auch in Frank⸗ 
furt a. O., das 1253 mit Berliner Stadtrecht bewidmet wurde, wurde die 
Pfarrſtelle mit 4 Hufen ausgeſtattet. | 

Die Hufenzahl Berlins ging mit 120 erheblich über die der Spreetal⸗ 
dörfer hinaus. Um ſeine Anſicht von Berlins Entſtehung aus einem 
Dorf aufrecht erhalten zu können, muß Kiekebuſch daher eine Vergrößerung 
der urſprünglichen Dorfflur annehmen. Er ſchließt ſich der Anſicht 
Fidicins an, daß Berlin bei ſeiner Erhebung zur Stadt mit der Flur des 
deutſchen, weſtlich von Berlin gelegenen Dorfes Wedding ausgeſtattet 
wurde:). Daß ein Dorf Wedding beſtanden hat, iſt nicht zu bezweifeln; 
ebenſowenig, daß es ſchon ſehr früh aufgehört hat, zu beſtehen. In zwei 
Urkunden vom 22. Mai 1251 übertragen die Markgrafen Johann L 
und Otto III. dem Spandauer Jungfrauenkloſter das Eigentum an einer 
Mühle, die ihm der Ritter Fridericus de Kare verkauft hatte: „quoddam 
molendinum in terminis ville, que Weddinge vocabatur, in rivo, qui 
Pankowe dicitur, constitutum“ ). Alſo ſchon 1251 beſtand das Dorf 
Wedding nicht mehr. Daß es ein deutſches Dorf war, wird man aus 
ſeinem Namen folgern müſſen. Ob der Bullenwinkel, der Upſtall und 
die Kirchheide, die ſpäter auf dem Gebiete Berlins weſtlich der Panke 
nachweisbar ſind, wirklich, wie Kiekebuſch meint, an das verſchwundene 
Dorf Wedding erinnern, mag fraglich ſein, es kommt auch nicht darauf 
an‘). Ganz auf das Gebiet der Hypotheſe begibt fic) Kiekebuſch aber, 
wenn er annimmt, daß die 4 Hufen, die ſpäter auf der Berliner Feld⸗ 
mark den Hoſpitälern vom Heiligen Geiſt und von St. Georg gehörten, 
die urſprünglichen Pfarrhufen des Dorfes Wedding waren. Sie können 
ebenſogut auf Schenkungen beruhen. Übrigens beſaß das Heilige Geiſt⸗ 
Hoſpital auch den Zins von 14 Hufen in Köln. 

Das eigentlich Neue, das Kiekebuſch bringt, beſteht darin, daß er 
zeigen zu können glaubt, daß die urſprüngliche Grenze zwiſchen den 
Dörfern Berlin und Wedding mitten durch die ſpätere Feldmark der 
Stadt Berlin ging, und daß nicht nur damit die Exiſtenz dieſer beiden 


1) Claus witz a. a. O. S. 5. Auch Schmid: Das Recht der Gründung u. Aus- 
ſtattung v. Kirchen im kolon. Teil der Magdeburger Kirchenprovinz im Mittelalter, 
Weimar 1924, wendet ſich auf S. 170f. gegen dieſen Schluß Kiekebuſchs. 

2) Fidicin, Hiſt.⸗dipl. Beiträge z. Geſchichte Berlins. 5. Teil. Berlin 1842 
S. XXIff. : 

3) Riedel A, XI, Rr. 3. 

4) Für die Kirchheide gibt Fidicin,a.a.O. ©. XXVIII, übrigens eine andere 
Erklärung. Den Upſtall bezieht er auf das Dorf Wedding; a. a. O. S. XXIX. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXVIII. 1. 3 
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Dörfer, ſondern daß auch die zu ihnen gehörenden Ritterhöfe nachweisbar 
ſind. Wäre ihm auch nur einer dieſer Nachweiſe geglückt, dann würde 
ſeine Theſe, daß Berlin als Dorf gegründet, und daß ihm bei ſeiner 
Erhebung zur Stadt das Dorf Wedding einverleibt worden ſei, kaum 
zu erſchüttern ſein. Das Vorwerk Niederſchönhauſen, „von den Berliner 
Geſchichtsforſchern zu allen Zeiten ſtiefmütterlich behandelt oder ganz 
überſehen“ (S. 124), iſt es, in dem er den Zeugen der dörflichen Ver⸗ 
gangenheit Berlins entdeckt. Es entpuppt ſich ihm als das alte „Ritter⸗ 
land“ des Dorfes Berlin, „das mit dem dazugehörigen „alten Hofe“ in der 
Kloſterſtraße und nach deſſen anderweitiger Verwendung und Ver⸗ 
legung als „Neuer Hof“ dauernd im Beſitz des Landesherrn verblieb. 
Ohne auf die ſeltſame Rolle näher einzugehen, die Kiekebuſch hier den 
„alten“ und den „neuen“ — übrigens nie als landesherrlich nachweis⸗ 
baren — Hof ſpielen läßt, wenden wir uns den Gründen zu, die er für 
ſeine alle bisherige Forſchung umſtoßende Vermutung geltend macht. Er 
führt für ſie an, daß das Vorwerk Niederſchönhauſen urſprünglich Beſitz in 
allen 3 Feldern der Berliner Feldmark hatte, und daß nach ſeiner ſchon 
17781) erfolgten Separation von der noch jahrzehntelang unſepariert 
bleibenden ſtädtiſchen Feldmark ſeine Hufen „gerade zwiſchen den beiden 
Teilen der Berliner Feldmark“ lagen (S. 125) und ſo die Hufen des 
ehemaligen Dorfes Wedding von denen des ehemaligen Dorfes Berlin 
trennten. Daß bei der Separation die Ziehung der Vorwerksgrenzen 
„von irgendwelchen alten Grenzen beeinflußt wurde“, ſieht er durch die 
Flurkarte vom Jahre 1770 beſtätigt, nach der die Weſtgrenze des Vor⸗ 
werks mit der „ganz gewiß uralten Grenze zwiſchen dem Pankower und 
dem Breiten Felde“ zujammenfiel. 

So beſtimmt das vorgebracht wird, es läßt ſich weder mit den Akten, 
noch mit der Karte vereinen. Die von Kiekebuſch zitierte Flurkarte von 
1770 iſt mir zwar nicht zugänglich, wohl aber der „Plan von der Berliner 
Feldmark vor der Schönhauſer Landwehr, ſo wie ſelbige in ihren Schei⸗ 
dungen und Grenzen belegen. Iſt vermeſſen anno 1773 durch Neubert“ 
in der Berliner ſtädtiſchen Plankammer. Nach dieſer Karte, nach dem 
„Einteilungsregiſter von ſämtlichen vor der Schönhauſer Landwehr 
befindlichen kultivierten Acker ... eingeteilet im Monat May und Jun) 
1778 durch Schroeder ſen.“, ſowie nach dem Separationsrezeß vom 31. Mai 
1778?) wird die Weſtgrenze des neuen ſeparierten Vorwerkslandes nicht 
durch die Grenze zwiſchen dem Pankowſchen und dem Breiten⸗ oder 

1) Nicht 1780. 

2) Geh. St.⸗A., Pr. Br., Rep. 30 Berlin. B. Regierung zu Berlin. Tit. 40, 
sect. 3, Lit. Zd, Nr. 9, vol. II, Bl. 40ff. 
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Mittelfelde der Feldmark gebildet. Es gehören vielmehr zu dem Vor⸗ 
werkslande vom Pankowſchen Felde die Hufen Nr. 113— 119 (113 Morgen 
32 QRuten) und von den zu dieſem Feld gehörigen Hufen an der Pankow⸗ 
ſchen Grenze noch 22 Morgen 85 Outen, ferner von den Hufen im 
Mittelfeld die Nummern 1 bis 17 (256 Morgen 169 ORuten), im Lichten- 
bergſchen Felde von den „kurzen Stücken“ Nr. 1 bis 17 (50 Morgen 
123 ORuten) und von den Lichtenbergſchen Hufen Nr. 1 und 3, dazu 
noch verſchiedene kleinere Acker⸗ und Weinbergſtücke. Es kann alſo keine 
Rede davon ſein, daß hier bei der Bildung des ſeparierten Vorwerks⸗ 
landes irgendwelche alten Grenzen beobachtet worden ſeien. 

Damit ſchwindet die wichtigſte der Vorausſetzungen, von denen 
aus Kiekebuſch den Umfang des Dorfes Wedding, das nach ihm alſo mit 
dem Pankowſchen Feld der Berliner Feldmark identiſch iſt, auf 40 bis 
45 Hufen berechnen will. Aber er glaubt, für die Richtigkeit ſeiner Be⸗ 
rechnung einen urkundlichen Beweis aus dem von Riedel veröffentlichten 
Viſitationsprotokoll vom Jahre 1541 bringen zu können, wo es bei 
Panckow heiße: „... XXIII gr. vom Wedding, gibt der rath zu Berlin, 
hat XXXVIII hufen vor dieſem dorffe“. „Dieſe 38 Hufen,“ meint 
Kiekebuſch, „können ſchwerlich etwas anderes als die ehemalige Weddinger 
Dorffeldmark ſein, die Berlin erhalten hat“ (S. 126). Mit dieſem Zitat 
iſt Kiekebuſch indeſſen ein Verſehen paſſiert. Der Pankow betreffende 
Text des Viſitationsprotokolls lautet nämlich folgendermaßen: „Panckow 

hat ein pfarhauſſ, dotzu gehorn III] hufen. Wan die auſſgethan 
tragen ſie II w. halb rocken halb hafern, hat IIII wieſen, hat kabelholtz, 
XXIIII gr. vom Wedding: gibt der rath zu Berlin; hat XXXVIII hufen 
vor dieſem dorffe, hat die pfar von jeder hufen 1 ſcheffel ...“). Daß 
mit dieſen 38 Hufen die Feldmark des Dorfes Pankow und nicht die 
des ehemaligen Dorfes Wedding gemeint iſt, hätte Kiekebuſch nicht 
entgehen follen! Offenbar iſt er durch den Ausdruck „vor dieſem dorffe“ 
irregeführt worden. Aber er hätte nur ſich etwa die beiden erſten Ein⸗ 
tragungen über Roſenthal und Reinickendorf anzuſehen brauchen, um 
zu erkennen, daß ſehr häufig die Hufen von Dörfern als „vor“ dieſen 
liegend bezeichnet werden. 

Ausſchlaggebend für Kiekebuſchs Hypotheſe wird es ſein, ob ſich ſeine 
Anſicht über das Vorwerk Niederſchönhauſen als ſtichhaltig erweiſen läßt. 

Kiekebuſch hat es bedauert, daß das Vorwerk Niederſchönhauſen 
ſo wenig Intereſſe bei den Berliner Hiſtorikern gefunden hat. Leider hat 
er ſelbſt ſich nicht genügend e dem Urſprunge des Vorwerks N 


1) Riedel 4, XI, Nr. 477. 
30 
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den Grund zu kommen. Es hätte ihn ſchon ſtutzig machen müſſen, daß 
nach dem Berliner Stadtbuch vom Ende des 14. Jahrhunderts alle 
120 Hufen der Berliner Feldmark mit Ausnahme der Propftei- und 
Hoſpitalshufen der Stadt zinspflichtig waren. Er ſelbſt zitiert zwar dieſe 
Beſtimmung des Stadtbuches (S. 114) und folgert weiter, daß bei der 
Separation der Berliner Hufen im Jahre 1822 deshalb nur noch 110 Hufen 
vorhanden waren, weil damals die Hufen des Vorwerks Schönhauſen 
fehlten!). Unerklärlich bleibt hier nur, daß nach dem Stadtbuch ſämtliche 
Hufen außer den geiſtlichen der Stadt zinsbar waren. Kiekebuſch wird 
doch nicht annehmen wollen, daß die Hufen des landesherrlichen Gutes 
Berlin der Stadt Zins zahlten. Folglich kann ſeine Anſicht nicht richtig 
ſein. Das Stadtbuch ſchließt die Exiſtenz eines landesherrlichen Beſitzes 
auf der Stadtflur aus. 

Dies Ergebnis wird durch eine nähere Unterſuchung der Geſchichte 
des Vorwerks beſtätigt. Dieſes iſt nämlich erſt im 16. und 17. Jahr⸗ 
hundert entſtanden. Es iſt hier nicht der Ort, auf Einzelheiten einzugehen; 
es genügt, wenn folgendes auf Grund der Akten gejagt wird:): Das 
Vorwerk, das im 18. Jahrhundert den Namen „Vorwerk Niederſchön⸗ 
haufen” führte, hieß urfprünglich „Vorwerk vor dem Spandauer Tor“. 
Es war eine Beſitzung, die in dem Umfang, in dem ſie von der 2. Hälfte 
des 17. Jahrhunderts an uns begegnet, teils vom Großen Kurfürſten 
ſeiner erſten Gemahlin, Luiſe Henriette von Oranien, geſchenkt, teils von 
ihr käuflich erworben worden war. Mit dem Ausdrucke „Vorwerk“ 
bezeichnete man damals einen ländlichen Beſitz kleineren oder größeren 
Umfanges. Ein ſehr charakteriſtiſches Beiſpeil dafür bietet das „Aufgabe⸗ 
buch“ der Stadt Köln aus den Jahren 1637 —1665 (im Stadtarchiv 
Berlin). Dort heißt es zum Jahre 1653, „daß in der Woche vor Oſtern 
der unmündige Sohn des Dr. Samuel Hoffmann dem Bürger und Gaſt⸗ 
wirt Georg Lowe ſein vor dem Gertraudtentor unter der Jurisdiktion 
des Rates gelegenes Vorwerk“ verkauft habe. Auf dieſem ſtand nicht mehr 
als eine Scheune, und es gehörten dazu nebſt dem daſelbſt herumliegenden 
und umzäunten Acker 2 „Knopfenden“ nach der Landwehr zu und eine 
Wieſe, die ſchon ſein Vater beſeſſen hatte. In dem Aufgabebuch iſt das 


1) Die Frage, ob Berlin urſprünglich 120 oder 124 Hufen Ackerland hatte, 
hat für unſere Unterſuchung keine Bedeutung. 

2) Neben einzelnen Aktenſtücken des Hausarchivs (Rep. XXXIV, Nr. 1, 
Rep. XXXV, Nr. 2) kommen vor allem im Geh. Staatsarchiv Rep. 21, Nr. 192, 
und Pr. Brand. Rep. 2 Kurm. Kammer, Amterſachen, Amt Schönhauſen, in 
Frage. Vgl. auch (v. Raumer) Der Tiergarten bei Berlin, ſeine Entſtehung 
und ſeine Schickſale. Berlin 1840. S. 5f. und S. 22. 


Die Gründung Berlins und Kölns. 37 


Wort „Vorwerk“ über das durchgeſtrichene Wort: „ackerhof“ geſetzt, 
mit dem alſo zuerſt dieſes Beſitztum bezeichnet werden ſollte. Ein Vor⸗ 
werk iſt in der Tat nichts als ein Hof, von dem aus Landwirtſchaft ge⸗ 
trieben wird. Das Wort wird im 16. und 17. Jahrhundert auch gleich⸗ 
bedeutend mit „Meierhof“ gebraucht. So heißt es im Erbregiſter des 
Amtes Mühlenhof von 1591: Zum Amt Mühlenhof gehören „zwe vor⸗ 
werker oder meyerhoffe“, nämlich Schöneberg und Wilmersdorf. 

Landbeſitz auf der Kölner wie der Berliner Stadtflur haben die 
Brandenburgiſchen Kurfürſten ſchon früh erworben. Es wäre eine 
lohnende Aufgabe, einmal die Entſtehung dieſes Beſitzes näher zu verfol⸗ 
gen). Auf Berliner Gebiet hat am 11. November 1661 die Kurfürftin 
Luiſe Henriette 4 Hufen und 4 Wieſen Landes gekauft, die zu der Meierei 
oder dem Vorwerk vor dem Georgentor gehörten und 1643 in den Beſitz 
des Oberſten Hans Wulf v. d. Heiden gekommen waren. Die Meierei 
als ſolche hatte 1661 dadurch ihren Wert verloren, daß die Gebäude für 
den Feſtungsbau eingezogen worden waren. Außerdem hatte die Kur⸗ 
fürſtin vor dem Spandauer Tor mancherlei Beſitz erworben. Sie hatte 
dazu durch ihren Gemahl, den Kurfürſten Friedrich Wilhelm, im Mai 
1657 einen Garten vor dem Spandauer Tor hart am Stadtgraben 
geſchenkt bekommen. Dies war derſelbe Garten, den ſchon 1545 Joachin II. 
von dem Berliner Bürger Joachim Harckſtrow für 260 Gulden gekauft 
hatte ). ; 
Bor dem Spandauer Tor legte die Kurfürftin ein Vorwerk neu an, 
das nach ihrem Tode der Große Kurfürſt an ſich nahm, um es am 8. Fe⸗ 
bruar 1670 ſeiner zweiten Gemahlin Dorothee zu ſchenken. Zu dieſem 
Vorwerk, das damals verpachtet war, gehörten 6 Hufen Landes, ein 
Garten, ein Weinberg, eine Ziegelſcheune, einige Wieſen, eine Schäferei, 
ein Krug und mehrere nach der Stadt zu errichtete Buden. Nach dem Tode 
des Großen Kurfürſten machte ſein Nachfolger Friedrich, als Sohn der 
Kurfürſtin Luife, Anſpruch auf das Vorwerk, das ihm auch von feiner 
Stiefmutter ebenſo wie das Vorwerk im Tiergarten überlaſſen wurde. 
Auch dieſes beſaß mehrere Hufen, ohne daß wir deswegen daran denken 
dürften, in ihm ein altes Rittergut zu ſehen. Friedrich III. ſchenkte 
1691 das Vorwerk ſeiner Gemahlin, die es unter anderem durch Ankauf 
einer Hufe im Jahre 1702 vergrößerte. 

Nach dem Tode der Kurfürſtin (1705) kam das Vorwerk, wie es 
in dem Schenkungsvertrag ſchon beſtimmt worden war, wieder in den 

1) Wertvolle Vorarbeiten dazu enthält die obengenannte Heine, aber inhalt- 


reiche Schrift v. Raumers über den Tiergarten. 
2) G. St. A. Rep. 21, 23a. 
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Beſitz des nunmehrigen Königs Friedrichs L Er beſchloß, es zu ver⸗ 
kaufen, die „dabei vorhandenen Acker und Wieſen aber zu einem anderen 
Behufe vorzubehalten“. Das Vorwerksgelände kaufte der Oberkämmerer 
Graf v. Wartenberg und legte dort einen Garten und ein Schloß an, 
das durch ſeine nachmalige Beſitzerin, die Kronprinzeſſin und ſpätere 
Königin Sophie Dorothee, den Namen Monbijou erhielt. 

Acker und Wieſen hatte der König zunächſt mit dem Tiergarten⸗ 
vorwerk verbinden wollen; doch ergaben ſich dabei Schwierigkeiten, ſo 
daß die zum Vorwerke vor dem Spandauer Tor gehörigen Ländereien 
wieder zuſammengelegt und das Vorwerk ſelbſt nach der Schönhauſer 
Straße verlegt wurde. Es war Anfang 1710 fertig. Die Ländereien 
waren 1706 ausgemeſſen worden. Das Ackerland betrug danach 134 
Morgen 62 QRuten und lag zu ungefähr gleichen Teilen in allen drei 
Feldern. Wieviel Hufen es enthielt, iſt aus dem Verzeichnis nicht genau 
zu erkennen. 

Das Vorwerk, das fürs erſte trotz ſeiner Verlegung noch den Namen 
„vor dem Spandauer Tor“ behielt, wurde 1719 an den Amtmann des 
Kgl. Amtes Niederſchönhauſen verpachtet. In dem Pachtvertrag werden 
als zu der „Kgl. Meierei vor dem Spandauer Tor“ gehörig aufgezählt 
„11 Ritterhufen, fo unter dem Bürgeracker vermengt liegen“. Dieſe 
Hufen ſind zweifellos die urſprünglichen ſechs des Vorwerks, die 1702 
dazu gekaufte 1 Hufe und die 4 Hufen des als ſolches eingegangenen 
Vorwerks vor dem Georgentor. Zu ſeiner Beſtellung waren 8 Bauern 
und 3 Koſſäten zu Dienſten verpflichtet. Der Ausdruck „Ritterhufen“ 
könnte irreführen und es ſo erſcheinen laſſen, als ob es ſich hier wirklich, 
wie Kiekebuſch, freilich ohne Kenntnis dieſer Akten, annahm, um ein altes 
Rittergut handele. Davon kann natürlich gar keine Rede ſein. Es be⸗ 
deutet der Ausdruck nur, daß dieſe Hufen dadurch, daß ſie in den Beſitz 
des Landesherrn gekommen waren, von den üblichen Abgabeverpflich⸗ 
tungen an die Stadt befreit waren. Die Jurisdiktion des Magiſtrats 
über Ackerangelegenheiten der Vorwerkshufen wurde übrigens nicht 
aufgehoben. Ein Reſkript des Generaldirektoriums vom 22. November 
1753 gibt darüber erwünſchte Auskunft. Der Magiſtrat hatte ſich über 
den Meiereipächter Welle beſchwert, weil dieſer ſich ſeiner Jurisdiktion 
entziehen wolle. Die Kriegs⸗ und Domänenkammer hatte daraufhin 
die Anſicht vertreten, da die Meierei unſtreitig ein Domänenſtlück fet, 
könne der Pächter nur vor ihr belangt werden. Das Generaldirektorium 
entſchied dementgegen, daß der Pächter nur ratione personae und in 
Pachtſachen unter der Kammer ſtände, in Fällen wie dem in Rede ſtehen⸗ 
den aber unter dem Magiſtrat, „weilen ihm die Jurisdiction über die 
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ganze Feldfläche der Meierei competiret“. Daß der Ausdruck „Ritter 
gut“ im 18. und 19. Jahrhundert nicht nur für Güter gebraucht wird, die 
ſchon im Mittelalter Lehnsqualität beſaßen, geht übrigens auch aus einem 
anderen Beiſpiel hervor. Die Stadt Berlin betrachtete ſich jahrzehnte⸗ 
lang als Beſitzerin eines Ritterguts Treptow, „wenngleich die formellen 
Unterlagen für die Eigenſchaft der Stadt als Beſitzerin eines Ritter⸗ 
gutes Treptow durchaus fehlten“). 

Wie ſchon erwähnt, wurde das Vorwerk in den 70er Jahren des 
18. Jahrhunderts ſepariert. Den Vorarbeiten für die Separation ver⸗ 
dankt die Neubertſche Karte vom Jahre 1773 ihre Entſtehung. Ende des 
18. Jahrhunderts war es an den Stadtpräſidenten v. Eiſenhart ver⸗ 
pachtet. Auf einer Karte dieſer Zeit wird es als „Eiſenharts Meierei“ 
bezeichnet, während es auf früheren Karten, etwa der von Johann 
Friedrich Walter (1737) oder auf dem Schmettauſchen Plane von 1749 
als „Kgl. Meierei“ bezeichnet wurde. In der 2. Hälfte des 19. Jahr⸗ 
hunderts tft das Vorwerksland, das jetzt auch als „dominium Nieder- 
ſchönhauſen“ bezeichnet wurde), parzelliert und bebaut worden. 

Das Vorwerk Niederſchönhauſen ſcheidet alſo für die Begründung 
der Kiekebuſchſchen Theſe, daß Berlin urſprünglich ein Dorf geweſen 
ſei, aus. Bleibt als letztes Argument nur noch das an den Namen von 
Dorf und Hof Wedding geknüpfte übrig. 

Kiekebuſch hat richtig erkannt, daß die Frage, was aus dem alten 
Dorf Wedding geworden iſt, für die Erkenntnis der Anfänge Berlins 
von erheblicher Bedeutung iſt. Sein Verſuch, die Feldmark des Dorfes 
Wedding als den weſtlichen Teil der Berliner ſtädtiſchen Feldmark, 
alſo als das ſpäter ſogenannte erſte oder Pankowſche Feld nachzuweiſen, 
iſt, wie oben gezeigt wurde, mißglückt. Aber wo iſt das Dorf Wedding 
geblieben? Vielleicht darf man darüber eine andere Vermutung äußern. 
Am 14. Auguſt 1289 ſtellte Markgraf Otto IIL der Stadt Berlin eine 
Urkunde über den Hof Wedding aus. Die weſentlichen Teile der Urkunde 
lauten in dem von Küſter überlieferten lateiniſchen Texte: noverint 
universi ... quod ... nos ipsis civibus nostris in Berlin feodum verum 
et justum titulum feodi annexum curie Wedinge damus et dedimus 
perpetuis temporibus possidendum, transferentes in ipsos cives de 
Berlin et civitatem ipsam similiter omne jus et totam potestatem, 
quod et quam nos habuimus in feodo prenominato ). 


1) Bericht über die EEE DENN der Stadt Berlin von 1861—1876. 
Teil I, S. 99. 

2) So auf der Selterſchen Karte von 1843. 

3) Küſter, Altes und neues Berlin. Teil IV, Sp. 3f. 


40 | Ernſt Kaeber 


Über die Bedeutung dieſer Urkunde ſowie über den Umfang des 
damals überwieſenen Gebietes hat Clauswitz in ſeiner von K. 
ſcheinbar überſehenen Unterſuchung „Die Pläne von Berlin und die 
Entwicklung des Weichbildes“ (Berlin 1906) näher gehandelt. Der 
Landesherr überwies der Stadt das Gut Wedding, das bis dahin ein 
echtes Lehen war, als uneingeſchränktes Eigentum, nachdem er es ſeiner 
Lehnseigenſchaft entkleidet hatte. Das Gebiet dieſes Gutes läßt ſich zwar 
nicht mit voller Genauigkeit feſtſtellen. Indeſſen ſpricht alle Wahrſchein⸗ 
lichkeit dafür, daß es die weſtlich der Panke gelegenen Teile der ſpäteren 
Berliner Feldmark umfaßte), mit Ausnahme wohl eines breiteren 
Streifens zwiſchen der Spree und einer etwa der heutigen Turmſtraße 
entſprechenden Linie. Dieſes Gebiet, deſſen Weſtgrenze wahrſcheinlich 
noch etwas weiter reichte, als die ſpätere Weſtgrenze der Berliner Feld⸗ 
mark gegen die Jungfernheide, enthält, wenn man hier nur die ſpätere 
Stadtgrenze berückſichtigt, etwa 1340 ha. Vergleichen wir damit den 
Umfang der Berliner Spreedörfer! Lichtenberg hatte bei ſeiner Ein⸗ 
gemeindung nach Groß⸗Berlin 1444 ha, zu denen man noch die 132 ha 
hinzurechnen muß, die 1878 in Berlin für die Anlage des Viehhofes 
abgetreten wurden. Friedrichsfelde hatte 1726, Weißenſee 840, Pankow 
629, Reinickendorf 1021 ha. Die 1340 ha, die der 1289 an Berlin ge⸗ 
kommene Gutshof Wedding mindeſtens umfaßte, ſtehen alſo nur dem 
Umfang von Lichtenberg und Friedrichsfelde nach, übertreffen den der 
drei anderen benachbarten Dörfer. Sollte die Vermutung zu gewagt 
ſein, daß das ehemalige Dorf Wedding überhaupt nicht zur rechten Aus⸗ 
bildung gekommen, ſondern ſehr bald in ein markgräfliches Lehen um⸗ 
gewandelt und als Gutshof (curia) Wedding im Jahre 1289 an die 
Stadt Berlin gekommen iſt? Dazu würde es durchaus paſſen, daß in 
der ſchon erwähnten Urkunde von 1251 der Ritter Friedrich v. Kare 
dem Jungfrauenkloſter in Spandau ſeine Mühle im Gebiet des ehe⸗ 
maligen Dorfes Wedding übereignete. Schon damals beſaß alſo ein 
Ritter eine Mühle, die innerhalb des Gebietes des früh wüſt gewordenen 
Dorfes Wedding lag. Ganz undenkbar aber erſcheint es, in dem 1289 


1) Die Feldmark iſt nicht mit dem Hufenland zu verwechſeln, ſondern ſie 
umfaßte auch das Wieſen⸗ und Heideland der Stadt mit. Der Ausdruck „Hufe“, 
den das Berliner Stadtbuch vom Ende des 14. Jahrhunderts nur noch auf das 
Ackerland bezieht, hatte übrigens im 13. Jahrhundert noch nicht dieſe eingeſchränkte 
Bedeutung. Er bezeichnete vielmehr noch ein Flächenmaß, das ebenſo auf Acker⸗ 
land wie auf Wieſen Anwendung fand. So überweiſen die erhaltenen Stadt- 
privilegien Johanns I. und Ottos III. den neugegründeten Städten gewöhnlich 
ausdrücklich eine beſtimmte Anzahl Hufen ad agros bzw. ad pascua. 
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von Berlin erworbenen Hof Wedding das Rittergut des ſchon bei der 
angeblichen Stadtwerdung des Dorfes Berlin dieſem einverleibten 
Dorfes Wedding zu erblicken. Daß das Dorf Wedding nicht zur Ent⸗ 
wicklung kam, lag vielleicht daran, daß es meiſt wenig fruchtbares Heide⸗ 
land zugewieſen bekommen hatte. Dieſer ganze große Komplex, den die 
Stadt Berlin 1289 unter dem Namen „Gutshof Wedding“ erwarb, 
beſtand zum größten Teil aus Heide, zu einem geringeren Teil aus 
Wieſen und nur aus verhältnismäßig wenig Wderland?). 

Gegen die Annahme Kiekebuſchs daß in dem Pankowſchen Feld der 
Berliner Hufen die Feldmark des Dorfes Wedding zu erblicken iſt, ſpricht 
auch folgende Erwägung. Von den drei Feldern der Berliner Hufen, 
dem Pankowſchen, dem Mittel- oder Breiten und dem Lichtenbergſchen 
Feld, umfaßte das erſte nach dem 1820 von Mencelius aufgenommenen 
Vermeſſungsregiſter rund 1545 Morgen, das zweite 1657 Morgen, 
das dritte 1615 Morgen. Hierbei iſt das Gelände des Vorwerks Nieder- 
ſchönhauſen nicht mit berückſichtigt. Rechnen wir zum Pankowſchen 
Feld noch 135 ihm bei der Separation des Vorwerks abgenommene 
Morgen hinzu, dem Mittelfeld 256 Morgen und dem Lichtenbergſchen 
Feld 54 Morgen, ſo erhalten wir für die 3 Felder: 

1680 Morgen, 
1913 Morgen, 
1669 Morgen). 

Nach Kiekebuſch wären alſo auf die Feldmark des Dorfes Wedding 
— das Pankowſche Feld — rund 1680, auf das daneben liegende ur⸗ 
ſprüngliche Dorf Berlin gegen 3582 Morgen gekommen, eine unwahr⸗ 
ſcheinliche Annahme. 


III. 


Wenn Kiekebuſch in Berlin ein deutſches Dorf ſehen wollte, ſo 
betrachtete er Köln als aus einem wendiſchen Dorf entſtanden. Dieſe 
alte Theorie, die Kiekebuſch nur ganz kurz mit der Lage der Kölner Hufen 
im Spreetale ſtatt auf der Teltowhochfläche begründete, war gleichzeitig 
von Robert Mielke wieder aufgenommen worden. Was er aber in ſeinem 
Aufſatze im Groß⸗Berliner Kalender für 1915 (S. 78--83) dafür an- 


1) Vgl. Claus witz, a. a. O., S. 72 f. Von dem Gebiet des Weddinglandes 
ift ſpäter übrigens wieder ein Gutshof als Vorwerk Wedding abgetrennt worden, 
der im 19. Jahrhundert in den Beſitz der Stadt gelangte. Wir brauchen hier nicht 
näher darauf einzugehen. 

2) Die Zahlen ſind nur annähernd genaue, doch tut ein Mehr oder Weniger 
von ein paar Morgen bei einem der Felder nichts zur Sache. 
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führt, iſt im Grunde nichts als eine Erweiterung eines Gedankens Fidi- 
cins!). Mit dieſem teilt er das Mißverſtändnis deſſen, was mit dem 
„Wortzins“ im Berliner Stadtbuch geſagt werden ſoll. Er kommt ſo 
zu der Annahme, daß die 14 Kölner Häuſer, die nach dem Stadtbuch 
Wortzins gaben, den Kern des Dorfes Köln gebildet hätten. Davon 
kann gar keine Rede ſein. Ein Unterſchied derart, daß der Wortzins von 
den älteſten Hofſtätten, der Rutenzins, der ja nach dem Berliner Stadt⸗ 
buch von einer Reihe anderer Kölner Häuſer gezahlt wird, von ſpäter 
angelegten Stadtteilen gezahlt wurde, hat nie beſtanden. Auch die 
Deutung, die Mielke, dem Ausdruck „wörte“ oder „wurt“, wie er ſagt, 
gibt, trifft für Berlin und Köln mindeſtens nicht zu. Es handelt ſich 
keineswegs um Ländereien, die abſeits vom Hofe „neben dem Dorf ſelbſt 
mitten in der Dorfmark liegen“, aber nicht unter Flurzwang ſtehen, 
ſondern es handelt ſich um Hofſtellen. Auch für die Gründung eines 
deutſchen Angerdorfes neben dem älteren wendiſchen Fiſcherdorf laſſen 
ſich keinerlei Beweiſe aus den Angaben des Stadtbuches folgern. 

Kiekebuſch kam dadurch zu falſchen Ergebniſſen, daß er, von einer 
an ſich beachtenswerten Beobachtung ausgehend, die geſchichtlichen 
Quellen teils falſch auslegte, teils nicht in genügendem Maße heranzog. 
Dazu ſchaltete er alle Gründe aus, die für eine der ſeinen entgegen⸗ 
geſetzte Auffaſſung ſprechen konnten, allein von dem Beſtreben geleitet, 
das für ſeine Anſicht Sprechende heranzuziehen. Hierzu führte ihn auch 
eine nicht genügende Kenntnis der Literatur über die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der deutſchen Kolonialſtädte im allgemeinen und der branden⸗ 
burgiſchen im beſonderen. Eine noch weit ſtärkere Vernachläſſigung der 
Ergebniſſe der bisherigen Forſchung führte Mielke zu ſeinen unhaltbaren 
Aufſtellungen. Wenn nicht die Gefahr beſtände, daß dieſe weiter in 
die heimatkundliche Literatur übergingen, hätte überhaupt darauf ver⸗ 
zichtet werden können, ſich mit ihnen auseinander zu ſetzen. 

Kiekebuſch hat nicht den Verſuch gemacht, die Entſtehungsgeſchichte 
Berlin⸗Kölns chronologiſch in die Geſchichte der Beſiedlung des Teltow 
und Barnim einzuordnen. Wenn Berlin ein deutſches Dorf geweſen 
ſein ſoll, das gleichzeitig mit den benachbarten Spreedörfern gegründet 
und erſt ſpäter zur Stadt erhoben wurde, dann muß die Gründung 
dieſer Spreedörfer in verhältnismäßig frühe Zeit geſetzt werden. Wenn 
in Köln zunächſt ein ſlawiſches, dann ein deutſches Dorf beſtanden 
haben ſoll, dann muß dieſes letztere ebenfalls ſpäteſtens in die Zeit 
Albrechts II. geſetzt werden. Mielke hat infolgedeſſen das deutſche 


1) A. a. O. S. XXIf. 
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Dorf in die Zeit zwiſchen 1180 und 1210 ſetzen müſſen. Dieſer Anſatz 
wäre nur berechtigt, wenn vor Johann I. und Otto III. der Teltow 
koloniſiert worden wäre. Auch für das Dorf Berlin müßte man 
mindeſtens das erſte oder zweite Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts als 
Gründungszeit annehmen. Damit kann ſich nur der befreunden, der 
die Ausführungen von Paſſow über die Okkupation und Beſiedlung des 
Barnim?) für beweiskräftig hält. Schärfer noch als Krabbo und Hoppe?) 
dies getan haben, möchte ich Paſſones Hypotheſe ablehnen. Es kann kein 
Zufall ſein, daß vom Ende der 30er Jahre an immer zahlreicher in den 
Urkunden Ortſchaften im Teltow und Barnim auftauchen, d. h. erſt in 
der Zeit, in der dieſe beiden Landſchaften ſich zweifellos im Beſitz der 
brandenburgiſchen Markgrafen befanden. Nicht eine einzige Urkunde 
aus den vorangehenden Jahrzehnten nennt ein deutſches Dorf dieſer 
Gegenden.) Zahlreich dagegen, wie erwähnt, begegnen fie namentlich 
von 1242 an, wie ſchon die Krabboſchen Regeſten bequem erkennen 
laſſen. Wo urkundliche und chronikaliſche Überlieferungen ſo gut zu⸗ 
ſammenſtimmen, wäre es methodiſch durchaus verfehlt, auf Grund von 
Hypotheſen eine Koloniſation des Tetow und Barnim in der Zeit vor 
der Mündigwerdung Johanns I. und ſeines Bruders anzunehmen. 
Dies müßte aber, wie geſagt, derjenige tun, der in Berlin und Köln 
urſprünglich deutſche Dörfer ſehen will, die erſt ſpäter zu Städten er⸗ 
hoben worden ſind. 


IV. 


Anderen Charakter tragen die beiden Arbeiten, denen wir uns 
nunmehr zuwenden. Sie faſſen zwar ebenfalls die Frage nicht von allen 
Seiten an, können das auch nicht, da ſie ſich nicht ſpeziell mit der Ent⸗ 
ſtehung Berlin⸗Kölns beſchäftigen, aber ſie ſtellen dieſe mitten hinein 
in Unterſuchungen über die märkiſchen Kolonialſtädte. 

Krabbo*) gewinnt feine Anſicht über die Gründung Berlins und 
Kölns, indem er dieſe im Zuſammenhang mit der Stadtgründungspolitik 


1) Forſchungen zur Brandenburg. und Preuß. Geſchichte Bd. 14 (1901), 
S. 1ff. 

2) W. Hoppe, Kloſter Zinna. München 1914. S. 23ff. 

3) Das Gegenteil ſucht v. Sommerfeld nachzuweiſen: Beiträge z. Verf. 
und Ständegeſchichte der Mark Brandenburg im Mittelalter. Leipzig 1904. S. 107 
Anm. 2. Da die Widerlegung ſeiner Beiſpiele an dieſer Stelle den Gang der Unter⸗ 
ſuchung unliebſam unterbrechen würde, dient ihr der Exkurs am Schluß des 
Aufſatzes. 

4) Vgl. S. 14). 
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der Markgrafen Johann J. und Otto IV. betrachtet. Er kommt dadurch 
zu dem Schluſſe, daß Berlin etwa 1230, kurz vor Spandau, Stadt ge⸗ 
worden iſt. Er ſieht in Berlin die erſte in einer geſchloſſenen Reihe von 
Stadtgründungen, die dazu dienen ſollten, die neu erworbenen Länder 
des Askaniſchen Hauſes dauernd ihrer Herrſchaft zu ſichern. Köln hält 
er für eine etwas ſpätere Gründung, von der er es dahingeſtellt ſein 
läßt, ob ſie von vornherein ſtädtiſchen Charakter gehabt hat. Daß Berlin 
vor Spandau und vor Köln Stadt geworden iſt, fügt ſich durchaus in den 
Rahmen der Krabbo'ſchen Unterſuchung ein, die ergibt, daß Johann I. 
regelmäßig zunächſt an etwas exponierten Stellen ſeiner Neuerwerbungen 
Städte angelegt hat, denen ſpäter erſt Neugründungen im rückwärts ge⸗ 
legenen Lande folgen. Die Stadt dient eben als beſter Schutz der neuen 
Erwerbung. In ihrem Rücken und durch ſie gedeckt ſetzt dann die weitere 
Koloniſation ein. 

Wieder andere Erwägungen führen Siedler in ſeinem lehrreichen 
Buch über den „Märkiſchen Städtebau im Mittelalter“ (Berlin 1914) 
zu der Annahme, daß bei Berlin zwei Gründungsabſchnitte zu unterſcheiden 
ſeien, einer in der Stammſiedlung in der Nähe der Nicolaikirche und 
einer in der im Anſchluß an dieſe zwiſchen 1230 und 1240 angelegten Stadt 
mit ihrem Parallelſtraßenſchema erkennbar. Siedlers Theſe beruht 
auf der Betrachtung des Grundriſſes der Stadt Berlin, den er im Zu⸗ 
ſammenhang mit dem Studium der märkiſchen Städtegrundriſſe über⸗ 
haupt zu erklären verſucht. So lehrreich auch die Betrachtung der Stadt⸗ 
grundriſſe, wie ſie Fritz für ganz Deutſchland, Kretzſchmar unter Heran⸗ 
ziehung auch des geſamten Quellenmaterials für einen Teil des oft- 
deutſchen Kolonialgebietes unternommen hat!), für die Kenntnis der 
geſchichtlichen Entwicklung der deutſchen Städte iſt, ſo gefährlich iſt es 
doch auch, aus ihnen zu viel herausleſen zu wollen. Die ganze Arbeit 
Siedlers ſcheint mir unter einem Übermaß an konſtruktivem Denken zu 
leiden. 


Zuletzt hat Clauswitz in der Einleitung zu ſeiner Ausgabe des Kölner 
Stadtbuches ausführlich über den Urſprung Kölns gehandelt. Seine 
Arbeit wird durch vorſichtig abwägende Betrachtung des geſamten 
irgendwie in Frage kommenden Urkundenmaterials charakteriſiert. Für 
jeden Unbefangenen werden ſeine Ausführungen genügen, die Phantaſien 
Mielkes über das ſlawiſche und das deutſche Dorf Köln zu entkräften. 


1) Joh. Fritz, Deutſche Stadtanlagen. Straßburger Programm. 1894. 
Joh. R. Kretzſchmar, Die Entſtehung von Stadt und Stadtrecht in den Gebieten 
zwiſchen der mittleren Saale und der Lauſitzer Neiße. Breslau 1905. 
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Weder er noch Krabbo haben der Sprache der Stadtgrundriſſe ihre 
Aufmerkſamkeit zugewandt. Aus einer Verbindung beider Betrachtungs⸗ 
weiſen werden ſich indeſſen die von ihnen gewonnenen Ergebniſſe doch 
etwas ergänzen laſſen. 

Sämtliche erhaltenen Städtegründungsurkunden Johanns I. — denn 
er iſt der eigentliche Städtegründer unter den beiden Brüdern — zeigen 
durch ihren Wortlaut, daß es ſich um völlige Neugründungen handelt, 
nicht um Erhebungen irgendwelcher vorhandenen Siedlungen zu einer 
Stadt. So erhält 1248 „Herbord civitatem nostram Brandenborg 
novam ... construendam“; 1253 erhält Gottfried v. Herzberg Frank⸗ 
furt „ezu buwen“; 1257 Albert v. Luge „facultatem civitatem Landis- 
berch novam liberam construendi“. Auch die für die Gründer Fried⸗ 
lands 1244 gewählte Form „dedimus civitatem incolendam“ ſpricht 
deutlich für eine Neugründung. Wenn dem gegenüber Siedler für 
Berlin aus dem Grundriſſe das frühere Vorhandenſein einer Burg Berlin 
in der näheren Umgebung der Nicolai⸗Kirche herausleſen will, indem er 
dort eine „ſelbſtändige Siedlung im Radialſyſtem geplant“ erkennt, ſo 
kann er ſich für die Exiſtenz der Burg auf die Ausführungen von Clauswitz 
in der Einleitung zu Borrmanns „Kunſtdenkmälern der Stadt Berlin“!) 
berufen. Clauswitz ſagt hier, daß in Berlin ein Schloß, und zwar ein mit 
einer Vogtei verbundenes, vor der Stadtanlage vorhanden war, und er 
nimmt an, daß für die Vogtei eine ſlawiſche Kaſtellanei als Grundlage 
diente. Allein von einer Burg wiſſen wir nichts, ebenſowenig 
von einer Vogtei. Eine ſolche taucht erſt im 14. Jahrhundert vorüber⸗ 
gehend auf:). Das einzige, was ſich für eine frühere ſlawiſche Siedlung 
auf dem Gebiete der ſpäteren Stadt Berlin anführen läßt, ſind einige 
ſlawiſche Ortsbezeichnungen?). Indeſſen braucht aus ihnen doch nur 
gefolgert zu werden, daß hier in der Tat Slawen gewohnt haben, nicht 
aber, daß die Stadtgründung eine Umwandlung dieſer ſlawiſchen Sied⸗ 
lung geweſen ſei. Daran, daß Berlin vielmehr eine Neugründung ähn⸗ 
lich wie Stargard, Lychen, Frankfurt a. O. uſw. geweſen iſt, ſcheint ſogar 
noch eine Urkunde des Berliner Rates für die Schuhflicker vom Jahre 
1284 zu erinnern. Es heißt in ihr: „nos igitur ad cognicionem cunctorum 


1) Berlin 1893. Es kommt hier allerdings nicht ſo ſehr S. 11, ſondern S. 4 
in Frage. 

2) Kaeber, Die Stadt Berlin und der Staat. Zeitſchr. f. Politik, 9. Bd., 
S. 428. Dafür, daß in Berlin keine landesherrliche Burg beſtand, ſpricht auch, 
daß weder Johann I. noch Otto III. jemals in Berlin nachweisbar find, wohl 
aber 13mal in Spandau. Vgl. Krabbo, a. a. O. S. 258 Anm. 1. 

3) Zuſammengeſtellt von Claus wißt a. a. O. S. 8. 
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volumus pervenire, quod veteribus calciamentorum operatoribus 
condonavimus libertatibus perfrui, quibus de prime va construc- 
tione civitatis perfruebantur“. Sollte der Ausdruck „primeva 
constructione civitatis“ nicht darauf deuten, daß auch Berlin ganz fo 
wie die anderen Städte nicht aus einer vorhandenen Anſiedlung zur 
Stadt erhoben, vielmehr ſofort als Stadt erbaut, konſtruiert worden iſt? 


Das Hauptargument, das Siedler dagegen geltend macht, iſt die 
Betrachtung des Stadtgrundriſſes. In der Tat weiſt dieſer noch nicht 
die völlige Regelmäßigkeit auf, die ſpätere Grundriſſe oſtdeutſcher Kolonial⸗ 
ſtädte zeigen. Für dieſe iſt etwa Neubrandenburg ein charakteriſtiſches 
Beiſpiel. Wie ſchwierig es indeſſen iſt, aus dem Stadtgrundriß allein 
ſichere Schlüſſe zu ziehen, dafür bieten Siedlers Ausführungen über 
Frankfurt a. O., Lychen und Landsberg a. W. ein lehrreiches Beiſpiel. 
Aus dem Stadtplan von Lychen ſchließt er auf eine „klerikale Stamm⸗ 
ſiedlung bei der Stadtkirche“. Im „unmittelbaren Anſchluß an dieſe 
erſte Siedlung wurde im 13. Jahrhundert eine weitere Siedlung ge⸗ 
gründet“. Wie will Siedler damit den Text der Gründungsurkunde 
— civitatem construendam — vereinen? Danach kann doch von einer 
ſchon früher vorhandenen Stammſiedlung nicht gut die Rede ſein. Von 
Landsberg a. W. ſagt er, „die Siedlung wurde im Zweiſtraßenſyſtem 
angelegt. Die parallel zum Fluß laufende Richtſtraße und die Luiſen⸗ 
bzw. Schloßſtraße bildeten den Kern der erſten Anlage, die 1257 zur 
Stadt erhoben wurde“. Auch hier ſteht dieſer Deutung des Stadtplans 
der Text der Gründungsurkunde „facultatem civitatem Landisberch 
novam liberam construendi“ entgegen. Und nun erſt Frankfurt a. O.! 
Hier nimmt Siedler eine in der erſten Hälfte des 13. Jahrhunderts 
bei St. Nikolaus in regelmäßigen Formen angelegte bürgerliche Siedlung 
an, die 1253 im Parallelſtraßenſyſtem zur Stadt erweitert wurde. 
Demgegenüber hat Krabbo mit durchſchlagenden Gründen nachgewieſen, 
daß der urſprüngliche Markt bei der Marienkirche gelegen hat, daß die 
Nicolai⸗Kirche die zweite Pfarrkirche, der bei ihr liegende Markt ſpäter 
entſtanden und eben deshalb in die gefälſchte Beſtätigungsurkunde vom 
Jahre 1307 mit hineingebracht worden ift!). Die alleinige Betrachtung 
des Stadtgrundriſſes hat alſo zu einer Umkehrung der aus der urkund⸗ 
lichen Überlieferung zu erſchließenden Zeitfolge in der äußeren Entwick⸗ 
lung der Stadt geführt. 


Sieht man den oft veröffentlichten Memhartſchen Grundriß von 
Berlin und Köln von 1650 an, ſo wird man höchſtens zu ſchließen brauchen, 


1) A. a. O. bei. S. 284f. 
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daß bei der Feſtſtellung des Grundriſſes Markt und Nicolai⸗Kirche auf 
eine ſchon von Slawen vorher bewohnte leichte Erhöhung des zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Terrains verlegt worden ſind, und daß das Straßen⸗ 
ſyſtem hierdurch wie durch den Lauf der Spree in ſeiner Linienführung 
etwas beeinflußt worden iſt. Auch die Lage des alten markgräflichen 
Hofes, der ſchon 1261 als „aula Berlin“ erwähnt wird, ſpricht dafür, 
daß wir nicht in der Gegend der Nicolaikirche eine geſchloſſene ältere 
Siedlung anzunehmen haben. Der Hof lag in der Kloſterſtraße nahe der 
Oderberger, der ſpäteren Georgen- und heutigen Königſtraße. Er hat 
zweifellos innerhalb des für die Stadt von vornherein in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Gebietes gelegen. Eine andere Frage iſt es, ob die Stadt 
urſprünglich nur von der Spree aus bis zur Oderberger Straße gereicht 
hat, und ob ſpäter der Stadtteil hinzugefügt worden iſt, in dem die 
Marienkirche und der Neue Markt angelegt worden ſind. Für wahrſchein⸗ 
lich möchte ich dies gerade im Hinblick auf den Grundriß nicht halten, 
deſſen Straßenſyſtem durchaus darauf ſchließen läßt, daß die Spandauer 
Straße von vornherein bis zum Spandauer Tor, und daß die ihr parallel 
laufenden Straßen gleichfalls entſprechend weit geführt worden ſind. 
Die ovale Form, die der Stadtgrundriß in dieſer ſeiner ganzen Aus⸗ 
dehnung zeigt, entſpricht einer in der früheren Koloniſationszeit be⸗ 
liebten Form. Auch die Erhaltung des ſlawiſchen Wortes Gekhol für 
die Bezeichnung einer urſprünglich ſumpfigen Stelle an dem nördlichen 
Ende der Kloſterſtraßen) dürfen wir dahin deuten, daß dieſer Ort von 
vornherein innerhalb der Stadt lag. Die Anlage des Neuen Marktes, 
der zuerſt 1326 nachweisbar ift?), bedeutet dann keine Erweiterung des 
Stadtgebietes, ſondern nur ſeinen weiteren Ausbau. Mit Sicherheit 
aber ſchließt der Grundriß Berlins die Annahme aus, daß es urſprünglich 
ein deutſches Dorf geweſen ſei. In dieſem Falle müßte Berlin unbedingt 
in ſeinem Grundriß die Entſtehung aus einem Straßendorf erkennen 
laſſen. Davon kann aber keine Rede fein. Schon die Rückſicht auf die 
Grundrißgeſtaltung muß, abgeſehen von allen ſchon früher gegen Kieke⸗ 
buſchs Annahme vorgebrachten Einwendungen, die Entſtehung Berlins 
aus einem deutſchen Dorf als unmöglich erſcheinen laſſen. 

Von beſonderer Bedeutung iſt die Heranziehung des Grundriſſes 
für die Frage nach der Entſtehung Kölns. Bei unvoreingenommener 
Betrachtung kann es nicht zweifelhaft ſein, daß Köln von vornherein 


1) Clauswitz, „Das Stadtbuch des alten Köln“ S. 8. 
2) Berl. Urk.⸗Buch S. 327. Die Marienkirche wird ſchon 1292 urkundlich erwähnt; 
ebenda S. 20; mindeſtens damals beſtand natürlich auch ſchon der Neue Markt. 


48 Ernſt Kaeber 


als Stadt gegründet worden iſt. Die völlig regelmäßige Anlage der 
Straßenzüge ſowie des Geſamtbildes der Stadt ſpricht ſo deutlich dafür, 
daß die verhältnismäßig ſpäte Erwähnung Kölns als Stadt keinen 
genügenden Grund für eine gegenteilige Anſicht abgeben kann. Die 
Ausführungen von Clauswitz, nach denen Köln ſpäter als Berlin ange⸗ 
legt worden iſt, ſind ſo zwingend und ſtimmen überdies mit den Er⸗ 
wägungen Krabbos ſo überein, daß an dieſer Tatſache nicht gezweifelt 
werden kann. Wie man ſich dieſen Vorgang zu denken hat, dafür laſſen 
ſich einmal frühere Beiſpiele in den ſeit Heinrich dem Löwen beliebt 
gewordenen Doppelſtadtgründungen heranziehen!), vor allem aber die 
Gründungsurkunde für Frankfurt a. O. In ihr, die durch Johann J. 
verliehen wurde, der, allein oder mit ſeinem Bruder, auch der Gründer 
Berlins war, erhielt die neue Stadt das Recht des älteren Berlin. Ein 
enger Zuſammenhang zwiſchen Berlin und Frankfurt iſt dadurch ohne 
weiteres gegeben. Wenn nun in der Urkunde über die Gründung Frank⸗ 
furts vom Jahre 1253 in Ausſicht genommen wird, auch auf der gegenüber⸗ 
liegenden Seite der Oder eine Stadt zu gründen, und wenn ferner dem 
erſten Schultheißen Frankfurts zugeſagt wird, daß die Stadt auf dem 
gegenüber liegenden Ufer ihm ebenfalls unterſtellt werden ſolle, ſo ſehen 
wir darin eine auffallende Analogie zu den Verhältniſſen Berlins und 
Kölns. Auch hier ſtanden beide Städte unter dem gleichen Schultheißen. 
14 Hufen der Stadt Köln gehörten noch im 14. Jahrhundert zum Berliner 
Stadtgericht. Auch Wort⸗ und Rutenzins von Köln ſtand dem Berliner 
Gericht zu. Mit Recht folgert Clauswitz daraus, daß bei der Anlegung 
Kölns dieſes dem Richter der ſchon beſtehenden Stadt Berlin mit unter⸗ 
ſtellt wurde. Genau das gleiche wird nun 1253, etwa 2 Jahrzehnte 
nach der Gründung Berlin⸗Kölns, für Frankfurt a. O. in Ausſicht ge⸗ 
nommen. Auch hier die Gründung einer zweiten Stadt am gegenüber 
liegenden Ufer und die Unterſtellung dieſer Stadt unter den Schultheißen 
des älteren Frankfurt. Nehmen wir dieſe Analogie zu allem hinzu, 
was wir ſonſt über die Entſtehung Berlins und Kölns ſchließen müſſen, 
ſo bleibt gar nichts anderes übrig als folgendes: 

Berlin iſt ſofort als Stadt gegründet worden. Wenig ſpäter iſt auf 
dem gegenüber liegenden Ufer, ebenfalls gleich als Stadt, Köln gegründet 
worden. 

Schwieriger iſt es, einige Sicherheit über die Zeit der Gründung. 
beider Städte zu gewinnen. Krabbo hat aus der Urkunde für Spandau 


1) Rietſchel, Die Städtepolitik Heinrichs des Löwen. Hiſt. Zeitſchrift 
Bd. 102 (1909), S. 254f. 
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vom 7. März 1232, in der dieſer Stadt zugeſagt wurde, daß alle künftig 
im Teltow, Glin und Barnim zu gründenden Städte Spandauer Stadt⸗ 
recht erhalten ſollten, und aus der Tatſache, daß Berlin nicht Spandauer, 
ſondern Brandenburger Stadtrecht beſaß, geſchloſſen, daß Berlin vor 
1232 gegründet ſein müſſe. Dieſer Schluß verliert dadurch an Sicherheit, 
daß die ſämtlichen fpäter als Berlin gegründeten Barnimſtädte nicht Span⸗ 
dauer Recht beſeſſen haben. Er gewinnt anderſeits dadurch an Über⸗ 
zeugungskraft, daß die Gründung Berlins zweifellos noch in den 30iger 
Jahren des 13. Jahrhunderts erfolgt ſein muß, denn 1237 wird zuerſt 
urkundlich Köln erwähnt, und zwar beſaß es damals ſchon einen Pfarrer, 
alſo auch eine Pfarrkirche. Da Berlin zweifellos älter als Köln iſt, da 
zwiſchen der Gründung Berlins und Kölns ſogar eine gewiſſe Zeit ver⸗ 
floſſen ſein muß, weil ja ſonſt nicht zunächſt Berlin Hufen auf dem linken 
Spreeufer zugewieſen worden wären, die ihm bei der Anlegung Kölns 
wieder abgenommen wurden!), fo wird man in der Tat die Gründung 
Berlins eine Reihe von Jahren früher als 1237 anſetzen müſſen. Daß der 
ſchon als Pfarrer von Köln genannte Symeon 1244 als Propſt von 
Berlin erſcheint, das in dieſem Jahre überhaupt zum erſten Male ur⸗ 
kundlich genannt wird, iſt kein Beweis für ein höheres Alter Kölns. 
Bei der Erhebung der Berliner Pfarre zur Propſtei iſt, vielleicht weil in 
Berlin das Pfarramt gerade vakant war, der bisherige Kölner Pfarrer 
Propſt geworden. Er hat dabei ſeine Kölner Pfarrei behalten und 
heißt deshalb ebenſo wie ſein Nachfolger Theodoricus bald Propſt von 
Berlin, bald von Köln, gerade wie 1273 Gernotus als Vize propſt in 
Köln, 1275 in Berlin auftritt). 

Wollten wir die Gründung Berlins ſpäter als die Spandauer 
Urkunde von 1232 ſetzen, ſo wäre es verwunderlich, wenn man ſich faſt 
unmittelbar nach dieſer Verheißung an Spandau bei der Gründung 
Berlins um dieſe nicht gekümmert hätte. Anders lagen die Dinge bei 
der Gründung Kölns und der ſpäteren Städte im Barnim. Daß Köln das⸗ 
ſelbe Stadtrecht erhielt wie Berlin, war bei der Unterſtellung Kölns 
unter den Berliner Schultheißen und das Berliner Gericht ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. Beſtimmte Nachrichten über das Stadtrecht Kölns haben wir 


1) Clauswitz, Das Stadtbuch uſw. S. 11. Die Tatſache, daß Hufen auf 
dem linken Spreeufer zu der urſprünglichen Ausſtattung Berlins, und daß zu 
den Einnahmen des Schulzen von Berlin Zins von ebendort liegenden Hufen ge⸗ 
hörten, beweiſt, daß Berlins Hufenland bei ſeiner Gründung nicht nur auf der 
Barnimhochfläche lag. Auch hieraus wird man e e us Sal bon 
vornherein als Stadt gegründet wurde. Ä 

2) Claus witz, a. a. O. S. 3f. a N i 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXVIII. 1. 4 
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ubrigens nicht. Die anderen Barnimſtädte find erheblich ſpäter als 
Berlin gegründet worden, zu einer Zeit, in der ſich gezeigt hatte, daß 
Spandau nicht die erwartete Entwicklung nehmen würde. Mußte es 
doch 1240 gewiſſermaßen noch einmal gegründet werden. Wenn jetzt die 
Verheißung des Jahres 1232 nicht beachtet wurde, war das nicht zu ver⸗ 
wundern. Anders, wie geſagt, lag die Sache bei Berlin. Wir werden 
daher der Krabboſchen Anſicht beiſtimmen müſſen, nach der Berlin vor 
dem 7. März 1232 gegründet worden iſt. Dann aber ſpricht alles für 
den Anſatz „um 1230”. 


Exkurs. 

Die Anſicht Paſſows von der ſchon gegen Ende des 12. Jahrhunderts 
einſetzenden Koloniſation des Teltow und Barnim hat v. Sommerfeld 
durch eine Anzahl urkundlicher Nachweiſe ſtützen zu können geglaubt !). 
Er macht darauf aufmerkſam, daß in Urkunden von 1193 und 1194 Branden- 
burger Burgmannen Namen führen, die bei Ortſchaften des Teltow 
und Barnim in der Umgegend Berlins wiederkehren, ſo Bartholomäus 
v. Karow, Rudolf v. Wedding, Heinrich und Alverich v. Steglitz, Konrad 
u. Heidenreich v. Stolzenhagen. Da ſie früher teilweiſe ohne dieſe 
Zunamen erſcheinen — Bartholomäus und Rudolf 1186, Konrad und 
Heidenreich noch 1193 —, fo müßten fie dieſe von den Ortſchaften ent⸗ 
lehnt haben. Das plötzliche urkundliche Auftauchen deute auf eine kurz 
vorher erfolgte Verſchiebung der Grenzen der Mark Brandenburg hin. 

Dazu trete ſeit 1213 ein Miniſteriale Arnold v. Trebbin auf, das im 
Teltow liege, und 1216 und 1217 würden Stangenhagen und Saarmund 
genannt. Der unglückliche Ausgang des Vorſtoßes Albrechts II. an die 
untere Oder im Jahre 1214 könne alſo „höchſtens den Barnim zeitweilig 
wieder ſeinen Händen entriſſen haben“. 

So zwingend Sommerfelds Schlußfolgerung erſcheint, ſie hält näherer 
Prüfung nicht ſtand. Wir ziehen dafür zunächſt nur die bei Riedel ge⸗ 
druckten einſchlägigen Urkunden und beſonders ihre Ausſteller, Empfänger 
und Zeugenreihen heran. 

1186 Biſchof Balderam von Brandenburg für das Domkapitel. Unter 
den weltlichen Zeugen: Markgraf Otto II. nebſt 2 Brüdern, Burggraf 
Siegfried, Joh. v. Plote, Burchard v. Plozeke, Conrad in Lindouwe, 
Otto, Rudolfus, Gero, Theodoricus, Bartholomeus. Ausſtellungsort: 
Stadt Brandenburg. A VIII, 115. 


1) Beiträge zur Verf. und Ständegeſchichte der Mark ans im Mittel- 
alter. I. Leipzig 1904. S. 107, Anm. 2. 
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1193 Otto II. für Lehnin. Unter den Zeugen: Erzbiſchof Ludolf 
von Magdeburg, Biſchof Nortbert von Brandenburg, Bartholomeus 
de Chare, Otto de Brandenburg et filii Conradus et Heidenricus. A X, 409. 

1194 Biſchof Nortbert von Brandenburg für das Domkapitel. Unter 
den Zeugen: Markgraf Otto II., Burggraf und Propſt von Brandenburg, 
Rudolphus de Weddinge, Heinricus de Stegelitz, Bartholomeus, Al⸗ 
vericus de Stegelitz, Conradus de Stoltenhagen et Heidenricus frater eius, 
Otto burgenſis de Brandenburg. Ausſtellungsort: Domkirche in Branden⸗ 
burg. A VIII, 121. | . 

1195, 6. Dezember. Biſchof Nortbert für das Domkapitel. Unter 
den Zeugen: Propſt und Prior von Brandenburg, Rodolfus de Wet⸗ 
dinge, Otto de Brandeburc et filii eius Conradus et Heidenricus. A X, 
185 f. 

1197, 28. Mai. Otto II. für das Domkapitel. Unter den Zeugen: 
Biſchof, Propſt und ganzes Kapitel und zahlreiche andere Geiſtliche, 
urbani Brandenburgenſes Rudolfus de Weddinge, Henricus de Stegelitz, 
Conradus, Henricus, Albertus. A VII, 469. | 

1197. Otto IL für das Domkapitel. Unter den Zeugen: Biſchof 
und zahlreiche Domherren, Heynricus de Plawe, Richardus de Lindow, 
Heynricus de Stegelitz, die Vögte von Brandenburg und von Spandau. 
A VIII, 123f. 

1208, 25. Dezember. Biſchof Balduin für das Domkapitel. Unter 
den Zeugen: zahlreiche Geiſtliche und als Laien nur urbani Brande⸗ 
burgenſes Burchardus de Plotzeke, Rodolphus de Weddinge, Conradus 
de Stoltenhagen, Hinricus de Stegelitz. Ausſtellungsort: Kirche in 
Brandenburg. A VIII, 126. 

1213. Biſchof Balduin für das Hoſpital zu Zerbſt. Zeugen: Gum⸗ 
pertus, Nicolaus de Brizne, Richardus de Plauwe, Gumpertus de 
Louburch, Arnoldus de Trebin, Vredehelmus de Borch, Conradus Quartir. 
Ausſtellungsort Zerbſt. A VIII, 128. 

1214, 8. Juni. Biſchof Balduin für das Nonnenkloſter in Zerbſt. 
Zeugen: Gumbertus de Weſenburch, Richardus de Plaue, Gumpertus 
de Loyburg, Arnoldus de Trebin, Burchardus de Brezene. A VIII, 
128f. 

1215, 24. September. Biſchof Balduin für die Domkirche. Unter 
den Zeugen: Sifridus in Stegelitz. Ort: Magdeburg. A VIII, 131. 

1217, 28. Dezember. Biſchof Siegfried für das Domkapitel. Zum 
Archidiakonat Brandenburg ſollen gehören iuxta quod actenus est 
observatum: Jezere quoque, Gorzeke, Buckowe, Beltitz, Nymik, Brizene, 
Beliz, Sarmunt, Trebin, Lukenwalde. Unter den Zeugen Markgraf 
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Albrecht, zahlreiche Geiſtliche, Fredericus de Hasle, Erevinus de Jezzant, 
Conradus de Stoltenhagen, Rodolfus pincerna, Albertus advocatus in 
Spandowe, Borchardus de Cocſtede, Wernerus de Alſtermunde laici. 
Ort: Brandenburg. A VIII, 132 ff. 

1225, 4. April, und 1226. Biſchof Gernand für das Domkapitel. 
Unter den Laien zweimal Sifridus und einmal Conradus de Stegeliz. 
A VIII, 140f. 

1233, 11. Dezember. Johann J. für Kloſter Neuendorf bei Garde⸗ 
legen. Zeugen: Albertus de Arnſten, comes Henricus de Dannenberch, 
comes Conradus de Regenſtein, Fridericus de Care miles, Theodericus 
de Oſterborch, Henricus de Stendale, Gozevinus miles, Albertus et 
Brunignus fratres de Redekeſtorp, Hunoldus et Hinricus et Gregorius 
capellani. Ort: Arneburg. A XXII, 364. 

1238, 2. April. Erzbiſchof Willebrand von Magdeburg für das 
Domkapitel in Brandenburg. Als weltliche Zeugen nur: Sifridus de 
Niegrebe, Hermannus de Werberghe, Godefridus de Weddinghe milites. 
Ort: Magdeburg. A VIII, 149f. 

Die Brandenburger Burgmannen kommen danach nur in Urkunden 
vor, deren Empfänger das Domkapitel, das Kloſter Lehnin oder geift- 
liche Stifungen in Zerbſt ſind. Soweit nicht der Biſchof von Branden⸗ 
burg, ſondern der Markgraf ihr Ausſteller iſt, erſcheint der Biſchof doch 
unter den Zeugen, während umgekehrt in der Urkunde Biſchof Balduins 
vom 25. Dezember 1208 die urbani Brandenburgenſis Rudolphus de 
Weddinge, Conradus de Stoltenhagen und Hinricus de Stegelitz er⸗ 
ſcheinen, ohne daß der Markgraf anweſend iſt. Heinrich und Siegfried 
von Stegelitz kommen auch 1215, 1225 und 1226 in Biſchofsurkunden 
vor, in deren Zeugenreihe der Markgraf fehlt. Es handelt ſich alſo um 
Mannen des Biſchofs, nicht des Markgrafen, und es muß auffallen, daß 
ſie in einem ſoeben erſt durch den Markgrafen eroberten Gebiet, weit 
entfernt von Brandenburg, angeſeſſen geweſen ſein ſollen. Noch auf⸗ 
fallender aber iſt es, daß wir 1238 einen Ritter Godefridus de Weddinghe 
in Magdeburg als Zeugen in einer Urkunde des Magdeburger Erzbiſchofs, 
zuſammen mit zwei Rittern aus dem Magdeburgiſchen und Braun⸗ 
ſchweigiſchen, treffen. Sollte es ſich etwa bei der Bezeichnung de Weddinghe 
gar nicht um den Ort Wedding bei Berlin handeln? Wir ſchlagen v. Mül⸗ 
verſtedts Regeſten der Magdeburger Erzbiſchöfe auf und finden in der 
Tat hier ſeit dem Ende des 12. Jahrhunderts in Magdeburger Urkunden 
zahlreiche Vertreter einer Familie, die ihren Namen nach dem ſchon im 
10. Jahrhundert nachweisbaren, ſüdweſtlich von Magdeburg belegenen 
Ort Weddingen führen: a. a. O. I, 732; II, 208, 296, 388, 447. Die hier 
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auftretenden Heinrich, Dietrich und Lütger von Weddingen finden wir 
auch in einer Urkunde der Markgrafen Johann L und Otto III. wieder, 
und zwar in der vom 15. Oktober 1233 in Salbke bei Magdeburg ausge⸗ 
ſtellten, in der die Markgrafen dem Johannes⸗Stift in Magdeburg das 
Dorf Billingsdorf verkaufen. Auch dieſe Weddingen ſind alſo keine Ge⸗ 
folgsleute der Markgrafen. Es kann gar kein Zweifel ſein, daß auch 
der 1194, 1197 und 1208 im Gefolge der Biſchöfe von Brandenburg 
auftretende Rudolf v. d. Weddinge ſeinen Namen nach dem magde⸗ 
burgiſchen Weddingen trägt. Noch im Jahre 1267 iſt ein Ritter Rudolf 
in Altenweddingen mit 4 Hufen vom Erzbiſchof belehnt (v. Mülverſtedt, 
Regeſten II, 742). 

Ahnlich liegt es mit Heinrich, Alverich, Konrad und Siegfried von 
Stegelitz, die 1194, 1197, 1198, 1214 bis 1216 erſcheinen. Sie ſtammen 
ſicher nicht aus Steglitz bei Berlin, ſondern aus Steglitz in der Altmark, 
ſüdweſtlich von Tangermünde. Heinrich kommt 1197 zuſammen mit 
Heinrich von Plaue und Richard von Lindau (im Anhaltiſchen), 1208 mit 
Rudolf v. Wedding, Burchard v. Plötzky (bei Gommern im Magde⸗ 
burgiſchen) und Conrad v. Stoltenhagen vor, ſämtlich urbani Branden⸗ 
burgenſes und zugleich die einzigen Laienzeugen der Urkunde. 

Auch der Bartholomeus de Chare, der 1193 unter dieſem Namen, 1194 
und 1195 aber ohne Beinamen begegnet, wird nicht aus Karow bei 
Berlin, ſondern aus dem magdeburgiſchen Karow bei Genthin ſtammen. 
Ein Friedrich v. Kare ſpielt 1213 eine Rolle in den Kämpfen zwiſchen 
Kaiſer Otto IV. und Erzbiſchof Albrecht von Magdeburg als Partei⸗ 
gänger des Kaiſers (v. Mülverſtedt, Regeſten II, 196, 198) und wird 
noch 1219-20 als Gegner des Erzbiſchofs genannt (ebenda II, 265). 
Derſelbe oder vielleicht ein Sohn erſcheint 1238 unter den Schöffen des 
weltlichen Gerichts des Biſchofs von Halberſtadt und 1246 auf der Magde⸗ 
burger Provinzialſynode (ebenda II, 504 und 541). Aber 1233 iſt ein 
Ritter Friedrich v. Kare im Gefolge Johanns I. in Arneburg zuſammen 
mit anderen weſtelbiſchen Herren. Er iſt es, der nun vom Markgrafeu 
mit Beſitz in dem neu erworbenen Lande ausgeſtattet wird; wir finden 
ihn 1251 als Verkäufer der Weddingmühle (vgl. S. 33). 

So bleiben nur Konrad und Heinrich de Stoltenhagen übrig, deren 
Herkunft nicht mit Beſtimmtheit von einem anderen Stolzenhagen 
als von dem in Niederbarnim gelegenen abzuleiten iſt. Sehen wir uns 
aber die Zeugenreihe der Urkunde vom 28. Dezember 1217 näher an, 
ſo finden wir hier Konrad zuſammen mit Friedrich von Haſſel bei Stendal, 
Erwin von Fezzant bei Wittenberg, Burkhard von Kochſtedt im Magde⸗ 
burgiſchen und Werner von Elſtermünde bei Wittenberg. Kann es da 
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irgendwie zweifelhaft fein, daß wir auch Stoltenhagen nicht tn Nieder- 
barnim fuchen dürfen? Dazu kommt noch eine Urkunde Walters v. Barby 
von 1240 für das Liebfrauenkloſter in Magdeburg (Mülverſtedt, Regeſten 
II, 517), in der ein Otto v. Stoltenhagen in ganz magdeburgiſcher 
Umgebung auftritt. Vielleicht ſtammen dieſe Stoltenhagens aus Stolzen⸗ 
hain öſtlich von Wittenberg. 

Wenn v. Sommerfeld darauf, daß Bartholomeus v. Karow, Rudolf 
v. Weddingen und die Brüder Konrad und Heidenreich v. Stoltenhagen 
anfangs ohne dieſe Beinamen genannt werden, darauf ſchließt, daß 
ſie ihre Namen von dieſen Ortſchaften führen, und daß nicht umgekehrt 
die Ortsnamen von den Perſonennamen abgeleitet ſind, ſo hat er damit 
gewiß recht. Nur handelt es ſich bei dieſen Ortsnamen nicht um Neu⸗ 
gründungen in der Nähe Berlins, ſondern um ähnlich oder gleichklingende 
Orte im älteren Kolonialgebiet. Wohl aber werden dieſe älteren Orte, 
vielleicht durch Vermittelung von nach ihnen genannten Rittern, die 
Namengeber für die jüngeren Gründungen im Teltow und Barnim 
geworden ſein. 

Anders liegen die Dinge mit Trebbin, das 1213, und mit Stangen⸗ 
hagen und Saarmund, die 1216 zuerſt genannt werden. Stangenhagen 
und Saarmund gehören überhaupt nicht in dieſen Zuſammenhang, 
denn ſie liegen in der Zauche, Saarmund am linken Ufer der Nuthe. 
Der Arnold von Trebbin aber, der 1213 und 1214 Zeuge in den Ur⸗ 
kunden Biſchofs Balduins für das Hoſpital und das Nonnenkloſter in 
Zerbſt iſt, erſcheint am 25. September 1221 als Zeuge einer Urkunde 
des Abtes Bertram von Kloſter Berge (v. Mülverſtedt, Regeſten II, 296) 
und verkauft am 29. September 1233 in Trebbin dem Kloſter Lehnin 
25 Hufen in der Nähe von Stangenhagen. Dabei bezeichnet er ſich als 
Magdeburgensis ecclesie ministerialis. Spatz wird alſo recht damit haben, 
wenn er in Trebbin eine Magdeburger Gründung fieht'). Der Name 
Trebbin wird von dem merſeburgiſchen Treben entlehnt ſein, das ge⸗ 
legentlich in der Form Trebin begegnet, in der auch Trebbin a. d. Nuthe 
zuerſt auftaucht. 

Auch Spatz glaubt an die frühe Koloniſation des Teltow. Wie 
Paſſow und Sommerfeld zieht er dafür die Urkunde Papſt Innozenz III. 
heran, nach der Albrecht II. in dem nicht kleinen Teile der Mark, der noch 
unfruchtbar oder unbebaut ſei, koloniſieren wolle. Aber man braucht 
daraus keineswegs zu ſchließen, daß Albrecht Gegenden öſtlich der Havel 


—ů — 


1) Willy Spatz, Bilder aus der Vergangenheit des Kreiſes Teltow. I. 
Berlin, o. f. (1905). S. 20. 
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Nuthe⸗Linie im Auge hatte. Koloniſieren ließ ſich auch in den älteren 
Landesteilen noch. Die Anlage neuer Dörfer in der Zauche wird noch in der 
Urkunde vom 28. Dezember 1217 für das Brandenburger Domkapitel 
in Ausſicht genommen (Riedel A VIII S. 133). Die ſonſtigen Erwägungen 
von Spatz ſind mehr allgemeiner Natur oder durch die Annahme einer 
Koloniſierung des Barnim ſchon unter Albrecht II. beeinflußt. Wenn 
er aus der Erwähnung des Dorfes Drewitz am rechten Nutheufer „prope 
novum eastrum‘ im Jahre 1228 (Riedel, AX, 196) ſchließt, daß auch 
vor der Mündigwerdung Johanns I. und Ottos III. die Koloniſation 
nicht an der Nuthe als einer befeſtigten Grenzlinie halt gemacht haben 
könne, ſondern darüber hinausgegangen ſein müſſe, ſo möchte ich gerade 
daraus, daß Drewitz in der Nähe einer „neuen Burg“ lag, das Gegenteil 
ſchließen. Das Dorf iſt im Schutze der kürzlich auf dem rechten Flußufer 
erbauten Burg angelegt worden, ein erſter Schritt auf dem Wege der 
„friedlichen Durchdringung“ des Teltow nach 1225. 

Weder für den Teltow noch für den Barnim läßt ſich eben eine 
Koloniſation vor dem Beginn des 2. Viertels des 13. Jahrhunderts 
nachweiſen. 

Nachtrag. 

An meiner Auffaſſung können mich auch die mir erſt verſpätet be⸗ 
kannt gewordenen Ausführungen G. Engelbert Grafs nicht irre machen, 
die dieſer in den Mitteilungen des Vereins der Studierenden der Geo⸗ 
graphie a. d. Univ. Berlin, H. 2, S. 17ff., veröffentlicht hat. Graf lieſt 
aus dem Stadtplan ein urſprüngliches Rundlingsdorf Berlin, deſſen 
Feldmark er auf einem Gebiet innerhalb der ſpäteren Stadtmauern ſucht, 
und eine Fiſcherſiedlung Köln in der ſpäteren Fiſcherſtraße heraus. Die 
Vorausſetzungen, von denen er ausgeht, ſind ebenſo anfechtbar, wie die 
Schlußfolgerungen, zu denen er gelangt. Mit allem, was wir pofitiv 
über die Anfänge Berlin⸗Kölns und die Beſiedelung der „neuen Lande“ 
wiſſen, ſind ſeine Hypotheſen unvereinbar. Ich behalte mir vor, an 
anderer Stelle näher auf ſie einzugehen. 


III 
Zur Kritik Friedrich Wilhelms I. 


Von 
Gõtz v. Selle. 


Ein bedeutſames Dokument zur Kritik der Regierungszeit Friedrich 
Wilhelms I. bilden die beim Regierungsantritt Friedrichs d. Gr. von den 
preußiſchen Landſtänden überreichten Gravamina. Derartige Gravamina 
ſind in der Regel an die Abhaltung eines Landtages geknüpft. Ein ſolcher 
wurde in Preußen 1740 abgehalten. Jede der drei Kurien überreichte 
Gravamina; die der Städte ſind nicht erhalten, nur die der beiden erſten 
Kurien, „Herrenſtand und Landräte“ und „Adel und Ritterſchaft“. 
Auch Kilmer und Freie, die nichtadligen Grundbeſitzer, durften in Ge⸗ 
folgſchaft des Adels ihre Beſchwerden anbringen. Der Kurmark wurde 
ebenfalls ein Landtag geſtattet; indes haben die Oberſtände (Prälaten, 
Grafen und Herren) ihre Beſchwerden getrennt von denen der Städte vor⸗ 
getragen. Der uckermärkiſche Adel reichte ſeine Gravamina erſt nach⸗ 
träglich ein. In Minden erſchien 1740 der Adel als Repräſentant der 
Landſtände, da das Domkapitel in Streit mit dem König lag. Ravens⸗ 
berg hat ſich trotz der adminiſtrativen Vereinigung mit Minden ſein 
ſtändiſches Leben zu erhalten gewußt. Auch hier bildete den Kern der 
Stände die Ritterſchaft. Auf dem Landtag in Cleve waren Adel und 
Städte vertreten, die ſich meiſtens befehdeten, nach außen jedoch beſtrebt 
waren, den Schein der Einigkeit zu erwecken. Die einzigen Provinzen, 
in denen kein Landtag abgehalten worden iſt, ſind Magdeburg und Halber⸗ 
ſtadt. Aber auch hier ſind Gravamina ausgearbeitet worden; in Magde⸗ 
burg unterzog ſich der engere Ausſchuß dieſer Aufgabe, in Halberſtadt 
die vier Landräte, die um 1740 die eigentliche Ständeverſammlung 
bildeten. Beide Schriftſtücke, die Magdeburger wie die Halberſtädter Deſi⸗ 
derien, ſind von außerordentlichem Umfang). 


1) Die folgenden Unterſuchungen ruhen in erſter Linie auf Originalakten 
des Geh. Staatsarchivs zu Berlin: Gen. Dir. Oſtpr. Landräthl. Kreisſachen Gen. 
Nr. 5 — R. 33, Nr. 88, vol. I.; ferner des Magdeburger Staatsarchivs: Magde⸗ 
burger Landſtände 125; ſowie des ſtändiſchen Archivs der Kurmark: 97, Nr. 4. — 
Die weitere Grundlage des Aufſatzes bilden die in den Acta Borussica (bezeichnet 
A. B.), Abteilung Behörde norganiſation, veröffentlichten Aktenſtücke und Urkunden. 
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Heerweſen. 


Es kann nicht wundernehmen, wenn in den ſtändiſchen Beſchwerden 
von 1740 die Bemerkungen über das Heerweſen einen breiten Raum 
einnehmen. Freilich laſſen dieſe Deſiderien den Eindruck gewinnen, 
daß die Stände für die Bedeutung Friedrich Wilhelms I. auf dieſem 
Gebiet wenig Verſtändnis aufzubringen hatten. Landſtände ſind immer 
gegen ſtehende Heere geweſen; eine Armee koſtet Geld, und dieſes muß 
vom Lande aufgebracht werden. Ihr Ideal war die Miliz, wie es die 
Ravensberger und Magdeburger Stände offen ausſprachen. Aber 
Magdeburg ſah doch mit den übrigen Provinzen ein, daß die europäiſche 
Lage von 1740 nicht mehr die Zeit war, die eines ſtehenden Heeres ent⸗ 
behren konnte. Darum ſchlugen ſie vor, ein ſtehendes Heer von Aus⸗ 
ländern zu halten, daneben aber Nationalregimenter, die nur im Notfall 
unter die Waffen zu treten hätten: ein Vorſchlag, der in gewiſſem Sinne 
modern anmutet!). Hätte Friedrich Wilhelm ihm folgen können? Nur 
dann, wenn er die allgemeine Wehrpflicht prinzipiell durchgeführt, und 
wenn er mit der Anſicht gebrochen hätte, daß der Soldat, einmal Soldat 
geworden, ſein Leben lang oder doch jedenfalls den beſten Teil ſeines 
Lebens dienen mußte. Dieſe Tatſache, die ihrerſeits die Exemtionen 
hervorrief, machte die konſequente Durchführung des Prinzips der 
allgemeinen Wehrpflicht unmöglich. Friedrich Wilhelm ſtand dem Ge⸗ 
danken der Miliz ablehnend gegenüber, weil die Enrolierung in die Miliz 
ihm als Schutzmauer gegen die Werbung erſchien. Indes beherrſchte 
neben dem Prinzip der Werbung ein dem Milizgedanken entnommener 
Geſichtspunkt das Heereserſatzweſen Friedrich Wilhelms, der ſich doch 
das Wort Miliz verbeten hatte:). Dieſes Prinzip war die Enrolierung: 
der König hatte ſie auf das ſtehende Heer übertragen. Beide Einrichtungen 
gehen fortan nebeneinander her, beide zeitigen Mißſtände von oft un⸗ 
erhörter Härte. Wir hören Forderungen der Stände, wie, Wirtſchafts⸗ 
bediente ſollen vom Enrolement befreit fein, »benſo ſollen diejenigen, 
die ſtudieren wollen, nicht zum Heeresdienſt herangezogen werden. 
Waren nicht die Genannten und noch manche andere von der Enrolierung 
befreit“)? Beſagte nicht ein Edikt geradezu, keiner dürfe enroliert wer⸗ 


N 


1) Vgl. Spinoza, Polit. Abhandlung. VII, 17; Ausgabe von Kirchmann, 
. 9. 
2) Vgl. Ranke, W. W. 27-28, S. 147; Stenzel, Preußiſche Geſchichte III, 
S. 345 | 


3) Vgl. Max Lehmann, Gef. Aufſätze. S. 360. — Dohm, Denkwürdig⸗ 
leiten IV, S. 287. — Benekendorf, Charakterzüge III, S. 82. 
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den, „wenn er nicht Luft dazu bezeuge“!). Wenn dem aber nicht fo war, 
wenn des Königs Offiziere enrolierten*), hatten die Stände da nicht 
vollkommen recht, wenn ſie behaupteten, das Enrolement ſei der natür⸗ 
lichen Freiheit entgegen, und Aufhebung des Enrolements forderten? 
Ein Edikt) befahl, daß die Enrolierten und Soldaten, die ſich wider⸗ 
ſetzten, auch von den Zivilbehörden in Arreſt genommen und den Re⸗ 
gimentern zur Beſtrafung zugeführt werden durften. Welches Licht aber 
werfen die Klagen der Stände bei Beſprechung der Jurisdiktion über die 
Enrolierten auf dieſe Verfügung! Ebenſo verbot ein anderes Edikt vom 
23. April 1719 den Offizieren und Soldaten alle Exzeſſe und Extorſionen 
den Magiſtraten gegenüber. Die Städte der Mark beklagten ſich aber 
über Plackereien, als beſtünde eine ſolche Verfügung überhaupt nicht“). 

Woher dieſe Nichtübereinſtimmung zwiſchen Sollen und Sein, die 
noch durch andere Beiſpiele beleuchtet werden könnte! Wie der König 
im Edikt von 1721 die Werbung generell verboten hatte, dabei aber 
doch empfahl, „freiwillig und ohne Liſt“ weiter Leute zu werben, ſo er⸗ 
klären ſich derartige Geſetzesüberſchreitungen aus der einfachen Tatſache 
der unbedingten Vorliebe des Königs für das Heerweſen und ſeine Neigung, 
dieſen Teil des Staatsorganismus in den Vordergrund zu ſchieben. Nicht 
ohne Grund klagten daher die Magdeburger Stände, daß der Soldaten⸗ 
ſtand nicht in ſeinen Grenzen gehalten würde, oder beſchwerte ſich der 
uckermärkiſche Adel über die Überheblichkeit der Offiziere. Dagegen 
bemühte ſich der König, feine Soldaten immer in Schutz zu nehmens). 

Sogar im Gerichtsweſen nahm der Soldat eine Sonderſtellung ein. 
Allen consilia mixta ſollte, ſo hatte der König verfügt, ein Offizier 
prajidieren®). 

Die preußiſche Regierung wird einmal gewarnt, Militärangelegen⸗ 
heiten ohne Konkurrenz des Militärs zu entſcheiden“). Ja, man hielt es 
gar nicht für notwendig, den Zivilbehörden die Edikte über das Heer⸗ 


1) Mylius III, 1, S. 359; auch Benekendorf III, S. 79. 

2) Die Zivilbehör den waren ſeit 1733 ausgeſchloſſen; vgl. Bornhak, Ver⸗ 
waltungsrecht II, S. 71. 

3) Vom 20. Dez. 1722; Mylius III, 1, S. 186. 

4) Mylius III, 155; vgl. Max Lehmann, S. 365, hierzu auch A. B. V, 2 
S. 631. 

5) Z. B. A. B. V, 2, S. 156. — Schon im Reglement von 1713 kommt dies 
zum Ausdruck; vgl. Krauske, Die Anfänge Friedrich Wilhelms I., Hohenzollern ⸗ 
jahrbuch 1897. S. 81. 

6) A. B. IV, 2, 507. 

7) A. B. V, 2, 357. cf. Magdeburg. 
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weſen befanntzugeben!). Mit Recht erklärte daher Magdeburg, die 
Verordnung des Königs hätte gar keinen Zweck. Solange das Syſtem 
beſtehe, habe der Offizier immer die Möglichkeit, die Bevölkerung zu 
ſchikanieren oder zu ſeinen Gunſten auszubeuten. Judicia mixta, ſo 
wurde daher allgemein gefordert, müßten verſchwinden. Freilich, waren 
nicht vielleicht die anderen Gerichte ſo verrottet, daß für den König der 
einzige Ausweg die Militärgerichte waren)? Dieſe Frage ſoll hier nicht 
entſchieden werden. Nur das ſei geſagt: Geſetzt den Fall, die Dinge hätten 
ſo gelegen, hätte der König, der doch bei Beginn ſeiner Regierung ein ſehr 
ſtarkes Intereſſe für das Juſtizweſen und feine Reform gehabt hatte)), 
nicht dann in erſter Linie an die Verbeſſerung der ordentlichen Gerichte 
gehen können, ſo daß ſie auch für ſeine militäriſchen Zwecke ausreichend 
waren, anſtatt daß er eine Doppeljuſtiz in ſeinen Landen gelten ließ? 
Denn was bedeutete es anders, wenn er den Offizieren und Soldaten 
geſtattet hatte, Prozeſſe von Zivilperſonen zu übernehmen, um dieſe 
durch ihre militäriſche Autorität zugunſten der betreffenden Partei zu Ende 
zu führen. Freilich hat der König gerade an dieſem Punkt zu Ende ſeines 
Lebens das Unheil, das er angerichtet hatte und über das auch noch die 
Stände Klage führten, eingeſehen; dieſen Unfug verbat er. 

Belaſtend empfand man ferner mit Recht das Beurlaubungsweſen. 
Freilich ohne dieſen Brauch wäre das Syſtem Friedrich Wilhelms I. kaum 
möglich geweſen. Der Kompagniechef war auf die Beurlaubungen an⸗ 
gewieſen, wollte er ſich nicht ruinieren. Indes daß die Beurlaubten für 
die Zeit ihres Urlaubs nicht unter die Orts⸗ oder Gutsobrigkeit traten, 
war für das Wirtſchaftsleben eine Belaſtung, die bei einigermaßen gutem 
Willen von ſeiten der Militärbehörden ſich hätte beheben laſſen können. 
Dem Beurlaubungsweſen war es ähnlich, daß die Soldaten, beſonders 
die im Ausland Geworbenen, ſich neben dem Dienſt ihren Lebensunter⸗ 
halt durch Betreiben eines Gewerbes zu verdienen ſuchten. Schon 
Mitte der zwanziger Jahre verboten Cdifte*) den Soldaten, ein Gewerbe 
als Meiſter zu treiben, nur als Geſellen ſollte es ihnen verſtattet ſein. 
Aber noch 1740 hören wir, daß dadurch den Bürgern ihre Nahrung ent⸗ 
zogen würde. Auch dieſe Erſcheinung war ein notwendiges Übel. Damit 
in Zuſammenhang ſteht die Frage der Verpflegung und Einquartierung 
des Militärs.) Dieſe geſchah wiederum ohne Zuziehung der Zivilbehörden. 


1) Dohm IV, 289. 2) Bornhak II, S. 71. 3) Stölzel, Vorträge. S. 117. 
4) Mylius III, 202, 209. 5) Jähns, a. a. O. 1581. Vgl. Inſtr. f. d. General- 
direktorium. A. B. III. S. 587, Art. 5. Vgl. ferner v. Alten, Handbuch V, 341f.; 
Stenzel III, 378f.; Mylius, Cont. I, 73. 
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Alles in allem genommen zieht durch die Klagen der Stände der 
eine Vorwurf gegen die Heerespolitik Friedrich Wilhelms: Benach⸗ 
teiligung der Bevölkerung zugunſten eines einzigen Standes, des 
Soldatenſtandes. Hatten ſie damit Recht? Mit der Tatſache ſelber und 
von ihrem eigenſten Standpunkt aus zweifelsohne. Aber ſie überſahen 
dabei doch manche gute Seite. So iſt es wenigſtens eine übertriebene 
Forderung, wenn der Cleveſche Adel Beſeitigung des Kantonſyſtems ver⸗ 
langte. Wenn dieſe Einrichtung auch nicht direkt zum Vorteil der Be⸗ 
völkerung gereichte, ſondern vielleicht nur den einzelnen Regimentern, ſo 
möchte man doch hiergegen die einfache Frage ſtellen: wie würde es wohl, 
beſonders bei dem ſtarken Heeresbedarf Friedrich Wilhelms I., ohne dieſes 
Reglement in den preußiſchen Landen ausgeſehen haben? Auch hatte 
wohl kaum gerade der Lauenburger Adel Berechtigung, dagegen vor⸗ 
ſtellig zu werden, daß ſeinen Söhnen im Kadettenkorps eine Erziehung 
zuteil wurde, wie er ſie kaum imſtande war zu geben. Vor allem aber 
verdient eine Tatſache der beſonderen Berückſichtigung. Das Enrolement 
bewirkte, daß ganz allmählich, ſozuſagen von unten her, ein Staatsgefühl 
in die Bevölkerung Einzug hielt. Das wurde den Untertanen Friedrich 
Wilhelms nicht bewußt. Faſt möchte man ſagen, Friedrich Wilhelm J. 
ſorgte dafür, daß ſeine Untertanen nur die unangenehme Seite des 
Syſtems empfanden. Gemildert hätten dieſe Zuſtände werden können, 
wenn der König ſich zu der Teilnahme der Bevölkerung an dieſen Dingen 
hätte entſchließen können, etwa in der Art, wie der Magdeburger Adel es 
am durchdachteſten vorſchlägt. Aber konnten ſolche Gedanken e 
mit der Möglichkeit der Verwirklichung rechnen? 

Man wird dieſe Frage verneinen müſſen. Denn einmal war das 
Mißtrauen des Königs der Bevölkerung gegenüber zu groß, eine Tat⸗ 
ſache, die ſich in den unerhört harten Strafen, die auch auf geringe Ber- 
gehen oder Unterlaſſungen geſetzt waren, erkennen läßt. Dann war der 
König ſelbſt zu ſehr (beſonders in den Fragen des Heeresweſens) von 
einer privatrechtlichen Auffaſſung beherrſcht, ſo daß man zweifeln kann, 
ob ihm ſelbſt bewußt war, daß fein Syſtem im Sinne des Geſamt⸗ 
ſtaates wirkte. Und ſchließlich die Bevölkerung, insbeſondere die Stände 
ſelber. Wenn ſie auch erkannten, daß zum Nachteil des Landes ein 
Stand aufs Ungebührliche bevorzugt wurde, wenn man auch Vor⸗ 
ſchläge machte, dieſe Verhältniſſe zu beſſern, erwuchs ihnen nicht ihre 
Erkenntnis vornehmlich aus ihrer landſtändiſchen Tradition, waren ſie 
in ihrem Urteil, mag es auch im Tatſächlichen den Nagel auf den Kopf 
treffen, nicht in weit höherem Maße e gebunden als der 
König? 
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Bis in alle Poren des Staatsweſens drang der ſoldatiſche Geiſt 
ein; wir deuteten es bereits an. Am meiſten machte es ſich bemerkbar auf 
dem Gebiete des Finanzweſens. Denn die Neigung des Königs ee 
große Geldſummen. 


Finanzen, Wirtſchaft, Handel. 


Die Stände waren der Meinung, daß die Heeresmacht Friedrich 
Wilhelms zu groß ſei. Iſt es da zu verwundern, wenn ſie auch betonten, 
die Steuern, die zur Erhaltung der Armee aufzubringen ſeien, wären 
zu hoch? Freilich konnte der König dagegen anführen, was wohl mit 
ſeinen Landen geſchehen würde, wenn die Armee nicht wäre. Alles würde 
in Verfall geraten. Trotzdem mögen die Stände um 1740 die Laſten 
als beſonders drückend empfunden haben. 

Die Klage der Stände, daß in der Steuerpolitik nicht genügend auf 
die Leiſtungsfähigkeit des einzelnen geſehen würde, erſcheint berechtigt; 
denn ſie wird für Cleve von anderer Seite beſtätigt. Dem Prinzip des 
Königs mag indes dieſe Tatſache zuwider geweſen ſein, ſagt er doch in der 
Inſtruktion des Generaldirektoriums ausdrücklich, keine Anlage dürfe 
gemacht werden, wobei die Untertanen nicht beſtehen könnten!). Falſch 
war hingegen die Forderung der Magdeburger, die Summe möchte 
jedesmal neu normiert werden. Das war gerade der Vorzug des preußi⸗ 
ſchen Steuerſyſtems, daß die Steuerſumme in der Regel feſtgelegt war, 
d. h. die Kontribution — im Gegenſatz zu der franzöſiſchen Steuer, bei der 
kein Steuerzahler wußte, was er im nächſten Jahre zu zahlen hatte, kein 
Beamter, wieviel Gehalt er, oder ob er überhaupt Gehalt zu erwarten 
hatte. Verwunderlich iſt die Klage der Kurmärker über die Schloßbau⸗ 
und Legationsgelder, ſowie die Potsdamer Bettgelder?). Friedrich Wil⸗ 
helm L hatte fie zur Kontribution geſchlagen, wie das auch bei anderen 
Steuern häufig vorgekommen war, z. B. bei den Monatsſimpla. Auch 
die Behandlung der Cöllmer, denen trotz General⸗Hubenſchoß Fourage, 
Servis auferlegt war, bedeutete ein Vorgehen, dem man formale Berechti⸗ 
gung gewiß nicht wird zugeſtehen können. Die Forderung der Kur⸗ 
märker indes, jene Gelder wieder zu beſeitigen, ſie alſo aus der Kontri⸗ 
bution herauszulöſen, ſteht auf derſelben Höhe wie das Anliegen der 
kurmärkiſchen Städte, es möchte doch die Rekrutenkaſſe wieder in die 
Marinekaſſe verwandelt werden. Verderblich iſt auch der Brauch zu 
nennen, von dem die Stände verſchiedentlich berichten, daß bei dem 
Ausfall an Steuern auf einem Gut ein anderes dieſen tragen mußte. 


1) A. B. III, 381. | 
2) Vgl. hierzu Stenzel a. a. 0. II, 381. 
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Als höchſt läſtigen Zwang empfanden alle Stände den Salzzwang. 
Trotzdem war der König am Ende ſeiner Regierung von der Richtigkeit 
ſeiner Politik ſehr überzeugt, wie aus einer Kabinettsordre von 1735 
erſichtlich iſt). Man habe nur geſchrien: die Einfuhr des halliſchen Salzes 
ſchade dem Lande; aus dem Berichte des Geheimrats v. Negelein gehe 
das Gegenteil hervor). 

Wie das Salz erfreuten fic) auch die Zwangsmühlen keiner Beliebt- 
heit. Das Mühlweſen war in Preußen und in der Kurmark beſonders 
ſchlecht?). Vor allem gingen die in der Nähe der Grenze Wohnenden 
meiſt in das benachbarte Gebiet hinüber, um dort mahlen zu laſſen. 
Wenn der König hier eingriff, ſo war das berechtigt. Anderſeits wurden 
dadurch, daß der König ſehr viele Mühlen anlegen ließ und jeden Ort einer 
beſtimmten Mühle zuwies, die bereits beſtehenden Mühlen ſtark be⸗ 
nachteiligt. Vor allem mag aber auch der Verkehr durch weite Wege 
und ein unter Umſtänden langes Warten an den Mühlen manche Miß⸗ 
ſtände hervorgerufen haben. Wenn ein jeder hätte in die Mühle fahren 
dürfen, die ihm am nächſten lag, ſo hätte durch einen ſolchen Vorſchlag 
manche Unzuträglichkeit beſeitigt werden können. 

Beſondere Erbitterung erregte allenthalben das Mahlgeld, das 
bezahlt werden mußte, ob der Betreffende in den königlichen Mühlen 
mahlen ließ oder nicht. Nur der Müller habe den Nutzen davon, heißt es. 
Es werden hier Unterſchleife vorgekommen ſein, wie bei den Pächtern, 
von denen wir beſonders aus Minden und Ravensberg hören. 

Auch der König hatte dies bemerkt. Wie der Pächter ſein „Amt“ 
ausnutzte, war ſchließlich ihm überlaſſen; dies hatte zu Mißſtänden ge⸗ 
führt, die den König zu dem Befehl veranlaßten, die Pächter ſollten in 
dieſen Provinzen nicht dieſelbe Freiheit wie die Gutsherrn“) haben, 
denn fie ruinierten ihre Untertanens). Dabei war die Erhebung der 
Steuern oft mit großen Härten verbunden; ſie wurden mit militäriſchem 
Zwang beigetrieben, wie wir aus Cleve hören. Auch dem König war dies 
zu Ohren gekommen, und er befahl Unterſuchung der faſt an die früheren 
preußiſchen Verhältniſſe erinnernden Maßnahmen. Nicht berechtigt er⸗ 


1) ef. A. B. V, 2, pag. 826. 

2) A. B. IV, 2, pag. 360. III, pag. 499. 

3) A. B. III, 624; IV, 1, 602, 612; für Cle ve IV, 2, 19f., 165 cf. Schmol⸗ 
ler, Verwaltung Oſtpreußens. H. Z. 30, S. 50f. 

4) A. B. V, 2, 18. 

5) A. B. V, 2, 52, 155f. In Preußen hatten es die Domänenbauern beſſer 
als die anderen. Vgl. Schmoller, Oſtpreußen, S. 176; vgl. hierzu v. Below, 
Territorium und Stadt. S. 1f. 
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ſcheint die Bemerkung, daß die Steuern zur Unzeit beigetrieben würden. 
Warum ſollten die Untertanen ihr Steuerquantum nicht zurücklegen? 
Aber ſparen ſchien nicht im Sinne der Stände. So lehnten die Magde⸗ 
burger die Anſammlung eines Staatsſchatzes ab. Soviel wie möglich 
müſſe Geld im Umlauf ſein. Ihre Anſicht ſprach ſich auch in ihrem (wieder 
an ſich guten) Plan einer Feuerſozietät aus, bei dem ſie nicht eine Kaſſe 
errichten, ſondern die Schäden durch Umlagen der Mitglieder jedesmal 
ausgleichen wollten. Bot aber nicht ein Kapital oder ein Staatsſchatz die 
Möglichkeit, die Ungleichheit der Einnahme und Ausgabe zu regulieren? 

Faſt alle Stände klagten über das Verbot der Landhandwerker!). 
Gewiß mag dieſe Maßnahme dem Lande geſchadet haben), in der Rich⸗ 
tung, die die Stände angeben. Durch Verlegung der Kavallerie in die 
Städte und den Zuzug der Landhandwerker in die Städte wollte man 
einerſeits die Städte in Aufnahme bringen, anderſeits aber auch die Ein⸗ 
nahmen aus der Akziſe ſteigern. Daher erſcheint das Verlangen der 
Halberſtädter nach Aufhebung der Separation von Stadt und Land 
gerechtfertigt; Magdeburg ſtimmte im Prinzip zu, dachte aber praktiſch 
anders. Freilich wurde durch dieſe Trennung von Stadt und Land die 
Kluft zwiſchen beiden immer größer. Wäre aber der Halberſtädter 
Forderung nachgegeben, ſo hätte das Land vielleicht einige Erſparniſſe 
gemacht, indem nämlich ein Akziſeüberſchuß auf die geſamte Kontributiong- 
ſumme angerechnet worden wäre. Aber die Städte wären ſtark geſchädigt 
worden. 


Ein Streitgebiet zwiſchen Stadt und Land bildete ferner das Brau⸗ 
gewerbe. Auch hier herrſchten nicht volkswirtſchaftliche, ſondern finanz⸗ 
politiſche Geſichtspunkte. Mit Recht wieſen die Stände daher auf die 
ſchlechte Qualität des Bieres hin, die durch die freie Konkurrenz ent⸗ 
ſchieden hätte gehoben werden können. Gewiß mag auch hier das Militär 
Einfluß gehabt haben, wie Magdeburg meint. Aber der Hauptgrund 
war dies kaum. Mit Recht forderte daher die Uckermark, der König möge 
das Braugewerbe, wenn auch gegen Entgelt, freigeben. Beim Krug⸗ 
verlag auf dem Lande ſelbſt ſtellte ſich der Mißbrauch heraus, daß die 
Pächter zwar auf königlichem Boden, aber doch in der Nähe der adligen 
Krüge ihrerſeits Schenken einrichteten: eine Schikane, gegen die der 
Adel mit Recht vorging. 


1) Edikt von 1718, Mylius V, 2, S. 670. In Preußen und in der Kurmark 
war wegen geringer ländlicher Induſtrie die Schwierigkeit nicht fo groß, cf. 
Schmoller, Finanzpolitik. S. 157. 

2) Schmoller, Innungen. Brand. Preuß. Forſch. Bd. I, S. 106. 
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Wie den Ständen die Kontribution zu hoch erſchien, ſo auch die 
Akziſe. Begründeten ſie dort ihre Kritik durch den Mißwachs und das 
Viehſterben, ſo klagten hier die Städte über Feuersbrünſte. Eine Forde⸗ 
rung nach Herabſetzung auf den Fuß von 1713 würde indes bei Friedrich 
Wilhelm nicht von Erfolg geweſen ſein. Hören wir doch, daß letzterer 
ſich mit dem Plan trug, einen allgemeinen Akziſeetat aufzuſtellen, unter 
Zugrundelegung der Jahre 1733-17381). Daß dem Landmann die 
Akziſe zur Laſt fiel, iſt an ſich wohl eine richtige Bemerkung, aber eine 
kaum irgendwie zu umgehende Notwendigkeit. Denn ebenfo wichtig 
iſt die von Magdeburg geäußerte Anſicht, daß die Städte geſtärkt werden 
müßten, weil nach dem herrſchenden Syſtem dieſe das einzige Abſatz⸗ 
gebiet für das Land ſein müßten. Berechtigt iſt die Klage, daß auch bei 
der Akziſe Unterſchleife vorkamen; werden ſolche Vorkommniſſe doch auch 
von anderer Seite berichtet. So beſchwerte ſich der König, daß in der 
Kurmark':) die Akziſe nicht genügend einbrächte, und er führte dieſen 
Ausfall, ebenſo wie in Cleve?) auf die ſchlechte Aufſicht zurück“). Ahnliche 
Dinge werden auch beim Zollweſen vorgekommen jeind). Nicht mit 
Unrecht wenden ſich die Magdeburger gegen die Zollverpachtung. 

Neben der Unterſtützung des Domänenweſens lag auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet dem König am meiſten an der Hebung der Manufakturen. 
Die Wollmanufaktur war unter Friedrich L ziemlich heruntergekommen“). 
Um ſie wieder emporzubringen, hatte ſich der König, wenn auch zögernd, 
zu drakoniſchen Maßnahmen entſchloſſen. Das Wollausfuhrverbot er⸗ 
regte daher in allen Landen großes Mißfallen. In der Tat mag es in 
kleinen Territorien, wie der Grafſchaft Hohenſtein, eine ſehr drückende 
Laſt geweſen ſein. Anderſeits kann man aber ſeine prinzipielle Be⸗ 
rechtigung an der Argumentation der Halberſtädter ſehen, die ſagten, 
dem Lande könne durch den freien Welthandel nicht geſchadet werden, 
da ja genügend Flachs geſponnen würde: die Überſpannung des mer⸗ 
kantiliſtiſchen Grundſatzes von der ſtändiſchen Seite her. Indes die Be⸗ 
handlung dieſer Frage iſt nicht zu trennen von den Prinzipien des Handels. 
An dieſer Stelle liegt der eigentliche Gegenſatz zwiſchen dem König und 
den Ständen, wie der König ſelber einmal jagt”). Er hielt nicht viel vom 
Handel. Schon in ſeiner Getreidehandelspolitik zeigte ſich das. Sein 
Grundſatz war hier: dem inländiſchen Korn der inländiſche Markt. Von 
dem Verkehr nach auswärts, den Geheimrat Hille ihm vorſchlug, wollte 


) A. B. v, 2, 814ff. 2) A. B. V, 1, 614. 3) A. B. V, 2, 9288. 4) Vgl. A. 
B. V, 2, 266f. 5) A. B. IV, 1, . 60 Vgl. Boerfen a. a. O. II, 279. 7) A. 
B. IV, 1, 220. | 
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er nichts wiſſen. Ebenſo ſkeptiſch ſtand er den Plänen hinſichtlich des 
Tranſitverkehrs gegenüber. Mit Recht, denn der Unternehmergeiſt 
der Kaufleute in ſeinen Ländern war ſehr gering, und er wollte nicht, 
daß der Handel feiner Lande im Dienſte fremder Kaufleute ſtand !). 
So war es nur konſequent, wenn er ſich bemühte, die Nachbarn vom 
eigenen Markte auszuſchließen und den eigenen Handel und die eigene 
Induſtrie ſelbſtändig zu machen. Dabei konnte nicht auf den Fremden⸗ 
verkehr Rückſicht genommen werden; ja, er dachte auch wenig daran, in 
der Münzpolitik auf den Stand der Nachbarländer ſich einzuſtellen, 
was bei den weſtlichen Provinzen nicht ohne Gefahr war). Auch eine 
Handelsgeſellſchaft, wie ſie die Magdeburger vorſchlugen und vor ihnen 
ſchon Hille in Anregung gebracht hatte, konnte nach ſeiner Meinung 
nichts helfen); er wird fic) dabei nicht, wie die Magdeburger meinten, 
durch die Rückſicht auf den commissarius loci haben leiten laſſen. 

Wie die Stände gegen das Wollausfuhrverbot ſich äußerten, ſo 
(aus demſelben Geſichtspunkt des freien Handels heraus) gegen die 
Monopoliſierung der Wollverarbeitung im Lagerhauſe. Richtig iſt 
gewiß, daß das Lagerhaus den Vorteil nicht ſo wahrnehmen konnte 
wie der einzelne. Aber dem ſtand entgegen, daß durch dieſe Einrichtung 
einer Menge armer Leute Unterhalt geboten wurde, wie der König 
einmal ausdrücklich betont‘). Und für Vergrößerung der Induſtrie⸗ 
bevölkerung traten ja gerade die Magdeburger ein. 

Eine ähnliche Aufgabe wie das Lagerhaus für die Wolle hatten für 
das Getreide die Magazine zu erfüllen. Es wäre von den Magdeburgern 
konſequent geweſen, wo ſie Abſchaffung der Monopole verlangten, 
wenn ſie auch gegen dieſe opponiert hätten. Indes, ſie machten ſich dieſe 
Einrichtung (die bereits beftand®), aber vornehmlich zu militäriſchen 
Zwecken verwandt wurde), zunutze, indem ſie die Magazine zur Regu⸗ 
lierung der Getreidepreiſe vorſchlugen. Aber ihr Endzweck war dabei, nach⸗ 
zuweiſen, daß gerade dieſes Inſtitut die Möglichkeit eröffne, den Handel mit 
dem Ausland wieder aufleben zu laſſen. Wird man dieſer Folgerung nicht 
zuſtimmen können (da ſie Selbſtaufhebung des Gedankens der Magazine 
bedeutet hatte), fo iſt doch richtig, daß die Magdeburger darauf hinwieſen: 
die Einrichtung könnte der Allgemeinheit weiter zugänglich gemacht werden, 
allein ſchon, um dem Getreidewucher entgegentreten zu können. 

Überbliden wir das Geſagte, fo können wir auf dem Gebiete der 
Staatsökonomie ein Ahnliches beobachten wie auf dem des Heerweſens. 


1) A B. IV, 2, 265. 2) A. B. V, 2, 180, 243. 3) A. B. IV, 1, 750 ff. 4) A. B. 
v, 2, 541 f. 5) A. B. v, 2, 747, 924. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Seid. XX XVIII. 1. 5 
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„Schwert und Kaffe“, ſagt Roſcher einmal, müſſe man das Regierungs- 
ſyſtem Friedrich Wilhelms J. charakteriſieren. Darin liegt die Über⸗ 
treibung, der Friedrich Wilhelm ſich als abſoluter Herrſcher hingab, 
bereits ausgeſprochen. In der Tat, die Formen, in denen der König 
ſein Werk ſchuf, waren für die Bevölkerung höchſt drückende. Auf der 
anderen Seite ſteht aber hier wie dort die Verſtändnisloſigkeit der Stände 
dem gegenüber, was hier wurde. Und auch hier können wir beobachten, 
wie der König gleichſam ſein Ziel verdunkelte, ſo daß nach außen hin 
faft nur fein Trieb zur „Plusmacherei“) erkennbar war. Als Symptom 
möchte man faſt die Einrichtung der Rekrutenkaſſe“) anſehen. Hier laufen 
die Fäden der Lieblingsneigungen des Königs in grotesker Weiſe zu⸗ 
ſammen. Geld wollte er haben für ſeine Soldaten. Woher es kam, wer 
es gab, war ihm einerlei. Nicht die Eignung entſchied bei dem Bewerber, 
ſondern wer das Meiſte bot, erhielt die Stelle. 

Damit aber kommen wir zu einem anderen Gebiet des Staats- 
weſens, zu der Juſtiz. 

| | Juſtiz. 

Die Rekrutenkaſſe bildet mit Recht den Gegenſtand weitgehender 
Klagen der Stände. Es iſt nicht recht verſtändlich, wie Schmoller ange⸗ 
ſichts dieſer Tatſache ſagen kann, „das Größte, was Friedrich Wilhelm J. 
geleiſtet hat, bleibt die ſittliche Reinigung der Verwaltung“. In ſtarkem 
Maße hat gerade dieſe Einrichtung“) (neben anderem) das Zuſtande⸗ 
kommen der von Friedrich Wilhelm I. von Anfang feiner Regierung an 
geplanten Juſtizreform verhindert. Aber der König hat an dieſem In⸗ 
ſtitut mit der ihm eigenen Zähigkeit feſtgehalten. Keiner ſoll von der 
Rekrutenkaſſe dispenſiert ſein, ſagt er 1737 auf die Vorſchläge der Kom⸗ 
miſſion zur Beratung des Juſtizweſens, er habe Qualitäten, ſoviel er 
haben wolle“). Wie der König auf die Rekrutenzahlungen hielt, mögen 
zwei kleine Begebenheiten ſchildern. Im Generaldirektorium ſollte ein 
Aktenhefter angeſtellt werden, der infolge ſeiner Verwundung nicht mehr 


I) ef. Gundlach, Friedrich Wilhelm I. und die Städte. S. 70f. 
2)9 Stenzel, 386ff. Amter und Titelverkauf war auch in anderen Ländern 
Brauch, vor allem in Frankreich. Aber auch in Preußen erwog noch 1712 Fried- 
rich I. den Plan zur Errichtung einer Fabrikkaſſe, deren Einkünfte ſich aus Bei⸗ 
trägen derer zuſammenſetzten, die einen Titel ſich erwerben wollten und die dazu 
beſtimmt war, die Manufakturen zu heben. Ein Edikt von 1710 unterſagte indes 
einen derartigen Brauch (Mylius, C. C. II, S. 506). cf. A. B. I, 263 ff.; vgl. 
auch Benekendorff a. a. O. III, 36. 

3) A. B. III, 429. Gegründet 1721. 

4) A. B. V, 2, 293. 
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Soldat ſein konnte. Er bezog vierteljährlich ein Gehalt von 25 Talern. 
Nun bat der Mann, daß ihm dieſe Abgabe erlaffen würde, und das General- 
direktorium unterftüßte dieſen Antrag. Der König verfügte: ein anderer 
„braver kerrel ſoll in ſein Platz geworben werden“). Gnädiger war der 
König in einem anderen Fall, wo er dem Bewerber die Bezahlung er⸗ 
laffen wollte, wenn er einen Mann ftellen könne von „6 fuhs 2 Zoll 
Rheinlendiſch“). Nur ausnahmsweiſe ſah der König von dieſen Zahlungen 
ab?). Wer unter 36 Taler Einkommen hatte, war grundſätzlich davon 
befreit“). Da war die Klage der Stände, es würde bei der Anſtellung 
nicht genug auf die Eignung des Bewerbers geſehen, berechtigt?). Cin 
weiteres kommt hinzu. Der König ſuchte ſich diejenigen tüchtigen 
Leute aus, die er dann eben in den Betrieben, die ihm am nächſten lagen, 
verwandte. Okonomie ſchätzte er höher als Juſtize). Kluge Leute ſteckte 
er in die Kriegs- und Domänenkammern, dumme Teufel, wie er ſich 
ausdrückte, waren für die Regierung gut genug“). Auch hielt er nicht 
durchweg an dem Grundſatz feſt, daß nur auf die Juſtiz verpflichtete Leute 
anguftellen feien®). Gegen Adjunktionen und Expektanzen hatte er ſich 
ſchon zu Beginn feiner Regierung geäußerte), nur ausnahmsweiſe 
ſollten ſie geſtattet ſein. Trotzdem klagten auch die Miniſter in ihrem 
Votum, es feien zuviel Räte dal“). 

Wie ſtand es nun mit der Befolbung? Man mag den Wert der 
Bemerkung des Magdeburger Adels, es würde nicht genügend auf die 
Tüchtigkeit des einzelnen geſehen, beanſtanden wenn ſie erklärten, 
vor allem müffe der Adel hier berückſichtigt werden. Indes die Begründung 
erſcheint nicht der Berechtigung zu entbehren. Sie ſagten: der Adel 
eigne ſich, weil er Geld habe. In der Tat, wer die Beſoldungsetats über⸗ 
ſieht, wird ſagen müſſen, daß es ſich faſt nur wohlhabende Leute hätten 
leiſten können, Diener im Staate Friedrich Wilhelms I. zu fein. Von 
Anfang an kürzte der König Gehälter hoher wie niederer Beamten, 
und dieſe Neigung nahm mit den Jahren zu. So empfahl er in ſeiner 
Inſtruktion dem Nachfolger, Beſoldungen ſoviel wie möglich herabzu⸗ 
ſetzen. Klagen des Generaldirektoriums über ſchlechte Gehälter be⸗ 
achtete er gar nicht!). Milde und wohlwollend ijt die Mahnung zu nennen, 
die er an einen höheren Beamten richtet, er möge ſeine Lebensart nach 
der Beſoldung einrichten, nicht umgekehrt!). Faſt am Ende feiner Re- 
gierung erklärte er“): wer neue Gehälter beantragt, kommt nach Spandau. 


1) A B. IV, I, 146. 2) A. B. IV, 1, 240. 3) A. B. V, 319. 4) A. B. IV, 
1, 761. 5) A. B. V, 2, 778. 6) A. B. IV, 1, 392 fl.; vgl. auch III, 225. 7) A. B. 
IV, 1, 257f. 8) A. B. I, 528. 9) A. B. I, 428. 10) A. B. V, 2, 283. 11) A. B. 
III, 444. 12) A.B. IV, I, 682. 13) A. B. V, 1, 600. 
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Welche Folgen dieſe Zuſtände auf das Juſtizweſen haben mußten, 
ſchildern die Stände in beredter Weiſe. In der Tat beſtanden vor allem 
in den Untergerichten die Gehälter in den Sporteleinnahmen!). Was 
konnte da ein Edikt gegen hohe Sporteln nutzen.“) was Beſchwerden über un- 
zuläſſige Sporteln?); oder der Befehl, die Sporteltaxen zu prüfen ), 
Verfügungen, die ſicher im Intereſſe des Publikums gedacht waren? 
Es war ſchließlich ganz richtig, wenn den Halberſtädtern auf eine Eingabe 
hinſichtlich Beſeitigung des Sportelweſens geantwortet wurde, die 
Sporteln ſeien zur Erhaltung der Einkünfte der Beamten erforderlich 's). 
Und war es ſo unberechtigt, wenn der Miniſter Arnim gegen die Re⸗ 
organiſationspläne Coccejis opponierte, hauptſächlich der Verringerung 
der Einkünfte wegen)? 

Damit hing ein weiteres zuſammen. 1739 hören wir von einem 
Projekt zur Verringerung der Inſtanzen, das aber auf ſtarken Widerſpruch 
der Stände ſtieß“), demſelben, dem wir auch 1740 in den Gravamina 
begegnen. Sie forderten zwar Verringerung der Sporteln, auch Ab⸗ 
kürzung der Prozeſſe, aber an ihren Gerechtſamen, beſonders verſchiedenen 
Rechtsmitteln, wollten ſie anderſeits feſthalten. Mit Recht hat die Halber⸗ 
ſtädter Regierung einmal auf dieſen Widerſtreit der ſtändiſchen Anſichten 
hingewieſen. Den Ständen lag doch viel an der Beibehaltung des alten 
Schlendrians, wie der Regierungsrat Vogelſang 1739 bemerktes), weniger 
vielleicht des Schlendrians wegen, als weil ſie hoffen mochten, auf dieſem 
Wege ſich Einfluß und Vorteil zu ſichern. So geſchah die Verſchickung 
der Akten häufig nur, um die Prozeſſe zu verfchleppen?). Man verbot 
es daher 1723. Eine Bitte Cleves um Wiedereinführung dieſes Rechts⸗ 
mittels blieb unbeantwortete); nur unter beſtimmten Vorausſetzungen 
war fie geftattet!!). Waren denn nicht die Kriminalkollegien eingerichtet, 
um dieſen Teil des Rechtslebens dem Staate einzufügen? Freilich waren 
wohl auch dieſe nicht ſo, wie ſie ſein ſollten, wird doch von dem Berliner 
Collegium berichtet, daß es nur ängſtlich nach dem König ſchielte und 
zu erfahren ſuchte, wie dieſer das jeweilige Urteil wünſchte. Friedrich 
Wilhelm L intereſſierte ſich für dieſen Teil des Rechtes beſonders. Aller⸗ 
dings bevorzugte er auch hier die Kriminalfälle des Militärs. Für das 
Detail der Juſtizadminiſtration hatte er keine Zeit. 

Ein Hauptübelſtand war die Verſchleppung der Prozeſſe durch die 
Kompetenzkonflikte. Man hatte zwar verſucht, die Kolliſionen zu ver⸗ 

1) A. B. V, 2, 79ff., 286. 2) A. B. V, 2, 415. 3) In Minden A. B. V, 1, 
370; in Pommern V, 2, 276. 4) A. B. V, 2, 275ff. 5) A. B. V, 2, 424, 599. 
6) A. B. V, 2, 688, 709. 7) A. B. V, 2, 274 ff. 8) A. B. V, 2, 72f. 9) A. B. 
IV, 1, 53 ff. 10) A.B. IV, 1, 626. 11) A. B. V, 2, 126. 
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hüten), aber die Klagen hörten nicht auf. Allen voran ſtehen hier die 
Eingriffe der Kammern in den Rechtslauf. Mag auch manches hierbei 
darauf zurückzuführen ſein, daß in der damaligen Zeit Juſtiz und Ver⸗ 
waltung noch nicht ſcharf voneinander getrennt werden konnten, ſo iſt 
die Beſchwerde der Stände über dieſe Eingriffe des Königs (denn als 
ſolche empfanden ſie derartige Maßnahmen) berechtigt. Kriegs⸗ und 
Domänenkammer geht über alles:), hatte der König erklärt). Auch 
Cocceji wollte der Kammerjuftiz*) und der fiskaliſchen Prozeß⸗ 
ſucht entgegentreten. Zweck dieſer königlichen Eingriffe war, alle pro⸗ 
vinziellen Sonderintereſſen auf das nachdrücklichſte zu beſchneiden. 
Wie zwiſchen den oberen Kollegien Jurisdiktionsſtreitigkeiten herrſchten, 
ſo auch bei den unteren Inſtanzen. Wie es formal berechtigt erſcheint, 
wenn die Stände von Magdeburg und Halberſtadt fordern, Kammer⸗ 
ſachen der Kammer zuzuweiſen, die Regierung aber ſolle das oberſte 
Gericht ſein, ſo liegt viel Richtiges in den Forderungen Preußens und 
Cleves, die niedere Gerichtsbarkeit im Amtshauptmann bzw. im Droſt 
zu konzentrieren. Eine ähnliche Tendenz macht ſich bemerkbar bei den 
Halberſtädter Ständen, die ihre ſtändiſchen Landräte an der Juſtiz be⸗ 
teiligt wiſſen wollen. Sieht man von der ſpezifiſch⸗ſtändiſchen Färbung 
ab, ſo hat dieſes Verlangen entſchieden manches für ſich, genau wie jener 
nicht verwirklichte Verſuch vom Jahre 1721, die „Verweſer“ in Preußen 
aufzuheben, und dafür Juſtizräte mit weiteren Befugniſſen zu bejtellen’).. 
Es hatte ſich auch hier der Mißſtand herausgeſtellt, daß die Verweſer 
von ihrem Brotherrn nicht bezahlt wurden. Wie die Pächter ihr Amt 
verwalteten, wurde bereits oben beleuchtet. Aber ebenſo rivaliſierten 
die Droſten ſtark mit den Richtern. Beſonders waren die Richter in die 
Verwaltungsbefugniſſe der Droſten eingedrungen; den Richtern lag 
fortan die Regelung der Polizeiangelegenheiten ob, ebenſo auch die Ver⸗ 
hängung und Eintreibung der Brüchten (Polizeiſtrafen). Schließlich 
waren die Droſten ſo gut wie ganz von den Richtern verdrängt. 

Daß noch Kommiffionen®) vorkamen, bezeugen die Miniſter aus⸗ 
drücklich“), obwohl ſchon 1712 verfügt war, fie ſollten nach e 
vermieden werdens). 


So kann man verſtehen, wenn der König einmal (1736) erklärte 
(ohne freilich zu beachten, daß er ſelbſt die Urſache des Ubels war)e): er 
glaube, daß in der Welt keine ſchlechtere Juſtiz fei als in Preußen und in 


1) A. B. v, 2, 470. 2) A. B. Iv, 1, 55. 3) A. B. IV, 1, 238. 4) A. B. 
IV, 1, 239, 249, 367f. 5) A. B. III, 420f. 6) A. B. II, 237-38; 7) A. B. V, 2, 
284. 8) A. B. I, 517f. 9) A. B. V, 2, 454 f., 525f.; vgl. aber auch III, 457. 
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Polen !); oder wenn die Miniſter äußerten, die Juſtiz fei viel ſchlimmer, 
als man ſich denken könne). 

So wird man auch den Wunſch der Stände nach einer Kodifikation 
des Rechtes durchaus begreiflich finden. Nur Magdeburg macht greifbare 
Vorſchläge zu einer Kodifizierung. Die Tendenz, die ſich hier ausſpricht, 
geht dahin, daß die Stände hoffen, im Sinne ihrer Staatsauffaſſung 
würde die Kodifizierung vorgenommen werden. Nicht Unabhängigkeit 
des Rechtes überhaupt, ſondern Unabhängigkeit des Rechtes von der 
landesherrlichen Gewalt ſtreben ſie an, denn die Edikte des Landesherrn 
werden von ihnen in dieſem Zuſammenhang nicht erwähnt. 

Friedrich Wilhelm L hat die Frage der Kodifikation des Rechtes 
während ſeiner Regierungszeit des öfteren beſchäftigt. Zu Beginn ſeiner 
Regierung hatte er ſich ſtark für ein neues Landrecht eingefept ). 
Aber wie ſo vieles auf dem Gebiete des Juſtizweſens blieb auch dieſes 
Unternehmen Projekt. Nur Preußen bekam durch Cocceji ein Land⸗ 
recht (das die Stände 1740 übrigens nicht erwähnen !)), wenn auch eine 
tiefergehende Juſtizreform in Preußen am Gelde geſcheitert ift). 


Ständiſche Verhaltniffes). 

Graf Manteuffel ſchrieb 1739 an Graf Brühl, wenn Preußen in 
einen Krieg verwickelt würde, ſo glaube er, daß eine Revolte unter dem 
Adel ausbrechen würde, ſo groß ſei der Widerwille gegen das Regiment 
Friedrich Wilhelms L?). Hatte er damit Recht? Verſchiedene Familien, 
ſo weiß er zu berichten, trügen ſich mit dem Gedanken, in die ſächſiſchen 


1) A.B. V, 1, 819. 2) A. B. V, 2, 277. 3) A. B. I, 522, 738 f. 4) Über 
die Coccejiſche Juſtizreform in Preußen vgl. Springer a. a. O. 5) A. B. V, 
2, 209 f. 6) Wir verzichten auf eine eingehende Würdigung der ſtändiſchen 
Außerungen über das Kirchen⸗ und Schulweſen. Es ſei nur bemerkt, daß 
man aus der Forderung der Stände nach Duldung gewiſſer dem Luther- 
tum eigentümlichen Beſtandteile des lutheriſchen Kultus nicht auf eine 
religiöſe Unduldſamkeit des Königs wird ſchließen dür fen. Hinter den kirch⸗ 
lichen Forderungen der Stände verbirgt ſich in erſter Linie ein politiſcher 
Kern, ſo iſt z. B. die Oppoſition der Preußen gegen das Kirchendirektorium 
zu verſtehen. Kirchen⸗ und Schulbediente unter weltlicher Jurisdiktion zu 
wiſſen, iſt an ſich wohl eine gerechtfertigte Forderung der Stände, wenn 
damit nicht die Pfarrer und Lehrer dem Einfluß des Staates entzogen wären. 
Wie das religiöfe Problem, fo ſtand auch das der Bildung nicht im Vorder⸗ 
grund des königlichen Intereſſes. Soldat ſein war mehr als ſtudieren. 
Die Klagen der Uckermärker über den Verfall des Bildungsweſens mögen 
berechtigt erſcheinen. Indes hatte der Adel am Schulweſen genau ſo wenig 
Intereſſe wie der König ſelber. 7) A. B. V2, 776. 
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Lande auszuwandern!). Er ſelber bemühte ſich, einem jungen Adligen 
eine Stellung zu verſchaffen. Der König hatte es ausdrücklich verboten, 
daß der Adel feine Kinder in die Fremde ſchicke.“) Sie durften zum Zwecke 
ihrer Ausbildung nur dann Reiſen unternehmen, wenn ſie bereits in 
preußiſchen Dienſten geſtanden hatten?). Die Stände empfanden von 
ihrem Standpunkt dieſe Bevormundung mit Recht als Beeinträchtigung 
perſönlicher Freiheit. Der König war bemüht, den Adel immer mehr in 
ſeinen Dienſt zu ziehen. Mochte er auch überzeugt ſein, daß die Kon⸗ 
ſervation des Adels in ſeinem Intereſſe lag, ſo hat er doch ſehr oft wenig 
nach dieſem Grundſatz gehandelt. Bekannt ſind ſeine Maßnahmen um 
Vergrößerung der Domänen auf Koſten des Adels. Mit Recht wies der 
Magdeburger Adel darauf hin, daß man ein Königreich nicht wie ein 
Amt verwalten könne“). Der König ſcheint am Ende feiner Regierung 
das Fehlerhafte ſeiner Politik eingeſehen zu haben; denn er hat ver⸗ 
ſchiedene fiskaliſche Prozeſſe niedergeſchlagen. Ahnlich war mit der 
Lehnsallodifikation die Möglichkeit einer Verringerung des adligen 
Grundbeſitzes gegeben. Auch lag die Gefahr, daß ein Sohn ein Gut 
verſtudieren konnte, gewiß nahe. Die Erörterung dieſer Frage, der 
Lehnsallodifikation, hat zweifelsohne an Schärfe nachgelaſſen, wenn 
wir der Streitigkeiten Friedrich Wilhelms mit dem Adel, beſonders dem 
Magdeburger, gedenken. Die Stände waren teils für Beibehaltung, 
teils für Wiederaufhebung der Allodifikation, Ravensberg hielt hier die 
Mitte. Alle aber ſahen nicht, daß das Lehnsrecht im 18. Jahrhundert 
nur einen Anachronismus darſtellte. Nichts zeigt dies deutlicher, als die 
Oppoſition gegen den Lehnskanon, in der die Stände faſt einig waren. 
Für die Steuerzahlungen war der Adel (aber ebenſo die Städte Preußens) 
auch damals nicht zu haben. Es erübrigt ſich, über dieſe Frage zu rechten. 
Daß der Adel ein beſonderes Gericht für ſich beanſpruchte, daß er ver⸗ 
langte, er allein ſollte im Beſitze von Rittergütern ſein, beweiſt nur, daß 
Friedrich Wilhelm L nicht wie fein großer Nachfolger dem Adel den 
unbedingten Vorzug vor den anderen Schichten der Bevölkerung gabs). 

Der König hat das Steuerprivileg des Adels nicht angetaſtet, wenn 
man von dem eben erwähnten Lehnskanon oder dem Generalhubenſchoß 
in Preußen abſieht. Indes iſt er doch Auswüchſen der Neigung des 
Adels, ſich der Beſteuerung zu entziehen, entgegengetreten; ſo verfügte 
er, daß kein Adliger in den Städten ausſchließlich von den Erzeugniſſen 
feiner Güter leben follte, um auf dieſe Weiſe die Akziſe zu umgehen®). 


1) A B. v, 2, 652. 2) A. B. V, 2, 845. 3) A. B. III, 450f. 4) A. B. VI, 
2, 71. 5) Vgl. A. B. I, 395. 6) A. B. V, 1, 36. | 


72 Big v. Selle 


Ebenſo war der Adel dem Edikt über die hochimpoſtierten Waren unter⸗ 
worfen. !) Wenn der Adel (und die Geiſtlichkeit) nicht nur für ſich, ſondern 
auch für ihre Untertanen Befreiung von der Konſumtionsſteuer ver⸗ 
langten, ſo wollte der König mit Recht davon nichts wiſſen. 

Aus demſelben Grunde konnte und mußte er auch ſuchen, die Patri- 
monialjurisdiktionen des Oſtens und die Privatjurisdiktionen des Weſtens 
einzuſchränken. In Cleve hatten ſich faſt unhaltbare Zuſtände ausge⸗ 
bildet). Wir hören verſchiedentlich von Verhandlungen?) über dieſen 
Gegenſtand, die ſchließlich zu dem Edikt von 17367) führten. Ebenſo 
wurden die Patrimonialgerichte unter Aufſicht der Obergerichte geftellt®). 
Es war gewiß formal nicht richtig, wenn die Kgl. Landräte in Halber⸗ 
ſtadt ſich in die ſtändiſche Gerichtsbarkeit mifchten®), aber das Eingreifen 
des Königs bleibt ein Verdienſt, denn es bedeutet, wie die Zurückdrängung 
der geiſtlichen Gerichtsbarkeit, nichts anderes als einen Schritt auf der 
Bahn, auf der die Rechtseinheit der Staatsuntertanen, die alleinige 
Grundlage des Staates, allmählich entſtehen konnte. 

Hiſtoriſch iſt die Beweisführung der Magdeburger bei der Aus⸗ 
einanderſetzung über den Urſprung ihrer Gerichtsbarkeit nicht ſtichhaltig, 
wenn ſie ſagen, daß ihre Jurisdiktion auf dem Verhältnis von Herr zu 
Untertan ruhe. Es iſt bekannt, daß gerade der Markgraf von Brandenburg 
dem Gutsherrn die Gerichtsbarkeit veräußerte. Zudem vertrat Friedrich 
Wilhelm L eine der ſtändiſchen Auffaſſung entgegengeſetzte Anſicht, 
wie aus einer Reſolution an die cleveſchen Stände hervorgeht. 

Ein Staatsweſen wird indes neben der wichtigen Aufgabe, ihm ent⸗ 
gegenwirkende Elemente nach Möglichkeit auszuſchalten, doch noch eine 
andere ſich zu ſtellen haben, das iſt die Beteiligung der Bevölkerung 
an der Regierung. Welche Stellungnahme nahm Friedrich Wilhelm L in 
dieſer Frage ein? 

Wenige Amtsbezeichnungen haben um 1740 in den verſchiedenen 
preußiſchen Landen einen ſo verſchiedenen Klang wie der Name Landrat. 

Maßſtab für den König war der kurmärkiſche Landrat. Seine Politik 
bewegt ſich in der Richtung der Angleichung der Landratsſtellungen aller 
übrigen Provinzen an den der Kurmark. 

Urſprünglich ein ſtändiſcher Vertrauensmann, iſt das Amt des Land⸗ 
rats“) allmählich den Ständen entfremdet worden; fie wurden mehr und 


1) Mylius IV, 3, 2, Nr. 20. 2) Für Oſtpreußen vgl. A. B. IV, 1, 318ff. 
3) A. B. IV, 1, 489f.; V, 1, 58 f., 813f. Vgl. Hintze VI, 1, 481. 4) Scotti II, 
S. 1160. 5) Bornhak a. a. O. II, S. 75. 6) cf. Hintze VI, 1, S. 276. 7) Vgl. 
Hintze VI, 1, 602 ff. 
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mehr zu königlichen Bezirksbeamten, wenn auch der ſtändiſche Urſprung 
dieſer Inſtitution nicht verwiſcht wurde. So war in Magdeburg und 
Pommern der Charakter des Landratsamtes ſchon zu Beginn der Re⸗ 
gierung Friedrich Wilhelms L geändert worden, in Magdeburg nicht 
mit Zuſtimmung der Stände. In Minden und Ravensberg iſt dieſe 
Anderung erſt im Jahre 1734 vorgenommen worden. In Preußen 
hatte der König das Landratsamt wieder zu beleben geſucht ). Er wollte die 
Landräte an der Verwaltung des Generalhubenſchoſſes beteiligen, aber 
es blieb bei dem Projekt)). 

Ein wichtiges Recht nun hatten die Stände, das Präſentationsrecht 
für die Beſetzung der Landratspoſten. Prinzipiell iſt es niemals von 
Friedrich Wilhelm L aufgehoben worden. Wollte aber der König durch⸗ 
dringen, fo mußte er ſich oft genug über dieſes wichtige Recht hinweg⸗ 
ſetzen?). Hiergegen wenden ſich die Gravamina von 1740; die Stände 
verlangten das Recht, ihre Landräte präſentieren zu dürfen. Stand ja 
doch zum Beiſpiel den Kurmärkern ausdrücklich das Recht der Präſen⸗ 
tation zu. Die Magdeburger ſchlugen einmal einen Landrat vor, kurz 
zuvor hatte der König aber bereits die Stelle beſetzt. Als der Vorſchlag 
kam, wurde ihnen jedoch mitgeteilt, daß eine ſolche Reſolution ihrem 
Präſentationsrechte keineswegs nachteilig fein follte*). 

Wo das Landratsamt nach kurmärkiſchem Fuße beſtand, da war es 
eine untergeordnete Stellung; dieſe Landräte waren faſt Subalterne der 
Kammer“) und rangierten hinter den Kriegs⸗ und Domänenräten?). 
Ja, ſie hatten zum Teil nicht das Recht, an den Sitzungen der Kammer 
teilzunehmen, nur in der Kurmark und in Magdeburg war dies der Fall “. 
Halberſtadt und Pommern hatten für dieſe zweifelhafte Ehre gedankt). 
Wie mußte die Überheblichkeit der Kammer die Landräte verletzen; be⸗ 
ſonders empfand man dies in Minden, wo das Landratsamt noch ver⸗ 
hältnismäßig jung war. Die Kammer hatte zudem hier erklärt, die Land⸗ 
tate ſeien gar nicht nötige). Trotzdem verlangten die Stände mit Recht 
Zutritt für ihre Landräte zur Kammer. 

Wie der König das Landratswahlrecht einſchränkte, ſo nahm er den 
meiſten Städten das Recht der Ratswahl. Welche Folgen die Beſchränkung 
der ſtädtiſchen Autonomie vor allem durch den Commissarius loci nach 
ſich zog, weiß die Stadt Halberſtadt in beredter Weiſe mit Unterſtützung 
der Regierung zu ſchildern. Dieſe Ausführungen beſtätigen, daß die 


1) A. B. IV, 2, 141 f. 2) A. B. IV, 1, 147. 3) Vgl. A. B. II, 480f.; IV, 
1, 518ff. 4) A. B. III, 273f. 5) A. B. IV, 1, 69. 6) A. B. IV, 1, 462, 484f. 
7) A. B. V, 1, 269f. 8) A. B. v, 1, 404, 279f. 9) A. B. IV, 1, 102. 
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Städte unter Friedrich Wilhelm I. nichts anderes waren als eine Art von 
Domänen!). Und wie der König Adel und Städten das Präſentationsrecht 
für das Landratsamt beziehungsweiſe das Magiſtratswahlrecht beſchränkte, 
ſo ſuchte er auch das Leben der katholiſchen Klöſter, ſoweit ſolche noch be⸗ 
ſtanden, unter ſtaatliche Aufſicht zu bringen. Die Abtswahl durfte in 
den Klöſtern nur unter Aſſiſtenz eines königlichen Deputierten vor ſich 
gehen!). Die halberſtädtiſchen Klöſter führten gegen dieſe Beſtimmung 
1740 Beſchwerde und ſuchten um freie Abtswahl nach. | 

Wie das Landratsamt, fo hatte der König auch die Amtshauptmann⸗ 
ſchaften in Preußen fo gut wie zur völligen Bedeutungsloſigkeit herab-- 
gedrückt und dadurch dem Adel (wie in Cleve durch Ausſchaltung des 
Droſtenamtes) eine weitere Möglichkeit, an der Staatsverwaltung teilzu⸗ 
nehmen, genommen. Amtshauptleute ſollten ſich weder um Wirtſchaft 
noch um Juſtiz kümmern?), ebenſowenig wie die Droften*). Vor allem 
war es nötig geweſen, daß der König den Droften®) das Präſidium der 
Erbentage entzogen hatte). Aber nicht genug, er entfrembete dem 
Adel nicht nur dieſe Stellungen, ſondern auch, nachdem er dieſe Amter 
zu Sinekuren gemacht hatte, entzog er ſie dem Lande, dem ſie zukamen, 
worüber die Stände aller Lande mit Recht klagten“). Ja, die Inhaber 
derartiger Pfründe wohnten oft nicht einmal im Landes). Vorübergehend 
hatte der König ſogar geſtattet, daß Amtshauptmannſchaften verkauft 
werden durften“). 

Die Frage des Indigenats beſchäftigte alle Stände. Geſchah es 
nicht auch mit Recht, wenn die Stände des öfteren darauf hinwieſen, daß 
ſie doch am beſten in ihrem Lande Beſcheid wiſſen müßten. Der König 
hat ſich mehrmals über dieſes Privileg der Stände hinweggeſetzt !“). Er 
vertrat überhaupt den Standpunkt, daß königliche Beamte nicht in ihrer 
Heimat beſchäftigt werden dürften“). Sogar die Torſchreiber in den 
Städten durften nicht aus derſelben Stadt fein?*), weil der König Vettern⸗ 
wirtſchaft befürchtete. Anderſeits hat er doch gewünſcht, daß in dem 


1) Max Lehmann, Aufſätze. S. 104. Vgl. Benekendorff VII, S. 67. — 
Die Bemerkung Halberſtadts über die Juden, die auch 1713 in noch größerem 
Umfange erſcheint, A. B. I, S. 433 f., weiß die Regierung zu entkräften mit dem 
Hinweis, daß die Juden Schutzgeld zahlten, ſomit alſo das Bürgerrecht erworben 
hätten. 2) Max Lehmann, Preußen und die kath. Kirche I, Nr. 767, 768, 772, 
782. 3) A. B. IV, 1, 52 f. 4) A. B. V, 1, 179. 5) Über die Kombinierung ver⸗ 
ſchiedener Amter bei dem Richter und deſſen Rivaliſieren mit dem Droſten IV, 
1, 395; cf. Schill, B. P. F. XXII, S. 324f. 6) Scotti II, S. 1120; ef. A. B. 
V, 1, 503. 7) cf. Morgenſtern, S. 92-93. 8) A. B. IV, 1, 335f. 9) A. B. V, 1, 
417. 10) A. B. IV, 1, 33f. 11) A. B. IV, 1, 84, 720. 42) A. B. III, 594. 
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engeren Ausſchuß Magdeburgs nur Leute ſitzen ſollten, die das Land genau 
kannten). Auch mußten die Landräte in ihren Diſtrikten mindeſtens 
wohnen, wenn nicht angeſeſſen fein?). Vor allem wünſchten die Stände 
an dem Steuerweſen beteiligt zu ſein, und das konnte nur natürlich er⸗ 
ſcheinen. Aber der König kehrte ſich nicht mehr an Steuerbewilligungen, 
ſoweit fie noch beftanden®). Ebenſo waren fie von der Verwaltung aus⸗ 
geſchloſſen. Mit Recht betonten die Magdeburger, daß ihre Verwaltung 
der Kreditkaſſe Anerkennung gefunden habe“). Aber wie die Landes⸗ 
kreditkaſſe Magdeburgs zur Generalkaſſe gezogen ward), fo war auch der 
preußiſche Landkaſten mit dem Kommiſſariat vereinigt“). Sogar in die 
Verwaltung derjenigen Gelder, aus denen die Landtagskoſten beſtritten 
wurden, miſchte ſich die Aufſicht des Königs. Die Dispoſitionsgelder der 
Stände wurden in allen Provinzen beſchränkt und kamen unter ſtaatliche 
Kontrolle. Als die Cleveſchen Stände ihren Etat verſchiedentlich über⸗ 
ſchritten7), zwang der König fie, aus ihren eigenen Mitteln die Mehr⸗ 
ausgabe zu erſetzen“). 

Nach alledem werden wir uns nicht wundern, wenn der König der 
wichtigſten Einrichtung des ſtändiſchen Weſens, dem Landtag, mit außer⸗ 
ordentlicher Nichtachtung gegenüberſtand. In Cleve ließ er ſchließlich 
die Landtage beſtehen und begnügte ſich damit, daß königliche Deputierte 
an den Zuſammenkünften der Stände teilnahmen, wogegen die Stände 
natürlich proteftierten®). In Preußen hatte er nicht einmal bei ſeinem 
Regierungsantritt einen Landtag geſtatten wollen). Und auch ſonſt 
wachte er ſcharf darüber, daß die Stände nicht ohne vorherige Ankündigung 
zuſammentraten. 

Will man einen Sinn in die Politik des König den Ständen gegenüber 
bringen, ſo iſt es vielleicht der, daß der König mit der Einſchränkung ſo 
vieler hiſtoriſcher Gerechtſame und natürlicher Berechtigungen eins vor 
allem wollte, die Erweckung eines Staatsgefühls. Dazu war es aber 
nötig, daß er die faſt auf allen Gebieten ſich bemerkbar machenden Zwiſchen⸗ 
gewalten, ſoweit es ging, ausſchaltete. Daß dem König dies gelungen iſt, 
wird niemand bezweifeln können. Aber es konnte ihm nur gelingen um 
den Preis, der in der Vernichtung der ſelbſtändigen Teilnahme des Volkes 
an der Regierung lag, und in erſter Linie kamen hier für die Zeit um 
1740 die Stände in Frage. Indes, ſeien wir gerecht, der König wie die 
Stände haben es ſich gegenſeitig erſchwert, einander zu verſtehen. Wie der 


1) A. B. V, 1, 52. 2) A. B. IV, 1, 489, 578. 3) A. B. IV, 1, 373. 
4) A. B. II, 514. 5) A. B. II, 454f. 6) A. B. II, 350 ff., 388. 7) A. B. V, 
1, 582, 968. 8) A. B. V, 2, 401. 9) A. B. II, 16, 293. 10) A. B. I, 601. 
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König in ſeinen oft geradezu rohen Mitteln ſein Ziel den Blicken entzog, 
fo erfüllte anderſeits die Form der ſtändiſchen Wünſche nicht der Inhalt, 
den ſie glauben machen wollten. Beide Teile hingen zu ſehr an privat⸗ 
rechtlichen Anſchauungen. Und man wird ſagen müſſen, daß in dieſem 
abſolutiſtiſch⸗halbſozialiſtiſchen Staatsweſen die Grundlage des Staats- 
lebens fehlte, der geſunde und harmoniſche Ausgleich zwiſchen Regierung 
und Regierten. 


IV 


Aus den hinterlaſſenen Papieren des im Müller 
Arnold’ {hen Prozeß zur Feſtungsſtrafe verurteilten 
neumärkifcheu Regierungsrats Bandel. 


Bon 
F. Graner. 


Der durch das Eingreifen Friedrichs des Großen berühmt gewordene 
Prozeß des Müllers Arnold auf der Krebsmühle zu Pommerzig in 
der Neumark iſt vielfach beſprochen und zum Gegenſtand eingehender 
Forſchung gemacht worden, letztmals kritiſch beleuchtet von Friedrich 
Holtze in feiner Geſchichte des Kammergerichts!). Der Sachverhalt iſt 
aus den in den Archiven liegenden Akten geklärt, auch in der ausführ⸗ 
lichen Darſtellung des Präſidenten der neumärkiſchen Regierung, Graf 
von Finckenſtein, der Gang der Sache niedergelegt). Neuerdings find 
im Familienbeſitz befindliche Papiere ans Tageslicht gezogen worden, 
welche der jüngſte der im Prozeß tätigen Richter, der neumärkiſche 
Regierungsrat Georg Karl Friedrich Bandel, hinterlaſſen hat. Darunter 
befindet ſich eine eigenhändige Niederſchrift: „Geſchichte des Arnoldſchen 
Prozeſſes gegen den Landrath von Gersdorf und der Folgen desſelben.“ 
Wie ein beigefügter Vermerk bekundet, hat Bandel den Aufſatz während 
ſeiner Haft in Spandau ausgearbeitet. Es iſt nicht bekannt geworden, 
daß die Räte Buſch und Neumann eine derartige Prozeßgeſchichte hinter⸗ 
laſſen haben; ebenſowenig iſt dies ſeitens der beiden Kammergerichtsräte 
Friedel und Graun, die überdies nur das Verfahren vor dem Kammer⸗ 
gericht aus eigener Anſchauung kannten, oder von dem mitbeſtraften 
Hoffiskal Schlecker geſchehen. Soweit nicht die in den Archiven ver⸗ 
wahrten Urteile und ſonſtigen Verfügungen Aufſchluß geben, konnte bis 
jetzt lediglich die vorerwähnte von dem Grafen von Finckenſtein abgefaßte 
„Geſchichte des vor der Neumärkiſchen Regierung geführten Arnold⸗ 


1) S. Beiträge zur Brandenburg.⸗Preuß. Rechtsgeſchichte. Bd. V, S. 296ff. 
2) Abgedruckt in der Zeitſchrift für Preuß. Geſchichte und Landeskunde. 
Erſter Jahrgang 1864, ©. 135ff. 
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Gersdorffiſchen Prozeſſes und der Folgen desſelben“ benutzt werden. 
Der zeitlich vorausgegangene Prozeß des Müllers gegen den Grafen 

von Schmettau war unter dem Vorſitz des Präſidenten von Windheim 
entſchieden worden, ſo daß Graf Finckenſtein, der erſt nach dem publizierten 
Beſcheid vom 22. Januar 1776 im Jahre 1777 als Nachfolger v. Wind⸗ 
heims in die Regierung eintrat, von ihm erſt aus den Akten Kenntnis bekam, 
während Bandel dem Kollegium ſchon damals angehörte. Wohl erſcheint 
die Darſtellung Graf Finckenſteins, eines ſcharfblickenden älteren Juriſten, 
im ganzen wie in einzelnen Teilen genauer, was ſich daraus erklären 
mag, daß er als Vorſitzender, der zudem ſelbſt ſich zum Dezernenten 
ernannt hatte, den Prozeßſtoff näher kannte als Bandel, der, damals 
noch ein Richter in jüngeren Jahren, lediglich Votant war, und daß er 
bei ſeiner Bearbeitung der Sache die Akten einſehen konnte, was dem 
Strafgefangenen in Spandau in dieſer Weiſe nicht möglich war. Als 
wertlos darf jedoch die Bandelſche Niederſchrift keinesfalls bezeichnet 
werden. 

Ehe auf letztere eingegangen wird, mögen die Lebensſchickſale des 
Verfaſſers einen Platz finden, welche überdies einen Blick in die Lebens⸗ 
verhältniſſe der Zeit von den letzten Regierungsjahren Friedrichs des 
Großen bis zu den Befreiungskriegen gewähren. Die Einzelheiten ſind 
zum großen Teil aus den hinterlaſſenen Papieren entnommen, unter 
denen geſammelt ſowohl die — übrigens bekannten — auf die Sache 
bezüglichen Reſkripte, Verfügungen, Zeitungsausſchnitte in Abſchrift 
als auch perſönliche Aktenſtücke u. dgl. ſich finden. 

Karl Friedrich Bandel war 1746 geboren in Stettin als der Sohn 
eines höheren preußiſchen Beamten. 1774, zur Zeit der Einleitung des 
Arnoldſchen Prozeſſes gegen den Grafen von Schmettau, war er als 
Regierungsrat bei der neumärkiſchen Regierung zu Küſtrin beſtellt. 
Nachdem er durch die bekannte Kabinettsordre vom 1. Januar 1780 
kaſſiert und mit einjährigem Feſtungsarreſt belegt worden war, hat er 
dieſen Arreſt angetreten, wurde aber mit den anderen Räten vor Ablauf 
des Jahres im September 1780 entlaſſen. Wo er ſich in den folgenden 
Jahren bis zur Reaktivierung im Jahre 1786 aufgehalten und wovon er 
gelebt hat, iſt aus den hinterlaſſenen Papieren nicht zu erſehen. Einige 
Auskunft gibt das noch vorliegende Konzept einer Zuſchrift an den Ver⸗ 
leger des Staatsanzeigers Schlözer, in welcher er am Schluß bemerkt: „Bei 
dieſer Gelegenheit muß ich einen Irrthum berichtigen, der Ihnen über⸗ 
ſchrieben und dadurch in Ihren S. A. geraten iſt: Die unglücklichen Räthe 
ſollen von anno 1780 an beſtändig ihr volles Gehalt durch ein wohl⸗ 
thätiges Inſtitut erhalten haben. In Anſehung des erſten Jahres iſt dies 
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völlig gegründet. Es war aber in der Natur der Leidenſchaft des Mit⸗ 
leidens, daß ſolche nach und nach erkalten mußte. Sonach erhielten, 
wenigſtens die Neumärker Räthe, in den Jahren 1781—1784 ohngefähr 
½ ͤihres Gehalts und in den Jahren 1785 und 1786 blieb dieſe Unter⸗ 
ſtützung gänzlich aus. Ich ſage dies nicht, um eine höchſt verehrliche An⸗ 
ſtalt zu verkleinern, ſondern um theils die Sache der Wahrheit gemäßer 
vorzuſtellen, theils darzuthun, daß die unſchuldig Leidenden immer noch 
ſehr viel verloren haben“ !). Eingaben von ihm aus der Zeit vor feinem 
Wiedereintritt in den Richterdienſt ſind aus Clempenow bei Anklam 
datiert. Dort ſcheint er ſeinen Aufenthalt genommen zu haben, in welcher 
beruflichen Stellung iſt aus den Papieren nicht erſichtlich. Als nach Fried⸗ 
richs Tod die verurteilten Räte rehabilitiert worden waren, wurde auch 
Bandel wieder in ſein Amt bei der neumärkiſchen Regierung eingeſetzt. 
Bekanntlich hat der König Friedrich Wilhelm den Betrag, zu deſſen 
Rückerſtattung der Müller durch das endgültige Urteil des Kammergerichts 
verurteilt worden war, aus eigenen Mitteln erſetzt. Eine Abrechnung 
über den Anteil, der auf die drei Räte Friedel, Graun und Bandel entfiel, 
liegt bei deſſen Papieren. Bandel hatte ſich anläßlich des Todes des 
Kammergerichtsrats Gauſe um die frei gewordene Stelle eines Rats 
beworben, geſtützt auf die Erklärung des Königs Friedrich Wilhelm, 
er wolle ſich geneigt finden, „diejenigen unter ihnen, die wiederum in 
Unſere Dienſte treten wollen, darum auf eine convenable Weiſe bei 
vorkommender Gelegenheit anderweit zu placieren“. Auf ſein Geſuch 
wurde, nachdem ein Rat der neumärkiſchen Regierung an das Kammer⸗ 
gericht auf die dort freigewordene Stelle verſetzt worden war, mit Reſkript 
vom 22. Dezember 1786 der neumärkiſchen Regierung eröffnet, daß 
„bei dem Collegio der abgekommene etc. etc. Bandel als Rath der oberen 
Claſſe und zwar nach feiner ancienneté hinwiederum mit einer jährlichen 
Beſoldung von 700 rth in Aktivität zu ſetzen ſei“. Auf weitere Bitte, 
es möge ihm ſein ſeit anno 1780 rückſtändiges Gehalt ausgezahlt werden, 
da „die Geſetze wollen, daß ein Rath ohne Schulden ſei, er aber der⸗ 
gleichen in 7 traurigen Jahren habe machen müſſen, nachdem er ein 
höchſt unbeträchtliches Vermögen verloren“, wurde ihm zwar der rück⸗ 
ſtändige Gehalt nicht nachbezahlt, dagegen „zur Beſtreitung der bei 
Wiederantretung ſeines Poſtens in Cüſtrin zu machenden öconomiſchen 


1) Es wird vermutet, daß der König, der ſeinen Mißgriff erkannt hatte, 
dieſen Zuwendungen an die Räte nicht ferne ſtand. Bandel erwähnt hievon 
nichts. Möglich iſt dies jedoch wohl. Das Ausbleiben der Unterſtützungen würde 
ſich dann damit erklären, daß Friedrich in ſeinen letzten Lebensjahren die Ange⸗ 
legenheit aus den Augen verlor, vielleicht nicht mehr daran erinnert werden wollte. 
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Einrichtung eine Gratifikation von 350 rth aus dem Extraordinario 
der Juſtiz“ verwilligt. Eine ausreichende Entſchädigung war dies 
natürlich nicht. Es iſt verſtändlich, daß Bandel, der offenbar von 
Natur nicht leichtſinnig veranlagt war, ſich durch die Geldverhältniſſe 
gedrückt fühlte. Dazu kamen in den Wiger Jahren Unſtimmigkeiten in 
den perſönlichen Verhältniſſen des Neumärker Kollegiums. In einem 
Bericht, deſſen Konzept vorliegt, verwahrt er ſich gegen einen vom 
Präſidenten gegen fein Kollegium ausgeſprochenen Tadel, daß die Räte 
in geſchloſſenen Geſellſchaften ſich zu unnötigen Ausgaben verleiten 
laſſen: „er nehme allerdings an Geſellſchaften teil, zu denen die Räte 
beider Collegien mit einigen Kaufleuten mit ihren Frauen zuſammen⸗ 
kommen, es werde dort geſprochen, Schach geſpielt, auch andere kleine 
Spiele gemacht, bei denen aber nicht mehr als 12 Gr. verloren werden 
können; die Frauen und die Männer, die den Rauchtabak nicht lieben, 
verſammeln ſich in beſonderem Raum; zuweilen werde getanzt; dieſe 
Geſellſchaften finden zweimal wöchentlich ſtatt; er, Bandel, könne in 
dem Beſuch dieſer Geſellſchaften nichts Unziemliches finden.“ Die Ant⸗ 
wort des Kammerpräſidenten v. Mülheim lautete: Der Großkanzler 
habe den Bericht des Präſidenten erhalten und habe ſich dazu geäußert, was 
denn das wäre, der Präſident wäre ganz ein Narr geworden, er ſei mit 
der ganzen Welt unzufrieden; er, der Großkanzler, lege gar keinen Wert 
auf ſeine Denunziation; übrigens habe der Präſident über ihn, Bandel, 
ſich noch bei weitem am günſtigſten geäußert. — Vorliegende Schreiben 
laſſen erſehen, daß Bandel 1795 noch in Küſtrin im Amt war. Es ſcheint 
aber, daß er um dieſe Zeit nicht ungern ſeinen Platz daſelbſt mit einer 
neuen Stelle zu vertauſchen bereit war. Dazu bot ſich ihm Gelegenheit, 
nachdem 1791 die Markgrafſchaft Ansbach an die Krone Preußen ge⸗ 
fallen war. 

Für die Juſtizpflege wurde in Ansbach wie in Bayreuth je eine Be⸗ 
hörde unter der Bezeichnung Regierung eingerichtet, welche in zwei 
Senate abgeteilt wurde; dem erſten Senat wurde die bürgerliche ſtreitige 
Rechtspflege und die Strafrechtspflege zugewieſen. Zu dieſem erſten 
Senat wurde Bandel als Regierungsdirektor berufen. Organiſations⸗ 
kommiſſarius für die Juſtizkollegien war der damalige Kammergerichts⸗ 
vizepräſident Kircheiſen, derſelbe, der ſeinerzeit den Strafgefangenen in 
Spandau im September 1780 ihre Entlaſſung aus der Strafhaft anzu⸗ 
kündigen hatte, und es war ein eigenartiges Geſchick, daß dieſer wiederum 
den Regierungsdirektor Bandel in ſein neues Amt einführen durfte. 
Die oberſte Leitung der Landesadminiſtration lag bei dem ſchon in 
markgräflichen Dienſten geſtandenen Miniſter der beiden Fürſten⸗ 
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tümer, dem Freiherrn v. Hardenberg. Präſidenten der Regierung in 
Ansbach und Bayreuth waren v. Röder und Freiherr v. Völderndorff. 

Die ganze durch v. Hardenberg geförderte Neuordnung, die Ein⸗ 
führung des in Preußen geltenden Rechts in Ansbach, erforderte organi⸗ 
ſatoriſch begabte Kräfte. Zu dieſen gehörte Bandel. Sein organiſatoriſches 
Talent wird rühmend hervorgehoben. Im Amt wird ihm klarer Ver⸗ 
ſtand, reiche Erfahrung und praktiſches Geſchick nachgerühmt. Es iſt 
vor allem Wolfgang Heinrich Puchta d. ä., welcher in ſeinen „Erinnerungen 
aus dem Leben und Wirken eines alten Beamten“ des Regierungs⸗ 
direktors Bandel aus dieſer Zeit gedenkt. Ihm als dem Vorſitzenden der 
Criminaldeputation des erſten Senats war der Advokat Puchta als 
Juſtizkommiſſar mit dem Titel eines Criminalrats beigegeben. Er 
ſchreibt über ihn: „Mit dem gefälligen Außeren eines Mannes von Welt, 
der aller Pedanterei, in welcher Form ſie ſich auch zeigte, abhold war, 
ſtund eine Leichtigkeit in der Auffaſſung kritiſcher Verhältniſſe in der 
ſchönſten Harmonie und erregte oft Bewunderung. So war es denn zu 
erwarten, daß er bald ein neues reges Leben nicht nur in den von ihm 
mitdirigierten Gerichtshof, ſondern überhaupt in die Rechtspflege der 
ganzen Provinz brachte. Man darf ſagen, er war gleichſam der belebende 
Odem ſeines Kollegiums, das vorzugsweiſe ihm die Verbannung des 
Geiſtes pedantiſcher Mikrologie, ſchwerfälliger Bedenklichkeit und vor⸗ 
urtheiligen Klebens an veralteten Formen, und damit ſein jugendliches 
Aufblühen dankte.“ Beſonders hebt Puchta als Charakterzug hervor, 
daß Bandel, wiewohl ihm Unrecht widerfahren war, doch des großen 
Königs nie anders als mit hoher Bewunderung, auch was deſſen Gerechtig⸗ 
keitsliebe in jenem famoſen Prozeß anlangte, erwähnte, und ſelbſt die 
hier bewieſene Strenge mit den eigentümlichen Umſtänden des Falles 
zu rechtfertigen ſich bemühte. 

In Ansbach lernte der bis dahin dem Eheſtand Ferngebliebene die 
Tochter eines ehemaligen markgräflichen Hofbedienſteten, Johanna 
Schultheiß, kennen, die er bald als Gattin heimführte, die ſchönſte Frau 
Ansbachs, wie ſie geſchildert wird, die auf Wunſch des Gatten ſich ſtets 
nur in ſchlichtem weißen Kleid und ohne Schmuck zeigte, da ſie dergleichen 
nicht bedurfte. 

Von den Kriegsſtürmen, von denen Bayern am Ende des Jahr⸗ 
hunderts und zu Beginn des nächſten Jahrhunderts heimgeſucht wurde, 
war Preußen und mit ihm Ansbach im ganzen verſchont geblieben. 
Wohl aber mußte Bandel den Niederbruch Preußens 1806 erleben. 
Doch war er damals ſchon nicht mehr Kgl. Preußiſcher Beamter. Als der 
Schönbrunner Vertrag vom 15. Dezember 1805 Ansbach von Preußen 
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losgelöſt hatte, und es mit dem 1. Januar 1806 durch die Rheinbunds⸗ 
akte an das neu erſtandene Königreich Bayern angegliedert worden war, 
trat Bandel auf den beſonderen Wunſch des Königs Max Joſef von 
Bayern, der ihn kennen und ſchätzen gelernt hatte, in den bayeriſchen 
Staatsdienſti). Es war nunmehr das Gerichtsweſen in Ansbach und 
auch in dem im Juli 1806 an Bayern gefallenen Nürnberg nach bayeriſchen 
Verhältniſſen zu ordnen; und auch Bandel nahm teil an der durch Edikt 
vom 24. Juli 1808 eingeführten Juſtizorganiſation der ansbachiſchen 
Amter nach bayeriſcher Verfaſſung ). Er ſelbſt blieb als Direktor bei dem 
Kgl. Bayer. Appellationsgericht des Rezatkreiſes in Ansbach. Für ſeine 
Verdienſte verlieh ihm der König Max Joſeph nach vorausgegangener 
Ordensauszeichnung am 18. Juni 1813 das Adelsdiplom, mit dem er 
„für ſeine Perſon in die Ritterklaſſe und mit vorbehaltener Transmiſſion 
auf einen ehelichen oder adoptiven Sohn in die Adelsklaſſe“ erhoben 
wurde. Bald nachher erkrankte er am grauen Star und verlor nach ver⸗ 
geblicher Operation das Augenlicht. Er mußte ſein Amt aufgeben und 
behielt nur noch den bisher im Nebenamt bekleideten Poſten eines 
Kommiſſars an der Kgl. Bayer. Bank zu Nürnberg bei. Napoleons 
Schickſal im ruſſiſchen Feldzug und die Freiheitskriege erlebte der Er⸗ 
blindete, der ſeine echt deutſche Geſinnung auch in den Zeiten, zu denen 
manche Kreiſe im damaligen Ansbach ſich in der Verherrlichung franzöſi⸗ 
ſcher Sitten gefielen, niemals verborgen hatte. Er ſtarb 1818. 

Aus ſeiner Ehe entſtammten zwei Söhne (ein dritter Sohn ſtarb 
frühzeitig). Der ältere, Karl, geboren 1798, trat in den württembergiſchen 
Auftizdienft?); er wurde 1823 zum Oberamtsgerichtsaktuar in Waiblingen 
ernannt, war Oberjuſtizaſſeſſor in Tübingen und ſchließlich 2 ter Vorſtand 
des Kgl. Kreisgerichtshofs in Ulm. 1869 trat er in den Ruheſtand. Aus 
ſeinem Beſitz ſtammen die hinterlaſſenen Papiere. Sein einziger männ⸗ 
licher Nachkomme, Oberleutnant Bandel, Adjutant des 2. Bataillons 
des 1. Württ. Infanterie⸗Regiments, fiel vor Paris in der Schlacht bei 
Villiers am 30. November 1870 beim Vorſtoß der fünf Kompagnien 


1) Nach ſiebenmonatlicher Okkupation durch die Franzoſen nahm die Krone 
Bayern mit Patent vom 20. Mai 1806 von Ansbach Beſitz. Die preußiſche Re- 
gierung hatte zuvor den Beamten die Übernahme in den Dienſt in Altpreußen 
angeboten. Davon hatte ein Teil derſelben Gebrauch gemacht. 

2) Das Allg. Landrecht blieb in Geltung. Für Strafrecht und Strafprozeß 
trat der Codex jur. Bavariae von 1751, für Zivilprozeß von 1753 in Wirkung. 

3) Die Witwe Bandel hatte eine zweite Che mit dem Obertribunalspräſi⸗ 
denten Frhr. v. Gaisberg⸗Schöckingen in Stuttgart eingegangen. 
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ſeines Regiments aus dem Park von Coeuilly mit ſeinem Regiments⸗ 
kommandeur Oberſt v. Berger. 

Der jüngere Sohn Bandels, Ernſt, geboren 1800, iſt der Erbauer des 
Herrmann⸗Denkmals im Teutoburger Walde. 

Georg Ernſt Friedrich v. Bandel hat ein langes arbeitsreiches Leben 
durchlebt. Seine Erinnerung umſchloß eine wechſelvolle Zeit: er ſah, 
wie Preußens Machtſtellung vollendet wurde unter ſeinem großen 
König Friedrich II., er erlebte ihren Verfall am Anfang des 19. Jahr- 
hunderts und die Wiederaufrichtung Preußens und Deutſchlands in 
den Befreiungskriegen von 1813 und 1815. Sein Tun beſchränkte ſich 
dem ergriffenen Berufe gemäß auf die nach außen wenig hervortretende 
und doch fo wichtige Arbeit des Richters und Organiſators der Rechts- 
pflege. Er ſelbſt vermerkte am 12. Dezember 1804 unter feiner Nieder- 
ſchrift des Arnoldſchen Prozeſſes: „Heute habe ich ſeit meiner Verhaftung 
ein Viertheil Jahrhundert gelebt. Zu meiner Beruhigung eine unge⸗ 
heuere Länge intenſiven Lebens. Ich habe viel gewirkt, aber immer 
ungleich weniger als ich gewünſcht hätte, theils weil es überhaupt fehr 
ſchwer iſt, im Großen Gutes zu wirken, theils weil ich nie Anlage zum 
Kriechen hatte.“ 

Im folgenden ſoll die Bandelſche Darſtellung des Prozeſſes wort⸗ 
getreu wiedergegeben werden. Es iſt rechtsgeſchichtlich nicht ohne Inter⸗ 
eſſe, in der gegebenen Darſtellung die Denkweiſe der damaligen Juriſten 
zu erkennen, die völlig vom römiſchen Recht beherrſcht war. Es mag 
darauf hingewieſen werden, wie in der Darſtellung des zwiſchen dem 
Gutsherrn Graf Schmettau und dem Müller Arnold beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſes durchweg auf römiſch⸗ rechtliche Grundſätze, Eigentumsrecht 
und Pachtverhältnis, zurückgegriffen wird, während das offenbar vor⸗ 
liegende, aus dem deutſchen Recht hervorgegangene Rechtsverhältnis 
des Erbbauern zum Gutsherrn, wie es gerade in der Neumark ſich fand, 
außer acht gelaſſen wird. In dieſer Hinſicht wäre für den erſten Prozeß 
des Grafen gegen den Müller näheres Eingehen auf das beſtehende Ver⸗ 
hältnis notwendig geweſen, als der Graf die rückſtändige Abgabe (Pächte) 
einklagte und der Müller ſich darauf berief, daß er wegen der Teich⸗ 
anlage nicht mahlen könne, und geltend machte, der Graf, ſein Gutsherr, 
müſſe ihn gegen den Eingriff des Nachbars ſchützen. Überhaupt fällt auf, 
wie der damalige Richter auf Einhaltung der prozeſſualen Vorſchriften 
ſtrenge hielt, wogegen das Eindringen in den ſachlichen Streitſtoff mehr 
zurücktrat. 

Der Geſchichtserzählung werden Betrachtungen allgemeiner Art 
vorausgeſchickt, es wird hervorgehoben, daß in den preußiſchen Staaten 
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der Staatsrat nicht die Macht habe, ein Urteil der Gerichte abzuändern, 
und daß ſelbſt der König in ſeinen Geſetzbüchern wiederholt erklärt habe, 
daß Er dergleichen Anderungen nie vornehmen wolle, und daß er den 
Richtern zur Pflicht gemacht habe, eine jede Kabinettsordre, die entweder 
gegen ein geſprochenes Urteil etwas verordnete oder die Art der Ent⸗ 
ſcheidung vorſchreibe, für erſchlichen zu halten und darauf keine Rück⸗ 
ſicht zu nehmen. 


Die Darſtellung Bandels. 


Kay D 
/ Pommerzig 
eich ö 
@ 6 1) 
ON 
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„Der Müller Arnold erhielt bei der Auseinanderſetzung nach dem 
Tod ſeines Vaters die ſog. Pommerziger Krebsmühle (d). Die Voreltern 
des Arnold und alſo auch er haben dieſe Mühle eigentümlich (dominio 
tenus) beſeſſen, und wurden von denſelben an die Gutsherrſchaft zu 
Pommerzig um deßhalb gewiſſe Mühle⸗Pächte bezahlt, weil die Ein⸗ 
wohner dieſes Dorfes Zwangsmahlgäſte dieſer Mühle ſind. Das Fließ, 
welches dieſe Mühle treibt, fließt durch das angrenzende dem Landrat 
von Gersdorff gehörige Gut Kay, bewäſſert daſelbſt drei dem Landrat 
v. Gersdorff zugehörige Mühlen, von da nimmt es ſeinen Lauf durch 
Pommerzig und fällt endlich (B) in die Oder. Die vorigen Beſitzer des 
Gutes Kay hatten an dem Fleck a b einen Teich beſeſſen, der einige Zeit 
über nicht bewäſſert und folglich verwachſen war und es iſt ein beſonderer 
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Vertrag zu den Akten gekommen, vermöge deſſen die Beſitzer von Pom⸗ 
merzig denen Beſitzern von Kay nachlaſſen, ,auf dieſem Fleck ihres 
Gefallens zu bauen‘. Nach dem Zuſammenhang aber kann unter dem 
Ausdruck: ‚bauen‘ nichts anderes als die Aufräumung des Teiches ver 
ſtanden werden. Der Landrat v. Gersdorff ließ zur Verbeſſerung ſeines 
Gutes in Anno 1770 dieſen Teich ausräumen. Wenn die Oder ſtark 
anwächſt, verhindert dies nicht allein den Ausfluß des Mühlefließes, 
ſondern das Oderwaſſer tritt auch in das Fließ und verurſacht, daß ſämt⸗ 
liche an demſelben belegenen Mühlen ſtille ſtehen. Dieſe Zeit nützen die 
Müller zu den bei den Mühlen nötigen Bauten, und in dieſer Zeit be⸗ 
wäſſerte der v. Gersdorff ſeinen Teich, zu welchem Behuf er vorher 
noch die bei A und oberhalb wild laufenden Herbſtfluten geſammelt 
hatte. Durch die Schleuſe bei a wurde das Waſſer in den Teich gelaſſen 
und durch diejenige bei b fließt es aus dem Teiche ab und fällt durch den 
Kanal be unterhalb der Schneidemühle c und oberhalb der Krebsmühle 
d wieder in das Mühle⸗Fließ. Hieraus iſt klar, daß die Schneidemühle 
offenbar weniger Waſſer hat als die Krebsmühle, und daß dieſe letztere, 
nachdem der Teich einmal gefüllt war, nicht anders als durch Ausdampfen 
und Verſiegen Waſſer verlieren kann, weil dasjenige Waſſer, ſo ſie durch 
die Schleuſe bei a verliert, ihr wieder durch den Kanal be zugeführt 
wird. 

Es iſt das Los der Dummköpfe und des gemeinen Mannes, daß 
ſie jede Neuerung für ſchädlich halten. Dies beſtätigte ſich auch hier. 
Der Müller Arnold oder vielmehr ſeine Frau fingen an, über die An⸗ 
legung dieſes Teiches zu ſchreien, anſtatt aber den ordentlichen Weg des 
Richters ausmachen zu laſſen: ob der v. Gersdorff zur Anlegung dieſes 
Teiches berechtigt ſei? verfuhren ſie eigenmächtig, ſie ſchimpften und 
zankten ſich mit den Arbeitern und Aufſehern des v. Gersdorff, ver⸗ 
ſchütteten die Einlaßſchleuſe uſw. Es konnte nicht fehlen, daß ſie bei dieſen 
unbefugten Expeditionen übel wegkamen, und die Anſtalt blieb nach wie 
vor in Ordnung. Jetzt ſchlugen die Arnoldſchen Eheleute einen andern 
obgleich ebenſo unrechten Weg ein. Sie hörten auf, dem Beſitzer von 
Pommerzig, dem Grafen v. Schmettau, die Mühlepächte zu bezahlen, 
unter dem Vorwand, daß ihnen das Waſſer durch den neuen Teich ent- 
zogen ſei. Dies hatte die Folge, daß ſie vor dem Gerichte des Grafen 
v. Schmettau wegen ſchuldiger Pächte belanget und zu deren Bezahlung 
verurteilt wurden, weil nach kundbaren Rechten auf die illiquide Forderung 
derſelben an den Grafen v. Schmettau: daß er die Zuwerfung des Teiches 
bewirken ſoll, bei dieſer ganz klaren Pachtſchuld nicht konnte Rückſicht 
genommen werden. Dem ohnerachtet erfolgte die Bezahlung nicht, ſon⸗ 
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dern nach einiger Zeit klagte der Müller Arnold vor der N. M. Regierung 
gegen den Grafen Schmettau dahin: 

daß er angehalten werden möge, die Zuwerfung des Teiches zu 

bewirken und ſie bis dahin von Entrichtung der Mühle⸗Pächte frei⸗ 

zuſprechen. 

Oben iſt ſchon angeführt worden, daß der Arnold dieſe Mühle nicht 
pachtweiſe, ſondern als ein wahres Eigentum beſitzt, folglich auch die Ge⸗ 
rechtſame ſeines Eigentums ſelbſt gegen eine etwaige Störung aus⸗ 
führen mußte. Hierin liegt der Grund, daß von der N. M. Regierung 
und hienächſt von dem KG. zu Berlin in 2 gleichſtimmigen Sentenzen: 
der Müller Arnold gegen den Grafen v. Schmettau abgewieſen, jedoch 
ihm nachgelaſſen wurde, falls er glaube, damit durchzukommen, den 
Landrat v. Gersdorff in Anſpruch zu nehmen. Nun hinderte den Grafen 
v. Schmettau nichts, die Exekution wegen der rückſtändigen Mühle⸗Pächte 
zu ſuchen, allein er hat keineswegs den Müller übereilt. Einige Jahre ſind 
verſtrichen, ehe er ſtrenge Mittel zu ſeiner Befriedigung angewandt hat, 
um dem Arnold Zeit zu laſſen, falls er es dienlich fände, die ihm nachge⸗ 
laſſene Klage gegen den Landrat v. Gersdorff anzuſtellen. Als aber end⸗ 
lich der Graf Schmettau ſah, daß der Arnold weder dieſe Klage erhob 
noch auch die geringſte Anſtalt zur Abzahlung der Pächte machte, viel⸗ 
mehr die Pachtrückſtände von Jahr zu Jahr anwuchſen, ſah er ſich ge⸗ 
nötigt, auf die Tax⸗ und Subhaſtation der Mühle anzutragen. Dieſe 
mußte verfügt werden. Sobald die Grundſtücke angeſchlagen waren, 
ſuchten die Arnoldſchen Eheleute in unzähligen bei der N. M.⸗Regierung, 
bei dem Staatsrat und bei dem König unmittelbar eingereichten Vor⸗ 
ſtellungen die Wiederaufhebung dieſer Verfügung und einen Befehl an 
den v. Gersdorff, den Teich zuzuwerfen. Sie konnten aber der Lage 
der Sache nach nie anders beſchieden werden als: daß ehe ſie die rück⸗ 
ſtändigen Mühle⸗Pächte bezahlt, die Subhaſtation nicht aufgehoben, 
auch gegen den Landrat v. Gersdorff nicht eher verfügt werden könne, 
bis ſie gegen denſelben geklagt, er gehört und in der Sache rechtlich er⸗ 
kannt worden. 

Weit gefehlt, daß ſich die Arnoldſchen Eheleute hiedurch hätten ſollen 
belehren laſſen, ließen ſie es auf das Außerſte ankommen, und die Mühle, 
die der Arnold in der brüderlichen Teilung für 300 rth angenommen 
hatte, wurde für 600 rth adjudicirt, nachdem bei der Tax⸗ und Subhaftation 
alle geſetzlichen Förmlichkeiten vollſtändig beobachtet waren. Von dem 
Kaufgeld wurden die Mühle⸗Pächte berichtigt, auch andere kleine Schulden 
des Arnold bezahlt, und der Reſt desſelben blieb mit ohngefähr 100 rth 
in dem deposito des Pommerziger Gerichts. Dem Arnold wurde be- 
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kannt gemacht, daß er dieſe Gelder erheben könne, er verweigerte aber die 
Annahme hartnäckig, und beſtund auf der Wiederzurückgabe der Mühle. 
Um dieſe zu bewirken, fingen die Arnoldſchen Eheleute von neuem an, 
die Regierung, den Staatsrath, ja den König ſelbſt, den ſie Ao. 1778 
bis nach Breslau verfolgten, mit Vorſtellungen zu behelligen, ohnerachtet 
ihnen zum Ofteren angedeutet wurde, daß ſie ſchlechthin die Mühle nicht 
wieder erhalten könnten, wohl aber ihnen frei bleibe, gegen den v. Gers⸗ 
dorff wegen des ihnen angeblich zugefügten Schadens zu klagen. Als 
nach dem Friedensſchluß im Jahr 1779 der König nach Pozdam zurück⸗ 
gekommen war, fanden ſich auch daſelbſt die Arnoldſchen Eheleute wieder 
ein, und trugen auf eine militäriſche Commiſſion zur Unterſuchung ihrer 
Beſchwerden an. Ihr Geſuch fand Gehör, und der König trug dem 
Obriſten v. Heyking des v. Natalisſchen Regiments auf, die Beſchwerde 
derſelben zu unterſuchen und davon zu berichten), zugleich aber wurde 
der N. M. R. aufgegeben, gleichfalls einen Rath zu dieſer Commiſſion 
abgehen zu laſſen. Die N. M. R. erteilte dieſen Auftrag dem RR. Neu⸗ 
mann, einem Manne, der nach dem Urtheile aller Kunſtverſtändigen mit 
nicht gemeinen hervorſtehenden Kenntniſſen in ſeinem Fache die dazu 
unumgänglich gehörige Rechtſchaffenheit in vollem Maaße beſitzete. 
Er fand bei ſeiner Ankunft in Züllichau, daß der Ob. v. H. ſehr für die 
Arnoldſchen Eheleute eingenommen war, er hatte während des Krieges 
als Commandant in Breslau den Ungeſtüm geſehen, mit welchem der 
Müller und ſeine Frau den König anzulaufen gewohnt waren, und 
unangenehme Außerungen dieſes Monarchen gehört, die ihn bei dieſem 
unwillkommenen Auftrag aus der Faſſung brachten. Bei der Ver⸗ 
nehmung der Arnoldſchen Eheleute über ihre eigentlichen Geſuche, denn 
bis jetzt waren ſie immer nur in unverſtändlichen Vorſtellungen unver⸗ 
ſtändlich angebracht worden, fand ſich, daß ſie außer einigen Neben⸗ 
punkten, die auf die Folgen keinen Einfluß haben und deren Erwähnung 
alſo unnüz ſein würde, vorzüglich verlangten: 

1. daß ihnen die öffentlich verkaufte Mühle zurückgegeben werde; 

2. daß ihnen der Landrath von Gersdorff den Schaden, den ſie durch 

Anlegung des Teiches angeblich erlitten und den ſie ungeheuer 
hoch angaben, bezahle. 

Ohne eben ein Kunſtverſtändiger zu ſein, darf man dieſe Geſuche 
nur leſen, um überzeugt zu ſein, daß das erſte als gegen rechtskräftige 

1) In der Finckenſteinſchen Geſchichte iſt hiezu angeführt, daß Prinz Leopold 
von Braunſchweig in dieſer Angelegenheit hinter den Arnoldſchen Eheleuten ge⸗ 
ſtanden ſei und ſogar ſchriftlich dem Oberſt v. Heyking deren Sache empfohlen N 
Siehe a. a. O. S. 135 Anm. 
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Sentenz verſtoßend gar nicht ſtattfindet, in Anſehung des 2ten aber 
gegen den v. Gersdorff ungehörter Sachen und ohne Erkenntniß nichts 
verfüget werden konnte. 


Dieſer wurde daher von der Commiſſion mit ſeinen Einwendungen 
gehört. Er wies aus einem zu den Akten gegebenen Rezeſſe nach, daß 
ihm von den Beſitzern von Pommerzig ſogar nachgelaſſen worden, 
an dem Ort, wo er den Teich aufräumen laſſen, einen Teich zu halten, 
Er zeigte ferner, daß es dieſer Vergünſtigung nicht einmal bedürfe, da 
er ſich blos ſeines Eigentumsrechts bedient, und bekanntlich derjenige, der 
blos ſein Recht ausgeübet, Niemanden zu einer Schadenserſetzung ver⸗ 
bunden ſei, wenn gleich zufälligerweiſe dadurch ein Schaden entſtanden. 
Er leugnete endlich überhaupt, daß durch die Anlegung ſeines Teiches der 
Arnoldſchen Mühle einiger Schaden habe erwachſen können. Aus dieſer 
Einlaſſung (litis contestation) folgt, daß es auf 2 Fragen ankam: 


1. iſt der von Gersdorff überhaupt ſchuldig, vor den Schaden zu 
ſtehen, der zufälligerweiſe aus der Anlegung ſeines Teiches ent⸗ 
ſtanden? oder welches innerlich iſt, war der von Gersdorff be⸗ 
rechtigt, den Teich anzulegen? 


War der von Gersdorff nicht berechtigt, ſo kam es hienächſt darauf 
an: 

2. iſt wirklich ein Schaden geſchehen und wie hoch beläuft ſich derſelbe? 
Da nach der preußiſchen Prozeßordnung außer in einigen ausgenommenen 
Fällen der Beweiß nicht eher inſtruirt werden darf, bis erkannt worden: 
ob ein Beweiß nötig ſei und was eigentlich erwieſen werden ſolle, ſo 
konnte auch bei dieſer Commiſſion nichts weiter geſchehen als daß blos zur 
Aufklärung der Sache: 


1. der Augenſchein der Gegend, der Mühle und des Fließes einge⸗ 
nommen wurde, ohne daß jedoch eine wirkliche Vermeſſung des 
Teiches und des Fließes geſchehen. Es fand ſich, daß alle Mühlen 
im Gange waren. 


2. wurde der Gr. Schmettau befraget, warum er der Anlegung 
des Teiches nicht widerſprochen habe? Er gab zur Urſache an, 
er habe geglaubt, die Anlegung des Teiches rechtlich nicht ver⸗ 
hindern zu können, und überdem habe er vorausgeſehen, daß der 
v. Gersdorff der Krebsmühle (d) keinen Schaden thun könne, 
ohne vorher ſeine Schneidemühle (e) zu ruinieren. Dies ſei von 
dem v. Gersdorff nicht zu vermuten geweſen und auch wirklich 
nicht erfolget. 
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3. wurde die Beſitzerin der Mühle und der administrator derſelben, 
ihr Schwiegerſohn, welcher die Mühle ſeit dem Februar 1779 
beſeſſen und beſorget, blos ſummariſch vernommen, ob ſie in 
dieſer Zeit von dem Teich herrührenden Waſſermangel bemerkt? 
Sie verneinten dies. 


Nachdem hienächſt noch durch die Replik der Arnoldſchen Eheleute 
und die Duplik des v. Gersdorff die Akten vollſtändig zum Spruch in⸗ 
ſtruirt waren, trug der Commissarius der Regierung dahin an, daß dem 
König berichtet werden möge: 

„Der Landrath v. Gersdorff fei über die Forderung der Arnold⸗ 
ſchen Eheleute an ihn noch nicht gehört geweſen, auch ſei gegen ihn 
noch nicht erkannt. Nach S. K. M. Geſetzen aber könne ohne Antrag 
Niemand zu einer Schadenserſetzung angehalten werden; die Be⸗ 
ſchwerden der Arnoldſchen Eheleute wären ſo unterſucht, daß in der 
Sache erkannt werden könne, und es werde angefraget, „ob die 
aufgenommenen Commiſſions⸗Akten an die N. M.⸗Regierung abzu⸗ 
geben, um in der Sache rechtlich zu erkennen“. 


Dieſer Meinung, deren Rechtmäßigkeit wohl nicht bezweiſelt werden 
kann, wollte der Ob. v. H. nicht beitreten, vielmehr beſtand er darauf, 
daß in dem an den König abzuſtattenden Bericht über die Sache ſelbſt 
geurteilt werden müſſe. Da der König nie die Gerechtſame ſeiner Unter⸗ 
tanen ſelbſt hat entſcheiden wollen, ſondern lediglich dieſe Sorge ſeinen 
Gerichtshöfen überlaſſen hat, ſo konnte der RR. Neumann hierin nicht 
nachgeben und der Ob. v. H. ſtattete einſeitig denjenigen Bericht ab, 
welcher die Beilage A ausmacht). 

Nachdem der R. R. Neumann die aufgenommenen Comm.⸗A. der 
N. M. Regierung eingereicht hatte, wurde von dieſer ohngefähr in der 
Art, wie der Commissarius ſchon bei der Commiſſion vorgeſchlagen 
hatte, an den König berichtet und daß Seiner K. M. Befehl erwartet 


1) Bei den hinterlaſſenen Papieren liegt als Teil 2 A der Heykingſche Bericht. 
In den offenbar von Bandel herrührenden Gloſſen hiezu iſt auch die Mitwirkung 
des Auditeurs Bech erwähnt. Über dieſen iſt bemerkt: „er war vor dieſem Advokat 
bei dem Stadtgericht in Berlin und wurde caſſirt. Nachher diente er im 7jährigen 
Kriege unter einem Freiregiment. Nach geendigtem Krieg griff er wieder zur 
Rechtsgelehrſamkeit. Er verwaltete verſchiedene Juſtiziariate in der NM. Die 
ſchiefe Behandlung der vorkommenden Fälle zogen ihm öftere Verweiſe und 
Strafen von der NM. Regierung zu. Endlich wurde er Auditeur des v. Natalisſchen 
Regiments und, wie in der Gegend von Züllichau behauptet wird, auch Freund 
und Ratgeber der Arnoldſchen Eheleute.“ 
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würde, an welches Juſtiz⸗Collegium die Akten zu rechtlicher Aburteilung 
der Sache abgegeben werden ſollten. 

Wer ſiehet nicht aus dieſem Antrag, wie völlig unbefangen die 
NM. Regierung bei der Sache geweſen? Sie, vor welche offenbar die 
Entſcheidung dieſes Streits gehörte, würde gern die Aburteilung einem 
andern Collegio überlaſſen haben. Statt einer dem Antrag gemäß zu 
erwartenden Reſolution erließ der König, getäuſcht durch den Bericht 
des Ob. v. H., die ſchröcklichſte Cabinetsordre, die je aus dem Munde dieſes 
Monarchen in die Feder ſeines Cabinetsrathes gefloſſen iſt. Die Glieder 
der NM. Regierung wurden in derſelben in heftigen Ausdrücken mit der 
Caſſation bedroht, des Königl Dienſtes und Brodtes unwerth erklärt — 
doch aber in der Sache ſelbſt nichts entſchieden, vielmehr der NM. Re⸗ 
gierung aufgegeben, ohne den allergeringſten Zeitverluſt denen Be⸗ 
ſchwerden des Müllers Arnold abzuhelfen. Zwar niedergedrückt durch die 
Ungnade ihres angebeteten Königs, aber nicht aus der Faßung gebracht, 
wandten ſie Alles an, was dazu beitragen konnte, dieſe Sache ſchleunig 
aber auch rechtlich zu entſcheiden. Damit es in allen Fällen keines 
Erkenntnißes auf Beweiß (interlocutorium) bedürfen möchte, ver⸗ 
fügte ſich der geweſene Commiſſarius nochmahls in die Gegend der Mühle, 
es wurde das Fließ und der Teich durch einen Kunſwerſtändigen be⸗ 
ſichtiget, von beiden Theilen wurden Zeugen vorgeſchlagen, das pro- 
batorium vollſtändig inſtruirt und es konnte nunmehr ein Endurtheil 
in der Sache abgefaßt werden. Sobald die Akten der Regierung über⸗ 
geben waren, wurden ſolche von einem jeden Mitglied der Regierung 
beſonders geleſen und erwogen. Nachdem hierdurch das ganze Collegium 
eine vollſtändige Kenntniß der Sache erlanget hatte, wurde ſie in einer 
beſonders dazu angeſetzten Zuſammenkunft von dem Commiſſario vorge⸗ 
tragen, und nach der genaueſten Erwägung ſämtlicher Umſtände das 
conclusum abgefaßt. Der Präſident der Regierung RG. v. F. diktirte 
ſolches einem Referendario in die Feder und faßte nach demſelben die⸗ 
jenigen Sentenzen ab, welche die Beilage B enthält.“) Die Entſcheidung 
der oben angegebenen Hauptbeſchwerden beſchäftigte die Regierung 
von 9—2 Uhr und die Nebenpunkte wurden von 4—8 Uhr Abends 
abgeurtelt. Unglücklicherweiſe fiel die Entſcheidung gegen die Arnold⸗ 
ſchen Eheleute aus.“) Und nun, Ihr Kenner des menſchlichen Herzens, 
ſeiner Schwächen und Tücken, ſagt: laßen ſich bei dieſer Entſcheidung 

1) Die Beilagen A und B ſind nicht mehr vollſtändig bei den Akten. 

2) Die Beratung und Begründung der Entſcheidung gegen v. Gersdorff 
in dem Hauptpunkt iſt vom Grafen v. Finckenſtein a. a. O. S. 141 eingehend 
dargeſtellt. 
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unedle Abſichten auch nur muthmaßen? Sollte eine bloße Privatperſon 
im Stande ſein, das Bild eines drohenden Königs einem ganzen ehr⸗ 
würdigen Gerichte aus den Augen zu bringen? oder war inniges Gefühl 
für Gerechtigkeit, Überzeugung von der Rechtmäßigkeit ihrer Meinung 
nöthig, um dieſe Männer in dem Vorſatz zu ſtärken, ihre Pflicht zu thun, 
was auch immer dieſer Schritt für Folgen haben könnte. 
Sobald dieſe Sentenz denen Arnoldſchen Eheleuten bekannt ge⸗ 
worden war, fanden fie ſich perſönlich in Küſtrin ein, und verlangten 
unter beſtändigen Drohungen, daß ſie ſich von Neuem an den König 
wenden würden, die Aufhebung derſelben. Sie wurden durch eine ſchrift⸗ 
liche Reſolution ausführlich bedeutet: daß eine einmal gefällte Sentenz 
nur durch eine andere Sentenz in den folgenden Inſtanzen abgeändert 
werden könne, daß ihnen aber frei bliebe, die Appellation zu ergreifen, 
und einem Secretario aufgegeben ſei, die dazu erforderliche Inſtruktion 
von ihnen aufzunehmen, ſie hätten daher alles, wodurch ſie glaubten, 
eine vorteilhaftere Sentenz erhalten zu können, bei dieſem anzubringen, 
und hienächſt die Appellationsſentenz abzuwarten. Überdem wurde 
annoch einem Secretario aufgegeben, denen Arnoldſchen Eheleuten dieſe 
Reſolution mündlich völlig deutlich zu machen. Aber dieſer Verſuch blieb 
fruchtlos. Obgleich die Arnoldſchen Eheleute den Sinn der Reſolution 
völlig faßten, ſo waren ſie doch nicht zu bewegen, eine Inſtruktion zur 
Appellation zu ertheilen, ſondern ſie verfügten ſich von Küſtrin gerade 
nach Pozdam. Der Mandatarius der Arnoldſchen Eheleute hatte in⸗ 
deſſen die Appellation eingewandt. Bald darauf lief eine Cabinetsordre 
ein, in welcher der Regierung und Kr. und D. K. aufgegeben wurde, 
denen Beſchwerden der Arnoldſchen Eheleute endlich einmal und ohne 
den geringſten Zeitverluſt abzuhelfen. 
Weil aus der communicirten Vorſtellung der Arnoldſchen Eheleute 
erhellete, daß ſolche verſchwiegen hatten, daß bereits in ihrer Sache er⸗ 
kannt worden, ſo wurde von beiden Collegiis dem König berichtet: 
daß wirklich, welches die Arnoldſchen Eheleute verſchwiegen hätten, 
in ihrer Sache bereits erkannt worden, daß aber das Erkenntniß in der 
Hauptſache gegen ſie ausgefallen, ob ſie gleich bei Nebenpunkten einige 

kleinere Summen erſtritten hätten. Dieſe Erkenntniſſe könnten nach 
S. K. M. Geſetzen nur durch den Spruch in den folgenden Inſtanzen 
abgeändert werden. Die Arnoldſchen Eheleute aber weigerten ſich 
der ſorgfältigſten Belehrung ohnerachtet die Appellation als den 
ordentlichen Weg zu erwählen, und es werde S. K. M. anheimgeſtellt: 
ob nicht dieſelben anzuweiſen, den ferneren Spruch des K. G. als des 
Appellationsrichters abzuwarten. 
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Bald nach Eingang obiger Cabinetsordre fanden ſich auch die Arnold⸗ 
ſchen Eheleute auf ihrem Rückweg von Pozdam wieder in Cüſtrin ein. 
Jetzt wurden ſie nochmals durch den RR. Scheibler bedeutet, daß die 
Appellation ſchlechterdings fortgeſetzt und ein anderweitiges Erkenntniß 
abgewartet werden müſſe. Sie erwiderten, daß fie keinen Prozeß haben, 
ſondern ohne Umſtände wieder in ihre Mühle eingeſetzt werden wollten, 
endlich aber wurde doch ſowohl aus ihnen herausgebracht, daß ſie äußerſten 
Falls nichts Neues anzuführen wüßten, ſondern ihre Gerechtſame bereits 
in den Commiſſions⸗Akten vollſtändig verzeichnet und ausgeführt feten...+). 

Das Appellatorium wurde ſchleunigſt inſtruirt und 2 Tage nach 
Ankunft ging der Bote mit den Akten nach Berlin zurück. Die Appel⸗ 
lationsſentenz des K. G. beſtätigte in der Hauptſache das Erkenntniß 
der erſten Inſtanz, es lief ſolches den 11. Dezember 1779 früh mit der 
Poſt in Küſtrin ein und wurde, da das Revisorium annoch übrig war und 
die Sache ſo äußerſt beſchleunigt werden ſollte, noch an demſelben Tage 
den Partheien in vim publicati zugefertigt. 

Das K. G. hatte dem Könige berichtet: 

daß dieſe Sache abgeurtelt und die Sentenzen der NM. Regierung zu 
fernerer Ausübung überſandt worden. 


Der König verlangte die Sentenzen zu ſehen, er erhielt ſofort Ab⸗ 
ſchriften derſelben, und darauf begann der traurige Auftritt, der für 9 
unſchuldige Perſonen ſo ſchröckliche Folgen gehabt hat. 

Den 11. December 79 morgens erhielt der Großkanzler eine ſchrift⸗ 
liche Ordre, nach welcher er nachmittags um 2 Uhr mit denen 3 Räthen 
des Kammergerichts, welche die Arnoldſchen Sentenz minutirt hätten, 
zum Könige kommen ſollten, weil dieſer mit ihnen der Arnoldſchen 
Sache wegen ſprechen wolle), und dem Gouverneur G. L. v. Kamin 


1) Es folgt in der Erzählung der bekannte Befehl des Königs an das Kammer⸗ 
gericht, zu berichten, wie entſchieden worden ſei, ſowie die Entſendung eines 
reitenden Boten zur Aktenabholung nach Küſtrin. 

2) Entgegen der von Holtze, Geſchichte des Kammergerichts, S. 307, ge⸗ 
gebenen wohl richtigeren Darftellung, wonach bei der Beratung über den Haupt- 
punkt nur der Vorſitzende v. Rebeur und die Räte Ransleben als Referent, 
Friedel und Graun teilgenommen, während die anderen Senatsmitglieder 
erſt ſpäter zur Beratung einiger Nebenpunkte dazugekommen ſeien, und 
deshalb der Vorſitzende nur die drei genannten bezeichnet habe, fügt Bandel 
ſeiner Darſtellung die Anmerkung bei: Dieſe Sache iſt nicht, wie es hienach 
ſcheint, von drei Räthen, ſondern von dem ganzen 2ten Senat des KG. erwogen 
und abgeurteilt worden, und die minute der Sentenz, um den Königl. Ausdruck 
beizubehalten, iſt außer den 3 Räthen, die zum König gegangen, annoch von dem 
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wurde aufgegeben, nach 2 Uhr einen adjutanten auf das Schloß zu 
ſchicken. Weil dieſer in einem 4ſizigen Wagen auf das Schloß kam, ſo 
iſt es wahrſcheinlich, daß er vorher gewußt, was für ein Gebrauch von 
ſeiner Gegenwart gemacht werden ſollte. Die K. G.R. Friedel, Graun 
und Ransleben begleiteten zur beſtimmten Stunde den G. K. zum Könign 
Sie fanden ihn in einem Ruheſtuhl in einer halb ſitzenden halb liegendee 
Stellung in einem Überrock, die Füße auf kleine Seſſel geſtreckt und die 
Hände in Pelzen. In ſeinem Unglück weiſenden Geſichte laſen ſie da. 
traurige Schickſal, das ihnen bevorſtand. Nachdem die in dem berühmten 
ſogenannten Protokolle enthaltenen Fragen einſilbig beantwortet waren, 
wollte der G. K., der nicht glauben konnte, daß der König allein reden 
wolle, da er beordert war, mit dem Könige zu ſprechen, zeigen, daß 
Se. Majeſtät einen ganz unrichtigen Fall ins Auge gefaßt hatten, und 
daß ſich die Sache ganz anders verhalte. Aber ſchon bei dem erſten 
Worte, was er ſagte, wurde ihm auf die härteſte und heftigſte Art Still⸗ 
ſchweigen auferlegt, es wurde ihm befohlen, ſich zu entfernen und ihm 
ganz trocken eröffnet, daß ſein Großkanzleramt bereits einem anderen 
übertragen ſei. Er ging. Jetzt fing der König an, den Reſt des Protokolls 
zu diktiren. Die heftigen Zwiſchenreden, die faſt jeden Abſatz begleiteten, 
ſind von der Art, daß ſie zur Schonung des Königs und der unglücklichen 
Räthe verſchwiegen werden müſſen. Endlich wurde den K. G. R. be⸗ 
fohlen zu gehen und draußen zu warten. Sie hatten nicht lange in dem 
Vorzimmer gewartet, als der adj. des G. L. v. Kamin ihnen eröffnete, 
er habe Ordre ſie zu arretiren und in Calandshaft abzuliefern. Hier 
machte ein Unteroffizier von der Wache in dem Gefängniſſe ihre be⸗ 
ſtändige und einzige Geſellſchaft aus und vor der Thüre des Gefängniſſes 
wurden ſie durch einen Grenadier mit entblößtem Seitengewehr bewacht. 
Sie durften Niemanden ſehen, Niemanden ſprechen, und gar nicht 
ſchreiben. ...) 


P. v. Rebeur und den Rathen v. Eickſtadt, v. Dörnberg, v. Gerlach und Gosler 
— dieſe Namen ſind wohl irrtümlich angegeben — gezeichnet. Daß der König 
geglaubt, es hätten nur 3 Räthe die Sache bearbeitet, davon liegt der Grund wahr⸗ 
ſcheinlich in folgendem: Als die Coll G. in Weſtpreußen eingerichtet wurden, wollte 
der König bei jedem derſelben nur 2 Mitglieder anſezen. Der G. K. zeigte ihm, 
daß wenigſtens 3 Perſonen, d. i. 3 Vota nothwendig wären, weil ſonſt in zweifel⸗ 
haften Fällen kein Schluß gefaßt werden könne. Hieraus ſcheint ſich der König den 
irrigen Satz genommen zu haben, daß bei allen, auch Landescollegiis, eine jede 
Sache nur durch 3 Perſonen abgeurtelt wird. 

1) Es folgen nun die bekannten Kabinettsverfügungen, die übergangen werden 
können mit Ausnahme deſſen, was die Räte der neumärkiſchen Regierung betrifft. 
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An den Commandanten der Feſtung Cüſtrin erging Ordre, die 4 
älteſten Räthe der Regierung in ſicheren Verhaft zu nehmen, und wenn 
es der Criminalſenat zu Berlin erfordern würde, ſolche nach Berlin 
bringen zu laſſen. Auch ſolle er den Fiskal, der ſich in die Sache meliert, 
aufheben und nach Calandshaft abliefern. 

Der N. M. Kriegs⸗ und Domänenkammer wurde aufgegeben, ſofort 
die Arnoldſchen Eheleute wieder in die Mühle einzuſetzen, den Schaden 
auszumitteln, den dieſe durch das entzogene Waſſer erlitten, und die auf⸗ 
genommenen Akten an den Criminal⸗Senat einzuſenden. 

Den 12. December liefen die Ordres an den Commandanten und 
an die Kammer in Küſtrin ein. Die 4 älteſten Räthe Buſch, Neumann, 
Scheibler und Bandel wurden arretirt. Schröcken malte ſich auf allen 
Geſichtern, als dieſe unwürdige Behandlung ruchbar wurde, der ſich ein 
Collegium unterwerfen mußte, welches die Liebe und das Zutrauen der 
ganzen Stadt und der ganzen Provinz gehabt hatte. Da die Regierung 
zu Cüſtrin nur aus einem Präſidenten und 5 Räthen beſtehet, erſterer 
aber auch ſchon caſſirt war, ſo blieb nunmehr zur Bearbeitung aller Ge⸗ 
ſchäfte nur ein Rath übrig. Die Kammer ſchickte ſofort den Landrat 
Sadewaſſer und den ehemaligen Teichhauptmann jezigen Landrat Senff 
nach Pommerzig, um den Kgl. Befehl zu vollſtrecken. Unterdeſſen hatte 
der Miniſter v. Zedlitz die Unterſuchung den K. G. und Criminalräthen 
Strasburg und Kühze aufgetragen, von dieſen lief durch eine Eſtafette 
in der Nacht vom 12. zum 13. December eine Requiſition an die neu⸗ 
märkiſche Regierung ein, worin dieſe erſucht wurde, ſämtliche auf die 
Arnoldſche Sache Einfluß habenden Akten ſchleunigſt an ſie zu über⸗ 
ſenden, auch die arretirten Räthe ſicher nach Berlin bringen und in 
Calandshaft abliefern zu laſſen. Die Akten gingen ſofort ab und auch 
noch am 13. December traten die Räthe in Begleitung eines Offiziers 
eine wegen des üblen Weges und noch übleren phyſikaliſchen und morali⸗ 
ſchen Wetters höchſt beſchwerliche Reiſe an. Ob fie gleich mit Poſt⸗Pferden 
und die ganze Nacht durch fuhren, konnten ſie doch Berlin erſt den 14. De⸗ 
cember Abends erreichen. Hier wurden fie alle 4 in eine Kammer ge- 
pfropft, welche Kammer für einen Mann groß genug iſt. Die ganze 
Kammer war dumpfig, die Wände naß, ſie wurde nur durch ein Loch 
in der Wand von der benachbarten Stube erwärmt, welche ſeit der 
Arretirung der K. G.R. zur Wachtſtube war beſtimmt worden und durch 
welche allein ein Eingang in dieſe Kammer war. Außer der Wärme 
erhielten ſie alſo durch dieſes Loch annoch Zoten und Geſtank mehr als 
ihre Ohren und Naſen ertragen konnten. Übrigens wurden ſie ebenſo 
behandelt wie die K. G.R., deren Gefängniß zwar auch enge, aber doch 
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geſünder und bon reinerer Luft war. Auch die K. G. und R. R. durften 
ſich untereinander nicht ſprechen. 

Jetzt nahm die befohlene Unterſuchung, gewiß die einzige in ihrer 
Art, den Anfang. Ein Verbrechen (corpus delicti) war nicht vorhanden. 
Bei aller Unverſchämtheit der Arnoldſchen Eheleute hatten ſie doch nie 
die Regierung oder das K. G. unlauterer Nebenabſichten auch nur be⸗ 
ſchuldiget, die Akten zeigten nicht die geringſte Spur davon. Ein Irrthum 
in der Entſcheidung war einestheils nicht ſtrafbar, anderntheils konnte 
nur durch die 3te Sentenz (in Revisorio) ausgemacht werden, ob wirklich 
geirrt worden. Bei der Inſtruktion der Sache konnte auch nichts verſehen 
ſein. Von den erſten Commiſſions⸗Akten waren 2 Exemplare vorhanden, 
davon eines der O. v. H. und das andere der R. R. Neumann hatte 
ſchreiben laſſen. Sie waren gleichlautend. Die Akten der 2ten Commiſſion 
waren den Arnoldſchen Eheleuten wörtlich vorgehalten und ſie hatten 
nichts dagegen erinnert. 

Bei dieſen Umſtänden waren, ſehr natürlich, die Commiſſarien 
mehr darüber verlegen, was ſie fragen, als die Arreſtanten, was ſie ant⸗ 
worten ſollten. Alles lief darauf hinaus, daß den Räthen die Gründe 
für. ihre Meinung nochmals abgefragt, und ſie befragt wurden, ob ſie 
den Landrat v. Gersdorff, den Gr. v. Schmettau und ihre Anverwandten 
kannten oder mit ihnen in Verbindung ſtänden? Da alle Räthe die ganze 
Sache völlig inne hatten, ſo war das erſte nicht ſchwierig und auf die 
letzte Frage antworteten ſie wie rechtſchaffene Männer, die zwar der 
Gewalt nicht ausweichen aber — ſie ertragen können. 

Inzwiſchen lief bei der Cüſtriner Regierung die Friſt zur inter- 
position der Reviſion ab. Der Sachwalter der Arnoldſchen Eheleute, 
der bei allen Zwiſchenſpielen, die in dieſer Sache vorfielen, doch den ordent⸗ 
lichen Weg nicht verlaſſen wollte, wandte die Reviſion ein, und der 
P. Gr. v. F., der noch immer von ſeiner Caſſation nichts wußte und 
ſich ſchon längſt zum Decernenten in dieſer Sache ernannt hatte, ver⸗ 
fügte mit der unbeugſamen Standhaftigkeit eines Richters: 

daß die Reviſion zwar deferiret, die fernere Verhandlung aber ſo lange 

ausgeſetzt werde, bis S. K. M. geruhen würde, den Lauf des Rechts 

in dieſer Sache wieder herzuſtellen. 
Als ein vortrefflicher Zug in dem Charakter dieſes Mannes verdient noch 
Folgendes angemerkt zu werden. Er ſchrieb um eben dieſe Zeit an den 
Miniſter v. Zedlitz und meldete ihm, daß wenn bei dieſer Sache es bloß 
auf den Verfaſſer der Sentenzen ankomme, er der Mann ſei, an den man 
ſich halten könne, und daß er bereit ſei, dieſelben zu vertheidigen. Bald 
darauf erfuhr er, als er eben mit der Vollziehung erlaſſener Verordnung 
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beſchäftigt war, fein Schickſal. Er legte gelaſſen die Feder nieder, ließ 
durch den Regierungsboten die Papiere verpacken und zog ſich aufs 
Land zurück!). 

Die ſogenannten Unterſuchungs⸗Akten waren nunmehr geſchloſſen 
und in den Händen des Miniſter v. Zedlitz. Ehe dieſer noch die Akten 
zur Abfaſſung eines Gutachtens vorlegen ließ, hatte er ſich bereits völlig 
überzeugt, daß, weil gar kein corpus delicti erfindlich, der Fall nicht 
vorhanden ſei, in welchem eine Criminalſentenz gefällt werden könne. 
Er ſtellte daher in einem vorläufigen Berichte dem Könige vor): 

daß gegen die arretirten Räthe kein Verbrechen, nicht einmal der 
Verdacht eines Verbrechens denkbar oder aufzufinden ſei. In einem 
ſolchen Falle fei ein Unterſuchungs⸗Prozeß nach den Königl. Geſetzen 
unzuläſſig. Hieraus ſolge, daß noch viel weniger eine Criminalſentenz ge⸗ 
ſprochen werden könne. Er müſſe vielmehr dahin antragen, daß ſämt⸗ 
liche in Arreſt befindlichen Räthe ohne Erkenntniß frei und in ihrer 
Bedienung zu laſſen. 
In der auf den Bericht des Miniſters erfolgten Reſolution beſtand der 
König ſchlechthin darauf, daß von dem Criminalſenat ein Gutachten abge⸗ 
faßt werden ſollte. Hierauf wurden die Akten vorgelegt. Zur Ver⸗ 
ſtändlichkeit des Gutachtens iſt annoch Folgendes zu bemerken. Der 
NM. R. R. Scheibler war über die Frage: ob ein vorliegender Gutsherr 
vermöge des Eigentumsrechts ein durch ſein Gut gehendes Fließ ab⸗ 
lenken könne, ohne für den Schaden ſtehen zu dürfen, die ſein Nachbar 
etwa dadurch leidet? der verneinenden Meinung geweſen, alle übrigen 
Mitglieder der Regierung aber für die bejahende. Er hatte dieſen Um⸗ 
ſtand bei ſeiner Vernehmung für ſich geltend gemacht. Der K. G. R. 
Ransleben, der in Adpellatorio die ſchriftliche Relation aus den Akten 
angefertigt hatte, war zwar völlig der Meinung der NM. Regierung 
beigetreten. Er hatte aber, im Fall das K. G. die entgegengeſetzte Meinung 
annehmen ſollte, auf eine neue Local⸗-Commiſſion zu genauerer Aus⸗ 
mittlung der Frage: ob und wie viel Schaden geſchehen? angetragen. Das 
K. G. ſtimmte der Hauptmeinung des Referenten bei, und alſo war der 
Neben⸗Antrag überflüſſig. Wer die Verfaſſung der Gerichtshöfe auch 


1) Es iſt nicht erſichtlich, aus welcher Quelle der Verfaſſer, der zur Zeit dieſer 
Vorgänge ſchon in Haft war, ſchöpft. Die Richtigkeit der Darſtellung iſt übrigens, 
wie bekannt, bejtätigt. 

2) In einer Anmerkung fügt der Verfaſſer bei: Die häufigen Berichte des 
M. v. Z. in dieſer Sache und die darauf erfolgten harten Reſolutionen ſind nicht 
zu erhalten. So viel aber iſt gewiß, daß der M. v. Z. bei aller Gefahr, der er ſich 
ausſetzte, keinen Augenblick Faſſung und Standhaftigkeit verloren hat. 
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nur einigermaßen kennt, wer auch nur, und wer ſollte das nicht, die 
Verſchiedenheit der menſchlichen Meinung im gemeinen Leben beobachtet 
hat, der kann es nicht ungewöhnlich finden, daß ſelten eine Sache durch 
einſtimmige Vota entſchieden wird, der wird es für einen ganz uner⸗ 
heblichen Umſtand halten, ob ein Rath einer anderen Meinung zugethan 
geweſen oder nicht? Und doch, ſo unerheblich die Sache an ſich war, 
mußte ſie doch diesmal dazu dienen, der endlichen Entſcheidung des 
Schickſals der Beſchuldigten in den Augen des Nichtkenners einen An⸗ 
ſtrich von prüfender Gerechtigkeit zu geben. 

Der Inhalt des von dem Criminalſenat abgefaßten Gutachtens iſt 
folgender: Gleich im Eingang werden Fälle angeführt, wo ohne Rück⸗ 
ſicht auf Stand oder Würde der Beſchuldigten Perſonen ohne Bedenken 
nach der Strenge des Geſetzes erkannt worden. Mit eben dieſer Un⸗ 
parteilichkeit ſei auch die gegenwärtige Sache erwogen. Alle Mitglieder 
des Collegiums aber wären der einſtimmigen Meinung, daß auch nicht 
der geringſte Verdacht gegen die arretirten Räthe vorhanden ſei und daß 
ſie ſämtlich daher zu abſolviren. Sollte aber wider Vermuten dieſes ihr 
pflichtmäßiges Gutachten nicht Beifall finden, ſo müſſen doch in allen 
Fällen die R. und K. G.R. Scheibler und Ransleben völlig entbunden 
werden 

(Es folgen die Berichte des Miniſters von Zedlitz und die bekannten 
Reffripte des Königs.) 

Man ſagt, der König ſei im Begriff geweſen, ſeine Meinung wenig⸗ 
ſtens zum Theil zu ändern, allein es iſt nicht bekannt geworden, wohin 
eigentlich die neue Idee des Königs gegangen? Gewiß iſt, daß zwiſchen 
dem König und dem Miniſter v. Zedlitz eine neue Correſpondenz be⸗ 
gonnen und daß allererſt den 4. Januar der unglückliche Federſtrich ge⸗ 
zogen worden, der das Schickſal 6 unſchuldiger Perſonen entſchied. 

Den 5. Januar wurde den Räthen nicht eine Sentenz publicirt, 
ſondern ihnen blos das allerhöchſt vollzogene Reſeript vorgezeigt und 
ihnen dadurch ihr Schickſal bekannt gemacht. Alle entſchloſſen ſich, den 
ihnen auferlegten Feſtungs⸗Arreſt ſofort anzutreten, die NM. Räthe 
glaubten aber noch alles verſuchen zu müſſen, was ihr Unglück mindern 
könne, wenn auch nur die entfernteſte Möglichkeit abzuſehen war. Ihre 
eingereichte fernere Vertheidigungsſchrift enthält die Beilage Dy. Sie 
muß in dem Sinn geleſen werden, daß ſie dazu beſtimmt war, vor die 
Augen des Königs zu kommen, und ſich alſo nicht alles ſagen ließ, was 
über die Sache hätte geſagt werden können. Auch dieſer Verſuch, und 


1) Bei den Akten. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVIII. 1. 7 
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das war vorauszuſehen, blieb fruchtlos, alle 6 Gefangene gingen den 
7. Januar nach Spandau ab, und die NM. Räthe erhielten nach einiger 
Zeit die Reſolution ſub E!“). 

Es blieb jetzt nur die Beſtimmung des angeblichen Schadens übrig. 
Der König gab der NM. Kammer auf, dieſen zu taxiren und die Be⸗ 
rechnung desſelben an ihn einzuſenden. 

Die Kammer, nachdem ſie nochmals an Ort und Stelle durch Sach⸗ 
verſtändige die ganze Lage des Teiches, der Gräben und Mühle genau 
hatte unterſuchen laſſen, berichtete an den König: 

„daß der eigentliche Waſſer⸗Abgang blos darin beſtehe, was von dem 
Waſſer des Fließes ausdampfte und verſiegte, wenn es auf der einen 
Seite in den Teich herein und auf der andern wieder aus dem Teich 
heraus in das Fließ gelaſſen würde. Denn wie eine beigefügte Zeichnung 
nachweiſe, behalte der v. Gersdorff das Waſſer nicht, ſondern es liefe 
blos durch den Teich wieder oberhalb der Krebsmühle in das Mühle⸗ 
fließ. Die Quantität des durch dieſe Nebenumſtände verloren gehenden 
Waſſers aber, und die Frage, ob dieſer Verluſt ſo erheblich ſei, daß er 
bei der Krebsmühle einen Waſſermangel hervorbringen könne? könne 
nur bei ſehr trockenen Zeiten ausgemittelt und beantwortet werden.“ 


Weit gefehlt, daß wenigſtens bei der augenſcheinlichen Richtigkeit 
dieſes Gutachtens, und bei der gezeigten Unmöglichkeit einer getreuen 
Schadensausmittlung mitten im Winter derſelben bis im Sommer 
hätte Anſtand gegeben werden ſollen, erfolgte vielmehr an die Kammer 
eine höchſt ungnädige Reſolution, und es wurde dem Kammer⸗Präſidenten 
Gr. v. Logau aufgegeben, ohnfehlbar mit der erſten Poſt die Beſtimmung 
des Schadens einzuſenden, d. i. das unmögliche möglich zu machen. 
Dieſer berichtete, daß da eine ſichere Ausmittlung des angeblichen Schadens 
unmöglich ſei, S. K. M. aber dennoch die Beſtimmung desſelben verlangten, 
nichts weiter übrig bliebe, als dabei die eigene Angabe der Arnoldſchen 
Eheleute, ſo ungeheuer ſie auch ſei, zu Grunde zu legen. Dieſes habe er 
gethan und bloß die ganz unbegründete Forderung der Arnoldſchen 
Eheleute in Abzug gebracht. Dadurch werde das geforderte quantum 
von 2540 Taler auf 898 Taler vermindert und da an dem Kaufgeld der 
Mühle annoch 460 Taler fehlten, ſo würde das ganze zu entrichtende 
quantum 1358 Taler betragen. Da ſich aber dieſe Ausmittlung blos 
auf die unerwieſenen Angaben der Arnoldſchen Eheleute gründen, ſo 
müſſe er dem Allerhöchſten Ermeſſen überlaſſen: ob dieſer Angabe völlig 
geglaubt werden könne. 


1) Liegt bei. 
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Der König beſtimmte ſofort unterm 31. Januar, daß die Summe 
von 1358 Talern pp. von den condamnirten Juſtizbedienten aus ihrem 
eigenen Vermögen bezahlt werden ſolle, und erließ deßhalb die Ordre 
(ſub F) an das Juſtizdepartement des Staatsraths, und die Anlage G!) 
zeiget, daß dieſes auch jetzt noch, ohne ſich in die Sache ſelbſt zu miſchen, 
den Gefangenen blos den Willen des Königs bekannt machen ließ. 

Bei der Weltbekannten Einſicht des Königs ſcheint es faſt unmöglich, 
daß dieſer Monarch nicht ſollte von der Unſchuld aller leidenden Theile 
überzeugt ſein, aber der Schritt vom 11. Dezember ſollte gerechtfertiget 
werden und dadurch mußten 9 würdige Männer ihre Amter und 6 
noch überdem ihre Freiheit und einen anſehnlichen Theil ihres Ver⸗ 
mögens verlieren. 

Der Großkanzler Frhr. v. Fürſt, der die ganze gerichtliche Verfaſſung 
in Weſtpreußen eingerichtet, der ſelbſt die Obergerichtshöfe in Oſtpreußen, 
Pommern und noch kurz vorher in der NMark bereiſet und unterſucht 
hatte, verlor ſein Amt, weil er die Sentenzen in der Arnoldſchen Sache 
nicht abgeändert hatte — was er doch nach den Geſetzen nicht thun konnte. 
Der Landrath v. Gersdorff wurde ſeiner Stelle entſetzt, weil er einen 
Prozeß mit den Arnoldſchen Eheleuten gehabt — und durch 2 Inſtanzen 
gewonnen hatte. Der Präſident RG. v. Finckenſtein verlor ſeinen Dienſt 
weil er ſeine Meinung über eine Rechtsfrage geſagt und einen Prozeß 
hatte entſcheiden helfen — und der P. v. Rebeur, der eben dieſelbe 
Meinung gehabt hatte, behielt denſelben. 

Die K. G. und R. R. Friedel, Graun, Buſch, Neumann und Bandel 
verloren Dienſt und Freiheit, weil ſie ihre Meinung geſagt hatten — eine 
unedle Abſicht war die Frage nicht, ſie waren deren nicht beſchuldigt, ja 
es war deßhalb auch nicht der geringſte Verdacht gegen ſie vorhanden — 
die übrigen Räthe des K. G. und der R. blieben bei gleicher Meinung im 
Dienſt und frei. Sie mußten Schäden bezahlen, die ſie nicht verurſacht 
hatten, und die nicht ausgemittelt werden konnten — und die übrigen 
Mitglieder des K. G. und der R., die die Sache mitentſchieden hatten, 
blieben von der Bezahlung frei. 

Der H. F. Schlecker verlor ſein Juſtiziariat zu Pommerzig und ſeine 
Freiheit, weil er ein Judicat der N.M. Regierung zur Exekution gebracht 
— und dabei die geſetzlichen Vorſchriften völlig beobachtet hatte. 

Le vrai peut quelques fois n’étre pas vraisemblable. Boileau. 


1) Das Juſtizdepartement erſucht unter dem 23. Febr. 1780 den Comman- 
danten der Veſtung Spandau: „den ſich dort in Arreſt befindlichen ehemaligen 
Kammergerichts- und Regierungsräthen Friedel, Graun, Buſch, Neumann und 
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Kaum wurde die Königl. Erklärung in dem Protokoll vom 11. De⸗ 
zember in den Provinzen bekannt, ſo entfiel dem Bauer der Dröſchflegel, 
dem Bürger ſein Handwerkszeug. Alles rüſtete ſich zur Reiſe nach Berlin. 
Das Schloß war von Supplikanten belagert. Freiheiten von öffentlichen 
Abgaben, von gewöhnlichen Hofdienſten wurden geſucht, vor einem 
halben Jahrhundert entſchiedene Prozeſſe von neuem aufgeweckt, alles 
ſchrie über Ungerechtigkeit. In einer Zeit von etwa 2 Monaten zeichnete 
der neue Großkanzler 1800 Reſcripte. Die Landesjuſtizeollegia ſtatt 
ſchwebende Prozeſſe zu entſcheiden, mußten aus alten längſt vergeſſenen 
Sachen an das Hoflager berichten. Das K. G. allein hat in einigen 
Monaten 300 dergleichen Berichte erſtatten müſſen. Durch alle recht⸗ 
fertigte ſich das Verfahren des Gerichts vollkommen. 

Die ſo ſehr erhobene raſche That vom 11. December alſo gebar das 
Unglück vieler würdiger Männer, ſie unterbrach den arbeitſamen Fleiß 
des Bauer- und Bürgerſtandes, brachte Schwindelgeiſt unter den ge⸗ 
meinen Mann!). Die Juſtizpflege war einige Monate in der NMart 
unterbrochen. Denn ein Rath und ein Aſſeſſor konnten nicht die Hälfte 
der Sachen bearbeiten. Alle Juſtizkollegien mußten und müſſen noch 
immer fic) mit unnüzen Reiſen und Arbeiten beſchäftigen und nützliche 
Geſchäfte zurückſetzen, am Ende bleiben die erfolgten Entſcheidungen in 
ihrer Kraft, und es lief Alles darauf hinaus: 

Viel Lärm um nichts.“ 

Mit der Jahreszahl 1790 iſt eine Note beigefügt: Dieſer Aufſatz 
wurde von mir bald nach meiner Ankunft in Spandau ausgearbeitet. 
Noch waren damals die Asſiſt. R. weder eingeführt noch wieder abge⸗ 
ſchafft. Ihre Ephemere Exiſtenz habe ich nachher überlebt; ich habe ge⸗ 
ſehen, wie die Neue Prozeßordnung entſtanden und eingeführt iſt, 
— aber auch wie bald, ſehr bald das Übergebürgiſche in derſelben ver- 
ſchwunden iſt und verſchwinden mußte, es bleibt jetzt noch dabei, auch 
bei der veränderten Prozeßform war: Viel Lärm um Nichts. 


Bandel, desgleichen dem Advokat Schlecker die in Abſchrift beikommende Königliche 
Cabinetsordre vom 31. Januar nebſt der Berechnung bekannt zu machen.“ 

1) Bandel gibt noch folgende Erzählung: „Eine Dame von Adel hatte vor 
langer Zeit ſich für einen königl. Müller verbürget und aus dieſer Bürgſchaft eine 
anſehnliche Summe zahlen müſſen. Als die Arnoldſche Geſchichte ruchbar wurde, 
ſchrieb ſie an ihren Rechtsfreund: da doch anjetzt die Mühleſachen ſo gut gingen, 
ſo ſoll er ja dahin ſehen, daß ſie ihr Geld zurückerhalte.“ 


V 


Sarnbhagen von Enſe und fein Adelsprädikat. 
Bon 
Carl Milch. 


Es verlohnt fid) wohl zu unterſuchen, wie es mit Varnhagens Adels⸗ 
prädikat „von Enſe“ beſtellt iſt. 

Einmal iſt Varnhagen eine Perſönlichkeit von immerhin ſtattlichem 
Format, daß man ſeine äußeren Lebensumſtände aufgehellt ſehen möchte. 
Darin bleibt noch genug zu tun, denn Varnhagen hat in Wahrheit eine 
Geheimgeſchichte, ſo unglaublich das klingen mag von jenem Manne, der 
fein eigenes Leben in ſechs Druckbänden!) mit aller Ausführlichkeit er⸗ 
zählt hat, und deſſen Tagebuchaufzeichnungen gar 19 Bände füllen). 
Dazu noch die vielen Briefwechſelbände )): vielleicht war es gerade dieſer 
Reichtum an dargebotenem Material, der an deſſen rechter Ausbeutung 
bisher hinderte. Zum Teil mag dies mit eine Urſache ſein, daß man Varn⸗ 
hagens Lebenswege an vielen Stellen noch nicht nachgeſchritten hat“). Die 
andere Urſache liegt darin, daß Varnhagen ſelbſt jene ſchwierigen Weg⸗ 
ſtellen in ſeinen Publikationen in Nebel zu hüllen ſuchte oder um ſie 
herumführte. So gibt es eben bei Varnhagen eine Geheimgeſchichte, 
und von ihr macht ſein Adelsprädikat mit den vornehmſten Teil aus. 

Daß dieſer Teil der Geheimgeſchichte von beſonderem Reize iſt, 
ausnehmend aufſchlußreich für die Erkenntnis nicht nur äußerer Daten, 
ſondern mehr noch innerer Gebundenheiten im Denken und Fühlen, 
Stärke und Art der Wollungen, kurz: des Charakters Varnhagens, darin 
liegt der andere Geſichtspunkt, der eine Beleuchtung des Adelsprädikates 
„von Enſe“ lohnend erſcheinen läßt. Durch die Fülle der Notizen, die 
ſein Sammlerfleiß anhäufte, iſt Varnhagen zum Urheber einer dem 


1) K. A. Varnhagen von Enſe, Denkwürdigkeiten des eignen Lebens. 
6 Bände. Leipzig Brockhaus 1871. Neue wohlfeile Ausgabe 1887. 

2) —, Blätter aus der Preuß. Geſchichte. 5 Bände. —, Tagebücher, Bd. 1 
bis 6: Leipzig 1861/2; 7—8: Zürich 1865; 9—14: Hamburg 1868/70. Dazu 
15. Bd.: Regiſter, bearbeitet von H. H. Houben, Veröff. d. Deutſchen Bibliograph. 
Geſellſchaft, Bd. 3, Berlin 1905. 

3) j. Goedeke Grundriß? VI (1898) 176—183. 

4) Ich habe dies verſucht in meinem Buche „Varnhagen v. Enſe in 
Beruf u. Polit.“, Gotha, Leop. Klotz⸗Verlag, 1925. 
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Hiſtoriker bedeutſamen Quelle geworden, deren innerer Wert in der aller⸗ 
verſchiedenſten Weiſe beurteilt wird. Dieſe Uneinigkeit aber rührt vor 
allem daher, daß man ſich über die Einſchätzung Varnhagens als Per⸗ 
ſönlichkeit noch nicht ſo recht klar iſt. Zu deren Erkenntnis iſt deshalb jeder 
Beitrag wichtig. 

Was man billig an Literatur heranziehen wird, um ſich über Varn⸗ 
hagen zu unterrichten, gibt über Varnhagens Adelsprädikat recht unklare 
Auskunft. Walzel!) erwähnt zwar, Varnhagens eignen Angaben in den 
„Denkwürdigkeiten“ folgend, das „ritterbürtige“, „alte adlige Geſchlecht“, 
dem Varnhagen entſtamme, habe den Adelstitel allmählich fallen laſſen, 
aber wie nun unſer Varnhagen zu dem ſeinigen kommt, deckt Still⸗ 
ſchweigen. Goedeke ) bringt im Textteil gar nichts, und nur Otto Berdrowꝰ) 
in ſeiner weitläufigen Materialſammlung zur Biographie Rahels iſt 
geſprächiger. Er weiß zu melden, Varnhagen habe 1810 in einem alten 
weſtfäliſchen Geſchichtsbuch von dem ritterlichen Geſchlechte derer von 
Enſe gen. Varnhagen geleſen und danach ſich den alten Adel vom Kaiſer 
von Oſterreich, feinem damaligen Souverän, neu verbriefen laſſen. Diefe 
Wiſſenſchaft ſchöpft Berdrow anſcheinend aus dem Briefwechſel Varn⸗ 
hagens mit Rahel, aber leider macht er ſich eines methodiſchen Fehlers ſchul⸗ 
dig und entnimmt der Quelle mehr, als ſie enthält. Wohl iſt in den 
Briefen davon die Rede, Varnhagen ſolle die Beſtätigung durch Kaiſer 
Franz betreiben; daß es geſchehen ſei, ſteht nirgends. 

Soweit die eigentliche Varnhagen⸗Forſchung“). Geht man an die 
Quellen heran, ſoweit ſie gedruckt vorliegen, und bedient man ſich der 
Behelfe, die die Genealogie an die Hand gibt, ſo kommt man ſchon ein 
gutes Stück weiter. Bemerkenswert iſt da, daß die Zeitgenoſſen offenbar 
nicht ſo recht an den alten Adel Varnhagens glaubten. Im 2. Band 
feiner „Modernen Charakteriſtiken“ ſpricht Laube>) davon, er habe öfter 
die Meinung gehört, „Varnhagen nenne ſich des vollen Klanges halber 
von Enſe wie der Dichter Hoffmann ſich von Fallersleben nennt, ſeinen 
Geburtsort mit in den Namen aufnehmend,“ und Laube legt deswegen 
ſtarken Nachdruck auf eine angebliche Verwandtſchaft der „Enſe mit den 


1) O. Walzel, Allgemeine Deutſche Biographie 39 (1895), 769, 785. 

2) Goedeke, Grundriß? II (1898) 176. 

3) Otto Berdrow, Rahel Varnhagen, Stuttgart? 1902, S. 151. 

4) H. H. Houben in ſeinem Gedenkaufſatz zu Varnhagens 50. Todestage 
(Voſſ. Zeit. 1908, Oktober 11., Sonntagsbeilage Nr. 41) weiß zwar, daß V. erſt 
in ſpäteren Jahren das Adelsprädikat annahm, jedoch haftet er in apolegetiſcher 
Beeiferung an V.'s eigenen Angaben, ohne ſich zu deren Kritik zu verſtehen. 

5) Laube, Geſ. Werke, herausgeg. Houben 49 (1909), 344. 
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Pückler von alter Beit her“. Damals, als Laube in den 30er Jahren dies 
niederſchrieb, erfreute er ſich Varnhagens Gunſt. Jahrzehnte ſpäter, als 
er ſeine Erinnerungen zu Papier brachte, war auch auf dieſe Freund⸗ 
ſchaft der Reif von anno 48 gefallen und Laube ſchrieb!) anzüglich von 
„Varnhagen, der ſich mit oft angezweifeltem Rechte von Enſe genannt“. 

An einem Orte, wo man kaum etwas dafür vermuten würde, finden 
ſich dann Hinweiſe ganz anderer Art. Es iſt in Eduard Vehſes Geſchichte 
der Deutſchen Höfe. Dort wird im 39. Bande der waldeckiſche Hof be⸗ 
handelt und dabei auch von dem im Waldeckiſchen eingebürgerten Geſchlecht 
Varnhagen v. Enſe geredet, das proteſtantiſch und bürgerlich ſei. „Der 
in geſamter literariſcher Welt ſo bekannte Geh. Legationsrat C. A. Varn⸗ 
hagen von Enſe in Berlin“ dagegen ſtamme „von einer katholiſchen Linie 
des Geſchlechts“ und habe ſich als preußiſcher Geſandter in Karlsruhe von 
Preußen adeln laſſen, freilich, „wie es insgeheim aus Höflichkeit ſo ge⸗ 
ſchieht, unter Anerkennung des früheren Adels“). In echt Vehſe'ſcher 
Art iſt Wahres und Erdichtetes bunt durcheinandergemengt. Was er 
aber über die Anerkennung des früheren Adels durch Preußen mitteilt, 
iſt man verſucht, für Wahrheit zu nehmen, wenn man im Stammbuch des 
blühenden und abgeſtorbenen Adels in Deutſchland vermerkt findet, 
Karl Auguſt Varnhagen habe den Namen von Enſe „unter preußiſcher 
Anerkennung der altadlichen Abſtammung der Familie“ wieder ange⸗ 
nommen). 

Doch wann ſoll das geſchehen ſein? Berdrow ſprach von Oſterreich, 
das ließe alſo nur die Zeit von 1810— 1812, die Jahre des öſterreichiſchen 
Dienſtes, in Betracht kommen. Folgt man Vehſe, ſo ergibt ſich der Zeit⸗ 
raum 1816 bis 1819, und das Stammbuch läßt die Frage ganz offen. Aber 
ſollte nicht bei einem Autor wie Varnhagen, deſſen Schriften mit ihren 
Titeln bei Goedeke mehrere Seiten füllen, ſich das mit leichter Mühe 
feſtſtellen laſſen? Goedeke führt uns wieder auf ein ganz anderes Jahr. 
Seine Bibliographie gibt zwar für die erſten Nummern den rein bürger⸗ 
lichen Namen, aber ſchon Nr. 5 verzeichnet als Wilhelm Neumanns 
Mitherausgeber der „Erzählungen und Spiele“ im Jahre 1807 Varnhagen 
von Enſe. So vervielfältigen fic) nur die Möglichkeiten, 1807, 1810/12 
und 1816/19 ſtehen zur Wahl, und ſchließlich können noch andere Jahre 
ihren Anſpruch anmelden. 


1) Laube, Einnerungen. Geſ. Werke, herausgeg. Houben 41 (1909) 40. 

2) Ed. Vehſe, Geſchichte der deutſchen Höfe 39 (1856) 181. 

3) Stammbuch des blühenden und abgeſtorbenen Adels in Deutſchland, IV 
(Regensburg 1866), 118. 
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Hält man ſich ſtreng an die primären Quellen ſo gewinnt man immer⸗ 
hin eine Grundlage. Zunächſt kann man Goedeke raſch berichtigen, und 
zwar — aus Goedeke. Im Artikel über Neumann!) führt er die „Erzäh⸗ 
lungen und Spiele“ mit ſchlichtweg Varnhagen im Titel an, und den 
Ausſchlag gibt Heinſius Bücherlexikon:), das neben W. Neumann K. A. 
Varrenhagen als Autor nennt. So ſcheidet eine der 3 Eventualitäten ſchon 
aus, und die adligen Titel beginnen erſt mit Nr. 9 der Goedekeſchen Liſte, 
d. h. mit dem Jahre 1812). Doch wir kommen zu noch näherer Abgren⸗ 
zung durch Varnhagens Briefwechſel mit Rahel. Da ſchreibt er am 24. Ok⸗ 
tober 1811 aus Prag, eine Rezenſion von ihm ſei in der „Wiener Zeitung“ 
abgedruckt worden, „mein Name ſtand ganz darunter, ‚von Enſe' ſah ich 
zum erſtenmal gedruckt“). Und bald danach Uhland) an den Freund 
Juſtinus Kerner: „Warum heißt denn Varnhagen von Enſe?“ So iſt 
es die zweite Hälfte des Jahres 1811, in der Varnhagen ſeinen Namen 
durch jene Verlängerung ſchmückt. Wer aber gab ihm das Recht dazu? 

Damit ging es nicht ganz glatt her. Das zeigt deutlich ein Brief 
Stägemanns an ſeinen Schwiegerſohn Ignaz v. Olfers, der damals 
Preußens diplomatiſcher Vertreter in Braſilien war“). Da ſchreibt Stäge⸗ 
mann Mitte Dezember 1826 aus Berlin”): „Varnhagen, der wegen ver⸗ 
meintlich uſurpierten Adels zum Ausweis aufgefordert war, iſt vom Könige 
in den Adelsſtand erhoben und dadurch weiteren Verdrießlichkeiten ein Ziel 
geſetzt.“ Wenn irgend jemand, fo konnte Stägemann, des Kabinetts⸗ 
miniſters Lottum unentbehrliche Stütze, darüber Beſcheid wiſſen. Hier 


1) Goedeke Grundriß: VI 187, § 292, 6 Nr. 2. 

2) Heinſius, Bücherlexikon III, Sp. 44. — Das Original der „Erzähl. u. Sp." 
war mir nicht zugänglich. 

3) Auch der Cjterr. Militäralmanach, Schematism. der Oſterr.⸗Kaiſ. Armee, 
Wien bei C. Graeffer & Co., führt ihn Bd. XX auf das Jahr 1810, S. 176, als 
Fähnrich Carl Vahrnhagen; Bd. XXI auf das Jahr 1811, abgeſchloſſen nach 1811, 
Juli 13, wie (S. 355) Todesdatum des penſ. Oberſtlt. Borwitz zeigt, als Carl 
Vahrnhagen; erſt Bd. XXII auf das Jahr 1812, abgeſchl. 1812, September 15., 
nach Notiz S. 347, als Carl Varnhagen v. Enſe. 

4) Rahelbfw. II 172. 

5) Ublands Bjw., hrsg. Hartmann⸗(Veröff. des ſchwäb. Schillervereins) I 
(1911) 295, Nr. 337. Kerner Bfw. mit feinen Freunden, I 293ff. 

6) O. Pfülf, S. J., Ein Vertreter Preußens in Braſilien. Stimmen aus Ma- 
ria Laach 87 (1914) 291310. 

7) 7353. Rühl, Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens uſw. III (1902) 
294, Nr. 653. Der undatierte, von Rühl zwiſchen Dezember 14 u. 19 angeſetzte 
Brief iſt tatſächlich nicht vor dem 18., wie ſich aus der weiteren Unterſachung er⸗ 
gibt. 
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liegt ein Zeugnis vor, das ganz entſchieden nach Preußen weiſt. Für Preu⸗ 
ßen beſitzen wir ein Verzeichnis der Standeserhöhungen, das auf den Akten 
fußt. Da iſt denn auch wirklich unterm 18. Dezember 1826 unſer Mann 
zu finden!). Aber von einer Erneuerung des Adelsſtandes, einer Wieder⸗ 
einſetzung, ijt keine Rede, ſondern lediglich von Verleihung). Und, 
recht unangenehm an Stägemanns Bemerkung vom „ufurpierten Adel“ 
anklingend, ſind die dürren Worte beigegeben: „Derſelbe präſumierte, 
dem alten Geſchlechte von Enfe‘ zu entſtammen, erhielt auch dieſen 
Beinamen und das alte von Enſe'ſche Wappen.“ 

Das iſt denn doch ein Ergebnis, wie man ſich deſſen bei dem überzeug⸗ 
ten Demokraten und aufrechten Volksmanne Varnhagen nicht verſehen 
hätte. Wie kam er dazu, erloſchenen Adel zu beanſpruchen? Oder ſollte 
die königliche Gnade, die dem Entamteten ſonſt nur ſpärlich zuteil wurde, 
hier einmal ohne ſein Zutun ihm ſo verſchwenderiſch geſtrahlt haben? 
Zwiſchen den theoretiſchen Grundſätzen und der Erſcheinungswelt klafft 
hier ein Abgrund. Wie der Hegelianer Varnhagen Theſis und Antitheſis 
hier zu verſöhnen ſuchte, das zu verfolgen entbehrt gewiß nicht des Reizes. 
Die Staatsakten werden für die feineren Vorgänge in Varnhagens 
Inneren nicht allzu viel beibringen, aber eindringliche Befragung dürfte 
auch dafür ihnen reichlichere Antwort entlocken“). 

Zunächſt zeitigt ſchon oberflächliche Durchſicht ein für Varnhagen 
ungünſtiges Ergebnis: die Adelsſache begann tatſächlich erſt anderthalb 
Jahrzehnte, nachdem der Namenswechſel vollzogen war, beim Mini⸗ 
ſterium des Kgl. Hauſes anhängig zu werden. Damals, 1826, bat Varn⸗ 
hagen für ſeine „literariſchen Arbeiten“ um Zulaſſung zum Geh. Staats⸗ 
archiv, wobei er ſich wie ſtets als „Varnhagen von Enſe“ unterzeichnete; 
das fiel dem Staatsarchiv auf, denn bei ihm beruhende Aktenſtücke gaben 
jenem nur den ſchlichtbürgerlichen Namenskern, und daher wandte es 
ſich um Aufklärung an die vorgeſetzte Behörde, das Hausminiſterium “). 

1) M. Gritzner, Chronol. Matrikel der brandenburgiſch⸗preußiſchen Standes» 
erhöhungen und Gnadenakte von 1600 —1873. Berlin 1873, S. 91. 

2) Gritzners Verzeichnis unterſcheidet ſcharf zwiſchen Anerkennung und Ver⸗ 
leihung des Adels. Bei V. fehlt auch die ſonſt übliche Angabe des Publikationstages. 

3) Das Geh. Staatsarchiv Berlin bewahrt die Akten über Varnhagens Adels⸗ 
prädikat (Rep. 100 II V.). Für die Zulaſſung bin ich Herrn Geheimrat Bailleu, 
für hilfreiche Beratung Herrn Dr. E. Müſebeck viel Dank ſchuldig. Ergänzend 
wurden die reichen Beſtände der in der Berliner Staatsbibliothek befindlichen 
Sammlung Varnhagen herangezogen, deren Benützung Hr. Geheimrat Häbler 
mir freundlichſt geſtattete. 

4) 1826 April 8. — G. St. A. 
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So war es nicht viel mehr als ein Zufall, wodurch die Angelegenheit nach 
ſo langem Schlummer in Fluß kam. 

Man mache ſich einmal klar, was dieſe Aufrollung der Namensfrage 
für Varnhagen bedeutete, bedeuten mußte. Obſchon es wirklich ſich um 
nicht viel mehr als um ein rudimentäres Symbol einer dahingeſunkenen 
Epoche handelte, gering darf der Wert des Adelsprädikats im damaligen 
Preußen nicht veranſchlagt werden. Vor allem aber: ganz gleichgültig, 
welche Umſtände Varnhagen zur Annahme eines Adelsprädikates geführt 
hatten, jetzt war es einmal da. Jetzt hatte es feſte Wurzel gefaßt und ließ 
ſich ohne Schaden nicht ausrotten. Dieſen Namen ſeiner Wahl hatte 
er literariſch berühmt gemacht. Unter ihm kannte ihn Hegel, ſchätzte ihn 
Goethe, achtete ihn die Welt. Mit dieſem Namen hatte er drei Reichen 
gedient, bei Kaiſer⸗ und Königshöfen aufgewartet. Dieſen Namen hatte 
Rahel, ſeine Gattin, durch ihren Salon zu einem der erſten des geiſtigen 
Berlin erhoben. Jetzt vor der Welt das markante Adelsprädikat ablegen, 
das hieß Spott und Hohn herausfordern, ja! das Odium unlauterer 
Handlungsweiſe auf ſich laden. Ihm jetzt den Namen abſprechen, das 
bedeutete, ihn geſellſchaftlich zum Tode zu verurteilen, und in der Geſell⸗ 
ſchaft wurzelte ſein Lebensnerv. Ohne Zweifel mußte ſomit ein Angriff 
auf ſeinen Namen eine entſchiedene Kampfanſage für Varnhagen dar⸗ 
ſtellen. Der Eifer, mit dem er ſich für den wohltönenden Namen ins Zeug 
legte, wird daher niemand verwundern. Eher wird man die Wichtigkeit, 
die die Staatsbehörden der Affäre beimaßen, übertrieben finden und 
ſich daran erinnern, daß in jenen ſtillen Jahren die Gewiſſenhaftigkeit 
des preußiſchen Beamten für das Kleine und Kleinſte mit den Grund legte 
zu ſpäterem Aufſtieg. 

Jene unangemeſſene Betriebſamkeit in dieſer Hinſicht lag allerdings 
Graf Bernſtorff, als Miniſter des Auswärtigen Varnhagens Vorgeſetzter, 
gänzlich fern. Er war ſeinem Geh. Legationsrat aufrichtig zugetan, 
nachdem die Irrungen von 1819 vorüber waren. An ihm fand Varnhagen 
einen treuen Helfer. Auch der Hausminiſter Fürſt Wittgenſtein, der routi⸗ 
nierte Höfling, wußte Varnhagens glatte Samtpfotenart zu ſchätzen. 
Beſonderes Wohlwollen ſcheint er ihm nicht entgegengebracht zu haben, 
aber ohne Not ihn kränken, wollte er kaum. Doch die tatſächliche Führung 
der Geſchäfte im Hausminiſterium hatte er ſeinem Günſtling Tzſchoppe 
überlaſſen. Der war Varnhagen und ſeinen demokratiſchen Velleitäten 
gründlich abgeneigt. Er war es denn auch, der die Adelsfrage recht 
angelegentlich aufgriff und ſich bemühte, ihre Löſung für Varnhagen 
möglichſt demütigend zu geſtalten. So entwickelte ſich der Kampf um den 
Namen zu einem Duell Tzſchoppes gegen Varnhagen, bei dem Bernſtorff 
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und Wittgenftein die Sekundanten ſpielten. Wenn Varnhagen ſchließlich 
den Sieg davontrug, ſo dankte er das der Unterſtützung Bernſtorffs, 
während Tzſchoppe durch Wittgenſtein mehrmals behindert und heimlich 
ſogar preisgegeben wurde. Varnhagen ſelbſt zeigte auch bei dieſer Gelegen⸗ 
heit, daß ein Diplomat an ihm nicht verloren gegangen war: er operierte 
wenig glücklich. 

Im erſten Gang des Zweikampfes ließ Varnhagen ſich von Tzſchoppe 
in eine verfehlte Defenſivſtellung drängen. Seine ausführliche Denk⸗ 
ſchrift'), mit der er die Arena betrat, bot in der Tat Angriffspunkte genug. 
Deutlich ſcheidet ſie ſich in zwei nach innerem Gehalt und äußerer Tonart 
verſchiedene Teile. Setzt man für das Ganze als Motto die Worte: 
„Recht und billig,“ ſo entſprechen die beiden Abſchnitte der Denkſchrift den 
beiden Hälften des Kennworts. Im erſten Teil verficht Varnhagen ſein 
Recht auf den Namen, um hernach im zweiten Teil all dem ſtattlichen 
Aufwand von Beweismaterial die beſcheidene Bitte um ſeine Erhaltung 
folgen zu laſſen, als durch die Billigkeit geboten. 

Das Recht auf ſeinen Namen gründet ſich ihm auf ſeine Zugehörigkeit 
zur Familie von Enſe und auf die tatſächlich jahrelang geübte Anerkennung 
durch die Behörden. Nur ſchade, daß das Beweismaterial dafür ſo 
fadenſcheinig iſt. Wirklich bewieſen war nur, wie Tzſchoppe es aus⸗ 
ſprach :), „die Exiſtenz einer in Weſtfalen vorhandenen adligen Familie 
von Enſe gen. Varnhagen“, keineswegs aber, daß er dieſer entſtammte. 
Für die Anerkennung des Namens wurden die Belege in einer Fülle 
angehäuft, die als Ausfluß der Verlegenheit peinlich anmutet: in den 
ruſſiſchen Dienſt ſei er mit dieſem Namen getreten, mit ihm in Ordens⸗ 
matrikeln eingetragen, beim Übergang in preußiſche Dienſte habe er ihn 
durch den Staatskanzler mehrfach mündlich beſtätigt erhalten, und vor 
allem gäben ihm die Schreiben der preußiſchen Staatsbehörden ausnahms⸗ 
los den adligen Namen. Am auffälligſten iſt dieſe Kumulierung der Mo⸗ 
tive, wo es gilt, die eigenmächtige Aufnahme des Adelsprädikates zu 
rechtfertigen. Da heißt es erſt, im öſterreichiſchen Kriegsdienſt ſei dies 
ein nicht zu verabſäumender Vorteil für den Offizier geweſen. Dann aber 
fährt der Erzähler fort, dieſe perſönlichen Gründe würden ihn nicht 
dazu vermocht haben, der wirkſame Anſtoß ſei erſt ſpäter eingetreten 
und von edlerer Art, deutſchpatriotiſch: um der Anforderung für den Dienſt 
im franzöſiſchen Kaiſerreich zu entgehen. Wozu dann erſt die Bemerkung, 
den Vorteil habe er nicht verabſäumen dürfen, da er ihn doch demzufolge 


1) 1826 Juni 1. — G. St. A. 
2) Entwurf des Immediatberichts; 1826 November 7. — G. St. A. 
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zwei Jahre lang verabſäumt hat? Und wenn es ſo iſt: wie ſollte ihn die 
Namensverlängerung vor der franzöſiſchen Inanſpruchnahme bewahren? 
Überhaupt: das franzöſiſche Kaiſerreich ſoll ſeine Untertanen einfordern, 
doch Varnhagens Geburtsort Düſſeldorf war ja gar nicht franzöſiſch, ſon⸗ 
dern bergiſch! Gleich darnach ſpricht auch Varnhagen ſelbſt vom Groß⸗ 
herzog von Berg als ſeinem Landesherrn. Auf jeden Fall eine unklare 
Ausdrucksweiſe, die nicht auf beſondere Intenſität des Erlebniſſes ſchließen 
läßt. Noch ſchöner iſt die bunte Schüſſel, die Varnhagen auftiſcht bei ſeiner 
Erklärung, warum er die Wiederaufnahme des Adels ſich nicht hat ur⸗ 
kundlich beſtätigen laſſen. Gleich drei Gründe werden präſentiert: In 
Oſterreich nehme man derartiges nicht ſo genau, den patriotiſchen Zweck 
würde er gefährdet haben, und vor allem wäre die Sache zu koſtſpielig 
geworden. 

So verwiſcht das Übermaß der Gründe jede grade Linie der Beweis- 
führung. Ohne in einer knappen Zuſammenfaſſung den Sinn des Leſers 
in die gewünſchte Bahn zu lenken, bricht die motivierte Darlegung vor 
dem Gipfel ab und geht über in einen Appell an das Billigkeitsempfinden 
und die Gnade der Krone. Langwierig ſpinnt ſich der Faden der Erzählung 
ab. Ja, nicht einmal das geht klar hervor, was Varnhagen denn nun 
getan wiſſen wollte. Daß er den Namen in unveränderter Form zu be⸗ 
halten wünſchte, das iſt freilich ſelbſtverſtändlich, wird aber ausdrücklich 
in runden Worten nie herausgeſagt, nur verklauſuliert, negativ. Die 
juriſtiſche Form, in die der erbetene urkundliche Ausſpruch ſich kleiden 
ſollte, ließ er ganz und gar offen, ſo daß er die Initiative völlig aus der 
Hand gab. Tzſchoppe ſah als Juriſt den wunden Punkt und ging energiſch 
auf die ſchwache Stelle los!): zu einer Veränderung des Namens bedarf es 
einer Genehmigung der Krone, ſie fehlt bisher, alſo iſt Varnhagen im 
Unrecht. Tzſchoppe war damals von der Mangelhaftigkeit der Varnhagen⸗ 
ſchen Beweisführung ebenſo überzeugt, wie einige Wochen hernach, als 
Varnhagen ſich dieſer Denkſchrift vom Juni ohne irgendwelche ſachlichen 
Anderungen als Immediateingabe bediente. Sogleich im September 
ſtellte Tzſchoppe feft?), daß der Nachweis noch nicht ausreichend geführt 
fei, weil der Bittſteller „auf den Grund des Adels feiner Vor— 
fahren die Nobilitierung nachſucht“. Kein anderer als Tzſchoppe 
ſelbſt aber hatte ihn dazu veranlaßt. Varnhagen hatte in ſeiner Juni⸗ 


1) 1826 Auguſt 25. Wittgenſtein an Bernſtorff; Konzept Tzſchoppes, konzipiert 
Auguſt 15. — G. St. A. 

2) Die Immediateingabe war von 1826 September 13 datiert, vom König 
September 15 erledigt; Tzſchoppes Schreiben ſtammt vom September 19. 
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Denkſchrift nur allgemein den Wunſch geäußert, die Beibehaltung feines 
Namens genehmigt zu erhalten, er fah nur das Ziel, und zu deſſen Er- 
reichung war ihm jedes Mittel recht! Als ſolch Mittel empfahl Tzſchoppe, 
die mit der Erlaubnis zur Fortführung des Namens zuſammenhängende 
Erhebung in den „Adelsſtand ſeiner Vorfahren“ nachzuſuchen. Der 
war aber nicht bewieſen, und ſo war dieſe Faſſung des Geſuchs ausſichts⸗ 
los. Gerade das war offenbar Tzſchoppes Abſicht: indem er Varnhagen 
zu dieſer unglücklichen Formung verleitete, wollte er ihn in eine Sackgaſſe 
drängen. 

Erſt als Varnhagen auf ſeine Immediateingabe zur Beibringung 
beſſerer Beweiſe aufgefordert wurde, bemerkte unſer Diplomat, auf welche 
Untiefe er ſich hatte ſteuern laſſen. Krampfhaft ſcharrte er neue ebenſo 
wenig beglaubigte Schriftſtücke als Beweis zuſammen, er wolle ja, heißt 
es, kein Anrecht!) geltend machen, nur einem untertänigſten Geſuch die 
unterſtützenden Gründe nicht fehlen laſſen:). Tzſchoppe erſah feinen 
Vorteil: der Beweis der Abſtammung war erforderlich, und dieſer Beweis 
war mißlungen. Der Bittſteller hatte es ſelbſt eingeräumt. Das Miniſte⸗ 
rium des Auswärtigen wurde erſucht, über Varnhagens Dienſtführung 
zur Verwertung im Immediatbericht Mitteilung ans Hausminiſterium 
zu machen?). Jetzt hebt die dritte Phaſe des Kampfes an: Bernſtorff 
als guter Sekundant greift ein. Die Beurteilung der Dienſtführung Varn⸗ 


1) In einer ſpäteren Aufzeichnung (Preuß. Staatsbibl., Samml. Varnhagen, 
Kaſten 257) behauptet er, er habe kein Adelsdiplom nehmen wollen, ſondern „es 
darauf ankommen laſſen, ob man mir meinen alten, wiederaufgenommenen Adels⸗ 
namen abſprechen würde. Doch der Miniſter Graf von Bernſtorff beredete mich, den 
Lärm zu meiden, und ſchrieb mir ſogar vor, wie ich an ihn und an den König 
ſchreiben ſollte, es müſſe durchaus von Gnade die Rede ſein, damit es nicht ausſehe, 
als wollte ich auf ein Recht pochen, das der König lieber verleihe, als anerkenne. In 
der Sache ſelbſt ſei keinerlei Schwierigkeit, ſowohl er als Fürſt Wittgenſtein ſtünden 
für den Erfolg.“ f 

2) 1826 Oktober 13, Varnhagen an Bernſtorff, G. St. A. Die Beilagen find 
Abſchriften dreier Stellen aus von Steinens weſtfäl. Geſchichte und ein Auszug 
aus dem Geſchlechtsregiſter, das, der nunmehr 74 jährige fürſtl. Waldeckſche Kirchen ⸗ 
rat und Superindentent auch Doktor der Theologie, Joh. Adolph Ludw. Theod. 
Varnhagen in Arolſen, teils aus jenen gedruckten, teils aus anderweitig geſammelten 
Nachrichten, ſorgfältig zuſammengebracht.“ — Dieſes Geſchlechtsreg. abgedr. bei 
Anton Fahne, Geſch. der Köln.⸗, Jülich.⸗ u. Berg. Geſchlechter, II (1853). Fahne, 
obwohl von Treitſchke, Deutſche Geſch. IV 553, als verdienter Geſchichtsforſcher 
gerühmt, in Wahrheit ein Fälſcher und Pfuſcher übelſter Art, bezog dieſe Weisheit 
von Varnhagen ſelbſt. S. Varnhagens Tagebuch 8, 231 zu 1851 Juni 28. 

3) 1826 Okt. 26. — G. St. A. 
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hagens durch das Miniſterium!) konnte nach Lage der Dinge gar nicht beſſer 
gedacht werden, und mit aller Entſchiedenheit wurde die Erwähnung der 
Karlsruher Wirkſamkeit im Immediatbericht verbeten. Nachdrücklich 
genug trat ſomit Bernſtorff für ſeinen Schützling ein. Noch ſchärfer expo⸗ 
nierte er ſich, als Tzſchoppe ſeinem Chef einen Entwurf für den Immediat⸗ 
bericht überſenden ließ, der feinem Urheber alle Ehre machte). Die 
ſpärlichen Argumente zu Varnhagens Gunſten ſind verſteckt, vom Nach⸗ 
teiligen überwuchert. Die Möglichkeit, eine völlig neue Erhebung in den 
Adelsſtand vorzunehmen, wird in einem Satze abgetan, und der Ausklang 
erſtickt vollends jeden Gedanken daran. 

Über dieſen Entwurf ging man im Außenminiſterium zur Tages⸗ 
ordnung über!). Allerdings benutzte ihn der Gegenentwurf“) in vielen 
Stücken, aber es iſt dies ein würdiges Seitenſtück zu Tzſchoppe's Verfahren. 
Hier find die ungünſtigen Momente in den Hintergrund geſchoben, durch 
unverfängliche Formulierung wird der Giftzahn ausgebrochen. War 
dort der Beweis der adligen Abſtammung als mißlungen hingeſtellt, 
ſo galt ſie hier als glaubhaft nachgewieſen; ſogar das „geborne Fräulein 
von Kettler“ prangte hier, das vorher ſchon in der Ahnentafel Tzſchoppe 
zu einer ſkeptiſchen Marginalnote gereizt hatte. Nur der Mangel einer 
Verleihungsurkunde hindere die Wiedereinſetzung in früheren Adelsſtand, 
die Neuadelung wurde warm empfohlen. 

Solch Immediatbericht vertrug fic) nicht mit Tzſchoppes Abſicht. 
Wittgenſtein mußte daher feinen Namen unter ein Schreibens) ſetzen, das 
mit viel Langatmigkeit dem Außenminiſterium vorwarf, zugunſten eines 
Untergebenen die für den Staat ſo wichtigen Grundſätze des Hausmini⸗ 
ſteriums in Adelsangelegenheiten zu erſchüttern. Doch dann ſetzte Wittgen⸗ 
ſtein ſelbſt zum Schreiben an. Der Streit der Reſſorts durfte die Chefs 
nicht brouillieren. So fügte er dem Aktenſtück ein eigenhändiges Schreiben?) 


1) 1826, November 4, Bernſtorff an Wittgenſtein. — G. St. A. 

2) 1826, November 7, Tzſchoppe's Entwurf des Immediatberichts beider Mini⸗ 
ſter. — G. St. A. 

3) Bei der Befliſſenheit, mit der das Außenminiſterium bisher in dieſer An⸗ 
gelegenheit die Ausarbeitungen dem Hausminifterium überlaſſen hatte, iſt es nicht 
unwahrſcheinlich, daß Varnhagen ſelbſt zu der energiſchen Stellungnahme auf- 
forderte, vielleicht gar bei der Abfaſſung des Gegenentwurfs ſich beteiligte. 

4) 1826, November 13, Gegenentwurf des Außenminiſteriums; von Wittgen⸗ 
ſtein und Bernſtorff vollzogen, November 30. — G. St. A. 

5) 1826, Dezember 2. — G. St. A. 

6) 1826, Dezember 6. — G. St. A., Min. der ausw. Angelegenheiten, Rep. IV, 
Personalia Lit. V. 
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an Bernſtorff bei, von dem freilich, kennzeichnend genug für die Ver⸗ 
hältniſſe im Hausminiſterium, fein Tzſchoppe nichts erfahren durfte: der 
Erklärung wurde eine Erklärung nachgeſchickt. Die Hauptſache aber: 
Bernſtorffs Entwurf wurde von Wittgenſtein angenommen. 

Damit hatte Varnhagen den Kampf ſchon gewonnen. Die Nobili⸗ 
tierung wurde durch Kabinettsorder vom 18. Dezember 1826 ausge- 
ſprochen, am 17. März 1827 der Adelsbrief ausgefolgt. Anſcheinend 
mußte Varnhagen dabei tief in den Beutel greifen: über 800 Taler be⸗ 
trugen Taxen) und Gebühren. In Wahrheit bekam er fie aus geheimen 
Fonds zurückerſtattet:). Wichtig war ihm noch, daß alles Aufſehen ver⸗ 
mieden blieb. Unter keinen Umſtänden durfte die Welt erfahren, daß er 
in den Adelsſtand nicht hineingeboren, ſondern erſt erhoben worden, und 
das gar erſt jetzt, nachdem er ein halbes Menſchenalter ſeinen adligen 
Namen geführt. Wittgenſtein gewährte die Bitte um Geheimhaltung 
des Gnadenaktess), und Tzſchoppes letzter Verſuch, ein „vorläufig“ 
hineinzuſchmuggeln, um ſo ſich die Möglichkeit, im gelegenen Augenblick 
mit der Publikation herauszukommen, vorzubehalten, wurde durch 
Raumer vereitelt“). Es iſt ungemein kennzeichnend für Varnhagens 
Weſen: unter Ausſchluß der Offentlichkeit hatte er ſich adeln laſſen! 

Niemand wird leugnen, daß Varnhagen ſich tatſächlich in einer 
Zwangslage befand, nachdem er nun einmal das Adelsprädikat an⸗ 
genommen hatte. Aber wie war denn er, mit ſeinen Anſchauungen dazu 
gekommen, dieſen Schritt zu tun? In ſeinen Eingaben an die Behörden 
wollte er ja auch dafür eine Art von Zwangslage geltend machen: die 
Reklamation durch den bonapartiſtiſchen Landesherrn, ſei es nun Napoleon 
ſelbſt oder der Großherzog von Bergs). Varnhagen hielt es offenbar für 
verdienſtlich, ſich ſolcher Anforderung des Nationalfeindes zu entziehen, 
Tzſchoppe freilich ſchien das beinahe als jakobiniſch zu betrachten, denn 


1) Taxvermerk auf dem Adelsbrief 200 Reichstaler. — Staatsbibl. Berlin. 
Slg. Varnhagen. 

2) Spätere Aufzeichnung Varnhagens, Preuß. Staatsbibl., Samml. Varn⸗ 
hagen, Kaſten 257: „Die Gebühren — über achthundert Taler — wurden mir aus 
geheimen Fonds nachher zurückerſtattet, bezahlen aber mußt' ich ſie, das war die 
Hauptſache!“ 

J) 1826, Dezember 19, Varnhagen an Wittgenſtein. — G. St. A. — Wittgen⸗ 
ſtein an Varnhagen vom gleichen Tage, Staatsbibl. Berlin. Slg. Varnhagen, ſ. v. 
Wittgenſtein. 

4) 1827, Januar 13, Verfügung Raumers an Geh. Hofrat Paanhe, von 
Tzſchoppe konzipiert, mit Korrekturen Raumers. — G. St. A. 

5) ſ. oben S. 108. 
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Landesherr bleibt Landesherr'). Doch, fo fragen wir, was konnte denn 
die Annahme eines Adelsprädikates dabei nützen? Inwiefern konnte man 
denn vorausſehen, daß ſich dadurch die bergiſchen Behörden täuſchen 
ließen? Dieſe ganze Erzählung klingt unglaubwürdig, und der Eindruck 
verſtärkt ſich bei der Feſtſtellung, daß Varnhagens „Denkwürdigkeiten 
des eigenen Lebens“ von einer ſolchen immerhin nicht ganz unwichtigen 
Sache, die doch gewiß geeignet war, Sympathien zu erwecken, auch nicht 
mit der leiſeſten Andeutung etwas vermelden. Von Tettenborn, ſeinem 
verehrten General, weiß er etwas derart zu berichten?), wie der zwar 
nicht den Namen änderte, wohl aber einen anderen Geburt3ort?) angab, 
um der Anforderung durch das Empire francais zu entgehen. Das hat 
einen Sinn, und daran mag Varnhagen gedacht haben, als er ſeine Ein⸗ 
gabe mit dieſer rührſamen Schilderung ſchmückte“). Sie fordert die Ab⸗ 
lehnung geradezu heraus. Viel anſprechender iſt die Erklärung, die er 
mit auftiſcht, daß der Eintritt in öſterreichiſches) Kriegsdienſte ihm die 
Führung des Adelsprädikats geſellſchaftlicher und dienſtlicher Vorteile 
halber nahe legte. Der Kriegsdienſt gab dem Träger eines adeligen Na⸗ 
mens beſſere Ausſichten als einem Bürgerlichen. Wozu hätte Varnhagen 
dieſe wenig hochgemute Betrachtung feiner Denkſchrift wohl auch ein⸗ 
verleiben ſollen, wenn nicht darin die wahre Meinung durchgebrochen 
wäre! Und daß davon die „Denkwürdigkeiten“ ſchweigen, wird nicht 
gerade überraſchen. Verſtärkt wird dieſe Vermutung durch eine Aufzeich⸗ 
nung Varnhagens aus dem Jahre 1830. Dort wird für die Aufnahme des 


1) Tzſchoppe's Entw. eines Immediatberichts: Varnhagen nahm das Adels⸗ 
prädikat an, „um den Reklamationen des damaligen Herrn ſeiner Geburtsſtadt 
Düffeldorf zu entgehen“. 

2) Dkw. und Verm. Schr. II (1843) 370 — 2 III (1871) 251. 

3) Sein Geburtsort lag links des Rheins, alſo wirklich im Kaiſer reich, und der 
Ort, den er angab, Tettenborn Südharz (Reg.⸗Bez. Erfurt, Kreis Grafſchaft 
Hohenſtein) im Kgr. Weſtphalen, alſo wie Düſſeldorf im franzöſiſchen Einfluß⸗ 
gebiet! 

4) Um die gleiche Zeit gab ihm auch eine Beſprechung der Gagernſchen Er. 
innerungen Anlaß, jener Zeit der Beanſpruchung durch die Franzoſen zu gedenken. 
Abgedr. V. v. E., Zur Geſch. u. Lit. Hamburg, 1833, S. 29: „(Gagern) mußte in- 
folge eines franzöſiſchen Dekrets, welches im Jahre 1811 alle auf dem linken Rhein ⸗ 
ufer Geborenen als Franzoſen anſprach und aus fremden Dienſten zurückrief, das 
naſſauiſche Staatsverhältnis aufgeben, und weil er nicht in Frankreich dienen 
wollte, zog er ſich nach Oſterreich.“ Auch hier iſt nur vom linken Rheinufer die 
Rede! 

5) Jetzt erklärt ſich erſt befriedigend, wieſo denn nicht die alte Namensform 
„von Enſe gen. Varnhagen“, wie ſie auch Varnhagen in ſeinem Schriftwechſel 
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Adelsprädikats als einziger, daher um fo wahrer erſcheinender Grund der 
Eintritt „in einen Kreis“ angegeben, „wo dergleichen wichtig wurde“. 
Man ſieht, es find faſt die gleichen Worte wie in der Immediateingabe. 

So rein und edel laſſen ſich die Beweggründe alſo nicht ausdeuten, 
wie Varnhagen es wohl gern hinſtellen möchte, mögen ſie auch menſchlich 
verſtändlich ſein. Wir ſahen ja: Varnhagen war unbemittelt, ſtand im 
27. Lebensjahr in wildbewegter Zeit noch ohne feſten Grund. Die äußere 
Not hatte ihn getrieben, das Soldatenhandwerk zu ergreifen. Wollte 
er nur während der Dauer des Krieges dienen, ſolange die Armee ſo 
erwünſchten Zufluß aus dem Reiche freudig aufnahm, ſo konnte er auch 
als Bürgerlicher darauf rechnen, ſeinen Weg zu machen. Er aber blieb 
ja nach dem Ende des Feldzugs bei der Fahne, und da mußte ihm offenbar 
als Adligem die Bahn leichter geöffnet ſein. 

Doch mag Varnhagens Handlungsweiſe durch derlei Überlegungen 
auch noch ſo begreiflich werden, nie läßt ſich der Widerſpruch ausgleichen, 
daß der Adelsverächter ſich ſelbſt einen Adelstitel verſchafft. Selbſt aus 
den bei ſeinen Lebzeiten unter ſeinem Namen veröffentlichten Schriften 
ließ ſich, bei aller Gemeſſenheit des Ausdrucks und Vorſicht der Abfaſſung 
entnehmen, daß der Autor für den Adel nicht gerade eingenommen ſei. 
Eine ausgeſprochene Abneigung aber gibt ſich in ſeinen nachgelaſſenen 
Schriften kund. Aus den Tagebüchern und aus den Blättern zur Preußi⸗ 
ſchen Geſchichte könnte man die Beiſpiele häufen. Noch zahlreicher ſind 
derlei Außerungen in einer bisher unbeachtet gebliebenen Gruppe: in 
der ausgedehnten Reihe von Zeitungsartikeln, die Varnhagens Feder 
entſtammen. Der Deckmantel der Anonymität ließ dieſen Zwieſpalt 
nach außen nicht hervortreten. Vor ſich ſelbſt jedoch, ſo ſcheint es, fühlte 
Varnhagen ſich gedrungen, die Kluft zu überbrücken. Nur als bevor⸗ 
techtigte Klaſſe wollte er da den Adel das Ziel ſeiner Angriffe ſein laſſen, 
als bloßer Ehrenvorrang mochte er gelten bleiben!). Der bevorrechtigten 


mit den Behörden angibt, gewählt wurde. Die Form „Varnhagen von Enſe“ 
entſpricht dem alten Brauch der Wiener Kanzlei, keinen Adel zu kreieren, ohne dem 
Familiennamen eine Ortsbezeichnung in dieſer Form anzuhängen, vgl. Heyden⸗ 
reich, Handb. d. prakt. Geneal. I? Leipzig 1913, S. 297. Varnhagen's eigene An⸗ 
gaben im Brief an Arnold Friedr. Chriſt. Varnhagen in Waldeck. Berlin 1812, 
Oktober 13 erinnern in ihrer Verſchwommenheit bedenklich an die Argumente der 
Immediateingabe. 

1) Augsb. Allg. Ztg., 1816, Februar 29, S. 240: „Beim gegenwärtigen 
Stand der Dinge führt, mit Ausnahme einiger bei Hofe gültigen Beſtimmungen 
der Adel im Preußiſchen kein reales Vorrecht mehr mit ſich, ſondern iſt nur als eine 
Ehren- und Gnadenbezeugung anzuſehen.“ 

Jorſchungen z. brand. u. preuß. Seid). X XXVIII. 1. 8 
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Klaſſe gehört man noch nicht durch die bloße Führung des Adelsprädikates 
an, das betont er ausdrücklich !). 

Der Offentlichkeit war Varnhagen genauere Aufklärung ſchuldig. 
Er war ſich deſſen auch bewußt. Kurz vor der Julirevolution ſtellt er 
nämlich einen Teil ſeiner Zeitungsaufſätze aus den Jahren 1814 bis 1819 
zuſammen, und dieſen „Politiſchen Tagesworten“ gab er eine Einleitung 
bei, in der er ſich auch zur Frage ſeines Adelsprädikates äußert. In dieſen 
offenbar nur für die Nachwelt, nicht für die Mitwelt beſtimmten Blättern 
läßt Varnhagen uns einen willkommenen Blick ins Innere ſeines Charak⸗ 
ters tun. Den Adel betrachtet er als den Giftſtoff der Geſellſchaft, gewiß, 
aber daraus die Konſequenzen zu ziehen, das hätte wirklich, wie er ſelbſt 
ſagt, ſeiner „Denkart“ widerſprochen. Er war eben keine Bekenner⸗ 
natur, kein Kämpfer, nicht ſtur und hart, ſondern fein und ſchmiegſam. 
Immerhin, ein anderes ift es, das Übel ſchonen, ein anderes, es ſtärken. 
Nicht nur verzichtet er darauf, die Entgiftung nach Kräften vorzunehmen, 
im Gegenteil nimmt er ſelbſt daran teil, den Giftſtoff zu vermehren. Hier 
verſagt denn auch alle Beſchönigungskunſt Varnhagens, und mit beinahe 
abſtoßender Offenheit bekennt er, daß in derlei Dingen ſein Ehrgeiz viel 
eher ſeine Schranken, als ſeine Befriedigung finde. 

Klargeſtellt iſt jetzt der äußere Verlauf, klar ſind auch die wirkſamen 
Motive, und ſcharf ſprang der Kontraſt heraus zwiſchen Varnhagens 
Worten und Taten. Nur eines fehlt noch: Wie ſteht es mit der bona fides, 
auf die Varnhagen mit treuherziger Miene in ſeinem Schriftwechſel mit 
den Behörden den Blick zu lenken ſuchte. Immer wieder verſicherte er 
ja da, ein bloßer Formfehler fei es, der ihm in gutem Glauben unter- 
laufen ſei. 

Dabei iſt auseinanderzuhalten die Frage nach der Gutgläubigkeit in 
bezug auf die adlige Abkunft, und die Frage nach der Gutgläubigkeit in 
bezug auf das eigenmächtige Verfahren, das Adelsprädikat dem Namen 
beizufügen. Erſtere Frage zu beantworten, iſt unſer Material zu ſpärlich, 
über ein non liquet läßt es uns nicht hinauskommen. Ihm den guten Glau⸗ 
ben an ſeine adlige Herkunft abzuſprechen, das geſtattet uns ſchlechterdings 
nichts. In den Briefen an Rahel iſt gewiß in dieſer Angelegenheit offenes 
Viſier von ihm zu erwarten. Da ſchreibt er, die Abſtammung von den 


1) Aarauer Zeitung, 1818, April. Korreſpond. aus Frankfurt, April 9. „Bei 
alle dem fehlt noch eine gute Definition des Adels, denn die in der Bremer Zeitung 
gegebene, daß die Vorſetzung des Wortes ‚von’ vor dem Namen das weſentlichſte 
Merkmal dieſes Begriffes ſei, das können wir wenigſtens der Bremer Zeitung nicht 
glauben.“ 

2) Staatsbibliothek Berlin, Slg. Varnh. ſ. v. Varnhagen. 
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Enſes, die ihm das alte Geſchichtsbuch Weſtfalens nunmehr beſtätige, 
habe er ſchon aus mündlicher Überlieferung feines Vaters ehemals gehört!). 
Solche Angabe läßt ſich nicht wegdisputieren, und ſo mag denn Varn⸗ 
hagen wirklich von der inneren Berechtigung ſeiner Anſprüche durchaus 
überzeugt geweſen ſein. 

Ganz anders ſteht es mit dem guten Glauben, was den modus pro- 
cedendi anlangt. Wie er darüber dachte, dafür gewährt bezeichnenden Auf⸗ 
ſchluß der Briefwechſel, den er 1812 mit ſeinem Waldecker Vetter Arnold 
Friedrich Chriſtoph Varnhagen geführt hat, einem Sohne des Kirchen⸗ 
rates, der die genealogiſche Überjicht?) zuſammenſtellte. Der nachmalige 
Juſtizrat und ſeine Familie waren von dem Beiſpiel ihres Düſſeldorfer 
Vetters in öſterreichiſchen Kriegsdienſten geblendet. Der trug kühn den 
Namen Enſe, von dem auch die Waldecker annahmen, daß er ihren Vorfahren 
zukam. Doch war Friedrich weit entfernt, ſeine Vermutung als ſicher hinzu⸗ 
ftellen?). Darin übertrifft er feinen berühmten Vetter bedeutend an innerer 
Aufrichtigkeit. Stärkere Beweiſe beſaß Karl Auguſt damals ſo wenig wie 
ſpäter. Für alle Fälle wollte er das Adelsprädikat ſtets gebrauchen, um 
ſpäter ſich auf die jahrelange Duldung berufen zu können“). Jetzt wird die 
Selbſtverſtändlichkeit erſt klar, mit der der Geh. Legationsrat in ſeiner erſten 
Denkſchrift auf die große Zahl der offiziellen Akten und Schriftſtücke ver⸗ 
wies, die ihm das Adelsprädikat gaben. Mit vollem Bedacht hatte er 
den verjährten Brauch ſelbſt erſt geſchaffen. Zufall iſt es, daß er dabei 
mehr Glück hatte, als ſein Vetter im Waldeckiſchen. Dem erging es 
freilich übel, als er den klugen Ratſchlag befolgte: die „Donnerkeile“, 
die auf ihn niederfielen, hinderten ihn, der Adelsmarotte weiter Folge zu 
gebend). Im Preußiſchen gelang es, Jupiter tonans zu beſänftigen. Eines 
der Mittel dazu war dieſe planmäßige Anwendung des Adelsnamens. 
Varnhagen hatte vorausgeſehen, daß bei der ſpäteren Auseinanderſetzung 
mit den Amtsſtellen ſeine Berufung auf dieſe Übung ihren Eindruck 


1) Rahelbriefwechſel II 92, Varnhagen an Rahel, Burgſteinfurt 1810, Of- 
tober 12. 

2) ſ. o. S. 109. 

3) Fried. Varnhagen an K. A. Varnhagen v. E., Arolſen, 1812, September 14. 
— Staatsbibl. Berlin, Slg. Varnhagen ſ. von Varnhagen. 

4) K. A. Varnhagen von Enſe an Friedr. Varnhagen, Berlin 1812, Oktober 13. 
— Herrn Geheimrat Hermann Varnhagen in Erlangen, einem Enkel des Juſtizrats, 
darf ich auch an dieſer Stelle wärmſten Dank ſagen für die Mitteilung dieſes Briefes 
aus dem Nachlaß ſeines Großvaters. 

5) Friedr. Varnhagen an K. A. Varnhagen von Enſe, Arolſen 1812, Degem- 
ber 11. — Staatsbibl. Berlin, Slg. Varnhagen, ſ. v. Varnhagen. 
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nicht ganz verfehlen konnte, wenn es ihm nur gelang, ſeine bona fides 
wahrſcheinlich zu machen. 

Ein Froſchmäuſekampf war es, den Varnhagen um ſein Adelsprädikat 
ausfocht. Aber wie in dieſem Streit ſein ganzer Charakter ſich erneut 
enthüllt, ſo paßt auch die Geringfügigkeit des Streitgegenſtandes ſo recht 
zu ſeiner aufs kleine gerichteten Art. Wenn wirklich jeder Menſch ſein 
Erlebnis hat, haben wir hier in dieſem hartnäckigen Kampf um das er 
iſte te Adelsprädikat das Varnhagen⸗Erlebnis aufgedeckt. 


VI 


Ein amerikaniſches Buch über den Kriegsausbruch 
von 1870. 
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Kurt Rheindorf. 


Stellt man die Quantität der geſchichtlichen Werke ſeit dem Welt⸗ 
krieg graphiſch dar, ſo wird ſich eine anſteigende Kurve ergeben. Die 
Qualitätskurve ergibt nicht dasſelbe einheitliche Bild. Einer ſpäteren 
Generation bleibt es überlaſſen, die Verbindung zwiſchen der Atmoſphäre 
der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit und dem kategoriſchen Imperativ des Hiſto⸗ 
rikers: sine ira et studio! herzuſtellen. Erſt dann wird offenbar, wie weit 
und in welcher Weiſe jener Faktor, den man Kriegspſychoſe zu nennen 
pflegt, das ganze hiſtoriſche Denken beeinflußt, wie er fördernd wirkte 
durch Aufzeigen neuer, bisher überſehener Fragen, wie er anderſeits die 
hiſtoriſche Wahrheit vergewaltigte und zur Sklavin der Parteipolitik 
im weiteſten Sinne erniedrigte. Das Herausarbeiten der Wirklichkeit 
im Sinne Rankes iſt umſo ſchwieriger, als der Begriff der Neutralität 
wohl völkerrechtlich ſichergeſtellt, auf geiſtigem Gebiet aber im Augenblick 
kaum ſtabiliſiert werden kann. Nur ſchwer erkenntlich ſind die Grenzen der 
hiſtoriſchen Kampfzone. Wenn ſich auch die Giftnebel der Propagandahiſtorie 
mehr und mehr zerſtreuen, tritt doch noch nicht klar zutage, wie es geweſen 
iſt. Das Verſailler Friedensinſtrument hat ein Trümmerfeld hinter⸗ 
laſſen, denn jäh ſtürzte es geſchichtlich Gewordenes um. Die Frage 
nach der Schuld wurde aufgeworfen, der Begriff von „Gut“ und „Böſe“ in 
die Geſchichte übertragen. Daß das „Böſe“ auf Seiten des Unterlegenen 
geſucht wird nach dem Satz: „le vainqueur a raison“ iſt dem nüchternen 
Beobachter keine Offenbarung. Ebenſo wenig wird jeder, der das Leben 
mit ſtarker Skepſis zu betrachten gewohnt iſt, erſtaunt ſein über die Ver⸗ 
ſuche, die „Schuld“ einem Menſchen aufzubürden, dem man zu ſeinen 
Lebzeiten nicht beizukommen vermochte. Die Fabel vom Eſel, der dem 
toten Löwen einen Tritt verſetzt, iſt heute leider allzu oft Wirklichkeit 
geworden. 
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Der Haß, mit dem ſeiner Zeit die Mächte die Taten des Staatsmannes 
verfolgten, der es wagte, gegen ihren Willen dem von ihm geleiteten 
Lande die Lebensmöglichkeit zu verſchaffen, feiert im Verſailler Friedens ⸗ 
vertrag noch einmal eine Auferſtehung!). Bismarck ſoll das Verhängnis 
heraufbeſchworen haben. Mit der Unterſuchung ſeiner Politik beginnt 
auch die Unterſuchung der Kriegsſchuld. Unbewußt iſt man dabei von der 
anfangs beobachteten Praxis abgewichen, nur die Juliwochen des Jahres 
1914 zur Konſtruktion der deutſchen Kriegsſchuld zu benutzen. Nicht nur die 
europäiſche Forſchung beſchäftigte ſich mit dieſen Zeiten, auch jenſeits 
des Ozeans zogen ſie die Aufmerkſamkeit auf ſich. Fuller unterſuchte die 
Bismarck'ſche Politik der achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts und kam 
dabei zu einem Verdammungsurteil:). Jetzt hat fic) ein Landsmann 
Fullers, Robert Howard Lord, Profeſſor an der Harvard⸗Univerſität, 
die Aufhellung der Kriegsurſachen von 1870 zum Ziel geſetzt ). 
Laotd konnte zu feinen Studien das Archiv des Auswärtigen Amtes in 
Berlin, das Wiener Haus⸗, Hof- und Staatsarchiv ſowie das Archivo del 
Ministerio de Estado in Madrid benutzen. Die Früchte dieſer Sammel⸗ 
tätigkeit ſtellen den größeren und — um es gleich hier zu ſagen — den einzig 
wertvollen Teil des 305 Seiten umfaſſenden Buches dar. Begierig greift 
der Bismarckforſcher nach dieſer Quellenſammlung, er lieſt die Akten, 
die manches Neue bringen, aber die Freude, die ſich hierbei erhoben hat, 
ſchwindet dahin beim Studium der einleitenden Darſtellung und macht 
ſchließlich einer Enttäuſchung Platz. Reſigniert legt man das Buch aus 
der Hand und bedauert nur, daß ſoviel Papier Li eine derartige Arbeit 
verſchwendet worden ift. 

„Origins of the war of 1870“ nennt der Hiſtoriker der Harvard⸗ 
Univerſität ſein Buch und beginnt ſeine Darſtellung mit dem 3. Juli 1870, 
nachdem er zuerſt die verſchiedenen Auffaſſungen über die „question 
of responsibilities“ Revue paſſieren läßt und kurz auf die Vorgeſchichte 
der „ſpaniſchen Bombe“ eingeht. Was verſteht Lord unter „ori- 
gins‘? Meint er Urſprung, Herkunft oder Urſachen? Selbſt wenn 
man berückſichtigt, daß Lord von „origins“ und nicht von „the origins“ 
ſpricht, fo ijt das Wort doch vieldeutig. Die Elemente, die ſich ſchließ⸗ 

1) Vgl. Teil 3, Abſchmitt V des Friedensvertrages von Verſailles, desgl. 
Abſchnitt 17 der Mantelnote der alliierten und aſſoz. Mächte. 

2) J. V. Fuller, Bismarck’s Diplomacy at it's Zenith, 1922; vgl. dazu 
W. Platzhoff, H. Z. 130, S. 312 ff., H. Trützſchler von Falkenſtein, Bismarck u. die 
Kriegsgefahr des Jahres 1887 (1924), S. 152 ff. R. Feſter, Diſche. Rundſchau 
Ig. 49, Heft 9, S. 248. 

3) R. H. Lord, Origins of the war of 1870 (Cambridge 1924). 
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lich zu einem Krieg auswuchſen, müſſen in ihrer Geſamtheit bis in ihre 
Anfänge zurückverfolgt werden. Lord gibt zu, daß „the origins of the 
Franco-German war, in the broader sense, go back at least to 18661). 
Er verzichtet aber gleichwohl darauf, dieſe Erkenntnis auch nur annähernd 
zur Grundlage ſeiner Forſchung zu machen, behauptet vielmehr, daß es 
dazu der Durchforſchung aller deutſchen und öſterreichiſchen Archive bedürfe 
„from 1866 onwards — obiously a travail de longue haleine :). Der kurze 
Überblick über die Jahre 1866 bis 1870, mit dem das zweite Kapitel er⸗ 
öffnet wird, wirkt ſo überraſchend, daß man dem Verfaſſer nur dringend zu 
der „travail de longue haleine“ raten kann, wobei er nicht die Archive, 
ſondern erſt einmal das gedruckte Material auszuwerten hätte. Man kann 
ſich bei dem Studium der amerikaniſchen Schrift des peinlichen Eindrucks 
nicht erwehren, daß hier für die „Kriegsſchuldfrage von 1870“ dieſelben 
Methoden angewandt werden, die die Entente den Ausbruch des Welt⸗ 
krieges mit dem Attentat von Serajewo beginnen ließ. Genau wie 
Deutſchlands „Schuld“ am Weltkrieg nach Anſicht der Siegerſtaaten in 
der Zeit vom 28. Juni 1914 liegt, ſo ſucht Lord „origins“ zum deutſch⸗ 
franzöſiſchen Krieg in den Tagen vom 3. Juli 1870 „with the German 
side of that crisis“. Man könnte an ſich nichts gegen dieſes Verfahren 
einwenden, wenn Lord eine unerläßliche Vorbedingung erfüllte, wenn er 
das zur Erklärung der Bismarckſchen Politik unbedingt notwendige Ver⸗ 
halten Frankreichs in ſeiner Darſtellung berückſichtigte. Gewiß, Lord er⸗ 
wähnt die Aktionen der Pariſer Regierung, aber in einer Weiſe, die man 
nicht anders als vollkommen ungenügend bezeichnen kann. Dieſer Vor⸗ 
wurf bleibt auch dann beſtehen, wenn man Lords Ziel berückſichtigt, 
die „unsolved problems“ auf deutſcher Seite an Hand der Akten des 
Auswärtigen Amtes zu löſen. Die angeblichen „unsolved problems“ 
liegen doch tiefer als der Amerikaner glaubt. Um ſie ganz zu verſtehen, 
genügt nicht einmal die Betrachtung der Jahre von 1866— 70. Der deutſch⸗ 
franzöſiſche Gegenſatz konzentrierte ſich damals um die deutſche Einigungs⸗ 
frage, aber gerade dieſer Kriſtalliſationspunkt führt zur Beachtung jenes 
traditionellen Gegenſatzes, der durch die Worte: franzöſiſches Trachten nach 
der Prépondérance légitime de la France und anderſeits nationales Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht Deutſchlands kurz gekennzeichnet wird. Daß dieſes der 
Kernpunkt des Ringens war, daß das Trachten nach „Gebietserweiterung“ 
in Paris ein treibendes Element geweſen iſt, bezeugt niemand anders als 
Napoleon III. ſelbſt?). Damit iſt auch gejagt, daß bei der Ergründung 


1) Lord, S. 10. 2) Lord, S. VI. 3) Fleury, Memoiren der Kaiſerin 
Eugenie (1921) II, S. 247. 
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von „origins of the war of 1870“ Europa nicht außeracht gelaſſen werden 
kann. Alles das überſieht Lord und beſchränkt ſich unter Ignorierung der 
geſamten Ereigniſſe nur auf die Bismarck ſche Politik!). 

Deshalb iſt es auch nicht verwunderlich, wenn das Literaturverzeichnis 
Lücken aufweiſt, die umſo bedauerlicher ſind, als die fehlenden Werke 
wichtige Elemente zur Klärung der „unsolved problems‘ enthalten. Lords 
Abſtinenz in der Berückſichtigung der europäiſchen Mächte hat ihn wohl 
die Erinnerungen Gladſtones, Granvilles, Moriers, Malmesburys u. a. 
nicht heranziehen laſſen. Damit kann indeſſen nicht entſchuldigt werden, 
daß die zur Erkenntnis der Pariſer Politik bisher wichtigſte Arbeit von 
E. von Wertheimer! ebenſo ignoriert wird, wie die von Temperley 
veröffentlichten Berichte des öſterreichiſchen Botſchafters in Paris, 
Metternich“). Wichtige Einblicke in die perſönlichen Anſchauungen Na⸗ 
poleons III. gewähren ſeine durch Fleury der Nachwelt überlieferten 
Außerungen, die bei Lord fehlen“). Vergeblich ſucht man auch die von 
W. Schüßler herausgegebenen Tagebücher des heſſiſchen Miniſters 
Dalwigk, die Arbeit von Charles⸗Roux, das deutſche und franzöſiſche 
Generalſtabswerk, die Cambridge history of british foreign policy u. a. 
Die Ausgabe des engliſchen Quellenwerkes berührt ſehr merkwürdig). 
Blaubuch und State papers ſind zwei verſchiedene Sammlungen. Das 
Farbbuch, deſſen Inhalt in den 1876 erſchienenen State papers allerdings 
verarbeitet iſt, wurde ſchon 1870 dem engliſchen Parlament vorgelegt. 
Auch im Regiſter finden ſich Dinge, die man nicht mit dem Wort „Schön⸗ 
heitsfehler“ übergehen kann. So iſt z. B. der auf S. 179 erwähnte Major 
Krauſe nicht identiſch mit dem in einem Erlaß an Gerolt genannten Herrn 
von Krauſe. Dieſer iſt, was Lord unſchwer feſtſtellen konnte, Botſchafts⸗ 
tat in London. Daß Conſtantin Roeßler und der Däne Julius Hanſen 
zu „historians“ gemacht werden, entſpricht hoffentlich nicht amerikani⸗ 
ſchen Anſchauungen über Geſchichtsſchreibung. 


1) Lord ſpricht von „the German side“; auf Grund feiner Arbeit hätte er for- 
rekter „the Prussian side“ ſagen müſſen. 

2) Zur Vorgeſchichte des Krieges von 1870/71. Deutſche Rundſchau Bd. 185 
bis 186 , (1920/21). 

3) Three dispatches of Prince Metternich on the origins of the war of 1870, 
English Historicial Review 38 (1923). . 

4) Fleury, Eugenie. Als Tatſachenquelle find die Memoiren im allgemeinen 
nur mit großer Vorſicht zu benutzen. 

5) Lord zitiert: „British and foreign State papers vol. LX, 1869/1870. 
Correspondence.... respecting the negotiations preliminary to the war between 
France and Prussia, London 1876, cited as British Blue Book. 
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Den Hauptinhalt des Buches bilden die „Akten betr. die Berufung 
eines Prinzen von Hohenzollern auf den ſpaniſchen Thron“, die Lord in 
Berlin einſehen konnte. Es handelt ſich dabei nur um die dokumentariſchen 
Unterlagen für die letzte Vorkriegszeit. Das Material für die früheren 
Abſchnitte der hohenzollernſchen Kandidatur in Spanien war Lord nicht 
zugänglich, da das A. A. ſich die Veröffentlichung dieſer Akten vorbehalten 
hat. Gerade deshalb hätte Lord verſuchen müſſen, nähere Auskünfte in 
Wien, Madrid und vor allem in Paris zu erlangen. Daß dieſes ſehr wohl 
möglich war, geht aus ſeinem Buch ſelbſt hervor. Auf S. 28, Anmerkung b, 
ſpricht er davon, daß die öſterreichiſche Regierung ſchon 1869 „frequently“ 
verſuchte, das Pariſer Kabinett über Bismarckſche Machinationen in 
Spanien aufzuklären. Die öſterreichiſchen Berichte werden von Lord 
ganz genau zitiert. Warum bringt er ſie nicht im vollen Wortlaut? Daß 
man an der Seine über die Möglichkeit einer Kandidatur des Erbprinzen 
Leopold ſchon 1869 nicht im unklaren war, ijt längſt bekannt!). Es tft des⸗ 
halb unverſtändlich, daß Lord ſich nicht um nähere Einzelheiten aus dem 
Pariſer Archiv bemüht hat. Es iſt nicht anzunehmen, daß er ſeine Anſicht 
über die franzöſiſche Politik der dem 3. Juli 1870 folgenden Tage?) auf die 
frühere Zeit ausdehnt, denn er erwartet von den „origines diplomatiques 
de la guerre de 1870/71“ noch mancherlei Aufſchlüſſe „in respect to the 
quieter earlier period‘. Oder follte ihm das Pariſer Archiv überhaupt ver⸗ 
ſchloſſen geblieben ſein? Aus ſeiner Dankſagung für das Entgegenkommen 
der Berliner Archivverwaltung kann man nämlich einen ſtillen Vorwurf 
herausleſen, wenn Lord dieſe „liberality‘ in „every other country“ an- 


1) Benedetti, ma mission en Prusse (1871), S. 302 ff., desgl. Gramont, la 
France et Prusse avant la guerre (1872), S. 357 ff. Cambridge history of 
british for. pol. III, S. 29. In dieſen Rahmen gehört auch ein Erlaß Bis⸗ 
mards an Solms (Geſchäftsträger in Paris) vom 11. Mai 1869, Nr. 229, Vere 
traulich: „Herr Benedetti hat mich nach ſeiner Rückkehr aus Paris am 8. d. M. 
beſucht, um mir ſeine dort empfangenen Eindrücke mitzuteilen. Er ſprach 
ſich in durchaus friedlichem und zuverſichtlichem Ton über die ganze Situation 
aus; das einzige, was ihn zu präoccupieren ſchien, war die Frage, ob Preußen 
etwa den Spaniern einen König geben wolle. Ich behandelte dieſe Frage mehr 
ſcherzweiſe und erzählte ihm, daß allerdings von einer Seite her neulich bei der fürft- 
lich hohenzollernſchen Familie Sondierungen ſtattgefunden häten, ob der Erb- 
prinz wohl Luſt hätte, die Krone anzunehmen, daß aber ſowohl dieſer ſelbſt, als 
ſein Vater ſich ablehnend geäußert hätten und daß S. M. der König, als er dies er⸗ 
fahren, geäußert habe, er begreife das ſehr wohl.“ 

2) Vorwort S. V: the French side of the history of those agonizing 
twelve days is now comparatively well known thanks to the publications 
of Gramont, Benedetti, Ollivier, la Gorce, and others. 
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gewandt zu ſehen wünſcht. Denn trotz ſeiner Feſtſtellung, die franzöſiſche 
Politik der Kriſentage „is now comperatively well known, even in its de- 
tails, thanks to the publications of Gramont, Benedetti, Ollivier, la Gorce, 
and others“, empfindet er die vorhandenen Lücken und ſpricht es offen aus!). 

Die Akten ſind meiſt im vollen Wortlaut gebracht. In der Anlage 
Nr. 219 (Bericht Roſenbergs⸗Stuttgart an Bismarck) läßt Lord aus un⸗ 
bekannten Gründen einen Paſſus weg, der intereſſant genug iſt, um hier 
als Ergänzung erwähnt zu werden: „Graf St. Vallier“, ſo berichtet 
Roſenberg, „hat, wie er mir ſelbſt anvertraut, nicht bloß auf telegraphiſchem 
Wege, ſondern auch durch einen ausführlichen Bericht ſeine Regierung 
auf die ungünſtige Beurteilung aufmerkſam gemacht, welche das Auftreten 
der franzöſiſchen Staatsmänner hier gefunden und dringend geraten, 
die letzte Forderung fallen zu laſſen. Er ſagte mir ebenfalls, daß er ſeiner 
Regierung in der Sache ſelbſt Recht geben müſſe, nicht aber in der Form. 
Seine Correſpondenz, welche er meinem bayeriſchen Kollegen vorgeleſen 
hat, ſoll in ſo beſtimmten Ausdrücken abgefaßt ſein, daß Graf St. Vallier 
ſelbſt geäußert habe, „je me casserai peut-étre le cou, mais j’aurai 
agi en honnéte homme“. Bei Nr. 227, Telegramm Bismarcks an Canitz⸗ 
Madrid wäre noch hinzuzufügen, daß es „via London-Falmouth“ diri⸗ 
giert wurde, da Bismarck den Verdacht hegte, die franzöſiſche Regierung 
hemme „unſere telegraphiſche Correſpondenz“). Zur Erklärung der 
Nr. 168, Thile an Kronprinz Friedrich Wilhelm dient ein Telegramm des 
Staatsſekretärs vom 5. Juli 1 Uhr nachm., nach dem der Kronprinz auf 
Befehl Bismarcks über die bisher eingelaufenen Nachrichten hinſichtlich der 
ſpaniſchen Frage unterrichtet werden ſoll. Das Promemoria Thiles über 
feine Unterredung mit den verſchiedenen Botfchaftern®) ijt unter die Akten 

1) S. 80. 

2) Lord, S. 225, Nr. 175. 

3) Rheindorf, England und der deutſch⸗franz. Krieg von 1870/71 (1923) 
S. 163. Hier iſt wegen der Themaſtellung der Arbeit nur die Unterredung mit 
Loftus veröffentlicht worden. Neben dem Engländer hatten ſich noch der öſterreich. 
Geſchäftsträger Baron Münch, der italieniſche Vertreter Graf Launay und Le 
Sourd-Frankreich eingefunden, d. h. abgejehen von Loftus, die Vertreter der Staa⸗ 
ten, mit denen Napoleon ein Bündnis erſtrebte. Wir wiſſen heute noch nicht, 
ob dieſer Beſuch bei Thile auf einer gemeinſamen Verabredung beruhte; re vera 
bedeutet er einen verſchleierten Kollektivſchritt der mit Frankreich mehr oder weni⸗ 
ger liierten Mächte; vgl. dazu Thiles Bericht in ſeinem Promemoria über den Beſuch 
des Oſterreichers: „der öſterr. Geſchäftsträger, Baron Münch, gab mir eine De⸗ 
peſche des Grafen Beuſt vom 6. d. M. [öſter r. Rotbuch 4, S. 16f.], die, wie er jagte, 
auf Wunſch der franz. Regierung geſchrieben ſei.“ Launay hat nach Thiles Bericht 
die guten Dienſte ſeiner Regierung angeboten, während Le Sourd verlegen geweſen 
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des 9. Juli einzuſchieben. Es iſt bedauerlich, daß Lord nicht verſucht hat, 
ein aktenmäßiges Geſamtbild zu bringen, daß er darauf verzichtete, die 
öſterreichiſchen und ſpaniſchen Berichte aus Berlin durch die Erlaſſe der 
Wiener und Madrider Regierung an ihre Vertreter in Deutſchland zu 
vervollſtändigen. Oder war der Inhalt dieſer Akten nicht dazu angetan, 
Lords Theſe zu ſtützen? 

Denn Lords Buch iſt nur eine Beweisführung für eine vorgefaßte 
Meinung. Schuld tragen nach feiner Anſicht beide Parteien, aber .. .. Bis⸗ 
marck hat angefangen, er hat durch ſeine Königsmacherei in Spanien 
— whatever its primary aim may have been — den Stein ins Rollen 
gebracht, und Frankreich parierte dieſe „conspiracy“ ſo ungeſchickt, daß 
ein Krieg unvermeidlich wurde!). Lord ſtellt damit die Verhältniſſe ein- 
fach auf den Kopf. Daß Bismarck nach 1866 eine bewaffnete Auseinander⸗ 
ſetzung mit Frankreich kommen ſah, weil Paris die deutſche Einigung nicht 
ſtillſchweigend hinnehmen wollte, iſt richtig; daß Bismarck dieſen krie⸗ 
geriſchen Konflikt für „in itself desirable“ hielt, als Stimulans für die 
ſüddeutſchen Staaten, kann nicht als ſicher bezeichnet werden, ſelbſt wenn 
Lord ſich dafür auf die „Gedanken und Erinnerungen“ beruft. Auch ohne 
„travail de longue haleine“ mußte Lord den Quellenwert der Bismarck⸗ 
ſchen Memoiren kennen. Wenn Bismarck ſo kriegsluſtig war, weshalb hat 
er dann nicht ſchon eher das Kriegsfeuer entzündet, z. B. 1867 oder 1869? 
Tür den Kanzler des Norddeutſchen Bundes wird der Wille zum Kriege als 
feſtſtehende Tatſache angenommen, ihm war er eine „political necessity“. 
Daß die Gegenſeite, vor allem der vom Preſtige lebende Napoleon III., 
dieſer „political necessity“ in einem ganz anderen Maße bedurfte, ſcheint 
Lord unbekannt zu ſein, trotzdem er in der von ihm benutzten Literatur 
genügend Hinweiſe auf die Verbindung zwiſchen franzöſiſcher Innen⸗ 
und Außenpolitik finden mußte). Napoleon bedurfte eines Kriegs um 
ſeines Preſtiges willen, vor allem nachdem das Plebiszit im Mai 1870 
ein Anwachſen des Republikanismus ſogar im Heere geoffenbart hatte. 
Das war communis opinio der europäiſchen Staatsmänner, die unvor⸗ 
eingenommen das latente Ringen zwiſchen Prépondérance und Natio- 
nalitätsprinzips beobachteten. Die Reorganiſation des franzöſiſchen Hee- 
tes?) und die kaiſerliche Bündnispolitik tragen eine durchaus eindeutige 


fet und verſucht habe, Erklärungen zu provozieren. Er [Thile] habe aber die Unter- 
haltung in trockenem und ſachlichem Tone geführt. 

1) Lord S. 9. 

2) Vgl. z. B. Lord Lyons, a record of British diplomacy by lord Newton 
(2 Bände, 1913) I., S. 255. 

3) Vgl. dazu Napoleons Außerung, Eugenie II, S. 169. 
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offenſive Spitze gegen Preußen. Wie Lord darin nur „a defensive charac- 
ter ſehen kann iſt unerfindlich. Die umfaſſende Einkreiſungspolitik !), 
die feften Termine für einen Krieg, die Verteilung der noch zu erobernden 
Beute), das Gramontſche Friedensprogramm vom 3. Auguſt 1870*) 
führen die Lordſche Behauptung ad absurdum. Daß „many Frenchmen“ 
ganz gern (Lord ſagt „doubtless“) eine Rache für Sadowa geſehen hätten, 
wird zugegeben, aber auch in Deutſchland ſoll etwas Ahnliches exiſtiert 
haben: „the longing felt in some circles to ‚liberate’ Alsace-Lorraine““) 
Leider gibt Lord die Duelle für diefe Behauptung nicht an. 

Nach dem kurzen Reſume über die Vorkriegsjahre geht der Amerikaner 
. zur Unterſuchung der Bismarckſchen Politik nach dem 3. Juli über. Die 
bisher ſchon recht anerkennungswerte Eleganz in einſeitiger Quellen⸗ 
benutzung ſteigert ſich von jetzt ab zu kaum noch überbietbaren Seiltänzer⸗ 
kunſtſtücken. Mit einer ſtaunenswerten Geſchicklichkeit hüpft der ameri⸗ 
kaniſche Hiſtoriker ſelbſt über die im Anhang ſeines Buches gebrachten 
Dokumente hinweg, wenn ſie nicht in ſeinen Kompoſition paſſen. Gewiß 
ſoll der Hiſtoriker nach Humboldt das mit kritſchen Mitteln nicht zu 
. Erforfdende „Ahnden“, aber nicht Konſtruieren, vor allem dann nicht, 
wenn er ſo feſten Boden unter den Füßen hat, wie in dieſem Fall. 
Aber ungeſcheut, oft möchte man ſagen, durch keine Sachkenntnis 
getrübt, ſpringt Lord mit den Tatſachen um. Wenn es etwas ſchwer 
fällt, dann hilft ein „evidently“, „apparently“ oder ein „it is clear that 
leicht über die Hinderniſſe hinweg. Bismarcks Politik muß ſich dabei 
manchmal eine Beurteilung gefallen laſſen, die mit dem Epitheton „ge⸗ 
häſſig“ noch ſehr milde umſchrieben ift*). Nicht weniger machiavelliſtiſch 
als ſein Chef erſcheint auch der Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes 
Thiele, „the usually tongue-tied Thile“ deſſen „chief diplomatic röle 
was to say’, „I don’t know“. Nur dem Botſchafter Freiherr von Werther 
wird gnädigſt das Prädikat: „honest diplomat‘ zuerkannt, wahrſcheinlich 


1) 1867 bot Napoleon Holland ein Schutz- und Trutzbündnis an. Maxwell, 
life and letters of Lord Clarendon (1913) II. S. 335; vgl. auch die myſteriöſe 
Notiz bei Lyons I, S. 204. 

2) Vgl. u. a. Dalwigk S. 374 f., 417. 

3) Wertheimer a. a. O. 

4) Rheindorf S. 134, vgl. auch Eugenie II, S. 247. 

5) Lord S. 11. 

6) Z. B. S. 15, wo Bismarcks Äußerung, er habe der Anſicht gehuldigt, die 
hohenzollern. Kandidatur würde nicht den Widerſpruch Napoleons finden, als 
„a singular lack of candor“ bezeichnet wird, desgleichen S. 36, S. 104, A. 72 
und a. a. O. 
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weil ſeine laue Haltung dem Hiſtoriker der Harvard⸗Univerſität gefällt. 
Außerordentlich zurückhaltend iſt Lord dagegen in der Charakteriſtik der 
franzöſiſchen Staatsmänner und ihrer Politik. Soviel wird Lord aus der ihm 
bekannten Literatur erſehen haben, daß ein Reinwaſchen des franzöſiſchen 
Außenminiſters Gramont ein Verſuch am untauglichen Objekt iſt. Deshalb 
verzichtet er wohl auch auf eine nähere Kennzeichnung dieſes Staats⸗ 
mannes. Die Kammerklärung vom 6. Juli, durch die die Situation nach 
Anſicht aller Diplomaten von vornherein außerordentlich verſchärft 
wurde!), iſt für Lord nur „a grave mistake“; „in its earlier portions‘ 
hält er ſie ſogar für „moderate enough“. Daß dieſe parlamentariſche 
Offenſive vorher im Miniſterrat beſprochen war;), übergeht Lord mit 
Stillſchweigen. Erſt im weiteren Verlauf ſeiner Darſtellung wird ihm 
klar, daß Frankreich ſich durch Gramonts Rede der Rückzugsmöglichkeit 
beraubt habe („after the French had burned their bridges behind them 
on the 6 th. of July“)?). 

Daß Bismarcks Argumentation, die Kandidatur Leopold ſei eine 
private Angelegenheit des Prinzen und der hohenzollernſchen Familie, 
nicht den Beifall Lords findet, iſt ſelbſtverſtändlich.“) Denn nach ſeiner An⸗ 
ſicht bezweckte Bismarck damit die „Reſtauration des Reiches Karls V.“; 
einen derartigen Imperialismus konnte Frankreich nicht widerſpruchs⸗ 
los hinnehmen). Lord iſt bei dieſer Behauptung ein kleiner Rechen⸗ 
fehler unterlaufen. Das Wort von Karl V. kannte man damals noch nicht, 
es iſt erſt durch Keudells und Zingelers Arbeiten“), d. h. erſt 1901 bzw. 1911 
bekannt geworden. Die franzöſiſche Preſſe friſchte aber ſchon am 5. Juli 
1870 die Erinnerung an Karl V., Franz I. und Heinrich IV. auf“). Daß 


1) Lord S. 135, Nr. 22, S. 147, Nr. 40. 

2) Ollivier, empire libéral (1895ff.) XIV, S. 96ff., Blaubuch I, Nr. 11. 

3) S. 46. Lord hätte ruhig ſagen dürfen, daß er dieſe Redewendung nahezu 
wörtlich einem von ihm gebrachten Bericht Solms (S. 147, Nr. 40) entnommen 
hat. Merkwürdig berührt auch, daß Lord auf S. 24, wo er ſich in A. 34 mit dem 
von Pirala veröffentlichten Schreiben Bismarcks an den in Spanien reiſenden Bucher 
befaßt, mit keinem Wort der Feſterſchen und Heſſelbarthſchen Forſchungen er⸗ 
wähnt, deren Ergebnis er größtenteils einfach übernimmt. 

4) Lord hätte erwähnen können, daß der am 27. Juni 1870 verſtorbene eng⸗ 
liſche Außenminiſter, Lord Clarendon, Bismarcks Anſicht teilte, vgl. Zingeler, Karl 
Anton Fürſt von Hohenzollern (1911) S. 240f. 

5) Lord S. 27. 

6) v. Keudell, Fürſt und Fürſtin Bismarck (1901) S. 430 ff., Zingeler S. 238f. 

7) Vgl. Feſter, Briefe, Akten und Regeſten zur hohenzollernſchen Thron⸗ 
kandidatur in Spanien (1913) I S. 129. 
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Bismarck mit ſeinem Telegramm an Thile vom 7. Juli!) „the opening 
shot in a press campaign“ abfeuerte, iſt falſch. Der „opening shot“ 
ging von Frankreich aus, und zwar ſchon am 4. bzw. 5. Juli:). 

„In the next two days [nach dem 6. Juli] no less than four separate 
diplomatic actions were undertaken by them (franz. Regierung) which 
do at least attest the sincerity of their desire for peace.“ Die von ihm 
benutzte Literatur hätte Lord davor bewahren ſollen, einen derartigen 
Satz niederzuſchreiben. Die Berichte des engliſchen und öſterreichiſchen 
Botſchafters, Gramonts Erlaſſe an Benedetti aus dieſen Tagen, die An⸗ 
gaben des franzöſiſchen Generalſtabswerkes⸗) zeigen, daß genau das Gegen⸗ 
teil von dem der Fall, was Lord den Leſer glauben machen will. Wenn es 
ſich aber um Bismarcks Kriegswillen handelt, dann iſt Lord jedes Mittel 
recht. Bismarck ſoll ſchon am 5. Juli durch ſeinen Erlaß an Abeken die 
Tür zum Verhandlungszimmer zugeſchlagen haben. Lord bringt die 
Bismarckſchen Geſichtspunkte für eine Inſtruktion Werthers in ſeiner Dar⸗ 
ſtellung in indirekter Rede: „At all events, France was the only judge 
of her own interests. If she chose to combat the candidacy, she was 
free to do so. But let her not try to draw Prussia into the affair‘). 


1) Lord S. 155, Nr. 52. 

2) Oncken, unſer Heldenkaiſer (1898 160 S. 104, Lehautcourt, histoire de la 
guerre de 1870/1871 (1901) S. 220, Feſter I S. 129ff. 

3) Blaubuch I, Nr. 11, 15; Lyons I, S. 296f.; Wertheimer, Deutſche Rund- 
ſchau 186, 1, S. 48 ff.; Temperley, Engl. hiſt. Rev. 38, S. 92f.; Benedetti S. 319f.; 
Gramont S. 61f.; R. v. Schmid, d. franz. Generalſtabswerk über den Krieg 
1870/71 (1903) I, S. 18 f., Lehautcourt S. 230 u. a. Intereſſant ijt, daß in den 
franzöſiſchen Berechnungen auch Polen eine Rolle ſpielt für den Fall, daß Rußland 
offen auf preußiſche Seite treten ſollte. In einer Denkſchrift des preuß. General- 
konſuls in Warſchau, von Rechenberg, vom 5. März 1871, die die polniſche Bewegung 
im Jahre 1870 zuſammenfaßt, heißt es für den Monat Juli: „Sogleich nach dem 
brüsken Auftreten des Herzogs Gramont und des Miniſters Ollivier ſendet Dr. 
Galyrowſki von Paris den Kurier Kaminſki nach Lemberg und Poſen mit der Be- 
nachrichtigung, daß der Krieg zwiſchen Frankreich und Preußen unvermeidlich 
und in Kürze ausbrechen werde. Gleichzeitig wird den Polen mitgeteilt, daß für 
jetzt die Erhebung der Polen nicht in den Plan des Kaiſers paſſe, daß dies vielmehr 
davon abhänge, welche Stellung Rußland einnehmen werde. Die Polen hätten 
ſich indeß für alle Fälle bereit zu halten. In Lemberg und Krakau kommen die 
Parteiführer zuſammen, um ſich über die Stellung zu beraten, welche die Polen 
einzuſchlagen haben würden, falls ſie am Kriege teilnehmen ſollten. Die einen 
wollen unbedingt die Widerherſtellung Polens in den Grenzen von 1772, die andern 
ſind bereit, ſich mit engeren Grenzen zu begnügen (Galizien, das Königreich Polen. 
und das Großherzogtum Poſen) unter dem Schutz Eſterreichs.“ 

4) Lord S. 37. 
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Im Original?) heißt es aber: „Indeſſen würde das Kaiſerliche Kabinett 
ſelbſt das ſicherſte Urteil über ſeine Stellung zu Spanien haben, nur möge 
es uns in bezug auf dieſelbe außer Spiel laſſen.“ Das klingt viel weniger 
kriegeriſch als Lords Überſetzung, die bezeichnenderweiſe eine ſehr wichtige 
Stelle ignoriert: „Wir .. . . würden unſere Beziehungen zu Frankreich in 
keiner Weiſe davon abhängig machen, ob Frankreich auch noch gegen 
anderweitige ſpaniſche Thronkandidaturen ſeinen Einfluß geltend zu 
machen für zweckmäßig halte.“ 

Bismarcks Erlaſſe erſcheinen nur für denjenigen ſcharf, der die 
Gegenſeite abſichtlich oder unabſichtlich außeracht läßt. Der gewiß nicht 
preußenfreundliche engliſche Miniſterpräſident Gladſtone ſprach am 
13. Juli offen aus, daß Preußen „bis an die äußerſte Grenze der Verſöhn⸗ 
lichkeit gegangen“ ſei. Warum erwähnt Lord das nicht in ſeiner Darſtel⸗ 
lung, da er doch den Wortlaut des Bernſtorffſchen Berichts bringt??) 
Offenbar paßt das nicht zu ſeiner Theſe, für deren Haltbarkeit Bismarck 
auch mit Rußland konſpirieren muß). Lord drückt ſich zwar ſehr vorſichtig 
(,,we have no evidence“) über die Möglichkeit aus, ob der Kanzler des Nord⸗ 
deutſchen Bundes am 12. Juli ſich Rußlands diplomatiſcher und eventuell 
ſogar militäriſcher Unterſtützung habe verſichern wollen. Daß er überhaupt 
aus der Unterredung Bismarcks mit Gortſchakoff am 12. Juli ſolche Fol⸗ 
gerungen zieht, beweiſt zum mindeſten eine Unkenntnis der einſchlägigen 
Literatur. Aus Lords Darſtellung ſpricht an dieſer Stelle der Geiſt des 
geſchwätzigen und ſenſationslüſternen engliſchen Botſchafters Lord Loftus. 
Der ruſſiſchen Hilfe war Bismarck ſeit 1868 für den Fall ſicher, daß Ofter- 
reich an Frankreichs Seite feine „Revanche für Sadowa“ ſuchen follte*). 

Man kann den außerordentlichen Optimismus des amerikaniſchen 
Hiſtorikers nur bewundern, wenn er Gramonts Garantieforderung für die 
Zukunft nur als ein diplomatiſches Druckmittel anſieht, um die engliſche 
und ruſſiſche Unterſtützung zu gewinnen®). Nach ſeiner Anſicht hat erſt 
die Emſer Depeſche und Bismarcks Unterredung mit Loftus, über die der 
Engländer ſofort nach Paris berichtete, für Frankreich „any honorable 
compromise“ unmöglich gemacht. Daß am Tage der Emſer Depeſche die 


1) Ebendort S. 129ff., Nr. 16. 

2) S. 227 f., Nr. 179. 

3) Lord S. 76f. 

4) Platzhoff, die Anfänge des Dreikaiſerbündniſſes (1867/1871), Preuß. 
Jahrb. 1922, Juniheft S. 292 ff. In den Akten des A. A. fehlt jeder Beweis dafür, 
daß am 12. Juli irgendwelche preußiſch⸗ruſſiſchen Abmachungen getroffen wurden; 
vgl. auch Rothfels, Bismarcks engl. Bündnispolitik (1924) S. 10 A 3. 

5) Lord S. 113 A 31. 
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franzöſiſche Mobilmachungsmaſchine ſchon in Bewegung geſetzt wart), 
daß die öffentliche Meinung ihr „Revanche für Sadowa“ ſchon lange 
ſchrie !) und ſich ſchließlich in wüſten Demonſtrationen vor der norddeutſchen 
Botſchaft erging), machte ein Zurückweichen der franzöſiſchen Regierung 
unmöglich. Lord überſchätzt den Einfluß Napoleons in ſeinem Kabinett ganz 
gewaltig, wenn er den kaiſerlichen Kongreßplan für ausſichtsreich hält. Die 
Kriegspartei hatte die Majorität, Gramont und Ollivier drohten dem Kaiſer 
offen mit ihrem Rücktritt, wenn er feine friedlichen Abſichten wahr mache). 

Für den Hiſtoriker der Harvard⸗Univerſität ſpielen die Pariſer 
Verhältniſſe anſcheinend eine untergeordnete Rolle. Er will ſie nicht zur 
Ergänzung und Erklärung der Bismarckſchen Politik heranziehen. Denn 
Bismarck hat das Spiel mit dem Feuer begonnen, er trägt die eigentliche 
Schuld, während die franzöſiſche Regierung einige „mistakes“ machte, 
die es dem Leiter der preußiſchen Politik ermöglichten, feine „political 
necessity“, den Krieg, zu erreichen. Das iſt, kurz gefagt, der Eindruck, den 
die „origins of the war of 1870“ hinterlaſſen. 

Lord mißt einmal der Beeinfluſſung der öffentlichen Meinung durch 
Bismarck eine große Bedeutung bei. Er ſelbſt iſt ein Beiſpiel dafür, 
wie leicht die Maſſenſuggeſtion durchzuführen iſt. Denn Lords Unter⸗ 
ſuchung der Kriegsſchuldfrage von 1870 ſteht ganz im Zeichen der heute 
noch im Lager der Alliierten beliebten Methoden, das Urteil über die 
Schuld am Weltkrieg zu fällen. Das beweiſen auch die mehrfachen Paral⸗ 
lelen zur Vorkriegsgeſchichte, die Lord zieht. Man wird auch dieſes Buch 
in die Kategorie: Wirkung der Kriegspſychoſe einreihen müſſen, wenn 
anders man nicht den Vorwurf des Dillettantismus oder den noch 
ſchwereren der Geſchichtsklitterung erheben wwill5), wobei das zweifelloſe 
Unvermögen, europäiſche Verhältniſſe zu verſtehen, als mildernder Umſtand 
zu berückſichtigen wäre. Lords Buch iſt ein neuer Beweis dafür, wie begriffs⸗ 
verwirrend der Weltkrieg auch auf wiſſenſchaftlichem Gebiet gewirkt hat. 

1) Schmid I, S. 18; vgl. Berichte Walderſees bei G. Lehmann, die Mobil⸗ 
machung 1870 (1905) S. 23; Lord S. 221, Nr. 164. 

2) Bericht Lyons vom 12. Juli, Blaubuch I, Nr. 28; vgl. auch „Moniteur“ 
vom 10. Juli. 

3) Lord bleibt den Beweis für ſeine Behauptung ſchuldig, daß in Berlin die⸗ 
ſelben „wilden Demonſtrationen“ ſchon am 14. Juli ſtattgefunden hätten (S. 114). 
Über den Einfluß der öffentlichen Meinung auf die Entſchlüſſe der Regierung val. 
Napoleons Außerung, Eugenie II, S. 224. 

4) Wertheimer, Graf Julius Andraſſy (1910 ff.) I, ©. 501; vgl. auch Mal⸗ 
mesbury, Memoirs of an Ex-Minister (1885) III, S. 292f. 

5) Die oben angeführten Beiſpiele ſind nur ein Teil der zu erhebenden Be⸗ 
denken gegen dieſes Buch. ö 
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Zweiraden. 
Von Hermann Krabbo. 


In märkiſchen Urkunden der askaniſchen und wittelsbachiſchen Zeit 
begegnet nicht ganz ſelten ein Ort, der ad Duas Rotas, tho den Tween- 
raden oder ähnlich genannt wird. Er iſt augenſcheinlich ſchon im Mittel⸗ 
alter wüſt geworden; man wird ihn am beſten als Zweiraden bezeichnen, 
nach Analogie von Vierraden an der Welſe, das in lateiniſchen Urkunden 
ad Quatuor Rotas!) heißt. 

Soviel ich ſehe, hat ſich nur G. W. v. Raumer in feiner Ausgabe des 
neumärkiſchen Landbuchs von 1337 bemüht, die Lage von Zweiraden zu 
ermitteln; er verlegt es in die Gegend ſüdöſtlich von Soldin, alſo mitten 
in die Neumark hinein, und möchte es mit der beim Gute Gollin belegenen 
damaligen Heidemühle gleichſetzen “). 

Ich halte dieſe Anſicht für irrig. Um eine neue Beſtimmung der Lage 
von Zweiraden zu verſuchen, ſtelle ich zunächſt die mir bekannten Erwäh⸗ 
nungen des Namens zuſammen, und zwar ordne ich ſie in zwei Gruppen: 
A: Zweiraden als Ausſtellungsort von Urkunden, und B: anderweitiges 
Vorkommen des Namens. 

A. 1. Herzog Barnim I. von Pommern ſchließt einen Vertrag mit 
Markgraf Konrad von Brandenburg. 1278, Juni 1, circa molendinum, 
quod vocatur ad Duas Rotas?). 

2. Markgraf Waldemar verkauft dem Herzog Otto I. von Pommern 
das Land Bernſtein für 7000 Mark. 1315, Auguſt 27, prope Duas Rotas®). 

3. Markgraf Waldemar ſetzt die Zahlungstermine der 7000 Mark feſt, 
für die er dem Herzog Otto J. von Pommern Land und Stadt Bernſtein 
verkauft hat. 1315, Auguſt 27, ad Duas Rotas “). 


1) Früheſtes Vorkommen 1269, April 20; Pommerſches Urkundenbuch II, 
211, Nr. 884. 

2) G. W. v. Raumer, Die Neumark Brandenburg im Jahre 1337 oder 
Markgraf Ludwigs des Älteren Neumärkiſches Landbuch (Berlin 1837) 27. 

3) Riedel B I, 135, Nr. 180; Pomm. UB. II, 371, Nr. 1096. 2 

4) Riedel A XVIII, 75, Nr. 22; Pomm. UB. V, 233, Nr. 2968. 

5) Riedel BI, 374, Nr. 459; Pomm. UB. V, 232, Nr. 2967. 
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4. Markgraf Waldemar verlobt Eliſabeth, Tochter Herzog Hein- 
richs VL von Breslau, dem Herzog Barnim III., Sohn Herzog Ottos J. 
von Pommern. 1316, Juli 28, tho den Tweenraden’). 

5. Markgraf Ludwig der Altere beſtätigt die Rechte der Stadt Soldin. 
1325, Juni 5, in loco apud Duas Rotas?). 

6. Markgraf Ludwig der Altere ſchließt Frieden mit den Herzögen 
Otto I. und Barnim III. von Pommern. 1330, Januar 29, upper heiden 
vor den Twenraden?). 


B. 1. Die Markgrafen Otto IV., Konrad, Johann IV. und Waldemar 
ſchließen Frieden mit Herzog Otto J. von Pommern und verſprechen den 
Abbruch folgender Burgen: Fürſtenſee (in Pommern, öſtlich Pyritz), 
Naulin (desgl., ſüdlich Pyritz), Fiddichow a. O. (desgl., weſtlich Pyritz), 
Specken (unbekannt), tun Tven Raden, Nadrenſe (in Pommern, 
ſüdweſtlich Stettin), tur Linden (unbekannt), Löcknitz (an der Randow, 
weſtlich Stettin). 1302, Februar 14, Eggeſin ). 

2. Die Herren Johann II. und Johann III. von Werle verſprechen 
den Herzögen Otto I. und Wartislaw IV. von Pommern ihre Hilfe bei 
der Eroberung der Burgen Templin, Schwedt, Twerade und Torgelow. 
1322, Juni 11, auf dem Felde zu Demmin). 

3. Die Herzöge Otto I., Wartislaw IV. und Barnim III. von Pom⸗ 
mern verpfänden genannten Adligen für ihre Hilfe gegen den Markgrafen 
von Brandenburg Udermiinde, Zarow (wohl in der Gegend der Zarow⸗ 
Mühle weſtlich Udermiinde), das Haus zu Twennradenn und Vier⸗ 
raden. 1325, Stargard ). 


4. Papſt Johann XXII. belehnt die Herzöge Otto I., Barnim III., 
Bogislaw V., Barnim IV. und Wartislaw V. von Pommern mit ihren 
Lehen, die ſie ihm aufgelaſſen haben. Die Liſte der in der Urkunde auf⸗ 
gezählten Burgen ſchließt mit Zarow (weſtlich Uckermünde), Uckermünde, 
Vogelſang (öſtlich Üdermünde), Klempenow (nördlich Treptow an der 
Tollenſe) im Lande Stettin, Vierraden, de TVverade, Bahn (ſüdöſtlich 
Pyritz), Brode (nordöſtlich Pyritz, vgl. Mecklenb. UB. XI, 10), Lübtow 
(öſtlich Pyritz) uſw. 1331, März 13, Avignon“). 

5. Die Herzöge Otto I. und Barnim III. von Pommern verſprechen 
dem Markgrafen Ludwig dem Alteren von Brandenburg, die Burg zu 

1) Pomm. UB. V, 267, Nr. 3018. 

2) Riedel A XVIII, 445, Nr. 7. 

3) Riedel B II, 61, Nr. 666. 

4) Pomm. U B. IV, 37, Nr. 2018. 

5) Riedel BI, 481, Nr. 572; Mekl. U B. VII, 38, Nr. 4358; Pomm. U B. VI, 
113, Nr. 3604. 

6) Pomm. UB. VI, 317, Nr. 3911. 

7) Mekl. UB. VIII, 197, Nr. 5225. 
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Zweinraden ihren derzeitigen Inhabern abzukaufen und ſie dann zu 
zerſtören. 1338, Auguſt 14, Frankfurt a. M.“). 

Aus dieſer Zuſammenſtellung ergibt ſich zunächſt, daß Zweiraden 
ſeinen Namen einer mit 2 Rädern ausgeſtatteten Waſſermühle verdankt 
(A 1), daß es in oder bei einer Heide (d. h. einem Walde) lag (A 6), und daß 
bei der Mühle fic) eine Burg befand (B 1—5). Von den 6 in oder bei 
Zweiraden ausgeſtellten Urkunden beziehen ſich 5 auf Verhandlungen 
zwiſchen den Markgrafen von Brandenburg und den Herzögen von Pom⸗ 
mern (A 1—4, 6); nur eine betrifft eine rein märkiſche Angelegenheit, 
die Beſtätigung der Stadt Soldin (A 5). Schon aus dieſer Feſtſtellung 
ergibt ſich mit großer Wahrſcheinlichkeit, daß Zweiraden eine an der mär⸗ 
kiſch⸗pommerſchen Grenze belegene Burg war, und daß es nicht, wie Rau⸗ 
mer annahm, mitten in der Neumark gelegen haben kann. Dieſe Vermu⸗ 
tung wird zur Sicherheit, wenn man die Urkunden der zweiten Liſte 
näher anſieht. Im Eggeſiner Vertrage (B 1) verſprechen die Markgrafen 
den Abbruch einiger das Herzogtum Pommern-⸗Stettin bedrohender 
Grenzburgen, deren Namen geographiſch geordnet ſind. Fürſtenſee, 
Naulin und Fiddichow deckten die neumärkiſche Grenze gegen Pommern; 
Specken iſt unbekannt; das dann folgende Zweiraden muß unter allen 
Umſtänden weſtlich der Oder, alſo nahe der vorpommerſchen Grenze 
geſucht werden, die dann durch die nachfolgend genannten Burgen in 
der Stettiner Gegend weiterhin geſichert war. Standen damals die kriegs⸗ 
gewaltigen Askanier drohend an der Grenze Pommerns, ſo änderte 
ſich dies Bild raſch nach dem Tode Walde mars; jetzt ſtrebten die Pommern 
nach der Gewinnung der Uckermark und ſicherten ſich auswärtige Hilfe 
zur Gewinnung der Burgen Templin, Schwedt, Zweiraden?) und Tor⸗ 
gelow (B 2). Von dieſen ſind Schwedt und Torgelow Grenzplätze, ver⸗ 
mutlich lag das zwiſchen ihnen genannte Zweiraden, das wir als Grenz⸗ 
burg ſchon erkannt haben, auch örtlich zwiſchen ihnen; es wäre alſo nördlich 
von Schwedt zu ſuchen. Die Pommernherzöge müſſen Zweiraden 
dann gewonnen haben, denn ſie konnten 1325 gegen Brandenburg 
über die Burg verfügen (B 3); dieſe wird hier zuſammen mit Vierraden, 
ebenfalls einem Grenzplatz, genannt. Vierraden, heute ein kleines Städt⸗ 
chen, liegt an der Welſe, in der die Mühle mit 4 Rädern, nach der der 
Ort heißt, geſtanden haben wird; es liegt nördlich von Schwedt, ſüd⸗ 
weſtlich des jenſeits der Oder liegenden Fiddichow. Wir kommen alſo in 
die Gegend, auf die uns auch die Burgenliſten von 1302 und 1322 ver- 
wieſen. Sollte nicht Zweiraden hier, unfern von Vierraden zu ſuchen 
ſein? Die Annahme hat viel für ſich, daß die beiden nahebeieinander 
belegenen Mühlen, die beide mit einer Mehrzahl von Rädern an- 

1) Riedel B II, 132, Nr. 748. 

2) Wenn die Burg auf Grund des Eggeſiner Vertrages tatſächlich gebrochen 
war, jo war fie alſo jedenfalls ſeither wieder hergeſtellt. 
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gelegt waren, nach der Zahl derjelben e und n 
worden ſind. 


Die nächſte Erwähnung von Aiveieven führt uns wiederum in 
dieſen Grenzſtrich. Der brandenburgiſch⸗pommerſche Krieg ging mit Unter- 
brechungen noch durch Jahre weiter; da hinter dem wittelsbachiſchen 
Markgrafen ſein Vater, Kaiſer Ludwig der Bayer, ſtand, ſo ſuchten die 
Pommernherzöge einen Rückhalt bei dem Todfeind des Kaiſers, Papſt 
Johann XXII., von dem fie 1331 ihre Lande zu Lehen nahmen (B 4). 
Die darüber ausgeſtellte Urkunde gibt auch eine Liſte der Hauptburgen 
der Herzöge; zwiſchen der Gruppe der vorpommerſchen Burgen um Üder- 
münde und der der hinterpommerſchen Feſten an der Grenze der Neu⸗ 
mark ſtehen auch hier wieder Vierraden und Zweiraden zuſammen. Die 
beiden Burgen ſtellten alſo das Bindeglied zwiſchen den feſten Plätzen 
an der Mündung der Lider und denen um Pyritz herum dar. Vermutlich 
hat Zweiraden ebenſo wie Vierraden an der Welſe gelegen; dort befindet 
ji) noch heute 2%, km oberhalb der Stadt eine Waſſermühle, die Neue 

Mühle. Und ausgebreiteter Wald (A 6), der Heinersdorfer Forſt, dehnt 
ſich noch heute beiderſeits der Welſe. 


Die brandenburgiſch⸗pommerſchen Wirren fanden einen vorläufigen 
Abſchluß auf dem Reichstag zu Frankfurt a. M. im Jahre 1338. Die 
Herzöge von Stettin errangen damals die Anerkennung ihrer Reichs⸗ 
unmittelbarkeit — in askaniſcher Zeit waren ſie Lehensleute der Mark⸗ 
grafen von Brandenburg geweſen —; ſie ſtellten aber die Zerſtörung 
von Zweiraden, das jetzt eine pommerſche Grenzburg gegen Brandenburg 
geworden war, in e (B 5). Seither ſchwindet der Name aus den 
Urkunden. 


Briefe des Markgrafen Friedrich Wilhelm 
von Brandenburg Schwedt an den Regimentskommandeur 
Gberſtleutnant v. Rochow. 


Mitgeteilt don Ludolf Gottſchalk von dem Kneſebeck. 


Markgraf Friedrich Wilhelm von Schwedt, der Enkel des Großen 
Kurfürſten, (geb. 27. XII. 1700) war durch ſeine tollen Streiche der Lieb⸗ 
ling ſeines Vetters, des Königs Friedrich Wilhelm J. Dieſer ließ ihm eine 
gute Erziehung zuteil werden und ſchickte ihn auf Reiſen nach der Schweiz 
und Italien. Trotz alledem behielt der Prinz bis in ſein hohes Alter wenig 
Neigung für ernſte Beſchäftigung und erſt recht nicht für den Zwang der 
Hofetikette. Verſtand beſaß er, doch ſeine Freude war die Jagd, das 
Fiſchen, das tollſte Reiten und „Roſen zu brechen, wo ſie blühten“. Der 
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König übertrug ihm als Chef das Küraſſier⸗Regiment Nr. 51) (das ſpätere 
Prinz Ludwig von Württemberg). Hier hat er dem jungen Seydlitz als 
Pagen die Reiterkunſtſtücke beigebracht und ſeine Mitmenſchen dadurch 
in Aufregung geſetzt. Ihm lag es, Geiſtliche zu ſich einzuladen und ſie 
in Disputation aufeinander zu hetzen, die Gerichte in Atem zu halten, 
ſchlechte Reiter zu foppen, kurz, den ehrbaren Bürgersmann aus feiner. 
Ruhe zu bringen. Dabei hatte er ſeine Beſitzungen in guter Ordnung, 
gegen ſeine Untertanen war er freundlich. Grüßen durfte ihn niemand, und 
allen ging es unter ſeiner Verwaltung gut. Er ſtiftete zwiſchen ſeinen 
Bauersleuten Ehen und erkundigte ſich immer weiter nach ihrem Ergehen. 
Wurden ſie krank, ſo verordnete er ihnen ſelbſt Medikamente. Einzig den 
Forſtbeamten zahlte er ſehr geringen Lohn, da er behauptete, von ihnen 
doch immer betrogen zu werden. Sie würden lid) das Nötige ſchon felbft 
nehmen, nur dürfte er es nicht merken. 

Friedrich Wilhelm I. vermählte ihn am 10. XI. 1734 zu Potsdam 
mit ſeiner Tochter, der Prinzeſſin Sophie Dorothea Marie (geb. 25. I. 
1719, geſt. 13. XI. 1765), nachdem er ihn ein halbes Jahr zuvor zum 
Generalleutnant ernannt hatte. 


Trotzdem der Markgraf von dem König in größtem Reſpekt v vor 
ſeiner Diſziplin gehalten wurde, und obwohl er dementſprechend ſich als 
Chef ſeines Regiments um jeden Kleinkram des Dienſtes kümmerte, 
iſt er nie ein Feldſoldat geworden. Daran hatte er keine Freude. Er 
ſtarb an einer Erkältung, die er ſich beim Fiſchen zugezogen hatte (geſt. 
4. III. 1771). 

Sein Regimentskommandeur, der Oberſt von Rochow, führte die 
Küraſſiere im erſten ſchleſiſchen Kriege. Dieſer, der Empfänger der Briefe 
(geb. 6. VIII. 1687, geſt. 22. XII. 1759) war ein ganz anderer Mann. 
Er ſuchte zu möglichſt vielen hochgeſtellten Perſönlichkeiten Verbindung. 
Er liebte Gepränge, hielt ſich einen Hofzwerg und ſuchte auf ſeinen Gütern 
ein großes Haus zu machen. Dabei überſchätzte er ſeine Mittel, ſo daß 
nach ſeinem Tode ſein Nachlaß teilweiſe verauktioniert werden mußte. 
Als Soldat war er ſchneidig und konnte ſeine Leute gut ausbilden. Deshalb 
hatte ihn Friedrich Wilhelm J. zum Erzieher Friedrichs des Großen 
gemacht. Trotzdem er die Flucht des Kronprinzen bei Steinfurt verhindert 
hatte, hielt ihn ſpäter Friedrich nach ſeinem Regierungsantritt ſtets in 
Ehren. In den Schlachten von Hohenfriedberg, Soor und Katholiſch⸗ 
Hennersdorf zeichnete er ſich durch Bravour aus und wurde im Sieben⸗ 
jährigen Krieg Kommandant von Berlin. Die hier folgenden Briefe 
befinden ſich im Original in dem v. Rochowſchen Familienarchiv zu Gol⸗ 
zow Kr. Zauch⸗Belzig. Sie find, ſoweit nicht anderes bemerkt, eigen ⸗ 
händig. 


1) Die Tradition dieſes Regts. fuhrt 2 Brandb. dannen Regt. 2 zu 
Schwedt a. O.; vgl. d. Geſch. d. Regts. 
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Schwedt, 11. Dezember 1731. 
Hoch wohlgebohrener, vielgeehrter Herr Obriſt Lieutenant!). 

Ew. Hochwohlgebohren haben jüngſt hin gegen Mir Erwehnung 
gethan, wie Sie verlangten, daß die Officirer?) ſich, wenn fie auf der 
Wach und von der Wach kämen, allemahl bey Ihnen melden ſolten; nun 
habe Ich dahmahls, weil Ich ſelbſt nicht gewuſt, wie es damit bey andern 
Regimentern gehalten werde, Ew. Hochwohlgebohren mit keiner Reſolution 
verſehen können. Jetzo, aber da Ich Mich danach erkundiget und Ich er⸗ 
fahre, daß es bey keinem Regiment alſo gebräuchlich iſt, daß die Officirer, 
wo der Chef allemahl gegenwärtig iſt, ſich auch bey denen übrigen Staabs⸗ 
officirern melden dürfen: So werden denn Ew. Hochwohlgebohren 
hoffentlich auch nicht verlangen, daß es alhier anders, denn bey andern 
Regimentern gehalten werde, zumahl da ich allemahl wenigſtens doch die 
mehrſte Zeit gegenwärthig bin, und alſo die Officirer zu nichts anhalten 
kann, wozu ſie weder das Reglement, noch die eingeführte Gewohnheit 
verbindet. Im übrigen aber können Ew. Hochwohlgebohren von Mir ver⸗ 
ſichert ſeyhn, daß Ich ſelbſt mit die Officirer dahin anhalten werde, zu 
thun, was dem Reglement gemäß iſt, und nach demſelben ihre Schuldigkeit 
gegen Ew. Hochwohlgebohren auf keine Arth zu vergeſſen, wie Ich 
den mit vielem Plaiſir jederzeit bin 

Ew. Hochwohlgebohren „ſehr wohlaffectionirter freundt 
F. Wilhelm“. 


Pezig, den 10. Januar 1732. 
Wohlgebohrener hochgerter Herr Obriſt Leutnant. 

Aus Beyliegenden werden der Herr Obriſt Leutnant erſehen, was 
ich meiner ſchuldigſten Flich gemes an den König übergeben wil, bitte 
Ihnen denn inſtendig, mir die Freundſchaft zu erweiſen und ſolches auf 
des Königs Diſch oder ſelber gütigs zu überreichen. Lebe denn der feſten 
Hoffnung, es werden Ew. Hb. mir darinnen nicht contrer ſein, ſonder 
filmehr durch dero Vorſtellen dahin ſuchen zu bringen, das mein billiges 
mocht aprobiert werden, ich laße an den Herren Obriſtleutnant die Wahl, 
aus die zwey Stette einen zu erwellen vor dero Quartir der Company, 
Writzen oder Freienwalde, und werden ſie Gutes ſehen, wie ich geſonnen 
bin die Chefs der Escadrons zu legen, indem die ſelbige immer ſo ligen 
bleiben ſollen, außer diejenigen, ſo mit Ihnen escadroniren, ſehen mus, ob 
der König die Companyen an die Rittmeiſter laßen wil, ſo wie Sie ſie 
jetzo haben, oder einige andre geben wil, das die Compannyen aber umb 
der Quartir ſpillen ſollen, bin ich und wil ich nicht, indem mir als Commen⸗ 
deur und Chehf frey ſtehet die Compannyen zu verlegen, ſo wie ich es 


1) Von Schreiberhand, Unterſchrift eigenhändig. 
2) Die Garniſonen des K. R. 5 waren: Schwedt, Wriezen, Angermünde 
Freienwalde, Neuſtadt⸗Eberswalde. 
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meine, das es guht ift. Hoff denn, das der Herr Obriſt L. feinen Fleis 
da hin ſein wird und machen, das es da mit einen nn Effect 
erlangen moge. Ich aber bin des Herren Obriſtl. 


Wildenbruch), den 14. Sede 1733. 
Wohlgebohrener hochgeehrter Herr Obriſtllieutnant). 

Es wolle der Selbige ſo guht ſein und meinen Küchmeiſter Ehren⸗ 
huber in der Wach nehmen laßen bis weitere order, denn auch die beide 
Jegers, als Herman und Ließe, welche beyde leſterre exces zu Petzig!) 
mit einem Bauer gehabet, und dem Bauer zu fihl geſchen, ſo das es zum 
Verhöre und Sentens gekommen, die der Hofmarchal hat, da ihnen die 
Strafe zuerkant, wie man erſehen wird. Werden ſolches geſchen, fo ſollen 
die zwey leſterre anhero kommen, weil ſelbige nohtig habe bey jetziger 
Jacht, ich würde Ihnen nicht hirmit incommodiren wenn ich nicht befürchte, 
das der Kunno meine Befehle flegt zu verringern, von hir kann nichts 
melden, als das ich bin 

P. S. 

Die Fiſcherey gehet herzlich ſchlecht, wil hoffen, das, da ich zugegen 
bin, es den Fiſchern und Fiſchen einen Schrecken geben wird, der zu Zeitten 
nohtig thuet bey Dommeſtiquen, auch bey denen unvernünftigen Thirren. 

Die Kranken Liſte begehre ich alle zwei Tage von dortiger Garniſon, 
auch den Raport Zettel, ſo er bekannt, ſende er mit, indem ich wiſſen 
wil, was da paſſirret, von hir wil ebenfals melden, wo es heer gehet. 


Colbatzs), den 9. Januar 1734. 
Wohlgebohrener hochgeehrter Herr Oberſtlieutenant. 

Bey meiner Abreiſe aus Schwed habe vergeſſen Ihnen zu ſagen, 
das der Kerl von Stenſchen Company, ſo in Areſt iſt, durch 200 Mann 
10 mahll Gaſſen laufen ſol, und denn konnen die ander wieder nach Writzen 
gebracht werden, ſchreibe er mir doch, wo Mauſcha zu ſtehen komt in der 
Company zu fuße, wie auch wie ſtark Hüppler mißet. 

Anbey überſende ich ein Schreiben, daraus erſehen wird, das Mauſch 
ſein Pferd nicht fehlet, alſo er das Unterofficierpferd zu fihl hat. Dieſes 
ſol wieder nach Schwed kommen, wie auch die jetzige Fannen Junkers⸗ 
pferde, indem ich ſehen wil, ob ſolche egal und fein ſein, wo eines und das 
ander nicht tüchtig iſt, ſo ſollen die Company mir mit noch eines gegen 
den 27. dieſes nach Schwed ſenden. NB.: fo ſich in derho des Zuges ſich 
wohl einrengiret, da mit kein Abfahl zu ſehen iſt. Ferner wil ich, 
das es bey der Quartal Liſten von Abgang der Manſchaft und Pferde 


1) Luſtſchloß des Markgrafen. 

2) Peetzig ſ. von Schwedt. 

3) Kgl. hinterpommeriſches Amt mit großer Jagd, wo ſich der König gerne 
aufhielt. 
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fein Verbleiben haben fol, doch ſollen die Companij an Ihm apart jed⸗ 
weder ein Liſte an Ihm quartaliter zuſenden, und denn noch eine von den 
Adjudenten, umb zu ſehen, ob ſolcher acurahte Liſten mach, es iſt vor dem 
nicht mehr der Gebrauch bey dem Regiment geweſen. Alſo glaube, das ich 
es ſo anjezo eingerichtet habe, das es guht ſein kann. 

In Writzen bitte ſcharf zu fein, in Sonderheid mit des Grafens!) 
Company, indem wahrgenommen, das der Bauer ſtark eingeriſſen, und 
ſolches ijt aus dennen Paukenwachen zu ſehen, ſo rechte Bauern ſind, 
ſind malprober und dum, konnen nicht einen Andwohrt geben, wenn 
man was fragt; kaum das ſie Ja oder Nein ſagen konnen. 

An Cornet Gallen?) fage er auch, wo er nicht in 14 Tage a dato 
anzallen thut, ich Ihn nach Berlin gerades Weges hinſenden werde an 
König; ich habe über 5 Monnaht Geduld gehabet, es iſt ein purrer Eigenſin. 

Wie einige Companyenpferde ausrangirt aufs neue worden ſind, 
ſo ſollen die Escadronpferde complett an die vacante Pletze. Ich aber bin 
des 

Schwedt, den 22. Januar 1735. 

Seine Königliche Hoheit befehlen mittelſt dieſes allen Commandeurs 
der Companyen, weder jetzt noch hinkünfftig einen Rekruten, abſonderlich 
wenn er aus dem Dramburgiſchen ift, bevor er nicht ein Jahr bey der Com⸗ 
pany geſtanden, zu beuhrlauben. Ihro Königliche Hoheit wollen hierüber 
feſtgehalten wiſſen, dahero Sie denn ſolches denen Companyen in Zeith 
bekandt machen laſſen. 

Und) wenn auch ſolten welche ſchon beuhrlaubet fein, fo ſollen ſolche 
gleich wider eingehollet werden und iſt es wieder den dinſt und Reglemen 
S. K. M., und danke ich dem es mit dem Deufel, der ſich ſolches unter⸗ 
ſtanden, gethan zu haben, es mach ſein wer er wil vom Regiment. 


Schwedt, den 2. April 1735 %. 


Weil Ihro Königliche Hoheit mit denen vielfältigen Blakſcheiſereyen 
nicht mehr incomodiret ſein wollen, ſo wollen ſie, daß künftig hin die 
Abgangsliſten an Mannſchaft und Pferde nicht mehr monatlich, ſondern 
quartaliter an Höchſt dieſelbe immediate eingeſandt werden ſollen, als 
wornach die ſämtliche Commandeurs derer Compagnien ſich künftig zu 
reguliren wiſſen werden. 

Wildenbruch, den 17. Juli 1735). 


Wann die Stabsofficier Liſten begehren von dem Regiment, ſo 
will ich, daß mir ſolches gemeldet und an mir immediate ſolche zugeſendet, 
damit ich auch weiß, was paſſiret. 


1) Graf v. Buſchia. 

2) Galen. 

3) Erſt von hier ab eigenhändig. 
4) Schreiberhand. 
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Schwedt, den 10. Auguſt 1735. 


Wohlgebohrner Herr, inſonders vielgeliebter Herr Obriſtlieutenant!). 


Aus dero unterm 2ten dieſes an mich abgelaſſenes Schreiben habe 
mit vielen Vergnügen vernommen, daß Se. Königl. Maj. Sich bey 
beſtändigem Wohlſeyn befinden und Deroſelben die überſandte Schale 
angenehm geweſen. Es iſt auch meiner Frau Gemahlin Hoheit lieb, 
daß der Herr Obriſtlieutenant von dem an des Pring Wilhelms!) Hoheit 
abzugebenden Andenkens Eröffnung gethan, und wird Selbige nach Dero 
Vorſchlag wegen des Prinz Heinrichs?) und Ferdinands“) Hoheiten gleich- 
falls bedacht ſeyn. Von den Rittmeiſter von Widansky s) habe der zu 
beſtellenden Büchſe wegen noch nicht Erkundigung einziehen laſſen kon⸗ 
nen, weilen ſelbigen mit dem forderſamſten allhier zu Schwedt vermuten 
bin, es kann aber ſolches bey ſeiner Retour geſchehen. Im übrigen bin 
für die ae Nouvellen ee ſehr obligiret und ver⸗ 
bleibe... 


Schwedt, den 25. November 1735. 


Wohlgebohrener Herr, vielgeehrter Herr Obriſt Lieutenant.“) 


Weil der 10. Dezember numehr bald herannahet, da die Remont- 
pferde zu empfangen ſeyen, und Ew. Wohlgebohren dieſe Commiſſion 
wohl über ſich zu nehmen haben werden, ſo wollen dieſelben gelieben, 
dieſerhalb mit nechſten anhero zu kommen. Im Fall aber Ew. Wohlgeboh⸗ 
ren annoch von Ihro Majeſtäten auf eine Zeit Uhrlaub haben, wollen Sie 
mir davon Nachricht geben, da ich als denn genötiget ſeyn werde, ſelber 
nach Zelle zu gehen. Ich bin ingrwifden... 


Colbatz, den 10. Dezember 1735. 


Wohlgebohrner Herr, inſonders vielgeliebter Herr 
Obriſtlieutenant ). 

Ich habe aus deroſelben den 12ten dieſes mir zugefertigten Schreiben 
gerne erſehen, daß ſelbige die dortige Garniſon in gehöriger Proprete 
und Ordnung gefunden. Wegen der verlangten Paſſirzettel werde 
ſolche, ſobald die alten zu Ende ſeyn werden, ſofort zuſenden und verbleibe 
mit vieler Eſtime 


1) Schreiberhand. 
2) Prinz Auguſt Wilhelm (1722 —1758). 
3) Prinz Friedrich Heinrich (1726—1802). 
4) Prinz Auguft Ferdinand (1730 — 1813). 
5) v. Widowsky. 
6) Schreiberhand. 
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Colbatz, den 18. Dezember 1735. 
Wohlgebohrener Herr, inſonders vielgeliebter Herr Obriſtlieutenant!). 
Hiebey erfolgen die Acta inquisitionalia wegen des Reuter Joſeph 
Bove nebſt einer Specification dererjenigen ſo dem zu haltenden Kriegs⸗ 
recht beywohnen ſollen, und werde ich den Rittmeiſter Alt⸗Widanscky :) 
gegen nechſt bevorſtehenden Mitwoch ſelbſt mit mir nacher Schwedt 
nehmen. Zugleich überſende anliegende 2 Schreiben des Obriſten de Cam⸗ 
mas und des Rittmeiſter von Kyckepouſch wegen eines von dem Secre⸗ 
tario Kircheiſen überſandten Recruten nahmens Neſter, deſſen Frau bereits 
in Schwedt angelanget ſein wird. Wie nun dieſe Frau allhier expreſſe 
geſaget, daß gedachter ihr Mann von dem Secretario Kircheiſen für mich 
angenommen worden und eine ſchriftliche Capitulation erhalten, dieſes 
ihr Angeben auch aus denen bey dieſer Sache hervorleuchtenden Umſtän⸗ 
den und beygefügten Brief des Obriſten de Cammas nicht ungegründet 
zu ſeyn ſcheinet, als werden der Herr Obriſtlieutenant die Verfügung zu 
machen belieben, daß gedachte Frau dieſerwegen aufs genaueſte vernom⸗ 
men werde, damit befundenen Umſtänden nach, und fals hiebey einiger 
Unterſchleif von ſeiten des Secret. Kircheiſen paſſiret ſeyn ſollte, ich wieder 
ſelbigen die nöthige Meſures zu nehmen imſtande ſeyn möge. Im übrigen 
verbleibe 


Colbatz, den 2. Januar 1736. 
Wohlgebohrner hochgeerter Herr Oberſtlleutnant). 

Die beide Amdleute ſollen aus der Wache erlaſſen ſein; wegen 
eines Officir, ſo Ihnen noch fellet, werde bedacht ſein, ſo balde ich die 
ſelbigen wieder einmahl bey dem Regiment zuſammen habe. Anbey 
iberjende Ihm eine Bache’), fo geſtern bekommen. Wünſche, das ſolche 
mogen wohl ſchmeken. Den unvermuhtenen Gaſt, da ich eben in Wagen 
ſteigen wollte, hat mich nicht wenig erfreut, indem ich gelaubet meine Frau 
in Wildenbruch zu ſehen, ſo aber geſtern umb 5 Uhr abens geſchen. Ich 
bin 


Colbatz, den 19. Januar 1736. 
Wohlgebohrner, vielgehrter Herr Oberſtlieutenant. 

Es iſt mir lieb zu vernehmen, das dieſelbige in Writzen bey dennen 

3 Companyen noch ſo zimlich in guhten Stande befunden, wie auch das 

der Cornet Gallen ſich zur Zallung an dem Rittmeiſter von Kalkreuter 

erbittet, ſo doch nuhr bis dato in Wohrten beſtanden, auch nicht ehr glauben 

kan, bis er wird in natura das geld in Schwed überbringen, desfals ich 
am Cornet geſchrieben. 


1) Schreiberhand. 
2) In der Rangliſte: Widowsky. 
3) Wildſchwein. 
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Wegen dem Pferd, fo zu fihl voherem Jahr Ihro Company be- 
kommen, habe erſehen, und hat Richel doch recht in fo weid gehabet, das 
aber das damahllige deſtinirte Unterofficirpferd die nicht volkommene 
Große gehabet, iſt nicht guht. Wen es aber ſchonne iſt geweſen, ſo iſt doch 
der Schade in edwas erſezet, und konnen Sie das anjetzo zu fihl genom⸗ 
mene nicht haben, auf die ahrt zwey genommen und eines nuhr abge⸗ 
gangen. Denn iſt ferner die Queſtion, ob das jetzo genommene die Maße 
hat, ſo daß es auf den Flügel der Escadron und Company ſtehen kan. 

Wegen Abrechnung der Rechnung der Company des Grafen, ſo mus 
der Major hin gegen den 24 und iſt Widofsky auch darzu commendiret, 
indem zweyerley Rechnung ſind, und konte wieder Vermuhten der Ritt⸗ 
meiſter bey ſeinen Zurükunft allerhand notata machen, ſo aber durch einen 
Stabesofficir caſſiret, wenn der zugegen geweſen iſt bey Abnahme der 
Rechnung. 

Wegen der Mariage iſt nicht zu gedenken, das ich an S. K. M. mich 
intreſiren werde, in den der L. Münchow dabey keine avantage hat, und 
bin ſo abgeſchreket, das, wenn ich horre, das ein Cabpertan heirathen will, 
ich gedenke das es Madame Holtzendorf ſein wird. 

Ich wundere mich, das in Writzen die Stelle ſo ſchlecht ſein, auch die 
Armuht ſo ſtark iſt, bey meinem Darſein wahr alles guht, und oft Magiſtra⸗ 
tus in meiner Gegenwahrt alles verſichert in fohlkommener Order zu 
ſetzen. Die Quartire ſind indiſputirlich guht und ligen die Leute wenige 
zu zweyn, es ſey denn, das es ein liderlicher Kerl iſt, ſo Aufſicht erfor⸗ 
dert, und haben von 8 Jahren 4 Companyn von Schullenburg guht gele⸗ 
gen, die nochmahllen ſo ſtark ſind als die Meinigen. Es ſind nuhr leicht⸗ 
fertige Fogel, ſo gerne ſehen keine Einquartierung, und wenn ich balde 
an jetzo kome, jo wil ſchon machen, daß es guht werden fol. 

Bey Pletzen iſt al wieder ein Pferd von dieſer Liwrung geſtorben, 
und weis ich nicht, was die Company anfanget, ſie müſſen zu exceſſif 
fütern. Die esceadron iſt an Pferden in trefflichem Stande, an Kiſt⸗ 
machern bitte zu ſchreiben, das er gegen obiger Zeid ſich in Writzen ein⸗ 
findet. Ich bin 

PS. Da der Froſt continuiret ſo ſol nicht geritten werden. 


Wildenbruch, den 29. Januar 1736. 
Wohlgeborner hochgerter Herr Oberſtlieutenant. 


Hibey komt ein abermahlliges Schreiben von den Oberſten von Maſo, 
woraus man mit mehrren erſehen wird, was er abermahlen aus alte 
Sachen deſteliret hat, in Brief agreirret edwas, ſo man gebohten, aber 
in Puncto der lederne Hoßen weis ich nicht Raht, in ſonderheit da die Hoßen 
würklich dar ſin, auch wo nicht anders weis, bezallet ſein. Darumb 
kan ich nicht die Abſicht des Oberſten von Maſo pennettriren. Ich glaube 
in Ewigkeit nicht, das er die Cavallery mit Kirgenehoſen zodellen laſſen 
wil, ſo komt ja kein Rittmeiſter des Jahres unter zwey bis 3 thuchner aus. 
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Darumb bitte expreſſe den Oberſten dieſes in meinen Nahmen beſtmog⸗ 
lichſt zu remonſtriren, wenn Sie nach Berlin und einne expreſſe Reiße 
dießerhalb nach Brandenburg thun ſollten, wie ich den dieſerwegen auch 
an Ihm ſchreiben werde, ſo bald der Regimentsquartirmeiſter wird 
zugegen wiederumb ſein. Es iſt noch ein über complets Pferd unter die 
Company von Kalkreutter, ſo der Herr Obrſtl. an die Company von Pletzen 
nach Dahme ſofohrt hinſenden wolle, damit die als übrige Company 
complet fein moge. Ich aber bin 

Colbatz, den 30. Januar 1736. 

Wohlgeborner, vielgerhter Herr Oberſtlieutenant. 

Da ich geſtern durch Banne! gegangen, fo hilte mich eine Stunde 
alda auf, umb die junge Pferde zu beſehen, da ich gefunden, das der 
Rittmeiſter Kalckreuter wieder meine zweymahlige Order gehandelt 
und nicht das Pferd, jo über complet gelaſſen, der Company von Peg?) 
zugeſendet, ſonder ein Pferd, ſo von der großen Liewrung von anno 1733 
zugeſchicket, worüber ich mich nicht wenig verwundert, das meine Order 
nicht beſſer und prompter nachgelebet. Alſo wil ich, das er ohne weitere 
Einwendung das übercomplete Pferde von dieſer Liewrung der Company 
zuſenden ſol, dabey ihm bekant machen ſol, das er, ſobald da er wird von 
Rupin zurük kommen ſein, er 8 Tage Areſt haben ſol. Der Order mus 
nachgelebet werden, ſonſten leidet das Reich. Überdem kan er ihm 
noch einen ſtarken Verweis in Meinen Nahmen geben, und weis ich nicht, 
was ich von ſolchen alten Officir judiciren ſol, der wieder Order des 
Cheffes handelt. Auch wil wiſſen, wie fihl über complete Pferde bey dem 
Regiment vorhanden, indem Major Stillen eines bald vacant ſein wird, 
ſo der Reutter Rauſch gehorret, ſo mir incapabel vorkomt in der Company 
zu nützen. Ich bin. 

PS. Den 22 ten Feber komt der Hertzog mit feiner Frau nach 
Berlin, und den Iten Marcy fol die Retur nach dero Landen wieder fein, 
wo einige eingeladen ſollen ſein pour ambelir la Cour. Man wil gewiſſe 
jagen, das die Reveu in Berlin fol vor uns feſte geſetzet fein, Gott gebe Glück 
zum Einmarſch, raus wollen wir wohl kommen. 


Colbatz, den 31. Januar 1736. 
Wohlgebohrner, vielgehrter Herr Oberſtlieutenant. 


Den Cornet von Pettersdorff kan der Herr Oberſtlieutenant nach dem 
Canton hinſenden, umb einige guhte Burſche bey der Company zu bringen. 
Der Cornet Gallen kan ſeine Retur nach der Company oder fihlmer nach 
der Garniſon beſchleunigen, umb den dinſt zu thun, dem er ſeid 8 Monnaht 
nicht nach der Regel gethan, wie man denn ihm auf alle Ahrt aufzumuntern 
ſuchen mus, in Sonderheid das der ſtarke Baron ſich ſehr verliret, ſo 


1) Bahn, Städtchen zwiſchen Kolbatz und Wildenbruch. 
2) Rittmeiſter Plötz. 
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ihm gewaltig plaget. Ferner müſſen die alte Colleten angefangen werden 
zu waſchen und proper gemacht, indem man doch noch genug zu thun wird 
bekommen, und es in den anfangenden Monat Feber die beſte Zeid dar zu 
iſt, auch die Schneider man noch jetzo m. fan, ehe die Infantery an⸗ 
fenget die Mundirung zu machen. Ich bin . 


ses den 1. Februar 1736. 
Wohlgeborner, vihlgerter Gert Oberjtlieutenant. 


Die Schnure follen ſogleich abgeſchnitten werden und fo wie es an 
jetzo der Projet des Oberſten von Maſſo zeiget, wie auch die Probe con⸗ 
forme gemacht werden, des fals der Herr Oberſtlieutenant es befordern 
mach. Wegen der Hoßen iſt es ein pure Unmoglichkeit, das die Cavallery 
ſubveſtiren kan, und mus man an Seine Königl. Maj. als an Maſſo das 
moglichſte vohrſtellen. Wegen der excuſſe des Rittmeiſter von Kalkreuter 
iſt nicht valluta und ſuffuſen; denn erſtlich iſt es nach des Rittmeiſters 
Ausſage vohrm Jahr das Pferd en question über complet geweſen, und 
da ihm eines damahlen gefehlet, iſt das damallige über complete Pferd in 
den vacanten Platz gegeben, folglich es in dieſen Jahr nicht übercomplet 
ſein kan, in dem er die leſte, ſo in dieſer Liwerung die Escadron als über⸗ 
complet bekomen und mit den übrigen 4 andern Escadron egalleſiret, bis 
vor 14 Tage da zwey Pferd abgegangen; ſo habe ich meines, ſo ich dieſe 
Liwrung als übercomplet bekomen, nach Banne hingeſendet, außer der 
Rittmeiſter Kalkreuter, ſo allemahlen dispotax iſt und immer andere 
Meinungen hat und Auslegung wie andere, auch des Cheffes Wille nicht 
iſt, ſondern was dieſes Jahr zu übercompleten Escadron Pferd gegeben, 
das ſol nach Banne, und mus der Herr Oberſtl. ihm ſolches verweiſen, 
indem der Rittmeiſter nuhr immer dificculteten macht, da keine zu machen 
ſind. An Major Stillen Company mus auch eines nach Banne geſendet 
werden vohr Rauſchen ſeines, ſo incapabel iſt zum Dinſt, und wo in 
Angermünde nicht noch eines übrig iſt, ſo mus aus Writzen eines dahin 
befordert werden. Die Incommoditet des Cornet von Schwerrin iſt 
lauter Malliſe, indem er meinte, dadurch in Vergeſſenheit zu kommen, 
umb nicht nach der Wache areſt zu halten, ich kenne ihm. Wen die 10 Tage 
von Müncho vorbey ſein, ſo kan Schwerin den Platz alda nehmen, und iſt 
es da ſowarm als in ſein Quartir. Vohr die Würſte danke zu fihllen 
mahllen, und tit edwas auf Seinner Geſundheid gegoſſen worden, und 
dieſen Abend ſol es in großer Geſeldſchaft in Stettin nicht vergeſſen werden. 
Ich verharre . . 

PS. Am Regimens Quartirmeiſter ſchreibe er doch, das er ſich bey 
dem Regiment wieder einfindet, damit er Anſtald machen kan wegen 
der Mundirung und übrige Sachen. Der Auditur hat auf 4 Tage uhr⸗ 
laub. Das Pouwe ſeine ſtarke Strafe hat konnen ausſtehen, verwunder 
ich mich nicht wenig, indem zu preſommiren iſt, das er den N er Ee 
haben bekommen als das Leben. g 
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Stettin, den 6. Februar 1736. 


Wohlgebohrner, vihlgehrter Herr Oberſtlieutenant. 

Zu der Reſtutition der verlohrnen Puſſetage gratulire und wünſche, 
das man ſie nimmer mehr wieder verlirre, Herr Palland wird aber eine 
Dankſagung bekommen, ſo wie er es meritiret. Neues kan nichts melden, 
außer das ich Order bekommen, alle officirres aus Bömen und Ungarn 
raus kommen zu laffen?), bey ſchwehrrer Leibesſtrafe und Caſſaſion, 
wo dawieder handelen würde, wie Beylage es zeiget. Die Ordonencen 
müſſen anders geleget werden. Ich bin 


Königsberg, den 29. Juni 1736. 


Wohlgebohrner, vihlgehrter Herr Oberſtlieutenant. 

Mit nicht weniger Betrübnis habe deſſen zwey Briefe erbrochen, 
und den bejammerswürdigen Zuſtand des Oderſtromes vernommen. 
Gott ſchicket es, er wird wieder auf eine andere Ahrt es erſetzen, nuhr wo 
es in der Weld moglich iſt, nicht campiret, oder die 6 Companien 
ſind totalliter reguniret. Man halte ſich ſo knab als moglich, Gott 
wird ja fallen laſſen das Waſſer, und den wird Raht gefunden werden. 
So wie ich merke, konte das Regiment herzu, wie wir es uns vermuhten, 
in Berlin einquartiret ſein, bis filleicht nach der Reveu, und hätte mir der 
Herr Oberſtlieutenant ſehr obligiret, wen er an mich den Raport an S. K. M. 
zugeſendet, indem hir übel Wetter, auch man jahr nicht guht auf ſemd⸗ 
liche hiſige Cavallery zu ſprechen. Ich es hätte gerne bey einem 
guten Moment preſentiren wollen; ich habe zur Antwohrt bekommen, 
man müſte ſehen, wie man zurechte kommen tete, und Stro würde kein 
Menſch verkaufen konnen, weil kein Heu vorhanden. Hir iſt es ebenſo 
und noch ſchlimmer; das Waſſer hat hir endſetzlich Schaden gethan; 
dar zu iſt auch ein Miswacks. Der König iſt ſehr irittiret auf der Cavallery, 
und wird Ihm keiner was proponiren. Die hißige Cavallery wird teils 
in einge Stätter, als Katte in Angerburch, zu ligen kommen, die andre 
Regimenter in 3 Stetten auch 2 geleget, und wird ſtark jetzo geſprochen 
von Zuſamziehung der Regimenter der Cavallery in hieſigen Ohrtern, 
das ſolche zu weid geleget gelaſſen, folglich die Regimenter nicht nach 
Wunſch in Order ſein konnen. Auch werden einige Regimenter dero 
Stabes officir verendert werden. Hier iſt nicht guht Wetter; mehr kan 
nichts melden, melde er mir man balde, das das Waſſer fellet. Gott gebe 
es, a Dieu je suis 

PS. Wil den Stille und Kalkreuter nicht auf Werbung ſchiken, woran 
denken die Leute. 


1) Werbeoffiziere wurden zurückgerufen, weil Friedrich Wilhelm J. mit Kaiſer 
Kar! VI. ſchlecht ſtand. 


Kleine Beiträge und Mitteilungen. 143 


Gulmibinnen, den 12. Julius 1736. 
Wohlgeborner Vihlgehrter Herr Oberſtlieutenant! 

Weil bereits alle Commendeur Meines unterhabennen Regiments 
dero Werbung befordert, ſo wil ich und befehle, daß der Major die 
ſeinige entweder ſelber proſequiret oder einen Officir dazu befnennet 
von ſeiner Company, wie denn ich zu dem Ende 10 Tage Zeid darzu 
gebe von obigen dato. Geſchigt ſolches nicht, ſo ſende Er von den zweyen 
Officir der Companyen hin mit 1000 Th. nach Altona und der Gegend, 
den der Major dazu ernennen wil, widrigen fahles man den Rittmeiſter 
oder Lieutenant ſpillen laßen mus, wer von ihnen auf der Werbung gehet. 
Die Zeit iſt edel und vergehet jahr geſchwinde, und iſt zu befürchten, 
wo man nicht balde zu thuet, ebenſo ein Suces erfolgen mochte als vohrm 
Jahr mit des Majors Werbung, da man 6 Wochen ausgeblieben und 
nichts gebracht. Alſo wil ich vohr meine Sicherheit und aſſurence beſſer 
precaviren, damit ich das meinige gethan dabey habe, indem nichts als 
von gubter Verbeßerung der Companyen geſprochen wird, fo uns ins⸗ 
geſamd mit angehet und nothig iſt, nur gebe Gott Glück. Adieu guhte 
Order und Propertet zu Pferden und zu Fuße, mehr wäre zu ſchreiben, 
aber Zeid habe nicht. Grüße er meine Frau. je suis 

PS. Hie iſt und ſol Elend und Kummer ſein und werden. Auf die 
Hütte gebe er doch acht, das die alle mahllen gut geſezet und touſpiret 
ſein, indem der Herr ſehr acht hat. Adieu. 


Wildenbruch, den 8. Sept. 1736. 
Wohlgebohrner Vihlgehrter Herr Oberſtlieutnant! 

Aus dero an mich ergangenes Schreiben erſehe, das Sie von Writzen 
wieder zurück ſind und in dortiger Garniſon 15 Krancken hinterlaſſen, ſo 
vom Durchlauf vermeinent incommodiret. Gott gebe Beſſerung und 
erhalte die Geſunden. Hie iſt es generalmen Mal auf dem Lande eben 
der Durchlauf aber von ſeiner üblen ſuite. Hinter Stargahrt ſol die Rur 
ſein, ſo doch nicht tötet, und ich bin auch von Durchlauf incommodiret, 
nehme Rabarbara, ſo guht iſt und mich hilfet. Das die 5. Company 
in zimlichen Stande verlaſſen, iſt mich in ſoweid lieb, und will denn 
hofen, das der Plus wird immer ſterker werden. Wie ich führ 14 Tagen 
da bin geweſen, gefihllen ſie mir nicht. Iſt doch ein Anzeigen, das mein 
Predigen effectuiret hat. Jung Widofsky wahr in deteſtablen Zuſtande 
an Pferde und zu Fuße, alt Widofsky und gadrobe, kein obeſt nuhr nicht 
zu gelaßen und Fiſche in Schwed zu verkaufen, hie iſt eine Menge Pflau⸗ 
men, ſo zwey von meinen Leuten auch zu ſchlemmen Caterin gebracht und 
werden fo matt, das ſie müßen getragen faft werden. Wegen Fraureich!) 
Erklerung hoffe, das gegen der Zeid der König Moyen finden wird, 
den Saureteig weg zu reumen. Ich bin... 


— — 


1) Froreich. 
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Wildenbruch, den 26. Sept. 1736. 


Wohlgebohrner vihlgehrter Herr Oberſtlieutnant. 


Es hat fic) der alzu weiße Major gemeldet, das er einen Unter⸗ 
officir nach Münſter auf Werbung ſenden wollte, ich dem Corporal 
Grelſinghof mit einen Pas verſehen mochte, weil ich neulich es befohllen, 
das kein Unterofficir, fo commendiret wird, als von mich mit einnen 
Paß verſehen werden ſol, da aber der weiße ſuberkluge Major die gantze 
Sache ſondern mein Wißen und Bewilligung wegen des Buſchmeier 
angefangen hat, ſo werde ich mich nicht weiter melliren, noch weniger 
eine Feder des fals in die Hand nehmen, wiſſend wie ich und alle Order, 
ſo ich gegeben, an Major excuttiret worden, ſo fihl aber zum 4. mahl 
das ich erinnert und commendiret habe, auf eine rechte ſollide Werbung 
aufs forderſamſt anſtald zu machen, ſo wil ich mit der gantze Sache nichts 
zu thun haben bis zu baldiger gelegener ocaſſion und mich nicht mehr 
wie ungerne bishero, als auch nuhn, alles Umbganges mit dem Major 
begeben, ſowohl in Abweſenheid als im Daſein, und kan der Herr Stille 
thun, was er wil, das verſichere, ſchafft er man nichts erſetzet nicht den 
Abgang, — denn von Beſſerung wil ich nicht ſagen, das er Luſt hat 
und ambiſſion, die Company zu ſeines Herren Contentement zu beſſern — 
ſo ſol er den wahren Glauben da von zu gewahrten haben bey Ceparri⸗ 
rung unſer, er kan thun was er wil und belibt, ich gedenke es ihm. Ich 
werde auch einen Kerl dimittiren von der Company, fo die Franzoſen 
gehabt und eine eingefallene Naſe bekommen, ſo ich nicht im Regiment 
und der Company guht thun wil, er ſchaffe nuh ein Kerl in der Stelle, 
mir iſt es alles Eines. Zu meiner Sicherheid werde ihm vor dem Kerl 
500 Thl. decortiren laſſen pro Oktober, indem der Kerl, ſo die ſtumpe 
naſe hat, ſchwerlich 7 Zoll haben wird. Ich bin indeſſen .. 


Wildenbruch, den 29. Sept. 1736. 


Wohlgebohrner vihlgehrter Herr Oberſtlieutnant. | 

Ich berufe mich auf mein fohriges, und kann der Major den Unter- 
officir commendiren, wo hin er wil, und mellire mich im geringſten ſo 
wenig von allen, was nur den Nahmen Stillen hat; glaube aber, das er 
ſo wenig hirrinnen als ſeid zwey Jahren in der Werbung Progreſſen 
machen wird. 

Ferner habe erſehen, wie begirrig der Herr Oberſtl., um den Zu⸗ 
waks bey meinnen Regiment vom leſten Quartal zu wiſſen, finde aber 
wenig Melgoration, und hergegen fihllen, noch nicht erſezeten Abgang 
wie Originalia zeigen werden. | 

Anlanget die monatlichen Lijten habe zwar eine bekommen, fo aber 
nicht unterſchrieben geweſen von dem Herren Oberſtl., darumb ſie am 
Ohrt wieder zurück geſendet, der fie mir zugeſendet, als an Richel ... 
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Sobald als der Rittmeifter Selcho und L. Bredo werden nach Schwed 
kommen, ſo wolle der Herr Oberſtl. ihm den Arreſt anſagen, indem mir 
die Escadron nicht wie befohlen die Quartalabgangliſten zugeſendet, 
und werde ich ſicherlich ſo commendiren das ich ſo wenig als übrige in 
Verantwortung werden kommen, wo das Reich einig bleibet. Die 
Originalia behalte er und laſſe Richel ſelber Liſten lernen machen, den 
es iſt beſſer, daß er ſein devoir thut und ſolider wird, als wenn er ſpatziren 
gehet, und wen es nicht recht macht, laſſe er ihm zwei und mehr mahllen 
machen, bis es N iſt, denn ſidſam ſol und mus er werden. 

Ich bin. 


Wildenbruch, den 1. Oktober 1736. 
Wohlgebohrner vihlgehrter Herr Oberſtlieutenant! 

Den Cornet Schwerin wolle derſelbige ſagen, das er dieſen Abend 
in Wildenbruch ſich einfinde und mitbringe ſein Reidpferd, nicht das 
Parade Pferd. Wie iſt es mit dem Cornet Knobelsdorf, iſt es beſſer oder 
ſchlimmer? In 8 Tagen komt Subpervile !), da er hie her kommen kan, 
umb mit ihm zu ſprechen wegen ſeiner Geſundheid. In des Herrn Oberſtl. 
Schreiben erwennen Sie, das ſie mich die monnadliche Liſte mitüberſen⸗ 
den, finde aber keine nicht; filleicht ift ſelbige vergeſſen gelaſſen. Ich bin 

PS. Wir werden nicht mit 80 Pferde auskommen zur Remont 
in dieſem Jahr. Es find zwey in Writzen, eines in Schwed und zwey 
werden in Ban?) auch abgehen. 70 find würklich ab und nuhn noch 5 
darzu 75 Stück, bleiben noch 15 über Complet. 


Wildenbruch, den 2. [Okt. ]) 1736. 


Wohlgebohrner vihlgehrter Herr Oberſtlieutenant. 

Er ſende mir foder ſamſt des Reuters Mihllen ſeinen neuen gemachten 
Carbiner, und noch einnen von eben der Art wie auch edwas Maftis- 
fernis, ſo noch etwas daſein wird von dem, ſo aus Berlin geſchicket wor⸗ 
den. Sey er nuhr fo guht und erkundige ſich bey Lerdas oder meinnen 
Wachtmeſter. Mihl ſol mit Troſten morgen nachmittage umb 3 Uhr 
oder noch ehr hir ſein. Kunno ſol einnen Wagen geben, damit ſie deſto 
ehr hie ſein. Wie lange gedenket er in Berlin zu ſein? Mir ſol es lieb 
ſein, wenn ſolches außen bleiben nicht lange weret. Die beide acurahte 
Herrn ſollen 3 Tage in der Haubtwache areſt halten, und kan die Wache 
ſo lange auf der Hauptwache aufziehen, bis ſolche Zeid umb iſt, als den 
ſie am Oderthor wieder Poſto nehmet. Weil die Geſellſchaft ſtark, ſo 
kan 16 Mann und ein Unteroffizier mit einen Officir genommen werden. 


1) Superville, Arzt. 

2) Bahn. 

3) Er ſchreibt: Sep. Da das Schreiben aber am 2. Oktober präſentiert iſt, 
iſt offenbar verſehentlich der vergangene Monat geſchrieben. 


Forschungen z. brand. u. preuß. Sef. XX XVIII. 1. 10 
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Umb 8 Uhr des Morgens, den 3. Nov. 1736. 
Guten morgen mein lieber Herr Obriſtl. 


Ich mag denſelben nicht verhalten, welcher Geſtalt zeithero unter⸗ 
ſchidene Marquen gehabet, das S. K. M. einige Ungenade auf mich 
geworfen oder gefaſſet haben müſſen ). Wie unerträglich und ſenſibel 
mir ſolches nuhn iſt, da ich mich in allen Erzeigen unſchuldig weis, ſteht 
leicht zu ermeſſen, da nun S. K. M. den Herrn Oberſtl. bey meinem 
Regiment geſetzet und ich künftigen Montag nacher Schwed zu returniren 
wil, auch die andere Officirs auch bereitz Order erhalten, nach ihre Regi⸗ 
menter zurücke zu gehen, ſo erwarte noch über nachfolgende Punkte 
annoch bey meiner Anweſenheit eine Declaration zu ſuchen. 

1. Weis mein guter Herr Oberſtl. ſelber, wie ich und meine alte 
ehrliche und brave Officirs in Kurtzem unverdienterweiſe eine Viles 
erlitten, die Uhrſache aber, vor das ſolches geſchen, und das ich insbeſondere 
einen ungnädigen Könige haben müſſe, iſt mir unbekandt, und ſpricht 
mich mein Gewiſſen frey, wie ich ſowol in der Wirtſchaft als bey meinen 
Regiment allemahl den erſinlichſten Fleis und devoir obſerviret habe — 
da ferner 

2. Se. K. M. unterthänigſt erſuche, die wieder mich gefaſte Un⸗ 
genade ſchwinden zu laſſen, damit ich und meine Officirs, die jetzo gens⸗ 
lich für den Kopf geſchlagen, auffs neue encuragiret werden, deroſelben 
mit Eiwer zu dienen, ſonſten ich mich incapable ſehen würde, die weiter 
Aufſicht meines Regimentes über mich zu haben, und werde ſolchenfals 
meinen guten Herren Obriſtl. die gantze Wirdſchaft des Regiments über⸗ 
geben, da ich denn ſehe, das S. K. Maj. kein gnädigſt Vertrauen mehr zu 
mir haben, überlaſſe auch S. K. M. meine bisherige Company zur gnä⸗ 
digſten Dispoſition. Mir nichts weiter reſervirende als was einen Obriſten 
zukombt und gebühret. 

3. Weis ich mich für Gott und der gantzen Weld frey, das ich mich 
nichts das geringſte zu reprochiren weis. So erſuche den Herren Obriſtl. 
mit den König über fohrſtehende Puncte zu ſprechen und mir Reſolution 
wiſſen zu laſſen, wie ich mich denn gegen der Thüre [!] auch nochmahls 
zeigen werde, wenn man mich ſolte begeren. 


Ich bin 


1) Schon 1725 3. VI. ſpricht der König an den Fürſten Leopold von 
Anhalt ſeine Unzufriedenheit über die Regimentsführung des Markgrafen Fr. 
Wilhelm aus. Von den Pferden ſeien zu viel krank und die Stabsoffiziere 
raiſonnierten zu viel, ſo daß tüchtige Offiziere hineinverſetzt werden müßten. 
Vgl. die Briefe König Fr. Wilhelms I. an den Fürſten Leopold zu Anhalt⸗ 
Deſſau, bearbeitet von O. Krauske Berlin 1905. 
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Die Idee der Staatsratfon!), 
Von Wilhelm Stolze. 


Unter der Idee der Staatsraiſon kann man e ver⸗ 
ſtehen. In dem Jahrhundert der Aufklärung, in dem ſich die weiteſten 
Kreiſe zum erſten Male des Zwieſpalts zwiſchen den Forderungen per⸗ 
ſönlicher Freiheit und denen eines abſolutiſtiſch regierten Staates bewußt 
wurden, formulierte ſie Zedler, der bekannte Herausgeber des Univerſal⸗ 
lexikons 1748 im Anſchluß an andere Gelehrte folgendermaßen: Staats⸗ 
raiſon ſei „die zu einem klugen Regiment erforderte, verdeckte und ge⸗ 
heime, doch von dem göttlichen Geſetze, der natürlichen Billigkeit, dem 
Völkerrecht, der Gottesfurcht, Gerechtigkeit, Ehrbarkeit, Treue und 
Glauben nicht abweichende Weiſe, deren ſich hohe Regenten bedienen, 
zum Beſten des Staats und der gemeinen Wohlfahrt willen ... mit 
Hintanſetzung der gemeinen Rechte und des beſonderen 
Nutzens einiger weniger (von mir geſperrt) etwas zu tun, zu laſſen 
oder zu unterlaſſen, welches durch die gegenwärtige Notwendigkeit ge⸗ 
rechtfertigt wird“. Kürzer meinte er ſelbſt dann den Begriff ſo faſſen zu 
können: „lie iſt eine zum Beſten des Staates abzielende Abſicht, ſofern 
ſie durch Mittel erhalten werden muß, welche z. T. dem Scheine nach 
töricht, z. T. unzuläſſig ſind“. Anders beſtimmte ſie der Franzoſe. In der 
Diderotſchen Enzyklopädie (1765) wird bezeichnenderweiſe von der 
raison d' état, die etwa Zedlers Begriff entſprechen würde, eine andere 
unterſchieden, die als die gelegentliche Abweichung eines Souveräns von 
den ſtrengen Geſetzen der Billigkeit, als die Erlaubnis erklärt wird, unge⸗ 
rechte Handlungen gegenüber anderen Staaten begehen zu dürfen, 
und als die Rechtfertigung der Handlungen durch die Vorteile, die das 
eigene Volk davon habe. Während Zedler keine Einwände gegen die 
Staatsraiſon erhebt, bekämpft ſie der Enzyklopädiſt. Dabei fällt auf, 
daß er das größere Maß von Energie bei der Bekämpfung der Anwendung 
der Staatsraiſon anderen Staaten gegenüber aufbringt; er meint, daß 
auch das Wohl der anderen Völker zu berückſichtigen ſei; wenn ſich die 
Souveräne — er ſagt hier: die Repräſentanten eines Volkes — von 
den Geſetzen der Ehre und der Billigkeit losſprechen dürften, heiße das, 
einer allgemeinen Unordnung Tür und Tor öffnen. 

Nach dem Weltkrieg gewann das uralte und doch ewig junge Problem 
der Beziehungen zwiſchen Staat und Individuum für uns wieder einen 
aktuellen Wert. Die Revolution von 1918 kann man ja geradezu als eine 
Erhebung der Maſſen gegen eine Staatsraiſon betrachten, die man ſich 
nicht mehr gefallen laſſen wollte. Von Friedrich Meinecke, der unter den 
älteren Hiſtorikern der Heutzeit ſich am meiſten mit der Geſchichte der 


1) Friedrich Meinecke, Die Idee der Staatsraiſon in der neueren Gee 
ſchichte. München und Berlin, R. Oldenbourg 1924. V und 546 S. 
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politiſchen Theorien beſchäftigt hat, konnte man nach dem Intereſſe, das 
er im letzten Jahrzehnt Gegenwartsfragen gegenüber bewies, erwarten, 
daß ein Buch über die Idee der Staatsraiſon aus ſeiner Feder auch gerade 
dieſem Problem Beachtung ſchenken würde. Davon iſt hier nun nicht 
die Rede. Wenn von der Bedeutung der Staatsraiſon für den einzelnen 
geſprochen wird, dann geſchieht es faſt nur dort, wo er der Auseinander- 
ſetzung zwiſchen den Forderungen der Staatsraiſon und denen der 
Humanität bei dem Träger der Souveränität oder dem literariſchen Vor⸗ 
kämpfer für die Staatsraiſon zu gedenken hat. Dieſe pfychologiſch außer⸗ 
ordentlich reizvollen Spannungen zu verfolgen, hat ſich ein Mann wie 
Meinecke natürlich nicht entgehen laſſen. Und wer ſich ähnlicher Partien aus 
ſeinem Weltbürgertum und Nationalſtaat erinnert, der weiß von vornhe⸗ 
rein, daß ſich auch hier pſychologiſche Analyſen von einer Feinheit finden, 
wie er fie bei nicht allzuvielen deutſchen Hiſtorikern ſuchen darf. Doch 
wie geſagt, dieſe Dinge ſind nur Beiwerk. Das eigentliche Thema iſt 
die Geſchichte der Idee der Staatsraiſon als des die Beziehungen der 
Staaten untereinander beſtimmenden Lebenselementes: Meinecke faßt 
den Begriff der Staatsraiſon dabei enger, als hiſtoriſch eigentlich angängig 
iſt, im weſentlichen nur als die Maxime ſtaatlichen Handelns, als Bewe⸗ 
gungsgeſetz des Staates — ſo definiert ſie gleich der erſte Satz. Wenn er 
S. 266 und ähnlich 429 dieſe Idee das Geſetz des ſtaatlichen Lebens 
und ſeiner Vervollkommnung nennt, ſo kann man daraus erſehen, daß 
die Fülle des Inhalts gelegentlich jener Beſchränkung ſpottet. In der Tat 
läßt ſich natürlich auch hier das Innenleben des Staates von ſeiner Be⸗ 
tätigung nach außen begrifflich abtrennen; vor allem im 17. Jahrh. 
brauchten ſich die Sachwalter der Staatsraiſon wenig um die innerpoli⸗ 
tiſchen Probleme zu kümmern. Aber wie wenig Meinecke felber beides 
voneinander ſcheidet, verdeutlicht vielleicht nichts mehr als der einmal 
gegen Pufendorf gerichtete, wohl nicht ganz berechtigte Vorwurf, daß 
er die Staatsraiſon „faſt lediglich in ihrer Entfaltung nach außen darſtellte, 
nicht in ihrer Entfaltung nach innen, während doch nur beides zuſammen 
ihr volles Bild ergab“. 

Eine Geſchichte der Staatsraiſon kann erſt dann beginnen, wenn, wie 
Meinecke es ausdrückt, neben dem Naturhaften im Staate auch das 
Geiſtige vorhanden iſt, d. h. wenn das organiſch Gewordene organiſiert 
und damit zu etwas Eigenwilligem, zu einer Macht im Bewußtſein des 
Menſchen geworden iſt, der man nicht entweichen kann. In der respu- 
blica christiana des Mittelalters läßt ſich nach Meinecke derartiges augen⸗ 
ſcheinlich nicht erkennen. So ſteht auch am Anfang ſeiner Betrachtung der 
große Florentiner, obwohl ſich bei ihm der Begriff der Staatsraiſon 
noch nicht findet. Aber bei ihm ſind jedenfalls alle die konſtitutiven 
Elemente dieſer Idee, alle die Spannungen bereits ſichtbar, die zwiſchen 
utilitariſtiſchen und ethiſchen Geſichtspunkten, zwiſchen Kratos und Ethos, 
zwiſchen Naturhaftem und Geiſtigem in ihrer ganzen Geſchichte zu be— 
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merken ſind. Nicht der ewige Wechſel in der Auseinanderſetzung der Per⸗ 
ſönlichkeiten mit dieſen Spannungen bildet dann den eigentlichen Inhalt 
ihrer Geſchichte, vielmehr iſt es das Beſtreben Meineckes, aus ihren Lehr⸗ 
büchern den Grundzug einer organiſchen Entwicklung herauszuarbeiten. 
Als ſolcher erweiſt ſich ihm der Übergang von der Lehre der Staatsraiſon 
als ſolcher zu der von den Intereſſen der Staaten und ſchließlich zu der von 
der Konvenienz: dieſe Lehren erſcheinen als der zeitgeſchichtliche Ausdruck 
der Weltanſchauung und der geiſtigen Denkweiſe der drei Jahrhunderte vom 
16. bis zum 18. Jahrh. in ihrem Zuſammenprall mit der Idee der Staats⸗ 
taifon. Nur inſofern die politiſchen Denker in dieſe Entwicklung fördernd 
oder auch hemmend eingriffen, werden ſie in die Betrachtung einbezogen. 
Eine vollſtändige Literargeſchichte dieſer Idee hat man alſo hier nicht zu 
ſuchen. Es verſteht ſich, daß dabei die Romanen den größten Prozentſatz 
ſtellen (Machiavelli, Gentillet und Bodin, Botero und Boccalini, Cam⸗ 
panella, Herzog Heinrich von Rohan, Gabriel Naude, Courtilz de Sandras, 
Rouſſet und einige Geiſter niederen Ranges). Wir verzeichnen die Liſte nur, 
um zu zeigen, wieviel Sterne hier neu entdeckt wurden; mit ihrer Würdi⸗ 
gung hat ſich Meinecke ein weiteres Verdienſt um die Wiſſenſchaft erwor⸗ 
ben. Die Liſte der übrigen Denker iſt verhältnismäßig klein. Abgeſehen von 
Pufendorf bedurfte nur noch Friedrich der Große einer eingehenderen 
Betrachtung; da er Philoſoph und Herrſcher zugleich war und als ſolcher 
innerhalb dieſer Reihe eine Perſönlichkeit von beſonderem Reiz darſtellt, 
fiel das Kapitel über ihn — was hier ausdrücklich hervorgehoben werden 
möge — bei weitem am umfangreichſten aus. 

Es iſt ſchon von Gerhard Ritter in einer gedankenreichen und fein⸗ 
ſinnigen, die Eigenart des Verfaſſers ſorgſam achtenden und den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Ertrag abwägenden Beſprechung des Meineckeſchen Buches 
in den Neuen Jahrbüchern für Wiſſenſchaft und Jugendbildung, 1. Jahr⸗ 
gang 1925, S. 101—114, energiſch betont worden, daß Meinecke in 
ſeinem ganzen Werke nie den Namen Luther genannt hat, daß ihm die 
Bedeutung der Reformation für die ganze vorliegende Frage mindeſtens 
undeutlich blieb. Man kann dieſen Vorwurf, ohne Meinecke zu nahe zu 
treten, dahin erweitern, daß er ſich der konſtitutiven Bedeutung der 
Religion im Völkerleben überhaupt nicht bewußt ward. Das mag bei 
ihm perſönlich zuſammenhängen mit einer gewiſſen Scheu, dem Heiligſten 
zu nahe zu treten); das ſteht aber auch im Zuſammenhang — und darum 
muß es gerade in dieſer Zeitſchrift einmal ausgeſprochen werden — mit 
einer beſtimmten Einſtellung der Geſchichtsſchreibung in den letzten 


1) So nennt er S. 10 „das Höchſte, was der Hiſtoriker zu leiſten hat“, 
das Beſtreben, „die beſonderen Lebensvorgänge der geſchichtlichen Welt im 
Lichte höherer und allgemeinerer Mächte erſcheinen zu laſſen“, „aber — fährt 
er fort — dieſes Höhere und Ewige ſelbſt in ſeinem Weſen und in ſeinem 
Verhältnis zur konkreten Wirklichkeit endgültig zu beſtimmen, iſt er nicht imſtande.“ 
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Generationen. Das 19. Jahrh. kannte in Deutſchland wie in den anderen 
Ländern nur noch den ſäkulariſierten Staat, bei deſſen Geburt zweifellos 
die Aufklärung, vor allem aber doch die Ereigniſſe weniger der franzö⸗ 
ſiſchen Revolution als ihrer europäiſchen Auswirkungen, die Zerſchmette⸗ 
rung der Kirche in ihrem bisherigen Gefüge Pate ſtanden. In Deutſch⸗ 
land fand die Geſchichtsſchreibung, als ſie unter dem Einfluß der ide⸗ 
Jaliſtiſchen Philoſophie und der Romantik die Schwingen regte, nur noch 
ihn vor, und wenn vornehmlich auch ein Ranke nie die Entſtehungs⸗ 
geſchichte dieſes Staatsweſens aus dem doppelpoligen heiligen Römiſchen 
Reich vergaß, die politiſchen Hiſtoriker unter ihnen, vornehmlich die 
preußiſch⸗proteſtantiſch eingeſtellten, waren dazu um fo leichter geneigt, je 
ſtärker proteſtantiſch ſie fühlten. So merkten ſie über der Freude über den 
Siegeszug, den der Staat nach ihrem Ideal im 19. Jahrh. antrat, nicht 
oder kaum, daß er in den Jahrhunderten zuvor nicht ſowohl in der An⸗ 
griffs⸗ als vielmehr in der Abwehrſtellung fic) befand. Machtpolitiſch 
mochte er Terrain gewinnen, in den Wurzeln ſeiner Exiſtenz blieb er 
immer gefährdet: denn da er ſeine Kraft zum guten Teil den Säkulari⸗ 
ſationen im Gefolge der Reformation verdankte, ſo hatte er immer die 
Weltmacht der katholiſchen Kirche ſich gegenüber. In den Theorien 
der Jahrhunderte ſeit der Reformation nimmt eben auch deshalb die Stel- 
lung zur Kirche durchgängig breiten Raum ein; es ift — nebenbei geſagt — 
nicht richtig, wenn Meinecke bei Hobbes von Haß gegen die Kirche ſpricht — 
ein Blick auf den Leviathan Teil 3 Abſchn. 43 zeigt das deutlich; was er 
haßt, iſt nur der Eingriff der Kirche in den Staat. Meinecke kann man, 
auch wenn er von der preußiſchen Geſchichte ausging, nicht einfach unter die 
preußiſchen Hiſtoriker einordnen. Aber von dieſer Seite der Theorie, 
von ſolcher Einſtellung der Denker weiß er nichts; mindeſtens verrät 
nichts in ſeinen letzten Schriften, daß ihm, was nur Konſequenz davon iſt, 
eben als Konſequenz davon erſchien. Konſequenz davon iſt, daß die 
deutſchen Denker die Idee der Staatsraiſon nicht nach außen hin wandten, 
daß ihr Beſtreben blieb, ſie in ihrer Wirkung nach innen zu rechtfertigen. 
Denn Volk und Fürſt immer feſt zuſammenzuhalten und die naturnot⸗ 
wendige Verbindung von beiden nicht durch irgendwelche Mißverſtändniſſe 
trüben zu laſſen, war ihre vornehmſte Aufgabe, befohlen ebenſo von der 
Politik wie von der Konfeſſion, die beide untrennbar zuſammenhingen !). 
An eine Machtpolitik wie die Franzoſen konnten ſie nicht denken, nicht 
nur deshalb, weil die Territorien keine Machtſtaaten waren, oder deshalb, 
weil ihr Denken ſich ſelten in europäiſchen Bahnen bewegte. Der erſte, 
der daran dachte, der Philoſoph und König zugleich, ſpielte bezeichnender- 


1) Auf ſolche Zuſammenhänge weiſt in noch heute, oder heute erſt recht 
leſenswerten Ausführungen hin der Franzoſe Karl Villers, Verſuch über den 
Geiſt und den Einfluß der Reformation e Gekrönte AR, en 
burg, 1805. 
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weiſe ſchon im Beginn feiner Regierung mit dem Gedanken der Säku⸗ 
lariſation von geiſtlichem Beſitz, um mit dem, was bereits in den Anfängen 
der Reformation als Heilmittel betrachtet worden war, den deutſchen Staa⸗ 
ten und damit dem deutſchen Volke erſt die Vorausſetzung dafür zu ſchaffen. 
Im übrigen war ja ſelbſt er trotz oder gerade wegen ſeiner Erfolge der 
letzte, der ſeinen Staat als eine autonome Kraft wertete. Es iſt auffällig, 
aber gehört zur Einſtellung Meineckes allen Werken der politiſchen 
Literatur gegenüber überhaupt, daß er trotz aller treffenden Worte über 
das Verhältnis von Philoſoph und König in Friedrich dem praktiſchen 
Staatsmann weniger nachdachte als dem Philoſophen. Seine politiſchen 
Schriften, vor allem ſeine Teſtamente, ſo muß man nach ſeinen Ausfüh⸗ 
rungen faſt annehmen, erſcheinen ihm nicht ad usum Delphini oder 
anderer ängſtlicher oder zögernder Zeitgenoſſen geſchrieben, ſondern als 
Außerungen eines Geiſtes, der dazu wie ein Goethe innerlichſt gezwungen 
iſt. Mit anderen Worten: wenn Friedrich hier ſeinem Staate eine Autarkie 
im größten Umfange zuerkannte, ſo überſah er den Zweck, den Friedrich 
doch auch mit ſolchen Mitteln verfolgte: nämlich Mut den mutloſen 
Preußen einzuflößen — wozu er ſich der Methode der Aufklärung, Re 
Syſtematik bediente. 


Das führt auf etwas anderes. Meineckes ganzes Buch iſt auf die Theſe 
abgeſtellt, daß der eigengeſetzliche Staat das Erzeugnis bereits des Abſo⸗ 
lutismus iſt; losgelöſt vom mittelalterlich⸗univerſalen Syſtem hätten 
die politiſchen Denker und die Welt den Staat allmählich als ein Organon 
für ſich würdigen gelernt, noch nicht als den vergotteten Staat Hegels, 
wohl aber als einen ſpezifiſchen Wert für ſich; in Friedrich dem Großen, 
der alles dem Staat unterworfen habe, ſich ſelbſt genau ſo wie alle 
die eigenwilligen ſozialen Kräfte der Vergangenheit, gipfele gewiſſermaßen 
die ganze Entwicklung. Inſofern die Lehre von den Intereſſen der Staaten 
weiter über den Relativismus zu einer vollen Zerſetzung des univerſa⸗ 
liſtiſchen Denkens führte, ſei die Idee der Staatsraiſon nicht nur einer der 
wichtigſten Wegbereiter der Aufklärung, ſondern darüber hinaus noch 
geradezu der Vater des moniſtiſchen Machtſtaatsgedankens im Deutſch⸗ 
land des 19. Jahrh. Über die Staatsauffaſſung, die all dieſen Deduktionen 
zugrunde liegt, kann man nicht rechten; einen Beitrag zu ihrer Kritik 
ſtellen bereits unſere früheren Ausführungen dar. Weiter ſei dazu hier nur 
angemerkt, daß ſelbſt Meinecke gelegentlich noch auf Spuren univerſali⸗ 
ſtiſchen Denkens ſogar bei den Franzoſen hinzuweiſen hat, daß ſogar ſie 
noch von Geſamtintereſſen Europas als übergeordneten ſprachen (S. 315; 
vgl. auch die Ausführungen über das Konvenienzrecht S. 322 ff. und — 
für Friedrich den Großen S. 392). Was jenen Deduktionen gegenüber 
hier allein nur möglich iſt, ſind einige kritiſche Ausführungen zur Würdi⸗ 
gung Friedrichs des Großen durch Meinecke, jomment fie in KON Zuſam⸗ 
menhang gehören. 
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Wie bereits angedeutet, joll die ganze Staatsbetrachtung Friedrichs 
des Großen diktiert ſein vom Rationalismus, von der Aufklärung. Meinecke 
geht in ſeiner Ausdeutung ihn anſprechender Stellen in deſſen Auße⸗ 
rungen ſo weit, daß er darüber allen Sinn für Tradition vergißt, den bei 
einem praktiſchen Staatsmann die Geſchäfte in jedem Augenblick wecken, 
wenn er ſchlummern ſollte, für den ſich bei einem Friedrich den Großen 
überdies ja übergenug Spuren finden. Auch die Einordnung aller kleinen 
deutſchen Fürſten in ſeinen Staatsbegriff, zum mindeſten ſoweit ſie mit der 
Mißachtung ihres perſönlichen Treibens wie ihrer Ohnmacht begründet iſt, 
iſt nicht Ergebnis von des Königs Überlegungen. Vielmehr iſt er auch 
darin wie in fo unendlich vielem Erbe ſeines Vaters. Jedenfalls begegnen 
wir in bisher ungedruckten Briefen ſeines Vaters an ihn, die in den auch 
für die Korreſpondenz mit Leopold von Anhalt noch nicht ausgeſchöpften 
Abſchriften des königlichen Kabinetts, den ſogenannten Minuten vorhan⸗ 
den ſind, Briefen etwa über den Prinzen von Mirow oder den Bamberger 
Hof, die, Zeugen einer ganz ähnlichen Einſtellung des Vaters, dem Sohne 
bereits Anlaß genug bieten konnten, „das fürſtliche Milieu in ſich zu ab⸗ 
ſorbieren“). Alſo nicht aus dem Gedankenkreiſe des Rationalismus ſtammt 
dieſe Konzeption, ſondern aus der Generation vorher, bei der der reli⸗ 
giöſe Einſchlag nicht zu unterſchätzen iſt. Im übrigen ward bereits Fried⸗ 
rich Wilhelm J. an Fenelon gebildet; wenn Meinecke das berühmte Wort 
vom Fürſten als dem erſten Diener ſeines Staates mit auf dieſen Fran⸗ 
zoſen zurückführt, ſo kann man daraus folgern, daß Friedrich der Große 
nicht nur an dem Ethos ſeines Vaters, ſondern auch an gelegentlichen 
Bemerkungen desſelben die Bedeutung des Wortes vom Fürſten als Skla⸗ 
ven des Volkes für ſeinen Beruf lernte. Aber auch an deſſen Ethos! Man 
muß auch das gegenüber der Konſtruktion von Meinecke beſonders her⸗ 
vorheben, weil auch damit wieder eine der Quellen für Friedrichs ganze 
Anſchauungswelt aufgedeckt wird, die von Religion geſpeiſt iſt, eine 
Quelle, die Meinecke verſchüttet. — Und noch an einer anderen Stelle, 
auf die Meinecke viel Gewicht legt, ſcheint uns ſeine Auffaſſung von Fried⸗ 
rich der Korrektur zu bedürfen. Nicht erſt die Aufklärung lehrte, daß ein 
Vertragsbruch des Fürſten mit dem Wohle des Volkes begründet werden 
könne. Friedrich eignete ſich dieſe Lehre an. Indeſſen findet Meinecke, 
daß häufig an Stelle des terminus Wohl des Volkes der: Wohl des Staates 


1) Hierbei mag wenigſtens anmerkungsweiſe eine der mancherlei Unbe⸗ 
greiflichkeiten Meineckes richtig geſtellt werden. S. 346 ſetzt er die dynaſtiſche 
Empfindungsweiſe des letzten Hohenzollernherrſchers in organiſche Verbindung 
mit der Tatſache, daß „die Dynaſtie das Erſte und Bodenſtändige in der Ent⸗ 
wicklung zum modernen Staate war“. Er dürfte dabei doch wohl verkennen, 
was bei einem Meinecke auffällig iſt, wie ſtark, was früher einmal nur „familien- 
hafter Fürſteninſtinkt“ erſchien, nach der Zeit der Revolution dank der Lehre 
vom monarchiſchen Prinzip ein Beſtandteil der politiſchen Weltanſchauung auch 
der Fürſten geworden war. 
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begegnet, und glaubt daraus folgern zu dürfen, daß eben damit Friedrich 
über die alten Anſchauungen hinausgewachſen ſei und einer neuen 
Ethik des Staates die Bahn gebrochen habe (vgl. S. 386); er habe damit 
den Übergang „von der humanitären und moraliſchen Ideologie der 
Machtpolitik“ — fo meint Meinecke, der immer zugleich auch der Fort⸗ 
ſchritte des Denkens zum Hiſtorismus hin ſeine Beachtung ſchenkt, — „zu 
jener hiſtoriſch⸗politiſchen Ideologie der Machtpolitik vollzogen, die dann 
vor allem im Deutſchland des 19. Jahrh. ausgebildet wurde“ — gemeint 
iſt die Vergottung des Staates durch Hegel. Iſt das nicht eine reichlich 
kühne Konſtruktion für die ſchmale Grundlage einer im übrigen nicht 
immer, ſondern nur häufig vorkommenden Erſetzung des Wortes Volk 
durch Staat? Nein, wir ſind gewiß, und wir glauben darin uns der Zuſtim⸗ 
mung eines Friedrich⸗Kenners wie Georg Küntzel erfreuen zu können: 
ſo wenig Friedrich in ſeinen ſtaatsmänniſchen Erfahrungen die Grenzen 
der Macht ſeines Staates und die Kraft des Unrationalen überſehen 
konnte, ſo wenig konnte er als Philoſoph und als Teſtator von einer 
Unabhängigkeit des Staates ſprechen, der ausſchließlich dem Geſetze 
ſeines Weſens folgen könne. 

Was Meinecke quaſi im Anhang zu ſeiner Geſchichte der Idee der 
Staatsraiſon in einem Kapitel über Machiavellismus, Idealismus und 
Hiſtorismus im neueren Deutſchland über Hegel, Fichte, Ranke und 
Treitſchke ſagt, können wir kurz übergehen. Teilweiſe leidet es unter der 
Nachwirkung derſelben Vorſtellungen wie die früheren, teilweiſe iſt es 
Konſtruktion. Denn nicht allzuviele werden ihm zu folgen vermögen, 
wenn er Männer wie Hegel und Ranke in Beziehung ſetzt zur Identitäts⸗ 
philoſophie. Alles das ſteht im Dienſte der Idee, daß ſeit den Tagen der 
Individualitäts⸗ und Identitätsphiloſophie ſich die Wege Deutſchlands 
von denen des übrigen Europa trennten. Während dies gegenüber dem 
Staat die Selbſtändigkeit aller übrigen Lebensgebiete wahrte, habe 
Deutſchland in den Tagen eines Treitſchke und ſeiner Epigonen eine Macht⸗ 
ſtaatslehre ausgebildet, die unter den Nachwirkungen der Identitäts⸗ 
philoſophie, indem ſie die Sittlichkeit des Staates lehrte, geradezu 
alles in den Dienſt des Staates zwang und zu einer Art Monismus 
führte. 

Wer Meineckes Wirken in den letzten Jahren verfolgte, iſt nicht er⸗ 
ſtaunt, daß er nach dieſer Feſtſtellung, nun nicht mehr als Hiſtoriker, in 
einem ausführlichen Schlußwort von ſeinen Landsleuten Rückkehr zu einem 
Dualismus verlangt, zu der Anerkennung von etwas Abſolutem, von einer 
generellen Ethik, wie er es nennt, die weniger kompliziert als die indivi⸗ 
duelle „das Göttliche im Menſchen reiner und unvermiſchter zu ihm 
ſprechen laſſe“. Nur dann würden der Staatsraiſon die notwendigen 
Schranken gezogen, im Leben des Volkes wie des Staatsmannes. 
Meineckes Darlegungen klingen damit in Forderungen aus, die uns zeigen 
können, wieviel ſelbſt einem Manne wie ihm noch ein Blick in die Geſchichte 
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der Staatsraiſon lehren konnte. Irren wir uns nicht, fo verrät noch die 
1923 erſchienene 2. Auflage ſeines Vortrags von 1918 über „Perſönlich⸗ 
keit und geſchichtliche Welt“ eine andere Einſtellung. ö 

Ein Werk über die Staatsraiſon kann, ſelbſt wenn es ſo wie das Meinek⸗ 
keſche gewandt iſt, und auch gerade deshalb, weil er es verfaßte, zum Nach⸗ 
denken und zur Beſinnung auf die Kräfte des politiſchen Lebens reiche 
Veranlaſſung geben. Eben deshalb hatten wir die Pflicht, auf unſere ab⸗ 
weichenden Anſchauungen aufmerkſam zu machen. Wenn Meinecke 
auf einem von der Geſchichtswiſſenſchaft noch längſt nicht genügend ange⸗ 
bauten Gebiete neue Schätze zu heben verſuchte, ſo ſind wir die letzten, die 
ſeinen Erfolg beſtreiten, aber wir meinen, daß ſie noch reicher ausgefallen 
wären, wenn er an anderer Stelle danach gegraben hätte. 


Sitzungsbericht der Preuß. Akademie der Wiſſenſchaften 
vom 22. Januar 1925. | 


Aufgaben und Tätigkeit der Preußiſchen Kommiſſion. 
Von Erich Marcks. 


Unſere Preußiſche Akademie hat im Jahre 1923 zur Pflege der preußiſchen 
Geſchichte eine eigene, die Preußiſche Kommiſſion begründet. Sie gab dieſer zur 
nächſten Aufgabe, mehrere große Veröffentlichungen, die in der Not der Zeit 
ſchutzlos geworden waren, unter ihrer Obhut zu vereinigen. Nicht alle waren ſie 
bisher Veröffentlichungen der Akademie geweſen. Von den drei älteren war es 
ganz nur die Politiſche Korreſpondenz Friedrichs des Großen; der Orga- 
niſation nach waren es auch die Acta Borussica, die aber finanziell unmittelbar 
vom Miniſterium verſorgt wurden; ganz ſelbſtändig neben der Akademie ſtanden 
die Urkunden und Aktenſtücke zur Geſchichte des Großen Kurfürſten. 
Völlig der Akademie gehörte die jüngſte Schöpfung, die Deutſchen Geſchichts⸗ 
quellen des 19. Jahrhunderts, zu; ſie aber war noch unentwickelt, erſt eine 
einzige ihrer Unternehmungen wirklich im Gange, die Sozialpolitik Bismarcks, 
und dieſe war an das Reichsarchiv abgetreten worden. Jetzt wurden dieſe vier 
Gruppen unter einem Dache zuſammengefaßt, und damit iſt die Akademie mit 
einem Schlage, ſo wie es ſich gebührt, zum oberſten Publikationsinſtitute für die 
preußiſche Geſchichte des großen Stiles geworden. Freilich entſprachen der hohen 
Aufgabe vorerſt die Mittel ſehr wenig. Die Kommiſſion hat ſich mühſam durch 
dieſe zwei Jahre hindurchgeſchlagen. Sie erlangte für den Einzelfall Geldmittel, 
Aushilfen, ſo daß ſie überall arbeiten konnte. Erſt im Dezember 1924 aber wurde 
ihr durch das Zuſammenwirken des Miniſteriums und der Notgemeinſchaft der 
Deutſchen Wiſſenſchaft mit der Akademie eine feſt geregelte und ausreichende 
Dotierung in ſichere Ausſicht geſtellt. Beide haben fie Bedeutſamkeit und Not- 
wendigkeit ' dieſer Neugründung handelnd anerkannt: in Tagen, wo der preußiſche 
Geſamtſtaat fo vielfach angegriffen und verneint worden ijt und wo feine Un- 
entbehrlichkeit für ſeine eigenen Landesteile und für Geſamtdeutſchland, für den 
Zuſammenhalt und für den Weltblick und die Lebenskraft von Reich und Nation 
dreifach deutlich geworden iſt — ſeine große Geſchichte und ſeine Kulturarbeit, 
auch ſeine geiſtige und wiſſenſchaftliche Kulturarbeit ſpiegeln ſich in dieſer Ab⸗ 
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teilung der Preußiſchen Akademie. Die Neugründung ſelber fügt ſich der Kette 
der preußiſchen Geſchichte ein, als eines der Zeichen, daß Preußen ſich nicht aufgibt. 
Alle ihre Unternehmungen ſind, nach Entſtehung und Weſen, lebendige Zeugen 
der Epochen preußiſcher Geſchichte, aus denen fie erwachſen find. Die jüngſte, 
die der Quellen des 19. Jahrhunderts, erwuchs (1916) aus dem Schwunge der 
großen Kriegszeit, aus dem Drange, der Geſchichte der deutſchen Einigung, im 
Einvernehmen mit der geſamtdeutſchen Münchener Hiſtoriſchen Kommiſſion und 
vielen Einzelkommiſſionen, mitten in unſerem nationalen Daſeinskampfe ein ge⸗ 
meinſames, großes hiſtoriſches Denkmal aufzurichten. Die drei älteren ſind Kinder 
und Zeugniſſe früherer, wichtiger Perioden der preußiſch⸗deutſchen Staatsgeſchichte, 
oe zugleich der deutſchen Geſchichtsforſchung und ihrer Vertretung in dieſer 
Akademie. 


Die zwei älteſten ſtammen aus der Schule der kleindeutſch⸗politiſchen 
Hiſtoriker: jener hiſtoriſchen Vor⸗ und Mitarbeiter der Bismarckſchen Reichs⸗ 
gründung, die nach der Niederlage von 1848 die politiſche Arbeit auf den Boden 
ihrer Wiſſenſchaft hinüberretteten und, mit ſtarker Tendenz, mit aller Einſeitigkeit 
des Gegenwartskampfes, aber auch mit aller Kraft lebendiger Überzeugung, 
lebendigen Glaubens und Willens, und auch mit aller Kraft fchöpferifchen Arbeits- 
willens, unſere Geſchichtſchreibung ebenſo folgenreich befruchtet haben wie unſer 
öffentliches Leben. Es waren Süd⸗ und Norddeutſche; fie ſtritten für die Einigung 
durch Preußen, Preußen waren ihre bedeutendſten Bannerträger. Johann 
Guſtav Droyſen unternahm es, aus der preußiſchen Geſchichte Preußens deut- 
ſchen Beruf und ſeine deutſche Zukunft nachzuweiſen, er grub die Geſchichte der 
preußiſchen Politik aus den Archiven aus: Kämpfer und Gelehrter zu gleichen 
Teilen. Der Gelehrte in ihm erkannte die Notwendigkeit einer breiteren ſtofflichen 
Grundlegung des Wiſſens, das der Politiker ſeiner Gegenwart nutzbar zu machen 
trachtete, die Notwendigkeit einer großen Veröffentlichung der Quellen zur preu- 
ßiſchen Vergangenheit. Er forderte für Preußen, was Ranke und Sybel in 
München für Bayern und darüber hinaus für ganz Deutſchland betrieben. Der 
Auſſchwung der neuen Ara kam ihm zu Hilfe, und in Berlin, wohin dieſe ihn 1859 
rief, fand er alsbald in Kronprinz Friedrich Wilhelm den verſtändnisvollen Schirm⸗ 
herrn ſeines Strebens. Gutachten von 1860 und 1861 brachten das Werk in Fluß; 
als erſtes Ziel wurde die Geſchichte des Großen Kurfürſten aufgeſtellt. Die „Ur⸗ 
kunden und Aktenſtücke“ ſollten ſie in allen Richtungen aufhellen: äußere und 
innere Politik, Geſamtſtaat und Provinzen, aus brandenburgiſchen und aus 
fremden Quellen. Nicht alle Abteilungen ſind ausgeführt worden, die Mittel 
ſtrömten nicht immer gleich reichlich zu, aber von 1864 ab iſt eine lange Bändereihe 
ans Licht gediehen. Der Kurfürſt in ſeiner heroiſchen Friſche inmitten der tauſend 
hemmenden Widerſtände drinnen und draußen, ſeine Lande und Stände, die 
Reichspolitik und das Eigenſte, was er ſeinem Staate zubrachte, die europäiſche 
Politik dieſer kleinen aber aufdrängenden Macht und ihres großen Führers — 
Enges alſo und Weites trat immer lehrreicher, immer allgemeiner, immer bedeut- 
ſamer heraus, und dieſe Bände wurden zu einer koſtbaren Fundgrube für das ge- 
ſamte ſpätere 17. Jahrhundert. Nach einem Menſchenalter (1895) griff man auf 
die innere, wirtſchaftliche Verwaltung zurück, die bisher unbearbeitet geblieben war: 
die neue Abteilung ſtand unter dem Antriebe und dem Namen Guſtav Schmol— 
lers. Das wies bereits in eine neue Zeit hinüber. 


Damals hatte die ältere längſt ihr zweites großes, noch größeres Werk her- 
vorgebracht: die Politiſche Korreſpondenz König Friedrichs II. Und hier 
betätigte ſich, anders als bei dem erſten, die Preußiſche Akademie. Sie hatte ihrem 
königlichen Neubegründer und Mitarbeiter, dem Dichter und dem Briefſchreiber, 
dem Philoſophen, dem Hiſtoriker und Offizier, nach 1840 die große Ausgabe ſeiner 
literariſchen Schriften veranſtaltet; 1874 erwirkten ihre Mitglieder Droyſen 
und Duncker die Veröffentlichung der von ihm ausgegangenen politiſchen Tages- 
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ſchriften und vor allem die ſeines täglichen Schriftwechſels zur auswärtigen Politik, 
als der mächtigſten Hervorbringung des Herrſchers und Staatsmannes. Er 
hatte 1866 und 1870/71 aus dem Grabe heraus gefiegt: feine Politiſche Korreſpon⸗ 
denz wurde das Denkmal, das die Tage Wilhelms I. und Bismarcks dem Schöpfer 
der preußiſchen Großmacht ſetzten. Die Akademie durfte es aufbauen; ihre Hiſto⸗ 
riker ſaßen in der Leitung, neben Droyſen und Duncker von Anfang an Hein⸗ 
rich von Sybel, der gleichzeitig in ſeinen Publikationen aus den Staatsarchiven 
die unfrigen mannigfaltig ergänzte — aber die Politiſche Korreſpondenz hielt 
doch die Spitze. Herausgeber, deren Lebensarbeit mit König Friedrich verbunden 
geblieben iſt, vor allem Reinhold Koſer, Albert Raudé, Berthold Volz 
haben ihr die Jahrzehnte hindurch gedient. Auch ihr Wert war, wie der der Ur⸗ 
kunden und Aktenſtücke, preußiſch, deutſch und europäiſch zugleich; ihr oberſter 
Wert blieb ſtets der perſönliche, die Darſtellung des Genius bei ſeiner Arbeit. 
Sie begleitet ihn von Tage zu Tage, ſie läßt ſeine Entſchlüſſe entſtehen, ſich formen, 
ſich betätigen und auswirken, jeder Einfluß der Ereigniſſe, jede Wendung des 
eigenen Willens und jeder Stoß des Temperamentes, die Macht der grund- 
legenden Verhältniſſe und der ſich wandelnden Konjunkturen und daneben und 
darüber die Kraft des führenden Einzelnen: dies alles prägt ſich in ſcharfer Plaſtik 
aus. „Friedrichs Ruhm“, fo ſagt das Vorwort des 1. Bandes von 1878, „erbleicht 
in dieſer Beleuchtung nicht; helles Licht überglänzt Wolken und Schatten des 
Augenblicks.“ Man ſieht in die innerſte Werkſtatt hinein, man ſieht den handelnden 
Staatsmann und ſpäter den Feldherrn, allezeit den Helden. Die Ausgabe hat 
die erhabenſten Zeugniſſe ſeines allgemeinſten Wollens, die großen politiſchen 
Teſtamente, daneben geſtellt; allge meinſtes Streben und täglicher Entſchluß 
zuſammen ergeben das lebendige Bild der Wirklichkeit. Die tragende Kraft der 
preußiſchen Geſchichte, die der auswärtigen Politik, kommt hier, im Kleinen und 
im Größten, in ſachlichen Bedingungen und unausrechenbarem Impulſe, zu 
überwältigendem Eindruck. 


Sie war es, die auch dem inneren Regimente ſeine Aufgaben und ſeine 
Bahnen wies: die innige Verflechtung, die ſtete gegenſeitige Befruchtung innerer 
und äußerer Leiſtung macht die geſunde Größe dieſes Staatsweſens aus. Ranke 
hatte das ſtets gewußt und hatte früh beklagt, wie ſehr die Geſchichte der inneren 
Verwaltung Preußens von Staat und Wiſſenſchaft bei uns vernachläſſigt werde. 
Droyſen hatte ſeinen Publikationen ſtets auch dieſes Ziel gewieſen, aber vorerſt 
überwog dem politiſchen Geſchlechte der Reichsgründung die politiſch⸗hiſtoriſche 
Aufgabe. Der Vollſtrecker jener Wünſche, in neuem Sinne, wurde Guſtav 
Schmoller. Er hatte ſeit den 60er Jahren die Verwaltungsgeſchichte des preu⸗ 
ßiſchen 18. Jahrhunderts ſammelnd und forſchend gepflegt; er ſtellte 1887 mit 
Sybel und Lehmann in der Akademie den Antrag, ihr eine eigene umfaſſende 
Veröffentlichung zuzuwenden. Das Vorwort des 1. Bandes der Acta Borus- 
sica, deren Urſprung dies war, nennt Sybel als Anreger: aber es iſt kein Zweifel, 
daß Schmoller den Anſtoß gab und dem Werke die Seele einblies. Urſprung 
und Weſen dieſes Werkes ſind ebenſo perſönlich, wie die der beiden früheren 
geweſen waren; neben Droyſen dort verkörperte hier Schmoller eine Gene- 
ration. Er ſetzte die Arbeit der kleindeutſch-politiſchen Hiſtoriker in veränderter 
Richtung fort; auch er wollte durch ſeine Forſchung für ein Gegenwartsideal 
werben; aber das Reich war da und brauchte jetzt nicht mehr hiſtoriſch gerecht⸗ 
fertigt zu werden. Der Sozialpolitiker warb für Sozialpolitik; er hatte Bismarck 
längſt zu ihr hinzulenken getrachtet: Bismarcks große innere Politik in den 80er 
Jahren ließ nun die alte ſtaatliche Wirtſchaftsleitung des 18. Jahrhunderts wieder 
lebendiger werden. Die Anregung der Gegenwart ſpiegelte ſich in Auffaſſung und 
Leiſtung der Geſchichtsforſchung: an die Stelle der politiſchen Hiſtorie des liberalen 
Geſchlechtes trat die wirtſchaftlich⸗ſoziale des ſtaatsſozialiſtiſch⸗konſervativen, 
Leben und Wiſſenſchaft blieben auch hier miteinander verkettet. Jenes Vorwort 


Kleine Beiträge und Mitteilungen. 157 


rühmt (1892) die Bedeutung der neuen Aufgabe im hiſtoriſchen und ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Sinne: der Aufgabe, dieſes Werden des modernſten und geſündeſten 
europäiſchen Staates, hell erkennbar im Lichte feiner Akten, zu verfolgen und 
mit ſeiner Organiſation zugleich ſeine Leiſtungen in Verwaltung, Wirtſchaft, 
Recht, Kultur aufzuhellen. Das Programm war 1887 entrollt, die Hilfe der 
Staatsregierung, zum guten Teile durch Althoff, gewonnen und 1888 bewilligt 
worden. Die zentrale Verwaltung und die Einzelgebiete ihrer inneren Wirkſam⸗ 
keit ſollten, in parallelen weitgeſpannten Publikationen, alsbald angegriffen 
werden, Schmoller führte die Leitung, warf ſeine Vorarbeiten hinein, Gelehrte 
wie Otto Hintze, Otto Krauske, Wilhelm Naude übernahmen die Einzel ⸗ 
werke, Band auf Band iſt, ein Vierteljahrhundert hindurch, erſchienen und die 
innere Publikation den auswärtigen gleich ſtark zur Seite getreten; ſie griff hier 
und dort über 1713 in die Vorgeſchichte hinauf, ſie gliederte ſich innerlich die 
neue Abteilung der Urkunden und Akten als Vorläuferin an. Die Erſcheinung 
des alten merkantiliſtiſchen Verwaltungsſtaates wuchs greifbar und impoſant 
empor. Sch moller trug, weit überſchauend, das Bewußtſein in ſich und trug es 
in die Welt hinaus, daß Merkantilismus und Abſolutismus, Wirtſchafts⸗ und 
Machtpolitik im Grunde dasfelbe ſeien, zwei Betätigungen der Bildung des 
modernen großen Staates. 

Das war, an ſtarker Organiſationsarbeit und wechſelnder Zielſetzung, die 
Erbſchaft für die Preußiſche Kommiſſion. Es wurde bereits darauf hingewieſen, 
daß die Deutſchen Geſchichtsquellen des 19. Jahrhunderts, wieder 
vom Standpunkte einer neuen Zeit aus, wieder etwas Neues hinzugebracht 
haben: ihr Plan galt und gilt, inmitten aller neuen Nöte des Deutſchtums, den 
die Nation aufbauenden Kräften des 19. Jahrhunderts, und die Akademie nahm 
ihren Teil der Geſamtaufgabe, vornehmlich zur inneren Geſchichte Preußen⸗ 
Deutſchlands, grundſätzlich auf ſich. Da wird es ſich um die geiſtigen und per⸗ 
ſönlichen und politiſchen Gewalten einer Epoche handeln, in der ſich die Führung 
der Fürſten und Staatsmänner, die in unſeren älteren Veröffentlichungen voran⸗ 
ſtehen, durch die lebendige Mitwirkung ſelbſtändiger einzelner und neuer Schichten 
von unten her in Bildung und Staatsleben ergänzte und der Kreis des preußiſchen 
Daſeins ſich ebenſo zum Nationalen erweiterte wie innerlich vertiefte. Dieſe vierte 
Abteilung haben wir erſt anzubauen, das nationale Unglück hat ihre Anfänge 
verſchüttet. Wir verzichten nicht auf ſie, weil auch Deutſchland auf ſein Daſein 
und ſeine Zukunft nicht zu verzichten vermag: die großen Zeiten ſeines ſtaatlichen 
und nationalen Werdens, die ſeeliſchen Mächte, die ſie bewegt haben, ſind uns 
ein Born nicht nur der Trauer, ſondern des Stolzes und der Stärkung. An neuer 
Arbeit wird es auch uns nicht fehlen. 


Die Arbeit, die unſere Kommiſſion vorderhand vornehmlich zu leiſten hat, 
gilt dem Abſchluſſe des Alteren. Selbſt in dieſem Abſchluſſe müſſen wir uns zu⸗ 
nächſt beſchränken. Wir führen zunächſt nur die Hauptſtränge unſerer alten Serien 
weiter und zu Ende: für die Urkunden und Aktenſtücke die faſt vollendeten auswär⸗ 
tigen Serien, die innere muß ſich noch gedulden; für die Acta Borussica die zen⸗ 
trale. Doch gedenken wir bald auch die Darſtellung der Zoll- und Handelspolitik 
wieder aufnehmen und zu Ende bringen zu können, und hoffentlich nicht bloß ſie. 
Wir werden ſchrittweiſe voranzukommen ſtreben. Beim Großen Kurfürſten iſt 
der Reſt nur noch gering: wir ſtehen in ſeinen letzten Lebensjahren und haben von 
Berichten des Auslands über Brandenburg nur noch die längſt vorbereiteten 
ſchwediſchen nachzutragen. Die Korreſpondenz des Großen Königs hat faſt noch 
ein Jahrzehnt zu durchmeſſen; ſeine Verwaltungsakten ſtehen im Siebenjährigen 
Kriege und haben die große zweite Hälfte ſeiner Innenwirkſamkeit und damit 
deren Höhezeit noch vor ſich. An alledem wird jetzt zu unſerer hohen Freude, 
rüſtig gearbeitet. 
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Berichte über die wiſſenſchaftlichen Unternehmungen 
der Preuß. Akademie für 1924. 
Preußiſche Kommiſſion. 
Bericht des Herrn Marcks. 


Die drei Unternehmungen der Preußiſchen Kommiſſion ſind inmitten der 
Schwankungen des verfloſſenen Jahres nicht ſo ſchnell wie gehofft worden war, 
aber ſie ſind doch alle erfolgreich gefördert worden. Von den Urkunden und 
Aktenſtücken zur Geſchichte des Großen Kurfürſten hat Herr Staatsarchivrat 
Dr. M. Hein in Königsberg den 22. Band (den Schlußband der Politiſchen 
Verhandlungen, hauptſächlich 1684 —1688) fo weit vorbereitet, daß für die Mitte 
des Jahres 1925 mit dem Druckbeginn gerechnet werden kann; er hofft noch im 
ſelben Jahre an die Ergänzung der ſchwediſchen Berichte über Brandenburg zu 
gehen. Aus der Politiſchen Korreſpondenz Friedrichs des Großen hat Herr Reichs⸗ 
archivrat Prof. Dr. G. B. Volz die Drucklegung von Band 39 (1777) (bei R. Hob- 
bing) zu Ende gebracht und bearbeitet gegenwärtig das Regiſter dieſes Ba : 
für die nachfolgenden ift eine Menge von Vorarbeit längſt geleiſtet. Von den 
Acta Borussica hat Herr Staatsarchivrat Dr. E. Poſner Band XI, 2 der Haupt- 
reihe (Behördenorganiſation, 1758) (bei P. Parey) fertiggedruckt, gegenwärtig 
wird das Regiſter für XI (1 und 2) in Herr Poſner ift über der Durch⸗ 
ſicht der Handſchrift von Band XII (1759 —1763) für die Drucklegung. Eine 
erfreuliche Ausſicht hat ſich zuletzt auf Wiederaufnahme der Arbeit an der Ab⸗ 
teilung Handels-, Sr und Akziſepolitik (Friedrich II.) eröffnet. Und die Not⸗ 
gemeinſchaft der Deutſchen Wiſſenſchaft, die dieſem Werke ihre dankenswerte 
Unterſtützung zuwendet, hat auch bei einer ebenſo erfreulichen und dankenswerten 
Regelung der finanziellen Verhältniſſe der Kommiſſion im ganzen mitgewirkt, 
die uns noch das Jahresende beſchert hat, und in der, mit ihr zugleich, die Aka⸗ 
demie und das Miniſterium deren Zukunft in ausreichender und hoffnungsvoller 
Weiſe ſicherzuſtellen ſich bereit erklärt haben. 


U 


Neue Erſcheinungen. 


A. Sur allgemeinen preußiſchen und deutſchen Geſchichte. 


Dr. theol. C. E. Scherer, Die Straßburger Viſchöfe im Inveſtitur⸗ 
ſtreit. Bonn, Ih. Tinner 1923 (Schriften des wiſſenſchaftlichen Inſtituts 
der Elſaß⸗Lothringer im Reich). XVI u. 192 S. 

Das Straßburg des 11. und 12. Jahrhunderts hat zu Brandenburg⸗ 
Preußen keinerlei Beziehungen, auch nicht zu einem benachbarten ſpäter 
preußiſchen Territorium. Darum mag es genügen, hier nur kurz auf 
dieſe Arbeit aufmerkſam zu machen, die ſich in der Wahl des Themas 
denen von Löffler über die weſtfäliſchen und Benz über einige u Sung 
Biſchöfe u. a. anreiht. Das Quellenmaterial lag dem Verf. in den Straß⸗ 
burger eat be eften zum größten Teil geſammelt und kritiſch ge- 
ſichtet vor; au dieser Grundlage baut er ſeine eingehende und ſorgfältige 
Darſtellung auf, manchmal vielleicht etwas zu weitgehend in dem Be⸗ 
1 das lückenhafte Material bis zum letzten auszuſchöpfen. Be⸗ 
onderen Beifall verdient es, daß der Vf. ſich nicht auf die Biſchöfe allein 
beſchränkt hat, ſondern das ganze Land in den Kreis ſeiner Betrachtungen 
einbezieht; ſo verdanken wir ihm ein Stück mittelalterlicher Geſchichte 
des Elſaſſes, Geſchichte ſeiner verlorenen Heimat. 

Walter Holtzmann. 


Karl Hampe, Kaiſer Friedrich II. in der Anffaſſung der Nach⸗ 
welt. Deutſche Verlagsanſtalt Stuttgart, Berlin und Leipzig. 80 Seiten. 
Zwar hat der letzte ſtaufiſche Kaiſer ſich kaum näher für die Gebiete 
intereſſiert, über die in ace Breet berichtet wird; dennoch darf 
aus feiner überragenden Perſönlichkeit die Rechtfertigung hergeleitet 
werden, die feinſinnige Studie Hampes auch an dieſer Stelle kurz an⸗ 


zuzeigen. 

Friedrichs IL. letzte Jane waren von wildem Kampfe erfüllt; da 
die ſiegreiche kirchliche Partei in ihm den großen Antichriſten erblickt 
hatte, 6 lebte fein Bild, durch die Feder geiſtlicher Hiftorifer vermittelt 
zunächſt überwiegend in dieſer einſeitigen 9 weiter, wennglei 
der Eindruck ſeiner ſtarken Perſönlichkeit nicht völlig ausgelöſcht werden 
konnte; der Kaiſer wurde einerſeits zum Helden eines reichen Sagen⸗ 
kranzes, und er wurde anderſeits trotz aller kirchlichen Anfeindungen 
mit ziemlich offener Sympatie von Gegnern der Hierarchie, wie nament⸗ 
lich Dante, betrachtet. | 
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Im Zeitalter der Renaiſſance wandte der italieniſche Humanis⸗ 
mus, der vom Mittelalter überhaupt nicht viel wiſſen wollte, ſein Inter⸗ 
eſſe auch von Friedrich II. ab; die national eingeſtellten deutſchen Huma⸗ 
niſten dagegen nahmen ſich ſeines Andenkens an, namentlich Schwaben 
wie Wimpheling feierten in dem Staufer ihren engeren Landsmann. 
Auch Luther mußte als Gegner des Papſttums gleichſam zwangsläufig zum 
Lobredner Friedrichs II. werden; ebenſo ſchufen Melanchthon und die 
um ihn geſcharten proteſtantiſchen Humaniſten ſich ein Idealbild des 
Kaiſers; nicht anders beurteilten ihn Sleidan und die Magdeburger Zentu⸗ 
riatoren. 

Die Gegenreformation ließ das Pendel ſeiner Einſchätzung natürlich 
wieder ſtark zurückſchwingen; fie brachte in den Annales ecclesiastici 
a neues, aus dem Vatikaniſchen Archiv geſchöpftes Quellenmaterial 

u ſeiner ungünſtigen Beurteilung bei: Alles in allem alſo wurde das 

rteil über feine Perſon, an der ſich die Geiſter ſchieden, ſtark durch konfeſ⸗ 
ſionelle Voreingenommenheit beſtimmt. Nachdem der Gegenſatz der 
kirchlichen Bekenntniſſe ſich im Dreißigjährigen Kriege furchtbar entladen 
hatte, verſuchte der Italiener Muratori das Bild des Kaiſers auf Grund 
der Quellen, die ſein bekannter Sammeleifer zuſammengetragen und ediert 
hatte, neu zu zeichnen; dieſe Zeichnung fiel, entſprechend der kompli⸗ 
zierten Natur Friedrichs, widerſpruchsvoll, überwiegend aber doch 
ungünſtig aus. Die deutſche Aufklärung brachte dem Problem wenig 
Förderung; immerhin trat an Stelle des konfeſſionellen Vorurteils jetzt 
der Verſuch politiſcher Beurteilung. 

Die Romantik des 19. Jahrhunderts wandte, wie dem Mittelalter 
überhaupt, ſo natürlich auch dem ſtaufiſchen Kaiſer vermehrtes Intereſſe 
zu. Hielten Katholiken wie Höfler und Böhmer unter dem Einfluß ihres 
Glaubens an einer moraliſchen Ablehnung Friedrichs feſt, gefiel ſich im 
Gegenſatz zu ihnen der Liberale Schirrmacher in ziemlich kritikloſer Be⸗ 
wunderung, ſo gingen der Franzoſe Huillard⸗Bréholles ſowie die Deutſchen 
Ficker und Winkelmann daran, die urkundlichen Grundlagen für eine 
Geſchichte Friedrichs neu und in breiter Feſtigkeit zu legen. 

Daß es Hampe ſelbſt vorbehalten blieb, in echt Rankeſchem Geiſte die 
an der Scheide zweier Zeiten und zweier Kulturen, der abendländiſchen 
und der morgenländiſchen, ſtehende, wahrhaft weltgeſchichtliche Perſönlich⸗ 
keit Kaiſer Friedrichs II. unter Erſchließung neuer, intimer Quellen 
voll zu begreifen, das ſagt dieſe Studie nun zwar nicht, das aber wiſſen 
die Fachgenoſſen. Nur aus vollſter Beherrſchung des Materials heraus 
konnte dieſe feinſinnige Monographie entſtehen; fie bietet in echt genetiſcher 
Geſchichtsauffaſſung einen geiſtvollen, an einem Muſterbeiſpiel durch⸗ 
e Ausſchnitt aus der Geſchichte der Geſchichtswiſſenſchaft vom 

ittelalter bis zur Gegenwart. 

Berlin⸗Steglitz. Hermann Krabbo. 


Wilhelm Jeſſe, Quellenbuch zur Münz⸗ und Geldgeſchichte des 
1 Halle⸗Saale (A. Riechmann und Co.) 1924 XX und 320 S., 

afeln. 

Die im Vorwort zu Jeſſes Quellenbuch ausgeſprochene Abſicht, 
das Nebeneinanderher⸗ und Aneinandervorbeigehen von Münzkunde 
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auf der einen und Geldgeſchichte auf der anderen Seite dadurch zu be⸗ 
ſeitigen, daß in bewußter Weiſe die Aufmerkſamkeit von der nze 
fort auf die urkundlichen Quellen hingelenkt und doch wieder die verbin⸗ 
denden Linien zur Münze ſelbſt aufgedeckt werden, wird ungeteilten Bei⸗ 
fall finden. Iſt nun dieſe Abſicht oder, wie es an anderer Stelle des Vor⸗ 
worts heißt, der Zweck des Buches, Anregungen für einen Betrieb der 
Münzkunde zu geben, der allen Betrachtungsweiſen der Münze gerecht 
wird, erreicht? 

Gewiß wird der Gebraucher des Buches durch den Abdruck von 344 
Urkunden und Regeſten, von denen die fremdſprachlichen außer den 
lateiniſchen auch in deutſcher Überſetzung gegeben werden, durch die 
Hinweiſe auf die Literatur und die Erklärung münztechniſcher Ausdrücke 
ſowie Münznamen (S. 281—312), was alles mit Fleiß und Sachkenntnis 
geſchehen iſt, zu weiteren Studien angeregt. 

Dagegen iſt nicht recht einzuſehen, wie durch dieſe Urkunden, Erklä⸗ 
rungen und 12 Tafeln mit Münzbildern der Numismatiker aah die Geld⸗ 

eſchichte und der Geldhiſtoriker auf die Numismatik hingeführt werden 
ſoll Das kann doch nur durch eine bisher äußerſt ſeltene, ſehr geſchickte Dar⸗ 
ſtellung auf Grund vollkommenſter Beherrſchung beider Diſziplinen 
geleiſtet werden; der Verfaſſer hat ganz recht, wenn er die Werke Grotes 
und Luſchins als Muſter dafür anführt. 

Das Buch Jeſſes wird dem Lehrer der Numismatik oder der Volks⸗ 
wirtſchaft willkommen ſein, um Querſchnitte aus der Geldgeſchichte der 
europäiſchen Länder durch Urkunden zu belegen. Aber das Buch iſt ae 
„etwas Ähnliches” wie die Quellenbücher der Hiftorie, denn dieſe behandeln 
entweder zeitlich oder örtlich umgrenzte Gebiete oder find wie die Monu- 
menta Germaniae vielbändige Kompendien. Hier aber werden Quellen für 
das geſamte Mittelalter, nicht nur das deutſche gegeben. Und wenn auch die 
Urkunden aus den außerdeutſchen Ländern „nur in großen Zügen die 
allgemeine europäiſche Münzgeſchichte illuſtrieren ſollen“, jo kann auch das 
mit den wenigen Stücken, z. B. 30 bis 40 für Frankreich, nicht geleiſtet 
werden. Über die allgemeine europäiſche Münzgeſchichte unterrichtet 
man ſich bequemer und beſſer bei Menadier oder Engel und Serrure. Wer 
eingehende Studien machen will, muß zu den ſpeziellen Urkundenwerken 
greifen. Nicht anders ſteht es um die deutſchen Urkunden, da die einzel⸗ 
nen Gebiete wie Ober⸗ und Niederſachſen, Ober⸗ und Niederrhein, 
Franken, Bayern uſw. jedes eine Urkundenreihe für ſich verlangen. 

Eine nur geringe numismatiſche Hilfe gewährt das Buch dem Geld⸗ 
hiſtoriker aber darum, weil er darin lediglich 12 Tafeln mit Münzabbil⸗ 
dungen ohne Beſchreibung und bei den Urkunden keine Hinweiſe auf die 
Münzbilder findet. 

Auch mit der Anordnung nach ſachlichen Inhalten kann ich mich nicht 
einverſtanden erklären, denn viele Urkunden, z. B. alle Münzverträge, 
enthalten Angaben über faſt alles Wiſſenswerte; eine chronologiſche Ab⸗ 
folge mit einem ſachlichen Regiſter wäre richtiger geweſen. Sodann 
hätten die Urkunden ohne Weglaſſungen gegeben werden müſſen, die auch 
das Vorwort willkürlich nennt. Um ein Beiſpiel anzuführen, ſo werden in 
dem fränkiſchen Vertrage von 1441 (Nr. 316) die Beſtimmungen über die 
Remedien, die Kontrolle und die Bewertung der Gulden weggelaſſen, 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVIII. 1. 11 
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wodurch, beſonders die erſtgenannte Lücke, der Abdruck der ganzen Urkunde 
aft wertlos wird. Ferner wird ſich der Kundige wundern, warum manche 
rkunden aus dem ganz e Hirſch abgedruckt ſind. Gewiß 
ſind einige nur bei ihm erhalten, aber beſſer wären an deren Stelle andere 
Stücke, ſo aus den gar nicht benutzten Monumenta Boica und Zollerana, 
ausgewählt worden. 

Endlich iſt das deutſche Probiergewicht zu allgemein und darum nicht 
zutreffend angegeben worden. In Süddeutſchland war es ſtellenweiſe noch 
um 1550 nicht 1 Mark = 16 Lot = 288 Grän, ſondern 1 Mark = 16 Lot 
= 64 Quint = 256 Pfennig. Auf weitere Einzelheiten möchte ich hier 
nicht eingehen. F. v. Schrötter. 


Bernhard Rathgen, Das Aufkommen der Pulverwaffe. Nr. 2 
der Sonderhefte des Verlages „Die Schwere Artillerie e. V.“ München 
1925. 

Dieſe Quellenunterſuchung des Generalleutnants a. D. Rathgen, 
der ſeit vielen Jahren dieſes Sondergebiet der älteren Waffenkunde 
zum Gegenſtande tief eindringender Studien gemacht hat, iſt ein Ausſchnitt 
aus einem umfaſſenden, noch ungedruckten Werke, das die Entwicklung 
der Pulverwaffe bis 1450 darſtellt. Der Verfaſſer hat hierbei hauptſäch⸗ 
lich die Kämmereirechnungen deutſcher Städte herangezogen, die in ihren 
nüchternen Zahlen und Preisangaben über die beſchafften Geſchütze, 
Geſchoſſe, Materialien, Büchſenmeiſterlöhne uſw. poſitive Daten ent— 
halten, wie ſie die ſonſtigen Geſchichtsquellen mit ihrem mannigfacher 
Auslegung fähigen Wortlaut in gleicher Fülle und Beſtimmtheit nicht 
darbieten. Die neue Waffe wurde in den Städten groß, wo die Geld— 
mittel vorhanden waren. Beiſpielsweiſe hat der Kurfürſt von Brandenburg 
nach einem auf dem Frankfurter Reichstage von 1427 aufgeſtellten 
Anſchlage der Reichsſtände zum Huſſitenkriege nur eine große Stein- 
büchſe, 4 Tarrasbüchſen (fahrbare Wallbüchſen) und 20 Handbüchſen 
zu geben, dagegen ſoll die Reichsſtadt Nürnberg eine große, 2 Zentner 
ſchießende Steinbüchſe, 6 Heine Steinbüchſen, 12 Tarrasbüchſen, 60 Hand⸗ 
büchſen ſtellen. Der Kurfürſt gibt dazu einen, die Stadt 6 Büchſenmeiſter. 
(Schmauß und v. Senckenberg, Sammlung der Reichsabſchiede I, ©. 122.) 
So erklärt es ſich, daß die ſtädtiſchen Archive ein beſonders reiches Material 
enthalten. Sowohl in Frankfurt a. M. wie in Naumburg a. ©. liegen die 
Rechnungsbücher vom Jahre 1348 ab vor. Sie ſind von dem Verfaſſer 
ſchon in zwei früheren, in der Frankfurter „Kleinen Preſſe“ vom 29. April 
1922 und im Naumburger Tageblatt September-Oktober 1920 veröffent- 
lichten Aufſätzen beſprochen, eine größere Arbeit „Die Pulverwaffe im 
Deutſchordensſtaate bis 1450“ erſchien 1922 im Elbinger Jahrbuch, 
Heft 2, endlich ein Aufſatz über „Die Faule Grete“ von 1414 im 1. Sonder⸗ 
heft des Verlages „Die Schwere Artillerie“. Im Gegenſatze zu der von 
G. Köhler (Entwicklung des Kriegsweſens und der Kriegführung in der 
Ritterzeit, Bd. III) verfochtenen, von Späteren, jo z. B. Delbrück (Ge- 
ſchichte der Kriegskunſt, Bd. IV) übernommenen Anſicht, daß die Pulver— 
waffe, d. h. die Verwendung des Schwarzpulvers als Triebkraft für 
Geſchoſſe aus Rohren, auf dem Wege aus dem Orient über die romaniſchen 
Länder nach Deutſchland gekommen ſei, vertritt R. in einer, wie mir 
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ſcheint, ſchlüſſigen Beweisführung, wie es auch Jahns getan hat, den deut⸗ 
ſchen Urſprung der Erfindung, deren Zeit er nach rückwärts durch das 
Jahr 1321, nach vorwärts durch das Jahr 1331 begrenzt. Um die Mitte 
des 14. Jahrhunderts war ſie, wie die Stadtrechnungen zeigen, voll⸗ 
kommen bekannt. Es iſt ſehr zu wünſchen, daß das von dem Verfaſſer 
auch über Trier, Köln, Erfurt, Rothenburg, Nürnberg, Dortmund, 
Braunſchweig, Görlitz uſw. geſammelte reiche Material im Zuſammenhange 
zur Veröffentlichung gelangen möge. Auch ſei eine Anregung des Ver⸗ 
faſſers für die Hiſtoriſche Kommiſſion der Provinz Brandenburg wieder⸗ 
gegeben. Es iſt nicht nur möglich, ſondern beinahe als wahrſcheinlich 
zu bezeichnen, daß Ausſchachtungen in dem alten Graben des Schloſſes 
Plaue, deſſen Lage ſich feſtſtellen läßt, Steinkugeln der „Faulen Grete“ 
zutage fördern, womit poſitive Daten über ihre balliſtiſchen Verhältniſſe 
gewonnen wären. Das Kugelgewicht betrug ſehr wahrſcheinlich 3 Zentner, 
der Durchmeſſer ſomit etwa 50 em. Er näherte ſich alſo ſehr dem Kaliber 
der „Dicken Berta“ (42 em kurze Marinekanone), deren dröhnende Stimme 
genau 500 Jahre ſpäter den Feind erzittern machte. Jany. 


Dr. jur. Johannes Heckel, Privatdozent für Staats⸗ und Kirchenrecht 
an der Univerſität Berlin, Die evangeliſchen Dom⸗ und Kollegiatſtifter 
Preußens, insbeſondere Brandenburg, Merſeburg, Naumburg, Zeitz. 
Eine rechtsgeſchichte Unterſuchung. (Kirchenrechtliche Abhandlungen, 
hrsg. von D. Dr. jur. et phil. Ulrich Stutz, 100. u. 101. Heft.) Stuttgart, 
Ferdinand Enke 1924 (455 S.) 

Von den ehemals zahlreichen Dom- und Kollegiatſtiftern innerhalb 
des preußiſchen Staates ſind bis zur Gegenwart nur die im Titel dieſes 
Buches angeführten vier erhalten geblieben, im Gebiete des altpreußiſchen 
Staates alſo nur Brandenburg allein, während Merſeburg, Naumburg, 
Zeitz innerhalb des kurſächſiſchen Staatsverbandes ſich erhielten, von dem 
jie 1815 an Preußen übergegangen find. Von der Geſchichte und dem 
Recht dieſer Inſtitute hat man bisher nicht viel gewußt. Hier klaffte 
eine Lücke, die ſchon mancher Hiſtoriker und Kirchenrechtsforſcher bemerkt 
hat; aber ihre Ausfüllung wäre am Ende doch wohl unterblieben, wenn 
nicht infolge der Umwälzungen unſerer jüngſten Vergangenheit das 
eg d Intereſſe daran, das doch immer nur mäßig war, eine 
kräftige Unterſtützung erhalten hätte durch die praktiſche Frage, was nach. 
dem Fortfall der Monarchie und des Herrenhauſes aus dieſen Anſtalten 
mit ihrem nicht unbeträchtlichen Vermögen werden ſoll. Denn daß ſie 
einen Anachronismus im modernen Staat darſtellen und daß ſie in der 
Republik ihre letzte Stütze verloren haben, kann nicht bezweifelt werden. 
Natürlich wird die evangeliſche Landeskirche einen Verſuch machen, in 
den Genuß der Spolien zu gelangen. Ein Auftrag des Evangeliſchen 
Ober⸗Kirchenrats, der zu dieſem Zweck ein Gutachten zu haben wünſchte, 
hat dem Verfaſſer des vorliegenden Buches den erſten Anſtoß zu ſeiner 
Arbeit gegeben. Zugleich wurde Prof. Stutz vom Miniſter des Innern, dem 
die fraglichen Anſtalten gegenwärtig unterſtehen, um ein Rechtsgutachten 
über den gleichen Gegenſtand angegangen. Es traf ſich gut, daß der Konſiſto— 
rialaſſeſſor Dr. Heckel eben damals in deſſen kirchenhiſtoriſchem Inſtitut 
- arbeitete. Es wurde ausgemacht, daß Prof. Stutz fein Gutachten erſt 
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erſtatten wollte, wenn die dazu unentbehrliche hiſtoriſche Darſtellun 
des Herrn Dr. Heckel vorliegen würde. So iſt das gegenwärtige Buch 
entſtanden, das natürlich über die beſonderen Verhältniſſe der heut allein 
in Frage kommenden Stifter weit hinausgreift. Es behandelt die Rechts⸗ 
1 der evangeliſchen Dom⸗ und Kollegiatkapitel Preußens auf 

reiteſter Grundlage; übrigens mit einer Gründlichkeit, Sorgfalt und 
Klarheit, die geradezu muſterhaft genannt werden können. In einem 
einleitenden Kapitel erörtert der Verfaſſer die Anſchauungen der Witten⸗ 
berger Reformatoren über die Reorganiſation von Bistum und Kapitel 
im evangeliſchen Sinne. Dann handelt er eingehend von der Beſetzung 
der Bistümer mit Proteſtanten, wobei auf einen allgemeinen geſchicht⸗ 
lichen Überblick eine Reihe von ſyſtematiſch, nach den in Betracht kommen⸗ 
den kirchenrechtlichen nn gegliederten Einzelunterſuchungen 
folgt. Mit der allmählichen Löſung vom Boden der katholiſchen Kirche 
iſt eine mehr oder weniger tiefgehende Umwandlung der Kapitelsverfaſſung 
verbunden, die ausführlich nach allen Richtungen dargeſtellt wird. Das 
Hauptintereſſe aber wendet ſich im vierten Kapitel der Frage zu, wie das 
neue Verhältnis beſchaffen war, in das nun die Kapitel zum Staat und 
zur evangeliſchen Kirche traten, welchen Anteil ſie an der ſtaatlichen und 
kirchlichen Verwaltung nahmen. Im Territorialſtaat erſcheinen die 
Domkapitel da, wo ſie landſäſſig waren, lediglich als Beſtandteil des 
ſtändiſchen Organismus; wo es ſich aber um reichsunmittelbare geiſt⸗ 
liche Territorien handelte, nehmen ſie eine eigentümliche Zwiſchenſtellung 
zwiſchen dem Adminiſtrator und den Landſtänden ein und ſpielen oft 
genug eine maßgebende Rolle in der Landesherrſchaft. Das ändert ſich 
aber natürlich für die Stifter, die dem preußiſchen Staate einverleibt 
wurden, in dem Maße, wie die Territorien zu einem Geſamtſtaat zu⸗ 
ſammengefaßt wurden; und mit dem Aufkommen des Abſolutismus, 
mit dem Abſterben des ſtändiſchen Lebens verlieren auch die Dom⸗ 
kapitel mehr und mehr ihre frühere politiſche Bedeutung. Organe der. 
N Verwaltung ſind und bleiben ſie nur in dem Sinne, wie es 
ie Landſtände überhaupt waren. Ihre Hauptfunktion iſt die eigene 
Vermögensverwaltung. Auch als Organe der kirchlichen Verwaltung 
kann man ſie, jedenfalls ſeit der Mitte des 17. Jahrhunderts, nicht mehr 
betrachten. Die Reformation ſchaltet ſie aus der kirchlichen Verwaltung 
der proteſtanitſch gewordenen Territorien aus. Sie haben zwar trotzdem 
hie und da in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts noch ein mehr oder 
minder beträchtliches Stück der kirchlichen Jurisdiktion wieder zu erringen 
vermocht, aber ſie vermochten dieſe Errungenſchaften nirgendwo lange 
zu behaupten. In Brandenburg-Preußen ſcheiden die Kapitel allmäh⸗ 
lich ganz aus dem kirchlichen Verwaltungsorganismus aus — eine 
Entwicklung, auf die das Allgemeine Landrecht lediglich das Siegel 
drückte. Intereſſant iſt, was hier über die anfängliche Unſicherheit 
von Se beigebracht wird. Er behandelte auch die proteſtantiſchen 
Domkapitel in dem kirchenrechtlichen Teil des Geſetzbuches und wollte 
anfänglich die Domherren ohne Unterſchied des Bekenntniſſes als „Per— 
er des geiſtlichen Standes“ charakteriſieren. Erſt der Widerſpruch 

er Kritik, namentlich des Regierungspräſidenten v. Tevenar, veran⸗ 
laßte ihn zu dem Zugeſtändnis, daß die proteſtantiſchen Stifter eigentlich 
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gar keine „Religionsgſellſchaften“ mehr ſeien und nicht unter die Normen 
von ſolchen geſtellt werden könnten. Immerhin aber wurden ihnen aus 
hiſtoriſchen Gründen die Rechte der „geiſtlichen Geſellſchaften“ oder 
kirchlicher Korporationen beigelegt, obwohl man ſie keineswegs als 
jolche anerkennen wollte. Tatſächlich waren die Domherrenſtellen reine 
Sinekuren, Pfründen, die der König an verdiente Offiziere und Beamte 
verlieh ohne Beziehung me irgendeinen den Pol Zweck oder Anlaß. 
Bezeichnend dafür iſt ihre Erwähnung in den Politiſchen Teſtamenten 
Friedrich des Großen — die man unter den ſonſt wohl ziemlich erſchöpfen⸗ 
den Quellenangaben des Buches vermißt —: da werden die in dem 
Abſchnitt: „Des peines et des r&compenses“ mit den Amtshauptmann⸗ 
e und ähnlichen Sinekuren zuſammen genannt als eines der wenigen 

ittel, die der König von Preußen in der Hand habe, um ungewöhnliche 
Verdienſte, namentlich ſolche militäriſcher Art, zu belohnen. 

Im Zuſammenhang mit dieſen Unterſuchungen erörtert der Ver⸗ 
faſſer auch die rechtliche Beurteilung des Verhältniſſes von Biſchof und 
Kapitel in Praxis und Theorie und kommt dabei auf die Frage nach der 
Entſtehung des Summepiskopats. Dies iſt ein Punkt von ganz beſonde⸗ 
rem Intereſſe, dem denn auch noch eine beſondere Abhandlung in der 
Zeitſchrift der Savignyſtiftung für Rechtsgeſchichte (Kanon. Abt. XIII, 
266 ff.) gewidmet worden iſt. Im nes u der herrſchenden juriftifchen 
und hiſtoriſchen Auffaſſung ſucht der erfaſſer nachzuweiſen, daß die 
Wurzel des landesherrlichen Summepiskopats nicht in der Reformations⸗ 
zeit und in dem evangeliſch⸗biſchöflichen Kirchenregiment Joachims II. 
zu ſuchen ſei, ſondern daß ſie vielmehr in dem Verhältnis des proteſtan⸗ 
tiſchen Landesherrn zu ſeinen katholiſchen Untertanen liege und daß 
in dieſem Sinne der Große Kurfürſt der erſte „summus episcopus“ 
geweſen ſei. Von Brandenburg⸗Preußen aus fand dann die Bezeichnung, 
die bald auch für die evangeliſche Kirche gebraucht wurde, Eingang in 
das evangeliſche Kirchenrecht überhaupt. Ihr theoretiſcher Hauptver⸗ 
treter wurde der Halliſche Profeſſor Samuel Stryk mit der Abhandlung 
„de jure papali principum Evangelicorum“ (1667), nachdem der Große 
Kurfürſt ſchon in ſeinem Politiſchen Teſtament von 1667 den Grundſatz 
eben in Beziehung zu ſeinen katholiſchen Untertanen im Herzogtum 
Cleve und den dazugehörigen Landen ſehr nachdrücklich betont hatte. 
Die gründliche und klare Beweisführung des Verfaſſers hat mich von der 
Richtigkeit ſeiner Theſe überzeugt. Mit dem eigentlichen proteſtantiſchen 
Episkopalſyſtem hat der Summepiskopat im Grunde nichts zu tun. 
Seine Wurzeln liegen in vorreformatoriſcher Zeit, nämlich in der großen 
Auseinanderſetzung der päpſtlichen Kurie mit den weltlichen Gewalten 
nach dem Scheitern der konziliaren Reformbewegung (1447ff.). Das 
möchte ich noch ſchärfer betonen, als es der Verfaſſer ſelbſt getan hat. 
Der Große Kurfürſt hebt mit großem Nachdruck das alte Recht der 
Cleviſchen Herzöge hervor, deren Nachfolger er geworden war. Es iſt 
das Recht, das ſeinen Ausdruck in dem bekannten apokryphen Worte 
gefunden hat: „Dux Cliviae papa in suo territorio“. Es handelt ſich dabei 
um eine Wendung in den ſtaatskirchlichen Verhältniſſen, die weit über 
Deutſchland hinausgeht und von univerſaler Bedeutung für das chriſt— 
liche Abendland iſt, nämlich um die Übertragung gewiſſer kirchenhoheit⸗ 
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licher Rechte vom Papſt an die weltlichen Herrſcher, wie ſie durch ver⸗ 
ſchiedene Privilegien und Konkordate, zuletzt noch das franzöſiſche von 
1516, bewirkt worden iſt, während in England (wie anfänglich auch in 
Frankreich durch die „pragmatiſche Sanktion“) eine autonome ſtaatliche 
Geſetzgebung zu demſelben Ziel zu gelangen ſuchte. Es handelte ſich 
um ein „jus papale“, wie Stryk es ganz richtig formulierte, nicht um 
ein „jus episcopale“. Erſt die unklare Vermiſchung dieſes alten Rechts 
mit dem neuen des proteſtantiſchen Episkopalſyſtems hat den Anlaß 
egeben zu der irreführenden Bezeichnung als „Summepiskopat“. 
m Grunde wurzelt dieſes Recht nicht in dem evangeliſch⸗kirchlichen 
Gedankenkreiſe des Episkopalſyſtems, ſondern vielmehr in dem überkon⸗ 
ee des Territorialſyſtems, das überhaupt eine fortge- 
chrittene politiſche Auffaſſung, die Auffaſſung des neuen ſouveränen Groß⸗ 
ſtaates nach we ſteuropäiſchem Muſter, gegenüber dem eigentlich deutſchen 
territorialen Klein⸗ und Halbſtaat darſtellt. Es iſt unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt dann wohl auch kein Zufall, daß eben an der weſtlichen Grenze 
Deutſchlands, in Cleve, die Tradition eines ſtaatskirchlichen Hoheits⸗ 
rechts ſich am zäheſten erhalten hat, während in den proteſtantiſchen 
Gebieten des öſtlichen Deutſchlands, gerade auch in Brandenburg⸗ 
Preußen, die Vermiſchung dieſes Rechtes mit dem evangeliſchen Kirchen⸗ 
regiment der chriſtlichen Obrigkeit, die in die biſchöfliche Jurisdiktion 
eintrat, ſich vollzogen hat. Die Säkulariſationen des Weſtfäliſchen Frie⸗ 
dens leiſteten dieſer Vermiſchung Vorſchub und der Proteſt der Kurie 
gegen dieſen Friedensſchluß ſpornte auf der Gegenſeite den politiſch⸗ 
fonfeffionellen Eifer zu immer feſterer Konſolidierung dieſer hybriden 
Bildung des Summepiskopats, die ſich aber in ihrer urſprünglichen, 
Neben auch die katholiſchen Untertanen erfaſſenden Form nicht hat 
ehaupten können und deren Bezeichnung im 19. Jahrhundert auf das 
Gebiet der evangeliſchen Kirche eingeſchränkt worden iſt. In dieſem 
Zuſammenhange mag auch noch an die Bezeichnung des „jus rekormandi“ 
als „höchſtes Regal” erinnert werden, über die U. Stutz zuerſt kritiſch 
gehandelt hat, und zu der auch Verfaſſer des vorliegenden Buches be- 
merkenswerte Beiträge liefert (Zeitſchrift der Savignyſtiftung, Kan. 
Abt. XIII, 518ff.), die bis ins Jahr 1545 zurückführen. 

Damit iſt der Hauptinhalt des erſten Teiles dieſes Buches angedeutet, 
der bis zum Ende des 18. Jahrhunderts führt. Der zweite Teil beginnt 
mit dem Reichsdeputations⸗Hauptſchluß von 1803 und reicht bis zur 
Gegenwart. Er iſt natürlich für die praktiſchen Fragen von beſonderer 
Bedeutung. Der Reichsdeputations⸗Hauptſchluß hatte bekanntlich den 
zu entſchädigenden Landesherrn eine unbeſchränkte Verfügungsgewalt 
über die in ihren Landen befindlichen geiſtlichen Stifter zugeſtanden. 
In Preußen iſt davon aber zunächſt nur ein ſehr beſcheidener Gebrauch 
gemacht worden. Man nahm davon Abſtand, die Stifter einzuziehen, 
und war nur darauf bedacht, ihre korporative Selbſtändigkeit einzu— 
ſchränken. Mit dem Frieden von Tilſit waren dann aber die Stifter der 
abgetretenen linkselbiſchen Provinzen der völligen Säkulariſation augs- 
geliefert; und auch in dem Reſt der preußiſchen Monarchie drängte 1810 
die unter dem Druck der Kontribution ſich verſchärfende Finanznot zu 
dem prinzipiellen Entſchluß der Einziehung alles geiſtlichen Beſitzes. 
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Den brandenburgiſchen Stiftern gelang es, die Ausführung der Maßregel 
zu verſchieben; aber Hardenberg hielt auch nach dem Frieden von 1815 
daran feſt, und Havelberg wurde wirklich 1819 eingezogen. Brandenburg 
iſt nur dadurch gerettet worden, daß, bevor auch dieſes letzte Stift an die 
Reihe kam, der innere Bruch zwiſchen dem König und ſeinem Staats⸗ 
kanzler ſich vollzog und infolgedeſſen die Maßregel 1820 ſiſtiert wurde. Bei 
dem dann eintretenden Umſchwung in der Verfaſſungsfrage, der die pro⸗ 
vinzialſtändiſche Ara einleitete, kam es, namentlich durch die Fürſprache 
des Kronprinzen, zu dem Beſchluß, das Brandenburger Domkapitel 
zu erhalten; 1826 erhielt es ein neues Statut, das mit anderen zugehörigen 
Aktenſtücken, darunter dem Gutachten des Kronprinzen, im Anhang 
des vorliegenden Buches zum Abdruck gebracht worden iſt. Die ſäch⸗ 
ſiſchen Stifter waren pute beſondere Abmachungen bei der Abtretung 
1815 vor der Einziehung geſchützt; ihre Statuten, die ebenfalls im An⸗ 
hang abgedruckt ſind, blieben in Geltung; nur ſuchte man ihre Verfaſſung 
der von Brandenburg nach Möglichkeit anzugleichen, namentlich ſeit 
mit dem Frieden von 1866 die hemmenden Beſtimmungen von 1815 
in Fortfall gekommen waren. 

Inzwiſchen aber iſt noch ein bedeutſamer Verſuch gemacht worden, 
die preußiſchen Stifter insgeſamt im evangeliſch⸗kirchlichen Sinne wieder 
zu beleben und ſie als Organe einer wirklichen kirchlichen Verwaltung 
in den geplanten Umbau der Landeskirche einzugliedern. Das ſollte 

eſchehen im Zuſammenhang mit dem Kirchenverfaſſungsentwurf 
Friedrich Wilhelms IV. von 1847, den der Verfaſſer des vorliegenden 
Buches in der Zeitſchrift der Savignyſtiftung für Rechtsgeſchichte, Kanon. 
Abt. XII, 444ff. veröffentlicht und eingehend erörtert hat. Der König 
beabſichtigte, die Landeskirche ſozuſagen föderaliſtiſch aufzulockern, in- 
dem die Superintendenturſprengel als ſelbſtändige apoſtoliſche Kirchen 
unter Biſchöſen mit Konſiſtorium und Presbyterium konſtituiert werden 
und vermittelſt der Provinzial⸗ und Generalſynoden eine landeskirchliche 
Gemeinſchaft bilden ſollten. In dieſe apoſtoliſchen Kirchen und ihre 
Konſiſtorien ſollten auch die Domſtifter organiſch eingegliedert werden. 
Aus dem Plane, den der König bis zu ſeiner ſchweren Erkrankung 1857 
feſtgehalten hat und den der ee ernſter nimmt, als Treitſchke und 
auch Ranke getan haben, iſt ja bekanntlich nichts geworden. Mit der Ein⸗ 
führung der konſtituierenden Verfaſſung wurden die Domkapitel zum 
Gegenſtand der ſtaatlichen Geſetzgebungstätigkeit, ganz beſonders feit- 
dem 1866 die einſchränkenden völkerrechtlichen Beſtimmungen hinſicht⸗ 
i der ehemals ſächſiſchen Stifter fortgefallen waren. In dieſer kreuzten 
ſich ganz verſchiedenartige Intereſſen, namentlich das ſtaatlich⸗finanzielle, 
das evangeliſch⸗kirchliche und das Schulintereſſe. Zwiſchen den Miniſterien 
des Innern, des Kultus und der Finanzen gab es Meinungsverſchieden— 
heiten und Kompromiſſe, auch der Evangeliſchen Oberkirchenrat wurde 
gehört. Das Abgeordnetenhaus wollte bei dieſer Gelegenheit den for- 
porativen Charakter der Stifter ganz beſeitigen; aber das Herrenhaus 
ſtellte die Regierungsvorlage wieder her; zu einer Vereinbarung gelangte 
man ſchließlich nicht. Das war im Jahre 1879. Seitdem hat die Frage 
geruht. Einig war man nur über zweierlei: einmal darüber, daß die Stifter 
nicht einfach dem Staatseigentum einverleibt werden ſollten, und dann 
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darüber, daß ihre Einkünfte vornehmlich zu kirchlichen und Schulzwecken 
verwandt werden müßten. In welcher Richtung die bevorſtehende 
Reform ſich bewe gen wird, ijt ſchwer vorauszuſehen. Wahrſcheinlich 
werden die pail aren Mittel einerſeits von der evangeliſchen Kirche, 
andererſeits von dem Miniſterium für Kunſt, Wiſſenſchaft und Volks⸗ 
bildung in Anſpruch genommen werden. Die Tage der Domkapitel 
ſind gezählt; daß ſie keine eigentliche kirchlichen Korporationen mehr ge⸗ 
weſen ſind, ſcheint mir aus der hier vorliegenden hiſtoriſchen Darſtellung 
klar hervorzugehen. — Dieſe Darſtellung beſchränkt ſich übrigens ſtreng auf 
die juriſtiſche Seite der Sache. Der Hiſtoriker — das mag zum Schluß 
noch bemerkt werden — vermißt ungern das Eingehen auf den Perſonal⸗ 
beſtand der Stifter und auf den Beſtand und die materielle Verwaltung 
ihres Vermögens. Erſt durch das letztere erhielte man eine Vorſtellung 
von der finanziellen Bedeutung der Angelegenheit, und das erſtere wäre 
nicht ohne Intereſſe für Verwaltungs-, Heeres⸗ und Sozialgeſchichte 
Preußens, namentlich im 18. und 19. Jahrhundert. Es iſt doch z. B. 
eine intereſſante Tatſache, daß heute der Feldmarſchall v. „Hindenburg 
Domdechant von Brandenburg iſt. O. Hintze. 


Curt Balcke, Bibliographie zur Geſchichte der Preußiſchen Staats⸗ 
bibliothek (Mitteilungen aus der Preußiſchen Staatsbibliothek, ws von 
der Generalverwaltung VI) Leipzig. Karl W. Hierſemann 1925. X, 102 S. 

Die Geſchichte eines wiſſenſchaftlichen Inſtitutes wie der Staats- 
bibliothek in Berlin blickt einem Januskopf vergleichbar nach zwei Rich⸗ 
tungen: Nach innen enthüllt ſie das Entſtehen und Wachſen des Bücher⸗ 
beſtandes, den immer wieder erneuten Verſuch der Kataloge, mit dieſem 
Wachstum Schritt zu halten, den Wechſel der Unterbringungsverhält⸗ 
niſſe und der Aufſtellung der Bücher, die Wandlungen der Verwaltungs⸗ 
organiſation. Sie lehrt den Fachmann, die Wurzeln der Gegebenheiten 
erkennen, an die er ſich mit heiteren oder naſſen Augen in ſeiner Amts⸗ 
tätigkeit gebunden ſieht — und kein anderer Beruf, ſo bezeugt uns der 

egenwärtige Leiter der Staatsbibliothek in ſeinen Einführungsworten 
2 das vorliegende Buch, iſt ſo an die Tradition gefeſſelt wie der des 
Bibliothekars. 

Nach außen aber gibt die Entwicklung der Bibliothek einen wich⸗ 
tigen Maßſtab für die Wiſſenſchaftsgeſchichte Berlins und Brandenburg⸗ 
Preußens überhaupt. Der Aufſchwung der Wiſſenſchaften durch die 
befreienden Gedanken der Renaiſſance, der Reformation und des neuen 
mathematiſch fundierten Naturerkennens führte um die Mitte des 17. Jahr⸗ 
hunderts zur Schöpfung der großen Bücherſammlung wie ein Menſchen⸗ 
alter ſpäter der Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin. Die Parallelen 
zwiſchen beider Geſchichten laſſen ſich unſchwer ziehen. Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts gliederte man der Akademie die Bibliothek ſogar an. Dann 
aber brachte ihr die Humboldtſche Univerſitätsgründung die alte Celb- 
ſtändigkeit und neuen Aufſtieg. Mit der wachſenden Vorrangſtellung 
Berlins in der deutſchen Gelehrtenwelt entfaltete ſich die Bibliothek, 
auch hierin der Wandlung der Organiſation der Wiſſenſchaft folgend, 
zu einem Zentralinſtitut, deſſen Schätze weit über die Landesgrenzen 
hinaus ihren Segen ſpenden. 
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Dieſe Bibliotheksgeſchichte hat der Verfaſſer des vorliegenden Buches 
nicht geſchrieben. Das dafür vorhandene Quellenmaterial iſt bisher nicht 
einmal vollſtändig durchforſcht worden. Aber er hat in mühevoller Arbeit 
einen Pfad durch das Dickicht getrieben, den ein künftiger Geſchichts⸗ 
ſchreiber des Inſtituts dankbar benutzen wird. Ahnlich wie 1892 Pierret 
und zwei Jahre ſpäter Leon Vallée für die Pariſer Nationalbibliothek 
ſammelte Balcke mit peinlicher Sorgfalt alles, was über ihre Berliner 
Schweſteranſtalt gedruckt worden iſt, und ſtellte es in überſichtlicher Ord⸗ 
nung zufammen. Den Rahmen ſpannte er denkbar weit. Nicht nur ſelb⸗ 
ſtändige Bücher und e die ſich auf den Gegenſtand beziehen, 
fanden Aufnahme, auch mehr oder minder Nur Erwähnungen in 
Darſtellungen anderer Art, Erinnerungen, Vorreden, Zeitungsnotizen 
wurden liebevoll zuſammengetragen. Die Bibliographie Neolt die 
Geſchichte der Bibliothek in alle Einzelheiten, die Lebensbeſchreibung der 
Bibliothekare nicht ausgenommen. Darüber hinaus wird die Literatur 
über jede mit der Staatsbibliothek irgendwie in Berührung ſtehende 
Frage der Verwaltung und Benutzung nachgewieſen, bis zu den litera⸗ 
riſchen Tees des Vereins ihrer Freunde und den Klagen und Wünſchen, 
die nicht immer durch Sachkunde beſchwert in die Offentlichkeit drangen. 
Der Bibliothek als Ganzes folgen in der Bibliographie ihre Abteilungen, 
unter denen der Literaturnachweis für die Handſchriftenſammlung 
dem Hiſtoriker beſonders willkommen ſein wird. Dank verdienen auch die 
zahlreichen Inhaltsangaben und ſachlichen Hinweiſe, die den Titeln 
beigefügt ſind. Die Standortsſignaturen der Staatsbibliothek erleichtern 
die Auffindung der Bücher. 

Wer Weizen vom Spreu ſondert, wird nicht jedes Korn erfaſſen, 
und ſo hätte noch dieſe oder jene Schrift genannt werden können, in der 
irgendetwas über die Berliner Bibliothek zu finden iſt. Beſchränkung 
war hier Pflicht. Vollſtändigkeit iſt aber erwünſcht bei der ſo leicht ver⸗ 
gänglichen Ware der amtlichen Druckſachen der Bibliothek. Hier iſt hinter 
Nr. 245 a nachzutragen: 1. 1818. 301 aus dem Reglement für die Kgl. 
Bibl. Über die Benutzung der Kgl. Bibl. durch die Studierenden der 
hieſigen Kgl. Univerſität. o. O. u. J. 2 Bl. 4 2. 1818. Auszug uſw. Über 
die Benutzung der Kgl. Bibl. o. O. u. J. 86. 4° ((beide in den Akten der 
Staatsbibl.) 3. Hierzu gibt es einen Nachtrag vom 24. Nov. 1821 1 Bl., 
den Balcke unter Nr. 246 angebunden verzeichnet. 4. Der von Wilken in 
ſeiner Geſchichte d. K. B. S. 208f. abgedruckte Auszug faßte Nr. 2 und 3 
zuſammen und iſt im 7 0 1822 ausgegeben worden. Mit Balckes 
Nr. 246 dürfte nicht dieſer Auszug, ſondern der unter Nr. 2 genannte über⸗ 
einſtimmen. 5. Zugleich mit Nr. 247, die 1839 neugedruckt wurde, kam 
ein Einblattdruck uber die Benutzung der K. B. durch die Studierenden 
datiert vom 6. Jan. 1830 heraus (vgl. Akten der Staatsbibliothek betr. 
Einrichtungen). Der Wert eines Buches liegt oft nicht in den Fragen, 
die es beantwortet, ſondern die es aufwirft. Von Balckes entſagungs⸗ 
voller Arbeit geht ein lebhafter Anreiz aus, in die Geheimniſſe des Wer— 
dens unſerer großen Bücherſammlung forſchend einzudringen. Zugleich 
ſtellt fie aber auch unentbehrliches Rüſtzeug dafür mühelos zur Ver⸗ 
fügung. Darin liegt ihr doppeltes Verdient 

Guſtav Abb. 
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Max Hein, Johann v. Hoverbeck. Ein Diplomatenleben aus der 
7555 re Kurfürſten. Königsberg i. Pr. Bruno Meyer & Co. 
1925. 261 S. 


Der Königsberger Archivar gibt hier — im weſentlichen auf Grund 
Berliner und Königsberger Akten, ſowie der Arnheimſchen Sammlung 
aus dem Stockholmer Reichsarchiv — in der Schilderung des Diplomaten⸗ 
lebens Hoverbecks einen wertvollen Beitrag zur Geſchichte der branden⸗ 
burgiſchen Politik zur Zeit des Großen Kurfürſten. Johann v. Hover⸗ 
beck (1606-1682), der in Alexandrowice in Polen geborene, einer des 
Glaubens wegen aus der Heimat vertriebenen flandriſchen Familie 
entſtammende Ausländer, bot der monographiſchen Behandlung ein ſehr 
dankbares Ovjekt, hat er doch ſeit feinem Eintritt in den brandenburgiſchen 
auswärtigen Dienſt 1631 ſein ganzes Leben mit der Behandlung der 
Beziehungen des Kurſtaates zu Polen hingebracht, um dadurch in der 
Kenntnis der ihm von Jugend auf vertrauten polniſchen Verhältniſſe, 
die in jenen Jahren für Brandenburg von ausſchlaggebender Bedeutung 
waren, eine Autorität erſten Ranges zu werden. Somit liegt der höhere 
hiſtoriſche Wert des vorliegenden Buches eben auch in der Schilderung 
der brandenburgiſch⸗polniſchen Beziehungen vom Stuhmsdorfer Waffen⸗ 
ſtillſtand an über die an diplomatiſcher Arbeit ſo reichen Jahre des Nor⸗ 
diſchen Krieges und des Streites um Elbing hinweg bis zur Radziwill⸗ 
ſchen Heirat des Prinzen Ludwig. Die Darſtellung macht die unendlichen 
Schwierigkeiten begreiflich, denen ſich der brandenburgiſche Geſandte 

erade in Polen gegenüber ſah, wo die mächtigen Staaten Oſterreich, 
Frankreich und Schweden, wie auch das emporſteigende Rußland die 
Politik ihrer Kabinette ſpielen ließen, um aus den verworrenen Zu— 
ſtänden der Republik nach Möglichkeit für ſich ſelbſt Kapital zu ſchlagen; 
und man verſteht auch, daß der brandenburgiſche Diplomat bei all ſeiner 
Klugheit und Geſchicklichkeit, wenn überhaupt, ſo doch immer nur beſchei⸗ 
dene Erfolge für ſeinen kurfürſtlichen Herrn zu erringen imſtande war, 
begann doch der rote Adler Brandenburgs erſt allmählich ſeinen Flug 
zur Höhe einer Großmacht. 

Die allgemeinen Züge der großen geſamteuropäiſchen Politik, 
in deren Schatten die polniſchen Verhältniſſe doch immer ſtanden, hätten 
wohl kräftiger gezeichnet werden können. Ein unangenehmer äußerer 
Mangel des Buches liegt darin, daß der Apparat an das Ende geſetzt 
iſt und nicht, wie es für jede wiſſenſchaftliche Abhandlung poſtuliert 
werden ſollte, fortlaufend unter dem Texte folgt. G. Wentz 


Aeta Borussica. Denkmäler der Preußiſchen Staatsverwaltung 
im 18. Jahrhundert. Hrsgb. von der Preuß. Akademie der Wiſſenſchaften. 
Die Behördenorganiſation und die allgemeine Staatsverwaltung Preu— 
Bens im 18. Jahrhundert. XI. Band. Akten vom Auguſt 1756 bis Ende 
1758, bearbeitet von M. Haß, W. Peters und E. Posner. Berlin, 
P. Parey. 1925. 744 S. 

Wir charakteriſieren den Band durch den von Erich Marcks in der 
Sitzung der Akadenie vom 22. Januar 1925 darüber erſtatteten Bericht: 
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„Der 11. Band der Zentralakten der Acta Borussica führt mitten 
in den wirklichen Krieg hinein, in die Jahre 1756—1758; der 12., der ſich 
bereits im Drucke befindet, in die Jahre bis 1763. . 

Alſo die innere Verwaltung im Siebenjährigen Kriege! Sie wird 
ganz vom Auswärtigen beherrſcht. Das preußiſch⸗deuiſche Schickſal 
betätigt ſich wieder einmal: von allen Grenzen zugleich. Die Akten be⸗ 
richten aus allen Provinzen; Oſtpreußen, Schleſien, Oſtfriesland, Kleve⸗ 
Mark ſtehen voran, Oſtpreußen unter ruſſiſcher Beſetzung, Schleſien 
im öſterreichiſchen Kampfe, der Weſten von Kaiſerlichen und Franzoſen 
überzogen. Am wenigſten zuverläſſig erſchien Oſtpreußen: es gab der 
milden, von deutſch⸗ruſſiſchen Händen geführten Regierung der Ruſſen 
weit nach. Am ſteifnackigſten zeigte ſich der Nordweſten: weder den 
Kaiſerlichen noch den Franzoſen wollte man ſich beugen und wahrte 
dem fernen Könige zäh die Treue; dabei war, mit Geiſeln, Kontributionen, 
Bedrohungen von Perſon und von Eigentum, der Druck der Franzoſen 
weit ſchneidender als der der Ruſſen. Tapfer hielt ſich, bei Nan 
Einzelunſicherheiten, die weſentlich alter katholiſcher Sympathie für 
Oſterreich zugerechnet wurden, das neugewonnene Schleſien. Der Eifer 
der Landſchaften für die Aufſtellung von Milizen, für die Volkswehr 
alſo gegen den Feind, ſcheint nirgends beſonders warm. Vornehmlich 
redet hier natürlich das Beamtentum; es trägt ſeine Laſten, die langen 
Gehaltsſperren, mit Ergebung; es erhält den Befehl, bei feindlichem 
Einbruche Deputationen zurückzulaſſen, die zwiſchen Beſatzung und Be⸗ 
völkerung vermitteln; es zeigt ſich nicht überall heroiſch — am meiſten 
eben an Ems und Rhein! Im ganzen erſcheint es zuverläſſig und treu. 
Die Organiſation beſteht weiter, fortgebildet wird ſie nicht; die Handels⸗ 
politik ſtockt, die Juſtiz ein wenig auch, überall wird nur das Laufende 
beſorgt. Eine ſtarke, handelnde Energie des zuſammengepreßten und 
gequälten Leibes dieſes jungen Staates ſpricht ſich vielleicht nicht aus: 
aber er hielt ja durch. Das was ſichtbarer hervortritt, ſind einzelne: 
einige Schwächlinge; vor allem aber die aufſteigenden oder bereits 
führenden Helden der friederizianiſchen Verwaltung, Schlabrendorff 
in Schleſien, alltätig und kampfesfroh, Domhardt, Brenckenhoff, Lentz; 
Schlabrendorff hat Schleſien feſt in der Hand. Der König mißbilligt 
und mißachtet ſein Zentralminiſterium, das Generaldirektorium, und greift 
über die Zentralbehörden hinweg, er aber leitet und iſt alles. Er ſetzt die 
Ziele, entſcheidet die Grundſätze, er leitet die Finanzen, er regelt die Unter⸗ 
ſtützung verwüſteter Landſchaften, vertagt ſie, nimmt ſie ſpäter wieder 
auf, er blitzt und donnert gegen die Mutloſen, er beſeelt den Organismus, 
den die Regierung ſeines Hauſes aufgebaut hat, er iſt, über den Geführten, 
über den Werkzeugen, tauglicheren und matteren, die ſtets notwendige 
oberſte perſönliche ſittliche Kraft, zäh und ſtolz, gebietend, leidend, aus— 
harrend und deshalb ſiegend, noch ganz und gar das Herz des Ganzen, 
das durch ihn zum Ganzen wurde. Es iſt überall, in dieſen neu entjtehen- 
den Bänden, das gleiche Bild unſerer Geſchichte, am deutlichſten hier 
im Kriege, unſerer preußiſch⸗deutſchen Geſchichte, die lebendig ſtets nur 
war, wenn ſolch eine Perſönlichkeit ihr nicht mangelte; unſerer Geſchichte 
mit ihren Größen und ihren Leiden. Leiden, die überwunden worden 
Jind: Todesſtrudel, aus denen wir ſtets wieder aufgetaucht find.” 
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Friedrich der Große und Wilhelme von Bairenth. Bd. I: Yugend- 
briefe 1728 — 1740. Hrsgb. und eingeleitet von G. B. Volz. Deutſch 
von F. v. Oppeln⸗Bronikowski. Mit 16 Bildbeigaben und 2 Fakſimiles. 
K. F. Koehler, Leipzig 1924. 503 S. 

Es muß wundernehmen, daß die im Briefwechſel Friedrichs mit 
ſeiner Lieblingsſchweſter erhaltene wichtigſte Quelle zur Jugendgeſchichte 
des großen Königs erſt jetzt einem breiteren Publikum erſchloſſen wird. 
Zwar waren die Briefe bereits von den Hiſtorikern benützt und in den 
„Oeuvres de Frédéric le Grand“ lag eine Auswahl (ca. 80 Stücke) im 
Druck vor, Volz gebührt jedoch das Verdienſt, zuerſt dieſen Schatz in 
muſtergiltiger Weiſe für die Allgemeinheit gehoben zu haben, und er 
war der berufenſte hierzu. Der in der vortrefflichen Überſetzung von 
v. Oppeln⸗Br. gebotene intime Gedankenaustauſch der beiden Ge⸗ 
ſchwiſter gewährt den unmittelbaren Einblick in das Seelenleben und in 
die geiſtige Entwicklung Friedrichs und Wilhelmines, und er iſt nicht 
minder wichtig für die Beurteilung der eigenartigen Perſönlichkeit 
ihres Vaters König Friedrich Wilhelm I. Dieſe unmittelbaren Zeugniſſe 
ſind am beſten geeignet, den wahren Charakter der vielgeleſenen Denk⸗ 
würdigkeiten Wilhelmines ein für alle Mal zu enthüllen. 

Die erhaltene Briefmaſſe ijt jo groß, daß V. auch hier nur eine Aus⸗ 
wahl bieten konnte und die Texte z. T. ſtark kürzen mußte, doch haben 
die Auslaſſungen nach Verſicherung des Herausgebers nur Unweſentliches 
betroffen. Der erſte Brief Friedrichs datiert vom 26. Januar 1728 aus 
Dresden, der nächſt erhaltene aus Küſtrin, September 1730; die Briefe 
Wilhelmines beginnen erſt mit einem Schreiben vom 26. April 1732. 
Rund 500 Briefe der Geſchwiſter werden aus dem Jahrzehnt mitgeteilt, 
ſchon dieſe Anzahl zeigt, eine wie reiche Quelle zur Jugendgeſchichte 
Friedrichs hier ſprudelt Ein Anhang bringt noch ca. 50 Briefe Wilhel⸗ 
mines aus den Jahren 1730—1736, zumeiſt an ihren Vater gerichtet, 
welche die geſchwiſterliche Korreſpondenz ergänzen. 

In einer vortrefflichen Einführung gibt der Herausgeber auf Grund 
dieſer Briefe und aus ſeiner ausgezeichneten Kenntnis des geſamten 
Quellenmaterials heraus in knappen Strichen eine überzeugende Schil⸗ 
derung von der Jugendzeit Friedrichs und Wilhelmines unter Hervor- 
hebung der Ereigniſſe, die auf ihre Entwicklung von entſcheidendem 
Einfluß geweſen find. Das tragiſche Moment in dem Leben der Ge- 
ſchwiſter bildet das unſtete Verhältnis zu den Eltern, namentlich zu dem 
jähzornigen, krankhaft reizbaren Vater, das ſich auf ſeiten der Kinder 
in ihren Briefen bisweilen in natürlicher kindlicher Rührung, häufiger 
in erſchreckender Gefühlskälte, die ſich bis zur Gehäſſigkeit ſteigert, äußert. 
Anfang 1735 ſchreibt Friedrich: „Ich glaube, daß manche Eltern, die das 
zärtliche Herz ihrer Kinder kennen, ſie aus Barmherzigkeit bei ihren 
Lebzeiten in Verzweiflung bringen, um den Schmerz derſelben bei ihrem 
Tode zu vermindern.“ Die herzliche, ja überſchwängliche Liebe zwiſchen 
den Geſchwiſtern bildet demgegenüber ein Gegengewicht. 

Nicht die harte Behandlung im Herbſt 1730 iſt, wie bisher allgemein 
angenommen wurde, für Wilhelmine das ſie körperlich und ſeeliſch 
dauernd erſchütternde Ereignis geweſen, ſondern die ihr und dem Gatten 
zuteil gewordene Behandlung bei ihrem Beſuch in Berlin 1732/33 führte 
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erſt einen „Wendepunkt in ihrem Leben“ herbei. „Seeliſch war es der 
innerliche Bruch mit der alten Heimat, die ſie erſt nach dem Tode des 
Vaters wiederſehen ſollte“. Inwieweit auch Wilhelmine nicht ſchuldlos 
an dieſem Zerwürfnis war, muß dahingeſtellt bleiben. In ähnlicher 
Weiſe kommt V. zu dem Ergebnis, daß auch für Friedrich die Küſtriner 
Zeit nicht die entſcheidende Bedeutung gehabt hat, die man ihr bisher 
zugeſprochen hat. Die Kriſe in Friedrichs Entwicklung iſt vielmehr in 
den Herbſt 1734 und das Frühjahr 1735 zu verlegen, wo die ſchwere, 
anſcheinend hoffnungsloſe Erkrankung des Königs dem Kronprinzen 
die Ausſicht auf die baldige Thronbeſteigung eröffnete und er ſich in den 
Gedanken „an die große Epoche“ einlebte, um ſich bald darauf wieder 
„auf die Seite ſchlagen“ zu müſſen. 

Aus Friedrichs Briefen jener Zeit tönen uns Worte der Reſignation 
und Bitterkeit entgegen, er will der Welt entſagen und ſucht Ablenkung 
in der Muſik und in der Philoſophie, die entidelbende Wandlung in 
ſeinem Leben vollzog ſich. Anlage und Kummer waren nach Friedrichs 
Außerung (Nr. 280) die Urſachen ſeiner philoſophiſchen Neigungen. 

Ein beſonderes Kapitel widmet V. zum Schluß der Einleitung 
den „Denkwürdigkeiten“ Wilhelmines, deren Entſtehung und Charakter 
erläutert wird. 

Der zweite Band wird hoffentlich nicht lange auf ſich warten Sch. 


9 oom Tage des Königs. Verlag Ernſt Rowohlt, Berlin 
Obwohl das Werk keinerlei wiſſenſchaftlichen Anſpruch erhebt, verlangt 

der Verſuch der Charakteriſtik Friedrichs des Großen, den der Verf. 
unternimmt, eine Beſprechung an dieſem Orte. „Tage des Königs“ 
ſind die Entlaſſung des Großkanzlers Fürſt, eine (frei erfundene) Epiſode 
aus der Vorgeſchichte des Bayeriſchen Erbfolgekrieges und der Tod der 
Lieblingshündin Alkmene, deren Erkrankung dem König während der 
ſchleſiſchen Revuereiſe keinen Augenblick Ruhe ließ. Der Verf. hat ſich 
in der friderizianiſchen Literatur fleißig umgeſchaut und verwertet 
eſchickt vielerlei Detail. Aber gleichwie er bei der Revuereiſe und dem 

Entichluß des Königs, ſie auf die Nachricht von dem Tode der Hündin 
abzubrechen, die Ereigniſſe auf den Kopf ſtellt (Büſching in ſeiner Schrift: 
„Charakter Friedrichs II.“, S. 23, erzählt lediglich von dem Befehl 
Friedrichs, „den Sarg mit der Hündin zu Sansſouci in ſein Bibliothek⸗ 
zimmer zu ſetzen“), ſo geſchieht das in noch weit ſtärkerem Maße bei der 
Epiſode von 1778. In ihr liegt die Quinteſſenz des Buches; denn hier foll 
Friedrichs Charakter pſychologiſch ergründet werden. Die entſcheidende 
Rolle ſpielt, wie Frank fagt, „die ſchickſalsvolle Narbe an ſeinem Leibe“. 
Und ſo läßt Frank den König ſelbſt von jener verhängnisvollen Operation 
erzählen, die ihn mit dem Eunuchenſchickſal bedrohte und die ihn nun ver⸗ 
anlaßte, auf jede Art den Schein vor der Welt zu wahren, die vielleicht 
ſogar das entſcheidende Moment zur Eroberung Schleſiens bildete. Die 
Quelle, aus der Frank ſchöpft, iſt die Darſtellung Zimmermanns in ſeinem 
Pamphlet „Fragmente über Friedrich den Großen“. Dieſes Buch rief 
eine Flut von Gegenſchriften hervor, unter denen die „Freimüthigen An⸗ 
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merkungen über des Herrn Ritters von Zimmermann Fragmente von 
einigen brandenburgiſchen Patrioten“ (Berlin und Stettin 1791) eine 
5 Stellung einnehmen. Die anonymen Verfaſſer (v. Blanken⸗ 
urg und Nicolai) widmen der Behauptung Zimmermanns über Friedrichs 
körperliche Anomalie eine eingehende Unteriuhung. Auf Grund von 
BEN der Chirurgen des J. Bataillons Leibgarde, die die Leiche des 

önigs zur Einſargung vorbereitet hatten, und des Generalchirurgus 
Theden (gedruckt in Bd. I. S. 140 f. und 144f.) wird der Nachweis ge- 
führt, daß bei Friedrich weder von einer Anomalie noch von einer Opera- 
tion, die ja Narben hätte hinterlaſſen müſſen, die Rede ſein kann, ja daß der 
„Doktor von Malchow“, der mit ſeiner unglücklichen Kur die nachfolgende 
Operation verurſacht haben ſollte, überhaupt „gar nicht exiſtiert hat“. 
Da ſich die Charakteriſtik Franks auf Zimmermanns Angaben aufbaut, 
bricht ſie mit dem Nachweis, daß dieſe Angaben auf Lug und Trug 
beruhen, endgültig in ſich zuſammen. 

Berlin⸗Lichterfelde. G. B. Volz. 


Eberhard Roterberg, Der Reichsfreiherr Dodo Heinrich zu Inn⸗ 
und Knyphauſen als Geſandter Friedrichs des Großen am engliſchen 
Hofe (1758—1763). Greifswalder Diſſertation (115 S; Wismar 1924). 

Die vorliegende Schrift gibt zu ernſten Bedenken Anlaß. Sie 
iſt nur ein Teilſtück, indem ein anderer Forſcher (Thilo in einer Greifs⸗ 
walder Diſſertation von 1922) — nach dem Geſetz der Arbeitsteilung — 
Knyphauſens frühere Tätigkeit als Geſandter in Paris behandelt hat. 
Für Lebensdaten und Charakteriſtik Knyphauſens werden wir demnach 
auf jene frühere Unterſuchung verwieſen. Aber auch die Baſis iſt viel zu 
ſchmal. Aufgabe des Verf. wäre geweſen, gleichzeitig nach engliſchen 
Quellen zu ſchildern, welche Stellung und welches Anſehen der Geſandte 
in London genoß. Dieſe Aufgabe iſt überhaupt nicht berückſichtigt, ſondern 
wir erhalten lediglich eine Schilderung der Tätigkeit des Geſandten nach 
ſeinen Berichten, aus denen der Verf. zahlreiche Auszüge (aus dem 
Berliner Geh. Staatsarchiv) bringt, und nach den Erlaſſen des Königs 
(in der „Politiſchen Korreſpondenz“). So wird in manchen Punkten unſere 
Kenntnis bereichert, aber der wiſſenſchaftliche Ertrag der Unterſuchung iſt 
im ganzen gering. Seltſam berührt auch die Gepflogenheit des Verf., ſozu— 
ſagen bei jedem Bericht Knyphauſen vor ſeinen Richterſtuhl zu zitieren, 
während eine Geſamtwürdigung ſeiner Tätigkeit richtiger einem Schluß— 
kapitel vorbehalten ſein würde. 


Berlin-Lichterfelde. G. B. Volz. 


Herman v. Petersdorff, Fridericus Rex, Ein Heldenleben. Mit 
zeitgenöſſiſchen Bildern, fakſimilierten Schriftücken, Beilagen und 
Plänen. 4. Aufl. Verlag Gebrüder Paetel und Carl Henſchel, Berlin 
1925). 570 S. 

In neuem prunkvollen Gewande liegt uns die Petersdorffſche 
Biographie vor. Nicht minder durch ihre warme und lebendige Dar— 
ſtellung, wie durch die glückliche Verwertung der volkstümlichen Dichtung, 
der Volks- und Soldatenlieder, iſt fie uns bekannt und wert. Nur wenig 
hat der Verf. an ihr geändert. 
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Die Bedeutung der neuen Ausgabe liegt vielmehr in ihrer prächtigen 
Ausſtattung, die von C. F. Foerſter ſtammt. Sie geht im Gegenſatz zu 
der früheren Illuſtrierung des Werkes, die das hiſtoriſche Moment in 
den Vordergrund ſtellte, von ſtreng künſtleriſchem Geſichtspunkt aus. 
Die grundlegende Vorarbeit hat dafür das „Hohenzollern⸗Jahrbuch“ 
geliefert, in welchem ſein hochverdienter Herausgeber, Paul Seidel, aus 
der weitverſtreuten und weiten Kreiſen nicht zugänglichen Maſſe des 
Materials nahezu vollſtändig die geſamte Reihe der authentiſchen Bild⸗ 
niſſe Friedrichs des Großen, ſeiner Angehörigen und Verwandten, ſeiner 
Paladine des Geiſtes und des Schwertes geſammelt und abgebildet hat. 
Aber auch das „Hohenzollern⸗Jahrbuch“ leidet das unverdiente Schickſal 
nur beſchränkter Verbreitung. So galt es, dieſen Schatz für die Allgemein⸗ 
heit zu heben. Dieſe dankbare Aufgabe hat mit geſchickter Auswahl und 
feinem Verſtändnis Foerſter glücklich gelöſt. Er erweiterte den Kreis der Ab⸗ 
bildungen, indem er die fremden Fürſten, Feldherren und Staatsmänner, 
die Männer des Geiſtes, die in Friedrichs Geſchichte eine Rolle ſpielen, 
nach Gemälden, Stichen und Radierungen berühmter zeitgenöſſiſcher 
Meiſter zu einer glänzenden Galerie vereinte. Der Freund der Berliner 
Kunſt endlich wird an dieſer Stelle auch die Wiedergabe mehrerer neu auf- 
gefundener Gemälde von Bernhard Rode dankbar begrüßen. 

Berlin⸗Lichterfelde. G. B. Volz. 


Oltto]l Altenburg, Prof. Dr., Eliſabeth Prinzeſſin von Braun⸗ 
ſchweig. Eine ungekrönte preußiſche Königin. Saunier, Stettin 1924, 
117 S., 8°, 3,30 Mark. 

Dieſe „ungekrönte Königin“ iſt die bereits 1769 als Kronprinzeſſin 
geſchiedene erſte Gemahlin Friedrich Wilhelms II., eine Nichte Friedrichs 
des Großen. Mit probem Fleiß hat der Verf. alles ihm erreichbare, oft recht 
verſteckte Material zur Geſchichte dieſer unglücklichen, wenn auch nicht ſchuld⸗ 
loſen Frau zuſammengetragen, aber er zeigt dabei z. T. einen befrem— 
denden Mangel an Kritik. Hauptquellen wären einmal die noch heute 
verſiegelten Prozeßakten der Eheſcheidung, dann die eigene Korreſpondenz 
der Prinzeſſin, von der nur ganz geringe Reſte erhalten ſind. Dafür 
werden ohne jede Prüfung ungewiſſe Gerüchte aus den Tagebüchern des 
Reichsgrafen v. Lehndorff (vgl. Forſchg. XXI, 284 ff. und XXIII, 273) und 
den Souvenirs des „überall der Kontrolle bedürfenden“ (Koſer, F. d. G., IV, 
138) Zeitgenoſſen Thicbault breit mitgeteilt. Daneben verwendet der 
Verf. populäre Darſtellungen wie F. v. Köppen, E. Vehſe, A. Streckfuß 
als Quelle, aus denen z. B. die Kolportage S. 30/31 entnommen iſt. 
Ebenſo geht es nicht an, mündliche Tradition für eine vor 85 Jahren vere 
ſtorbene Perſönlichkeit zu verwenden. 

Beſſere Quellen ſtanden dem Verf. für die Lebensgeſchichte in Stettin 
zur Verfügung, wo die Prinzeſſin von 1769 bis 1840 als Verbannte gelebt 
hat. Hier ſind im Staatsarchiv Stettin zahlreiche Akten erhalten und in 
lokalen Quellen glaubwürdige Traditionen zu finden. Erſt war ſie ſtreng 
an die Feſtung gebunden, dann wurde ihr ein Sommeraufenthalt in 
Jaſenitz geſtattet und ein noch heute ſtehendes Landhaus außerhalb der 
Werke gebaut, das ſie dankbar „Friedrichsgnade“ nannte. Ihre Aus— 
ſchweifungen in Stettin, die bezeichnenderweiſe zwar keine Spur in den 
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Kirchenbüchern hinterlaſſen haben, aber zu ärgerlichen Erbſchaftspro⸗ 
zeſſen nach ihrem Tode führten, übergeht der Verf. mit allzu großer 
Diskretion. Erſt am Schluß des Buches erfährt man genauer, daß die 
Prinzeſſin angeblich ſchon vor ihrer Ehe in Braunſchweig mit 17 Jahren 
ein Kind gehabt hat, was doch auf ſie ein etwas bedenkliches Licht wirft 
und ſie nicht ſo ganz als die durch die Ausſchweifungen ihres Gemahls 
verführte Unſchuld erſcheinen läßt. Zu beſſerer Beglaubigung wären 
hier wohl außer den Akten des Stettiner Oberlandesgerichts die des 
Breslauer heranzuziehen geweſen. Ein letzter Sonnenſtrahl hat das 
Lebensende der geiſtvollen Greiſin verklärt: Kronprinz Friedrich Wilhelm 
(IV.) hat es nie unterlaſſen, ſeine „falſche Großmutter“ in Stettin zu 
begrüßen. 

Ein arger Leſefehler iſt offenbar die Unform „ma u socier“ für ma 
soeur, bar iſt der als Schriftprobe beigegebene Brief willkürlich ver- 
lefen. Die Auflöſung der Kürzung ASA R muß heißen: A son altesse royale. 
Glücklich iſt die Trennung von Text und Anmerkungen und die Hervor⸗ 
hebung von Eigennamen durch Sperrdruck. Bilder und Schriftproben 
geben eine willkommene Ergänzung der Darſtellung. 

F. Granier, Stettin. 


Freiherr vom Stein, Staatsgedanken. Aus ſeinen unveröffent⸗ 
lichten Geſchichtswerken. Neue Dokumente ſeiner politiſchen Anſchauungen 
hrsgb. von Erich Votzenhardt, Tübingen, Oſianderſche Buchhandlung 
1924. IV und 156 S. 

Eine dankenswerte Arbeit hat B. ausgeführt, indem er eine Auswahl 
aus den bisher unveröffentlichten Geſchichtswerken des Freiherrn vom 
Stein, die im Preußiſchen Geheimen Staatsarchiv zu Berlin aufbewahrt 
werden, herausgegeben hat. Dadurch wird endlich einem breiteren 
Publikum die Möglichkeit geboten, über den Wert dieſer hiſtoriſchen 
Arbeiten, der von Ernſt v. Meier hoch angeſchlagen, von Max Lehmann 
beſtritten wurde, ſich ſelbſt ein eigenes Urteil zu bilden. In einer gründ⸗ 
lichen Einleitung bekämpft B. noch einmal die Lehmannſche Theſe, daß 
Steins Gedankenwelt in entſcheidender Weiſe durch die Ideen von 1789 
beeinflußt fet und unterſtreicht ſtark den feudalariſtokratiſch⸗ethiſchen 
Grundcharakter von Steins Staatsanſchauung. 

So erfreulich die Publikation an ſich iſt, ſo hätte man doch in einigen 
Punkten ein anderes Verfahren des Herausgebers gewünſcht. Anſtatt 
eine Art von Gleichmäßigkeit anzuſtreben, und ſtatt neben der Geſchichte 
des 18. Jahrhunderts auch die Geſchichte der deutſchen und die älteren 
Teile der franzöſiſchen Geſchichte eingehend zu berückſichtigen, hätte er 
wohl beſſer getan, das Schwergewicht der Auswahl ſtärker in die neuere 
Zeit zu legen. 

Mit Recht ſind dem Herausgeber ſelbſt Bedenken gekommen, ob die 
langen Abſchnitte der mittelalterlichen Verfaſſungsgeſchichte bei anderen 
als Fachhiſtorikern Intereſſe erregen könnten, darum iſt es zu bedauern, 
daß er nicht die Konſequenz dieſer Erwägung gezogen hat. 

Andrerſeits wird man die Vollſtändigkeit der Wiedergabe, wenn es 
ſich um die Charakteriſtiken von Perſönlichkeiten wie Friedrich Wilhelm III. 
oder die Königin Luiſe handelt, nur ungern entbehren. 


Neue Erſcheinungen 177 


Am intereſſanteſten iſt zweifellos die Stellung, die Stein zu der 
franzöſiſchen Revolution einnimmt. Wir genießen hier das Schauſpiel, 
dieſe weltumwälzende Epoche durch einen Zeitgenoſſen beurteilt zu 
ſehen, der ſelber tief in die Geſchichte eingegriffen und zugleich ſtets nach 
einem umfaſſenden hiſtoriſchen Verſtändnis geſtrebt hat. 

Bei Stein ringen zwei Anſchauungen miteinander. Einmal ver⸗ 
ſucht er die Revolution zu verſtehen als eine unvermeidliche Umwälzung 
des Zeitgeiſtes, als die notwendige Folge des Wunſches, die geſellſchaft⸗ 
liche Verfaſſung zu verbeſſern, andererſeits bricht gegenüber eher 
philoſophiſchen Auffaſſung immer wieder der leidenſchaftliche De des 
Ariſtokraten, dem Recht, Beſitz und Tradition heilig ſind, in den heftigſten 
Anklagen gegen alle Perſonen, die eine revolutionäre Rolle geſpielt haben, 
durch. Uns, die wir heute in einer ähnlichen Zeit leben, die wir eben⸗ 
falls den revolutionären Umſturz geſehen haben, muß dieſe uneinheit⸗ 
liche Haltung Steins beſonders verſtändlich ſein. Hans Thimme. 


Königin Luiſe. Briefe und Aufzeichnungen. Herausgeg. und er⸗ 
läutert von Karl Griewank. Leipzig, Bibliographiſches Inſtitut (1925). 
431 S. Pr. geb. 4,50 Mark. 

Der Alte Kaiſer. Briefe und Aufzeichnungen Wilhelms J. Ausge⸗ 
wählt, eingeleitet und erläutert von Karl Pagel. Leipzig, Bibliogr. 
Inſtitut (1925, 439 S. Pr. geb. 4,50 Mark. 

Es ſind hübſche, anſprechend ausgeſtattete Bändchen, die der Verlag 
hier vorlegt. Sie ſind für ein breiteres Publikum beſtimmt. 

Sehr zu begrüßen iſt die Ausgabe der Briefe der Königin Luiſe 
durch G.; ſie iſt auch für den Hiſtoriker von Wert, da ſie unter 230 nem 
rund 100 bisher unveröffentlidhte Stücke aus dem Hausarchiv in Charlotten⸗ 
burg, dem Großherzogl. Familienarchiv in Neuſtrelitz und dem Fürſtl. 
Thurn⸗ und Taxisſchen Zentralarchiv bringt, und da die bereits früher 
veröffentlichten Stücke z. T. an entlegener Stelle gedruckt ſind und hier 
Berichtigungen erfahren haben. Neues zur Geſchichte der preußiſchen 
Königin und für die Beurteilung ihres Charakters dürfen wir darin aller- 
dings nicht erwarten, da das Material P. Bailleu bekannt war und von 
ihm für feine Luiſe⸗Biographie benutzt wurde; jo bildet die vorliegende 
Briefſammlung eine erfreuliche Ergänzung zu Bailleus Darſtellung. 
Dem Herausgeber, der das Bändchen mit einer ausführlichen Diel 
lichen Einleitung und den notwendigen Erläuterungen verſehen hat, 
gebührt für die ſorgfältige Bearbeitung Dank. Zu bedauern iſt, daß die 
franzöſiſch geſchriebenen Briefe durchweg in Überſetzung geboten ſind, 
denn dieſe kann doch niemals den Originaltext erſetzen. 

Galt es bei den Briefen der Königin Luiſe das bisher bekannte 
Material zu vermehren, ſo mußte es bei denen ihres Sohnes darauf 
ankommen, aus der überaus großen Fülle des Bekannten die wichtigſten 
und charakteriſtiſchſten Stücke auszuwählen. 

Seit 1911, wo Erich Brandenburg eine Auswahl aus den bis da be— 
kannt gewordenen Briefen des erſten Kaiſers in einem Bändchen heraus— 
gab (Inſelverlag), iſt durch eine Anzahl Veröffentlichungen umfangreiches 
neues Material erſchloſſen worden. Es konnte daher angezeigt erſcheinen, 
auf Grund dieſer erweiterten Kenntnis eine neue Auswahl zu veranſtalten. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVIII. 1. 12 
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Da durch das „Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut für deutſche Geſchichte“ die 
Sammlung und Herausgabe der Briefe Kaiſer Wilhelms L ſeit Jahren 
betrieben wird, hätte daran nicht völlig vorübergegangen werden dürfen. 
Nicht berückſichtigt ſind hier auch bereits die vor einem Jahre von dem gen. 
Inſtitut herausgegebenen „Weimarer Briefe“ (2 Bde. deutſche Verlags⸗ 
anſtalt). Die Briefe an Prinz Friedrich von Oranien werden nach der 
Teilveröffentlichung von H. Granier in „Der Greif“ mitgeteilt, die Buch⸗ 
ausgabe „Prinzenbriefe aus den Freiheitskriegen“ (Cotta 1922) ſcheint P. 
unbekannt geblieben zu ſein. Aus den von P. Merbach veröffentlichten 
Briefen an den Vater (Berlin 1922) ijt kein Stück entnommen, der Heraus⸗ 
geber zitiert aber daraus wohl nachträglich in den Anmerkungen am 
Schluß des Bandes. 

16 Briefe, die den Archiven zu Neuſtrelitz, Stuttgart und München 
entnommen ſind, werden hier erſtmalig veröffentlicht. Es handelt ſich 
um 8 Briefe an den Oheim Großherzog Georg von Mecklenburg⸗Strelitz, 
1 Brief an Prinz Auguſt von Württemberg, 6 Briefe an Königin Marie 
von Bayern und 1 Brief an Ludwig II. Während den letzteren 7 eine 
beſondere Bedeutung, die ihren Abdruck hier rechtfertigen könnte, nicht 
zukommt, enthalten die erſteren intereſſante Außerungen des Prinzen. 
Die eingehenden Verhaltungsmaßregeln, die er dem Prinzen Auguſt 
für den Fall der Ernennung zum Kommandeur des Gardeküraſſierregi⸗ 
ments (1839) erteilt, ſind charakteriſtiſch für den Ernſt ſeiner Dienſtauf⸗ 
faſſung, ſie zeugen von dem ihm in hohem Maße eigenen Taktgefühl und 
ſeinem Verſtändnis, Kameraden und Untergebene zu behandeln. 

Ausführliche Einleitungen zeichnen das im weſentlichen feſtſtehende 
ſympathiſche Charakterbild des Kaiſers und ſorgfältige Anmerkungen 
vermitteln dem Leſer den Zuſammenhang der brieflichen Außerungen. 
Wenn aber der Herausgeber dem Kaiſer den „politiſchen Inſtinkt“, den 
richtigen Blick und die Selbſtſicherheit in den Fragen der Politik aber⸗ 
kennt, ſein Verhältnis zur Politik als „immer paſſiv“ charakteriſiert 
und ihn duldend und entſagend in den Schatten Bismarcks treten läßt, ſo 
muß dies allgemeine Urteil als falſch berichtigt werden. 

Die zahlreichen Veröffentlichungen der letzten Jahre haben immer 
mehr gezeigt, daß der Anteil des Monarchen an dem Gange der preußi⸗ 
ſchen und deutſchen Politik durchaus nicht als ein paſſiver anzuſehen iſt. 
Bismarcks Darſtellung hat den Kaiſer vielfach zu Unrecht als den Ge⸗ 
führten in den Schatten geſtellt. Gerade auch in den entſcheidenden 
Momenten ſeiner Regierung tritt uns in den Aufzeichnungen Wilhelms 
die eigene klare Erkenntnis der politiſchen Lage und auch die ſelbſtſichere, 
entſchloſſene Perſönlichkeit entgegen. Die ſchweren inneren Kämpfe des 
Kaiſers bei ernſter Meinungsverſchiedenheit mit Bismarck laſſen auch 
nicht im geringſten auf reſignierte „Unterordnung unter den Stärkeren“ 
und Paſſivität ſchließen, denn Wilhelm fühlte ſich ſtets als Träger der Ver⸗ 
antwortung. 

Der Herausgeber ſei hierfür auch auf die Abhandlungen von Bailleu 
und Granier in der Feſtſchrift der „Kaiſer-Wilhelm⸗Geſellſchaft“ zu ihrem 
10 jährigen Jubiläum, Berlin 1921 und auf den Briefwechſel mit Karl 
Alexander von Weimar hingewieſen, da hier auf eine nähere Wider- 
legung ſeiner Anſchauung nicht eingegangen werden kann. Sch. 
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Fritz Vigener, Ketteler. Ein deutſches Biſchofsleben des 19. Jahr⸗ 
hunderts. Mit einem Titelbild. München und Berlin, R. Oldenbourg, 
1924, XV, 751 S.; broſch. 18 Mark. 

Eine Erkrankung hat die Anzeige dieſes Buches leider allzulange 
hinausgeſchoben. Nun kommt ſie dem Verfaſſer nicht mehr zu Geſicht: 
am 2. Mai iſt Fritz Vigener nach langer qualvoller Krankheit, die er ſich 
im Felde zuzog, geſtorben. Was dieſer Verluſt des Mitherausgebers der 
Hiſtoriſchen Zeitſchrift bedeutet, läßt ſich nur ſchwer in Worte faſſen. 
Jeder, der die aufrechte, charaktervolle und doch ſo unendlich liebenswürdige 
und fein empfindende Perſönlichkeit gekannt hat, wird es aufs ſchmerz⸗ 
lichſte empfinden, daß mit ihrem Hinſcheiden alle jene Pläne zu Grabe 
getragen ſind, mit denen ſie ſich trug, und von denen in der Offentlichkeit 
wenigſtens die Abſicht bekannt geworden iſt, eine umfaſſende Biographie 
Karls IV. zu ſchreiben. Das hier anzuzeigende Buch vermittelt uns eine 
Vorſtellung davon, was wir von einer ſolchen Biographie hätten er⸗ 
warten können. Vigener brachte dazu die für einen Biographen nicht hoch 
genug zu ſchätzende Fähigkeit mit, fic) mit nachfühlendem Verſtändnis in 
die Gedankenwelt der zu ſchildernden Perſönlichkeit hineinzuverſetzen und 
von dieſer Grundlage aus ein ſo lebendiges und wahrheitsgetreues Bild 
von ihr zu entwerfen, daß man es nicht wieder vergißt. Er brachte dafür 
auch als andere unſchätzbare Eigenſchaft die Überzeugung mit, daß man 
gerade dem politiſchen oder kirchlichen Gegner gegenüber in beſonderem 
Maße die Pflicht habe, Gerechtigkeit zu üben. Dafür iſt dieſes Buch über 
Ketteler, das ich hier anzuzeigen habe, ein deutlicher Beweis. Mit fein 
abwägenden Worten iſt V. dem Kirchenfürſten ebenſo gerecht geworden 
wie ſeiner mannhaften Art, bei deren Schilderung wohl eine ver⸗ 
wandte Seite in ihm an Beide Naturen berührten fich zugleich 
in der tiefen, wenn auch vollkommen verſchieden gearteten religiöfen 
Empfindung. Mit ſchroffen Worten hat Vigener am Schluß ſeines 
Buches die liberale Legende abgewieſen, daß für Ketteler „die Religion 
ſehr wenig, die Politik ſehr viel bedeutet“ habe. Er charakteriſiert dieſe 
Meinung als „eine Unfähigkeit flacher Aufklärung, ſich in die religiöſe und 
kirchliche Empfindungswelt eines katholiſchen Biſchofs hineinzufinden“, 
und bekennt ſich zu der Überzeugung, daß Kettelers aufrichtige und tiefe 
Herzensfrömmigkeit über jeden Zweifel gewiß ſei (S. 723). Aber ebenſo 
entſchieden betont er, daß jede religiöſe Empfindung in ihm „verkirch⸗ 
licht“ worden ſei, und hier ſpürt man, wenigſtens in leiſer Andeutung, den 
Gegenſatz der Anſchauungen, wenn er ausſpricht, daß Ketteler dem Wohl 
der Kirche in der Not auch die religiöſe Pflicht der Wahrhaftigkeit zum 
Opfer gebracht habe (ebenda). Seb. Merkle dürfte recht behalten, wenn 
er meint, daß V. in dieſer Beziehung zu ſcharf geurteilt habe (Deutſche 
Literaturzeitung 1925, Heft 30 S. 1462). 

Aus ſolchen Berührungen und Gegenſätzen zwiſchen dem Biographen 
und ſeinem Objekt iſt ein überaus reizvolles Ganze entſtanden. Der erſte 
Abſchnitt war bereits 1921 in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift (Bd. 123, S. 398 
bis 479) veröffentlicht worden, aber erſt aus dem nun vollendeten Buche 
überſieht man, welche Fülle von Stoff zur Geſchichte der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts hier geboten wird. In manchen Kapiteln 
ſcheint die Darſtellung den Rahmen der Biographie faſt zu ſprengen, 
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wenn ſie die Geſchichte der Kirchen⸗, Sozial⸗ und Nationalpolitik im wer⸗ 
denden Deutſchland behandelt (3. Buch), und bei dem Abſchnitt, in dem 
von der biſchöflichen Politik Kettelers in Heſſen und der Oberrheiniſchen 
Kirchenprovinz die Rede iſt, hat man mitunter in der Tat die Empfindung, 
als ob ſich durch ſtärkeres Zuſammendrängen des Stoffes eine noch größere 
Wirkung hätte erzielen laſſen. Aber überall führt uns Vigener mit ſicherer 
Hand wieder zu Ketteler zurück und deckt mit feinem Spürſinn die Fäden 
auf, die von deſſen machtvoller Perſönlichkeit zu den verſchiedenen Mittel⸗ 
punkten des damaligen kirchlichen und politiſchen Lebens laufen. 

Das perſönliche Moment tritt naturgemäß am ſtärkſten im 1. Buche 

utage, in dem der Entwicklungsgang des wilden und jähzornigen weſt⸗ 

ſäliſchen Junkers von ſeiner Geburt in Münſter am Weihnachtstage des 
Jahres 1811 an über die Zeit ſeiner Erziehung im heimatlichen Gymnaſium 
(— 1824) und in der Jeſuitenſchule zu Brieg im Wallis (1824 —28) hinweg 
und weiterhin über die Zeit ſeines Göttinger Korpsſtudententums 
(1829—30) und ſeiner flotten Referendarjahre in Münſter (1833-37), 
ſeiner Beeinfluſſung durch den Münchener Görreskreis und ſeines Ein⸗ 
trittes in das Prieſterſeminar zu Eichſtätt (Herbſt 1841) unter dem ſtarken 
Einfluß des Grafen von Reiſach, des damaligen Biſchofs von Eichſtätt und 
päteren Münchener Erzbiſchofs, bis in die Stille der Pfarrei von Hopſten 
in der Grafſchaft Lingen (1847) geſchildert wird. Das Bild, das hier von 
der Wandlung des lebensfrohen, zwiſchen Welt und Kirche zunächſt hin⸗ 
und herſchwankenden Jünglings und reifenden Mannes entworfen wird, 
iſt überaus wirkungsvoll. Ligener hat zweifellos Recht, wenn er die ent- 
ſcheidende Bedeutung des Kölner Kirchenſtreites (1837—40) für jene 
Wandlung hervorhebt. Damals ſiegte die Liebe zur Kirche in Ketteler 
über die ftarfe Heimatsliebe und den Stolz auf die münſterländiſche 
Adelstradition. Er lernte, um der Ehre Gottes willen das Zuſammenleben 
mit den Seinigen auf heimatlicher Scholle zu entbehren (S. 32), und ent- 
ſchloß ſich, Prieſter zu werden. 

Mit der Wahl zum Frankfurter Abgeordneten im Jahre 1848 trat 
jedoch die Welt ſehr bald wieder in anderer Weiſe an ihn heran. Ketteler 
hat in der Nationalverſammlung nur einmal das Wort ergriffen, als er 
am 20. September für die enge Verbindung von Kirche und Schule 
eintrat, und iſt gleich am folgenden Tage zum erſten Male vor die breitere 
Offentlichkeit getreten, als er dem Fürſten Lichnowsky und dem General 
von Auerswald, den Opfern des Septemberaufſtandes, die Leichenrede 
hielt. Aber ſtärker wirkte er doch, als er im ſelben Jahre auf dem Mainzer 
Katholikentage über die ſozialen Aufgaben des Katholizismus ſprach und 
unmittelbar darauf „die große ſoziale Frage der Gegenwart“ in Mainzer 
Adventspredigten behandelte, die Mitte März 1849 gedruckt wurden. 
Sie enthielten keine neuen Gedanken, aber ſie wirkten als Predigten. Hier 
zeigte ſich zum erſten Male, worauf die Bedeutung Kettelers beruhte: Ihm 
war in hervorragendem Maße die Gabe der kirchlichen „Leitung“ gegeben. 
In ſeiner Art lag etwas Gebietendes und Zwangvolles, das ihn zum 
Biſchof prädeſtinierte; der Wirkung ſeiner Perſönlichkeit in Wort und Tat 
vermochte ſich niemand ſo leicht zu entziehen. Nicht als Abgeordneter, 
ſondern als Prediger hat er in jenem Revolutionsjahre den größten Ein- 
druck gemacht. Vielleicht hat er das ſelbſt empfunden, als er am 22. Januar 
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1849 ſein Mandat niederlegte, obwohl es ſich nicht verkennen läßt, daß 
auch die Haltung der Nationalverſammlung, die damals ein preußiſches 
Deutſchland ſchaffen zu wollen ſchien, ſeinen Entſchluß beſtimmt hat. 
95 dieſen Jahren ſtand der Katholik Ketteler noch ganz zur öſterreichiſchen 

öſung der deutſchen Frage. Um ſo bemerkenswerter iſt es, daß er un⸗ 
mittelbar darauf einem Rute als Propſt an die Hedwigs⸗Propſteikirche in 
Berlin Folge leiſtete (April / Mai 1849). Im Prieſter lebten eben andere 
Gedanken als im Abgeordneten. 

Mit dieſer Überſiedelung nach Berlin, die im September 1849 
erfolgte, trat Ketteler für kurze Zeit in nähere Beziehung zur Mark 
Brandenburg. Mit der Propſtei war die fürſtbiſchöfliche Delegatur 
für die Mark und für Pommern verbunden. Außer den 20000 Katholiken 
Berlins und den ca. 5000 katholiſchen Soldaten der Garniſon unter⸗ 
ſtanden ihm noch 16 Diaſporagemeinden in den beiden Provinzen. Die 
Aufgabe war alſo nicht gering. Aber man kann nicht ſagen, daß er ſie gern 
übernommen hätte. Schon die Form ſeiner Ernennung durch den pro- 
teſtantiſchen König als den Patron und die Berufung durch den preußiſchen 
Kultusminiſter verdroß ihn ſchwer. Es kennzeichnet den Mann, daß er 
in feinem Antwortſchreiben an das Kultusminiſterium ſtatt von könig⸗ 
licher „Ernennung“ von königlicher „Präſentation“ ſprach und, ſtatt ſeinen 
Dank auszuſprechen, ſeine Meinung äußerte, nur der Biſchof habe ihm 
ein kirchliches Amt zu übertragen. An ſeinen geiſtlichen Vorgeſetzten, den 
Fürſtbiſchof Melchior von Diepenbrock in Breslau, ſchrieb er noch deut⸗ 
licher. Die Luft in Berlin behagte ihm ganz und gar nicht, und ſo war es 
begreiflich, daß er ſchon im Sommer 1850 die preußiſche Hauptſtadt 
wieder verließ, um Biſchof von Mainz zu werden. 

Damit übernahm er den Poſten, auf dem er bis zu ſeinem Lebensende 
(13. Juli 1877) geſtanden hat. Seine Geſchichte wird ſeitdem ſtärker 
als zuvor in die allgemeine deutſche Kirchengeſchichte verflochten. Als 
er geboren wurde, lag der deutſche Katholizismus am Boden. Als er 
heranreifte, erlebte dieſer Katholizismus ſeine große Erneuerung. Ketteler 
ſelbſt hat als Biſchof von Mainz nicht wenig dazu beigetragen, daß die 
Erneuerung ſich nach allen Richtungen hin auswirkte. In ſeinem „Anteil 
an der Entwicklung des deutſchen Katholizismus zu ſtrengem Kirchen⸗ 
bewußtſein und politiſcher Sammlung und ſeiner geiſtigen und kirchlichen 
en tit die wahrhafte geſchichtliche Bedeutung ſeines Lebens 
gegeben“ (S. 728). Die erſte Etappe auf dieſem Wege war die Be— 
eng der katholiſchen Landeskirche Heſſens von der ſtaatlichen Vor- 
mundſchaft, die auch nach den Märztagen von 1848 dort nicht beſeitigt 
war. In wenigen Jahren hat er die freie Leitung der dortigen Landes- 
kirche an ſich gebracht, wie es dem Programme entſprach, das er 1849 von 
Berlin aus ſeinem Fürſtbiſchof entwickelte. Sehr bald hat er tatſächlich ſein 
Verfügungsrecht über die geiſtlichen Stellen ungeſtört ausgeübt und mit 
Hilfe namentlich der Jeſuiten „aus einer mit liberalen und kirchlich 
matten Prieſtern durchſetzten Geiſtlichkeit einen Diözeſanklerus von größter 
Einheitlichkeit und Geſchloſſenheit“ geſchaffen (S. 729). 

Die „kirchliche Wehrhaftmachung der Gläubigen wurde die Voraus— 
ſetzung der politiſchen“. Kettelers politiſche Anſchauungen ſind ſtets durch 
ſeine kirchlichen beſtimmt worden. „Sein Staatsideal war chriſtlich— 
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germaniſch mit katholiſchem Vorbehalt“ (S. 730). Hatte er noch in ſeiner 
erſten Biſchofspredigt Preußen ſein Vaterland genannt, ſo ſtellte er ſich, 
als der prea um die Vormadtitellung in Deutſchland begann, als 
Katholik und als Biſchof, als Deutſcher und als Untertan ſeines heſſiſchen 
Großherzogs auf die Seite Oſterreichs. Vom Tage der Schlacht bei Königs⸗ 
grätz iſt ein Erlaß an die Pfarrer der Provinz Rheinheſſen datiert, in dem 
er das harte Urteil über die preußiſche Politik ausſprach, daß frevelhafter 
Ehrgeiz den nicht genug zu beweinenden Bruderkrieg über das deutſche 
Vaterland gebracht habe (S. 491). Königgrätz bedeutete daher für ihn 
perſönlich den Zuſammenbruch der katholisch großdeutſchen hiſtoriſch⸗ 
politiſchen Welt (S. 492). In leidenſchaftlichen Worten ſchrieb er damals 
unmittelbar nach dem Prager Frieden, am 28. Auguſt 1866, einen Brief 
an Kaiſer Franz Joſef, in dem er ſeiner feſten Zuverſicht Ausdruck gab, daß 
dieſe Verhältniſſe unmöglich von Dauer ſein könnten, und in dem er ſich 
zu der felſenfeſten Überzeugung bekannte, daß nur ein einiges Deutſchland 
mit dem habsburgiſchen Erben der alten deutſchen Kaiſerkrone an der Spitze 
den wahren Bedürfniſſen Deutſchlands entſpreche (S. 493). Aber bald 
nachdem die Entſcheidung gefallen war, hat ihn dann das kluge Abwägen 
der kirchlichen Ausſichten im preußiſch⸗deutſchen Reiche und auch ein gewiſſer 
nationalpolitiſcher Gedanke trotzdem zur Anpaſſung an die gegebenen 
Verhältniſſe beſtimmt. Sein Buch über „Deutſchland nach dem Kriege 
von 1866“, das 1867 erſchien, wohl das bedeutendſte unter allen ſeinen 
Schriften, ſpricht für ſeinen realpolitiſchen Sinn. Trotz ſeines kühlen 
Verhältniſſes zu Preußen bekannte er ſich in ihm zu einer Zukunft 
Deutſchlands unter Preußens Führung: Preußen ſollte die Führung 
übernehmen, mit dem übrigen Deutſchland und mit Eſterreich ein 
Bündnis ſchließen und ein deutſches „Bundesreich“ ſchaffen, das bei 
Frankreichs drohender Haltung unbedingt nötig ſei. Mochte er noch 
ſo ſehr mit der preußiſchen Politik ins Gericht gehen und die Annexionen 
verdammen, das Weſentliche war doch, daß Ketteler damals „das im 
geheimen ſchon halb bereitete, freilich etwas realiſtiſch-preußiſcher ge⸗ 
ſtaltete deutſche Werk Bismarcks gutenteils vorweg verkündete“ (S. 505). 
In den neuen deutſchen Reichstag iſt er im Jahre 1871 begreif⸗ 
licherweiſe als Mitglied der Zentrumspartei eingezogen, und hier 
zeigte ſich ſofort wieder ſeine rein kirchlich beſtimmte Einſtellung, weniger 
in ſeinem Rededuell mit Heinrich von Treitſchke am 3. April 1871 als in 
dem Zwieſpalt, in den er mit Ludwig Windthorſt geriet, als dieſer aus 
Gründen der politiſchen Zweckmäßigkeit mit den preußiſchen Konſerva— 
tiven Verbindung ſuchte. Ketteler ſtand damals, wie es feiner Über— 
zeugung entſprach, rückſichtslos und entſchieden auf dem Standpunkt, 
daß man keine kirchenpolitiſche Zugeſtändniſſe machen dürfe, und dieſer 
Überzeugung iſt er auch treu geblieben, als der Kulturkampf begann. 
Der parlamentariſche Kampf mit ſeinen Kompromiſſen lag dieſer rück— 
ſichtsloſen Kämpfernatur nicht. Schon 1872 hat er daher fein Reichstags⸗ 
mandat wieder niedergelegt und und hat ſich fortan darauf beſchränkt, als 
einer der Führer des deutſchen Epiſkopates den Kampf zu führen. 
In feiner Biſchofszeit gab es für ihn zwei kritiſche Momente. Der 
erſte fällt in die Jahre 1864/65, als die preußiſche Regierung ihm den 
Koadjutorpoſten an der Seite des Erzbiſchofs von Przyluski in Poſen 
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anbieten ließ. Vigener hat dieſes Moment unberückſichtigt gelaſſen, 
aber kürzlich hat Bogislav Freiherr von Selchow in einer von mir angeregten 
Schrift über „den Kampf um das Poſener Erzbistum 1865“ (Marburg 
1923) über die Verhandlungen berichtet. Ketteler lehnte damals ab, 
weil die Kurie bereits einen eigenen Kandidaten in dem Grafen Ledo⸗ 
chowski ins Auge abe hatte, vermutlich auch aus innerer Neigung, 
obwohl es im preußiſchen Intereſſe gelegen hätte, einen Deutſchen auf 
den dortigen Stuhl zu bringen, aber das Entſcheidende war doch der Wink 
der Kurie. Der zweite kritiſche Moment war die Stellungnahme zum 
Unfehlbarkeitsdogma des vatikaniſchen Konzils. Der damalige Fußfall Kette⸗ 
lers als eines der Vertreter der Konzilsminderheit vor Pius IX. iſt bekannt 
genug. Neu aber iſt die Deutung Vigeners, daß Ketteler ein Gegner der 
Unfehibarkeitslehre an ſich geweſen ſei. Er verweiſt auf Kettelers Buch 
über „Freiheit, Autorität und Kirche“ von 1862 und auf die dort ent⸗ 
wickelte Anſchauung, daß die unfehlbare Lehrautorität der Kirche an der 
Geſamtheit der Bischöfe einſchließlich des Papſtes hafte. Auf der letzten 
Generalverſammlung der Görres⸗Geſellſchaft in Heidelberg 1924 hat 
Sebaſtian Merkle⸗Würzburg den Standpunkt Kettelers demgegenüber 
ſo formuliert, daß er ſubjektiv für die Infallibilität, objektiv aber ihr tat⸗ 
ſächlicher Gegner geweſen ſei, weil er gezweifelt habe, „ob die theologiſche 
Beweisführung bereits den Grad der Vollkommenheit erreicht habe, 
der in dogmatiſchen Definitionen erforderlich ſei“ (Jahresbericht der 
Görres-Geſellſchaft für 1923/24, Köln 1925, S. 22f.). Aber wie dem 
auch ſei, bei einem Biſchof vom Schlage Kettelers konnte es nicht be⸗ 
fremden, daß er ſich unterwarf. Wenn er wenige Wochen nach ſeiner 
Heimkehr aus Rom, „noch mitten in der Erregung der Tage von Gravelotte 
und St. Privat“, die vatikaniſchen Beſchlüſſe in ſeinem Amtsblatte ver⸗ 
öffentlichte, ſo handelte er vollkommen ſeiner inneren Überzeugung gemäß, 
daß es eine Oppoſition gegen eine einmütige Kundgebung der Konzils⸗ 
väter nicht gab. 

Alles in allem genommen erhalten wir durch Vigeners Schilderung 
das Bild einer in ſich geſchloſſenen, überaus markanten und imponieren⸗ 
den Perſönlichkeit. Ihr beſonderes Charisma war, wie Vigener es zum 
Schluß formuliert (S. 724), „die eingeborene Leichtigkeit des Gebietens, 
die auf dem Ewigkeitsgefühle kirchlicher Geborgenheit beruhte, zugleich 
aber auf dem irdiſchen Gefühle der Weltſicherheit und einem durch 
adliges Standesempfinden geſtützten Selbſtbewußtſein“. Von da aus 
muß auch der „ſoziale“ Biſchof verſtanden werden. So ſehr man Ketteler 
als den erſten großen katholiſchen Sozialpolitiker zu preiſen pflegt, ſo kann 
es nach Vigeners Anſicht doch nicht verkannt werden, daß ſeine ſozialen 
Gedanken keineswegs originell ſind. Sie waren, wie er meint, durchaus 
an die kirchlichen Gedanken von der übergeordneten Weſen- und Lebens⸗ 
gemeinſchaft des Katholizismus gebunden. Seine Sozialpolitik war Cecl- 
ſorgepolitik; ſein Buch über „die Arbeiterfrage und das Chriſtentum“, das 
1864 erſchien, kulminierte in der Kritik der liberalen und radikalen 
Gedanken und hat als biſchöflicher Ruf vornehmlich nur auf gläubige 
Katholiken gewirkt (S. 459). Aber die überſchätzende Beurteilung iſt in 
dieſem Falle „zu einer geſchichtlichen Macht“ (S. 733) geworden. Ketteler 
iſt der nächſten Generation der deutſchen Katholiken gerade als der ſoziale 
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Biſchof lebendig geblieben und hat bei ihnen die falſche Vorſtellung 
geweckt, daß die eigentliche Arbeiterfürſorge und die moderne Sozialpolitik 

überhaupt ihren Urſprung in dem ſchöpferiſchen Geiſte des Biſchofs habe. 
Das iſt ein unhiſtoriſches Bild, das Vigener gründlich zerſtört, und darin 
dürfte er im großen und ganzen recht behalten, trotz der allerdings ſehr 
vorſichtigen Einwendungen, die Seb. Merkle in ſeiner Berſprechung des 
Buches dagegen erhoben hat (a. a. O. S. 1455). Aber nicht mit der nega⸗ 
tiven Kritik ſchließt Vigener fein Buch ab, ſondern mit dem für den 
Andersdenkenden außerordentlich objektiven und anerkennenden Urteil, 
daß „es keinen anderen deutſchen Biſchof gegeben habe, der zugleich ſo 
ſelbſtlos und ſo ſelbſtgewiß, mit ſo viel religiöſem Ernſt und kirchlicher 
Entſchloſſenheit die Aufgaben ſeines Biſchofsamtes erfüllt und von ſo 
ſchmalem Boden aus durch die Kraft und den Eindruck ſeiner Perſönlich⸗ 
keit auf alle kirchlichen und ſozialen Bewegungen des deutſchen Katholi- 
zismus in ſolchem Maße eingewirkt hätte, wie dieſer Mainzer Biſchof 
aus münſteriſchem Adelsgeſchlecht“. Wer ſpürte nicht in ſolchen Worten 
einen Meiſter hiſtoriſcher Schilderung! Mit tiefer Wehmut ſcheiden wir 
von dem Buche, das uns zeigt, was wir an dem zu früh dahingeſchiedenen 
Verfaſſer verloren haben. N 

Berlin. Albert Brackmann. 


Paula von Bülow, geb. Gräfin Linden, Aus verklungenen Zeiten. 
Lebenserinnerungen 1833— 1920. Herausgegeben von Profeſſor Dr. 
Johannes Werner. II. Aufl. Leipzig 1925, K. F. Koehler, 213 S. 
Geb. 7,50 Mark. 

Als Tochter eines Württembergiſchen Geſandten an den Höfen von 
Berlin und Wien, als Gattin des Mecklenburgiſchen Geſandten am Frank⸗ 
furter Bundestage, als Witwe Oberhofmeiſterin in Schwerin, im 
„Ruheſtande“ in Venedig, Graz und Dresden, hat die Verfaſſerin auf 
des Lebens Höhen geſtanden und war wohl berechtigt „Memoiren“ 
zu ſchreiben und für die Veröffentlichung zu beſtimmen. Denn neben 
dieſen bevorzugten äußeren Verhältniſſen befähigten fie ihre Charakter- 
und Herzensbildung, ihr geiſtig bewegtes Seelenleben dazu, weiteren 
Kreiſen von Perſönlichkeiten und Verhältniſſen, die ihr nahe traten, und 
von ſich ſelber zu erzählen. Erſt in ihrem 82. Lebensjahre — ſie wurde 
87 Jahre alt — hat ſie ſich dazu entſchloſſen, und zwar, wie ſie ſagt, ohne 
frühere Aufzeichnungen zu beſitzen. So ſind es Erlebniſſe und Eindrücke, 
wie ſie ihr grade haften geblieben, die ſie hier darbietet, und es iſt ein 
Zeichen nicht gewöhnlicher Geiſteskraft, daß die Bilder ſo anſchaulich und 
innerlich wahrſcheinlich zur Darſtellung kommen. In Berlin 1833 ge⸗ 
boren, kam fie in ihrem 10. Jahre nach Wien, wo fie von 1843—1852, 
erſtaunlich früh „ausgehend“, an dem geſelligen Leben der Wiener Hofe 
geſellſchaft teilnahm, wovon ſie anmutend zu erzählen weiß. Komteſſe 
Paula Linden muß ſehr reizend geweſen ſein, wie ihre Bilder vermuten 
laſſen — die vier dem Buche beigegebenen ſtammen alle aus ſpäterem 
Lebensalter — und wie ihre „Erfolge“ beweiſen. Kein Geringerer als der 
Erzherzog Maximilian, der ſpätere Kaiſer von Mexiko, wandte ihr ſeine, 
von ihrer Seite wohl nur ſchwach erwiderte, Neigung zu. Vor innerem 
und äußerem Konflikte hierbei bewahrte ſie die Rückkehr nach Berlin 
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1852, und ihre 1858 erfolgte Verheiratung. Nach nur ſechsjähriger Ehe 
blieb fie mit 3 Kindern verwitwet in keineswegs glänzender Lage zurück; 
von 1868 — 1880 wirkte ſie am Hofe des Großherzogs Friedrich Franz II. 
in Schwerin, und lernte von hier aus u. a. auch den Ruſſiſchen Hof (1874 
und 1879) kennen. 

Für uns ſind die Beziehungen wertvoll, welche Paula von Bülow mit 
unſerem Kaiſer Wilhelm J. verbanden, und die ihren Niederſchlag in 
einem nicht unerheblichen Briefwechſel fanden. Von den 62 an ſie ge⸗ 
richteten Briefen werden hier 47 abgedruckt. Da die Originale z. T. noch 
bei ihren Lebzeiten zerſtreut worden ſind, und der Reſt nach ihrem Tode 
zum größten Teile in verſchiedene Privathände gelangte — nur eine 
kleine Anzahl hat das Berliner Geheime Staatsarchiv erwerben können 
— werden wir um ſo mehr die hier gebotene Auswahl willkommen heißen. 
Sie umfaſſen die Jahre 1872 —1887 und nahmen ihren Ausgangspunkt 
von einem Gedichte auf das deutſche Vaterland, von ihr verfaßt und von 
Goltermann in Muſik geſetzt, das ſie dem Kaiſer zuſandte, wofür er ihr 
Eigenhändig dankte, mit der für des Kaiſers Humor ſo bezeichnenden 
Wendung: „Da ich keine Noten leſen kann, ſo vermag ich nicht zu beur⸗ 
teilen, ob dieſelben der Worte würdig ſind, die aus Ihrer poetiſchen Ader 
entſproſſen ſind“. Auf dieſen Ton gütigen Intereſſes, ritterlichen Höflich⸗ 
keit, friſchen Empfindens und tiefen Gemütes iſt die ganze Reihe dieſer 
Briefe geſtimmt; den letzten, vom 10. Januar 1887, ſchließt der faſt 
90jährige Kaiſer mit den für ſeine Empfindungsart charakteriſtiſchen 
Worten: „Leben Sie denn wohl vielleicht auf — — In alter Treue Ihr 
dankbarer Wilhelm“. 

Neben dieſen Briefen weiß „Exzellenz Paula“ — jo nannte jie auch 
der Kaiſer — aus ihren häufigen Begegnungen mit dem Kaiſer — er 
kam faſt alljährlich nach Ludwigsluſt zur Jagd, und bei ihren Berliner 
Aufenthalten pflege er ſie nachmittags oder abends zum Tee, in ihrem 
Britiſh Hotel zu beſuchen — mit guter Beobachtungsgabe mancherlei 
intereſſante Züge, auch aus ſeinen Unterhaltungen zu berichten, hier 
unterſtützt von Aufzeichnungen, die ſie hierüber ſofort niederſchrieb. 
So ſagte er thr, mit dem Tone des Kummers: „Ach, die größten Schau— 
ſpieler müſſen oft — leider — wir fein”; und ein andermal, plötzlich auf⸗ 
brechend: „Ich muß gehen, der Kanzler wartet ſchon auf mich. Den Kanzler 
und die Kaiſerin — wie ein ſchaalloſes Ei muß ich ſie behandeln.“ Sonſt 
liebte er durchaus nicht, hier Politik oder Geſchäftliches zu berühren, und 
auch „Salonhiſtörchen“ oder nicht ganz harmloſe Witze waren ihm nicht 
genehm. — Auch in Bayreuth traf Paula B. mit dem Kaiſer zuſammen; 
hier weiß ſie eine hübſche Anekdote zu berichten. Der Kaiſer, der mit 
ſeiner Teilnahme an den Feſtſpielen lediglich ein Opfer brachte, hielt es 
nun auch für ſeine Herrſcherpflicht, Richard Wagner ein freundliches Wort 
zu ſagen, und ließ den „Meiſter“ im Zwiſchenakte zu ſich entbieten. Der 
aber weigerte ſich: er habe keine Zeit; worauf ihm der Flügeladjutant 
Graf Lehndorff erklärte, falls er nicht gutwillig folge, werde er ihn auf 
den Arm nehmen und zum Kaiſer hintragen. Das half! — 

Daß dieſe „Verklungenen Zeiten“ nach kurzer Zeit die II. Auflage er- 
lebt haben, zeigt, daß es doch noch erfreulich Viele gibt, die in ihrer Lek— 
türe reine Höhenluft bevorzugen, die hier aus jeder Seite weht. Paula B. 
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war auch poetiſch und maleriſch beanlagt, wie ihre Gedichte und hier 
. wiedergegebenen Bildniſſe und Landſchaften dartun. 

[bjt „geſchichtliche“ Neigungen hatte jie: lebhaft intereſſierte fie ſich 
für Naundorff, den Dauphin von Frankreich, hierzu angeregt durch den 
Großherzog Karl Alexander von Weimar, und hegte über ſeine Echtheit 
„keinen Zweifel“. 

Der Herausgeber hat nur den letzten Abſchnitt der Memoiren aus dem 
Nachlaſſe ſelbſt ergänzt und die Lieder der Verfaſſerin eingefügt. Für 
dieſe II. Auflage ſind die Briefe des Kaiſers, ſoweit die Originale zugänglich 
lich waren, berichtigt worden. Dies ſcheint auch im allgemeinen gut ge⸗ 
lungen zu ſein. S. 165 aber muß es wohl „an der longe“, ſtatt „von“, 
heißen. Bei der Übertragung des S. 142 wiedergegebenen Fakſimiles 
hint das für des Kaiſers Schreibart charakteriſtiſche Ausrufungszeichen 

inter p. p. e.! 

Das Buch ziert eine ſehr wohlgelungene Photographie des Kaiſers 
mit Eigenhändiger Widmung vom 3. Januar 1886, wohl eins der beiden 
Bilder, welche Exzellenz Paula, neben einem Armbande, als einzige An⸗ 
denken von ihrem ſo wohlgeſinnten Kaiſer erhalten hat. 

Berlin. Herman Granier. 


Otto Seder, Bismarcks Bündnispolitik. Berlin, Karl Heymanns 
Verlag 1923 (Bismarck und die Einkreiſung Deutſchlands. 1. Teil) VIII und 
154 Seiten. 

Beckers Schrift gehört zu den vielen Arbeiten, die die große Samm⸗ 
lung der diplomatiſchen Akten des Auswärtigen Amtes angeregt hat, und 
ſie zeichnet ſich mit wenigen anderen dadurch aus, daß ſie die einzelnen 
Schritte der Bismarckſchen Politik unter Berückſichtigung des Geſamt⸗ 
ſyſtems derſelben zu würdigen verſucht. Die Abwandlung dieſes ganzen 
Syſtems ſeit der Zeit, wo von einer Bündnispolitik überhaupt erſt ge⸗ 
ſprochen werden kann, d. h. ſeit dem Jahre 1871, iſt die beſondere Auf⸗ 
gabe, die ſich Becker ſtellte. In drei großen Kapiteln verfolgt er dazu die 
Gründzüge der Bündnispolitik Bismarcks bis zur bulgariſchen Kriſis, die 
Verhandlungen über den deutſch-ruſſiſchen Rückverſicherungsvertrag und 
Bismarcks ruſſiſche und engliſche Vertragspolitik 18871890. Becker 
arbeitet dabei heraus, daß das Drei-Kaiſer⸗Bündnis vom Jahre 1872 
die ideelle Grundlage ſeiner geſamten Außenpolitik bildete. An ihr 
hielt er feſt, ſogar damals, als ſich Rußland von ſeinen beiden Bundes⸗ 
genoſſen getrennt zu haben ſchien. Der deutſch⸗öſterreichiſche Zweibund 
von 1879 ſtellt ſich Becker deshalb, ähnlich wie Feſter in der Deutſchen 
Rundſchau Bd. 195 (1923), S. 247, nur als ein Rückverſicherungsvertrag 
zwiſchen dieſen beiden Mächten innerhalb des Drei-Kaiſer⸗Bündniſſes dar. 
Die zeitweilige Entfremdung Rußlands war für Bismarck dann der Anlaß, 
nach neuen Bollwerken und Verankerungen für ſeine Politik auszuſchauen, 
die den Frieden Deutſchlands und den Frieden Europas um Deutſchlands 
willen aufrecht zu erhalten ſich zum Ziele ſetzte. Unter dieſem Gefichts- 
punkt erſcheint der ruſſiſche Rückberſicherungsvertrag von 1887 nicht mehr 
als unvereinbar mit der Verfolgung des italieniſch-engliſch⸗öſterreichiſchen 
Abkommens von 1887, das zum ſogenannten Balkandreibunde führte, 
im Gegenteil war er ſeine notwendige Ergänzung. Das bekannte Ange— 
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bot eines Defenſivbündniſſes an England vom Jahre 1889 iſt kein Gegen⸗ 
beweis gegen dieſe Geſamteinſtellung Bismarcks. Es hatte ſeine Spitze 
nicht gegen Rußland, ſondern gegen Frankreich. Trotz aller Spannungen 
im Verhältnis zwiſchen Rußland und Deutſchland fürchtete Bismarck 
nicht, einen völligen Syſtemwechſel vornehmen zu müſſen. 


Mit dieſen Sätzen dürfte der wiſſenſchaftliche Hauptertrag von 
Beckers Darlegungen umriſſen ſein. Er ſelbſt ſtellt dieſe Theſen durchaus 
nicht in den Vordergrund, ſie ergeben ſich vielmehr aus der Überſchau über 
Bismarcks Aktionen ganz von ſelbſt. Bei ſeinen Ausführungen hat Becker 
die Polemik vollſtändig vermieden. Was davon nötig e — eine 
ſolche war notwendig einmal mit den bekannten Denkwürdigkeiten des 
Freiherrn von Eckartſtein und ſodann mit Felix Rachfahls erſtem Bande 
von „Deutſchland und die Weltpolitik 1871—1914“ —, das wurde in 
Anmerkungen und Exkurſe verwieſen. So iſt dies Buch nach überein⸗ 
ſtimmendem Urteil ganz beſonders zur Einführung in die außenpolitiſche 
Gedankenwelt Bismarcks geeignet, deren Studium noch für lange hinaus 
Aufgabe faſt mehr unſerer Politiker als der Hiſtoriker ſein wird. 


Wird man das alſo ſagen können, ſo wird man doch andererſeits nicht 
verſchweigen dürfen, daß im Hinblick auf die achtziger Jahre die Haupt⸗ 
theſe von der beſonderen Bedeutung des Drei⸗Kaiſer⸗Bündniſſes in 
dem Bismarckſchen Syſtem wohl einer Einſchränkung bedarf. So richtig es 
iſt, ſie als Fundament der ja organiſch und nicht aus einer anderen Wurzel 
erwachſenen Bündnispolitik Bismarcks zu betonen, ſo fraglich kann es 
vor allem nach den Erfahrungen in der zweiten Hälfte der achtziger 
Jahre erſcheinen, ob Bismarck jenem Bündniſſe einen entſcheidenden 
Wert auch für die Zukunft noch weiter beilegte. Alles hing davon ab, 
wie ſtark fic) in dem Zarenreiche die ſubverſiven, die panſlaviſtiſch⸗demo⸗ 
kratiſchen Kräfte entwickelten, und wie ſtark oder wie ſchwach ſich dem⸗ 
gegenüber die Macht des Zaren zeigte. Es ſcheint uns, als ob Becker 
ſich ſchon in dem erſten Kapitel ſeiner Arbeit der Bedeutung dieſer Frage 
nicht ganz bewußt ward. Jedenfalls läßt ſich ſeine Bemerkung, mit der 
bekannten Antwort Bismarcks auf die ruſſiſche Anſrage im Jahre 1876 
ſei keine Option für Oſterreich erfolgt, ſchlecht anders erklären. Von 
einer Option in dem Sinne, daß er die Freundſchaft mit dem ruſſiſchen 
Kaiſer der mit Oſterreich opfern wolle, kann allerdings keine Rede ſein. 
Wohl aber drückte Bismarck damals dem Zaren unmißverſtändlich aus, 
daß ihm im Falle vorwiegend panſlaviſtiſcher Beſtrebungen in Rußland 
unter der Agide Gortſchakoffs die Freundſchaft mit Oſterreich der mit 
Rußland vorangehe. Da Bismarck den andauernden Kampf Alexanders II. 

egen jene Strömungen nur zu gut kannte, ſollte dieſe Antwort dem 
9 zum Bewußtſein bringen, was außenpolitiſch für ihn auf dem Spiele 
ſtand, und den Erfolg hat ſie im weiteren Verlauf der Dinge ja auch ge— 
habt. — Was weiter zu ſagen wäre, erhellt am beſten aus einer Ver— 
gleichung von Beckers Schrift mit dem Buche von Hans Rothfels, Bismarcks 
engliſche Bündnispolitik, 1924, auf das wir namentlich für die von Becker 
unterlaſſene kritiſche Würdigung des Vorgehens von Münſter am 26. Sep⸗ 
tember 1879 verweiſen. Im übrigen beweiſt gerade auch dieſes in der Einzel⸗ 
kritik dem Beckerſchen weit überlegene, ſonſt auf derſelben methodiſchen 
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Grundlage aufgebaute Werk, wie richtig Beckers Geſamtwürdigung 
der Bismarckſchen Bündnispolitik ausfiel. 

Im einzelnen ſeien noch die vortrefflichen Formulierungen von 
Bismarcks Stellung zum Pazifismus S. 60 Anm. (gegen Lepſius), zur 
Weltpolitik (S. 62: Weltpolitik treibe Deutſchland ſchon ſeit 1870) und 
zum Gedanken eines Präventivkrieges S. 131 hervorgehoben. Einen 
beſonderen Wert verleiht der Schrift die Benutzung von Schweinitzſchen 
Privatpapieren. 

Königsberg Pr. W. Stolze. 


Joſeph Vincent Fuller, Bismareks Diplomacy at its Zenith. 
1 Historical Studies Vol. XXVI.) Cambridge 1922. XII und 
168 S. 

Die Beſprechung dieſes Archibald Cary Coolidge gewidmeten Buches 
kann, nachdem ſie längere Zeit liegen bleiben mußte, heute kurz 
gefaßt werden. Der Verfaſſer, der ſich während des Weltkrieges auf 
Anregung Coolidges an die Arbeit machte, um ſie nach längeren Unter⸗ 
brechungen abzuſchließen, kurz nach Veröffentlichung der Politiſchen 
Dokumente des Auswärtigen Amtes, kommt zu einem Ergebnis, das 
ſo ſehr allen bisherigen Forſchungen widerſpricht, daß es eben deshalb 
einer genaueren Nachprüfung unterzogen werden mußte. Das Ergebnis 
iſt mit wenigen Worten, daß Bismarcks Politik in den Jahren von 
1885 bis zum 6. Februar 1888 (Tag ſeiner berühmten zwei Fronten-Rede) 
einmal kriegslüſtern geweſen wäre und ſodann eben wegen ihres beſon⸗ 
deren rückſichtsloſen Charakters den Knoten des deutſchen Schickſals 
bereits damals geſchürzt habe; „Bismarcks Diplomatie enthielt auf dem 
Gipfel ſeiner Macht all die Gründe für des Deutſchen Reiches Untergang“. 
Die Nachprüfung, auf die wir uns hier beziehen, iſt erfolgt in aller wün⸗ 
ſchenswerten Ausführlichkeit in dem in Band 37 dieſer Forſchungen S. 334/5 
angezeigten Buche von Heinz Trützſchler von Falkenſtein, Bismarck und 
die Kriegsgefahr von 1887. 1924, das ſich S. 152ff. noch beſonders mit 
Fuller auseinanderſetzt. Seine Unwiſſenſchaftlichkeit erwieſen weiter 
Richard Feſter in der Deutſchen Rundſchau, Band 195 (1923), S. 248 („gro⸗ 
teske Verdrehung der Tatſachen“) und Walter Platzhoff in der Hiſtoriſchen 
Zeitſchrift, Band 130 (1924), S. 312—315. 

Königsberg Pr. W. Stolze. 


A. von Tirpitz, Politiſche Dokumente. Der Aufbau der deutſchen 
Weltmacht. Stuttgart und Berlin 1924, J. G. Cotta. XII und 472 S., 
geb. 12 Mark. 

Wie General Ludendorff ſeinen „Kriegserinnerungen“ (1919) 
als Belege und Ergänzungen die „Urkunden der Oberſten Heeresleitung“ 
(1920) hat folgen laſſen, ſo reiht jetzt Großadmiral von Tirpitz ſeinen 
„Erinnerungen“ (1919; cfr. „Forſchungen“ XXXIII, 1920, S. 278ff) 
„Politiſche Dokumente“ an, Aktenſtücke mancherlei Art, durchweg von 
hoher Wichtigkeit, mit einem von ihm geſchriebenen „Rahmentext“, die 
uns den „Aufbau der deutſchen Weltmacht“, von 1905 bis an die Schwelle 
des Weltkrieges noch einmal vor Augen führen. — Der klare, einfache 
und darum ſo geniale Leitgedanke, der Tirpitz erfüllte, die Schaffung einer 
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deutſchen „Riſiko⸗Flotte“, die dem Gegner den eigenen Verluſteinſatz im 
Kriegsfalle für zu hoch erkennen laſſen, und damit recht eigentlich, neben 
der Weltſtellung Deutſchlands, dem Frieden dienen ſollte, tritt hier in 
lückenloſer Beweisführung ſo anſchaulich und zwingend wie möglich her⸗ 
vor. Und zugleich auch, unter welchen Schwierigkeiten und Hemmungen 
dieſer „Aufbau“ geführt werden und ſich durchſetzen mußte. Unwill⸗ 
kürlich drängt ſich hierbei die Erinnerung an die Heeresorganiſation 
unter König Wilhelm I. hervor, zugleich aber der durchgreifende Unter⸗ 
ſchied: damals, in den Jahren des „Konfliktes“, ſtand die Regierung, 
wenigſtens ſeitdem Bismarck Miniſterpräſident war, geſchloſſen zuſam⸗ 
men, um die Widerſtände des Landtages zu überwinden; jetzt aber 
erwuchſen dem Marine⸗Staatsſekretär die größten Schwierigkeiten 
im eigenen Lager der Reichsregierung; ein fremder Diplomat meinte 
hierin „nicht nur Konfuſion, ſondern Chaos“ zu finden. Neben dem 
Reichskanzler v. Bethmann Hollweg ſtanden beſonders der Londoner 
Botſchafter Graf Wolff⸗Metternich und der Staatsſekretär des Reichs⸗ 
ſchatzamtes Wermuth den Tirpitzſchen Plänen mindeſtens ſkeptiſch gegen⸗ 
über; ſelbſt den 5 vermochte Tirpitz nicht für gemeinſame 
Verſtärkungsanforderungen für Armee und Marine, ohne Sue e 
der gegenſeitigen Intereſſen zu gewinnen. Aber wie damals der König, 
ſo blieb jetzt der Kaiſer im weſentlichen „bei der Stange“, und das Tirpitz⸗ 
ſche Ziel wäre, wie er ſagt im Jahre 1915, erreicht worden, als der Krieg 
dazwiſchen trat. — Über drei „Flottenkriſen“, 1905/06, 1908/09, 1911/12, 
hinweg führt uns die dokumentariſche Darſtellung zu der „Deutſch⸗ 
Engliſchen Entſpannung“ 1912/14; als Anhang werden die „Flotten⸗ 
geſetze“ von 1898 und 1900 nebſt den „Novellen“ von 1908 und 1912 abge⸗ 
druckt, deren klare Durchſichtigkeit ihren „parlamentariſchen“ Erfolg 
verſtändlich macht. 

Tirpitz's Briefwechſel mit dem Kaiſer und dem Marine-Kabinettschef, 
perſönliche Aufzeichnungen über ſeine wichtigſten Erwägungen und über 
ſeine „Geſpräche“ mit dem Kaiſer und Verhandlungen mit deutſchen wie 
engliſchen Staatsmännern, vor allem aber die dem Marine-Staats⸗ 
ſekretär zugeſchriebenen Berichte des Londoner Botſchafters und des 
Londoner Marine-Attaches, auch einige des dortigen Militär-Attacheg, 
bilden den weſentlichen Beſtandteil der „Dokumente“, deren Lektüre 
nicht nur geſchichtliches Intereſſe im höchſten Grade, ſondern auch vielfach, 
bei allem Ernſte des Inhaltes, litterariſchen Genuß bietet. Aber freilich 
muß das Werk geleſen, ſtudiert, nicht bloß durchblättert oder gar 
mit Vorurteilen irgend welcher Art oder unter nicht zur Sache gehörigen 
Geſichtspunkten durchmuſtert werden. Beſonderen Reiz gewähren auch 
hier die Randbemerkungen des Kaiſers, zu welchen Tirpitz wiederum mit 
Recht betont, daß ſie als „Stimmungsäußerungen“, nicht als „Entſchei— 
dungen“ anzuſehen und zu bewerten ſind. Und da wird der unvoreinge— 
nommene Leſer, vielleicht noch über Tirpitz's eigene Schätzung hinaus, er- 
kennen, daß des Kaiſers Urteile, ſo temperamentvoll ſie ſind, wohl durchweg 
den Nagel auf den Kopf treffen; wie Tirpitz es ausdrückt: „in den meiſten Fäl⸗ 
len richtigere waren als die des letzten verantwortlichen Staatsleiters“. Das 
tritt beſonders hervor bei der Beurteilung der Londoner Berichte; die des 
Marine⸗Attachés bezeichnet der Kaiſer wiederholt als „vorzüglich“, während 
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die „Zenſur“ für den Botſchafter weſentlich anders lautet. Und doch wurde 
Graf Metternich erſt im Mai 1912 abberufen. Es verdient, bei ihrem 
ſtarken Antagonismus, Tirpitz's Schlußbemerkung über Metternich ange⸗ 
führt zu werden: „Seiner Urteilsbildung habe ich ſelten zuſtimmen 
können; er gab meiſt nur weiter, was ihm die Engländer eingeblaſen hatten. 
Darin aber muß ich dem Botſchafter meine Hochachtung bezeugen, daß 
er ſeine Meinung ſtets herausgeſagt hat ohne Rückſicht darauf, daß er 
ſich dadurch beim Kaiſer mißliebig machte“. Aber er verſchweigt nicht, daß 
Metternich noch ſpäter, in entſcheidungsvollſter Stunde, wahrhaft 
unheilvoll gewirkt hat, als er im „Kriegkabinett“ am 19. Oktober 1918 ſeine 
Stimme für die bedingungsloſe Aufgabe des U⸗Bootkrieges erhob: dieſer 
müßte dem Feinde als „Morgengabe“, ohne Gegenleiſtung, geopfert 
werden, um „Vertrauen“ und „Entgegenkommen“ bei den Friedens⸗ 
verhandlungen zu gewinnen. — 

Bei den hier mitgeteilten Marineattaché⸗Berichten iſt zu bemerken, 
daß ſie nen nicht „offizielle“ find, ſondern „Privat⸗Briefe“ an einen 
Offizier des Reichsmarineamtes zu Tirpitz's perſönlicher Information; 
denn die offiziellen Berichte unterlagen der Zenſur des Botſchafters, der 
ihre Weitergabe verweigern konnte, falls er durch ſie ſich diplomatiſch 
zu „exponieren“ vermeinte. Um ſo höheren Wert haben ſie natürlich 
als ungeſchminkte Meinungsäußerungen, und wir dürfen mit Genug⸗ 
tuung feſtſtellen, daß wenigſtens dieſe auswärtigen Poſten in vortreff- 
licher Weiſe ausgefüllt waren. 

Daß Tirpitz mit Bethmann Hollweg am ſchwerſten zu ringen hatte, war 
durch deſſen „kleinliche und unüberſichtliche“ Behandlung der Engliſchen 
Frage gegeben. In der ſtärkſten „Flottenkriſe“, im März 1912, äußerte der 
Kaiſer zu Tirpitz: „der Reichskanzler müſſe eben pathologiſch genommen 
werden, er ſähe einen Strich auf dem Wege, über den hinauszugehen 
er den Entſchluß nicht faſſen könne“. Wie klingt dies Urteil zuſammen mit 
dem von Wermuth, der Bethmann Hollweg durchaus woblgeſinnt war, 
überlieferten Spitznamen für den Reichskanzler: „Ich kann doch nicht“ 
(Adolf Wermuth, Ein Beamtenleben, Berlin 1925, S. 287). Und vom 
Fürſten Bülow führt Tirpitz hier fein Wort vom „Beth⸗ und Unglücks⸗ 
mann“ an. Aber der Kaiſer ſetzte damals hinzu: „Anderſeits ſei er eine 
Vertrauensperſon des ganzen Auslandes, und deshalb müſſe er 
gehalten werden“. Am gleichen Tage, dem 11. März 1912, war die Kai⸗ 
ſerin, „aus eigener Initiative“ wie Tirpitz ausdrücklich hervorhebt, bei 
Bethmann Hollweg geweſen, um ihm zu ſagen, er müſſe zum Entſchluſſe 
kommen und dürfe vor England nicht zurückweichen; ſie tat das, „als ſie 
die Ehre ihres Mannes durch die endloſen Schwankungen des Kanzlers 
als gefährdet empfand“. Als dann der Reichskanzler erleben mußte, daß 
die Engländer in der deutſchen Flottenfrage ſchließlich nur Forderungen 
ſtellten, ohne irgend eine Gegenleiſtung zu bieten, da fand ihn der Kaiſer 
am Morgen des 18. März 1912 „ganz zuſammengebrochen“, ſodaß er ihm 
empfahl „zunächſt einmal ein Glas Portwein zu trinken“. Aber die Konſe⸗ 
quenz wurde nicht gezogen, und Bethmann Hollweg ſelbſt war noch nicht 
genugſam belehrt über Englands Real-Politik, ſodaß er am 4. Auguſt 1914 
wieder einen „Zuſammenbruch“ vor dem engliſchen Botſchafter erleben 
mußte — und wir mit ihm. — 
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Nicht nur mit Gegnern des Flottenausbaues, auch mit allzu eifrigen 
Flottenfreunden hatte Tirpitz für ſein „Flottengeſetz“ zu kämpfen; 
es iſt ſehr bemerkenswert, wie er durch „den lauten Werbefeldzug“ 
des Flottenvereins, deſſen Beſtrebungen ihm im Grunde doch nur ‘ive 
pathiſch fein konnten, mit ſtaatsmänniſcher Überlegenheit über jeine 
vorgezeichnete Bahn ſich nicht hinausdrängen ließ — und auch vom Kaiſer 
ſelber nicht. Denn, um das Selbſtverſtändliche zu wiederholen, England 
„reizen“ zu wollen, oder einen „Angriffskrieg“ vorzubereiten, davon war 
Tirpitz ſo weit wie möglich entfernt. Admiral Hopman, der ihn genau 
kannte, ſagt in ſeinem, auch für Hiſtoriker ſehr leſenswerten „Logbuch 
eines deutſchen Seeoffiziers (Berlin 1924) gelegentlich des Agadir⸗ 
Pantherſprunges von 1911 — über den Tirpitz, wie auch in den „Dokumen⸗ 
ten“ mehrfach betont wird, überhaupt nicht befragt worden war: „Er 
iſt während ſeiner ganzen Amtszeit kein Freund von Fanfaren geweſen, 
beſonders nicht von ſolchen, die an die Adreſſe Englands gingen und ſein 
Lebenswerk, die Schaffung einer der See⸗Geltung Deutſchlands ent⸗ 
ſprechenden Flotte nicht gegen, ſondern neben England, zu ſtören 
drohten.“ Auch ſein perſönlicher Verkehr mit engliſchen Staatsmännern 
und Admiralen blieb bis zuletzt, trotz aller politiſchen Divergenzen, auf einem 

ets entgegenkommenden, oft freundſchaftlichen Tone, wie der hier auch 
im Fakſimile beigegebene Brief des Admirals Jellicoe, unſerer Gegners in 
der Skagerrack⸗Schlacht, zeigt; und ſelbſt den ausgeſprochen deutſchfeind⸗ 
lichen Seelord Fiſher, der ſo weit ging, in ſeinen „Memories“ Tirpitz einer 
in ſeinen „Erinnerungen“ angeblich begangenen „Lüge“ zu zeihen — 
wenn auch in Form eines Zitats „nach dem unſterblichen Worte Dr. 
Johnſon's — behandelt er hier, bet Zurückweiſung des ſelbſtverſtändlich 
unzutreffenden Vorwurfes, mit einer überlegenen Bonhomie, den Ton 

omeriſcher Helden vermeidend, nur auf die „zuweilen groteske Subjek⸗ 
tivität“ ſeiner Mitteilungen hinweiſend. — Aber ebenſoſehr war Tirpitz 
von der Notwendigkeit einer Schlachtflotte durchdrungen, um den 
Frieden zu erhalten, eben des „Riſikos“ wegen, die dann freilich im Kriegs- 
falle nicht hätte im Hafen verrotten ſollen. — 

Dieſe „Akten⸗ Publikation“ trägt ihr beſonderes Gepräge darin, daß der 
in erſter Reihe Handelnde ſelbſt ſie mit dem geiſtigen Bande verknüpfen 
konnte, und gewinnt ſo eine Bedeutung und einen Reiz, den ihr kein anderer 
Herausgeber verleihen könnte; dieſe Akten leben wirklich. Aber auch der, tech⸗ 
niſche“ Bearbeiter, Profeſſor Dr. Fritz Kern in Bonn, verdient volle Anerken⸗ 
nung für die Art der mit einem zuverläſſigen Regiſter bereicherten 
Edition; vordem in Kiel, brachte er zu dieſer maritimen Aufgabe die 
Luſt und Liebe zur Sache mit, ohne welche ſie ſo nicht hätte gelingen 
können: „na See to“ mußte ihm hierfür Herz und Auge geöffnet ſein. 
In die nicht weniger als ſechs Drucktypen, die zur Unterſcheidung der 
verſchiedenen Arten der Dokumente und des Textes gewählt ſind, und 
die zuerſt etwas befremden, findet ſich der Leſer raſch hinein, und ſie 
erweiſen ſich als durchaus zweckmäßig. Die Ausſtattung des Buches 
iſt dem wertvollen Inhalte entſprechend, und der Druck bemerkenswert 
korrekt. Kleine Druckfehler — S. 150, 151, 228, 250, 325, 344 — wird 
die nächſte Auflage leicht beſeitigen; ſie werden nur erwähnt als Zeichen, 
daß der Referent ſeine Mahnung, das Buch wirklich zu leſen, auch ſelbſt 
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befolgt hat. „Non-valeur“, S. 181, wird wohl beſſer mit „Nicht⸗Könner“ 
(i. e. Sachkenner) als mit „Nichtkombattant“ wiedergegeben; der S. 444 
„Pouſonly“, S. 457 „Pouſonby“ genannte Engländer wird wohl „Pon⸗ 
ſonby“ heißen. 

Dies Schickſalsbuch des deutſchen Volkes, wie man es wohl nennen 
könnte, hat ſofort bei ſeinem Erſcheinen widerwärtige, von ſachlichen 
Erwägungen nicht gemäßigte Zeitungsangriffe erfahren; der Verfaſſer 
hat wohl getan, hierauf ſich ſelbſt nicht einzulaſſen. Ein Tirpitz, der 
„Meiſter“, „Kopf und Rückgrat unſerer Marine“, wie die ihm mit ver⸗ 
ſtändnisvoller Hingebung folgenden Seeoffiziere ihn nannten, durfte ſich 
wohl darüber hinwegſetzen nach dem Dichterworte: 

„Ja, donnert Gott, Ja, ſingt der Dichter, Stell' etwas hin und laß 
ſie ſchrein; Der Teufel nur, der Splitterrichter, Der ſelbſt nichts 
ſchafft, ſagt ewig: Nein.“ 

Berlin. Herman Granier. 


Alexander von Hohenlohe, Aus meinem Leben. Frankfurter 
Societäts⸗Druckerei. Frankfurt a. M. 1925, 413 Seiten. 

Man konnte erwarten, daß den 1906 auf Veranlaſſung Alexander 
Hohenlohes als Senſation, aber doch als Torſo herausgegebenen „Denk⸗ 
würdigkeiten“ ſeines Vaters nach der Umwälzung von 1918 ein Ergän⸗ 
zungsband folgen werde. Statt der in Schillingsfürſt noch ungehoben 
ruhenden Aufzeichnungen des dritten Kanzlers erhalten wir nun jedoch 
die Memoiren des 1924 verſtorbenen Prinzen Alexander ſelber, von G. 
Anhäuſer redigiert, aber leider ohne Regiſter gelaſſen. Auch hier handelt 
es ſich nur um Stücke eines geplanten, nicht vollendeten Ganzen. 

Den Kern bilden Ausführungen über das elſaß⸗lothringiſche Problem, 
die der Verfaſſer — durch ſeinen jahrzehntelangen Aufenthalt im Lande 
als privater und offizieller Gehilfe des Vaters ein beſonderer Kenner 
der Verhältniſſe — urſprünglich als ſelbſtändiges Buch veröffentlichen 
wollte. Sie ſind von aufrichtiger Liebe und Verſtändnis für das tragiſche 
Los der Grenzbevölkerung erfüllt und verdienen auch da Beachtung, 
wo man anderer Anſicht ſein kann. Dazu kommen, um Weſentliches 
hervorzuheben, Beiträge zur 1906 recht lückenhaft gebliebenen Charak— 
teriſtik des Fürſten Chlodwig, bei denen, wie auch beim Andenken an die 
Mutter, kindliche Voreingenommenheit Alexanders Feder kaum irgendwo 
geführt hat (vgl. beſonders S. 73, 249); ferner drei weitere der jetzt jo 
beliebten „perſönlichen“ Kapitel, hier gruppiert um Bismarck, Holſtein 
und Kaiſer Wilhelm II.; ſchließlich unter den Rubriken „Hofluft und Beit- 
geiſt“ und „Meine Stellung zum Krieg und zum Pazifismus“ das politiſch— 
weltanſchauliche Bekenntnis des „roten Prinzen“. 

Er hat während des Krieges in der Schweiz geweilt und dieſen Auf- 
enthalt fern der Heimat als „Gunſt des Schickſals“ betrachtet, weil es 
ihm nach ſeiner Meinung dadurch möglich wurde, „in einer etwas reineren 
und weniger durch den Lügennebel verdunkelten Atmoſphäre den Gang 
der Ereigniſſe zu betrachten“. In Wirklichkeit mußte er auf dieſe Weiſe 
die deutſchen Zuſtände, ob er wollte oder nicht, durch den Schleier der 
Feindpropaganda ſehen, und das erklärt manches an ſeiner Haltung 
und ſeinen Außerungen während der kritiſchen Jahre, die ſo wenig 
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ſympathiſch berühren wie das dem Buche beigegebene Bild des un 
Daß man ihn damals einen „Pazifiſten“ und „roten Demokraten“ 
ſch alt, wird aus der leidenſchaftlichen Erregung der Zeit und ſeiner eigenen 
chiefen Lage verſtändlich. Andrerſeits kann der Verfaſſer heute, wo wir 
über die polemiſchen Begriffe einer polemiſchen Welt doch ſchon ruhiger 
zu denken gelernt haben, wo man nicht mehr ſo allgemein die Gleichungen 
Pazifiſt— Defaitiſt, Militariſt— Kriegsverbrecher als ſelbſtverſtändlich 
einteht, für ſich in Anſpruch nehmen, ſorgfäliger und innerlicher gewertet 
u werden, als es ihm früher in der Hitze des Gefechts begegnet iſt. 
Er war außenpolitiſch ein begeiſterter Anhänger des Völkerbundsge⸗ 
dankens, der nach ſeiner ee „Eingang in die Köpfe aller vernunft⸗ 
begabten Weſen gehalten hat“, die Menſchheit iſt für ihn die große zu 
verwirklichende „Einheit“ (kurz vorher allerdings mit Goethe ein „Ab⸗ 
ſtraktum“ und bloße Individuenſumme!), nationale Abgrenzungen 
elten ihm als „für das Glück und die Fortentwicklung der Menſchheit 
hinderlich“ Trotz ſolcher „ Außerungen darf man ſich unter 
dem Verfaſſer keinen prinzlichen Friedrich ality Foerſter vorſtellen. 
Vor den kriminellen Entgleiſungen dieſes idealiſtiſchen Heroſtraten blieb 
der im Höfiſch⸗Staatlichen geſchulte Praktiker, der Kolmarer Bezirks⸗ 
präſident, bewahrt, ebenſo wie ihm innenpolitijd ehe „Ata⸗ 
vismus“ (ſein Lieblingswort !) ein „Umlernen“ als geſchmacklos verbot. 
Dieſer Spätling eines uralten Dynaſtengeſchlechts beſaß doch genug 
Perſönlichkeitsgefühl im Sinne des echten „Liberalismus“, um gegen 
formaldemokratiſche Plattheiten gefeit zu ſein. Er gehört zu den wenigen, 
die den Mut hatten, im ancien régime abſeits der breiten, offiziell ge⸗ 
ſtatteten und geſicherten Straße zu wandern, zu den ganz wenigen, 
die ſich heute, wo der Ausgang ihnen recht gegeben hat, mit ihrem Belen 
gewußthaben nicht brüften, ſondern im Gegenteil die eigene Wandlung 
und mit ihr verknüpfte Irrtümer erkennen und bekennen. H. jagt, er 
habe kein Anrecht auf den Ehrentitel eines Pazifiſten, denn der gebühre 
nur ſolchen, die ſchon vor dem Kriege von ſeiner Schädlichkeit und von der 
Möglichkeit, ihn zu vermeiden, überzeugt waren; er ſpricht bei ſeiner Kritik 
des Verhaltens der deutſchen Regierung gegenüber dem „Reichslande“ 
ſich ſelbſt von Befangenheit und Irrtum nicht frei (209, 212). Dieſe 
Aufrichtigkeit des Menſchen Alexander Hohenlohe gegenüber dem eigenen 
Ich (gegenüber den Angehörigen wurde fie [don geſtreift), muß man ſich 
gegenwärtig halten, wenn überſcharfe und einſeitige Urteile des Partei⸗ 
mannes, der in dieſem Menſchen wie in uns allen ſteckte, befremden. 
Daß das Reich den Alldeutſchen ſeinen Untergang verdankt (232), iſt ein 
ungedeckter Paradehieb des „Pazifiſten“. (Man leſe, wie vernünftig 
Theodor Wolff in ſeinem nach Form und Inhalt bedeutenden Buche: 
Das Vorſpiel, Bd. 1, jetzt von benachbarter politiſcher Poſition aus über 
dieſe Dinge redet, a. a. O. 228.) Auf derſelben Höhe ſteht die Phraſe 
von den „kriegslüſternen Generalen“ (340) in Deutſchland. Wer die 
Erinnerungen des jüngeren Moltke, des Hauptes dieſer Generalität kennt, 
wird wiſſen, was er davon zu halten hat. Und nicht anders iſt es beſtellt 
mit der Philippika wider den „Bismarckſchen Geiſt“. Hier verirrt ſich ihr 
Sprecher nicht nur in die niedrigen Gefilde der Parteiphraſe, ſondern 
macht auch eigene beſſere Erkenntnis wieder zunichte (vgl. S. 261, 291, 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X X XVIII. 1. 13 
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294 mit 2671). S. 291 wird „ein föderaliſtiſches Reich, bei dem die 
einzelnen Stämme gleichberechtigt und in dem die Vorherſchaft Preußens 
beſeitigt iſt“ als „eine Garantie des europäiſchen Friedens“ bezeichnet. 
Wer neben 15 treuherzige Erklärung die Angaben des „annuaire 
militaire‘ von 1924 hält, wo z. B. Frankreich mit 1,8 Millionen Friedens⸗ 
1 aufmarſchiert, dem kommen trübfelige Gedanken über ein an⸗ 
cheinend endemiſches deutſches Augenübel, das die Splitter daheim zu 
Balken vergrößert, die Balken der anderen zu Splittern ſchrumpfen läßt. 
Das ſtiliſtiſch nicht sang ebene Buch enthält neben mandem flugen 
Raiſonnement eine kleine Galerie von gut ſkizzierten Köpfen zur Zeit⸗ 
geſchichte; auffallend in ihr wieder die mit Elſaß⸗Lothringen zuſammen⸗ 
hängenden Perſönlichkeiten: außer dem Fürſten Chlodwig, der ja als 
Statthalter auch hierher gehört, ſein Amtsvorgänger Edwin Manteuffel 
und ſein Nachfolger Hohenlohe⸗Langenburg („mit dem geiſtigen Niveau 
eines öſterreichiſchen Garderittmeiſters“, ſchreibt ſpitz der Neffe), die Koeller 
und Puttkamer, die Zorn von Bulach und andere namhafte „Eingeborene“. 
Weiter dann die intereſſante Figur der Fürſtin Léonille Wittgenſtein 
in ihrem legitimiſtiſchen deutſch⸗franzöſiſchen Milieu, Kaſpar Hauſer, 
von dem uns eben erſt Paula v. Bülow plauderte, Karl Alexander von 
Weimar, für deſſen ſereniſſimusfreie Weſensſeite mit Recht eine Lanze 
ebrochen wird, von neueren Philipp Eulenburg und andere markante 
cheinungen des Wilhelminiſchen Hofes. Der ſich von dieſem ſo bewußt 
fernhaltenden „grauen Eminenz“ wird, wie erwähnt, ein beſonderes 
Kapitel gewidmet, das im weſentlichen ſchon aus der „Deutſchen Revue“ 
bekannt iſt (worauf redaktionell verwieſen werden mußte). Die ſich 
im Buche neu vorfindende Bemerkung über das Schickſal des Holſteini⸗ 
ſchen Nachlaſſes (325) iſt unrichtig (vgl. Forſchungen 37, 340), womit 
fich die animoſe Vermutung illoyaler Handlungsweiſe von „Leuten 
des alten Regime“ erledigt. 
Das Fehlen eines Regiſters wurde ſchon mit Bedauern feſtgeſtellt; 
bei einer neuen Auflage müßten auch die lebenden Kolumnen revidiert 
werden. Heinrich Otto Meisner. 


Deutſches Biographiſches Jahrbuch. Hrgg. vom Verbande der deut⸗ 
ſchen Akademien. Überleitungsband I: 1914 — 1916. Deutſche Verlags⸗ 
anſtalt Stuttgart, 1925. 372 S. Pr. 12.— Mark, Ganzl. geb. 15.— Mark. 

Der ſoeben erſchienene Band ijt als Wiederbeginn eines Unternehmens, 
das ein wichtiges literariſches Hilfsmittel darſtellte, mit Freude und Dank 
zu begrüßen. Das von Anton Bettelheim im Verlage von Georg Reimer 
ſeit 1896 herausgegebene „Biographiſche Jahrbuch und deutſcher Nekrolog“ 
hatte leider mit dem Jahre 1913 (Bd. 18 erſchienen 1917) das Erſcheinen 
ne ere und das Fehlen der Fortſetzung ijt oft ſchmerzlich vermißt 
worden. 

Auf Anregung der Münchener Hiſtoriſchen Kommiſſion hat nun der 
Verband der deutſchen Akademien die Herausgabe des Jahrbuches über⸗ 
nommen, und damit iſt dem Unternehmen, das dem geſamten Deutſchtum 
dient, der feſte Rückhalt gegeben. Die Redaktion liegt in den Händen des 
Dr. phil. Hermann Chriteern in Berlin, der ſich mit einer Studie über 
F. C. Dahlmanns politiſche Entwicklung als Hiſtoriker einen guten Namen 
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gemacht hat. Der neue Verlag bietet für eine würdige Geſtaltung desgl. 
die beſte Gewähr. 

ür die Zeit ſeit 1914 find 2 Überleitungsbände vorgeſehen, außer 
dem hier vorliegenden noch ein zweiter für die Jahre 1917 —1920, die 
eigentliche Reihe des neuen Jahrbuches beginnt mit 1921. 

Die Überleitungsbände mußten hinſichtlich der Biographien ſich ſtark 
einſchränken. Der vorl. Band enthält auf S. 3—263 ehhem find denen 
die Totenliſten von 1914—1916 folgen. Wie von Bettelheim ſind bei der 
Auswahl alle Lebenskreiſe berückſichtigt. Von den Perſönlichkeiten, denen 
Biographien gewidmet ſind, ſeien hier genannt: Franz Adickes, Juſtus 
Brinckmann, Heinrich Brunner, König Caroll. von Rumänien, Alfred Dove, 
ond gde Franz Ferdinand, Kaiſer Franz Joſeph, K. T. Heigel, Rein⸗ 
0 Koſer, Karl Lamprecht, Emil Rathenau, R. v. Zedlitz und Trützſchler. 

uch einer Anzahl unſerer Kriegshelden iſt hier ein Nachruf gewidmet, 
das Bildnis des Grafen Maximilian v. Spee befindet ſich vor dem Titelblatt. 

Da der zweite Überleitungsband und der erſte Band 1921 noch in 
dieſem 90 d erſcheinen ſollen, wird im Zuſammenhang mit dieſen noch 
einmal auf dieſen Band zurückzukommen ſein. Sch. 


Amtliche Urkunden zur Vorgeſchichte des Waffenſtillſtandes 1918. 
Auf Grund der Akten der Reichskanzlei, des Auswärtigen Amtes und des 
Reichsarchivs herausgegeben vom Auswärtigen Amt und vom Reichs⸗ 
S des Innern. Zweite, vermehrte Auflage 1924. XII und 290 

iten. 
Die franzöfiſchen Dokumente zur Sicherheitsfrage 1919 —1923. 
Amtliches Gelbbuch des franzöſiſchen Miniſteriums der Auswärtigen 
. Mit einer Einleitung von Hermann Oncken. 1924. 
XII und 308 Seiten. | 

Das Sadveritindigen-Gutadten. Die Berichte der von der Repa- 
rationskommiſſion eingeſetzten beiden Sachverſtändigenkomitees vom 
9. April 1924 nebſt allen Beilagen. Einzige autoriſierte Ausgabe im Auf⸗ 
trage des Auswärtigen Amtes. Amtlicher Text der Reparationskommiſſion 
in ſranzöſiſcher und engliſcher Sprache und amtliche deutſche Übertra- 
gung. 1924. III und 174 Seiten. 

Die Londoner Konferenz Juli— Auguſt 1924. Amtliches deutſches 
Weißbuch über die geſamten Verhandlungen der Londoner Konferenz. 
Sitzungsprotokolle, Aktenſtücke, Briefwechſel. Im Auftrage des Aus⸗ 
wärtigen Amtes. Die amtlichen Dokumente in franzöſiſcher und eng⸗ 
liſcher Sprache nebſt amtlicher deutſcher Übertragung. 1925, 261 Seiten. 
5 1 : Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik und Geſchichte 

erlin. 

Der Brauch der Regierungen, durch Zuſammenſtellung diploma⸗ 
tiſcher Schriftſtücke die öffentliche Meinung aufzuklären und zu beein⸗ 
fluſſen, wie er ſein großzügigſtes Beiſpiel in der Publikation des Aus⸗ 
wärtigen Amtes über die Politik der europäiſchen Kabinette 1871—1914 
Sips en hat, begleitete bereits die letzten Kriſen des 19. Jahrhunderts. 

o erſchienen über die Vorgeſchichte des Krieges von 1866 eine Sammlung 
von Bismarcks Mitarbeiter L. Hahn, und auf der anderen Seite ein 
öſterreichiſches Rotbuch; ſo gab es 1867 ein engliſches Blaubuch über die 

13* 
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Luxemburger Frage; ſo ließ Bismarck durch Hahn eine Dokumenten⸗ 
ſammlung über den Krieg von 1870/71 zuſammenſtellen; und jo begann 
1910 die Publikation des franzöſiſchen Miniſteriums des . 
über „Les origines diplomatiques de la guerre 1870/71“, die ſoeben 
bis zur Luxemburger Frage gekommen iſt. Aber auch zur Rechtfertigung 
innerpolitiſcher Aktionen wurden ſolche Veröffentlichungen veranſtaltet. 
Bismarck ließ ſchon 1866 die amtlichen Kundgebungen und halbamtlichen 
Außerungen der Regierung in der n zuſammenſtellen. Auch 
über den Kulturkampf mußte Hahn eine ſolche Sammlung bringen. 

Innerpolitiſche Motive beſtimmten im Juli 1919 das Reichsmini⸗ 
ſterium, die Urkunden zu den Verhandlungen zwiſchen der Reichsleitung 
und der Oberſten Heeresleitung über das Waffenſiilltandegebot zu ver⸗ 
öffentlichen. In den Wochen der Bekanntgabe der Friedensbedingungen 
wurde gezeigt, daß die Idee der parlamentariſchen Kabinettsbildung die 
geweſen war, „alle Kräfte des Volkes auf breiteſter nationaler Grundlage 
zuſammenzufaſſen und der Verteidigung des Landes nutzbar zu machen“, 
um erſt „im gegebenen Moment“ mit einem Friedensangebot an Wilſon 
Putte Abſe aß dann aber das wiederholte Drängen der O. H. L. auf 
ofortige Abſendung des Angebots die Übereilung verurſachte. Da die 
Sammlung bei ihrem damaligen Erſcheinen Gegenſtand lebhafter Be⸗ 
ſprechungen geweſen iſt, kann es ſich hier nur darum handeln, die Ver⸗ 
änderungen der Neuauflage anzuzeigen. Sie erſtrecken ſich einmal auf 
die Art der Wiedergabe. In der erſten Veröffentlichung waren mancher⸗ 
lei Leſe⸗ und Druckfehler untergelaufen; auch glaubten die damaligen 
Herausgeber die — ihrer Meinung nach — für die Entſchlüſſe der 
Reichsregierung beſonders bedeutungsvollen Sätze nachträglich ſperren 
zu dürfen; und Sätze — wie Anſpielungen auf neutrale Vermittlungs⸗ 
aktionen — waren aus außenpolitiſcher Rückſicht fortgelaſſen worden. 
Und weiter iſt die Sammlung um etwa 40 Stück vermehrt worden, 
vor allem um 1 des Großen Hauptquartiers und um 
Stimmungsberichte von Vertrauensleuten des Auswärtigen Amtes im 
Auslande. Damit iſt eine brauchbare Ausgabe dieſer mit dramatiſcher 
Spannung geladenen Berichte und Erlaſſe, Telegramme, Telephonate 
und Protokolle zuſtande gekommen. Nur hätte man gewünſcht, daß 
die inzwiſchen anderweitig erſchienenen Urkunden ſorgſamer berüd- 
hotigt wären. Dann wäre es auch nicht vorgekommen, daß — wie 
Oberſt Schwertfeger als Sachverſtändiger des Unterſuchungsausſchuſſes 
moniert hat — ein Schreiben Hertlings über die Verantwortlichkeit bei 
Friedensverhandlungen abgedruckt wird, das nach den von Ludendorff 
wiedergegebenen Urkunden als ein nachher weſentlich umgeſtalteter Entwurf 
zu betrachten iſt. 

Unter den neuaufgenommenen Stücken der Waffenſtillſtandsver⸗ 
handlungen ijt auch eine der O. H. L. guge angene Meldung über einen 
Gegenfak Wilſon⸗Foch in der Zeit der Verhandlungen mit Wilſon: 
Foch wolle Demütigung und volle Befriedigung der franzöſiſchen Eitel⸗ 
keit und Rachſucht; Wilſon wolle einen Rechtsfrieden der Verſöhnung und 
Verſtändigung. Hier wird ein Problem berührt, um das es in der 
weiten Dokumentenſammlung geht: in dem von der franzöſiſchen 

egierung herausgegebenen und von uns in Überfegung veröffent⸗ 
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lichten Gelbbuch „betreffend die Sicherheitsbürgſchaften gegen einen 
deutſchen Angriff“. Nur daß nicht nur Sentiments und Doktrinarismus, 
ſondern höchſt reale Intereſſengegenſätze aufeinanderſtoßen: die traditionelle 
Expanſionsanſprüche der Franzoſen und — wenn auch verhältnismäßig 
ſchwach und vielfältig gehemmt — das traditionelle engliſche Bedürfnis, 
die Machtanſammlung eines Kontinentalſtaates nicht zur Kontinental⸗ 
hegemonie werden zu laſſen. Die Urkunden zeigen, wie ſich dieſer 
Gegenſatz verſchärft, je weiter man ſich von der geit der Kriegsgemein⸗ 
ſchaft und dann der Verſailler Gemeinſchaft entfernt. Die Fran oſen 
fordern unverblümt, daß die Weſtgrenze Deutſchlands an den Rhein 
verlegt werde. Im November 1918 wollte Foch ſogar die militäriſche Aus⸗ 
hebung der Rheinländer durchgeſetzt haben (vgl. S. 58). Darin aber, 
daß die Beſetzung des linken Rheinufers eine friſtloſe, alſo immerwährende 
ſei, ſtimmt ihm auch die politiſche Leitung bei, bis die angelſächſiſchen 
Mächte mit dem Angebot eines Sicherheitspaktes gegen einen deutſchen 
Angriff die Formulierungen des Verſailler Vertrages durchſetzen. Eben 
um dieſen Anſpruch und nm die Vorbedingung dieſes — bekanntlich geſchei⸗ 
terten — Paktes zu zeigen, ſind die Dokumente veröffentlicht worden: die 
offenſive Expanſionstendenz ſoll mit defenſiven Rechtsmitteln gerechtfertigt 
werden. Aber die Engländer haben eine, auch erſt nach dem Erſcheinen der 
deutſchen Überſetzung ausgegebene, Gegenpublikation zuſammengeſtellt, 
das Blaubuch „France Nr. 1 (Papers respecting negotiations for an Anglo- 
French pact.), das man mit dem Gelbbuch zuſammenleſen muß. Es bringt 
auch Stücke aus der Kriegszeit, als man 1 abt verkehrte, und des⸗ 
halb auch offener miteinander ſprach. Die franzöſiſche Regierung macht 
ſpäter dafür, daß ſie ſich auf die befriſtete Beſetzung beſchränkte, einen 
„Gewiſſensgrund“ geltend und beglückwünſcht ſich dazu, daß ſie keine 
„Bismarckiſche Methode“ befolge. Dem Grundſatz der Gerechtigkeit, 
ſo verteidigt Tardieu den Verſailler Vertrag in ſeiner Kammerrede 
vom 2. September 1919, für den die Armee gekämpft habe, müſſe auch 
der Friedensvertrag entſprechen; „Schlußfolgerung: Nach einem Befrei⸗ 
ungskrieg als Abſchluß keinen Frieden der Gewalt und der Brutalität“. 
In einer von den Engländern veröffentlichten Note Briands vom 12. Ja⸗ 
nuar 1917 wird aber ſachlicher argumentiert: Von ausgezeichneten Fran⸗ 
zoſen werde das linke Rheinufer, das verlorene Erbe der franzöſiſchen Re⸗ 
volution verlangt, um das zu bilden, „was Richelieu unfer ,pré carré 
nannte.“ Indeſſen müſſe man fürchten, daß die Wiedereinnahme der 
Rheinprovinzen, „die uns ſeit einem Jahrhundert fortgenommen waren“, 
als eine Eroberung angeſehen werde und daß ſie große Schwierigkeiten 
brächte. So dachte man ſchon, als man wenigſtens auf den Sieg, den der 
November 1918 brachte, keineswegs rechnen konnte. Um den Schein der 
Eroberung zu vermeiden, haben die Franzoſen denn auch bekanntlich mit 
indirekten Mitteln die Lostrennung der Rheinlande betrieben. In den 
mitgeteilten Aktenſtücken findet man dieſe Spekulation auf den rheiniſchen 
Separatismus angedeutet, als es gilt, den Gedanken der friſtloſen Beſetzung 
mit dem vom Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker in Einklang zu bringen. 
Das linke Rheinufer ſei von dem übrigen Deutſchland verſchieden, heißt 
es in einer Zuſammenfaſſung der franzöſiſchen Vorſchläge vom 14. März 
1919; es fürchte den Bolſchewismus und die Kriegsabgaben. Es ſei 
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ſich feiner wirtſchaftlichen Sonderſtellung bewußt. Es liebe die ihm vom 
Reiche aufgezwungenen Beamten nicht. Separatiſtiſche Beſtrebun Sr 
machten ſich bereits geltend; „trotz unſerer volligen urückhaltung (S. 
Und in einem Schreiben an Clemenceau betont Poincarè am 28. 
1919, daß die rheiniſche Bevölkerung zu der umgänglichſten Deutfchlands 
gehöre und daß fie gegen die 1 0 8 nie die feindselige Geſinnung der 
ewohner Preußens gehegt habe (S. 42). — 
Dieſer politiſchen men und Gegenſätzlichkeiten muß man 
bewußt ſein, um zwiſchen den Dee der in den beiden anderen Ver⸗ 
bf A ngen mitgeteilten Urkunden leſen zu können. Der Dawesplan 
und die chandlungen der Londoner Konferenz ſind ja in der T gere ſe 
ſo . il worden, daß fic) eine Anzeige hier erübrigt. — 
n dem Weißbuch über die Londoner Konferenz werden uns jetzt auch 
otokolle und Noten aus dem internen Verkehr der Ententemächte ge⸗ 
boten, die dem engliſchen Blaubuch entnommen ſind. 
Egmont Zechlin. 


Freiherr v denen. Bech E. E. Die Berwe rs 
ee Erfa rungen. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1825. 29 
Wehmut nimmt man diefe gedankenreiche Schrift zur Sane. 
11 77 lezten Male ſpricht General v. Freytag, der nun auch zur Großen 
Armee gegangen iſt, zu der großen Schar ſeiner Verehrer und Schüler. 
Als einer der ervorragenbften militäriſchen Lehrer des Heeres, ein wahr⸗ 
haft edler Mann, ein freier und feiner Geiſt lebt er in unſerem Gedächtnis 
fort. Ganze Generationen von Offizieren hat er als Lehrer auf der 
Kriegsakademie, als Abteilungschef und Oberquartiermeiſter im Großen 
Generalſtabe, als ungewöhnlich fruchtbarer und anregender Schriftſteller, 
in die Lehren und Erfahrungen der Kriegsgeſchichte eingeführt, die er 
mit Clauſewitz als wertvollſte Wegweiſer und Erzieher zum verantwort⸗ 
lichen Handeln erkannte. „Moltkes Kriegsruhm fußt auf dem Napoleons, 
und Schlieffens Anſchauungen fußen wieder auf Moltke.“ „Für Napoleon 
alt nicht minder wie für Moltke die Strategie als ein Syſtem der Aus⸗ 
ei Auch Schlieffen hat ſich zu ihm bekannt. Der in bewußter Ein⸗ 
eitigkeit von ihm vertretene Cannae⸗Gedanke darf nicht. um bloßen 
Schema herabgewürdigt werden.“ Der Weltkrieg macht die Erfahrungen 
1 Kriege nicht wertlos, ſo gewaltige neue Erſcheinungen er auch in 
t Teilnahme der ganzen Völker und ihrer Wirtſchaft, in ungeahnten 
Fortſchritten der Kriegstechnik, dem Luftkriege, den e uſw. 
. hat. Er bedeutet ſelbſt kein Ende, ſondern nur eine neue Stufe 
r Entwicklung, und ſein Verlauf bietet zahlreiche Parallelen und Ver⸗ 
Ae de mit der Vergangenheit. Drängt ſich doch die Ahnlichkeit der 
age Deutſchlands in dieſem Kriege mit derjenigen Friedrichs des 
Großen im Siebenjährigen Kriege jedem Beobachter auf. Wie er es ſo 
oft getan, erläutert der Verfaſſer, in großen Zügen die Geſchehniſſe 
durchgehend und die wichtigſten Momente herausgreifend, die darin auf⸗ 
tretende Wiederkehr hiſtoriſcher Erſcheinungen. Freilich, „ſo wenig der 
äußere Verlauf der politiſchen Geſchichte ſich jemals wiederholt, ſo daß 
dem Staatsmann die Möglichkeit gegeben wäre, Richtlinien für ſein 
Handeln unmittelbar aus ihr zu entnehmen, ſo wenig vermag die Kriegs- 


Neue Erſcheinungen 199 


geſchichte mehr als allgemeine, für immer gültige Wahrheiten, für den 
einzelnen Fall aber nur Anhaltspunkte, wenn auch ſolche von hohem 
Wert, gu bieten. Fordert man mehr von ihr, jo führt das in das Gebiet der 
Abſtraktion und zu rein theoretiſchen Gebilden. Solche aber haben im 
preußiſch⸗deutſchen bet niemals Fuß zu fallen vermocht.“ Indem 
der Verfaſſer unterſucht, wieweit im Weltkriege „ſolche Erfahrungen 
aus früheren Kriegen Beachtung gefunden haben oder nicht, in welchem 
Maße ſie eine Erweiterung im bisherigen Sinne geen haben, oder 
ob uns völlige Neuerſcheinungen entgegentraten“, bleibt er auf dem 
Boden der linden Praxis, die nach Clauſewitz „aus den Büchern nichts 
mitbringen darf als die Erziehung des Geiſtes, nicht aber fertige Ideen“. 
In ſolchem ehe hat General v. Freytag ſtets gelehrt, und mit Genug⸗ 
tuung durfte er ſich ſagen, daß ihm ein großer Anteil an den Anſchauungen 
gebührt, in denen die Führer des deutſchen Heeres von 1914 erzogen 
waren, deſſen gigantiſche Leiſtung man erſt allmählich voll zu würdigen be⸗ 
ginnt. | and. 
Brigade⸗General Adriano Alberti, General Falkenhayn. Die 
Beziehungen zwiſchen den Generalſtabschefs des Dreibundes. Aus dem 
Italieniſchen überſetzt von Walter Weber⸗Rom. Berlin. E. S. Mittler & 
Sohn 1924. 109 Seiten. 

Das Vorwort dieſer intereſſanten Schrift eines italieniſchen Generals 
beginnt mit folgenden Sätzen: „Die Perſönlichkeit des Generals Falken⸗ 
hayn unterſcheidet ſich von der der anderen deutſchen Heerführer. Während 
die gefeierten Siege Hindenburgs und Ludendorffs nicht das Ergebnis 
individueller Schöpfung, ſondern eine geniale Anwendung der Lehren des 
Grafen Schlieffen über die Einkreiſung bilden, erkennen wir dagegen, daß 
Falkenhayn an keine Schule, an keine ! Theorie gebunden 
65 er ſucht die Grundlagen für ſeine Entſchlüſſe lediglich in der gegebenen 

achlage. Daher ſehen wir ihn als erſter die Durchbruchsbe wegung erfolg- 
reich zur Anwendung bringen, bei Gorlice; die Einkreiſung auf breiter 
Grundlinie wird von ihm gegen die Rumänen angewandt, alſo auf 
einem Kriegsſchauplatz, wo die Möglichkeit des Gelingens vorhanden war, 
denn in jenen menſchenarmen Gebirgen war es noch möglich, überra⸗ 
ſchend vorzugehen. Sogar der bekannteſte unter ſeinen Mißerfolgen, 
Verdun, hatte eine große Wirklichkeitsgrundlage.“ Eine ſchiefere Gegen⸗ 
überftellung, ein ärgeres Mißverſtehen der „Lehren des Grafen Schlieffen⸗“ 
iſt unmöglich. Wie kann ein geiſtig ſo hoch ſtehender Soldat, wie es der 
General Alberti nach den weiteren Darlegungen ſeines Buches un⸗ 
zweifelhaft iſt, der Geiſtesarbeit des deutſchen Generalſtabes und der von 
ihr befruchteten Kreiſe der Armee eine ſolche Einſeitigkeit zutrauen! Wenn 
man ein Leitwort für ſie angeben wollte, ſo wäre es gerade der Satz, daß ſie 
„die Grundlage für die Entſchlüſſe lediglich in der gegebenen Sachlage 
ſuchte“, ohne jede „vorempfangene Theorie“, ohne jede Abhängigkeit 
von irgendwelcher Doktrin, irgendwelchem Schema, in voller geiſtiger 
Freiheit, lediglich den Blick auf die in jedem Falle verſchiedenen prak⸗ 
tiſchen Bedingungen des Erfolges gerichtet. Gerade das, was er in Gegen⸗ 
ſatz ſtellt zu dem Verfahren „der anderen deutſchen Heerführer“ und als 
Pan Vorzug Falkenhayns rühmt, war der geiftige Kern, der Extrakt 

er Gedankenarbeit des Generalſtabes ſeit Clauſewitz! Es hieße, das An⸗ 
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denken des Grafen Schlieffen ſchmähen, wenn man ſeine „Lehren über 
die Einkreiſung“ als ſein Univerſalrezept, als „Theorie“ auffaſſen wollte, 
während ſie doch nur das von ihm angeſtrebte Ideal darſtellten, den an 
unzähligen praktiſchen Fällen unter Gegenüberſtellung der Parteien 
immer wieder erprobten Verſuch, das feindliche Heer durch Umzingelung 
zur Waffenſtreckung zu bringen. Hat Feldmarſchall Graf Moltke denn 
etwas anderes erſtrebt? Iſt die Einkreiſung der Armee Bazaines bei 
Be ift die Schlacht bei Sedan niemals in den Bereich der Studien des 

erfaſſers getreten? In feinen bekannten „Cannae“⸗Aufſätzen zeigt 
Graf lieffen ſelbſt, daß es die Lehren der Kriegsgeſchichte, vor allem 
der Feldzüge Napoleons und Moltkes waren, die ihm ſeine operativen 
Gedanken eingaben. Er hat jene Lehren auf die Maſſenheere der Neuzeit 
übertragen, hat ſie in zahlloſen taktiſchen Aufgaben, Operationsſtudien, 
Kriegsſpielen, Ubungsreiſen immer wieder durchgeprüft. Den Antrieb, 
ja den Zwang dazu gab ihm die 5 55 Deutſchlands. 
Wir bedurften in einem Mehrfrontenkriege einer ſchnellen durchſchlagenden 
Entſcheidung auf einer Front, um dann der anderen Front Hilfe bringen 
zu können. Entbehrte dieſe Auffaſſung der „Wirklichkeitsgrundlage“? Wenn 
er bei aller Vielſeitigkeit ſeiner Aufgabeſtellungen beſonders oft, mitunter 
ſogar nicht ohne eine gewiſſe Künſtlichkeit, auf die Einkreiſung des Feindes 
hinſteuerte, nicht auf einen „ordinären Sieg“, der den Gegner lediglich 
eine Strecke weit zurückwarf, ohne ihn vernichtend zu treffen, ſo war das 
geſunde Einſeitigkeit, die einem richtigen Gedanken Nachdruck und Kraft 
gab. Es handelte ſich um die geiſtige Durchbildung ganzer Offiziers⸗ 
generationen, die in ſtetig wiederholter praktiſcher Arbeit mit Karte und 
Zirkel von der Ausführbarkeit, Richtigkeit, Notwendigkeit folder Opera- 
tionen innerlich wei dag, mit ihnen vertraut gemacht werden mußten. 
„Du mußt es dreimal ſagen!“ läßt Goethe den Mephiſto zu Fauſt 
ſprechen. Die einfache Hinſtellung eines richtigen Gedankens genügte 
nicht. General Alberti freilich iſt nicht überzeugt. Er ſchreibt: „Kein Heer 
hat ſich jemals umzingeln laſſen, es ſei denn infolge von Überrafchung.... 
Das iſt heute in der Epoche der Zeitungen, der Telegraphen und des 
Fliegerweſens nicht mehr möglich“. Gab es 1870 keine Zeitungen und 
Telegraphen? Eine aufgefangene Pariſer Den und eine auf dem Wege 
über London eingegangene Pariſer Depeſche haben weſentlichen Einfluß 
auf die Entſchlüſſe der deutſchen Heeresleitung geübt, die zu der franzöſi⸗ 
{cen Kataſtrophe bei Sedan führten (Generalſtabswerk II, S. 977), 
ähnlich wie 1914 aufgefangene ruſſiſche Funkſprüche zum deutſchen Siege 
bei Tannenberg beitrugen. Hat ferner nicht gerade Überraſchung des 
Gegners im Frühjahr 1915 den Durchbruch der ruſſiſchen Front in Galizien 
bei Gorlice-Tarnow, der das ganze ruſſiſche Feſtungsſyſtem ins Wanken 
brachte, erſt ermöglicht? Die Umfaſſungsſiege bei Tannenberg und in der 
Maſuriſchen Winterſchlacht kann Alberti nicht in Abrede ſtellen, aber 
die feindlichen Flügel ſeien zuerſt durch zwei „Frontalangriffe durch⸗ 
brochen“ worden. Das iſt nicht einmal ganz richtig, aber die taktiſch fron⸗ 
tale Durchführung der gegen die Flügel und Flanken des feindlichen 
Heeres gerichteten Angriffe würde die Geſamtoperation doch nicht der 
Abſicht und des Charakters der mehrſeitigen ſtrategiſchen Umfaſſung ent⸗ 
kleiden. Die „Überraſchung“ iſt gerade bei der Maſuriſchen Winterſchlacht 
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infolge der e Geheimhaltung der Transportziele der größten⸗ 
teils vom Rheine (Oberkommando Köln) kommenden 10. Armee und 
ihr den Ruſſen ganz unerwartetes Vorbrechen über und nördlich Inſter⸗ 
burg — Gumbinnen glänzend geglückt. Wenn „ein Dutzend Tage vom 
Beginn des Angriffs bis zur Vollendung der Umfaſſungsbewegung 
verging“, fo ift der Begriff der „Uberraſchung“ eben ein anderer, wo es 
ſich um Aufhebung einer Patrouille oder eines Horchpoſtens, ein anderer, 
wo es ſich um Heere von Hunderttauſenden handelt. Es kommt nur darauf 
an, ob der Feind ſich noch rechtzeitig umgruppieren oder aus dem Netz 
herausziehen kann, und das erfordert viele Tage. Wenn er in der Winter⸗ 
ſchlacht ſelbſt die Hälfte rettete, aber rund 165000 Mann, darunter über 
100000 Gefangene verlor, ſo mögen die Italiener dieſen deutſchen Erfolg 
erſt einmal nachmachen! Die Frage, ob eine ſolche Operation Erfolg ver⸗ 
ſpricht, iſt eine rein praktiſche, in jedem Falle beſonderer Prüfung bedürf⸗ 
tig. Entfernungen, Straßen⸗ und Bahnnetz, Truppenſtärken, Nachſchub⸗ 
möglichkeiten, Wind und Wetter, Widerſtandskraft von Feſtungen, 
Stellungen, Stromlinien, Charakter des feindlichen Feldherrn, Eigen⸗ 
ſchaften (eines Heeres können dafür oder dagegen ſprechen. Auch Tannen⸗ 
berg konnte gar leicht mißlingen. 

Abgeſehen von dem Irrtum, theoretiſche Prinzipiengegenſätze 
zu ſehen, wo es fic) um rein praktiſche Zweckmäßigkeitsfragen handelte, 
iſt anzuerkennen, daß die den erſten Teil der Schrift bildende Skizze des 
militäriſchen Wirkens Falkenhayns dem hochverdienten General in 
ruhiger unparteiiſcher, ſich in den ſchönen Schlußworten zur Wärme ſtei⸗ 

ernder Darſtellung gerecht zu werden ſucht. Dem Verfaſſer iſt in vielen 

unkten durchaus zuzuſtimmen, leider auch gegenüber manchen deutſchen 
Urteilen, wie den von der Frau v. Moltke veröffentlichten Außerungen 
ihres Gatten. Neues kann dieſer Teil, ſoweit die deutſche Heeresleitung 
in Betracht kommt, naturgemäß nicht bringen, da er ſich nur auf die ge⸗ 
druckte Literatur ſtützt. Doch ſind die Ausführungen Albertis über die 
militäriſchen Ausſichten der gegen Italien gerichteten Offenſiven und die 
Urſachen der Erfolge oder Mißerfolge, da bier ein ſpezieller Kenner der 
Verhältniſſe ſpricht, beſonderer Beachtung wert. Hervorgehoben ſei ein 
Urteil über den General Konrad v. Hötzendorf: „Wenn General Hoffmann 
ſagt, daß Konrad ein Genie war, daß aber das öſterreichiſche Heer nicht den 
Entwürfen ſeines Chefs entſprach, ſo kommt das dem Einwurfe gleich, 
1 und jeine Pläne hätten außerhalb der Welt der Tatſachen ge- 

anden“! 

Nur in loſer Verbindung mit der Lebensſkizze Falkenhayns ſteht der 
zweite Teil der Schrift: „Die Beziehungen zwiſchen den Generalſtabschefs 
des Dreibundes“. Er hat durch die darin mitgeteilten Auszüge aus italient- 
ſc Aktenſtücken beſonderen hiſtoriſchen Wert. Dieſer Abſchnitt läßt 
ich kurz als eine Verteidigung Italiens gegen den Vorwurf der Untreue 
kennzeichnen. Der Verfaſſer erörtert ausführlich, daß die militäriſchen 
Abmachungen, welche bei dem Beſuche des italieniſchen Generalſtabschefs 
Pollio im Herbſt 1913 und in einer im März 1914 abgeſchloſſenen Militär⸗ 
konvention getroffen wurden, nur für den Fall Gültigkeit gehabt hätten, daß 
die italieniſche Regierung den casus foederis anerkannte, der nur im Falle 
eines Verteidigungskrieges vorlag. Wer hat denn das beſtritten? Jener 
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Vorwurf richtet ſich gerade dagegen, daß Italien den casus foederis 
nicht anerkannte, als der ruchloſe Überfall der Entente erfolgte. Es 
berief ſich dabei auf das Vorgehen Oſterreichs gegen Serbien, und Beth⸗ 
mann⸗Hollweg beeilte ſich, auch Deutſchland vor der Welt ins „Unrecht“ zu 
ſetzen. War man aber in Deutſchland nicht berechtigt geweſen, anzu⸗ 
nehmen, daß ſich die Haltung der italieniſchen Regierung im Ernſtfalle 
mit derjenigen ihres Generalſtabschefs decken würde, eines unzweifel⸗ 
haften Ehrenmannes, der in Berlin bei offiziellem Anlaß in deutſcher 
Sprache „die eiſenfeſte Waffenbrüderſchaft“ der verbündeten eee her⸗ 
vorhob? Ich war zu ſeiner Begleitung kommandiert und entſinne mich 
jener Worte und verwandter Umſtände genau. Er iſt am 28. Juni 1914, 
dem Tage des Attentats von Serajewo, plötzlich geſtorben. Welches mag 
ſeine Krankheit geweſen ſein? Man betrachte nur das lebensfriſche 
Portrait zu Seite 74 der Schrift und vergleiche auch Nicolai, Geheime 
Mächte (Leipzig 1924), S. 40. Jany. 


v. Poſeck, Die deutſche Kavallerie 1915 in Litauen und Kurland. 
Berlin, E. S. Mittler und Sohn, 1924, 234 Seiten. 

General v. Poſeck, der jetzige Inſpekteur der Kavallerie, läßt ſeinem 
Buche über „Die deutſche Kavallerie 1914 in Belgien und Frankreich“ 
hier eine Fortſetzung folgen. Im Anfange des Krieges hatte von den 
11 deutſchen Kavallerie⸗Diviſionen nur eine einzige, die 1., in Oſtpreußen 
der weit überlegenen ruſſiſchen Heereskavallerie gegenübergeſtanden, 
und nach der Schlacht bei Tannenberg war noch die 8. (¼ Sachſen) 
dorthin gekommen. Dann aber verlor an der Weſtfront die große Maſſe der 
Kavallerie mit dem Beginn des Schützengrabenkrieges ihr eigentliches 
Betätigungsfeld, während ſich auf dem öſtlichen Kriegsſchauplatz neue große 
Aufgaben eröffneten. Sie wurde daher größtenteils dorthin übergeführt, und 
das vorliegende Werk ſchildert an der Hand der Kriegsakten ihre Teilnahme 
an der Eroberung von Litauen und Kurland durch die Armeegruppe 
Lauenſtein, dann die Njemen⸗Armee bis zum Beginn des Stellungs⸗ 
krieges im Oktober 1915. Es ſind vor allem die Kämpfe an der Dubiſfa, 
die Schlacht um Schaulen und die Kämpfe an der Düna, eine Unzahl von 
großen und kleinen Gefechten, an denen die 1., 2., 3., 4., 6., 8. und baye⸗ 
riſche Kavallerie⸗Diviſion teilnahmen und deren Vorführung zugleich 
ein vielſeitiges kavalleriſtiſches Lehrbuch und ein Gedenkbuch für die 
Teilnehmer ſelbſt darſtellt. Das Werk iſt keine bequeme Lektüre, in ſteter 
Verfolgung der vortrefflichen beigegebenen Karten aber ſteigert ſich das 
Intereſſe und die zahlreichen in den Text eingeflochtenen Berichte von Mit⸗ 
kämpfern und Truppenteilen geben der Schilderung Lebensfarbe. Ver⸗ 
hältniſſe, wie ſie 1915 in Litauen und Kurland beſtanden, werden im 
Oſtlande noch für Menſchenalter beſtehen, namentlich hinſichtlich des 
Wegenetzes. Kraftwagen, ſelbſt Fahrräder können in großen Abſchnitten 
des Jahres kaum auf den elenden Wegverbindungen, geſchweige denn 
querfeldein vorwärtskommen. Fliegeraufklärung verſagt bei Nebel und 
in ausgedehnten Waldgebieten, kann überhaupt Einzelheiten (Truppen⸗ 
teile, Führernamen, Abſichten des Feindes u. dgl.) nicht feſtſtellen. Unter⸗ 
brechung von Bahnen, Zerſtörung von Brücken und ähnliche Aufgaben 
werden der Kavallerie verbleiben. Ihre Gefechtstätigkeit hat ſchon 1915 
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nur in kleineren Verhältniſſen, z. B. bei Zuſammenſtößen zwiſchen Auf⸗ 
klärungsabteilungen, in der Attacke zu Pferde beſtanden. Die Lanze hat 
ſich dabei hervorragend bewährt, das oſtpreußiſche Pferd von neuem 
nn vortrefflichen Eigenschaften gezeigt. Im größeren Rahmen aber hat 
ie Kavallerie meiſt zur Felterwaſſe gegeilien, und die vermehrte Beigabe 
von techniſchen Kampfmitteln, auch Kampfwagen, wird dieſe Art ihrer 
Gefechtstätigkeit auch in Zukunft zur vorherrſchenden machen. Eine amt⸗ 
liche ruſſiſche Beurteilung des deutſchen Heeres vom Dezember 1914 
beginnt mit den Worten: „Die deutſche Kavallerie iſt erſtklaſſig“; und in 
einem im September 1915 erbeuteten ruſſiſchen Armeebefehl heißt es: 
„Die Kavallerie ſoll u ein Beiſpiel an der energiſchen, mutigen und 
freien Tätigkeit der deutſchen Kavallerie nehmen“. Es war damals bei der 
bayeriſchen Kavallerie⸗Diviſion üblich, den Gefallenen die Lanze mit dem 
blauweißen Fähnchen in das Grab zu ſtoßen, und es hat mich immer 
ergriffen, wenn man rechts oder links vom Wege ſolch ausgeblichenes 
Fähnchen über einem kleinen Hügel wehen ſah als Zeichen, daß dort 
ein bayerifcher Reiter fern von den Bergen feiner Heimat ein einſames 
Grab in fremder Erde gefunden hatte. Unſere alte Armee hat verbre⸗ 
cheriſcher Wahnwitz zerſtört. Uber ihren Gräbern aber weht die Flagge des 
nationalen Gedankens. Die neuen Regimenter werden ihren Vorfahren 
nacheifern. Jany. 


Landfried, Der Endkampf in Mazedonien 1918 und ſeine Vorge⸗ 
ſchichte. rgeſtellt im Auftrage des ehemaligen Oberkommandos der 
Heeresgruppe Scholtz. Mit einem Geleitwort von General der Artillerie 
a. D. v. Scholtz. Berlin, E. S. Mittler und Sohn 1923, 33 Seiten. 

Der erſte Generalſtabsoffizier des Oberkommandos der Heeresgruppe 
Scholtz, Oberſtleutnant Landfried, ſchildert in dieſer Schrift den Zu⸗ 
ſammenbruch des bulgariſchen Heeres, nachdem die dort eingeſetzten 
deutſchen Truppen unter dem Druck der ſchweren Kämpfe an der Weſt⸗ 
front immer mehr vermindert worden waren. An deutſcher Infanterie 
waren — abgeſehen von Landſturm au den Etappenſtraßen — nur 
noch 3 ſächſiſche Jägerbataillone zurückgeblieben, dazu wenig Artillerie, 
techniſche Truppen, Kolonnen und Trains. Die deutſchen Truppen 
konnten ſich, obwohl unter ſchweren Verluſten, aus dem bulgariſchen 
Zuſammenbruch herauslöſen und erreichten unter teilweiſe abenteuer⸗ 
lichen Rückzugskämpfen und Märſchen durch das Gebirge den Anſchluß 
an eine bei Niſch im Aufmarſch begriffene, aus deutſchen und öſterreichi⸗ 
ſchen Diviſionen beſtehende neue Armee. Nie hat ihr ſoldatiſcher Geiſt 
verſagt. Ende Oktober ſtand der Feind vor Belgrad. „Den Serben wurde 
der Lohn eines dreijährigen heldenhaften Ringens, ein leuchtendes Bei⸗ 
ſpiel auch für ihre Feinde, daß einem Volke, das ſich nicht ſelbſt aufgibt, aus 
tiefſtem Falle der Wiederaufſtieg möglich iſt!“. Eine Fortſetzung der 
Offenſive der Entente auf Wien —München er nach dem Urteil des 
Oberkommandos Scholtz gleichwohl in weiter Ferne; denn auch die Kraft 
der Gegner war nach deren eigenem ſpäteren Eingeſtändnis erſchöpft. 
Erſt als Deutſchland ſich ſelbſt aufgab, und der Aufruhr in der Heimat dem 
Heere eine Fortſetzung des Kampfes unmöglich machte, kam es auf dem 
Balkan zur Einſtellung der Feindſeligkeiten. Die deutſchen Truppen 
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gelangten bis Jahresſchluß in ſchwierigen Märſchen und Bahntransporten 
urch Ungarn in das verratene Vaterland zurück. Jany. 


Hofgeſchichten aus der Negierungszeit Kaiſer Wilhelm II. — 
Nach den „Enthüllungen einer engliſchen Hofdame“ und des ehemaligen 
rn Hofzahnarztes Nathan A. Davis aus New Pork unter teil- 
weiſer Benutzung archivaliſcher Quellen des Geheimen Zivilkabinettes 
Sr. Majeſtät, bearbeitet von Werner⸗Kautzſch. — Berlin⸗Lankwitz, 
G. Ziemſen 1924. 311 S. 8°. 

Auf dieſes Buch müjfen wir hinweiſen, weil der Herausgeber auf dem 
Titelblatt auch „archivaliſche Quellen des Geheimen Zivilkabinettes Seiner 
Majeſtät“ benutzt zu haben vorgibt. Es wäre intereſſant, zu erfahren, 
wann und wo und worüber Herr W.⸗K. dieſe Quelle benutzt hat. In 
Wirklichkeit bilden die ſattſam bekannten „Enthüllungen“ einer engliſchen 
Hofdame, die kurz nach der Revolution die Auslagen aller Groſchen⸗ 
buchhandlungen neben Räuber⸗ und Indianerromanen zierten, bis fie 
wieder von zugkräftigeren Stücken verdrängt wurden, weiter die Erinne⸗ 
rungen des amerikaniſchen Zahnarztes und ähnlicher auf den Hinter⸗ 
treppen der Geſchichte zuſammengefegter Kehricht, zum Schluß ein Aus⸗ 
ug aus dem „Boucher de Verdun“, einem der ſchmutzigſten Mach⸗ 
werke, die giftgeſchwollene Fön Skribenten gegen die deutſche 
Armee ausgeſpien haben, und von dem Herr Werner⸗Kautzſch ſich nicht 
entblödet, zu ſagen, daß es „offenbar wirkliche Tatſachen, Begebenheiten 
ſchildert“, den Hauptinhalt. In der Einleitung und in Anmerkungen 
und Zuſätzen beglückt Herr Werner⸗Kautzſch, alias Ernſt Dietze, von Beruf 
Soziologe und Chemiker, den Leſer mit ſeinen moraliſchen Bemerkungen, 
zieht in ſchlechtem Deutſch, mit vieler Entrüſtung und in Gedanken⸗ 

ängen, auf die Fortbildungsſchüler und Dienſtmädchen vielleicht noch 
hineinfallen, gegen die „Kaiſerei“ zu Felde, beſchäftigt ſich nebenbei mit 
dem „ſexuellen Begehrungsvermögen“ einer Schwiegertochter des Kaiſers 
und ſtellt bei dieſem ſelbſt „Züge einer dämoniſchen Weſenheit, gepaart 
mit echt cäſariſchen Ungeheuerlichkeiten“ feſt. Nun wiſſen wir's alſo 
endlich! Als Koſtprobe genüge die Überſchrift des erſten Kapitels: „Der 
Säugling von Gottes Gnaden am Meſſer!“ E. M. 


Karl Weidel, Deutſche Weltanſchauung. Ein Buch zur Selbſt⸗ 
beſinnung. 271 S. u. 20 Bildtafeln. Hamburg, Hanſeatiſche Verlags- 
anſtalt. 1925. Pr. in Ganzleinen geb. 8 Mark. 

Im vorigen Bande (S. 171) iſt auf das im gleichen Verlage erſchie⸗ 
nene Buch von L. Benninghoff, „Geprägte Form“, hingewieſen worden, in 
welchem der Verfaſſer in Ausſchnitten deutſcher Literatur und Kunſt 
eine eindrucksvolle Vorſtellung von den weſentlichen Merkmalen deutſcher 
Weltanſchauung, wie ſie ſich ihm aufdrängen, zu geben verſucht. 

Das vorliegende Buch, das ſich äußerlich in gleich geſchmackvoller 
Ausſtattung bietet, verfolgt das gleiche Ziel. Es will in ebenfalls nature 

emäß ſubjektiver Auswahl die Leſer „zu den reinen Quellen deutſcher 
ltanſchauung hinführen“ und die „deutſche Art, die Welt zu ſehen und 

zu deuten“ herausſtellen. In 4 „Büchern“ (Gott und Gott-Natur, 
Menſch und Menſchheit, Zeit und Ewigkeit, die Welt der Ideen) werden 
Ausſchnitte aus unſerer klaſſiſchen Literatur (Meiſter Eckehart, Eucken, 
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Bite, Goethe, v. Hartmann, Hebbel, Hegel, Herder, Hölderlin, Rant, 
e, Nietzſche, Raabe, Rilke, Rückert, Schiller, Schelling, Schleiermacher, 
S Widmann u. a.) zuſammengeſtellt, und in einer längeren 
Einführung wird die beſondere deutſche Gedankeneinſtellung gegenüber 
den verſchiedenen Problemen des Lebens entwickelt. Das deutſche Volk 
befindet ſich erſt auf dem Wege zur Einheit, und jeder Verſuch, das Be⸗ 
wußtſein innerſter Beam zu wecken und zu ſtärken, muß 
dankbar begrüßt werden. Sch. 


Johannes Ohquiſt, Das Löwenbanner. Des 9 Volkes 
Aufſtieg zur Freiheit. Berlin 1923, Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Poli⸗ 
tik und Geſchichte. 188 Seiten. 
Das Rudolf Eucken gewidmete und von dieſem mit einem Vor⸗ 
pa verſehene Bändchen enthält eine lebendige eindrucksvolle Schil⸗ 
erung des Freiheitskampfes des finniſchen Volkes, der 1899 mit dem 
ruſſiſchen Staatsſtreich gegen die alte Verfaſſung Finnlands etnfepte, 
und an deſſen fiegreicher Beendigung, insbeſondere im Kampf mit den 
Bolſchewiſten 1918, aud) Deutſchland teilnehmen konnte. Die Selbſtändig⸗ 
keit des tapferen uns kulturell naheſtehenden Volkes iſt eines der dla a 
erhebenden Ergebniſſe des Weltkrieges geweſen. Die Energie, mit der das 
kleine Volk ſich dieſe Selbſtändigkeit gegen den übermächtigen Unter⸗ 
drücker erkämpft hat, hat das alte Recht darauf neu begründet. Das vor⸗ 
liegende Buch möge dazu beitragen, die Kenntnis der jüngſten Geſchichte 
Finnlands in Deutſchland zu verbreiten und die beſtehenden herzlichen 
Beziehungen zwiſchen beiden Völkern zu verinnerlichen. Das jetzt be⸗ 
drückte deutſche Volk kann an dem Beiſpiel des finniſchen Volkes lernen, 
was Mut und Entſchloſſenheit zu leiſten imſtande ſind. 


Carl Schmitt, Die geiſtesgeſchichtliche Lage des heutigen Parla⸗ 
ee Dunder und Humblot. München und Leipzig 1923, 
eiten. 
In dieſer in ihrer Knappheit außerordentlich gehaltvollen Unter⸗ 
gelte wird gezeigt, wie die heutige Inſtitution des Parlaments ihren 
eiſtesgeſchichtlichen Boden verloren hat und als ein rein mechaniſcher 
Apparat fungiert, den „die irrationale Kraft des nationalen Mythus“ 
verächtlich beiſeite ſetzt. In Muſſolinis Rede vor dem Marſch nach Rom 
hey Schmitt wieder, wie einft von Machiavelli, von einem Italiener 
as Prinzip der politiſchen Wirklichkeit ausgeſprochen. f 


B. Zur brandenburgiſchen Geſchichte. 


Georg Winter, Die Schlacht bei Fehrbellin. Ruppiner Heimat⸗ 
ie herausgegeben vom Hiſtoriſchen Verein der Grafſchaft Ruppin, 
Heft 1, Neuruppin 1925. 31 Seiten. 

Eine ſehr gelungene Gedenkſchrift zur 250 jährigen Wiederkehr des 
Tages von hbellin, dem ſein hiſtoriſcher Glanz nicht dadurch ge⸗ 
nommen wird, daß der Verfaſſer der letzten ſchwediſchen Dar⸗ 
ſtellung (Wimarſon, Sveriges krig i Tyskland 1675—1679, 1. Band 
Lund 1897) von einem „ſogenannten Siege“ ſpricht und die Schlacht 
als ein ziemlich belangloſes „Arrieregardengefecht“ kennzeichnet. Zwei⸗ 
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fellos finden ſich in den deutſchen Schilderungen alter und neuer Zeit 
Übertreibungen, z. B. hinſichtlich der Truppenſtärken und Verluſte. 
Auch Winter hätte nicht ſchreiben ſollen, daß der Kurfürſt „eine bei 
weitem ſtärkere Armee“ geſchlagen habe; denn das Verhältnis war 6:7, 
höchſtens 6:8, allerdings auf brandenburgiſcher Seite ohne Infanterie 
und nur mit wenigen Geſchützen. Aber es kommt nicht darauf an, 
ob der Kampf bei Fehrbellin etwas größere oder geringere Ausmaße 
hatte, ſondern der Feldzug von Fehrbellin ſtellt einen ſo unbeſtreitbar 
gewaltigen Erfolg dar, wie ihn nur je ein großer Sieg gehabt hat. 
Der Verlauf der ee ne liegt in den von beiden Seiten ver- 
öffentlichten Quellen klar zutage. Nicht ſo deutlich treten die Schwie⸗ 
rigkeiten, Überlegungen und Geiſteskämpfe hervor, die der Ausführung 
des Unternehmens vorangingen und überhaupt nicht zu ſchriftlicher 
Aufzeichnung gelangten oder doch große Vorſicht erforderten. Man 
erkennt ſie aber, wenn man nebeneinanderhält, daß der Kurfürſt am 
15. Januar 1675 dem Statthalter der Mark Brandenburg Fürſten Johann 
Georg von Anhalt⸗Deſſau ſchreibt: „Sobaldt Ich in den quarttiren ein 
drey Wochen geſtanden, hoffe Ich meine Armee in ſolchen ſtandt zu 
haben, das Ich wider mit nutzen agiren vndt meine Lande zu hulffe 
werde kommen vndt von fremder gewaldt befreien kunnen“, und daß er 
dann noch bis zum Juni gezögert hat, ungeachtet der dringenden „mit faſt 
heftigen und anzüglichen terminis“ erhobenen Vorſtellungen des Statt- 
halters, „daß die Ful e von den Alliirten langſam kommen, und indeſſen 
Land und Leute verderben, auch die Feſtungen in der Schweden Hände 
fallen könnten“. Der Zuſtand ie Armee, die ja im et nur wenig 
ur Tätigkeit gekommen war, bildete kein Hindernis. Die ſchlechte Be⸗ 
ſchaſſenheit der damaligen Straßen im Winter und Vorfrühling ſicher 
auch nicht, man denke an den mitten im Winter 1678/79 unternommenen 
Marſch nach Preußen. Warum alſo hat er ſo lange gewartet? Man 
muß, um dies Verhalten richtig zu würdigen, ganz von dem uns be⸗ 
kannten, über alle Vorausberechnung glücklichen wirklichen Verlauf der 
Kriegsereigniſſe abſehen. Man darf auch nicht bloß die Stärke der in der 
Mark eingefallenen ſchwediſchen Armee, eines Bruchteils der ſchwediſchen 
Macht, mit der des Kurfürſten vergleichen. Brandenburg war an ſi 

zu ſchwach, um ohne Verbündete und ohne Subſidien einen vielleicht no 

Jahre lang dauernden Krieg gegen Schweden, hinter dem Frankrei 

ſtand, durchzuführen. Namentlich aber erweiterte ſich im Geiſte des 
Kurfürſten die nächſte Aufgabe, die Befreiung der Mark, zu dem groß— 
gedachten Ziele, dieſen Krieg überhaupt zur Vertreibung der Schweden 
von der deutſchen Oſtſeeküſte auszugeſtalten, und dafür war die Mit- 
wirkung der däniſchen und holländiſchen Seemacht, die dem auf dem 
Kontinent kämpfenden ſchwediſchen Heere die Verbindung mit dem 
Mutterlande abzuſchneiden vermochte, eine der wichtigſten Vorbedingungen. 
Aus ſolchen Erwägungen hat Friedrich Wilhelm lange alle Hilferufe der 
Mark mit Vertröſtungen beantwortet.. Der in die Augen ſpringende 
Gegenſatz zwiſchen dieſem monatelangen Zögern und der ſchließlichen 
blitzartigen Ausführung ſeines Zuges hat manche Darſteller veranlaßt, 
von feiner Unternehmung wie von einem heroiſchen Verzweiflungs⸗ 
entſchluß zu ſprechen, den Friedrich Wilhelm gefaßt habe, da die Hilfe 
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der Alliierten, um die er 5 ſo lange bemüht hatte, ausblieb. So ſchreibt 
Wimarſon: „Es war die ſtrengſte Notwendigkeit, die ihn trieb, als er den 
berühmten Zug antrat, der ihn unſterblich gemacht hat; es war ſein 
letzter Ausweg. Man muß es in Wirklichkeit auch als ein Wagnis, um nicht 
zu ſagen eine Tollkühnheit, anſehen, mit einem durch einen Marſch von 
30 Meilen erſchöpften, wenn auch zahlenmäßig überlegenen Heere zum 
Angriffe auf einen Feind zu ſchreiten, der in einer geſchügten Stellun 
hinter der Havel ſtand und Zeit hatte, dieſe zu verſtärken. Der Kurfürſt 
konnte außerdem in jedem Augenblick befürchten, daß ſich die Schweden mit 
den Hannoveranern vereinigen würden, und zwar vielleicht vor den 
Mauern von Magdeburg, womit ſeine Lage völlig verzweifelt geworden 
wäre.“ Damit iſt weder die wirkliche militäriſche Lage noch die Auffaf- 
ſung und Stimmung des Kurfürſten bei ſeinem Aufbruche richtig ge⸗ 
eichnet. Der Befehl zur Zuſammenziehung ſeines Heeres erteilte er 
em Feldmarſchall Derfflinger am 2./12. Mai (Klinkenborg, S. 42), 
als die Schweden noch öſtlich der Oder in der Neumark und Hinterpommern 
tanden, fie gingen erſt am 11./21. Mai durch Stettin auf das weſtliche 
fer über. Seine Stimmung, als er den Haag nach Feſtſetzung der „Ruptur“ 
auf den 5. (dann 15.) Juni verließ, kennzeichnet ſein Schreiben an den 
Statthalter vom 10./20. Mai: „Gott fet gedankt, daß alle Alliirten 
nunmehr einig ſein, daß vigoureusement gegen die Schweden agiert 
werden ſolle!“ Daß noch Wochen, vielleicht Monate vergehen konnten, 
bis die Dänen, die Holländer, die Kaiſerlichen wirklich mit Truppen und 
Schiffen auf dem Kriegsſchauplatz erſchienen, hat er natürlich in Rechnung 
gezogen, aber ſeine Stellung gegenüber Schweden war jetzt ganz anders 
ge tigt, als wenn er ohne das Haager Abkommen im Februar oder 
ärz losgebrochen wäre. Wenn er jetzt die militäriſchen Feindſeligkeiten 
ſelbſt eröffnete, ſo geſchah es in dem Bewußtſein, nicht allein zu ſtehen. 
Ob er den Feind an der Elbe oder an der Havel oder vor Berlin antreffen 
und wie ſich demgemäß die Kriegslage geſtalten würde, war ganz ungewiß. 
Nicht Tollkühnheit, ſondern vielmehr Kaltblütigkeit im Abwarten des 
Zeitpunktes, wo er ſich die notwendige Bundeshilfe geſichert hatte, be⸗ 
zeichnete hier die Stärke ſeines Charakters, und ſein Verhalten erſcheint 
nicht als Verzweiflungstat, ſondern als ruhige Konſequenz. Kritiſch wurde 
die Lage erſt, als er ſchon unterwegs war. Im Hauptquartier zu Ilmenau 
(29., 30. Mai /8., 9. Juni) kamen böſe Nachrichten „que les Suédois 
vouloient attaquer la ville de Magdebourg, devant que nous y puissions 
arriver la secourir, et y passant l’Elbe se joindre avec le Duc de Han- 
nover, lequel on disoit étre avancé avec ses troupes jusques sur l’Eichs- 
feld pour nous empécher de secourir la dite ville, .. et certes nos affaires 
avoient alors une assez vilaine face“. ke Tagebuch I, S. 103, vgl. 
v. Mülverſtedt, Kriegmacht, ©. 583: „Es ift bei der Generalitat eine große 
Alteration wegen des Hannoveriſchen Aufbruchs zu verſpüren uſw.“) 
badd man war jetzt ſchon fo weit, daß Magdeburg ohne Anſtand erreicht 
wurde. : 
In dieſem Zuſammenhange muß einer dunklen Epiſode gedacht 
werden, der Verhaftung des Kommandanten von Magedeburg Oberſten 
Johann Schmidt v. Schmiedeseck wegen verräteriſcher Verbindung mit 
den Schweden. Auch Winter behandelt ſie gleich Witzleben als Tafſache. 
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Da iſt es zunächſt merkwürdig, daß Wimarſon, der die ſchwediſchen 
Akten ſo ſorgſam durchforſcht hat, nichts davon ſagt. Buch berichtet, ein an⸗ 
geblicher ſchwediſcher Spion, den man auf die Folter ſpannte (), habe nach 
on Leugnen geftanden, Briefe für Schmidt gehabt zu haben. 
Außerdem liegt nur eine belangloſe Notiz in einem Bericht des braun⸗ 
ſchweigiſchen Geſandten v. Heimburg vor (Witzleben, Anhang S. 44). 
Eine Verurteilung iſt offenbar nicht erfolgt, denn der über Schmidt 
verhängte Feſtungsarreſt in Peitz war doch keine Sühne für geplanten 
Hochverrat. Den Urſprung des gegen ihn gefaßten Verdachts enthüllt 
ein gezifferter Bericht des Statthalters an den Kurfürſten vom 4. Novem⸗ 
ber 1674 (Geh. Staatsarchiv Rep. 21, 136 u), wonach der 1 ger 
fangler Baron Hocher den brandenburgiſchen Geſandten v. w 
vor der ſchwediſchen Geſinnung des Adminiſtrators zu Halle Prinzen 
Auguſt von Sachſen gewarnt und geraten hatte, „man möchte ſich der Stadt 
Magdeburg woll verſichern“. „Der darinnen befindliche Kommandant, 
der Oberſt Schmidt, iſt des Adminiſtratoris Vaſall und Unterthan, hat 
unter ihm alle feine Güter, iſt dem Adminiſtratoren mit Eid und Pflichten, 
nicht weniger als Euer Churfürſtl. Durchl. verwandt. Derohalben iſt 
höchſtnötig, bei itzigen Konjunkturen, da auch Auswärtige Euer Churf. 
Durchl. warnen laſſen, daß der Herzog von Holſtein als Gouverneur 
mit ezlichen hundert Mann über die Garniſon eheſt dahin beordert werde.“ 
Akten über die nach Schmidts Verhaftung angeſtellte Unterſuchung 
fehlen, wohl aber berichtet Oberftleutnant Georg Adolph v. Micrander 
dem Fürſten von Anhalt am 31. Juli 1675 (Archiv Zerbſt): „Des Herzogs 
von Holſtein Durchl. kamen am verwichenen Montag wieder anhero, um 
die Sache mit dem Obriſten Schmid, worin ich auch committiret bin, 
zu Ende zu bringen, worin alle wieder ihn bisher gefaßte 

raesumptiones verſchwinden und alle Unſchuld ſich wohl für 
ihm hervorthun dörfte, indem der vermeinte Spion alles, was er bisher 
wider ihn ausgeſprochen renuntiiret und aus lauterer Angſt das widrige 

eſagt zu haben dled vorgibt, auch daß er weder von einigen ge- 
habten Briefen oder von dem Obriſten Schmid geringſte praejudicirliche 
Wiſſenſchaft (gehabt,) hoch betheuert und darauf leben und ſterben 
will, es iſt ein ſehr einfältiger Menſch, welcher auf ſcharfer Bedrohung 
alles, was man von ihm begehren möchte, ausſagen wird.“ Das iſt die 
einzige erhaltene authentiſche Bekundung über den Verlauf der Unter⸗ 
ſuchung. Sonach kann man von dem angeblichen Verrat nicht als von 
einer Tatſache ſprechen. Es kann ein ganz leerer Argwohn gewaltet 
haben, wenn der Kurfürſt der Sache auch nicht getraut zu haben ſcheint, da 
er den Feſtungsarreſt nicht aufhob. 

Erſt in Magdeburg dürfte der Kurfürſt nähere Nachrichten von der Auf⸗ 
ſtellung des Feindes erhalten und erſt hier den Entſchluß zur Durch- 
brechung der Havellinie an dem am ſchwächſten beſetzten Punkt, bei Rathe⸗ 
now, gefaßt haben. Wie ein Wunder erſcheint es, daß die Schweden 
trotz aller heimlichen Feinde, die Kurbrandenburg im Reiche beſaß, nichts 
von dem weiten Anmarſche der Brandenburger erfahren haben. Die 
altmärkiſchen Bauern aber haben die Elblinie treu behütet, es fand ſich 
kein Verräter. Wie die Lage ſich für beide Parteien geſtaltet hätte, 
wenn die Überrumpelung von Rathenow mißlang, das wäre ein inter⸗ 
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eſſantes . Die weitere Abſicht Friedrich Wilhelms 
bezeichnet Winter ſo: „Der Kurfürſt entſchloß ſich, den 1 
Schweden ſelbſt mit ſeinen verhältnismäßig ſchwachen Kräften zu folgen, 
ſie vor dem Rhin zu packen und zu er: bis Infanterie aus Berlin 
und Spandau und vor allem aus Magdeburg herankäme.“ So lange würden 
ſie wohl nicht gewartet haben, eof wenn jie, was ſehr zweifelhaft ift, 
hinreichende Berpilegung auf thren en gehabt hätten. Der Befehl, daß 
die bei Magdeburg zurückgebliebene Maſſe ſeiner Infanterie und Artillerie 
ihm folgen folle, erteilte der Kurfürſt erſt am 15./25.. aus Rathenow, am 
17./27. ging ſie erſt über die Elbe (Mülverſtedt, S. 587), und die Ent⸗ 
fernung bis Fehrbellin betrug fünf Tagemärſche. Die Anordnungen 
que Zerſtörung der Brücken bei Fehrbellin, Cremmen und Oranienburg 
onnten nichts anderes bezwecken, als den Schweden dort möglichſten 
Aufenthalt zu bereiten. Wimarſon, dem ich bei aller Anerkennung, 
die ſeine vortreffliche Arbeit verdient, auch hierin widerſprechen anit, 
behauptet einen Mißerfolg (missräkning) des Kurfürſten, weil er fie 
weder im freien Felde „vernichtet“ noch von dem Übergange bei Fehr⸗ 
bellin abgeſchnitten und „ausgehungert“ habe. Wie ſollte er das wohl gegen⸗ 
über einer ſtärkeren, aus tüchtigen Truppen beſtehenden Armee machen? 
Einen ähnlichen „Mißerfolg“ hat er auch 1679 in Preußen gehabt, und 
doch haben beide Unternehmungen ſeinen Namen unter die der großen 
Heerführer eingereiht. „Ich gehe dem Feinde itzo nach, hoffe ihn an 
dem Paſſe noch zu finden“, ſchrieb er am 16. dem Fürſten von Anhalt. 
Dieſer ſollte die Übergänge bei Oranienburg und Kremmen ſperren, die 
Brücke bei Fehrbellin abbrennen laſſen. Jede Brücke aber läßt ſich wieder⸗ 
herſtellen, wenn kein Feind am andern 1 ſteht, der ſtark genug iſt, dies 
zu verhindern, und das konnten weder die vom Kurfürſten abgeſandten 
Streifparteien von 100 —150 Reitern noch die ſchwachen Kräfte, die der 
Fürſt von Anhalt hätte entſenden können. Ein Umgehungsmarſch über 
den Kremmer Damm, um den Übergang bei Fehrbellin von Norden zu 
ſperren, wie Derfflinger ihn nach Buch vorgeſchlagen hat, wäre unzweifel⸗ 
"any zu ſpät gekommen. Daß der Kurfürſt fic) darauf nicht eingelaſſen 
at, zeigt auch hier wieder ruhige klare Überlegung. Er ließ ſic nicht, 
wie man gemeint hat, durch temperamentvolles Draufgängertum 
hinreißen, ſondern er ließ das Wägen dem Wagen vorangehen. 
Die Darſtellung der Schlacht ſelbſt iſt, unter Zuſammenfaſſung der 
brandenburgiſchen und der von Mankell veröffentlichten ſchwediſchen 
Berichte, recht gut geſchrieben. Jany. 


Urkundenbuch des Kloſters Nenzelle und ſeiner Beſitzungen. Heft 2. 
Im Auftrage der Stände des Markgraftums Niederlauſitz herausg. 
unter Mitwirkung von Rudolf Lehmann von Woldemar Lippert. Dres⸗ 
den: Buchdruckerei der Wilhelm und Bertha v. Baenſch⸗Stiftung 1924. 
II. S. 141—194. 40. 

Mit dieſem Ree hat das Urkundenbuch des neben Dobrilugk 
einzigen Niederlauſitzer Ziſterzienſerkloſters ſein Ende gefunden. Zugleich 
iſt damit der erſte Band des Urkundenbuchs zur Geſchichte des Markgraf⸗ 
tums Niederlauſitz abgeſchloſſen. 1897 hatte E. Theuner das erſte den 
ganzen mittelalterlichen Zeitraum umfaſſende Heft veröffentlicht, das 

Forſchungen 3. brand. u. preuß. Bei. XX XVIII. 1. 14 
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nötige Regiſter jedoch für ſpäter sed ta Anderer Arbeit zu Ende 
zu führen, iſt keine reine Freude, aber Lippert hat aus der Not eine Tugend 
gemacht. Er hat eine ganze Anzahl von Nachträgen zuſammengebracht 
und im Anhang neben dem Überblick über die „Schichale von Neuzeller 
Urkunden und anderen Archivalien im Dreißigjährigen Kriege“ vor 
allem unter Beifügung einer Karte des Stiftsgebiets von 1759 auf den 
für hiſtoriſch⸗geographiſche Forſchungen ſehr beachtenswerten „Neu⸗ 
zeller Atlas und die Beſchreibungen des Stiftsgebietes von C. L. Grund 
und C. A. Bohrdt 1758—1763” (jetzt Staatsbibliothek Berlin, libri picturati 
Nr. 133) hingewieſen. Ein 5 gearbeitetes alphabetiſches Verzeich⸗ 
nis der Perfonen-, Orts⸗ und Flurnamen ſchließt den Band ab. Er reiht 
fich aufs beſte den zwei Bänden des Lübbener Urkundenbuchs an, die 
Lippert 1911 und 1919 veröffentlichte. 
Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Hermann Kügler, Dr., N 4. vollſtändig umgearb. 
und mit Anmerkungen verſehene Aufl. von Oskar Schwebels „Sagen 
der Hohenzollern“. Leipzig⸗Gohlis: Herm. Eichblatt 1922. XIV, 123 S. 8°. 

Nach des Verfaſſers Wort „belebt das Zauberreich der Dichtung 
die e eine beſſere Zukunft und ſtählt den Mut, ſie herbei⸗ 
uführen.“ Wäre die Sammlung nur unter dieſem Geſichtspunkte zu⸗ 
ſammengeſtellt, ſo hätten wir keinen Anlaß, an dieſer, reiner Wiſſenſchaft 
gewidmeten Stelle auf ſie hinzuweiſen. Auch die Volkskunde, die Kügler 
mit dem Buche bewußt zu fördern unternimmt, gehört im allgemeinen 
nicht zum Bezirk a Zeitſchrift. So find es denn ſeltſamer Weiſe 
— die Anmerkungen, die dieſe nicht durch die Schuld des Unterzeichneten 
verſpätete Beſprechung veranlaßt haben. In ihnen, die die erſten Drucke 
der Sagen belegen, ihre hiſtoriſchen Hintergründe knapp, aber aus⸗ 
reichend umreißen und durch kritiſche Literaturabgaben uns weiterführen, 
liegt das für den Hiſtoriker Wertvolle. Hier iſt dank dem Fleiß und der 
Beleſenheit des Verfaſſers recht nützliches Material aufgehäuft und hier 
kann nun der Geſchichtsforſcher den Spaten einſetzen, um weiterzugraben. 
Insgeſamt ſind es 67 Sagen, die Küglers Hand aus dem Wuſte als den 
agenkundlichen Anforderungen entſprechend herausgeklaubt hat. Sie 
fen von den Stammesſagen des Geſchlechts bis zum Prinzen Friedrich 
Karl. 

Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Rudolf Schmidt⸗Eberswalde, Aus der Entwicklungsgeſchicht e von 
Stadt und Amt Biejenthal. Im Auftrage des Kreisausſchuſſes des 
Kreiſes Oberbarmin bearb. Freienwalde: Kreisausſchuß 1924. 104 S. 8. 


Rudolf Schmidt⸗Eberswalde, Das Finowtal in Sage und Geſchichte, 
Sitte und Brauch. Im Auftrage des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Ober⸗ 
barmin bearbeitet. (Freienwalde: Kreisausſchuß 1924). Eberswalde: 
Druck von C. Müllers Buchdr. 1924. 212 S. 86. 

Es iſt ſchwer, beiden Büchern hier ganz gerecht zu werden. Sie ſind 
für das breiteſte Publikum geſchrieben, ſollen den Bewohnern jener 
Gegend die geſchichtliche Vergangenheit oder auch eine „Heimatkunde“ 
auf bequeme Weiſe vermitteln und treten doch mit einem gewiſſen 
Anſpruch auf wiſſenſchaftliche Brauchbarkeit auf. Dabei kommt dem Ver⸗ 
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faſſer eine reiche Literaturkenntnis und ein nicht gewöhnlicher Spüreifer 
— und Spürerfolg zu Hilfe. Nun läßt ſich auf ſolchem Grunde wohl 
Ortsgeſchichte aufbauen, aber es bleibt doch, wenn nicht ernſthaftere 
Quellenkritik hinzukommt — und das iſt hier der Fall — ein Stückwerk. 
R. Schmidt hat dieſe Gefahr, von der er ſich bedroht ſah, geſchickt zu ver⸗ 
meiden 11. 0 wie überhaupt Geſchicklichkeit in allen ſeinen Arbeiten zu 
erkennen iſt. Er verzichtet auf ein Geſamtbild ortsgeſchichtlicher Entwick⸗ 
lung und begnügt ſich damit, einzelne Phaſen oder Inſtitute heraus⸗ 
ugreifen und das Material über ſie loſe aneinanderzureihen. So ent⸗ 
he t eine Quellen⸗ und Literaturzuſammenſtellung, die als eine Bore 
arbeit für eine noch zu ſchreibende Ortsgeſchichte gelten kann. 
Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


K. H. Wels, Dr., Strausberg. Ein märkiſches el im 
Wandel der Jahrhunderte. Teil 1: Das Mittelalter. Strausberg: Verlag 
des Vereins für Heimatkunde Strausbergs und ſeiner Umgebung. 1924. 
110 S. (= Strausberger Heimatſchriften Nr. 8). 

K. H. Wels, Dr., Die Entwicklung des Strausberger Stadtbildes. 
Berlin⸗Charlottenburg: Verlag „Hochſchule und Ausland“ G. m. b. H. 
1924. 16 S. (= Deutſche Heimatbücher Bd. 2). 

Wels, der bereits einige Vorarbeiten über die Vergangenheit der 
Barnimſtadt geliefert hat, will mit der vorliegenden Schrift (1) 
„eine Geſchichte, keine Chronik der Stadt“ ſchreiben. Er „hat deshalb im 
Gegenſatz zu den üblichen dickleibigen Stadtgeſchichten aus 5 
hand grundſätzlich alles das beiſeite gelaſſen, was rein lokale Bedeutung 
hat und nicht allgemein typiſch ift’. Da das Buch auf ernſte Forſchung 
gegründet ijt — Quellen- und Schriftennachweis hinter jedem Kapitel 
3 1 5 eine Nachprüfung — und die 0 Linien kräftig gezogen, 
die Schilderungen lebendig gehalten ſind, iſt, nach dem erſten Teile 
zu urteilen, ein Werk entſtanden, neben dem ſich nicht eben viel gleich 
wertvolle Stadtgeſchichten in der Mark nennen ließen. Ein abſchließendes 
Urteil wird erſt nach Vollendung der Stadtgeſchichte zu fällen ſein. Daß 
übrigens wirklich bei der 1 curia Strausberg, die bald dem 
Dominikanerkloſter Platz machte, ſo ſtreng, wie es Wels tut, der Begriff 
„Hof, Wirtſchaftshof“ zu betonen und von der gs Sao „Burg“, die 
auch Krabbo reg. 773 braucht, abzuſehen fei, tft abzulehnen. Wels 
betont mit Recht die Bedeutung des Paſſes von Strausberg, auch die 
„ſichere Hut“, die der Reiſende auf der Höhe über dem Strausſee fand. 
Sollten die Askanier ſich hier wirklich mit der nach Wels leichten Wehr 
eines Aach begnügt haben? Ausſchlaggebend für die Richtigkeit 
meiner Anſicht iſt aber die deutliche Angabe der Chron. prince. Sax. ampl. 
(MG. SS. 30 J, p. 3422): in loco castri sui. Zu den Angaben über die 
„Stadt“ ſtelle Blumenthal, S. 88 Anm. 16, trage ich die brauchbare 
Zuſammenſtellung nach, die Rud. Schmidt in einer Heimatzeitſchrift 
„Das Wandern“ Ig. 7, 1921, Nr. 1, S. 7ff. über die bisherigen Fund⸗ 
berichte gegeben hat. — Daß die Brandenburger Schöppenbücher Str. 
nicht erwähnen (S. 110 Anm. 26), iſt irrig. Adolf Stölzels Urkundliches 
Material aus den Brandenburger Schöppenſtuhlakten nennt Str. zweimal 
(2, 281f.; 4, 94), das erſte Mal freilich erſt für 1599. 

14° 
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In dem (2.) Schriftchen, das einen Vortrag auf einer Heimatſchutz⸗ 
tagung wiedergibt, entwickelt W. geſchickt auf hiſtoriſch⸗geographiſcher 
Grundlage die Vergangenheit der Stadt. 

Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Dr. Karl Albrecht, Die Geſchichte der Emil Buſch A.⸗G., Optiſche 
„ Nathenow. Optiſche Bücherei, Bd. 3. Erfurt, Gebr. Richter. 


Dieſe ganz vorzügliche volkswirtſchaftliche Diſſertation von Karl 
Albrecht iſt zugleich die Gedenkſchrift zum 125 jährigen Geſchäftsjubi⸗ 
läum einer Firma, die als die älteſte ihrer Art nicht nur in der Mark, 
ſondern in ganz Preußen beſteht; das Buch verdient, auch an dieſer Stelle 
angezeigt zu werden. Wir lernen daraus die Anſiedelung der optiſchen 
Manufaktur in Brandenburg nach den Akten des Geh. Staatsarchivs 
kennen, dann ihren Übergang zum Fabrikweſen, zuletzt zum modernen 
kapitaliſtiſchen Unternehmen; mit der Schilderung der ſpeziellen Werks⸗ 
entwicklung verknüpfen ſich allgemeine hiſtoriſche Durchblicke und Er⸗ 
örterungen volkswirtſchaftlicher Frageſtellung. 

Die Begründung des Unternehmens geht auf den Prediger Joh. 
Heinr. Aug. under in Rathenow zurück; andere vom Staat begünftigte 
Verſuche, die optiſche Induſtrie in der Mark anzuſiedeln, waren vorher 
geſcheitert. Duncker verband ſich im Jahre 1800 mit dem Feldprediger 
im Leib⸗Carabinier⸗Regiment Samuel Chriſtoph Wagener, dem Ge⸗ 
ſchichtsſchreiber der Stadt Rathenow, zur Errichtung einer optiſchen 
Induſtrieanſtalt; anfangs beſchäftigten ſie darin faſt auschließlich Knaben 
von 8—13 Jahren. Nach einiger fan ſchon löſte Wagner ſein Verhältnis 
zu Duncker; dieſem folgte ſpäter ſein Sohn Eduard (1820 —45); er gab 
noch einer abhängigen Hausinduſtrie in Rathenow Beſchäftigung. Unter 
Emil Buſch, dem Enkel des alten und Neffen des jungen Duncker, wurde 
aber ſofort der Betrieb auf fabrikmäßige Grundlage geſtellt und der Fa⸗ 
5 ſyſtematiſch rationaliſiert. Er ſchuf der Firma die Welt⸗ 

ellung. 

Im Jahre 1872 wandelte Emil Buſch das Unternehmen in eine 
Aktiengeſellſchaft um. Es iſt intereſſant, zu beobachten, wie nun die immer 
1 hervortretende kapitaliſtiſche Wirtſchaftsform, aber auch gerade 

ie einſetzende Arbeitergeſetzgebung, Veränderungen in den ſozialen 
an hervorrufen. Maſchine und Gejeg beſeitigen das innere Ver⸗ 
undenſein des Arbeiters mit ſeiner Arbeit, das frühere faſt familiäre 
Zuſammengehörigkeitsgefühl der Werkgenoſſen; jenes gewiſſe patriar- 
chaliſche Verhältnis, das zwiſchen Arbeitgeber und nehmer beſtanden 
hatte, wird zerriſſen. Die modernen ſozialen Verhältniſſe wandeln zu⸗ 
gleich das Bild der märkiſchen ackerbürgerlichen Kleinſtadt. . 

Die heimatgeſchichtliche Forſchung darf es begrüßen, durch ein friſch 
und anſchaulich geſchriebenes Buch wie dieſes, wenn es auch ſeinen Haupt⸗ 
zweck in anderer Richtung ſucht, Belebung und Anregung zu en 

inter. 


Die Volkskunde und ihre Grenzgebiete. (Jahrbuch für Hiftorifche 
Volkskunde. Herausgegeben von W. Fraenger, Bd. I.) 348 S. und 206 
Abbildungen. Berlin, Herbert Stubenrauch 1925. 
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Das mit dem „Jahrbuch“ begründete neue Organ für die Wiſſen⸗ 
an der Volkskunde will feine geſchichtliche Beſtimmung auf vier 
gen durchführen: 1. Die Wiſſenſchaftsgeſchichte der Volkskunde von 
den Anfängen im Humanismus bis zur Romantik in ſyſtematiſch aus⸗ 
gebauten Einzelbänden darſtellen; 2. „eine nach Kulturepochen organiſch 
eingeteilte Ausbreitung der Quellendokumente dieſer Wiſſenſchaft er⸗ 
eben“; 3. zu einer Würdigung der volkswüchſigen Perſönlichkeiten 
hren und 4. von den beſonderen Gebieten: Volkdichtung, Bau⸗ 
orm, Bildnerei ausgehen. 


Der vorliegende erſte Band bringt eine vielverſprechende Eröffnung. 
Aus dem Inhalt verzeichnen wir: A. Haberlandt, „Volkskunde und Vor⸗ 
geſchichte“; H. Naumann, „Prolegomena über vergleichende Volkskunde 
und Religionsgeſchichte“; H. Fehr, „das Stadtvolk im Spiegel des Augs⸗ 
burger Eldbuches“ E. Frhr. v. Künßberg, „Rechtsgeſchichte und Volks⸗ 
kunde“ und „Hühnerrecht und Hühnerzauber“; R. Petſch, „Volkskunde 
und Literaturwiſſenſchaft“; J. Bolte, „Zur Geſchichte der Punktier⸗ 
und Losbücher“; M. Haberlandt, „Volkskunde und Kunſtwiſſenſchaft“; 
W. Frag or, „Materialien zur Frühgeſchichte des Neurup- 
piner Bilderbogens“. 


Der letzte Beitrag iſt für uns von beſonderem Intereſſe. F. gibt 
hier zum erſten Male auf Grund der 1914 als Privatdruck veröffentlichten 
„Chronik der Familie Kühn“, des ei 5 Geſchäftsbuches Guſtav 
Kühns und der noch vorhandenen älteren Bilderbogen eine Darſtellung 
der Entſtehung der weltbekannten Firma und ihrer Leiſtungen. 

Die Familie Kühn, die ſich bis 1470 als in der Mark ſeßhaft lückenlos 
zurückverfolgen läßt, kam mit dem als Sohn eines Havelberger Fährmannes 

eborenen Johann Matthias K. um 1700 nach Neuruppin. Trotz eiſernen 

leißes hat ihn wie ſeinen Sohn Joh. Chriſtian und den 1750 geborenen 
Enkel Joh. Bernhard das Buchbinderhandwerk nur kümmerlich ernährt. 
In Heilbronn wurde letzterer auf ſeiner Wanderſchaft mit Holzſtich und 
Metallſchnitt vertraut, wodurch er {pater zur Herſtellung von Bilderbogen 
ede wurde. Neben feiner Buchbinderei betrieb er in Neuruppin eine 

ejebibliothef. Nach dem großen Brande fügte er dieſen Geſchäftszweigen 
eine Buchhandlung und Druckerei hinzu. Das Privileg für letztere ver⸗ 
mittelte die Gräfin Voß. Joh. Bernhard hat bereits Bilderbogen herge⸗ 
ſtellt, von denen nur shee überliefert ſind. Sein dritter Sohn war der 
bekannte yal Kühn (geb. 1794), welcher die Akademie der ag 
in Berlin bejuchte, wo vor allem Gubitz fein Lehrmeiſter wurde. 
übernahm 1815 das Geſchäft, in dem der Bilderbogen erſt von 1825 ab 
eine bedeutende Rolle zu ſpielen begann. Hatte ſich der Vertrieb vorher 
au den eigenen Ladenverkauf beſchränkt, jo ſetzte lege der Verſand ein, 
und in raſchem Siegeszuge drang der Neuruppiner Bilderbogen in alle 
Teile Deutſchlands. Einer Produktion von ca. 25000 Bogen im Jahre 
1824/25 fteht eine ſolche von 1140000 im Jahre 1832/33 gegenüber. 
Die älteren Bilderbogen ſind Holzſchnitte; Sultan Kühn bediente fich der 
Steinzeichnungstechnik. Sehr wertvoll ift ein Verzeichnis der älteren 
Bilderbogen nebſt Beſchreibung. 

| Sch. 
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Deutſche Volks kunſt (rgb. von Reichskunſtwart E. Redslob), Bd. 2. 
Marl Brandenburg. Text und Bilderſammlung von Werner Lindner: 
32 S. u. 245 Bilder. Delphin⸗Verlag, München. 

Der mit Unterſtützung der Provinz Brandenburg und in Verbindung 
mit dem deutſchen Bund Heimatſchutz und der „Brandenburgia“ herge⸗ 

Ite Band bietet in ſorgſamer Auswahl recht gute Reproduktionen, die 

1 aber doch ungemein reichhaltige Weſen unſerer märkiſchen 
ländlichen und bürgerlichen Volkskunſt vor Augen führen. Wir erhalten 
Proben der ländlichen und ſtädtiſchen Bauweiſe, der Inneneinrichtungen, 
der Töpfer⸗, Glas und Schmiedekunſt, von Trachten und Erzeugniſſen 
der Weberei und auch von den älteren Neuruppiner Bilderbogen. Alle 
dieſe Erzeugniſſe unſerer heimiſchen Gewerbe dürfen ſich neben denen 
anderer Landſchaften ohne Scheu ſehen laſſen, und das Bändchen ver⸗ 
dient auch über die Grenzen der Mark hinaus Beachtung. 

In dem der Bilderſammlung vorangeſchickten Texte handelt der 
Herausgeber über Weſen und Bereich der alten Volkskunſt, über Bau⸗ 
und ren die Kirchenkunſt, Handwerk und Hausfleiß und vom 
Gegenwartswert der Volkskunſt. Sch. 


Ernft Conſentius, Alt⸗Berlin Anno 1740. Mit 10 Abbildungen und 
2 Planblättern. Dritte vermehrte Auflage. Berlin 1925, Verlag von 
Gebrüder Paetel. 310 Seiten. 

Die 1907 erſchienene erſte Auflage dieſes Buches wurde von i 
in den 85612 51 1 zur Brandenburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte, 
Bd. 21, S. 612, die 1911 erſchienene zweite Auflage von Holtze (bem Sohne) 
Bd. 25, S. 308 angezeigt. Das Buch gibt ein recht anſchauliches Bild 
vom Leben und Treiben in Berlin zur Zeit der Thronbeſteigung Fried⸗ 
richs des Großen, indem es die Schriftquellen ſelbſt reden läß; es fand ſo 
lebhaften Beifall, daß jetzt eine dritte Auflage ausgegeben werden konnte, 
die wiederum beſonders in den Nachweiſen vermehrt wurde. Unter den 
Druckſchriften nennt der Verfaſſer F. Holtzes (des Vaters) Geſchichte 
der Befeſtigung von Berlin, und zwar, wie ſchon Borrmann, Bau⸗ und 
Kunſtdenkmäler von Berlin 1893, getan, nach dem Neudruck, Schriften 
des Vereins für die Geſchichte Berlins, Heft 10, 1874. Vorzuziehen iſt 
jedoch die mit einem Plane ausgeſtattete urſprüngliche Ausgabe, Mär⸗ 
kiſche Forſchungen des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg, 
Bd. 7, 1861. Die Einwendungen Adlers hinſichtlich des Laufes der 
mittelalterlichen Kölniſchen Befeſtigung, Märkiſche Forſchungen, Bd. 8, 
S. 213, ſind als irrig zurückzuweiſen; Holtzes danach gemachte Abänderungen 
im Neudruck wären beſſer unterblieben. J. Kohte. 


C. Zur Geſchichte der preußiſchen Provinzen. 


Erich Caspar, Hermann von Salza und die Gründung des Deutſch⸗ 
ordenſtaats in Preußen. VII und 107 Seiten. Tübingen 1924; Verlag 
von J. C. B. Mohr (Paul Siebed). 

Reichsgeſchichte und Territorialgeſchichte gehen oft ohne geiſtigen 

ustauſch neben einander her, ſtatt ſich gegenſeitig zu befruchten. Dafür, 
landesgeſchichtliches Problem in ein ganz neues Licht gerückt 
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werden kann, wenn es in den Zuſammenhang der Univerſalgeſchichte 
eingereiht und von ihm aus beleuchtet wird, bietet die hier anzuzeigende 
Studie ein ſchönes Beiſpiel; erwachſen iſt ſie aus einem vielbeachteten 
Vortrag, der im Herbſt 1924 auf dem Frankfurter Hiſtorikertage gehalten 
wurde. Caspar, der letzte bedeutende Schüler Scheffer⸗Boichorſts, 
hat ſich bisher auf dem Gebiet der Reichs⸗ und zumal der Papſtgeſchichte 
betätigt; dadurch, daß er ſeit einigen Jahren den Lehrſtuhl für mittel⸗ 
alterliche Geſchichte an der Königsberger Univerſität innehat, wurde 
er veranlaßt, ſich mit der Perſon und der geſchichtlichen Leiſtung des 
Gründers des Ordensſtaates zu befaſſen. Hermann von Salza ſteht den 
beiden welthiſtoriſchen Mächten ſeiner Zeit, dem Kaiſertum und dem Papſt⸗ 
tum, gleich nahe; Urkunden der beiden Herren der Chriſtenheit begleiten 
die preußiſche Staatsgründung; aber dieſe Urkunden waren bisher nicht 
mit der feingeſchlifſenen Methode diplomatiſcher Kritik ausgedeutet. 
Das klare Ergebnis der in allen Punkten quellenmäßig feſt begründeten 
Unterſuchung Caspars darf folgendermaßen umſchrieben werden: Durch 
die im Jahre 1223 erfolgte Gefangennahme König Waldemars II. 
von Dänemark war die Gelegenheit, der oſtdeutſchen Koloniſation einen 
neuen Impuls zu geben, geboten. Hermann ergriff die Gunſt des Augen⸗ 
blicks, indem er den Kaiſer im März 1224 zu einem Aufruf an die Be⸗ 
wohner der Oſtſeelande bis hinauf nach Eſtland veranlaßte, ſich als freie 
Männer der Kirche und dem Reiche anzuſchließen (Böhmer⸗Ficker 1517). 
Dies aktive Eintreten des Reichs in die Oſtſeepolitik veranlaßte noch vor 
Ablauf desſelben Jahres den an der baltiſchen Miſſion ſchon vorher inter⸗ 
eſſierten Papſt, einen beſonderen Legaten für die Oſtſeeländer zu be⸗ 
ſtellen (Pott aft 7337). Hermann, der längſt in Preußen ein geeignetes 
zukünftiges Betätigungsfeld für den Orden erkannt hatte, ließ ſich nunmehr 
1226 vom Kaiſer für die Zukunft in dem zu gewinnenden Lande eine der 
Stellung der Reichsfürſten gleiche Poſition verleihen, ohne doch ſelbſt 
Reichsfürſt zu werden (Böhmer⸗Ficker 1598). Dieſe von Caspars Königs⸗ 
berger Vorgänger Werminghoff nicht richtig gedeutete Urkunde ſtellt 
ein Programm für die Zukunft dar; die künftige landesherrliche Stel⸗ 
lung des Ordens war ſichergeſtellt. Im übrigen hatte Hermann, nachdem 
die Ritter tatſächlich in Preußen Fuß gefaßt hatten, kein Intereſſe daran, 
ſeiner jungen Gründung reichsrechtliche Feſſeln anzulegen. Vielmehr 
gab er das Ordensland 1234 in das Eigen des heiligen Petrus und des 
Apoſtoliſchen Stuhls, der den Rittern ihren gegenwärtigen und künftigen 
Landbeſitz zu freiem Eigentum übertrug (Potthaſt 9501). Der Papſt 
behielt ſich jedoch die kirchliche Einteilung des chriſtlichen Neulandes vor; 
er bezog die dem Orden verliehenen Rechte nur auf die den Heiden im 
Kampf abgewonnenen Länder, während Hermann ſich vom Kaiſer die 
Landeshoheit ſchon 1226 ausdrücklich über die bekehrten wie die unbe⸗ 
kehrten Preußen hatte verleihen laſſen. 

Nur andeuten kann ich, wie aus ſorgfältigem Diktatvergleich zwiſchen 
den in Frage ſtehenden Kaiſer⸗ und Papſturkunden ein richtiger diplo⸗ 
matiſcher Federkrieg zwiſchen den beiden Herren der Chriſtenheit aufge⸗ 
get wird, ein kleines Vorpoſtengefecht, dem ſpäter der auch mit geiftigen 

ffen geführte Krieg auf Tod und Leben um den Beſtand des Imperiums 
folgte. Ebenſo kann ich nur kurz darauf hinweiſen, daß Hermanns preu⸗ 
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ßiſche 55 ſchärfer als bisher in ihren Zeilen umriſſen werden 
konnte durch den Vergleich mit dem voraufgegangenen, aber geſcheiterten 
Verſuch nach gleicher Richtung in Siebenbürgen: Hermann hat aus dem 
erſten, mißlungenen Unternehmen gelernt und ſich bei ſeinem zweiten 
Anlauf mit Erfolg gegen die Kräfte zu ſichern gewußt, deren er im Burzen⸗ 
lande nicht Herr geworden war. 

Bisher wurde der Name Hermanns von Salza im Zuſammenhange 
der preußiſchen Ordenslandesgründung zwar mit Achtung genannt, 
eine perſönliche Mitwirkung bei dem großen Unternehmen blieb aber 
chemenhaft; nunmehr ſteht fl klar umriſſen da als ein würdiges Geiten- 

ck zu der anderen großen Leiſtung des ore der jahrelangen, 
erfolgreichen Vermittlertätigkeit zwiſchen dem letzten ſtaufiſchen Kaiſer 
und den Päpſten ſeiner Zeit. Und dies für die preußiſche Landesgeſchichte 
grundlegende, aber au 5 die Reichsgeſchichte bedeutſame Reſultat 
iſt nicht aus neuen Quellen hergeleitet, ſondern — ich betone es nochmals — 
lediglich durch ſorgfältige Handhabung der diplomatiſchen Methode 
aus längſt bekannten Urkunden gewonnen. 

Berlin⸗Steglitz. Hermann Krabbo. 


Manfred Laubert, „Die Berwaltung der Provinz Poſen 1815 
bis 1847“. Hergb. mit Unterſtützung der preußiſchen Archiv⸗Verwaltung. 
Breslau. Priebatſchs Verlag. 1923. 8°, XII, 312 + 40 ©. 
Das vorliegende Werk if in feiner äußeren Geftalt ein Ergebnis des 
uſammenbruchs von 1918 und der folgenden Inflationszeit. An die 
telle einer auf drei Bände berechneten großzügigen Veröffentlichung 
in den „Publikationen aus den Preußiſchen Staatsarchiven“ mußte unter 
dem Zwange der Geldknappheit dieſe zuſammenfaſſende Darſtellung 
treten, in die der Verfaſſer genötigt war, ſoviel wie möglich von dem in 
jahrelanger mühevoller Arbeit geſammelten Quellenſtoff hineinzupreſſen, 
damit dieſe nicht ganz verloren ſei. Dieſer e zeigt ſich deutlich 
1 und innerlich; einerſeits in dem engen und ſparſamen Druck, 
andererſeits in der gedrängten mit Tatſachen geſättigten Darſtellung, die 
noch durch die Anmerkungen ergänzt und bereichert wird. Aber eine alle 
überfichtliche Gliederung in 30 Kapitel, ſowie auch innerhalb dieſer Kapitel 
0 und eine geſchickte Darſtellung kommt der Lesbarkeit zugute. 

nd dem Buche ſind viele aufmerkſame Leſer, nicht nur innerhalb der 
Fachkreiſe, zu wünſchen. Denn was es enthält, iſt in dieſer Vollſtändig⸗ 
keit und allenthalben auf den Akten und ſonſtigen gleichzeitigen Quellen 
begründeten Zuverläſſigkeit noch nirgends geboten worden. Es iſt ein 
erſchütterndes Bild, das uns entgegen tritt, von dem wirtſchaftlichen 
wie von dem geiſtigen Zuſtand der Provinz, als ſie 1815 an Preußen kam. 
Was an Keimen in der kurzen ſüdpreußiſchen Zeit dem in 100 jähriger 
polniſcher Mißwirtſchaft heruntergekommenen Lande anvertraut worden 
war, war in den ſchlimmen Jahren 1806—1815 zum großen Teil erſtickt 
worden und die preußiſche Verwaltung mußte faſt überall von neuem 
anfangen. Dabei ſtanden dem Staate in der finanziellen Bedrängnis 
der nächſten Jahrzehnte nur ſehr beſchränkte Mittel zu Gebote, und ſelbſt 
an geeignetem Menſchenmaterial gebrach es oft zur Reorganiſation der 
Behörden und zur Erſetzung des vielfach ſittlich und geiſtig ganz unge- 
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eigneten, aber im Zwange der Not zunächſt übernommenen alten Perſonals. 
Dieſe dg tat find ſehr in Betracht zu ziehen, wenn man an eine 
Kritik der Methoden herangeht, die durch die preußiſche Regierung den 
neugewonnenen Untertanen gegenüber angewandt wurden. Der 
Vorwurf Hl die Wege der preußiſchen Politik jener Jahre in der 
Provinz Poſen jedoch zweifellos, daß die einheitliche und unbeirrt 
eingehaltene Linie fehlte und daß Schwankungen und Schwenkungen 
auch das verdarben, was an ſich richtig gedacht und angelegt war. Abge⸗ 
ſehen davon aber iſt das Buch ein Ehrendenkmal für den alten preußiſchen 
Staat und ſeine Verwaltung. Das Wohlwollen und die Sorgfalt, die 
er der Provinz und ihren Bewohnern widmete, find vorbildlich; keine Spur 
von Bedrückung des fremdſprachigen Teiles der Bevölkerung, unter der 
doch ein zahlenmäßig nicht unbeträchtlicher, kulturell noch bedeutſamerer 
Beſtandteil bodenſtändig deutſch war!), — ganz zu ſchweigen von jener 
Ausrottungsmethode, die heute von a er, franzöſiſcher und ita- 
lieniſcher Seite allenthalben gegen das Deutſchtum ur Anwendung 
kommt. Entſprechend der zeitlichen . die erſten drei 
Jahrzehnte der preußiſchen Herrſchaft zeigt uns die Darſtellung überall nur 
Anfänge — auch manche Rückſchläge; und der ase verbirgt und beſchö⸗ 
nigt nichts davon, ebenſowenig wie perſönliche Mängel, die Fic natürlich 
auf der deutſchen Seite ebenfalls zeigten. Aber ein Vorwärtskommen, 
eine Aufwärtsbewegung, iſt doch ſchon erkennbar, deren Endergebnis wir 
geiehen haben in dem blühenden Zuſtande des Landes in den Jahren, 

vor uns Wort- und Vertragsbruch das entriß, worauf wir mehr als 
durch die Gewalt der Waffen uns Verfa ein Anrecht erworben hatten. 
Dies Bewußtſein iſt auch in dem Verfaſſer überall lebendig, aber ohne 
daß ſeine durchaus ruhig und ſachlich gehaltenen Darlegungen dadurch 
irgendwo tendenziös gefärbt erſcheinen. Auf Einzelheiten aus dem 
überaus reichen Inhalt des Buches einzugeben, verbietet ſich aus Raum⸗ 
rückſichten. Auch kann man jedem, für den der Gegenſtand ſei es aus 
allgemeinem Intereſſe ſei es aus Anhänglichkeit an die verlorene Heimat 
von Bedeutung iſt, nur raten, das Buch ſelbſt zur Hand zu nehmen. 
Wenn dann, wie wir wünſchen wollen, einmal eine neue Auflage nötig 
wird, kann ihr hoffentlich, nach Fortfall der Inflationsnöte, eine der 
Bedeutung des Werkes würdigere Geſtalt gegeben und vielleicht auch 
ein Regiſter ee t werden. Ob eine ad bis zum Jahre 
1918, von deren Bedürfnis der Verfaſſer ſicherlich ſelbſt am meiſten 
überzeugt ſein wird, jetzt, wo die Poſener Akten vermutlich für abſehbare 
Zeit einem Deutſchen nicht zugänglich ſein werden, nur nach den Akten 
der Berliner Zentralbehörden geſchrieben werden kann, iſt eine Frage, 
die ich meinesteils nicht zu beantworten wage. R. Lüdicke. 

Manfred Laubert, „Das Heimatrecht der Deutſchen in Weſtpolen. 
Die Entwickelung des deutſchen Anteils an der Bevölkerung und dem 
Grundbeſitz in den an Polen abgetretenen Gebieten.“ Bromberg (Druck: A. 
Dittmann, 1924). 8°, 35 S. 

_ Uber die Frage, ob und wieweit in den Landſchaften, die in den pol⸗ 
niſchen Teilungen bzw. durch die Wiener Verträge von 1815 an Preußen 


1) Vgl. hierzu die nächſtfolgende Anzeige. 
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kamen und uns jetzt entriſſen find, ein bodenſtändiges Deutſchtum vor⸗ 
handen war, beſtehen leider Iogat in Deutſchland ſelbſt nur ſehr unbe⸗ 
ſtimmte, oft ganz falſche Vorſtellungen, die ſchon viel Schaden gene 
haben. Ob allerdings die bei der neuen Grenzziehung entſcheidenden 
Stellen die Wahrheit überhaupt wiſſen wollten, mag billig bezweifelt 
werden. Auf jeden Fall iſt es aber außerordentlich dankenswert, daß 
Profeſſor M. Laubert ſich der Aufgabe unterzogen hat, dieſe Verhältniſſe 
auf Grund der deutſchen wie der polniſchen Literatur und eigener durch 
tiefdringendes Aktenſtudium erworbener Kenntnis einmal im Zuſammen⸗ 
aa klar zu legen. In Oberſchleſien, das ja feit über einem halben 

ahrtauſend nie zu Polen gehört hat, war die waſſerpolniſche Unter⸗ 
ſchicht auch ohne jeden kulturellen Zuſammenhang mit den Polen, deren 
Sprache hier nicht einmal mehr verſtanden wurde. Eine national⸗ 
polniſche Bewegung wurde erſt im 19. Jahrh. von außen hineingetragen, 
leider unter weitgehender Duldung der preußiſchen Regierung, die 
ihrerſeits an eine Eindeutſchung der national indifferenten fremdſtäm⸗ 
a Bevölkerungsteile nie gedacht hatte. Weſtpreußen, das vor der 
Ordenszeit nie dauernd polniſch geweſen war, beſaß, als es 1466 an Polen 
kam, eine rein deutſche Bevölkerung und trotz der darnach siting tes 
ſtarken Poloniſierungsbeſtrebungen auch Ende des 18. und Anfang des 
19. Jahrh. zu Beginn der preußiſchen Herrſchaft eine entſchiedene deutſche 
Mehrheit. Selbſt in der Provinz Poſen, die zum großen Teil älterer 
. Beſitz war, befand ſich bei der preußiſchen il aia 
eine bodenſtändige deutſche Bevölkerung, die etwa 39% ausmachte, infolge 
ihrer kulturellen Überlegenheit aber eine weit über dieſen Anteil hinaus⸗ 
ehende Bedeutung beſaß. Daß das Deutſchtum dieſe ſeine Stellung 
ſtets behauptet hat, obwohl eine planmäßige Unterſtützung durch die 
Regierung gegenüber der immer ſtärker auftretenden 5 Bewe⸗ 
gung urſprünglich gar nicht, ſpäter aber nicht mit der notwendigen 
Gleichmäßigkeit und Folgerichtigkeit ſtattfand, iſt * 1 

3 ide. 


Die Inventare der nichtſtaatlichen Archive Schleſiens. Kreis 
Sprottau. Namens des Vereins f. Geſch. Schleſiens u. d. Hiſtor. Kom⸗ 
miſſion f. Schleſien, herausg. von Erich Graber. (Cod. Dipl. Silesiae 
Bd. 31.) Breslau, Ferd. Hirt. 1925, 184 Seiten. 

Der vorliegende Band iſt in der Reihe der Inventare der nicht⸗ 
ſtaatlichen Archive Schleſiens der dritte. (Bd. 1: Die Kreiſe Grünberg 
und Freyſtadt, 1908; Bd. 2: Kreis und Stadt Glogau, 1915.) Die neu 
begründete Hiſtor. Kommiſſion hat, um das Werk der Inventariſation 
raſcher zu fördern, für dieſen Band neue Wege eingeſchlagen. Hatte für 
die erſten Bände der Bearbeiter ſelbſt, der die einzelnen Orte bereiſen 
mußte, alle Arbeiten durchgeführt, ſo ſind jetzt für die Ermittelung und 
Verzeichnung der Archivalien geeignete örtliche Kräfte, wie ſich ſolche aus 
den intereſſierten Kreiſen der Bevölkerung zur Verfügung ſtellten, heran⸗ 
gezogen worden. Die Organiſation und Beaufſichtigung der Arbeit, die 
erſt 1922 begann, ſowie die Redaktion der eingelieferten Manuſkripte nach 
einheitlichen Geſichtspunkten lag in der Hand des Herausgebers, dem 
damit eine ſchwere Aufgabe zufiel, da es erfahrungsgemäß nicht leicht iſt, 
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zu ſchaffen. Inwieweit durch dieſes Verfahren Zeit und Geld erſpart 
worden iſt, würde man gern Näheres von dem Herausgeber erfahren. 
Ob das Verfahren ſich überall anwenden läßt, dürfte zweifelhaft ſein, 
in dieſem Falle ſcheint es, ſoweit man aus dem vorliegenden Bande 
urteilen kann, zu einem guten Ergebnis ge gent zu haben. 

Die Landgemeinden nehmen nur 12 Seiten in Anſpruch, von den 
beiden Stadtarchiven in Primkenau und Sprottau, iſt das letztere das bei 
weitem ergiebigſte, das von Rechtsanwalt Dr. Matuſzkiewicz bearbeitete 
Inventar dieſes Archivs umfaßt nahezu 100 Seiten. Die beiden wichtigen 
Herrſchaftsarchive im Kreiſe, das des Herzogs zu Schleswig⸗Holſtein 
in Primkenau und das i bee zu Dohnaſche Archiv in Mallmitz 
hat der Herausgeber ref earbeitet. Das Primkenauer Archiv, das 
uns hier beſonders intereſſiert, war bereits vor Jahren durch Ermiſch 
geordnet und verzeichnet. Gr. konnte ſich daher darauf beſchränken, 
einen Auszug aus dem von Ermiſch angefertigten Repertorium zu bringen. 
Wir finden hier ein ſehr ‘inten tiges und 5 Material zur Ge⸗ 
ſchichte der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage. Neben dem eae Saar 
Briefwechſel der Herzöge Friedrich Chriſtan II. (1765 —1814), Chriſtian 
Auguſt (1798—1869), Friedrich VIII. (18291880) (die Korreſpondenten 
eines jeden ſind einzeln verzeichnet) ſeien hervorgehoben: das Kriegs⸗ 
archiv Chriftian Auguſts (1848/50), das Archiv der proviſoriſchen und ge⸗ 
meinſamen Regierung ſowie der Statthalterſchaft in e Ba 
(1848/51) und die Akten der herzogl. Schleswig⸗Holſteinſchen Landes⸗ 
regierung 1863/66. 

Für das Verzeichnis der Akten des Primkenauer Archivs wurde 
ein beſonderes Orts⸗ und Perſonenregiſter angefertigt, da dieſe Be⸗ 
ſtände nicht die ſchleſiſche, ſondern die ſchleswig⸗holſteiniſche und allge⸗ 
meine deutſche Geſchichte betreffen und ein Sonderdruck von dieſem 
Inventar hergeſtellt worden iſt. Der Herausgeber hat in dieſem Regiſter 
die Perſönlichkeiten der Briefſchreiber nach Möglichkeit feſtzuſtellen 
verſucht; für die darauf gewandte Mühe, bei der er in Schleswig⸗Holſtein 
Unterſtützung gefunden hat, wird der Benutzer ie beſonders dankbar ſein. 

Der Druck des Bandes iſt dur 1 te Spenden verſtändnis⸗ 
voller Gönner ermöglicht worden, es iſt zu hoffen, daß die Inventariſation 
in Schleſien bei der allgemeinen Opferfreudigkeit der Schleſier für ihre 
Heimatgeſchichte und der Rührigkeit der Hiſtoriſchen Kommiſſion nun 
raſch von Kreis zu Kreis vorwärts ſchreiten wird. Sch. 


aus verſchiedenartigem fremden Material ein de un es Ganzes 


Die Handelskammer Breslau 1849 —1924. Feſtſchrift der Induſtrie⸗ 
u. 0 One Breslau 1924, Kommiſſionsverlag von Th. Schatzky 


A. G., . 

Die Induſtrie⸗ und Heſſchrift heran Breslau hat put Feier ihres 
75 jährigen Beſtehens eine Feſtſchrift herausgegeben, die über den Rahmen 
einer nur für den en beftimmten Gabe hinausgeht. Etwa zwei Drittel 
des umfangreichen Bandes nimmt die aus der Feder des derzeitigen 
erſten Syndikus der Handelskammer, Hermann Freymark, ſtammende, 
ins einzelne gehende Darſtellung der Errichtung und Entwicklung dieſes 
aufmänniſchen Selbſtverwaltungskörpers ein. Die ſchon ſeit Jahrhun⸗ 
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derten dem wirtſchaftlichen Fortſchritt Schleſiens und ſpeziell Breslaus 
wenig günſtige Veränderung der Welthandelswege ijt, wie die Ab⸗ 
handlung zeigt, durch die zuſammengefaßte kaufmänniſche Initiative 
Breslaus weitgehend aufgehoben worden, wozu die ſeit der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts immer zunehmende Bedeutung der Schwerindu⸗ 
ſtrie und der damit zur Geltung kommende Kohlenreichtum Schleſiens 
nicht wenig beigetragen haben. 

Den übrigen Inhalt des Buches machen drei Aufſätze aus, deren 
erſter, von Georg Gothein, die deutſche Wirtſchaft nach dem Kriege 
behandelt. Seine Darſtellung gibt einen großzügigen Überblick über 
Deutſchlands wirtſchaftliche Entwicklung in den allerletzten Jahren und 
hebt, ebenſo wie übrigens die anderen Arbeiten, unter zahlenmäßiger 
Begründung das Unrecht und den Schaden hervor, die Deutſchland 
wie ganz beſonders auch der Provinz Schleſien durch die Abtrennung 
von a zugefügt worden find. Der Aufſatz von Volz 
über Schleſien im Rahmen der wirtſchaftsgeologiſchen Lage Deutſchlands 
kann zwar nicht in Abrede ſtellen, daß die ſüdöſtliche Provinz Preußens 
die Bedeutung, die ſie im Ausgang des Mittelalters für das deutſche 
Wirtſchaftsleben inne gehabt hat, heute nicht mehr beſitzt, unterſtreicht 
indeſſen auf Grund umfangreichen Materials die wichtige Tatſache, daß 
Schleſien noch heute das eine Stück deutſchen Landes ft, das auch ohne 
die Maſſengüter der Steinkohle und Braunkohle einen Ausfuhrüberſchuß, 
und zwar einen ſehr erheblichen, hat. Die Arbeit von Wendt über die 
kaufmänniſche Standesvertretung in Breslau vor Begründung der 
Handelskammer gibt unter dem in ihrem Thema enthaltenen Geſichts⸗ 
winkel einen knappen aber überſichtlichen Abriß der Entwicklung der 
Breslauer Kaufmannſchaft vom 13. Jahrhundert an. 

Sämtliche Arbeiten laſſen erkennen, daß die Provinz Schleſien 
in den Jubiläumsſchriften einzelner Breslauer Handelshäuſer, wie Eich⸗ 
born & Co. und E. Heimann, Monographien beſitzt, die für eine Geſchichte 
der kaufmänniſchen Entwicklung dieſer Provinz reicheres Material zuſam⸗ 
mengetragen haben, als es den meiſten anderen Landesteilen zur Verfü⸗ 
gung ſteht. — Ein ſorgfältig gearbeitetes Perſonen⸗ und Sachregiſter 
erhöht die Nützlichkeit des Bandes. P. Wallich. 


Heinrich Kelleter, Geſchichte der Familie J. A. Henckels. In Ver⸗ 
bindung mit einer Geſchichte der Solinger Induſtrie. XX. und 192 und 
CXXXIII S. und 34 Bildtafeln. Solingen, Selbſtverlag der Firma 
J. A. Henckels. 1924. 

Die Inhaber der bekannten Stahlwarenfabrik legen hier in ſchöner 
Ausſtattung die Geſchichte der mit der Entwicklung der Solinger Induſtrie 
eng verknüpften Familie Henckels und der von ihnen begründeten Firma 
vor. Da K. im Zuſammenhange damit eine Geſchichte der Solinger 
Induſtrie überhaupt zu geben verſucht, geht die Bedeutung der Veröf⸗ 
fentlichung weit über die einer gewöhnlichen Familiengeſchichte hinaus, 
ſie enthält einen wertvollen Beitrag zur deutſchen Wirtſchaftsgeſchichte. 
In dem erſten Teil wird Urſprung und Entwicklung der bergiſchen Waffen⸗ 
und Stahlinduſtrie behandelt. K. ſucht im Gegenſatz zu den bisherigen 
Darſtellungen nachzuweiſen, daß in dieſer Gegend und beſonders in ©o- 
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lingen ſeit uralten Zeiten das Schmiedehandwerk, dem bereits die 
Damaszierung bekannt war, blühte, und daß gerade hier die weltbekannten 
alten Erzeugniſſe der Waffeninduſtrie entſtanden ſind. Als Herſtel⸗ 
lungsort der der Karolinger Zeit angehörigen und namentlich aus nor⸗ 
diſchen Funden bekannten Ulfberhtſchwerter und des ſpäteren ſogen. 
Ingelred⸗Schwertes weiſt er an der Hand der Marken die Umgegend 
von Solingen nach. Einzelne Schlüffe bezüglich der Deutung des Namens 
Solingen und deren älterer Geſchichte erſcheinen gewagt. Die Boden⸗ 
ſtändigkeit der Solinger Induſtrie dürfte jedoch von K. erwieſen ſein. 
Die Familie Henckels iſt mindeſtens ſeit dem 15. Jahrhundert in Solingen 
anſäſſig, der en Zuſammenhang läßt ſich aber nur bis zum 
Ausgang des 16. Jahrh. zurück feſtſtellen. Das Material lieferten vor⸗ 
nehmlich die Staatsarchive in Düſſeldorf, Wetzlar, Koblenz, Lübeck, die 
Stadtarchive in Neuß und Solingen. Nicht benutzt wurde das Geheime 
Staatsarchiv in Berlin, das in Heinen Beſtänden nicht unweſentliches 
Material zur Geſchichte der Familie und der Solinger Induſtrie enthalten 
dürfte. Ich trage hier nach, daß ein Friedrich Henckel aus Solingen, 
der ſich dort BL 1717 in Hagen eine Klingenfabrik zu gründen 
unternahm. Zur Ergänzung des Stammbaumes ſei bemerkt, daß ſeine 
un Eliſabeth Rottbergs hieß und er einen damals bereits erwachſenen 
ohn Friedrich Wilhelm hatte. 

Das wichtigſte Ereignis in der Geſchichte der Familie bildete der 
1818 geiohte not oh. Abraham Henckels, im Anſchluß an die Leip- 

iger Meßreiſen eine Niederlage in Berlin zu begründen. Zum erſten Male 

ot er damals in dem Hofgebäude Poſtſtraße Nr. 12 ſeine Waren feil. 
Die Nachrichten über die erſten Anfänge des Berliner Geſchäftes, das wie⸗ 
derholt ſeinen Platz 2 ſind ſorgfältig geſammelt. Die Ergebniſſe 
der erſten Jahre waren ſehr dürftig, und nur die Zuverſicht des Sohnes 
Joh. Gottfried verhinderte die Verlegung des Geſchäftes von Berlin 
an einen anderen Ort. Die Qualität der Waren erkämpfte a Paes Sieg. 
Joh. Abrahams Söhne: Joh. Gottfried, der ſich der Sekte der Gichtelianer 
anſchloß, und Joh. Abraham jun. haben dann das vom Vater begründete 
Geſchäft zur Weltfirma emporgehoben. Durch ſeine religiöſe Einſtellung 
und pou Bekanntſchaft mit Hedwig v. Bismarck trat Joh. Gottfried 
auch in Beziehungen zum Hauſe Puttkamer und Otto v. Bismard. 
Wiederholt wurden von der Familie Bismarck Geſchäfte mit ihm betätigt. 

Ein Anhang bringt eine Anzahl für die Geſchichte des Solinger 
Schmiedehandwerkes wichtige Texte. 

Der Firma Henckels gebührt für die Förderung der Arbeit, die ur⸗ 
ſprünglich als eine umfaſſende Geſchichte der Solinger Induſtrie geplant 
Bun aber durch die Zeitverhältniſſe eingeſchränkt wurde, 8 5 

nt. 


Eingegangene Bücher 
(ſoweit noch nicht beſprochen). 
Georg v. Below, Über hiſtoriſche Periodiſierungen. Mit einer Bei⸗ 
gabe: Weſen und Ausbreitung der Romantik. (Einzelſchriften zur Politik 
und Geſchichte.) Berlin, deutſche Verl.⸗Geſ. f. Politik und Geſchichte. 
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Bismarck und die Nordſchleswigſche Frage 1864—1879. Die diplo- 
2: den Akten des Auswärtigen Amtes zur Geſchichte des Artikels V 
ager Friedens. Herausgegeben von W. aloe K. Rheindorf, 
Patch mit hiſtoriſcher Einleitung von W. Platzhoff. Berlin 1925, 
utſche Verl.⸗Geſ. für Politik und Geſchichte. Pr. geb. Mk. 12.—. 


Simon Dubnow par iad des Jüdiſchen Volkes. Drienta- 
liſche Periode, Bd. 1. Autor. Überſetzung aus dem Ruſſiſchen von 
A. Steinberg. Berlin, Judiſcher Verlag. 


Winand Engel, Abſolutismus und Demokratie. Köln 1925. 


Gonski & Co. 
Elſaß⸗Lothri 8 b ben vom W te 
lichen ee ein teich. 4 B he a 


Leipzig, Walter de Gruyter & Co. 


Eugen Fiſcher, Holſteins Großes Nein. Die deutſch⸗-engliſchen 
Bündnisverhandlungen von 1898 bis 1901. Se 1%5, zen 
Verl.⸗Geſ. für Politik u. Geſchichte. Pr. 12 M. 


Peter v. Gebhardt, Verzeichnis der Neubürger der Stadt grants 
furt a. O. von 1580 bis 1699 nach dem älteften Bürgerbuch. Mitteil. 
der Zentralſtelle für deutſche Perſonen⸗ und Familiengeſchichte, Heft 28.) 
Leipzig 1924. 

Stiftungsvermögen und Selbſtverwaltungsrecht der Univerſität 
Greifswald. 3 Gutachten von Prof. Curſchmann, Prof. Holſtein, Prof. 
H. Triepel. Greifswald 1925, L. Bamberg. 


Adolf Hofmeiſter, Die Prüfeninger Vita des Biſchofs Otto v. Bam⸗ 
berg zur 100 jährigen Gedenkfeier der Einführung des Chriſtentums in 
Pommern. Denkmäler der Pommerſchen Geſchichte Bd. 1. Greifswald 
1924, L. Bamberg. 


Franz Kade, Schleiermachers Anteil an der Entwicklung des preußi⸗ 
ſchen Bildungsweſens von 1808—1818. Leipzig 1925, Quelle & Meyer. 


L. G. v. dem Kneſebeck, Das Leben des Oberſten Chriſtian Ludwig 
August Reichsfreiherrn v. u. zu Maſſenbach. Leipzig, Bauſtein⸗Verlag. 


Heinrich Kretſchmayr, Maria Thereſia. Mit 32 Bildbeigaben. 
Gotha, der Flamberg⸗Ver lag 

Die Veröffentlichung iſt der 3. Band der von Erich Brandenburg heraus- 
gegebenen Serie: „Deutſche Führer“, deren 1. Band: Heinrich Böhmer, 
Martin Luther im Herbſt 1925 erſcheint, es ſollen folgen: Der Große Kur⸗ 
fürſt, Friedrich der Große, Freiherr vom Stein und Bismarck. 


Manfred Laubert, Nationalität und Volkswille im Prenßiſchen 
Oſten. Breslau-Leipzig 1925, Ferd. Hirt & Sohn. 


Rudolf Lehmann, Aus der Vergangenheit der ee Bore 
träge und Aufſätze. Cottbus, A. Heine 1925. Pr. geb. Mk. 6.— 

Die niederlauſitziſche Geſchichtsforſchung; Der Kampf um die Lauſitz; 
Deutſche und Polen im Kampf um die L.; Die L. im Zeitalter der oſtdeut⸗ 
ſchen Koloniſation; Die Züge der Huſſiten in die N.⸗L.; Die Beſetzung des 
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Die Kantonverfaffung Friedrich Wilhelms I. 
Von 
Curt Jany. 


Die von König Friedrich Wilhelm I. im Jahre 1733 durch Feſt⸗ 
ſetzung regimenterweiſe abgegrenzter „Enrollierungskantons“ geordnete 
Wehrpflicht ſeiner Untertanen, die bis zum Jahre 1806, ergänzt durch 
die auswärtige Werbung, die Grundlage der preußiſchen Heeresverfaſſung 
bildete, hat ſich aus den unter dem erſten Könige in Übung gekommenen 
Rekrutenlieferungen des Landes entwickelt. Die von dem Großen Kur⸗ 
fürſten geſchaffene Armee war bis zu ſeinem Tode ein Süöldnerheer 
geweſen. Einige wenige durch Aushebung entſtandene Truppenteile, wie 
das Regiment Kurprinz, das 1675 aus dem beim Einfalle der Schweden 
aufgebotenen Landvolk gebildet wurde, kommen zahlenmäßig wenig 
in Betracht. Das alte preußiſche „Defenſionswerk“ der Wibranzen und 
Dienſtpflichtigen ließ der Kurfürſt nach den Erfahrungen des ſchwediſch⸗ 
polniſchen Krieges, und nachdem dieſe Landmiliz beim Einfalle der Schwe⸗ 
den in Preußen 1678 wieder gänzlich verſagt hatte, verfallen. Die 
Heeresergänzung beruhte alſo damals auf der freiwilligen Werbung, 
doch beſtand die Mehrzahl der Mannſchaft aus Landeskindern. Aus⸗ 
wärtige Werbung war und blieb auch in der folgenden Regierungsperiode 
Ausnahme. 

Die von beinahe dauernden Kriegen erfüllte Regierungszeit ſeines 
Nachfolgers brachte eine große Wandlung, indem ſie neben das Söldner⸗ 
tum die Rekrutenaushebung ſtellte. Beide Erſatzarten ſtanden in dieſem 
Zeitraum nebeneinander, wechſelten ſich ab und ergänzten ſich gegen⸗ 
ſeitig. Schon während des Reichskrieges 1688 — 1697 vermochte die 
freiwillige Werbung die Lücken, die auf ſo vielen Schlachtfeldern ein⸗ 
traten, nicht zu decken. Daher begann die Regierung bereits 1688, 
namentlich aber auf Grund eines 1693 erlaſſenen „Interims⸗Reglements“ 
den erforderlichen Erſatz in den Kreiſen und Städten des Landes „auszu⸗ 
ſchreiben“. Dieſen blieb die Art der Aufbringung überlaſſen, aber ſie 
mußten die ziffernmäßig feſtgeſetzte Rekrutenzahl liefern und griffen 
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daher zur zwangsweiſen Einſtellung. Zunächſt hielt man ſich an die nicht 
ſeßhaften Volksteile, das „unnütze Geſinde“, allmählich aber griff der 
Zwang immer weiter auf die ländliche Bevölkerung und das ſtädtiſche 
Kleingewerbe über. Die Kavallerie und Artillerie blieben jedoch dauernd 
bei der freiwilligen Werbung. Im Spaniſchen Erbfolgekriege ſteigerten 
ſich mit dem Bedarf die Anforderungen an den militäriſchen Dienſt der 
Bevölkerung. Die Untertanen waren nach der herrſchenden Rechts⸗ 
anſchauung auf Grund des jus sequelae ihrem Landesherrn in Kriegs⸗ 
zeiten zu dienen ſchuldig. Dieſe urſprünglich nur innerhalb der Grenzen 
des eigenen Landes gültige Pflicht der „Landfolge“ beanſpruchte die 
fürſtliche Staatsgewalt jetzt auch für den Dienſt im Heere und in aus⸗ 
wärtigen Kriegen. Eine wahrſcheinlich von dem Geheimen Rat Friedrich 
v. Hamraht um 1705 verfaßte Denkſchrift erklärt es als feſtſtehendes 
Recht, daß Seine Kgl. Majeſtät „vermöge Dero hohen landesherrlichen 
Superiorität und Deroſelben anklebenden juris sequelae allerdings be⸗ 
fugt find, bei jetzigem allgemeinen Reichskrieg von Dero geſamten Pro⸗ 
vincien die benötigte Rekruten zu Completirung Dero auf den Beinen 
habenden Armee zu prätendiren, dieſe auch in alle Wege ſchuldig ſind, 
ſelbige zu liefern“. Ein gedrucktes Edikt gegen die Deſertion vom 15. Mai 
1711 wies in eindringlichen Worten darauf hin, daß „mancher zum Sol⸗ 
daten nicht allerdings mit ſeinem guten Willen gebracht, ſondern viele 
mit Gewalt ausgenommen und geworben werden müſſen“. Jeder folle 
aber „wohl bedenken und unterſcheiden, daß zu Beſchützung und Be⸗ 
ſchirmung ſowohl Seiner Königlichen Majeſtät eigenen Königreich und 
Landen als auch zu Wiederherſtellung der allgemeinen Sicherheit und 
Ruhe, folglich bei dergleichen vorfallenden Notfällen er allerdings ſchuldig 
und verpflichtet ſei, ſeinem Könige und Landesherrn treu und redlich 
zu dienen und ſein Gut und Blut vor die gemeine Reichs⸗ und 
Landeswohlfahrt willig herzugeben“. Noch gab es weder eine geſetz⸗ 
liche Regelung der Dauer der Dienftpflicht!), noch eine geordnete Liſten⸗ 


1) Schon in einem Bericht vom 25. 11. 1695 bezeichnete es der Geſandte 
v. Schmettau im Haag als einen Nachteil für die Werbungen der Branden: 
burger, daß die kurfürſtlichen Truppen „auf keine gewiſſe Zeit engagiret“ würden, 
während die Holländer ihre Mannſchaft durch „Billets“ auf gewiſſe Zeit an- 
werben ließen. Die erwähnte Denkſchrift von 1705 bemängelt, „daß die Re- 
kruten nicht auf gewiſſe Jahre, ſondern ohne Limitation gewiſſer Zeit ausge- 
nommen und den Leuten dadurch alle Hoffnung, von der Miliz (d. h. dem 
Militärdienſt) erlöſet zu werden, benommen worden“. Durch Edikt vom 26. 11. 
1705 wurde darauf geſtattet, daß die Orte, welche Mannſchaften ſtellten, mit 
ihnen auf 4, 6 oder mehr Jahre kapitulierten, nach deren Ablauf ſie entlaſſen 
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führung!), noch eine Zuweiſung ſtändiger Erſatzbezirke an die Truppen⸗ 
teile.?) Die Verhältniſſe waren noch keineswegs gefeſtigt. Als wichtiges blei⸗ 
bendes Ergebnis iſt aber feſtzuſtellen, daß die Pflicht der Untertanen zum 
Heeresdienſt durch vieljährige praktiſche Durchführung zum Gewohnheits⸗ 
recht wurde. Auf dieſes Gewohnheitsrecht hat König Friedrich Wilhelm J. 
ſeine Kantonverfaſſung aufgebaut. Der Satz ſeines Ediktes vom 9. Mai 
1714, wonach die junge Mannſchaft ſowohl in den Städten wie auf dem 
platten Lande ihm „nach ihrer natürlichen Geburt und des höchſten 
Gottes eigener Ordnung und Befehl mit Gut und Blut zu dienen ſchuldig 
und verpflichtet“, war den Preußen längſt nicht mehr bloß in der Be⸗ 
ſchränkung auf eine Landmiliz geläufig, ſondern ſchon unter dem erſten 
Könige jahrein jahraus für die Heeresergänzung praktiſch durchgeführt 
worden. Freilich war dies bisher nur in Kriegszeiten geſchehen, und die 
Ausdehnung des fürſtlichen Anſpruches auf den Heeresdienſt im Frieden 
erſchien dem öffentlichen Rechtsbewußtſein zunächſt als ein Akt des 
Deſpotismus. Den Ausgleich ſchuf dann, wie wir ſehen werden, das 
Beurlaubungsſyſtem, indem es die wirkliche Dienſtzeit der Landes⸗ 
kinder im Frieden zu einer jährlichen Übungspflicht herabſetzte. Die für 
die Urlaubsmonate erſparte Löhnung ermöglichte eine Ausdehnung 
der auswärtigen Werbung, und die auf dieſem Wege beſchafften, dauernd 
bei der Fahne behaltenen ſtarken Truppenſtämme gaben dem ganzen 
Syſtem militäriſche Haltbarkeit. Sie ſicherten die Kriegstüchtigkeit und 


werden ſollten. Ahnlich in der Inſtruktion vom 10. 9. 1708. Solche Kapitu⸗ 
lationen werden in der Tat vereinzelt erwähnt. In welchem Umfange davon 
Gebrauch gemacht wurde, iſt nicht zu erſehen. 

1) Die Denkſchrift von 1705 erklärte es für nötig, „ſich von Jahren zu 
Jahren der in allen Provincien befindlichen und anwachſenden jungen Mann- 
ſchaft gewiß zu informieren“ und ſchlug „ein beſtändiges Mannſchaftsregiſter“ 
nach dem Muſter der bei den Truppen geführten Stammrollen vor. Es hat aber 
noch 60 Jahre gedauert, bis man ſo weit gelangte. 

2) Die Regimenter ſtanden meiſt im Felde und hatten keine feſten Friedens⸗ 
garniſonen, ebenſowenig Beſtändigkeit zeigen bis in die letzten Jahre (1710, 1711) 
die Überſichten der ihnen in jedem Winter zugewieſenen „Rekrutenplätze“. 
Frhr. v. Schroetter in ſeiner ſorgfältigen, leider ohne Ausnutzung der Akten 
des Geheimen Staatsarchivs gearbeiteten Darſtellung des Erſatzweſens unter 
dem erſten Könige (Forſchungen XXIII, S. 84—85) irrt, wenn er von einem 
1691 eingeführten „Territorialſyſtem“ ſpricht, auf dem Friedrich Wilhelm J. 
bei ſeiner Kantoneinrichtung gefußt habe. Wenn 1691 den Offizieren befohlen 
wird, nicht über die ihnen angewieſenen Quartier und Muſterplätze hinauszu⸗ 
greifen, ſo war das nichts Neues. Bei faſt jeder Werbung ſeit dem Dreißigjährigen 
Kriege erhielt jede Truppe ihren beſtimmten Werbeplatz. 
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die taktiſche Durchbildung des Heeres, obwohl es nur während weniger 
Monate des Jahres vollzählig verſammelt war. Zugleich gab die natür⸗ 
liche Vermehrung der wehrpflichtigen Bevölkerung das Mittel zur 
Schaffung einer ſtarken Kriegsreſerve, die ſich aus dem „Zuwachs“ 
von noch nicht eingeſtellten „Enrollierten“ und den bis zur Invalidität 
dienſtpflichtig bleibenden „Ausrangierten“ der Regimenter zuſammen⸗ 
ſetzte. 

In feiner Vollendung erſcheint dieſes Syſtem wie das ſinnvoll 
erdachte Werk eines militäriſchen Geſetzgebers. Daß es ſich aber nicht 
ſo, ſondern erſt in allmählichem Ausgleich der militäriſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedürfniſſe, beſonders in ſeinen Anfängen auf die gewalt⸗ 
ſamſte Art, geradezu unter ſozialen Konvulſionen, herausgebildet hat, 
wird die folgende Darſtellung zeigen. 


Hatte dieſe von Friedrich Wilhelm I. begründete Heeresverfaſſung, 
beſonders das Urlauberweſen, unbeſtreitbare Ahnlichkeit mit einem 
Milizſyſtem, ſo iſt es doch ein Irrtum, wenn man darin eine, ſei es ideelle, 
fet es praktiſche Nachwirkung der Milizpläne des erſten Königs geſehen 
hat. Darauf führte namentlich die Bezeichnung der in die Miliz ein⸗ 
geſtellten jungen Leute als „Enrollierter“, ein Ausdruck, der ſchon ſeit 
der Mitte des 17. Jahrhunderts in Brandenburg vorkommt und ganz 
allgemein die Eintragung in Mannſchaftsliſten bezeichnete‘). Als die 
Truppen, wie wir dies noch zu ſchildern haben werden, um das Jahr 
1720 begannen, die junge Mannſchaft zum künftigen Dienſt zu „en⸗ 
rollieren“, d. h. vorzumerken, dachte niemand an die ſchon ſeit Jahren 
aufgehobene Landmiliz, die gerade umgekehrt eine Menge dienſttüchtiger 
Leute der Einſtellung in die Regimenter entzogen hatte. Keine Brücke 
führt von der früheren Landmiliz zur Kantoneinrichtung Friedrich 


1) So ſagt M. Lehmann (Scharnhorſt I, S. 87), „daß Enrollirte und Can⸗ 
tons urſprünglich Miliz⸗Attribute waren. Der Gedanke der Dienſtpflicht und 
das eng damit zuſammenhängende Poſtulat der Nationalität ſind von der Miliz 
auf das ſtehende Heer übergegangen“. Der Gedanke der Dienftpflicht der Landes⸗ 
kinder wurde zwar, wie oben dargelegt, juriſtiſch mit dem jus sequelae be- 
gründet, iſt aber praktiſch nicht von der Miliz, ſondern von den Rekrutenliefe⸗ 
rungen während der Kriege gegen Ludwig XIV. ausgegangen. Die Kantons 
ſtammen ebenſowenig von der Miliz, entſprechen vielmehr den Werbebezirken 
des alten Söldnerheeres. Schon Brauner (Geſchichte der preußiſchen Land⸗ 
wehr, 1863, S. 27) bemerkt richtig: „Man darf übrigens dieſe Enrollirten — 
Friedrich Wilhelms I. — durchaus nicht mit denen König Friedrichs I. verwechſeln, 
weil der gleiche Ausdruck für zwei ganz entgegengeſetzte Be- 
ſtimmungen gebraucht wird“. 
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Wilhelms J. Wie ſehr er ſelbſt jene ablehnte, zeigt ja ſein bekanntes Verbot, 
auch nur den Namen „Miliz“ fernerhin auf die Kriegsmacht anzuwenden. 

Mit dem Regierungsantritte Friedrich Wilhelms L fiel das Ende 
des Spaniſchen Erbfolgekrieges zuſammen. Während früher jeder 
Friedensſchluß eine beträchtliche Verringerung der Kriegsmacht mit 
ſich gebracht hatte, begann der König ſofort ſeine Armee zu verſtärken. 
Im Jahre 1713 vermehrte er die Infanterie um 8073, die Kavallerie 
um 1067 Köpfe.) Dagegen hob er ſchon am 7. März die von Friedrich J. 
errichtete Landmiliz auf, da die bei ihr enrollierten jungen Leute bisher 
der Werbung für das ſtehende Heer entzogen geblieben waren. Am 
15. Mai 1713 verbot er den Abſchluß von Kapitulationen auf gewiſſe 
Jahre. Alle Geworbenen ſollten ſo lange dienen, bis es dem Könige 
ſelbſt gefallen werde, ſie ihrer Dienſte zu entlaſſen. Die früher abge⸗ 
ſchloſſenen Kapitulationen erklärte der neue Herr einſeitig für „kaſſiert 
und aufgehoben“. Dazu ſteigerte der König die Anſprüche an die Be⸗ 
ſchaffenheit, vor allem an die Leibeslänge der Mannſchaften beträcht⸗ 
lich. Nach dem Reglement für die Infanterie vom 28. Februar 1714 
ſollte jedes Bataillon jährlich 25 Mann (jede Kompagnie alſo 5 Mann) 
ausrangieren und durch jüngere, namentlich aber größere Rekruten 
erſetzen. 

Nun war in der abgelaufenen Kriegszeit die Infanterie in immer 
ſteigendem Maße durch Landeskinder ergänzt worden, die wußten, daß 
ſie ihrem Könige in Kriegszeiten zu dienen ſchuldig waren, jetzt aber 
vergeblich auf ihre Entlaſſung hofften. Der beginnende Garniſondienſt 
unter der Fuchtel ſcharfer Exerziermeiſter vermehrte den Widerwillen. 
Die Folge war eine unerhörte Deſertion. Die Generalliſten weiſen für 
das Jahr 1714 im ganzen einen Abgang von 3471 Fahnenflüchtigen, 
des Beſtandes von faſt ſechs Bataillonen allein bei der Infanterie nach, 
dagegen bei der Kavallerie, die immer bei der freiwilligen Werbung ge⸗ 
blieben war, nur von 70! Dieſe Lücken mußten natürlich auch wieder 
durch neue Rekruten gefüllt werden. 

Die Entwicklung des Erſatzweſens, wie ſie ſich in den folgenden 
Jahren geſtaltete, erſcheint unklar und widerſpruchsvoll, wenn man ſie 
lediglich an der Hand der öffentlich bekannt gemachten Erlaſſe verfolgt,?) 
deren Zweck hauptſächlich die Beruhigung der Bevölkerung war und deren 


1) Miſzellaneen zur Geſchichte Friedrichs II., S. 479ff. (Bericht des 
Etatsminiſters v. Viereck nach den Akten des Generalkriegskommiſſariats). 

2) Sie finden ſich faſt alle in der Myliusſchen Ediktenſammlung, auf die 
hiermit verwieſen wird. 
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Wortlaut von den Truppenteilen und den Zivilbehörden recht verſchieden 
ausgelegt werden konnte. Beobachtet man dagegen die praktiſche Ent⸗ 
wicklung der Dinge, wie ſie namentlich aus den Akten der Regimenter 
und der Kriegs⸗ und Domänenkammern hervorgeht, fo zeigt ſich eine 
ziemlich gerade Linie. Um ſie zu finden, müſſen aber die Verhältniſſe 
dieſer Übergangszeit eingehend vorgeführt werden. Für die Beſchaffung 
des Erſatzes gab eine gedruckte Verordnung vom 22. Juni 1713 den 
Regimentern anheim, ſich mit den Regierungen, Kommiſſariaten, Land⸗ 
räten und Steuerkommiſſarien im Bereich ihrer Standquartiere darüber 
zu einigen, „daß entweder die fehlende Mannſchaft von dem Lande, 
Städten und denen Kreiſen geliefert oder von der Miliz (den Truppen) 
ſelbſt angeworben werde“. Der König ſtellte alſo die beiden Wege zur 
Wahl, zwiſchen denen die Heeresergänzung während der verfloſſenen 
Kriegsjahre geſchwankt hatte, erklärte aber dabei, daß er ſich hinſichtlich 
der Kriegstüchtigkeit der Leute „einzig und allein an die Officirer der 
Regimenter halten wolle“. Dieſe wußten, wie hohe Anſprüche der 
König ſtellte. Daher hatten die Kreiſe und Städte, denen die provinziellen 
Kommiſſariate auf Grund des ihnen von den Regimentern angemeldeten 
Erſatzbedarfs die Lieferung der Rekruten auftrugen, die größte Mühe 
den Anforderungen zu genügen. Während die Regimenter ſich über 
ſäumige Geſtellung oder Unbrauchbarkeit der Gelieferten beſchwerten, 
klagten z. B. die Stände der Grafſchaft Mansfeld, daß die Offiziere keine 
Leute unter „3 Ellen, 2 Daumen“ annehmen wollten. In den meiſten 
Provinzen zogen die Kreiſe und Städte es aber doch vor, die Rekruten 
ſelbſt zu beſchaffen; denn andernfalls ſchritten die Regimenter zu eigener 
„Werbung“, und dieſe vollzog ſich dann oft ſchlechtweg als „Aufhebung“ 
aller körperlich zu Soldaten geeigneten jungen Leute. In den zahl⸗ 
reichen Verordnungen der nächſten Jahre, welche Aufhören der „Werbun⸗ 
gen“ verſprachen, wird darunter eben dieſe gewaltſame Werbung ver⸗ 
ſtanden, ja die „Werbung“ wird in dieſem Sinne mitunter geradezu in 
Gegenſatz geſtellt zu der Annahme Freiwilliger gegen Handgeld bei 
öffentlichem Trommelſchlag, wie ſie dem urſprünglichen Wortſinne 
entſprach. Was für Übergriffe bei der „Werbung“ vorkamen, das be- 
leuchtet grell eine Ordre vom 9. Auguſt 1713, wonach „die ankommende 
Poſten von denen in den Städten commandirenden Officirern zum 
öftern angehalten und die darauf befindliche zu Kriegsdienſten etwa 
tüchtige Paſſagierer und Poſtillons mit Gewalt weggenommen werden“. 
Der König unterſagt dies zwar, aber mit dem Zuſatze „wenn ſelbiger 
(der Poſtillon) nicht von der Größe, daß er bei Tero Bataillon Grenadirer 
(dem großen Leib-Bataillon) ſtehen könne“! 
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Die Furcht vor den Werbern griff unter ſolchen Umſtänden im 
Lande bedenklich um ſich, und viele junge Leute flüchteten über die 
Grenzen. Um dies zu verhindern, drohte ein gedrucktes Edikt vom 17. Ok⸗ 
tober 1713 an, daß jeder Untertan, der ohne Erlaubnis außer Landes 
gehe, als Deſerteur behandelt werden würde. Doch die Grenze ſetzte hier 
die Staatsraiſon. Litt der Ackerbau, ging die Gewerbetätigkeit der 
Städte zurück, ſo war die Aufbringung der ländlichen Kontribution und 
der Ertrag der ſtädtiſchen Akziſe gefährdet, und darauf ruhte das ganze 
Heeresgebäude. So richtete ſich der Blick von ſelbſt auf die Anwerbung 
von Ausländern. Sie bot gerade damals gute Ausſichten, weil nach 
dem allgemeinen Frieden überall, außer in Preußen, Truppenreduktionen 
ſtattfanden. Am 22. Januar 1714 mißbilligte der König, daß „die vom 
Lande und denen Städten gelieferte oder auch freiwillig zu Rekruten 
ſich angebende Leute, wann ſelbige nicht Einheimiſche oder Landes⸗ 
kinder ſein, von den Officirern verworfen und zu Rekruten durchaus 
nicht angenommen werden wollen“. Es genüge, wenn die Leute recht 
wohl gewachſen und zu Kriegsdienſten tüchtig ſeien. Das Reglement 
von 1714 genehmigte ausdrücklich, daß „die Kompagnien auch Aus⸗ 
länder, wofern es hübſche, anſehnliche Leute ſind, annehmen können“. 
Wo Städte und Orte Geld ſtatt der Rekruten gaben, ſollten die Truppen 
dafür in den nächſten Reichsſtädten werben.!) Die Werbung im Inlande 
wurde dagegen beſchränkt. Das Reglement verbot bei Kaſſation des 
Kapitäns, „angeſeſſene Leute als Bürger, welche Häuſer haben, Bauern 
und Koſſäten“ zu Soldaten wegzunehmen. Am 2. April 1714 erging 
ein Erlaß, wonach vom 1. Juni ab alle gewaltſame Werbung in den 
königlichen Landen aufhören und nur noch Freiwillige angenommen 
werden ſollten. Statt der noch fehlenden Rekruten ſollten die Orter, 
welche ſie zu liefern ſchuldig wären, je 10 Taler Werbegeld abtragen, 
damit die Mannſchaft auswärts, z. B. in Frankfurt, Köln oder Danzig, 
angeworben werden könne. Ein Edikt vom 9. Mai betonte zwar mit 
Nachdruck, daß dem Könige die junge Mannſchaft ſowohl in den Städten 
als auf dem platten Lande „nach ihrer natürlichen Geburt und des 
höchſten Gottes eigener Ordnung und Befehl mit Gut und Blut zu dienen 
ſchuldig und verpflichtet“ ſei. Doch verſprach der König nochmals, daß vom 
1. Juni ab alle (gewaltſamen) Werbungen aufhören würden und nur noch 
„mit guter Manier und ohne alle Gewalttätigkeit“ bei öffentlichem Trom⸗ 
melſchlag und Handgeld geworben werden ſolle. Zugleich erging ein 
Generalpardon für ausgetretene Landeskinder, auch ſolche, „welche bereits 


1) Ordre vom 21. 3. 1714. 
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würklich bei denen Regimentern und Kompagnien enrollirt'), geſchworen 
und Handgeld, Mondirung oder Löhnung genoſſen, aus Zaghaftigkeit 
oder andern Urſachen aber ſich nachgehends abſentiret und ſolchergeſtalt 
würklich deſertiret haben“. Vor allem aber erleichterte der König den 
Militärdienſt durch umfaſſende Beurlaubungen, welche die Inländer 
dem Wirtſchaftsleben des Landes für einen großen Teil des Jahres, 
namentlich zur Ausſaat und Erntezeit, zurückgaben. 

Das Reglement an die Infanterie vom 28. Februar 1714 beſtimmte, 
daß nur im April, Mai und Juni alles bei den Fahnen ſein müſſe, während 
der übrigen neun Monate aber weitgehende Beurlaubungen eintreten 
dürften. Vorerſt tat der König, der ſoeben die Landmiliz abgeſchafft 
hatte, nur zögernd dieſen Schritt, der ihn auf einem Umwege zu einer 
Heeresverfaſſung führen ſollte, die mit einem Milizſyſtem Ahnlichkeit 
hatte. Nur 30 Mann jeder Kompagnie, alſo der vierte Teil, ſollten 
gleichzeitig beurlaubt werden, bloß in den Erntemonaten Juli, Auguſt 
und September durften 50 Mann abweſend ſein, vorausgeſetzt daß die 
zurückbleibenden Dienſttuer zwei wachtfreie Nächte behielten. Kein 
Unteroffizier und Gemeiner aber ſollte länger als zwei Monate der 
Truppe fernbleiben. In Einzelfällen erweiterte der König die Urlaubs⸗ 
befugnis über die in dem Reglement vorgeſehenen Zahlen.) Der Be- 
urlaubte erhielt nur halbes Traktament, die andere Hälfte verblieb der 
Kompagnie und ſollte zur Deckung der Werbungskoſten dienen. 

Nach der Rückkehr der Truppen aus dem pommerſchen Feldzug von 
1715 begannen alsbald die früheren Klagen und Beſchwerden über die 
„Werbungen“ von neuem. Noch aus dem Lager vor Stralſund hatte 
der König am 23. Dezember 1715 befohlen, daß die Regimenter bis zum 
1. Juni 1716 wieder komplett fein müßten.?) Dazu ſollten keine Leute 


1) Das Wort „enrollieren“ wird hier für die Einſchreibung wirklich zum 
Dienſt eingeſtellter Soldaten in die Stammrolle ihrer Kompagnie gebraucht. 
Ahnlich in einem Edikt vom 3. 3. 1720, das ausgetretenen Untertanen verſpricht, 
daß ſie bei ihrer Rückkehr „von gewaltſamer Enrollierung das geringſte nicht 
mehr zu beſorgen haben“. Bei der 1717 begonnenen Errichtung der Invaliden⸗ 
oder Garniſonbataillone werden die noch garniſondienſtfähigen Invaliden zu 
dieſem Zwecke „enrolliert“ (Ordre vom 4. 8. 1718 an das Regiment Dönhoff). 
Auch die Einſtellung von Kadetten in das Kadettenkorps heißt „Enrollierung“. 

2) Hiſtoriſche Zeitſchrift, Bd. 68, S. 83. 

3) Der Abgang der Infanterie während des Feldzuges (36 Bataillone) 
wurde auf 25 Mann pro Kompagnie, im ganzen alſo 4500 Mann geſchätzt, wofür 
der König je 50 Rth. = 225000 Rth. Rekrutierungskoſten genehmigte. General- 
Liquidation der Kampagne von 1715 (König), Reſidenzſtadt Berlin IVI, 
S. 372—373. 
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mit Gewalt weggenommen, ſondern „mit guter Manier, gelinden Worten 
und möglichſter Liſtigkeit“ geworben werden! Laut Ordre vom 22. Januar 
1716 hatten fic) die Truppenteile nach der Rückkehr in ihre Stand- 
quartiere mit den Zivilbehörden zu beſprechen, ob dieſe die nötigen 
Rekruten bis zum 1. Juni ſelbſt aufbringen wollten. Es müßten aber 
Leute ſein, „welche Seine Königliche Majeſtät, wann ſie ſelbige in Augen⸗ 
ſchein nehmen werden, auszumuſtern und zu verwerfen nicht Urſach 
haben mögen“. Auch ließ der König, wie ſchon früher, keinen Zweifel 
darüber, daß er ſich allein an die Kommandeure halten würde.“) Um 
dem Entweichen der jungen Mannſchaft vorzubeugen, das bei vor⸗ 
zeitigem Ruchbarwerden der bevorſtehenden „Werbung“ zu erwarten 
ſtand, durfte „die Sache nicht eclatiren“. Daher ſollten nach einer am 
13. Februar erlaſſenen Inſtruktion, ſobald die Kommiſſariate die Ein⸗ 
teilung gemacht hätten, Städte und Dörfer die in Ausſicht genommenen 
Rekruten den Offizieren unter der Hand anzeigen, damit durch dieſe 
„die jungen Leute ohne Desordre und Bruit, welche dieſelbe ſchüchtern 
machet, aufgehoben werden könnten“. Dieſe mit den Ortsbehörden 
vereinbarte „Aufhebung“ galt als ordentliches Verfahren, als regel⸗ 
rechte „Werbung“, weshalb die Offiziere auch den Aufgehobenen „ein 
raiſonnables Handgeld“ geben ſollten. Wenn am 24. Juli 1716 nochmals 
alle gewaltſame Werbung unterſagt wurde, ſo galt auch dies Verbot 
lediglich den Gewalttaten, die bei den Werbungen erfahrungsmäßig 
vorkamen, nicht dieſen ſelbſt, und auch Gewalttaten waren, wie die 
Werber wohl wußten, nur verpönt, wenn ſie zu öffentlichen „Desordres“ 
ausarteten. Die einſtige Freiwilligkeit der Werbung trat mehr und mehr 
in den Schatten. 

Nachdem die Truppen ſich wieder ergänzt hatten, blieb nur noch 
der laufende Abgang zu decken. Die Einſtellungsziffer ſank demgemäß 
von Jahr zu Jahr, auch in der Zahl der Deſertionen trat ein ſtarker 
Rückgang ein.) Ein Hauptantrieb für die Werbungen der Truppen 


1) Als darauf der Kommandeur des Regiments Jung-Dönhoff (Nr. 21) 
in Halberſtadt von 156 gelieferten Rekruten nur 39 als geeignet anerkennen 
und annehmen wollte, wies ihn der König am 24. 3. 1716 darauf hin, daß bei 
ſolchen Anſprüchen die Lieferung dem Lande „ſchwer, ja gar ohnmöglich“ 
fallen müſſe. 

2) Für die Musketiere der Infanterie-Regimenter geben die Generalliſten 
folgende Zahlen: „geworben“ 1717 7028, 1718 5522, 1721 2618, ſeitdem bis 
1740 nur noch in einem Jahre über 3000. Es ſei daran erinnert, daß auch die 
eingeſtellten Inländer als „geworben“ galten. Deſertiert waren 1717 1593, 
1719 1190, 1720 824, 1725 404, ſeitdem bis 1740 nur noch in drei Jahren über 
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beſtand aber fort, nämlich das Verlangen nach großen Leuten. Der in 
Preußen befehligende Herzog Friedrich Ludwig von Holſtein berichtet 
am 10. September 1717: „Ich kann Ew. Königl. Maj. verſichern, daß 
kein einziges Regiment in Preußen, ſo nicht überkomplett iſt, und ge⸗ 
ſchiehet beſagte Werbung aus der Urſache, weil ein jedes Regiment große 
und anſehnliche Leute anzuſchaffen und die kleinen zu quittiren be⸗ 
mühet iſt.“ Am 10. Mai 1717 erging an alle Regimenter wieder ein 
Befehl, daß die Werbungen in allen Provinzen „von nun an und forthin 
gänzlich eingeſtellet“ fein ſollten. Er wurde auf Beſchwerden aus der 
Neumark vom 15. Juni nochmals eingeſchärft. „Alle Werbungen und 
bisher dabei verübte Gewalt“ ſollten aufhören. Offenbar lag aber der 
Schwerpunkt wieder auf dem Verbote der Gewalttätigkeiten, und dieſes 
ließ ſich umgehen. Wie wenig auf ſtrenge Durchführung jenes Befehls 
zu rechnen war, zeigte bald darauf ein gedrucktes Edikt vom 27. Sep⸗ 
tember 1717, wodurch die aus fremden Landen zugezogenen Arbeiter 
der Wolleninduſtrie, die in der Kurmark mit ihrer ſtarken Schafzucht 
das „fürnehmſte Gewerbe“ war und vom Könige in jeder Weiſe ge- 
fördert wurde, nebſt ihren Kindern und Hausgenoſſen förmlich von der 
Werbung befreit wurden. Die gleiche Freiheit ſagte ein gedrucktes 
Edikt vom 29. November 1718 allen in den Städten der Kurmark noch 
fehlenden, in langen Liſten aufgeführten Handwerkern der verſchiedenſten 
Klaſſen zu. Daß mit Haus und Hof angeſeſſene Bürger, Bauern und 
Koſſäten nicht zu Soldaten weggenommen werden dürften, ſchrieben die 
Reglements von 1714 und 1718 vor. Die Regimenter folgerten aus 
ſolchen Vorſchriften, was nicht verboten ſei, ſei erlaubt, und griffen zu, 
wo beſondere Befreiungen nicht beſtanden. So hob das in Geldern 
ſtehende Pannewitzſche Regiment (Nr. 13) im Dezember 1717 in der 
Umgegend etwa 50 Mann auf, entließ davon die Hälfte, als ſich ergab, 
daß es „teils angeſeſſene, teils in E. K. M. Pacht ſtehende und Müller“, 
behielt aber die übrigen 24. Die Wirkung auf die Bevölkerung ſchildert 
ein Bericht des Gouverneurs Generalmajors v. Lilien vom 11. Januar 
1718: der Vorgang habe „im ganzen Lande eine ſolche Furcht und Schrecken 
verurſacht, daß faſt alle jungen und mittelmäßigen Leute ſich über die 
Grenze in andere Provinzen gemacht, maßen Brabant, Holland, Köln, 
Jülich, Berge, Lückerland, Pfalz und Münſter ganz nahe, ſo daß ſie ſich 


400. Bei der Kavallerie ſind die Schwankungen infolge vieler Neuformationen 
und Etatsveränderungen größer, die Deſertion betrug bis 1740 nur in drei 
Jahren über 200. Mitteilungen aus dem Archiv des Kriegsminiſteriums, 
II. Heft, S. 60. 
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in kurzer Hand dahin retiriren können ... Daher vorbenannte Provinzen 
ſo voll ſind, daß ſie auch nur ums Brod ohne Lohn dienen, dahingegen 
allhier weder Bauer noch Bürger Knechte behalten“. Das Land bleibe 
unbebaut liegen, während in Benloo und Roermond ganze Häuſer 
voller Flüchtlinge ſein. Inzwiſchen hatte der König auf ähnliche 
Klagen aus anderen Landesteilen eine neue Entſcheidung getrof— 
fen, die das Generalfinanzdirektorium am 26. Dezember 1717 allen 
Amtskammern und Kommiſſariaten mitteilte: „Die Werbungen eeſſiren 
vom 1. Dezember 1717, iſt es nach dem 1. Dezember geſchehen, ſollen 
berichten, iſt es aber vorher geſchehen, ſo kann nit helfen, iſt es nach 
dem 1. Dezember geſchehen, ſoll der Kapitain kaſſiret ſein.“ General 
v. Lilien ließ dies überall verbreiten, um die Geflohenen zur Rückkehr 
zu bewegen, ſprach aber die Befürchtung aus, „daß wenn die Leute nur 
im Geringſten ſehen ſollten, daß ihnen das Verſprochene nicht gehalten 
würde, ſie ohnfehlbar ſämtlich aus dem Lande gehen und nimmer wieder 
kommen würden. Denn die hieſige Nation wegen der vielen Preſſuren 
jo fie in den vorigen Kriegen ... erduldet, eine ſolche Averſion für das 
Soldatenleben genommen, daß viel lieber ſollten Hungers ſterben als 
ſich engagiren laſſen“. War der Widerwille im Weſten beſonders ſtark, 
jo hörten doch auch die Beſchwerden aus den alten Provinzen nicht auf.“) 
Es ging in der Tat weit, wenn z. B. laut Bericht vom 8. April 1718 in 
Naugard durch Werber des Regiments Anhalt⸗Zerbſt (Nr. 8) die beiden 
Torſchreiber mit Gewalt von ihrem Dienſt an den Toren fortgeſchleppt 
wurden, ſodaß die Akziſe nicht mehr eingenommen werden konnte! 
Im allgemeinen aber wußten ſich die Regimenter fortan zu ſichern, 
indem ſie in jedem Einzelfall die Erlaubnis des Königs zur Aufhebung 
beſtimmter Leute erbaten. Der König wies ſie ſelbſt im Reglement von 
1718 auf dieſen Weg: „Wann ein Kapitain einen recht hübſchen großen 
Flügelmann weiß, welchen er nicht mit guter Manier bekommen kann“, 
werde der König auf erſtatteten Bericht befehlen, „ob der Kapitain 
ſolchen Kerl wegnehmen laſſen foll oder nicht. Weshalb ohne vorher- 
gegangene ſchriftliche Permiſſion von Sr. Königl. Majeſtät 
kein Kerl mit Gewalt zum Soldaten weggenommen werden muß.“ 
Vom eigenen Regiment des Königs wurden Unteroffiziere in Ver⸗ 
kleidung auf das Land geſchickt, um nach großen Rekruten zu fahnden. 
War ein ſolcher nicht „mit Manier“ zu bekommen, ſo erging ein könig⸗ 


1) Bericht des Kommiſſariatspräſidenten Grafen Truchſes zu Waldburg 
vom 28. 10. 1717 über die oſtpreußiſchen Verhältniſſe, Forſchungen z. Brand. 
u. Preuß. Geſchichte, IV, S. 630. | 
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licher Befehl an den Amtmann, ihn vorzufordern, wobei man ihn ab- 
fing! Am 12. Oktober 1720 befahl der König nochmals, „daß von nun 
an in Dero ganzen Landen niemand ohne vorher erhaltene König- 
liche allergnädigſte Erlaubnis mit Gewalt von Dero Regimentern 
angeworben werden ſolle“.!) Um fic) die Beſchwerden vom Leibe zu 
halten, wies der König die Behörden wiederholt an, alle derartigen 
Klagen zunächſt bei dem Regimentskommandeur als der erſten Inſtanz 
anzubringen, und verwarnte ſie, „daß ſie kein größer Geſchrei machen 
noch die Sache gefährlicher anbringen ſollen als es ſich in der Tat wirklich 
findet“. „Da die Rekrutierung unumgänglich und unentbehrlich iſt, ſo 
muß ſelbige ohne Not nicht ſchwer gemacht werden.“) 


Im Jahre 1720 kam es in der Grafſchaft Mark, im Gebiete der 
Eiſeninduſtrie, zu einem ſchlimmen Aufruhr. Am 8. September, einem 
Sonntag, erſchien ohne vorherige Anſage ein Kommando von 240 Mann 
des Regiments von Auer (Nr. 9) unter zwei Hauptleuten in Hagen, 


1) Lippſtadt 27. 4. 1718, Kapitän Frhr. v. Wartensleben (Regt. Heiden) 
hat „die Bauern von meinen eigenen Höfen wegnehmen wollen, ſobald aber 
habe nur 1 ſchönen Kerl davon eingezogen, ſo ſind alle die andern, mich als 
ihren Gutsherrn nicht mehr trauend, in das an ſolche Güter grenzende Kölniſche 
entwichen“. Erbittet und erhält Ordre an die Droſten von Hamm und Unna, 
daß ſie die Leute „ſogleich beim Kopf nehmen und an mich überliefern ſollten“. 
Am 27. 7. 1718 reicht Kap. v. Wobeſer (Rgt. Gersdorff) eine „Liſte derjenigen 
Leute, welche ich gerne bei der Kompagnie anwerben wollte“, ein. Am 1. 8. 
1718 ebenſo Kap. v. Mülheim (Rgt. Anhalt⸗Zerbſt): „und da E. K. M. dem 
Markgräflichen Ludwigſchen Regiment allergnädigſt Erlaubnis gegeben, zu 
werben, ich aber in Erfahrung gebracht, daß ſie einigen von denen benannten 
Leuten nachgeſtellet, ſo habe aus Präcaution, daß ſie mir nicht vorkommen 
möchten, einen Unteroffizier ausgeſchicket mit der Ordre, ſich ihrer viere davon, 
jedoch mit Verhütung aller Desordres ad interim zu bemächtigen, bis ich von 
E. K. M. die völlige allergnädigſte Ordre erhalten.“ Oſterburg 13. 8. 1718 bittet 
ein v. Kalnein, einige, ſchöne Leute alhier in der Gegend“, deren er „mit gutem 
nicht habhaft werden können“, aufheben zu dürfen. Stolp 14. 8. 1718 bittet 
Major Launitzer (Rgt. Grumbkow) um Ordre an den Amtshauptmann, 4 be- 
ſtimmte Kerls zu liefern. Am 8. 7. 1720 erlaubt der König dem Oberſten v. d. 
Marwitz, von 64 Mann, die er angemeldet hatte, „50 Mann, wann ſie anders 
nicht angeſeſſene oder kontribuable Unterthanen ſein, aufzuheben und unter 
dem Regiment zu engagiren“. 

2) Ordres vom 17. 12. 1716, vom 12. 11. 1718, Erlaß des Generaldirek⸗ 
toriums vom 9. 3. 1724. Laut Ordre vom 23. 11. 1718 ſollte kein Soldat, der 
noch im Felde dienen könne, ohne ausdrückliche königliche Erlaubnis ausrangiert 
werden. 
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drang während des Gottesdienſtes in die lutheriſche Kirche ein, wo die 
Gemeinde verſammelt war, und begann mit Gewalt Rekruten aufzu⸗ 
greifen. Es entſtand ein wilder Tumult, ein Teil der Leute flüchtete auf 
den Kirchturm und läutete die Sturmglocke. Alsbald war aus der ganzen 
Nachbarſchaft eine tobende Volksmenge herbeigeſtrömt, führte auf⸗ 
rühreriſche Reden gegen den König und das Militär, warf mit Steinen, 
von beiden Seiten wurde geſchoſſen und es gab mehrere Tote und viele 
Verwundete. Schließlich zog das Kommando ab. Auch in Schwelm 
und Hattingen fanden Zuſammenrottungen ſtatt. Die Unterſuchung, die 
der Generalauditeur v. Katſch führte, endete damit, daß die beiden 
Amter Wetter und Blankenſtein, in denen jene Ortſchaften lagen, eine 
Strafe von 20000 Talern zahlen und die ganze Grafſchaft Mark für das 
Regiment 200 Rekruten aufbringen mußte.!) Den Offizieren ſollte der 
Oberſt ihr Verhalten verweiſen. Die Bitte der Zivilbehörden um eine 
gemiſchte Unterſuchung lehnte der König ab. Als die Ablieferung der 
200 Mann ſich verzögerte, verwarnte der König am 14. Februar 1721 die 
Cleviſche Regierung und das dortige Kommiſſariat, „wann Ihr und das 
Land nicht wollet, daß das Regiment ſelbſten zugreifen und die Werbungen 
wieder antreten ſolle!“ 


Am 26. Februar 1721 erging ein neues gedrucktes Edikt, daß „von 
nun an die Werbungen in Unſerm Königreich, ſämtlichen Provinzien 
und Landen gänzlich ceſſiren und aufgehoben ſein ſollen“. Nur „wann 
ſich Leute, ſo nicht etwa bereits zum Anbau des Landes, zu Beforderung 
des Commercii und in denen Städten ſich geſetzet ... freiwillig und 
ohne Liſt zu engagiren bereit ſein“, durften die Truppen ſie gegen ein 
Handgeld bis zur Höhe von 30 Talern annehmen. Auch ſprach der König 
wieder die Erwartung aus, daß die Rekrutierung in aus wärtigen 
Landen möglich ſein würde, und wir werden der von jetzt an in größerem 
Umfange einſetzenden Tätigkeit der preußiſchen Werber in der Fremde 
noch zu gedenken haben. 


Wenn gleichwohl auch in den folgenden Jahren die Klagen über 
Werbungsexzeſſe im Inlande nicht abnehmen, vielmehr gerade in den 
1720er Jahren beſonders laut werden, ſo erklärt ſich dies durch die um 
dieſe Zeit beginnende Anſammlung von Überkompletten. 


— — 


1) Bis zum 2. 4. 1721 waren von den Ortſchaften, auf welche die Lieferung 
verteilt wurde, 89 Mann geſtellt, darunter 51 geworbene Ausländer; 74 Mann 
hatten Kapitulationen auf 4—6 Jahre. Die Zinſen der Strafſumme ſchenkte 
der König ſpäter dem Potsdamſchen Militär⸗Waiſenhauſe. 
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Der König hatte ſchon am 24. Juli 1716 die Regimenter darauf 
hingewieſen, daß jede Kompagnie „ſtets etliche Leute übrig habe und 
alſo imſtande ſei, bei vorkommenden Marchen allezeit mit 120 Gemeinen 
. . . zu erſcheinen“, bei Kaſſation des Kapitäns! Am 5. Auguſt 1718 
ſetzte er die Zahl dieſer Überfompletten, die zur Exerzierzeit eingezogen 
werden mußten, auf fünf bet jeder Kompagnie feſt!), und es war natürlich, 
daß vorſorgliche Kompagniechefs ſich hiermit nicht begnügten, da ja 
Ausfälle durch Krankheit und Deſertion täglich eintreten konnten. Dies 
Beſtreben führte weiter. In einem gedruckten Patent vom 22. März 
1721, worin ein kurz vorher erlaſſener neuer Generalpardon für deſertierte 
Soldaten verlängert wurde, heißt es: „Alle übrigen, ſo etwan aus Furcht 
vor der Werbung aus dem Lande gewichen oder auf welche die Re- 
gimenter, es ſei directe oder per indirectum, einigen Anſpruch 
zu haben vermeinen, wann ſie nicht zur Fahne geſchworen noch 
Mundirung getragen, weniger Dienſte getan und ſich ins Land begeben 
und ſetzen wollen,“ dürften ohne Scheu zurückkehren und ſollten wider 
alle Werbung geſchützt werden. Hier erſcheint zum erſten Male ein 
„Anſpruch“ der Regimenter auf noch gar nicht zum Dienſt eingeſtellte 
Leute, und wir ſtehen damit am Ausgangspunkte der ſogenannten 
Enrollierungen, d. h. Einſchreibungen zu künftigem Dienſt. 

Um das Jahr 1720 begannen die Regimenter die jungen Burſchen 
im Bereich ihrer Standquartiere ſchon in den Jahren des Wachstums 
zu „enrollieren“, um ſie ſich vor Zugriffen anderer Truppenteile zu 
ſichern, und die Enrollierten dann mit „Laufpäſſen“, d. h. auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit als „überkompletten Zuwachs“ zu beurlauben.“) Sie 


1) Am 5. 8. 1718 verlangte der König zugleich Meldung, wieviel Leute 
den Regimentern fehlten, „da Ich dann Ordre ſtellen werde, daß ſie angeſchaffet 
und aufgehoben werden ſollen.“ Am 10. 9. beſchweren ſich darauf Direktor 
und Landräte der Uckermark, „wasmaßen mit Anfang vorigen Monats von 
dem allhier ſtehenden Prinz Heinrichſchen Regiment wie auch von denen Gar- 
niſonen Stettin und Paſewalk abermalen eine gar gewaltſame Werbung unter⸗ 
nommen und gar viele junge Knechte mit größeſten Desordres aufgehoben worden, 
ſo daß der Landmann ſein Getreide nicht behörigermaßen einſammeln können, 
auch gar vielen anitzo an Dienſtknechten fehlet, die Saatzeit gebührend zu be- 
ſtellen.“ 

2) Am 25. 3. 1722 beklagen ſich Regierung und Kommiſſariat der Graf- 
ſchaft Tecklenburg bei dem Prinzen Georg von Heſſen-Kaſſel, Chef des Re- 
giments Nr. 10: „Es hat anfänglich der Hauptmann v. Maſſenbach, nachdem 
der Hauptmann v. Brandenſtein alle ihnen anſtändige junge Leute zu Kriegs- 
dienſten enrollirt und ſolch eine Unruhe in dem Lande dadurch verurſacht, 
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konnten ſolche Laufpäſſe in beliebiger Zahl ausgeben, da der König 
auf Vermehrung der Überkompletten entſchiedenen Wert legte. Wer 
in die Rollen eines Regiments eingeſchrieben und von ihm mit einem 
Paſſe verſehen war, galt als dem Regimente „obligat“. Eine rote Hals⸗ 
binde, wie ſie alle Soldaten trugen, oder der bei jedem Regiment anders⸗ 
farbige Hutbüſchel kennzeichnete ihn und deutete die begonnene mili⸗ 
täriſche Einkleidung an, mitunter wurde ihm auch ein alter Montierungs⸗ 
rock gegeben. Am 24. September 1723 berichtet die Pommerſche Kammer, 
es hätten die Werbungen in letzter Zeit „alſo überhandgenommen, daß 
alle in Pommern liegende Regimenter von der Kavallerie und Infanterie 
wie auch von der Stettiniſchen Garniſon im Lande alles, was noch 
bisher übrig geblieben, ja gar die Jungen von 14 bis 15 Jahren 
ohne Unterſchied in allen Städten, Kreiſern und Amtern gewaltſamer 
Weiſe aufgeſuchet, zu Abſtattung des Eides mehrenteils gezwungen, 
darauf enroulliret, mit Päſſen, die alſo eingerichtet daß ſie ſich frei⸗ 
willig angegeben, verſehen und nachgehend dimittiret“. Auf alle Klagen 
an die Kommandeure habe man zur Antwort erhalten, „daß die junge 
Leute nur auf den Fall weggenommen, wenn ſie groß werden, ſonſt 
aber wieder zurückgegeben werden ſollten“. „Indeſſen gehn viele Leute 
darüber aus dem Lande und die bereits enrollirte wollen auch der 
Okonomie ſich ſchlecht annehmen.“ Der König erläßt darauf am 30. Sep⸗ 
tember einen Befehl an alle in Pommern ſtehenden Regimenter, „niemand 
mit Gewalt ferner hinwegzunehmen und zu enroulliren“. !) Die Kammer 
berichtet aber am 15. Dezember 1724, daß jener Befehl fruchtlos ge⸗ 
blieben ſei, die Enrollierungen gingen vielmehr weiter. Die Offiziere 
erklärten, „daß ſie ſolches um deswillen täten, damit ſie nicht von andern 
aufgehoben werden“. „Der Mangel an Dienftvolf ift in den Amtern 
und überall nicht geringe, und weil die Beurlaubte interim bei den 


daß man faſt keinen tüchtigen Menſchen mehr gefunden“. Eine Zirkular⸗Ordre 
an die Regimenter vom 20. 12. 1722 ſagt, „daß teils Untertanen und der Unter⸗ 
tanen Söhne, ſo bei ein oder andern Regiment als Soldaten ſtehen oder ſich 
gar nur enrolliren laſſen und noch keine Mondur bekommen, wann fie 
beurlaubet worden und auf ihrer oder der Eltern Höfen arbeiten oder auch bei 
andern Bauern als Knechte dienen, zum öftern viele Inſolenzien ausüben“. 

1) Gegen die Enrollierung junger Leute auf „Zuwachs“ erließ der König 
kein grundſätzliches Verbot. Zwar unterſagte er mit Ordre vom 17. 4. 1724, 
„junge und unerwachſene Lehrknaben, auch wohl angeſeſſene Bürger und Bauern 
oder gar Wollarbeiter und andere Manufacturiers zu enrolliren und aufzuheben“, 
aber Anſtoß erregte bei ihm nicht die Jugend der Lehrknaben, ſondern die Schädi⸗ 
gung der Gewerbe, beſonders der Wolleninduſtrie. 
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Eltern oder Brodherren den Dienſt verrichten, wenn fie mit einem Paß 
und Mundirungsröcken, einem Hut oder Halsbinde dimittiret werden, 
ſo kann indes kein beſtändiges Dienſtvolk gemietet werden und hernach, 
wenn die Beurlaubte zum Exerzieren oder ſonſt zu den Kompagnien 
gefordert werden, kann nicht fehlen, daß die Wirtſchaften auf dem Lande 
ihren Anſtoß und Verſäumnis in damnum publici leiden mũſſen, und 
wenn welche blos auf Hoffnung des Zuwachſes enrolliret worden und 
ſolche auch zu Hauſe bleiben, iſt den Burſchen die Arbeit doch nicht mehr 
ein Ernſt.“ Am 19. Dezember erging an die Behörde darauf der Beſcheid, 
der König habe allen pommerſchen Regimentern verboten, „mit Gewalt 
je mand zu werben und zu einigen Klagten Anlaß zu geben“. Die Wirkung 
blieb aber wiederum aus. Am 26. Mai 1725 meldete ſich dieſelbe Kammer 
von neuem, da „die Regimenter zu Pferd itzo aufs neue ſtarke Werbung 
vornehmen, und da diejenige junge Leute fo kaum 15 Jahr er- 
reicht, meiſt alle ſchon enrollirt, itzo auch gar die wohnende 
Wirte angegriffen werden“. 

Welchen Umfang um dieſe Zeit die „Enrollirungen“ ſchon erreicht 
hatten, zeigt eine Ordre vom 26. April 1724, in der die Zurückberufung 
aller im Auslande befindlichen Werber angeordnet wurde, wobei es 
heißt: „Es ſind auch bei denen Regimentern viel Überkomplette, die 
im Lande mit Laufzettels herumlaufen, daß ſie ſich alſo genug davon 
kompletiren und in tüchtigem Stande erhalten können.“ „Weil auch 
etliche Kompagnien 30 bis 40 überkompletten Zuwachs haben, 
etliche Kompagnien hingegen wenig,“ ſo ſoll das Regiment „den Zuwachs 
einholen laſſen und ſelbigen an die Kompagnien egal verteilen, daß eine 
Kompagnie ſoviel hat als die andere“. 

Als ſich die ſeit Jahren beſtehende Mißſtimmung zwiſchen Preußen 
und Oſterreich im Jahre 1725 fo verſchärfte, daß Preußen in dem Ver⸗ 
trage von Herrenhauſen dem gegen den Kaiſer gerichteten engliſch⸗ 
franzöſiſchen Bündniſſe beitrat und zeitweiſe ein Krieg bevorzuſtehen 
ſchien, verlangte der König mit Ordre vom 12. Dezember von allen 
Infanterieregimentern Meldungen über ihren Stand an Überkompletten, 
nachdem jede Kompagnie vorweg zu ihrer Etatſtärke von 121 Mann 
noch 5 Überkomplette, 4 Mann für Kranke und 10 Wagenknechte = 
140 Gemeine abgerechnet hätte.) Die zum 1. März 1726 eingehenden 
Liſten ergaben, daß die Infanterieregimenter nicht weniger als 10340 
Mann Zuwachs hatten, ferner 4005 im Lande befindliche noch 
dienſttaugliche Ausrangierte und 1840 Alte, die nicht mehr im 


1) Mitteilungen aus dem Archiv des Kriegs miniſteriums, II, S. 95ff. 
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Felde, aber noch in Garniſon dienen konnten. Darauf ſetzte der König 
am 11. März für jedes Regiment beſtimmte Zahlen feſt, die es über den 
Stand von 1400 Mann noch „an Ausrangirte, Zuwachs und Leute, 
welche noch in Garniſonen dienen können, haben ſoll; dergeſtalt, daß 
wann Abgang beim Regiment iſt, Ihr ſolchen Abgang von dem 
Zuwachs zwar erſetzen könnet, Ihr müſſet aber darauf halten, daß 
der von dem Zuwachs genommene Mann gleich wieder angeſchaffet 
werde“. Die Geſamtzahl betrug bei den Feldregimentern 12650. 
Manche Regimenter, die noch wenig Zuwachs hatten, erhielten die 
Mahnung, daß ſie ſich mehr auf Zuwachs legen müßten. Gleichzeitig 
ging den Truppen das neue Reglement für die Infanterie vom 
1. März 1726 zu, worin es hieß: „Weilen die Regimenter die junge 
tüchtige Mannſchaft enroliren, derhalben unter keinerlei Prätext die 
gewaltſame Werbung ſtatuiret wird, wovor die Kommandeurs der 
Regimenter repondiren ſollen.“ „Die Regimenter können die 
junge Leute nach ihrem Gefallen enroliren, aber der Kapitain 
ſoll keinen enrolirten jungen Burſchen eher zur Fahne ſchwören laſſen, 
bevor er nicht zum Heiligen Abendmahl geweſen iſt, damit der Eid 
nicht profaniret werde. NB. Seine Königl. Majeſtät erlauben alle junge 
Leute, welche unter denen Feld⸗Regimentern und Garniſon⸗Bataillons 
bereits zu dienen oder künftig zu dienen capables ſind, zu enro⸗ 
liren. “) Ausgenommen waren Bürgerſöhne, deren Eltern 10000 und 
mehr Reichstaler im Vermögen hatten. Zum Dienſt Untaugliche durften 
überhaupt nicht enrolliert werden. Damit waren die Enrollierungen 
amtlich anerkannt. 

Die nächſte Wirkung dieſer Verordnungen läßt ſich denken. Aus 
Berlin wird darüber berichtet: „1726 den 18., 19. und 20. März be⸗ 
gingen die allhier in Garniſon liegende 4 Regimenter große Exzeſſe, 
indem ſie nicht allein in die Bürger⸗ und Wirtshäuſer einfielen und 
alle junge Leute und auch Knaben von 7 bis 8 Jahren mit Gewalt weg- 
nahmen, ſondern auch von denen Straßen öffentlich ſelbige aufhuben, 
welches dann viele Unordnung verurſacht. Die Urſache deſſen ſoll ge- 
weſen ſein, weil Se. Königl. Majeſtät an allen Dero Regimentern 
die Ordre ergehen laſſen, daß bei derſelbigen Revue jede Kompagnie 


1) Das am 19. 12. 1727 mit Kurſachſen erneuerte Kartell über Auslieferung 
von Deſerteuren verbietet „Debauchirung und Verführung derer Leute ſo 
bei beiderſeits Armeen engagirt ſein. .., darunter auch der zum künftigen 
Dienſt bereits enrollirte und zur Fahne geſchworene Zuwachs mit 
verſtanden wird“. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXVIII. 2. 16 
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mit 50 Mann überkomplett ſein ſollten. Dergleichen Werbung iſt auch 
in allen Provinzen an ſelbigem Tage geweſen.“ ) 

Aus Pommern berichtet die Stettiner Kammer am 30. März, 
faſt ſtündlich kämen Klagen. Es ſeien Geſellen von den Neubauten und 
Werkſtellen, Seeleute von bereits aufgetakelten und fahrbereiten Schiffen 
fortgeſchleppt, wohnhafte Bürger, Kauf⸗ und Handwerksleute ange⸗ 
griffen, beim Gymnaſium und den Schulen „die junge Leute bereits 
in ſolche Furcht geſetzet, daß viele davon weggezogen“. Bürgermeiſter 
und Rat von Alten⸗Stettin klagen am 28. März, „daß keine junge Leute, 
ja nicht einmal angeſeſſene Bürger weder in denen Häuſern noch auf 
denen Gaſſen ſicher ſein, und bitten, „daß die Bürgerhäuſer von dem 
gewaltſamen Einbruch befreiet bleiben“ und nicht „die Bürger in dieſer 
Stadt um all ihr Verkehr und Gewerbe gebracht werden“. Die Stadt⸗ 
ſchule ſei nicht mehr imſtande, das Singen in den Kirchen zu verrichten. 
Aus den ſehr unſchuldig lautenden Gegenberichten der Offiziere iſt 
bemerkenswert die Erklärung des Hauptmanns v. d. Oſten vom Regiment 
Anhalt⸗Zerbſt, der einen Bürgerſohn auf der Laſtadie (Vorſtadt von 
Stettin) von ſeinem Wagen hatte herunterholen laſſen: „wenn er ihn 
gleich losgebe, würde ihn doch ein anderer wieder nehmen, er wäre 
aber der nächſte dazu, da ſeine Kompagnie auf der Laſtadie liege!“ 

Am 7. Januar 1727 „fingen ſich die gewaltſamen Werbungen 
ſowohl allhier in den Königlichen Reſidenzen als auch in denen übrigen 
Städten ſämtlicher Königlichen Provinzen an, indem alle junge Leute 
und auch Knaben auf den Gaſſen aufgehoben und aus denen Häuſern 
geholt wurden. Se. Königl. Majeſtät haben zwar dieſerhalb, weil Sie 
keine Ordre dazu gegeben, eine genaue Recherche angeordnet ... allein 
der davon gewünſchte Effekt iſt nicht erfolgt.“) Dieſem Berliner Bericht 
reihen ſich gleiche Beſchwerden aus Pommern an: Die vom Adel be⸗ 
hielten auf dem platten Lande keinen Knecht noch Jungen. Alle die 
entkommen könnten, flüchteten nach Schwediſch-Pommern und Medlen- 
burg. Selbſt die Wollarbeiter in Ratzebuhr, Bärwalde, Polzin hatte 
ihr Privilegium nicht geſchützt. Die Offiziere wußten ſich ſo ſicher, daß 
jie die geſetzlichen Beſchränkungen mißachteten.s) Jeder Widerſtand 
wurde mit harter Gewalt gebrochen. Die Zivilbehörde war machtlos. 


1) Aus einer handſchriftlichen Berliner Chronik, Soldatenfreund, 40. Jahr- 
gang (1872/73), S. 354—355. — 2) Soldatenfreund, 40. Jahrgang, S. 356. 

3) Auf Beſchwerde des Tuchmachergewerks zu Ratzebuhr, daß am 30. 1. 
1727 trotz der Freiheit der Wollarbeiter 3 Lehrjungen „von den Soldaten weg— 
genommen, enrollirt und ihnen Päſſe gegeben“, erklärt der Major v. Plotho 
(Rgt. Thile), „daß er ſo nahe dazu wäre als die Dragoner“. 
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In ſo abſcheulichen rohen Formen trat eine Einrichtung ins Leben, 
die doch den größten politiſchen und militäriſchen Fortſchritt anbahnte: 
Die Einführung der Dienſtpflicht im ſtehenden Heere für die große Maſſe 
der wehrfähigen Bevölkerung. Aber das Bedürfnis war allgemein, 
Ordnung und Sicherheit an die Stelle des regelloſen Menſchenraubes 
zu ſetzen, und die Dauerhaftigkeit der Friedensverhältniſſe, die Stetig⸗ 
keit der Standquartiere der Regimenter ſeit dem pommerſchen Kriege 
eröffnete einen einfachen Weg. Es „entſtand der Gedanke, alle männ⸗ 
liche Köpfe der Städte und des platten Landes zu zählen, Regiſter und 
Rollen darüber anzufertigen, die Neugeborenen jährlich nachzutragen, 
die Heranwachſenden fleißig zu meſſen und nach erreichtem Maße ſie, 
ihrer Untertanenpflicht gehorchend, einzuſtellen. Die Sache ging in 
dieſer Form nach Wunſch und ebendeswegen immer weiter. Keines 
Menſchen Kind, lang genug an Geſtalt, blieb ausgenommen. Wer aus⸗ 
trat, deſſen Erbteil wurde eingezogen und die Eltern beſtraft. Das Volk, 
das ſeit dem Dreißigjährigen Kriege in dieſen Gegenden ſozuſagen erſt 
wieder neu aufgeſproßt war, ließ ſich alles gefallen.“) Dem Gedanken 
ſolcher Liſtenführung ſind wir ſchon in der eingangs erwähnten Denk⸗ 
ſchrift von 1705 begegnet. Um ihn aber zu verwirklichen, war es not⸗ 
wendig, die Anſprüche der Regimenter gegenſeitig abzugrenzen. So lange 
ſie keine beſtimmten Bezirke hatten, kam es zu vielen Streitigkeiten, 
beſonders wo mehrere Truppenteile in der gleichen Gegend oder in der⸗ 
ſelben Stadt lagen wie in Berlin, Stettin, Magdeburg uſw. In einem 
ſolchen Streit wird 1728 beſonders geltend gemacht und vom Könige 
anerkannt, daß „keinem Regiment ein gewiſſer Werbeplatz aſſigniret iſt, 
ſondern daß es einem jeden freiſtehet, überall wo er nur welche bekommen 
kann, ſelbige zu engagiren’.*) Die Mißſtände, die fic) hieraus ergaben, 
ließen die Notwendigkeit einer klaren Abgrenzung erkennen, wie man 
ſie ja bei den Werbungen älterer Zeit ſtets vorgenommen hatte, und 
eine dauernde Ordnung erfolgte mit der Feſtſetzung der ſogenannten 
Enrollierungskantons. Im September 1732 forderte der König 
von allen Kriegs⸗ und Domänenkammern in Oſtpreußen und den mittleren 


1) (v. Berenhorſt), Betrachtungen über die Kriegskunſt, I (1798), S. 122. 

2) Eine Kompagnie des in Stettin ſtehenden Regiments Prinz Chriſtian 
Ludwig (Nr. 7) hatte Z jungen Burſchen in Bütow „Päſſe nebſt einer roten Hals— 
binde vor jeden“ und 2—4 Groſchen Handgeld gegeben. Das Drag.-Regt. 
Platen aber, das dort ſeinen Quartierſtand hatte, ließ ihnen die Päſſe wieder 
abnehmen und ſie „ordentlich durch Handgeld und rote Halsbinden anwerben 
und bei der Fahne ſchwören“. 
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Provinzen genaue Nachweiſungen der in allen Landkreiſen auf den 
Amtern, Vorwerken, Dörfern, Schäfereien, Krügen uſw. vorhandenen 
Feuerſtellen oder bewohnten Häuſer. Dieſe Liſten bildeten die Grund⸗ 
lage für die Feſtſetzung der Enrollierungskantons, die durch Kabinets⸗ 
ordre vom 1. Mai 1733 unter gleichzeitiger Zuweiſung gewiſſer Städte 
allen Infanterie⸗ und Kavallerieregimentern, Garniſonbataillonen und 
Garniſonkompagnien ſowie der Artillerie zugeteilt wurden. Es hieß darin: 
„Dieweil bishero ſoviel Unordnung und keine égalité mit denen Enrollirten, 
ſo die Regimenter haben, geweſen, da ein Regiment mehr Enrollirten 
hat als es brauchen kann, etliche Regimenter aber zu wenig haben, ſo 
habe Ich reſolviret und zur Konſervation der Armee gut gefunden, 
eine richtige Dispoſition zu machen, was jedes Regiment zu ſeinen 
Enrollirten für Orter und Feuerſtellen haben ſoll.“!) Die Bekanntgabe 
erfolgte durch die Prediger von den Kanzeln. Verſchiedene Einzel⸗ 
beſtimmungen regelten den Übergang in die neuen Verhältniſſe, nament⸗ 
lich die Anſprüche der Regimenter an ihre bisherigen Enrollierten. Wer 
bis zum 1. März eingezogen worden war, verblieb dem Regiment, 
das ihn eingeſtellt hatte.?) Auch das Regiment des Königs erhielt die 
Gegend um Potsdam und Brandenburg als Kanton, wohl hauptſächlich, 
um daraus in Kriegszeiten die erforderlichen Pack- und Wagenknechte 
auszuheben. In den weſtlichen Provinzen wurden die Kantons erſt 
durch eine Ordre vom 30. Oktober 1735 eingeführt. 

Die Zahl der Feuerſtellen, die ein Regiment auf dem platten Lande 
bekam, war in den Provinzen ſehr verſchieden. In Oſtpreußen, wo es 
64 720 Feuerſtellen gab, hatten die 5 dort ſtehenden Infanterieregimenter 
7600 — 7900, die 5 Regimenter zu Pferde 38003870, die beiden Dra⸗ 
gonerregimenter je 3530 Feuerſtellen. In Pommern waren dagegen 
die vorhandenen 35681 Feuerſtellen fo verteilt, daß die 5 Gnfanterte- 
regimenter durchſchnittlich je 5900, die Dragonerregimenter auf je 
5 Eskadrons durchſchnittlich 1400 erhielten. In Magdeburg⸗Halberſtadt, 


1) v. Courbière, Heeresverfaſſung, S. 89ff. Eine ähnlich lautende Ordre 
an das Generaldirektorium vom 1. 5. 1733 teilte ihm „die gemachte geſamte 
Dispoſitiones“ der Diſtrikte und Feuerſtellen aller Regimenter mit. Dieſe 
Überſichten gingen auch den Kriegs- und Domänenkammern zu. Sie waren 
1765 beim Militär⸗Departement des Generaldirektoriums noch vollſtändig vor⸗ 
handen, werden noch 1799 in einem Aktenverzeichnis erwähnt, ſind dann aber 
wahrſcheinlich infolge der Ereigniſſe von 1806 verloren gegangen. Doch iſt es 
gelungen, ſie für die meiſten Regimenter in anderen Akten wieder zu ermitteln. 

2) Zirkular⸗Ordre vom 18. 5. und Reſolution vom 15. 9. 1733, gedruckt 
bei Gansauge, S. 237ff. 
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wo es 32588 Feuerſtellen gab, entfielen auf ein Infanterieregiment eben⸗ 
falls 5900, in der Mark Brandenburg, die 67537 Feuerſtellen hatte, 
auf ein Infanterieregiment nur 5000, auf ein Kavallerieregiment 1800. 
Die beiden weſtfäliſchen Infanterieregimenter hatten 8176 und 8766, 
die drei Regimenter in Weſel 6753, 7774, 8532 Feuerſtellen uſw. Bei 
der Verteilung kamen natürlich die jedem Regiment außerdem zufallenden 
nach Zahl und Umfang ſehr verſchiedenen Städte in Betracht. Die 
Kavallerieregimenter wurden ebenſo wie die Infanterie auf beſondere 
Bezirke angewieſen; man verzichtete alſo auf eine Auswahl der ein⸗ 
zelnen Rekruten nach ihrer Eignung für die verſchiedenen Waffen⸗ 
gattungen. Daraus ergab ſich aber kein Nachteil, da auf dem Lande die 
Bevölkerung überall mit Pferden umzugehen gewöhnt war. Die Garniſon⸗ 
truppen und die Artillerie wurden nur auf Städte angewieſen. Von der 
Enrollierung ausgenommen waren die Söhne von Edelleuten und Offi⸗ 
zieren — ſie traten ohnehin in die Regimenter oder in das Kadettenkorps 
ein, ferner Söhne von bürgerlichen Eltern, die 10000 Taler und darüber 
im Vermögen hatten. Alle mit Haus und Hof anſäſſigen Bürger und 
Bauern durften, wie es ſchon die früheren Reglements vorſchrieben, nicht 
enrolliert werden. Auch die älteren Befreiungen z. B. der Manufakturiers 
und Wollarbeiter!), der zum Wiederaufbau von Oſtpreußen dorthin ge⸗ 
gangenen Zimmerleute*), überhaupt aller, die ſich in Oſtpreußen in 
Städten oder auf dem Lande niederlaſſen wollten?), blieben in Kraft. 
„Was nicht Wachstum hat“, ſollte überhaupt von der Enrollierung frei 
bleiben. 

Alle Enrollierten erhielten Laufpäſſe des Regiments, zu dem ſie 
von jetzt an gehörten, mußten deſſen Hutbüſchel tragen und wurden, 
ſobald ſie zum Heiligen Abendmahl geweſen waren, vereidigt. Die 
Regimentskantons waren in zehn gleiche Teile geteilt, deren jede Kom⸗ 
pagnie einen als ihren beſonderen Diſtrikt erhielt. Es gab noch keine 
Vorſchrift darüber, wie die Rollen zu führen ſeien, wie bei Einziehung 
und Verabſchiedung der Kantoniſten zu verfahren ſei, eine Mitwirkung 
der Zivilbehörden bei der Aushebung fand überhaupt nicht ſtatt. Jede 
Kompagnie ſtellte ein, wen ſie wollte, und ging dabei natürlich vor 
allem nach der Größe. Die Zahl der im Frieden bei einem Regiment 
jährlich einzuſtellenden Kantonpflichtigen gibt König Friedrich II. für 
dieſe Zeit auf etwa 30 an, alſo 3 bei einer Kompagnie, doch beſtand 
darüber keine Vorſchrift. 

1) Edikte vom 27. 9. 1717, 8. 2. 1721, 17. 4. 1724. 

2) 26. 10. 1721. 

3) 11. 2. 1724 und Reglement von 1726. 
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Die Kompagniechefs erlangten ſo eine faſt ſchrankenloſe Gewalt 
über die Bevölkerung ihres Bezirks. Kein Enrollierter durfte heiraten, 
ohne gleich den in Reih und Glied ſtehenden Soldaten von der Kompagnie 
einen Trauſchein zu haben, der bezahlt werden mußte. Ebenſowenig 
durfte er ſich ohne Erlaubnis des Kompagniechefs anſäſſig machen, da 
angeſeſſene Hofbeſitzer laut Reglement der Enrollierungspflicht nicht 
mehr unterlagen. Selbſt ſolchen Enrollierten, die ihres Alters oder 
ihrer Kleinheit halber für die Einſtellung nicht mehr in Betracht kamen 
und einen Bauernhof übernehmen wollten, wurde der Abſchied ver⸗ 
weigert, falls ſie nicht dafür bezahlten. Der Gerichtsſtand der noch nicht 
eingeſtellten Enrollierten war ungewiß, ſie wurden vielfach vor die 
Militärgerichte gezogen. Ein Bericht der Magdeburgiſchen Kammer 
vom 9. Oktober 1733 klagt darüber, daß „die Enrollirten ſich der ordent⸗ 
lichen Obrigkeit Jurisdiktion meiſtenteils zu entziehen trachten und 
derſelben Beſtrafung in delictis ſowohl als auch in Abgebung der ordent⸗ 
lichen Gefälle, und wenn Konkurſe und Schuldſachen entſtehen, deren 
Cognition ſich nicht unterwerfen wollen“, ſondern die Regimenter 
requiriert werden müßten. Sie verlangt, daß wenigſtens für Kriegs⸗ 
zeiten die Kammern und Gerichte ermächtigt würden, „über dergleichen, 
welche nicht in Reihen und Gliedern mitmarſchiren, die jurisdictionalia 
ohne Contradiction zu exerciren“. Auf Grund von Eingaben der Pom⸗ 
merſchen und der Kurmärkiſchen Kammer beantragte das General⸗ 
direktorium am 29. Juni 1733 beim Könige den Erlaß einer Erklärung: 
1. daß derer vom Adel wie auch der Generalpächter (d. h. Domänen⸗ 
pächter) Wirtſchaftsbediente auf dem Lande von der Enrollierung frei 
ſeien, 2. daß den jungen Leuten von 26 Jahren und darüber, in denen 
kein Wachstum mehr ſei, die Erlaubnis zur Heirat erteilt werde, 3. daß 
die noch nicht eingeſtellten Enrollierten der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
und dem Dienſtzwange ihrer Herrſchaft unterworfen blieben, 4. daß 
keine Kinder unter 10 Jahren wie auch nicht die Studierenden der Theo- 
logie enrolliert würden, 5. daß kein Offizier das Heiraten der jungen 
Leute verhindern ſolle, „bis die Leute ſich mit ihm abgefunden hätten“. 
Die eigenhändige Entſcheidung des Königs lautete kurz und bündig: 
„alles anrollir(en) was düchtig iſt und vartum hat. FW.“ Das General⸗ 
direktorium mußte ſich darauf beſchränken, fie den Kammern mitzuteilen!“ 


1) Bemerkenswert iſt, daß in dem zugrunde gelegten Antrage der Pome 
merſchen Landräte vom 11. 6. 1733 als erſter Punkt angeführt iſt, es möchten 
„der Leute von Condition Kinder“ von der Enrollierung dispenſiert 
werden. Vom Generaldireftorium wurde dazu bemerkt: „omittatur weil 
es ohnedem geſchieht“. 
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In Königsberg trat mit königlicher Erlaubnis eine Kommiſſion von 
Vertretern der dortigen Regierung und der oſtpreußiſchen Regimenter 
zuſammen und einigte ſich am 25. Mai 1734 über eine Reihe von Vor⸗ 
ſchriften, die namentlich die Erteilung der Heiratserlaubnis und die 
Gerichtsbarkeit in Eheſachen betrafen, darüber hinaus aber einen Ein⸗ 
blick in unglaubliche Willkür geben. So „ſoll hinfüro keinem Offizier 
und Kommandeur derer Kompagnien freiſtehen, mehrere Leute aus 
ſeinem Kanton zu nehmen als wie er zu Sr. Königl. Maj. Krieges⸗ 
dienſten und bei der Kompagnie nötig hat, dieſerhalb ihm denn nicht 
erlaubet iſt, dergleichen Enrollierte wider Willen auf ſeine Güter 
zu nehmen und daſelbſt zur Arbeit zu gebrauchen, vielweniger anderen 
darunter zu favoriſiren und dieſelben an jemanden im Tauſch 
oder ſonſten zu überlaſſen“! Am 9. März 1737 beſchwerte ſich die 
Königsberger Regierung beim Könige, daß die Regimenter ſich nicht mehr 
an die Konvention von 1734 hielten und namentlich „die Jurisdiktion 
über dergleichen Enrollierte aber noch nicht Einrangierte der Zivil⸗ 
obrigkeit ſtrittig oder wenigſtens desfalls viele Schwierigkeit machen, 
geſtalt ſich ſolches annoch neulich bei der Gelegenheit eines gewiſſen 
Studioſi geäußert hat“. Die Bitte um königliche Beſtätigung jener 
Konvention verhallte indeſſen ungehört. Manche Offiziere betrachteten 
die Kantonpflichtigen einfach als ihr Eigentum und ſchalteten damit 
nach Belieben. Sie dienten ihnen nicht bloß zur Ergänzung ihrer Kom⸗ 
pagnien, ſondern auch zu Wirtſchaftszwecken, als Bediente, Kutſcher, 
Reitknechte uſw. 

Allmählich erwieſen ſich doch Beſchränkungen der ungehemmten 
militäriſchen Willkür als nötig. Durch eine Zirkularordre vom 28. Februar 
1736 befahl der König, allen, die zu Kriegsdienſten nicht tüchtig und bei 
denen kein Wachstum zu erwarten ſei, die Trauſcheine unentgeltlich zu 
erteilen, überhaupt alle Untertanen über 24 Jahre, bei denen kein Wachs⸗ 
tum mehr zu hoffen, aller Anſprüche zu entlaſſen.) Eine damals vom 
Generaldirektorium erbetene Verordnung, wonach die Rechtſprechung 
über die noch nicht beim Regiment eingeſtellten Enrollierten den ordent- 
lichen Gerichten verbleiben ſolle, „weil dieſelbe ſonſt auf dem Lande 
nicht in Ordnung und in ihrer Schuldigkeit zu erhalten ſind“, erlangte 
vorerſt nicht die Billigung des Königs, doch fand auch dieſer Grundſatz 


1) Eine ſchon am 20. 1. 1730 ergangene Verordnung, alle kleinen En- 
rollierten über 24 Jahre zu entlaſſen, war am 22. 5. 1730 wieder auf- 
gehoben worden, „damit es denen Regimentern an Zuwachs nicht fehlen 
möge“. 
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allmählich Eingang.!) Am 9. Oktober 1738 wurde die Erteilung von 
Abſchieden an Leute über 25 Jahre, bei denen kein Wachstum mehr zu 
erwarten ſei, den Kapitäns entzogen und den Regimentskommandeuren 
übertragen. Studierende der Theologie waren ſeit 1737 enrollierungs⸗ 
frei, und zwar Predigerſöhne unbedingt, andere nur falls ſie nicht 9 Zoll 
und mehr maßen.) Auch treten ſchon um dieſe Zeit einzelne örtliche 
Befreiungen auf. Eine Kabinetsordre vom 4. September 1736 befreite 
die zum Kanton des Jung⸗Borckſchen Regiments (Nr. 29) gehörige 
Stadt Krefeld von der Enrollierung, wogegen ſie jährlich 200 Taler 
zur Rekrutenkaſſe zahlen mußte. Dieſelbe Befreiung erlangte bereits 
am 3. Mai 1736 das große, 1104 Feuerſtellen umfaſſende Dorf Vierſen 
in Geldern, das dem Doſſowſchen Regiment (Nr. 31) gehörte, gegen 
jährliche Erlegung von 1000 Talern. Neben ſolchen ausdrücklichen Be⸗ 
freiungen ergaben ſich weitere aus den ſozialen Anſchauungen der Zeit 
und wirtſchaftlichen Rückſichten. In Berlin durften die Regimenter 
nach einer am 21. Mai 1733 regangenen Verfügung wohl „loſe Leute 
von geringer Extraktion, z. B. Schuſter, Schneider u. dgl. gemeiner 
Leute Kinder“ enrollieren, nicht aber „Meiner wirklichen Bedienten, 
auch anderer Bemittelter und dem Publico dienſtlicher Leute Kinder 
und ſo von ihren Mitteln leben, wie auch Kaufleute, Manufacturiers und 
Fabrikanten und welche zum Lagerhaus gebraucht werden“. Aus⸗ 
nahmen für „Leute von Kondition“ entſprachen, wie wir ſahen, dem 

allgemeinen Gebrauch.) Daß hier freilich die Grenzen ſchwer zu ziehen 
waren, liegt auf der Hand. So kam es an der Univerfität Halle wieder⸗ 
holt zu Tumulten, als ſich das Regiment Anhalt⸗Deſſau an Studenten 
vergriff.“) Noch am 16. März 1740 meldete Fürſt Leopold dem Könige, 

1) Als im Jahre 1739 das in preußiſchen Pfandbeſitz befindliche Elbingſche 
Territorium dem Geßlerſchen Regiment zu Pferde (Nr. 4) als Enrollierungs⸗ 
kanton zugewieſen wurde, erhielt die Bevölkerung am 12. September eine 
„Königliche Verſicherung“, die neben der Befreiung angeſeſſener Wirte und 
Gärtner, der einzigen Söhne, der über 23 Jahre alten Kantoniſten, welche 
nicht wenigſtens 7 Zoll maßen, der unentgeltlichen Ausſtellung der Trauſcheine 
und andern Zuſagen auch beſtimmte: „Die Enrollirten, ſo lange ſie nicht im 
Regiment würklich eingeſtellt werden können, bleiben lediglich in der Gewalt 
der Eltern und unter der Jurisdiktion der ordentlichen Obrigkeit“. Dieſe beſtand 
auch hinſichtlich des Grundbeſitzes, der Zinſen und Scharwerke der einrangierten 
Leute fort. 

2) Ordres vom 1. 10. und 4. 10. 1737. 

3) S. 246, Anm. 1. 

4) Opel, Fürſt Leopold von Deſſau und die Univerſität Halle, Mitteilungen 
des Vereins f. Anhaltiſche Geſchichte, I., S. 404ff. 
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daß 10 hübſche große Burſchen aus ſeinem Regimentskanton ſich nicht 
geſtellen wollten, weil ſie als Studenten in Halle inſkribiert ſeien. Er 
erbat und erlangte einen königlichen Befehl an die Univerſität, ſie alle 
zehn an einem beſtimmten Tage abends in dem vor der Stadt gelegenen 
Dorfe Trotha an das Regiment abzuliefern, ſo daß „dadurch alles Lärmen 
verhindert werde“. Wen die Natur mit einer anſehnlichen Leibeslänge 
ausgeſtattet hatte, der mochte zuſehen, wie er ſich in Sicherheit brachte, 
ihn ſchützte kein Geſetz, keine Behörde.!) Die Mütter warnten ihre 
Kinder: „Wachſe nicht, dich fangen die Werber!“ 

Für die breite Maſſe der Bevölkerung aber war mit der allgemeinen 
Enrollierungspflicht und der Abgrenzung der Kantons in der Tat ein 
großer Fortſchritt erreicht. 

Jeder junge Burſche wußte jetzt von Kindesbeinen an, daß er Soldat 
werden müſſe, ſobald er groß geworden ſei. War früher die „Werbung“ 
plötzlich, mit der Gewalt eines Verhängniſſes, über ihn hereingebrochen, 
ſo traf den von Jugend auf Enrollierten ebenſo wie ſeine Angehörigen 
der Dienſteintritt jetzt innerlich vorbereitet, auch wußte er, daß er nach 
beendeter Rekrutenzeit, alſo vorausſichtlich nach 1—2 Jahren), zu den 
Seinigen zurückkehren und ſpäter, falls es keinen Krieg gab, nur noch die 
alljährliche Frühjahrsexerzierzeit abzuleiſten haben würde. Vor allem 
erkannte er, daß über dem Gutsherrn eine höhere Macht ſtand, die des 
Staates, zu deſſen Verteidigung er berufen war, und daß der Dienſt 
des Königs, deſſen Rock er trug, höhere Ehre verlieh als der Frondienſt 
auf der Scholle, an die er bisher gefeſſelt geweſen war. Der Soldaten⸗ 
dienſt löſte den hörigen Bauernſohn zwar rechtlich noch nicht von der 
Leibeigenſchaft und dem Dienſtzwange der Gutsobrigkeit, der er auch 
als Beurlaubter unterworfen blieb, aber ſie unterſtellte ihn in den 
wichtigſten Lebensverhältniſſen, bei Heirat und Niederlaſſung, der mili⸗ 
täriſch gehandhabten Staatsgewalt. Die militäriſche Dienſtpflicht wurde 
jo, wie man treffend gejagt hat, „der erſte Schritt zum Staatsbürgertum“.“) 


1) In einer 1748 aufgeſetzten „Hiſtoriſchen Nachricht“ über die Beamten 
der Geheimen Kriegskanzlei heißt es von dem 1738 bei dieſer Behörde angeſtellten, 
im Departement des Generalauditeurs arbeitenden Kanzleiſekretär Heitz: „Wegen 
ſeiner Größe hatte er das Malheur, vom Kleiſtſchen Regiment weggenommen 
und angeworben zu werden, wobei er auch jetzo noch als Unterofficier ſtehet“. 
Der Generalauditeur hatte ſeinen eigenen Sekretär nicht ſchützen können! 

2) Über die Dauer der Rekrutenzeit gab es keine Vorſchriften. Friedrich II. 
jagt, daß ein preußiſcher Soldat „2 Jahre nach einander dreſſirt“ werde (General- 
Principia vom Kriege, 1753). 

3) Droyſen, IV 3, ©. 417. 
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Es iſt richtig, daß die Kantonpflicht praktiſch noch keine allgemeine 
Wehrpflicht war. Sie beruhte noch nicht gleich der aus den Befreiungs⸗ 
kriegen ſtammenden Wehrverfaſſung auf dem Grundſatze gleicher ſtaats⸗ 
bürgerlicher Rechte und Pflichten, einem jener Zeit noch fremden Ge⸗ 
danken. Wer aber die hiſtoriſche Bedeutung des Kantonſyſtems richtig 
würdigen will, muß den großen darin enthaltenen Fortſchritt gegen⸗ 
liber den älteren Zuſtänden ſtärker hervorheben als den Abſtand von der 
modernen Zeit, der in den „Exemtionen“ hervortritt. Es war von hoher 
Bedeutung, daß der Grundſatz der ſtaatlichen Wehrpflicht jetzt durch das 
abſolute Königtum als öffentliches Recht feſtgeſtellt war und daß ſich dieſe 
Pflicht auch auf die Untertanen des Adels erſtreckte, die noch Friedrich J. 
vergebens zu ſeiner „Nationalmiliz“ heranzuziehen verſucht hatte. Der 
oft angeführte Satz: „Alle Einwohner des Staates werden zu den Waffen 
geboren“, ſtammt zwar nicht aus dem ſogenannten Kantonreglement 
von 17331), aber er gibt die im preußiſchen Beamtentum des 18. Jahr⸗ 
hunderts geltende ſtaatsrechtliche Auffaſſung der Kantonpflicht wieder)), 
wie ſie ſpäter in dem neuen Kantonreglement von 1792 in den Worten 
zum Ausdruck kam, daß „der Verbindlichkeit, den Staat zu verteidigen, 
niemand, der deſſen Schutz genießt, ſich entziehen kann“. Und das war 
keine bloße Theorie, ſondern die Kantonpflicht erfaßte praktiſch die über⸗ 
wiegende Maſſe der wehrfähigen Bevölkerung. „Nur ein Land, das 
achtzig Jahre lang in der breiten Maſſe des Volkes die Kantonpflicht ge⸗ 
tragen hatte, konnte 1813 vollends auch den kleinen Bruchteil der Ge⸗ 
bildeten und Beſitzenden heranziehen.“) 

Für die Armee aber war mit dem Enrollierungszwange ein un⸗ 
ſchätzbarer Vorteil gewonnen, eine breite nationale Grundlage der 
Heeresergänzung. Indem die Regimenter die junge Mannſchaft en⸗ 

1) Die Kabinetsordres vom 1. 5. 1733 wurden nicht erſt ſpäter, ſondern 
alsbald nach ihrem Ergehen als „Reglement“ bezeichnet, z. B. in einer K. O. 
vom 23. 5. 1733 an den General v. Grumbkow: „Es hat mir der Gen. Lt. v. 
Schwerin berichtet, daß der Major v. Maſſow 4 Enrollirte aus dem Amte 
Rügenwalde im Monat April und alſo vor Publizirung des neuen Regle— 
ments einholen laſſen. . . Weil er nun zu ſelbiger Zeit von dem neuen Re— 
glement nichts gewußt, fo ſoll er dieſe. .. behalten“. Auch der Herzog von 
Bevern ſpricht von dem „dabei gegebenen Reglement“ (Märkiſche For⸗ 
ſchungen, XIX, S. 38). 

2) Der Satz findet ſich zuerſt in der 1788 erſchienenen Schrift des Landrats 
v. Arnim, „Über die Kanton-Berfafjung in den Preußiſchen Staaten“ und wird 
darin als Grundgedanke des Kanton-Reglements von 1733 hingeſtellt. 

3) Schmoller, Die Entſtehung des preußiſchen Heeres, Deutſche Rund- 
ſchau 1877, S. 268. 
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rollierten, davon alljährlich eine kleine Zahl einſtellten, dagegen ältere 
und kleinere Leute ausrangierten, deren Dienſtpflicht aber bis zur In⸗ 
validität fortbeftand!), ſammelten fie ſich eine ſtarke Kriegsreſerve an. 
So kam es, „daß jedes Regiment einen ſtarken Zuwachs von 800 bis 
1000 jungen Leuten hatte. Einige, die ihre volle Länge erreicht, wurden 
unter die Kompagnien zugeſtecket, die etwas kleineren aber, wenn ſie 
jährlich vor ihren Kommandeurs erſchienen und beſichtiget worden, 
kehrten wieder zu den ihrigen nach Hauſe. Solchergeſtalt war leicht, 
über die ordentliche noch eine andere Armee von 30 bis 40000 Mann 
zu errichten“) Das ganze Verfahren, periodiſche Einſtellung junger 
und Ausrangierung älterer Leute mit fortbeſtehender Dienſtpflicht, hat 
große Ahnlichkeit mit dem fpäteren Krümperſyſte m), und fo erweiſt 
ſich auch in dieſer Beziehung die Arbeit Friedrich Wilhelms I. als wege⸗ 
bereitend für die Zukunft. 

Laut Ordre vom 16. Januar 1738 ſollten bei einer Mobilmachung 
die ſchon einrangierten jungen Leute unter 20 Jahren zurückbleiben 
und dafür ältere aus den Kantons eingeſtellt werden. In Kriegszeiten, 
wo die Ausländerwerbung ſchon deshalb zurücktrat, weil dann die aus 
der Beurlaubung fließenden Werbungsmittel fehlten, ſicherte die Reſerve 
der „Enrollierten und Ausrangierten“ die Deckung der Verluſte durch 
großenteils ſchon ausgebildete Leute. 


1) Es iſt ein weit verbreiteter, z. B. auch bei Koſer (König Friedrich der 
Große, I, S. 538) zu findender Irrtum, daß unter Friedrich Wilhelm I. und 
Friedrich dem Großen eine zwanzigjährige Dienſtzeit beſtanden habe. Die 
Dauer der Wehrpflicht der Landeskinder wurde lediglich durch die Invalidität 
oder wirtſchaftliche Gründe (Übernahme eines Bauernhofes uſw.) begrenzt. 
Erſt das Kanton⸗Reglement von 1792 beſtimmte als hauptſächlichen Entlaſſungs⸗ 
grund der Inländer eine Dienſtzeit von 20 Jahren, falls fie ſich ohne Invaliden⸗ 
wohltaten ernähren könnten. 

2) Lucanus, Preußens uralter und heutiger Zuſtand (1748), herausgegeben 
von der Literariſchen Geſellſchaft Maſovia, Lötzen 1901 ff., I. S. 149. Der 
Verfaſſer war Kammerpräſident von Gumbinnen, benutzt an der aufgeführten 
Stelle ſichtlich Faßmann, I, S. 721, ſchreibt aber dabei aus eigener gründ— 
lichſter Sachkenntnis und erhöht die Zahlen Faßmanns. 

3) Der Ausdruck „krümpen“ war für das Zuſammenſchrumpfen einer 
Truppe, für das Einlaufen von Tuch, für den bei der Vermahlung ſtattfindenden 
Abgang am Getreide gebräuchlich. Friedrich Wilhelm J. ſchreibt eigenhändig 
unter einer Ordre an das Regiment Prinz Chriſtian Ludwig vom 22. 1. 1716: 
„Vor das Wismarsche Batt(aillon) da müßet Ihr 30 mahn zum Krimpen aus- 
ſetzen“. Die Liſte des Rekrutenbedarfs für dieſes Regiment vom 22. 2. 1716 
enthält demgemäß „vor das Krümpen 50 Gemeine“. 
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Die Artillerie follte gar nicht außer Landes werben, „ſondern die 
Kapitains follen ſuchen lauter Landeskinder anzunehmen, denn obzwar 
unter denen Landeskindern faſt auch ſoviel Schelme anzutreffen ſind 
als unter denen Ausländern, ſo iſt es doch überall ſo Manier, daß bei der 
Artillerie lauter Landeskinder genommen werden ſollen“. !) Das Artillerie- 
handwerk galt immer noch als beſondere Vertrauensſache. Der König 
verlangte „lauter hübſche junge Leute von gutem Herkommen und auf 
welche man ſich verlaſſen kann“. Als Mindeſtmaß waren 4 Zoll feſt⸗ 
geſetzt, Leute von 11 Zoll und mehr ſollte die Artillerie nicht annehmen, 
ſondern den Regimentern laſſen. Im Jahre 1733 erhielt ſie ebenfalls 
Kantons, das Feldbataillon in kleinen Städten der Kurmark und Neu⸗ 
mark, die vier Garniſonkompagnien in den Provinzen, wo ſie ſtanden. 
Auch hier wurde alſo ebenſo wie bei der Infanterie und Kavallerie von 
einer Auswahl nach der beſonderen Geeignetheit der Leute abgeſehen. 
Auch ihre Pack⸗ und Wagenknechte hatten die Regimenter im Mobil⸗ 
machungsfall aus den kleinen Leuten ihrer Kantons auszuheben. Die 
Kavallerieregimenter ſtellten die Knechte für den Artillerietrain und das 
Proviantfuhrweſen. Endlich hatte jedes Regiment laut Ordre vom 
18. Juni 1738 70 ſogenannte „Weißkittels“ von 1—3 Zoll, nicht 
unter 26 Jahren, zu ſtellen, im ganzen 2000 Mann, die zu Schanz⸗ 
arbeiten bei Belagerungen und ähnlichen Dienſten beſtimmt waren und 
über ihren Bauernkleidern nur weißleinene Kittel tragen ſollten. 

Als Kronprinz Friedrich im Jahre 1739 ſeinen „Anti⸗Macchiavell“ 
ſchrieb, erklärte er die Landeskinder für die beſten Soldaten, die ein Staat 
haben könne. Volksarme Länder müßten den Mangel an natürlichen 
Verteidigern durch Werbungen zu erſetzen ſuchen. Nie aber dürfe die 
Zahl der Fremden im Heere die der Landeskinder überſchreiten. Es gebe 
einen König im Norden, deſſen Heer in dieſer Weiſe gemiſcht ſei, und der 
deshalb nicht minder mächtig und furchtbar ericheine.?) 


1) v. Malinowsky und v. Bonin, Geſchichte der brandenburgiich- 
preußiſchen Artillerie, I, S. 86 ff., insbeſondere Ordre an den Generalmajor 
v. Linger 14. 9. 1732. Bei der Errichtung des 2. Feldbataillons Artillerie Ende 
1741 wünſchte Linger „keine Oberſchleſiſche Katholiquen, weil die Leute von 
den Pfaffen ſo eingenommen, daß ſie ohne das Fegefeuer gleich in den Himmel 
kämen, wenn ſie uns Schaden tun könnten“. Die Beiſpiele im Kriege in Brabant, 
daß Kanoniere die Plätze der Munition verraten oder dieſe ſelbſt angezündet 
hätten, ſeien für König Friedrich Wilhelm I. der Grund geweſen, zu befehlen, 
daß nur Landeskinder bei der Artillerie angenommen werden ſollten. 

2) Oeuvres, VIII, S. 100 —101. 
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Im Bisherigen haben wir der auswärtigen Werbung nur bei⸗ 
läufig gedacht, müſſen ihr aber jetzt näher treten, weil ſie, wie ſchon im 
Eingange bemerkt, die notwendige Ergänzung des Kantonſyſtems bildete; 
denn ſie ermöglichte erſt die umfaſſenden Beurlaubungen, die jenes 
Syſtem dem Lande erträglich machten. Die Beurlaubungen wiederum 
lieferten die Geldmittel für die Werbung. 


Gewährt die Entwicklung der Kantonverfaſſung trotz aller Willkür 
und Geſetzloſigkeit des Hergangs doch, im ganzen betrachtet, den ver⸗ 
ſöhnenden Anblick eines entſchiedenen politiſchen und militäriſchen Fort⸗ 
ſchritts, ſo ſtellt dagegen die Werbung von Ausländern, wie ſie ſich als 
Ergänzung des Enrollierungsweſens herausbildete, eine der dunkelſten 
Seiten des damaligen Heerweſens dar. Es iſt nur daran zu erinnern, 
daß ſie keine preußiſche Eigentümlichkeit war, ſondern daß ihre üblen 
Begleitumſtände dem damaligen Söldnertum allgemein anhafteten 
und ſich bei der Ergänzung faſt aller Heere und Kontingente wiederholten. 
Gerade der ſtarke Wettſtreit unter den Werbern trieb ſie zu unlauteren 
Mitteln. Auch in der Jagd auf „lange Kerls“ ſuchten fremde Truppen, 
wenn auch mit minderem Eifer und Erfolg, es den Preußen gleichzutun. !) 


Die Werbung von Ausländern hatte bisher im Erſatzweſen der preußi⸗ 
ſchen Armee nur aushilfsweiſe Anwendung gefunden. Die Truppen 
gingen ungern daran, obwohl ſchon das Reglement von 1714 darauf 
hinwies, daß „auch Ausländer, woferne es hübſche anſehnliche Leute 
ſind“, genommen werden könnten. Lieferte doch die Einſtellung von 
Landeskindern zuverläſſigere und weit billigere Rekruten. Im Reglement 
von 1718 war jener Satz ſogar wieder geſtrichen, in dem ſchon erwähnten 
Edikt vom 26. Februar 1721 aber wies der König von neuem ausdrücklich 
auf die Werbung in der Fremde hin. Das eigene Land ſollte durch die 
Rekrutierung nicht allzu ſtark belaſtet werden. Es war auch gar nicht 
möglich, Soldaten von der Größe, wie Friedrich Wilhelm ſie ver⸗ 
langte, allein im Inlande zu beſchaffen. Seine Potsdamer Grenadiere 
ſtellten eine Sammlung von Rieſen aus aller Herren Ländern dar. 
Fremde Monarchen, die dem Könige eine Artigkeit erweiſen wollten, 
ſandten ihm ſolche zu, ſo wiederholt Zar Peter von Rußland.?) Die 


1) Auch Kurſachſen hatte ein Regiment „lange Grenadiere“, nämlich die 
Leibgrenadiergarde. 

2) Nach einem Aufſatz des Fürſten Nikolai Galitzyn in der „Rußkaja Starina“ 
von 1890 ſchenkte der Zar Peter dem Könige 1713 80 hochgewachſene ruſſiſche 
Soldaten, denen 1716 weiter 80, 1717 55, 1720 10, 1724 23 folgten. Auch 
die Kaiſerin Anna machte wiederholt ſolche Geſchenke. Im Jahre 1733 kam auf 
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fremden Diplomaten am preußiſchen Hofe konnten ihre Verhandlungen 
nicht wirkſamer fördern, die preußiſchen Geſandten im Auslande ſich 
beim Könige nicht beſſer in Gunſt ſetzen als durch Beihilfe zur Erlangung 
ſechsfüßiger Rekruten. “) Der kaiſerliche General Graf Seckendorff empfiehlt 
in ſeinen Berichten aus Berlin an den Kaiſer und den Prinzen Eugen 
immer wieder Sendungen ſchöner großer und junger Leute aus Ungarn, 
Kroatien und Böhmen als das beſte Mittel, den König im öſterreichiſchen 
Sinne zu beeinfluſſen.?) Der preußiſche Geſandte v. Borde in London 
verbarg jahrelang die von ihm heimlich betriebene Rekrutenlieferung, 
da die engliſche Poſtbehörde ſeine Briefe erbrach, unter dem Deckmantel 
eines erdichteten Kunſthandels und berichtete über Statuen und Gemälde 
von beſtimmter Größe! Er mußte 1737 abberufen werden, da ſeine 
Werbegeſchäfte ruchbar geworden waren.?) Das „Gnadenkreuz“, d. h. 
der Orden de la générosité, war von Ausländern leicht zu erlangen, 
wenn ſie zur Gewinnung eines langen Kerls beitrugen.“) Namentlich 
aber für die preußiſchen Offiziere gab es keine beſſere Empfehlung. Jeder 
Kapitain „gab mit Vergnügen 3 bis 4000 Reichstaler Handgeld an einen 
Ausländer von 6 Fuß 2 bis 3 Zoll, indem er verſichert war, daß bei der 
erſten Revue ihm der Kerl vom Könige genommen und bezahlt werde, 
er aber ohnedem noch einen ſehr gnädigen Anblick und Penſions und 
Amtshauptmannſchaften in dergleichen Fällen zu gewärtigen hatte“.“) 
Eine Liſte der Leute, die der König bei der Revue im Lager zu Wehlau 
1731 von den oſtpreußiſchen Regimentern auswählte, enthält Beträge 
von 800—1000 Talern, im ganzen über 14000 Taler für 61 Mann, 
wobei die Inländer, die nur 1 Taler Handgeld erhalten hatten, den 


den Wunſch des Königs ein ruſſiſcher Pope nach Potsdam, wo der König eine 
griechiſch⸗katholiſche Kapelle erbauen ließ. 

1) v. Weber, Aus vier Jahrhunderten. Neue Folge, Bd. II, S. 198 ff., 
nach ſächſiſchen Akten. 

2) Förſter, Friedrich Wilhelm I., Urkundenbuch, Bd. II, S. 121, 138, 
179, 190. Mittheilungen des K. K. Kriegsarchivs 1882, S. 215ff. (Briefe des 
Königs an den General Grafen Caftell in Komorn aus den Jahren 1732 —1735). 

3) Haeckel, Der Grenadier im Kunſthandel, Mitteilungen des Vereins 
für die Geſchichte Potsdams. Neue Folge, Bd. V, Heft 7 (1912). Der Brief⸗ 
wechſel läuft durch die Jahre 1733-1736. 

4) G. Lehmann, Die Ritter des Ordens pour le mérite, Bd. II, S. VI 
bis VII. 

5) Tagebuch des damaligen Lieutenants v. Miltitz vom Regiment Schwerin. 
Der 6 Fuß 6 Zoll große Flügelmann der Leibkompagnie (1737) Jacob von Horn 
koſtete tatſächlich 3754 Thaler 5 ggr. 
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Kompagnien auch nur mit 20 — 50 Talern vergütet wurden.“) Das 
Regiment Kröcher (Nr. 18) erhielt 1735 für 6 Mann 5149 Taler, das⸗ 
ſelbe Regiment (Derſchau) 1739 für einen Rekruten 1752 Taler. Die 
Deckung der ſehr hohen Werbungskoſten des Königlichen Regiments er⸗ 
folgte aus einer beſonderen „Rekrutenkaſſe“, deren Einnahmen an⸗ 
fangs aus Zahlungen bei Gnadenakten, z. B. bei Niederſchlagung von 
Prozeſſen, Erlaß von Freiheitsſtrafen, Erlaubnis von Ehen in verbotenem 
Grade, ferner aus beſonderen Abgaben der Judenſchaft, einer Tabak⸗ 
ſteuer, einer Abgabe für Stempelformulare uſw. beſtanden. Mit dieſer 
war ſeit 1722 die bisherige Chargen⸗ oder Marinenkaſſe vereinigt, der 
die bei Ernennungen, Standeserhöhungen, Erteilung von Privilegien uſw. 
zu zahlenden Gebühren zufloſſen. Dennoch genügten die Einkünfte der 
Rekrutenkaſſe immer nur zum Teil, und der König mußte aus den für 
ſeinen perſönlichen Gebrauch beſtimmten ſogenannten Handgeldern er⸗ 
hebliche Zuſchüſſe leiſten. Mehrfach mußte auch der Treſor (Staats⸗ 
ſchatz) Ausgaben für die bei der Revue aus den Regimentern genommenen 
Rekruten beſtreiten, ſo 1739 44581 Taler. 


Doch die Vorliebe für lange Kerls blieb nicht auf das königliche 
Leibregiment beſchränkt. Die Beurteilung aller Regimenter und Kom⸗ 
pagnien, ja das Schickſal ihrer Offiziere hing vornehmlich von der Größe 
der vorgeführten Rekruten ab. Seit dem Jahre 1730 mußten die Regi⸗ 
menter alljährlich zum 1. Mai genaue Maßliſten in Form kleiner Bücher 
nach vorgeſchriebenem Muſter einreichen), und der König prüfte danach 
die gemachten Fortſchritte und die auf die Werbung verwandte Mühe. 
Mehr als ein Kompagniechef ſah ſich vor der Front kaſſiert, wenn der 
zum Jähzorn neigende König bei der Revue ſeine Anſprüche nicht be- 
friedigt fand. So erfaßte die abſonderliche Sammelleidenſchaft des 
Königs die ganze Armee, und das Bedürfnis großer Rekruten iſt für die 
Truppen unzweifelhaft der hauptſächliche Anſporn geweſen, Werber 
ins Ausland zu ſenden, während ihnen die Rückſicht auf Schonung des 
Landes wenig Skrupel bereitet haben wird, zumal da ein beſtimmtes 
Zahlenverhältnis zwiſchen Inländern und Ausländern noch nicht vor- 
geſchrieben war. Seckendorff bittet in Wien wiederholt um lange Kerls 
für Generale und Oberſten, die ihm bei ſchwebenden Verhandlungen 
nützlich ſein könnten. „Denn dieſe Leute capable ſind, ein Präſent von 
100 bis 1000 Dukaten auszuſchlagen, hingegen mit der größten Freude 


1) (König), Verſuch einer hiſtoriſchen Schilderung der Reſidenzſtadt 
Berlin IV 1 (1796), S. 29—30. 
2) Ordres vom 6. 7. und 12. 10. 1730. 
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etliche große Kerle bei ihren Kompagnien annehmen, weil ſie ſonſt ſolche 
anderwärts zu finden nicht imſtande.“ 

Auch auf die Kavallerie erſtreckte ſich die „Marotte“, übergroße 
Leute zu bevorzugen. Unter den erwähnten 61 Mann, die der König 
1731 in Oſtpreußen für ſein Regiment auswählte, befanden ſich 33 Reiter 
und Dragoner. War bei der Infanterie der große Erſatz, der gewöhnlich 
auch aus kräftigen, ſtarken Männern beſtand, militäriſch immerhin von 
Wert, ſo gereichte er der Kavallerie eher zum Schaden, namentlich da 
man für ſo große Reiter auch beſonders großer Pferde bedurfte. Secken⸗ 
dorff ſchrieb 1725 dem Prinzen Eugen nach einer Revue der Magde⸗ 
burgiſchen Regimenter: „Bei der Mannſchaft, Pferden, Gewehr iſt 
ſicherlich, dem äußerlichen Anſehen nach, nichts auszuſetzen. ... Allein 
ob die entſetzlich großen Pferde, die teils bis 19 Hand hoch ſind, bei 
ſchweren Kampagnen und Fatiguen es ſouteniren, und die großen, 
aus lauter neuer Mannſchaft beſtehenden Mannſchaften von allerhand 
Nationen in ganz Europa ſo gut als die alten, viele Kampagnen gethanen, 
aber nun entlaſſenen Soldaten es thun wird, zweifle ſehr, denn ein 
Offizier ſich nicht rekommandirt, der auf die Konſervation alter Knechte 
bedacht geweſen, ſondern nur diejenigen werden avancirt und vorge⸗ 
zogen, ſo die mehrſten Rekruten angeworben, die einzig und allein nach 
ihrer Länge und Statur äſtimiret werden, daher die meiſten Regimenter 
in ſechs Jahren faſt ganz neue, und alter gedienter Mannſchaft wenig 
oder nichts haben.“ Die Kavallerie müſſe ſich „eben ſo großer Mann⸗ 
ſchaft befleißigen“ als die Infanterie, „daher man bei den Regimentern 
zu Pferde keine Reflexion macht, ob ein Kerl mit Wartung der Pferde 
umgehen kann oder nicht, ſondern wo er nur von großer Taille iſt, ſo 
iſt es gleichviel, mag er eine Profeſſion haben, welche er will, daher 
allerhand Sorten von Handwerksleuten, Studenten und anderer der⸗ 
gleichen bei der Feder erzogenen Leuten darunter, wie denn unter 
andern unter des Prinz Guſtavs Regiment ein Reuter bei der Muſterung 
ſich gefunden, der ein Mönch aus Genua und in hieſigen Landen Almoſen 
für die in der Türkei gefangenen Chriſten gebettelt hatte!“) 

Gegen das Jahr 1720 begannen alle Regimenter Werbekommandos 
von einem oder mehreren Offizieren mit ein paar Unteroffizieren oder 
Gemeinen auszuſchicken :), hauptſächlich „in das Reich“, d. h. in den 

1) Förſter, Urkundenbuch, II, S. 46— 47. 

2) Die handſchriftliche Geſchichte des Regiments Bord (Nr. 22, Stargard) 
ſagt: „1720 ſchickte das Regiment zum erſten male auf auswärtige Werbung 
nach Polen und insbeſondere nach Danzig“. Vgl. Acta Borussica, Briefe, 
S. 165—166. 
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Weſten und Süden Deutſchlands, ſie dehnten ihre Tätigkeit aber auch 
über die deutſchen Grenzen, nach Holland, der Schweiz, Italien, im 
Oſten beſonders nach Polen, nach Kurland, ferner nach Ungarn und der 
Ukraine aus. Franzoſen durften ſpäter nur geworben werden, wenn 
jie mindeſtens 10 Zoll maßen.) In Deutſchland waren ergiebige Re⸗ 
krutierungsgebiete für die Preußen beſonders Mecklenburg, Anhalt, 
Thüringen, Ansbach und Bayreuth, vor allem aber die großen Reichs⸗ 
ſtädte, Frankfurt a. M. mit feinen Meſſen, Köln), Nürnberg, die Hanſa⸗ 
ſtädte, Danzig. In den Reichsſtädten werben zu laſſen galt als ein Recht 
der Kurfürſten, wenn der Kaiſer auch den Anſpruch erhob, daß ſeine 
Erlaubnis nachgeſucht würde.?) In den Werbehäuſern wurden junge 
Burſchen, die ſich meldeten, angenommen, oder ſie wurden dorthin ver⸗ 
ſchleppt und bei Trunk, Spiel und Weibern zur Annahme des Hand⸗ 
geldes gedrängt, womit fie ihrem Schicksale verfallen waren. Kam man 
„mit guter Manier“ nicht zum Ziel, ſo griffen die Werber zu allerhand 
Liſten und Schlichen, ja ſie ſcheuten mitunter vor Gewalttat nicht zurück, 
wenn es dabei auch um Tod und Leben ging. Manche Regimenter 
hielten ſich an gewiſſen Werbeplätzen ſtändige Agenten, denen königliche 
Werbepäſſe und in einigen Fällen ſogar Patente als Offiziere erteilt 
wurden.“) Dieſe „Werbeoffiziere“ im engeren Sinne des Wortes waren 
zuweilen dunkle Ehrenmänner, die ihre Opfer durch Juden, Herbergs⸗ 
wirte und ſonſtige „Zubringer“ ins Garn locken ließen. Sie haben einen 
Hauptanteil daran gehabt, daß die preußiſchen Werber beſonders in Verruf 
kamen. Freilich war die ihnen auferlegte Jagd auf lange Kerls auch be⸗ 
ſonders ſchwer, denn dieſes Wild war ſelten. Noch fehlte ein mächtiger 
Antrieb, der Name des großen Friedrich, der in den Zeiten der Schleſiſchen 
Kriege ſoviel gutes Soldatenblut unter die preußiſchen Fahnen führte. 
Der Wettbewerb fremder Mächte war beſonders in den Rheinlanden 
ſtark. Dort warben Truppen aller Farben, namentlich die Kaiſerlichen, 


1) Zirkular⸗Ordre vom 5. 7. 1734. 

2) Heuel, Truppenwerbungen in der Reichsſtadt Köln, Bonn 1911. 

3) Ein kaiſerliches Werbepatent vom 21. 8. 1730 erlaubte dem Könige als 
Kurfürſten von Brandenburg, in den Reichsſtädten Köln, Nürnberg und Frank⸗ 
furt werben zu laſſen. Der König verwahrte ſich aber dagegen, daß er zur Aus- 
übung dieſes Rechtes eines Patents der Reichskanzlei bedürfe, Reſkript an den 
Geſandten v. Brand in Wien 19. 8. 1730. Auch Friedrich II. lehnte den kaiſer⸗ 
lichen Anſpruch 1740 beſtimmt ab, Politiſche Korreſpondenz, I. S. 5 und 15. 

4) Zahlreiche Briefe des Kronprinzen an einen in Schaffhauſen (Schweiz) 
befindlichen Werbeoffizier aus den Jahren 1732 — 1740 |. Soldatenfreund 
1873/74, S. 443ff. 

Forſchungen z. brand. u. vreuß. Geſch. XX XVIII. 2. 17 
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die Holländer und die Franzoſen für ihre vielen Fremdregimenter. Die 
Werber der preußiſchen Regimenter ſelbſt überboten ſich gegenſeitig und 
ſuchten ſich die Rekruten abzujagen, ſo daß der König ſchon am 25. Juni 
1722 ſtreng unterſagte, daß ſie ihre Regimenter gegenſeitig „auf das 
allerſchlimmſte abzumalen“ ſich unterſtänden. 

In der Regel erfolgte die Anwerbung gegen Kapitulation auf eine 
beſtimmte Reihe von 4, 6 oder mehr Jahren. Das 1713 erlaſſene Verbot 
ſolcher Kapitulationen ließ ſich nicht durchführen, da ausländiſche Rekruten 
ohne ſolche ſchwer zu bekommen waren.!) Das Reglement von 1726 
betonte, daß „die Ausländer freiwillig durch hohes Handgeld und Ca- 
pitulationes angeworben werden“ und daß ihnen dieſe richtig gehalten 
werden müſſe. Das ausbedungene Handgeld wurde auch pünktlich bezahlt, 
die Dauer der Dienſtzeit aber oft unter allerhand Vorwänden verlängert 
und manchem der Abſchied vorenthalten, namentlich wenn es ſich um 
„lange Kerls“ handelte, die eine Zierde des erſten Gliedes bildeten. 

Beſonders erſchwerten die Auslandswerbung die fortgeſetzten 
Reklamationen fremder Regierungen. Sie waren nicht ſo einfach abzu⸗ 
tun wie die Klagen der eigenen Landräte und Kammern. Es gab un⸗ 
aufhörliche Händel und Schreibereien.) Fremde Staaten und größere 
Reichsfürſten wie Kurſachſen und Hannover, die eigene Armeen hielten, 
bereiteten natürlich den preußiſchen Werbern jede Schwierigkeit, nahmen 
ſie feſt und urteilten ſie ab, wenn ſie Soldaten zu „debauchieren“ ver⸗ 
ſucht oder fic) ſonſt gegen landes herrliche Verordnungen vergangen 
hatten. Kleinere Länder wie das an Preußen grenzende, von inneren 
Wirren zerriſſene Mecklenburg, deſſen Grenzen die preußiſchen Werber 
zeitweiſe überhaupt nicht mehr achteten, waren zwar gegen Übergriffe 
und Gewalttaten ſo gut wie wehrlos, fielen aber doch mit ihren fort⸗ 
geſetzten Klagen am Wiener Hofe und bei der Reichsverſammlung in 
Regensburg läftig.?) 

Heikel war immer die Anwerbung fremder Deſerteure, da Preußen 
zur Verhütung von Deſertionen im eigenſten Intereſſe Kartelle mit den 
meiſten Nachbarſtaaten abgeſchloſſen hatte. Solche kamen z. B. 1718 
mit Kurſachſen, 1719 mit Hannover, 1720 mit Braunſchweig⸗Wolfenbüttel, 


1) Schon 1717 erlaubte der König ſolche bei der Errichtung des Schulen- 
burgſchen Dragoner⸗Regiments, Mitteilungen aus dem Archiv des Kriegs- 
miniſteriums, III, S. 106, 112. 

2) Die Akten über die von 1716—1738 in Kurſachſen verübten preußiſchen 
Werbungsexzeſſe füllen nach Jahns, II. S. 1563, 18 Bände des Dresdener Archivs. 

3) v. Schultz, Die preußiſchen Werbungen unter Friedrich Wilhelm 1. 
und Friedrich dem Großen. Schwerin 1887. 
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1724 mit Kurköln, 1725 mit Kurpfalz uſw. zuſtande. !) Um den ſächſiſchen 
Beſchwerden ein Ende zu machen, verbot der König am 9. Januar 1720 
alle Werbungen auf ſächſiſchem Gebiet, auch ſollten „reiſende und com- 
mercirende Untertanen und Landeskinder ſamt ihren Domeſtiken nicht 
täglich aufgehalten und zur Werbung gezogen werden“. Am 19. April 
1721 folgte ein Verbot aller Werbungen in Bremen und Verden, im 
Münſterſchen und Hannoverſchen. In Schleſien, Böhmen und den 
übrigen kaiſerlichen Erblanden wurden preußiſche Werber immer nur 
zeitweiſe zugelaſſen.?) Am 26. April 1724 befahl der König ſogar die 
Zurückberufung ſämtlicher im Auslande befindlichen Werber und machte 
fernere Entſendung von ſeiner Genehmigung abhängig. Die jeweilige 
politiſche Lage, das mehr oder minder gute nachbarliche Verhältnis 
beeinflußte die Werbung dauernd, auch die Wege der Rekrutentransporte 
mußten deshalb mitunter geändert werden. Trotz aller Verbote und Kartelle 
hörte der Menſchenraub in den Grenzgebieten niemals ganz auf. Sachſen 
kündigte 1726 das Kartell, und im nächſten Jahre verließ der ſächſiſche 
Geſandte v. Suhm fluchtartig Berlin, da er Vergeltungsmaßregeln 
gegen ſeine Perſon befürchtete, nachdem ein preußiſcher Unteroffizier 
in Sachſen zum Strange verurteilt worden war.?) Mit Hannover wäre 
es 1729 bei dem ohnehin geſpannten Verhältnis beider Höfe beinahe zum 
Kriege gekommen. Ernſte Streitigkeiten mit den Niederlanden gab es, 
als 1733 ein preußiſcher Werbeoffizier in Maaſtricht abgeurteilt und 
erſchoſſen wurde. Noch im Todesjahre des Königs kam es zu einem 
Kleinkriege gegen das Ziſterzienſerkloſter Paradies bei Meſeritz. Da 
preußiſche Werber den Schulzen eines dem Kloſter gehörigen Dorfes 
geraubt hatten, ließ der Abt preußiſche Handelsleute feſtnehmen, worauf 
preußifche Truppen einrückten und kräftige Vergeltung übten.“) 

1) Loewe, Preußens Staatsverträge aus der Regierungszeit König 
Friedrich Wilhelms I. (Publikationen, Bd. 87). Mylius, III, 2. Abtheilung. 

2) Jähns, II. S. 1564. Am 26. 1. 1736 befahl der König Abberufung 
aller Werber aus den kaiſerlichen Erblanden. 

3) v. Weber, S. 204. Das Kartell wurde am 19. 12. 1727 erneuert. Am 
4. 4. 1728 erging infolge einer von preußiſchen Werbern im Danziger Werder 
verübten dreiſten Gewalttat ein neuer Befehl des Königs, „daß keine Leute 
weder aus Polen noch aus Sachſen mit Gewalt engagirt, viel weniger aus 
dem Lande geholt werden ſollen.“ „Falls aber ein oder ander von denen Offiziers 
einen großen Kerl in Polen oder Sachſen wiſſen ſollte, ſo hat derſelbe an Mich 
den Namen und den Ort ſeines Aufenthaltes zu berichten!“ Zeitſchrift für 
Preußiſche Geſchichte, XI, S. 471ff. 

4) Warminski, Urkundl. Geſchichte des ehemaligen Ciſterzienſerkloſters 
zu Paradies, Meferitz 1886, S. 160ff. 

17* 
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Mit der Ausländerwerbung wurde die Verhütung der Dejertion 
eine dauernde Sorge. Die geographiſche Geſtalt des langgeſtreckten 
preußiſchen Staatsgebietes erleichterte das Entweichen. Konnte man 
doch von Potsdam aus in einer Nacht die ſächſiſche Grenze ganz gut er⸗ 
reichen. Die preußiſchen Lande weſtlich der Elbe waren zum Teil enklaven⸗ 
artig von fremdem Herrſchaftsbereich umgeben. So bedurfte es ſteter 
Wachſamkeit an den Toren und längs der Stadtmauern, täglichen wieder⸗ 
holten Viſitierens der Quartiere und, falls ein Fluchtverſuch entdedt 
wurde, ſofortiger Verfolgung des Entſprungenen. Offiziere zu Pferde 
ſetzten ihm nach. Ein Schuß aus der Alarmkanone und das Läuten der 
Sturmglocken hatte die Beſetzung und Abſperrung aller Wege, Brücken, 
Fährſtellen der Umgegend zur Folge. Die Bauern der benachbarten 
Dörfer wurden aufgeboten, den Flüchtling aufzuſuchen und anzuhalten. 
Wer einen Deſerteur einbrachte, erhielt eine Belohnung von 12 Talern.) 
Strenge Strafen drohten dagegen jedem, der einem Flüchtling durch⸗ 
half. Schon die Größe der meiſten Soldaten machte ſie als ſolche kennt⸗ 
lich, auch wenn ſie keine Uniform trugen. Jedermann auf dem Lande 
war befugt, einzelne Soldaten nach ihrem Paſſe zu fragen und ſie feſt⸗ 
zuhalten, wenn fie keinen hatten.“) Das Reglement von 1726 bewilligte 
jedem Regiment für den Abgang von Deſerteurs 14 Montierungen über 
die Sollſtärke, nahm alſo dieſe Ziffer als jährlichen Durchſchnitt an, bei 
jeder Kompagnie 1—2 Mann. 

In Berlin und Potsdam wurden während der Regierungszeit 
Friedrich Wilhelms I. mehrmals Komplotte entdeckt, bei denen ſich 
Ausländer in ganzen Haufen zuſammengerottet hatten, um mit Gewalt 
gemeinſam auszubrechen, in Potsdam 1724 etwa 20 Mann, meiſt Fran⸗ 
zoſen, 1730 Kroaten, Ungarn und Polen, welche die Stadt an ver⸗ 
ſchiedenen Orten in Brand ſtecken und die entſtehende Verwirrung be⸗ 
nutzen wollten, in Berlin 1736 30 Ungarn. So ſehr der König für das 
Wohlergehen ſeiner Grenadiere ſorgte, die zum Teil hohe Zulagen be⸗ 
zogen, in bequemen Bürgerhäuſern wohnten und vielfach einträglichen 
Nebenbeſchäftigungen nachgingen, ſo trieb doch die Sehnſucht nach der 
verlorenen Freiheit, das Heimweh, die Langeweile in dem ſtillen Land⸗ 
ſtädtchen Potsdam, Überdruß am ewigen Exerzieren, Roheit der Be- 


1) Inſtruktion für das Generaldirektorium von 1722, Art. 14, und Re⸗ 
glement für die Infanterie von 1726. 

2) Um Mißbräuche bei den Päſſen zu verhüten, verordnete ein Edikt 
vom 4. 7. 1723 die Einführung von Regimentsſiegeln. Mylius, III. 1, 
Nr. 192. 
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handlung zu Fluchtverſuchen. Sie hatten natürlich eine immer ſtrengere 
Bewachung und zunehmende Härte in den Strafen zur Folge. 

Eine der wichtigſten Folgen, welche die Ausländerwerbung infolge 
ihrer hohen Koſten nach ſich zog, war die Ausdehnung des 1714 einge⸗ 
führten Urlauberweſens. Das Reglement von 1718 beſtimmte, daß 
im April, Mai und September alles bei den Fahnen ſein müſſe. In den 
Erntemonaten Juni, Juli, Auguſt durfte jede Kompagnie 50, im Winter⸗ 
halbjahr 30 Mann beurlauben, doch ſollte kein Unteroffizier oder Gemeiner 
länger als 2 Monate beurlaubt werden, damit ſie „Soldaten bleiben 
und nicht zu Bauern oder Bürgern wieder werden“. In der gleichen 
Abſicht verbot der König am 25. März 1725, daß die Beurlaubten Bauern⸗ 
kleider anlegten. Sie mußten wenigſtens ein Uniformſtück (Rock oder 
Kamiſol) tragen, das ſie als Soldaten kenntlich machte, und Sonntags 
in der Kirche in voller Montierung mit Seitengewehr erſcheinen. Die 
Löhnung der Beurlaubten verblieb der Kompagnie. Der Kapitän be⸗ 
ſtritt daraus die Koſten der Werbung, die laufenden Zulagen, welche 
beſonders großen Leuten bei der Kapitulation bewilligt waren, die beim 
Ablaufe der Kapitulation zu erneuernde Zahlung von Handgeld, endlich 
die Verpflegung der Überkompletten in der Exerzierzeit. Die angeführten 
Zahlen erfuhren bald Abänderungen, die ſich nach den verſchieden⸗ 
artigen Garniſonverhältniſſen und Bedürfniſſen des Wachtdienſtes 
richteten.) Im Reglement von 1726 waren fie überhaupt geſtrichen, und 
die beiden bisherigen Exerzierzeiten im Frühjahr und Herbſt auf eine 
einzige im Frühjahr zuſammengezogen. Vom 20. März bis 1. Juni (Reiter 
und Dragoner bis 1. Juli) ſollte alles bei den Fahnen ſein. Für die Zahl 
der Urlauber während des übrigen Jahres galt nur noch die Beſchränkung, 
daß die zurückbleibenden Dienſttuer zwei wachtfreie Nächte behielten. 
Kein Urlauber ſollte aber länger als 3 (früher 2) Monate fort⸗ 
bleiben.) Die Kavallerie konnte der Pferdepflege halber bei weitem nicht 


1) In Magdeburg geſtattete der König 1720 den Kompagnien 51 Beurlaubte 
(21 über das Reglement), Acta Borussica, Briefe, S. 165. Beim Regiment 
Gersdorff (Nr. 18, Spandau) durften die Kompagnien laut Ordre vom 26. 4. 
1724 3 Unteroffiziere, 40 Gemeine „9 Monat verloben“ (beurlauben). 

2) Von den Musketieren fämtlicher Infanterie⸗Regimenter waren 
Januar 1720 22 176, Juli 21069, Oktober 21942 effektiv zum Dienſt, 


7038, 9571, 7893 beurlaubt, 
Januar 1730 24 452, Juli 25554, Oktober 23730 effektiv zum Dienſt, 
10882, 9975, 11362 beurlaubt, 


Januar 1739 23 945, Juli 26300, Oktober 23727 effektiv zum Dienſt, 
13759, 11670, 13841 beurlaubt. 
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ſo viel Leute beurlauben wie die Infanterie: nach den Reglements von 1727 
bei den Dragonern 1 Unteroffizier und 20 Mann auf die Eskadron (von 
9 Unteroffizieren, 120 Gemeinen), bei den Reitern 1 Unteroffizier und 
15 Mann auf die Kompagnie (von 6 Unteroffizieren, 65 Reitern). 
Der Beurlaubte erhielt außer den 3 Exerziermonaten kein Traktament, 
ſeine Gebührniſſe verblieben der Kompagnie und dienten zur n 
der Werbungskoſten. 

In einer Zirkularordre vom 3. Mai 1732 verbot der König bei einer 
Ungnade, daß „die Unterthanen anderer Reichsfürſten mit Gewalt⸗ 
tätigkeit aus ihrem Territorio entführt werden“, oder daß die Werber 
wirkliche Soldaten „debauchirten“. Sie ſollten vielmehr mit aller 
Höflichkeit die Erlaubnis zu freiwilliger Anwerbung bei den Landes⸗ 
behörden erbitten. „Wenn ihnen aber von denen Offiziers oder auch 
durch Permiſſion der Herrſchaft Leute vor Geld überlaſſen werden, ſo 
bleibt ſolches nach wie vor erlaubet.“ Ein ausführliches Werbungs⸗ 
reglement erging am 13. September 1732.1) Es begann mit einem 
Hinweiſe auf die vor den preußiſchen Werbern im Auslande herrſchende 
Scheu, die bewirkt habe, „daß die große Herren, Fürſten und Grafen 
im Römiſchen Reich faſt keine preußiſche Werbung in ihren Ländern 
mehr permittieren wollen“. Aufs ſchärfſte verbot der König nochmals, mit 
Gewalt Leute aus fremden Ländern wegzunehmen. Fände ſich aber 
ein Kerl von 6 Fuß, der ſich nicht gutwillig engagieren laſſen wolle, ſo 
ſolle berichtet werden! Sehr genaue Beſtimmungen ergingen über 
die Größe. Das erſte Glied durfte „bei einer ſchlechten Kompagnie 
Infanterie, die doch noch paſſieren kann“, keine Leute unter 5 Fuß 9 Zoll 
haben, die Kleinſten ſtanden im 3. Gliede und ſollten nicht unter 6 Zoll 
groß ſein. ) Die Grenadiere, zu denen man mittelgroße, aber gut ge- 
wachſene, auch nach den Geſichtern ausgeſuchte Leute nahm, durften 


1) Das Werbungsreglement für die Infanterie-⸗Regimenter iſt im Militär⸗ 
Wochenblatt 1841, Nr. 20 und 21, das für die Dragoner— Regimenter bei b. 
Tyszka, Geſchichte des 1. Drag.⸗Rgts., S. 436 ff. abgedruckt. 

2) Im Jahre 1730 hatte von allen Regimentern zu Fuß (außer Königs 
Regiment) 4 Regimenter keinen Mann unter 6 Zoll, 10 Regimenter keinen 
unter 5 Zoll, 13 keinen unter 4 Zoll, nur bei den 3 Füſilier⸗Regimentern be- 
fanden ſich 3- und 2zöllige. Das Regiment des Fürſten Leopold (Nr. 3) hatte 
20 Mann von 6 Fuß und darüber, auch Prinz Leopold (Nr. 27) und Prinz 
Albrecht (Nr. 19) hatten je 9, Dönhoff (Nr. 13) und Schwerin (Nr. 24) je ſieben 
Mann von 6 Fuß. Im Jahre 1733 hatten nur noch 13 Regimenter und das 
Bataillon Röſeler 5zöllige Leute, alle andern gingen mit 6 Zoll aus. Das Re- 
giment Anhalt (Nr. 3) hatte 32 Mann, Kronprinz (Nr. 15) 16 Mann von 6 Fuß. 
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mit 5 Zoll ausgehen.!) Bei den Füſilierregimentern waren die An⸗ 
forderungen etwas geringer. Der Wachtdienſt wurde eingeſchränkt, 
„dannenhero die Kapitains ſovielmehr Leute verurlauben können und 
alſo ſovielmehr Geld auf die Werbung angewandt werden kann“. Die 
Beurlaubten wurden fortan ſowohl bei der Infanterie als auch bei der 
Kavallerie zum 1. April eingezogen und übten bis Ende Juni, alſo drei 
Monate. Die im Reglement von 1726 feſtgeſetzte Beſchränkung der 
Urlaubszeit auf 3 Monate fiel fort, laut Zirkularordre vom 18. September 
1732 ſollte jedes Regiment „nur 3 Monat zuſammenbleiben, die 
übrigen 9 Monat aber vor voll ſeine Verlaubten haben“. 

Die Einrichtung der „Frei wächter“ oder Stadtbeurlaubten erfuhr 
im Werbungsreglement eine förmliche Anerkennung durch die Vor⸗ 
ſchrift: „Wann auch eine Kompagnie wegen vieler Ausländer nicht eine 
genugſame Anzahl auf das Land verlauben könnte, ſo ſoll der Kapitain 
ſuchen, in der Stadt die Leute, welche eine Profeſſion haben, bei die 
Handwerker zur Arbeit unterzubringen, welche aber keine Profeſſion 
haben, müſſen bei Tuchmacher als Wollſpinner und ſonſten als Hand⸗ 
langers untergebracht werden. Die Leute aber ſo in der Stadt ver⸗ 
urlaubet ſind, ſollen jedoch alle Sonntage zur Kirchenparade e 
daß fie in Ordnung bleiben und nicht verbauern.“ 

Für das Regiment des Königs ſollten die Regimenter alle Jahre 
einige ſchöne Leute von 6 Fuß und darüber zu bekommen ſuchen und 
dabei nichts ſparen, da der König ihnen alle Unkoſten erſetzen würde.“) 
Mit ausgedienten Soldaten ſollten neue Kapitulationen immer auf 


1) Beim Anhaltiſchen Regiment (Nr. 3) hatten nach der Maßliſte vom 
17. 4. 1734 von den Musketieren 36 6 Fuß, 108 11 Zoll, 256 10 Zoll, 446 
9 Zoll, 564 8 Zoll, 210 (nur beim II. und III. Bataillon) 7 Zoll. Die Leib- 
kompagnie ging mit 10 Zoll aus! Von den Gre nadieren hatten nur 2 10 Zoll, 
26 9 Zoll, 71 8 Zoll, 92 7 Zoll. Nach einer Rangierrolle vom 1. 6. 1740 ging 
die Leibkompagnie mit 11 Zoll aus, das ganze 1. Glied und das 4. Glied bis 
auf 2 Mann, zuſammen 54 Mann, maßen 6 Fuß und darüber! 

2) Die Einrichtung ſelbſt findet ſich ſchon in der letzten Zeit des Großen 
Kurfürſten. Die Bezeichnung „Frey-Wächter“ findet ſich z. B. in einer 
Zirkular⸗Ordre vom 9. 9. 1732. Am 28. 6. 1725 und 17. 12. 1727 ergingen Ver⸗ 
bote, daß Soldaten ſelbſtändig als Handwerker arbeiteten, ſie durften aber, 
„wenn ſie nicht in der Stadt, worin ſie arbeiten wollen, ein eigen bürgerliches 
Haus und Hof haben“, als Geſellen bei Meiſtern beſchäftigt werden. 

83) Die Leibkompagnie des Königlichen Regiments hatte nach der Rangier- 
rolle vom 30. 3. 1737 unter 160 nur 12 Mann unter 6 Fuß, der Flügelmann 
maß 6 Fuß 6 Zoll. Von den 177 „Großen Unrangierten“ maß laut Liſte vom 
27. 10. 1739 keiner unter 6 Fuß, der größte war der Irländer James Kirkland 
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6 Jahre abgeſchloſſen werden!), womit bei Leuten des 1. und 4. (nicht 
des 2. und 3.) Gliedes eine erneute Auszahlung von Handgeld verbunden 
war. Eine allgemeine Taxe für das bei der erſten Anwerbung zu zahlende 
Handgeld beſtand nicht. Neben der Größe kam natürlich das Alter und 
das ſonſtige Außere des Rekruten in Betracht. Beim Regiment Anhalt⸗ 
Deſſau wurden 1736 beſtimmte Sätze für alle Größen eingeführt, die 
danach verſchieden waren, ob „ein ſchöner junger Kerl, von welchem 
noch würklich wenigſtens ½ Zoll wie auch darüber Wachstum zu hoffen“ 
oder „ein guter Kerl, welcher keine Hauptfehler, auch kein häßlich Ge⸗ 
ſichte hat“ oder „ein Kerl ſo nicht noch über 6 bis 8 Jahr dienen kann“ 
in Frage kam. Für Leute von 6 Fuß der erſten Klaſſe waren 540, der 
zweiten 480, der dritten 300 Taler feſtgeſetzt, für ſolche von 6 Fuß 2 Zoll 
ſtiegen die Sätze ſchon auf 900, 800, 500 Taler. Rekruten von 5 Fuß 
8 Zoll, dem niedrigſten aufgeführten Maß, ſollten nur 45, 35, 25 Taler 
Handgeld erhalten. Gewöhnlich bildeten ſich die Regimenter Werbe⸗ 
kaſſen, die mitunter Vorſchüſſe aus der Generalkriegskaſſe erhielten. Die 
Werber bedurften namentlich in teueren Städten beträchtlicher Zulagen 
für ihren eigenen Lebensunterhalt, fie hatten Reiſe⸗ und Transport⸗ 
koſten zu beſtreiten. Unnützen Aufwand „in Eſſen und Trinken, Spielen, 
chamerirten Kleidern und dergleichen nichts helfende Sottiſen“ verbot 
das Werbungsreglement. Über die anvertrauten Gelder wurde ſpäter 
Abrechnung gefordert. Ein weiteres am 4. Dezember 1739 erlaſſenes 
Werbungsreglement gab hauptſächlich Regeln für die Entſcheidung der 
häufigen Streitigkeiten, die zwiſchen Regimentern über einzelne Rekruten 
entſtanden. Die Geſamtzahl der Ausländer, die 1740 im preußiſchen 
Heere dienten, betrug faſt 26000, alſo ungefähr ein Drittel der 76000 
Mann ſtarken Armee.) 


mit 6 Fuß 11 Zoll, dann folgten ein Italiener und ein Franzoſe mit je 6 Fuß 
7 Zoll 1 Strich. 

Ein Augenzeuge ſchreibt: „Der größte Theil dieſer Rieſen war entweder 
häßlich vom Geſichte, oder krummbeinicht, oder ſonſt an einem Theil des Körpers 
ungeſtalt; und man kann überhaupt ſagen, daß dieſes Regiment mehr wunderbar 
als ſchön iſt. Die (Flügel⸗)Grenadiers, welche nicht fo lang als die andern, 
aber beſſer gewachſen waren, haben mir weit mehr gefallen“. v. Bielfeld, 
Briefe, I. Teil (Danzig und Leipzig 1770), S. 58, zum 16. 10. 1739. 

1) Am 7. 7. 1741 beantwortete König Friedrich II. eine Anfrage ſeines 
Geſandten v. Klinggräffen in Bayern dahin, daß die Kapitulationen gewöhnlich 
auf 6 Jahre feſtgeſetzt würden. 

2) Oeuvres, II, S. 1—2. Vom Dezember 1739 bis November 1740 wurden 
bei der Infanterie (ausſchl. Garniſonen) 244 Einländer, 689 Ausländer, bei der 
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Werfen wir zum Schluß einen Blick auf Geiſt und Manneszucht 
des ſo eigenartig zuſammengeſetzten Heeres. 

Den Kern jedes Regiments bildeten die „Einländer“ aus den En⸗ 
rollierungskantons, hochgewachſene ſtattliche Leute von der trefflichen 
Soldatenart, die von jeher in dem Menſchenſchlage der alten Provinzen 
ſteckte. Sie waren zuweilen Söhne wohlhabender Bürger und Bauern, die 
Mehrzahl aber gehörte der armen Landbevölkerung an und fand beim Regi⸗ 
ment oft beſſere Lebensverhältniſſe als in ihrer Heimat. Seitdem das Ge⸗ 
häſſige und Willkürliche der früheren Enrollierungen einer regelrechten 
Aushebung Platz gemacht und die Bevölkerung ſich daran gewöhnt hatte, 
kamen die Rekruten aus den alten Kernlanden des Staates mit ſchlichter 
Selbſtverſtändlichkeit der militäriſchen Pflicht nach, die ihnen ihr König 
und Landesherr auferlegte, mit dem ſie ein aus jahrhundertealten Wurzeln 
ſtammendes Gefühl der Untertanentreue verband. Bei manchen Truppen⸗ 
teilen, beſonders der Kavallerie, namentlich bei den Gensdarmes in 
Berlin, auch bei der Artillerie meldeten ſich viele junge Leute, auch 
beſſerer Herkunft, zum Eintritt. Die Verwendung zahlreicher früherer 
Unteroffiziere in der Zivilverwaltung bewirkte einen ſtarken Zudrang 
von „Schulzenſöhnen und guten Bürgerſöhnen“ zu den Unteroffizier⸗ 
ſtellen. Daß der König ſich ſelbſt als Soldat gab und fühlte, weckte 
den militäriſchen Stolz in der Mannſchaft. Das Selbſtgefühl der auf 
Urlaub heimkehrenden Kantoniſten wurde von den Gutsherren manchmal 
als läſtig empfunden. Jene wußten, daß ſie die bevorzugten „blauen 
Kinder“ des Königs waren, deſſen Autorität hoch über der des Gutsherrn 
ſtand. Eine ſchleſiſche Stimme aus der Zeit nach 1740 ſagt: „Es iſt be⸗ 
wunderungswürdig, wie feſt und allgemein die Meinung von der hohen 
Ehre des Soldatenſtandes der Denkungsart des Preußiſchen Unterthanen 
eingeprägt ift... ‚Man hat mir meinen einzigen Sohn genommen und 
ihm den blauen Rock angezogen‘, ſagte eine Frau zu dem vorigen König 
und bat um deſſen Entlaſſung. Meine Söhne müſſen auch den blauen 
Rock tragen‘, ſagte der König, indem er ihr die Prinzen zeigte. Damit 
war die Mutter befriedigt und ſtand von der Bitte ab.“) 

Dagegen war auf die Zuverläſſigkeit eines großen Teiles der Aus⸗ 
länder wenig zu rechnen, ſie bedurften in der Garniſon, noch mehr auf 
Märſchen und im Feldlager ſtrenger Aufſicht. Die geſchilderte, oft mit 


Kavallerie 124 Einländer, 395 Ausländer eingeſtellt. Der Abgang an Ausländern 
war aber infolge Ablaufs ihrer Kapitulationen und infolge Fahnenflucht viel 
größer als der von Landeskindern. 

1) (Klöber), Von Schleſien vor und ſeit dem Jahr 1740, I. Teil (Frei⸗ 
burg 1785), Vorrede, S. 37. 
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Liſt und Gewalt verknüpfte Art ihrer Anwerbung brachte es mit ſich, 
daß viele der Bethörten oder mit rohem Zwange Gepreßten den Augen⸗ 
blick herbeiſehnten, wo ſie entfliehen könnten. Wie viele Lebensausſichten 
ſind durch die Werber vernichtet worden, wie viele Tränen klebten 
an dem militäriſchen Glanze der Wachtparade! Allmählich wurde der 
junge Soldat der rauhen Formen des neuen Lebens gewohnt und 
tat pünktlich ſeinen Dienſt in Reih und Glied, ja er gewann im Laufe 
der Jahre wohl ſogar eine Anhänglichkeit an ſeine Fahne „und wahr⸗ 
ſcheinlich eine größere Anhänglichkeit an den Freund, der ihn ſeine Lage 
auf Stunden vergeſſen machte, den Branntwein“. !) Mancher erlangte 
durch Heirat feſten Grund und eine neue Heimat. Das Heiraten von 
Ausländern wurde gern geſehen, aber ſie mußten dann auf ihre Kapi⸗ 
tulation verzichten! Eine Kompagnie ſollte nicht über ein Drittel beweibter 
Kerls haben. Ins Feld durfte eine Kompagnie oder Eskadron nicht 
mehr als zehn Weiber mitnehmen.?) Wer feine Löhnung zu Rate hielt, 
ſeine Kenntniſſe und Fähigkeiten als Handwerker oder im Betriebe eines 
kleinen Gewerbes verwertete, fand dabei trotz aller Beſchwerden von 
Zünften und Innungen jede Unterſtützung. Soldaten unterhielten 
öffentliche Bier⸗ und Weinhäuſer oder ſogenannte Italienerläden. Die 
Soldatenfrauen trieben oft einen kleinen Hökerhandel. „Der Soldat 
wurde zum Nachteil des ſtädtiſchen Bürgers begünſtigt, der ihn bequem 
beherbergen und dabei ſehr ehrerbietig begegnen mußte.“) Der Dienſt 
war außerhalb der Exerzierzeit nicht ſchwer, beſonders die „Freiwächter“ 
konnten ungeſtört ihrem Erwerbe nachgehen. Es gab Soldaten in der 
Berliner Garniſon, die Häuſer beſaßen und über anſehnliche Kapitalien 
verfügten.“) Die Bezahlung war pünktlich und beſſer als in den meiſten 
anderen Heeren. Auch hielt man in der Armee auf gute Sitten und 
Ehrbarkeit. Man ſuchte bei den Regimentern etwas darin, daß ſich der 
wohlgezogene Soldat in feinem ganzen Benehmen von dem ungeſchliffe— 
nen Bauer unterſcheide. Die peinliche Sauberkeit und Sorgfalt in Anzug 
und Friſur, die aufrechte Haltung, das Grüßen (durch Hutabnehmen) 
wirkten als äußerliche Erziehungsmittel. Die Feldprediger der Regimenter 
konnten ſegensreich wirken, auch in den Soldatenfamilien, deren Kinder 
ſie bei vielen Regimentern unterrichteten. s) Die große Mehrzahl der Ge- 


1) Guſtav Freytag, Bilder aus der deutſchen Vergangenheit, IV, S. 185. 
2) Ordre vom 25. 8. 1733. 
3) Berenhorſt, I, S. 124. 
90 (König), Reſidenzſtadt Berlin, IV 2, S. 219. 
) In Berlin beſtand die alte zur Garniſonkirche gehörige Gar on 
en In Spandau errichtete der Generallt. Frhr. v. Schwendy als Gouverneur 
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meinen beſtand aus rechtlichen Menſchen. Die Religion hatte große Gewalt 

über die Herzen. Kirchgang und Heiliges Abendmahl waren innere Bedürf⸗ 
niſſe der meiſten. Im Jahre 1733 ſchenkte der König allen Regimentern 
Neue Teſtamente mit einigen Gebeten und 100 Geſängen nach der Zahl 
der im Felde zu bildenden Zeltkameradſchaften. Dieſe Geſangbücher 
ſollten künftig bei allen Gottesdienſten benutzt werden, damit die Soldaten 
ſich daran gewöhnten und ſie allmählich auswendig wüßten. Daß Friedrich 
Wilhelm um die Seelſorge ohne Unterſchied der Bekenntniſſe bemüht 
war, den Stand der Militärgeiſtlichen hob, in den neuen Garniſon⸗ 
kirchen zu Potsdam und Berlin ſich ſelbſt ein bleibendes Denkmal ſetzte, 
iſt bekannt. Wie ſeine perſönliche Überzeugung ein handfeſtes, von 
theologiſchen Spitzfindigkeiten freies, praktiſches Chriſtentum war, ſo 
lebte in allen Schichten der Armee eine ernſte und ſtarke ſittliche Emp⸗ 
findung. Der preußiſche Grenadier ſtand um das Jahr 1740 hoch über 
dem verwilderten Kriegsknecht, der vor hundert Jahren den Schrecken 
oder die Verachtung des friedlichen Bürgers erregt hatte. 

Als ſcharfe Drohung aber ſtand vor allen unbotmäßigen Elementen die 
Strenge der Diſziplin. Sie bildete neben der überlegenen taktiſchen 
Schulung die Hauptſtärke der Armee, das Kleinod des preußiſchen Kriegs⸗ 
weſens, die Grundlage der ganzen Heeresverfaſſung und die Urſache der 
großen Leiſtungen in den kommenden Kriegen, die ohne ſie nicht möglich 
geweſen wären. Am 12. Juli 1713 erließ der König neue, von dem 
Generalauditeur v. Katſch verfaßte Kriegsartikel. Sie waren nur 
für die Unteroffiziere und Gemeinen beſtimmt, und ſchon in dieſem 
Umſtande ſprach ſich die Aufrichtung einer Scheidewand, die Forderung 
unbedingter Subordination gegenüber den Offizieren aus. Ungehorſam, 
„es ſei auch nur mit Worten oder Raiſonniren“, ſollte „nach Kondition 
des Beleidigten und der beſchaffenen Umſtände“ mit Gaſſenlaufen bis 
zu 30 mal belegt werden, eine Strafe, deren Härte die Beſchreibung des 
Strafvollzuges zeigen wird. Das Reglement von 1726 beſtimmte: 
„Alles Raiſonniren gegen Officier3 oder Unter⸗Officiers im Dienſt oder 
außer Dienſt, im Gewehr oder ſonder Gewehr, ſoll mit Spießruthen 
hart beſtraft werden, abſonderlich ſoll ein Kerl, wenn er im Gewehr nur 
mit einem Wort raiſonniret, augenblicklich in Arreſt geſchickt werden, und 


eine aus einem Hauſe und Garten ſowie einer Meierei vor der Stadt beſtehende 
Stiftung für eine Schule und für den Unterhalt armer Soldatenkinder, die der 
König am 29. 10. 1720 beſtätigte. Auch in Pillau beſtand eine Garniſonſchule. 
In anderen Standorten ſorgten die Regimentschefs für den Unterricht der 
Soldatenkinder. Wienecke, Die Königsberger ee Altpreußiſche 
Monatsſchrift, Bd. 44, Heft 1. 
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des andern Tages durch 200 Mann 20 mal durch die Spießruthen laufen. 
Hingegen, wenn eine Widerſetzung, Bedrohung oder gar Gegenwehr 
von einem Kerl gegen einen Officier oder Unter⸗Officier geſchiehet, 
ſoll ein ſolcher Kerl arquebuſiret werden.“ Die Diſziplinarbefugnis der 
Regimenter war ſehr groß. „Alles was mit Spießruthen kann beſtraft 
werden“, konnte der Regimentskommandeur abmachen. So konnte er 
„ſonder Verhör und Kriegsrecht“ 8—10 maliges Spießruthenlaufen 
durch 200 Mann ſchon bei Trunkenheit, verbotenem Glücksſpiel oder bei 
Wachtvergehen verhängen. Auf Trunkenheit ſetzten die umgearbeiteten 
Kriegsartikel vom 31. Auguſt 1724 doppelte Strafe, wie das ſchon im 
Reglement von 1718 ausgeſprochen war. Durch ſie erhielten auch die 
Schildwachen die Eigenſchaft als Vorgeſetzte. 

Die damaligen Militärſtrafen erſcheinen dem heutigen Geſchlecht 
furchtbar, dabei iſt aber zu beachten, daß auch dem bürgerlichen Straf⸗ 
verfahren vielfach noch eine mittelalterliche Grauſamkeit anhaftete, daß 
die Folter zur Erpreſſung von Geſtändniſſen noch zu Recht beſtand. Am 
häufigſten kam das Spießrutenlaufen oder Gaſſenlaufen in Anwendung. 
Dabei bildete die tägliche Wachtparade oder ein beſonderes Exekutions⸗ 
kommando von gewöhnlich 200 Mann die Gaſſe, und der Profoß teilte 
die von ihm geſchnittenen Ruten aus, deren Stelle bei der Kavallerie 
bis 1752 die Steigriemen vertraten. Der Verurteilte trat nach Verleſung 
des Urteils mit entblößtem Oberkörper den Leidensweg an; er ſollte 
nicht laufen, weil dadurch viele ungeſund geworden und vor der Zeit 
geſtorben ſeien !!) Daher ſchritt ihm ein Unteroffizier mit verkehrtem 
Kurzgewehr, deſſen Spitze gegen die Füße des Verurteilten gerichtet 
war, voran. An jeder Offnung der Gaſſe ſtand ein Tambour, der ſo lange 
wirbelte, bis die Hälfte der Gaſſe durchſchritten war, dann fing der andere 
Tambour an, den Wirbel zu ſchlagen, „und der Major galoppiret auf und 
nieder, damit die Burſche recht hauen“. Strafen von mehr als zehn⸗ 
maligem Gaſſenlaufen wurden gewöhnlich auf mehrere Tage verteilt. 
Meiſt mußte dann der Unglückliche mit blutig zerfetztem Rücken nach 
überſtandener Exekution in das Lazarett gebracht werden; 30—36 maliges 
Gaſſenlaufen nannte man „auf Tod und Leben laufen“, es kam einer 
Hinrichtung nahe. 

Die Todesſtrafe wurde bei militäriſchen Verbrechen gewöhnlich 
durch „Arquebuſiren“, d. h. Erſchießen vollſtreckt, wozu der arme Sünder 
mitunter ſechs Mann aus ſeinen Kameraden wählen durfte. Dieſe 
Todesart galt als ehrlicher Soldatentod. Der Strang wurde bei ge- 


1) Ordre vom 20. 6. 1737. 
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meinen Verbrechen wie Diebſtahl, namentlich aber bei wiederholter 
Deſertion zuerkannt, während dieſe im erſten oder zweiten Falle ge⸗ 
wöhnlich mit Spießruten beſtraft wurde. Das Hängen erfolgte nur bei 
nichtmilitäriſchen Verbrechen „auf dem Rabenſtein“, d. h. dem Hoch⸗ 
gericht vor der Stadt, ſonſt an einem dazu aufgerichteten Pfahle oder 
Baume, gewöhnlich gegen Abend. War der Verurteilte entflohen, ſo 
wurde ſein Bildnis oder ſein Name an den Galgen angeſchlagen. In be⸗ 
ſonders ſchweren Fällen wurde die Todesſtrafe durch das Schwert oder 
durch Rädern vollzogen.!) 

Andere Strafen waren das Reiten auf einem hölzernen Pferde 
oder Eſel mit ſchmalem Rücken, der gewöhnlich neben der Hauptwache 
ſtand, bei der Artillerie auf einer Kanone, das Stehen am Pfahl auf 
zugeſpitzten kleinen Stöcken, wobei die Arme hochgebunden wurden, das 
Holztragen und das Krummſchließen. Gewöhnlicher Arreſt diente für 
Gemeine in der Regel nur als Unterſuchungshaft, doch wurde auch auf 
Stockhaus (Zuchthaus) erkannt. Eine häufige Strafe war Feſtungsarbeit 
in der Karre, auf eine Reihe von Jahren oder lebenslänglich. 

Unteroffiziere konnten laut Reglement „auf gewiſſe Zeit auf Schild⸗ 
wacht bei gemeinem Traktament oder auf ewige Schildwacht geſetzet 
und in die Karre condamniret werden“. Auch das Stehen am Pfahl 
war nicht ſelten. 

Die für leichtere Fälle beſtimmten Standgerichte und die über Tod 
und Leben urteilenden Kriegsgerichte wurden in althergebrachter Weiſe 
aus Richterklaſſen zuſammengeſetzt, deren unterſte im Range des Ange⸗ 
ſchuldigten ſtand. Die Urteile der Kriegsgerichte prüfte der General⸗ 
auditeur, der dem Könige unmittelbaren Vortrag hielt. Der ſtrenge 
Gerechtigkeitsſinn des Königs war bekannt. 

Offiziere und Unteroffiziere trugen in und außer Dienſt den Stock. 
Er ſpielte damals eine große Rolle, aber nicht bloß auf den Exerzier⸗ 
plätzen, ſondern ebenſo in den Schulen, im Handwerk, bei der Feld⸗ 
arbeit, im ganzen bürgerlichen Leben. Ein Zeitgenoſſe berichtet ſpäter 
(1787): „Daß dazumal die Sitten überhaupt noch nicht in der Art ver⸗ 
feinert waren, als ſie es anjetzt ſind, und man daher auch in allen Ständen 
ein weit roheres und unfreundlicheres Betragen wahrnahm, iſt allen 
denen, die damals gelebt haben und ſich auf die Thathandlungen der 
Menſchen zu dieſer Zeit zurückerinnern können, zur Genüge bekannt. Ein 
jeder, der Untergebene hatte, erteilte ſeine Befehle mit gerunzelter 


1) Doch ſollte der Verurteilte laut A. K. O. vom 11. 12. 1749 vorher er- 
droſſelt, alſo nicht lebendig gerädert werden (Preuß, Urkundenbuch, IV, S. 265). 
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Stirne und unter den ſchärfſten Drohungen. Selbſt der Civilſtand war 
davon nicht ausgenommen.“ Viele Rekruten waren auch ungeſchickte 
und unbiegſame Bauerknechte, deren Ausbildung die größte Mühe 
machte, da ſie eine andere Sprache als die des Korporalſtockes kaum 
verſtanden.) Seine Anwendung entehrte den Geſchlagenen nicht. 
Der König betrachtete ihn als unentbehrliches Erziehungsmittel. Mit 
naivem Erſtaunen ſchreibt er 1725 nach einem Beſuche in Hannover, wo 
ihm das dortige Militär ſehr gut gefallen hatte: „was ich noch finde das 
ihnen noch fehlet, das iſt die Subordination. Sie tun es aus Luſt, aber 
nit aus Subordination, denn ſie faſt keinen Kerrel ſchlagen dürfen bei 
Königs Ungnade, und das wiſſen alle die Gemeine, und gehet doch in 
Ordnung, das wundert mir am meiften.”?) Dabei darf man fic) aber 
die damalige Diſziplin doch nicht als ein fortgeſetztes Prügelregiment 
vorſtellen. Das Reglement von 1726 beſtimmte ausdrücklich, daß einem 
Rekruten, „damit er nicht gleich im Anfange verdrießlich und furchtſam 
gemacht werde, ſondern Luſt und Liebe zum Dienſt bekommen möge, 
alles durch gütige Vorſtellungen ſonder Schelten und Schmälen gelernet, 
auch muß der neue Kerl nicht auf einmal ſo ſtark angegriffen, vielweniger 
mit Schlägen und dergleichen übel tractiret werden, abſonderlich wenn es 
ein einfältiger oder unteutſcher Kerl iſt“. Freilich wird es große Unter⸗ 
ſchiede gegeben haben, je nach der Perſönlichkeit der Vorgeſetzten, der 
Eigenart des Dienſtes in den einzelnen Garniſonen und bei den ver⸗ 
ſchiedenen Waffengattungen. Berenhorſt, der am Ende des Jahrhunderts 
ſeine vielgeleſenen „Betrachtungen über die Kriegskunſt“ ſchrieb und auf 
einer lebendigen Überlieferung fußen konnte, weiß zu berichten, daß zu 
jener Zeit „ganz unmäßig geprügelt“ worden ſei. Der Gebrauch des 
Stockes habe ſich von Tag zu Tage ausgedehnt, „auf angeſpritzte Waſſer⸗ 
flecken an den Stiefeletten, ſchlecht polierte Rockknöpfe oder Fehlgriffe 
mit dem Gewehr, eine halbe Terzie zu früh, zu ſpät, oder auch ein wenig 
zu matt“. Gegenüber dieſer Erzählung aus weit ſpäterer Zeit ſtehen 
aber ganz anders lautende gleichzeitige Zeugniſſe, ſo die Regeln, die 
Fürſt Leopold ſelbſt in den 1730er Jahren für den Kronprinzen nieder⸗ 
geſchrieben hat.?) Der Korporal hat danach die Pflicht, alle Exerzitien 
„mit der beſten Manier den Gemeinen ohne die geringſte brutalité 
beizubringen. Tiefen Punkt will ich alle Ober- und Unter⸗Officiers zum 


1) (Beneckendorff), Karakterzüge aus dem Leben König Friedrich 
Wilhelms J., 4. Sammlung, Berlin 1787. 

2) An den Fürſten von Anhalt⸗Deſſau, 10. 8. 1725. 

3) „Idee von allen Militär- Chargen“, Zeitſchrift für Kunſt, Wiſſenſchaft 
und Geſchichte des Krieges 1861, S. 89ff. 
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beſten anbefohlen haben. Alte obſtinate Köpfe können wohl mit den 
Händen angegriffen werden, doch niemals ſollte der Kommandeur der 
Kompagnie dieſelben mit den Stock beſtrafen laſſen. Die beſte Manier, 
den neuen Leuten es beizubringen, iſt die Geduld und ihnen im Anfang 
wenig auf einmal zu weiſen“. 

Der Capitain d' armes foll „feinen Dienſt nicht mit brutalité, ſondern 
mit Güte von wegen der Liebe, die er vor die Leute hat, verrichten“. 

Er muß auch wiſſen, bei ſeinen Umgang den Leuten alle Fatiguen 
und ſchweren Dienſt ſo vorzuſtellen, daß dieſelben alles mit Luſt ver⸗ 
richten.“ Wenn er allerdings unter den Kranken, für die er zu ſorgen hat, 
einen Drückeberger findet, „ſo kann er denſelben mit hundert Prügel in 
Beiſein des Feldſcheers geſund machen“. 

Dem Feldwebel ſoll „erlaubet ſein, einen lüderlichen Soldaten 
3 oder 4 Streiche mit den Stock zu geben, aber des rechten Prügelns muß 
er ſich enthalten, bei Strafe des Pfahles“. Er ſoll im Gegenteil darauf 
achten, „daß kein Unter⸗Officier keinen Soldaten prügelt, 
auf daß er nicht desperat gemacht und dadurch zur Deſertion bewogen 
werde“. 

So die eigenen Lehren des alten Deſſauers. 

Ein nichtmilitäriſcher Zeuge von ſcharfer Beobachtungsgabe, der 
Kammerpräſident Lucanus, ſchreibt im Jahre 1748 über die Armee 
Friedrich Wilhelms 1.1): „Oftmals hat man königliche Unterthanen weg⸗ 
genommen und mit Gewalt zu Kriegsdienſten gezwungen, allein dieſe 
ſind die beſten Leute geworden, auf welche man ſich am meiſten verlaſſen 
können. Denn ſie bekamen gleich in den erſten Tagen wegen des guten 
und gelinden Traktaments (d. h. Behandlung) ſolche Luſt und 
Ambition zu dienen, daß ſie vor ein dreifaches Lohn nicht würden in 
ihren vorigen Stand zurückgetreten ſein und ſich bei den Bürgern oder 
Bauern nicht in Dienſt begeben haben. Zu geſchweigen, daß alle nach 
Norden wohnende Völker von Natur zum Soldatenſtande tüchtig und 
aufgelegt, einer harten Lebensart und Arbeit von Jugend auf gewohnt 
uſw.“ 

König Friedrich Wilhelm ſelbſt, der bei der Heftigkeit ſeiner leicht 
aufbrauſenden Natur gelegentlich den Stock ohne Unterſchied von Rang 
und Stand gebrauchte, verlangte doch entſchieden Gerechtigkeit und Güte 
gegen ſeine „liebe blaue Kinder“. Als ihm Klagen über das Regiment des 
Markgrafen Heinrich von Brandenburg⸗Schwedt (Nr. 12, Prenzlau) zu 
Ohren gekommen waren, erließ er am 14. Dezember 1738 eine ſeine Auf— 


1) Lucanus, S. 154, 156. 
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faſſung kennzeichnende ſcharfe Kabinetsordre an den Kommandeur Oberſt 
v. Selchow, worin es heißt: „Es iſt bekannt und wiſſet Ihr ſelbſten ſehr wohl, 
wie daß Ich zwar eine gute Subordination mit vor das vornehmſte Stück im 
Dienſt halte. Es muß aber ſolche fo traktiret werden, daß nicht unter dem Deck⸗ 
mantel der Subordination barbariſche und unchriſtliche Sachen mit unter⸗ 
laufen, indem ein Soldat im Dienſte ein Menſch iſt, folglich wohl Fauten 
machen kann, welches wann es nicht aus Vorſatz und Mutwillen geſchiehet, 
ſondern entweder aus Dummheit oder aber daß ein Kerl, indem er es 
zuweilen gar zu gut machen will, manquiret, zwar verdienet, daß er davor 
angeſehen und reprochiret, auch wohl ihm ein Schlag über die Schulter 
gegeben werde, aber deshalb einen Kerl gleich ſo zu prügeln oder wohl 
gar mit dem Degen zu hauen, daß das Blut davon gehet oder er unge⸗ 
ſund wird, iſt barbariſch. Wenn nun dem öffentlichen Verlaut nach bei 
dem Prinz Heinrichſchen Regiment faſt keine Parade iſt, bei welcher nicht 
einige Leute auf nur gedachte Weiſe ſtrappaziret werden, ſo iſt dergleichen 
grauſames Verfahren mit denen Leuten, welches nichts anders als 
Komplotts zum Deſertiren nach ſich ziehet, weder vor Mich, noch weniger 
vor Gott zu verantworten. Vielmehr ſtatuire Ich, daß ein Regiment 
zwar in Subordination, Disziplin und Ordnung ſein muß, die Leute 
aber nicht beſtialiſch traktiret werden ſollen.“ Das Regiment ſei dadurch 
„faſt in der ganzen Welt in eine ſo ſchlechte Reputation gekommen, 
daß ſobald ein auswärtiger Kerl nur von dem Heinrichſchen Regiment 
höret, er auch nicht 500 Rth. Handgeld annimmt, ſondern ſich viel lieber 
bei einem andern Regiment vor ein weit geringeres oder gar umſonſt 
engagiret“. Hier verbindet ſich mit der trotz der rauhen Außenſeite immer 
wieder hervortretenden Gutherzigkeit Friedrich Wilhelms ſofort das prak⸗ 
tiſche Intereſſe an der Ausländerwerbung und der Verhütung von 
Deſertionen, und dieſe Urſachen wirkten in der ganzen Armee nachhaltig 
im Sinne einer guten und menſchlichen Behandlung ſowie einer aus⸗ 
kömmlichen Lebenshaltung der Mannſchaft. Wie der König, ſo dachten 
alle verſtändigen Offiziere. Daß es auch andere gab, und daß bei ein⸗ 
zelnen Regimentern eine rohe Behandlung an der Tagesordnung war, 
geht freilich aus den erſten Verordnungen König Friedrichs II. hervor. 
Unzweifelhaft aber iſt, daß in dem weitaus größten Teil der Armee, bei 
aller Strenge der Diſziplin, ein vortrefflicher Geiſt lebte. Ihre Kriegstaten 
ſind der beſte Beweis. 


| II 
Trencks Denkwürdigkeiten. 


Von 


Guſtav Berthold Volz. 


Als 1786 die „Merkwürdige Lebensgeſchichte“ des Freiherrn von 
Trend erſchien !), erregte fie allgemeines Aufſehen. In der Tat war das 
Buch geeignet, großen Eindruck hervorzurufen; denn abenteuerlich genug 
war der Bericht, der von dem Gang ſeines Lebens entworfen wurde. 


Schickſale ſeines Lebens und ſeines Buches. 


Friedrich Freiherr von der Trenck (geb. 16. Februar 1726) entſtammte 
einem oſtpreußiſchen Adelsgeſchlecht. Zuerſt hatte er in Königsberg ſtu⸗ 
diert, war dann in die preußiſche Armee bei den Garde du Corps ein⸗ 
getreten. Schnell gewann er, wie er erzählt (I, 31), die Gunſt König 
Friedrichs, der ihn in feine Umgebung zog und „felbft feiner gelehrten 
Geſellſchaft empfahl: Voltaire, Maupertuis, Jordan, La Mettrie, Pöllnitz 
wurden meine Freunde.“ „Überhaupt war mein Glück beneidenswittdig.” 
Da brach der II. Schleſiſche Krieg aus. Auch jetzt blieb Trenck in nächſter 
Nähe des Königs, zumal i. J. 1745: „Ich verrichtete,“ ſo lautet ſein Be⸗ 
richt (I. 55), „die ganze Campagne hindurch Adjutantendienſte, und 
niemand könnte die Geſchichte derſelben aufgeklärter noch treuer als der 
beſchreiben, welcher, wie ich, ein Augenzeuge bei allen Begebenheiten 


1) Die beiden erſten Bände der „Lebensgeſchichte“ erſchienen zuerſt 1786 
(ohne Ort), dann zuſammen mit dem dritten Band 1787 auch in Wien, Leipzig 
und Berlin. Aber ſchon 1787 kam in Berlin (bei Friedrich Vieweg d. A.) eine 
„neue, mit Zuſätzen vermehrte und verbeſſerte Auflage“ von Band I und II 
heraus, die beträchtliche Unterſchiede gegenüber der erſten Ausgabe aufweiſt. 
Vgl. die Überficht der Ausgaben in der Monographie von Gugitz und Portheim: 
„Friedrich Freiherr von der Trenck. Ein bibliographiſcher und iconographiſcher 
Verſuch“ (Wien 1912). Die Zitate aus Bd. I nach der Leipziger Ausgabe, aus 
Bd. II nach der von Peter Bourdeaux (Berlin), aus Bd. III nach der von 
Vieweg (Berlin). 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVIII. 2. 18 
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und zugleich ein Schüler des erſten Meiſters in der Kriegskunſt war, 
welcher mich würdig glaubte, von ihm felbft unterrichtet zu werden!).“ 
Doch das Glück wandte ihm den Rücken, bald ſchlug feine Schickſalsſtunde: 
unter dem Verdachte, mit ſeinem Vetter, dem öſterreichiſchen Panduren⸗ 
oberſt Franz von der Trenck, in hochverräteriſchen Beziehungen zu ſtehen, 
wurde er verhaftet und auf die Feſtung Glatz geſchickt. Nach Freiheit 
dürſtend, brütete er über Fluchtplänen, bis es ihm gelang, aus der Haft 
nach Oſterreich zu entkommen. 

Jetzt beginnen ſeine Irrfahrten „als Aventurier auf der Weltbühne“. 
Er machte ſich zu Fuß nach Oſtpreußen zur Mutter auf, „um von ihr 
Hülfe zu erhalten, dann aber ruſſiſche Dienſte zu ſuchen“. Er wandert 
bis Elbing, kehrt auf ihren Wunſch zurück nach Wien, geht von da nach 
Holland, tritt in das ruſſiſche Heer. So kommt er über Danzig und Riga 
endlich 1749 nach Moskau, wo er dank ſeiner Freundſchaft mit dem eng⸗ 
liſchen und öſterreichiſchen Geſandten, Hyndford und Bernes, in der 
Geſellſchaft eine Rolle zu ſpielen beginnt. Ja, er wird zur einflußreichen 
Perſönlichkeit, als er ſogar die Zuneigung der allmächtigen Gemahlin 
des Großkanzlers Beſtuſhew erwirbt. Doch auch dieſer Glückstraum findet 
ein unerwartetes Ende, und da ſein Vetter, der Pandurenoberſt, der, 
ſelber ohne Nachkommen, ihn zum Erben ſeines Rieſenvermögens ein⸗ 
geſetzt hatte, eben damals ſtarb, ſo machte er ſich wieder auf den Weg 
nach Wien. Jetzt entbrannte ein heißer Kampf um die Erbſchaft, die ihm 
von allen Seiten ſtrittig gemacht wurde, von den Behörden wie von 
einzelnen Gläubigern. Er ficht eine Hydra von Prozeſſen durch, aber nur 
dürftige Trümmer gelang es ihm, zu retten. Als „Pflaſter für ſo tiefe 
Wunden“ bekam er eine Rittmeiſterſtelle in dem ungariſchen Küraſſier⸗ 
regiment Cordova. 

Nachdem er den Vater, der preußiſcher Generalmajor geweſen, 
ſchon 1740 verloren hatte, ſtarb 1754 ſeine Mutter, und Trenck reiſte zur 
Erbſchaftsregelung nach Danzig. Von neuem ereilte ihn fein Schickſal: 
es begann die ſchwerſte Epoche ſeines Lebens. Er geriet in Danzig in 
die Hände der Preußen, ward nach Magdeburg gebracht, wo er zehn 
Jahre in harter Gefangenſchaft ſchmachtete. Soviele Fluchtverſuche er 
auch plante, keiner gelang. Erſt zu Weihnacht 1763 erhielt er auf Für— 
ſprache des öſterreichiſchen Geſandten ſeine Freiheit wieder. So kam er 
abermals nach Oſterreich. Doch ſchon 1765 kehrte er dem Lande der 
Habsburger den Rücken und ließ ſich in Aachen nieder, wo er eine Familie 
begründete. Von hier aus bereiſte er den ganzen Kontinent und England. 


1) Dieſer Satz fehlt in den ſpäteren Ausgaben. 
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Hier auch begann feine fchriftftellerifche Tätigkeit. Dann folgte (1780) 
ein neuer Aufenthalt in Oſterreich, der bis 1792 währte und den er nach 
dem Tode des Großen Königs unterbrach, um von deſſen Nachfolger die 
Rückgabe feines eingezogenen Stammguts Groß⸗Scharlach zu erwirken. 
Aber den Raſtloſen litt es nicht im deutſchen Vaterlande. Nachdem er 
ſchon 1789 vorübergehend in Frankreich geweilt hatte, kehrte er nach dem 
Ausbruch der Revolution dorthin zurück, um ſchließlich, von ihrem Strudel 
ergriffen, am 25. Juli 1794 unter der Guillotine zu enden. 


Seltſam und eindrucksvoll iſt das Bild Trencks, das uns ſofort bei 
der erſten Lektüre aus ſeinen Denkwürdigkeiten entgegentritt. Schon 
äußerlich wirkte ſeine Erſcheinung imponierend; er war ein Hüne von 
Geſtalt. Dazu war er ein Feuergeiſt, den heißer Ehrgeiz verzehrte, und 
ein wilder Draufgänger, der tapfer bis zur Tollkühnheit war. Verleiht 
ihm das Martyrium ſeiner langen Gefangenſchaft, das er mit allen ſchreck⸗ 
lichen Einzelheiten ergreifend zu ſchildern weiß, bereits einen beſonderen 
Schimmer, ſo umſtrahlt ihn endlich noch die Romantik einer geheimnis⸗ 
vollen Liebe, die während ſeiner Dienſtzeit bei den Garde du Corps ihren 
Anfang nahm, die ihn während ſeines wechſelnden Lebens ſchützend ge⸗ 
leitete und in einem letzten Wiederſehen kurz vor dem Tode der Ange⸗ 
beteten weihevoll ausklingt. 


Nachdem er, ein zweiter Odyſſeus, ruhelos auf dem Meere des 
Lebens herumgeworfen war, ſchrieb Trend 1786 und 1787, im ſtillen 
Hafen angelangt, „am Rande des Grabes“ ſeine wahrlich „merkwürdige 
Lebensgeſchichte“ — wie es auf dem Titelblatt heißt: „als ein Lehrbuch 
für Menſchen, die wirklich unglücklich ſind oder noch gute Vorbilder für 
alle Fälle zur Nachfolge bedürfen“. Denn nicht nur erzählen, ſondern 
auch belehren will er. So iſt die Darſtellung ſeiner reichen Erlebniſſe von 
moraliſchen Betrachtungen umrankt. Und auch Goethe ſchrieb am 
15. September 1787 aus Rom: „Nun habe ich auch Trencks Leben ge⸗ 
leſen. Es iſt intereſſant genug und laſſen ſich Reflexionen genug darüber 
machen.“ ö 

Unter die Lobſprüche der Bewunderer miſchten ſich aber alsbald 
nach Erſcheinen des Buches ſchon Stimmen der Zweifler). Man wandte 


1) Vor allem kommt in Betracht: (Wadzek) „Wahrhafte Beleuchtung der 
Lebensgeſchichte des Freiherrn v. d. Trend wider die Beſchuldigungen gegen 
Friedrich den Großen von einem Brandenburgiſchen Patrioten“ (Lauſanne 1787), 
in zwei Ausgaben, von denen die erſte zunächſt nur mit Bd. J und II abrechnet, 
während die zweite „neue revidierte“ ſich auch noch mit Bd. III beſchäftigt. 
Ihnen folgte 1788 eine „neue durchaus revidirte Original-Ausgabe“, die den 

18* 
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ſich gegen die Beſchuldigungen, die er gegen König Friedrich erhob; Un⸗ 
richtigkeiten im einzelnen wurden ihm vorgehalten. Trenck gab dieſe zu. 
Er erklärte: irren ſei „leicht einem Mann möglich, der keine Journale 
geführt hat und in 14 Tagen niederſchrieb, was ſeit 40 Jahren in ſeinem 
Gedächtniſſe bei tauſend Zwiſchenfällen herumſchwärmte. Genug, die 
Hauptſache iſt Wahrheit“. Nach wie vor beteuerte er, daß er „unſchuldig 
gelitten“, „daß er nichts als die reine Wahrheit ſage“. Er erklärte kurz 
und bündig: „Märchen ſchreibt der Trend da nicht, wo er dem Publikum 
feine Ehre für die reine Wahrheit verbürgt)“. Immerhin bequemte er 
ſich (1788) ) zum beſchämenden Geſtändnis, er habe viele Stellen, wenn 
er nicht bei guter Schreiblaune war, „nur nachläſſig hingeſchleudert“, ja 
er bekannte, geſchrieben zu haben, um Geld zu verdienen, da ihn tägliche 
Notdurft drückte. | 

Dod) die Angriffe feiner Widerfacher haben geo wenig wie die 
eigenen Zugeſtändniſſe Trencks vermocht, dem Anſehen und der Beliebt⸗ 
heit ſeiner Denkwürdigkeiten Eintrag zu tun. Noch heute werden ſie 
gläubig hingenommen); denn auch die Stimmen der Kritiker aus neuerer 
Zeit ſind faſt ungehört verhallt. 

Eine umfaſſende Nachprüfung iſt bisher nicht unternommen, und ſo 
hat die „Merkwürdige Lebensgeſchichte“ ihre Feuerprobe noch nicht be⸗ 
ſtanden, um ſo weniger, als auch die Akten zum Fall Trenck in der Haupt⸗ 
ſache noch unbenutzt im Schoße der Archive ruhen. Dieſe bilden die Grund⸗ 


Titel führte: „Nähere Beleuchtung uſw.“ und die außerdem noch eine „Replik“ auf 
Trends inzwiſchen erſchienene Gegenſchrift enthielt (vgl. S. 276 Anm. 2). Wadzek 
war Profeſſor der Literatur am Kadettenkorps in Berlin. Auch der Franzoſe 
Graf Mirabeau geht in ſeiner Schrift „De la monarchie prussienne sous Frédéric 
le Grand“, Bd. 5, S. 218, Anm. (London 1788) auf Trends „Lebensgeſchichte“ 
genauer ein und charakteriſiert fie als „recueil de rodomontades“. 

1) In ſeiner „Antwort auf die Kritik von Herrn v. Archenholz“ und von 
Büſching (Bd. III, S. 323). 

2) In ſeiner gegen Wadzek (vgl. S. 275 Anm. 1) gerichteten Gegenſchrift: 
„Vertheidigung der Lebensgeſchichte Friedrichs Freiherrn v. d. Trenck. Nebſt 
einigen Erläuterungen und Beiträgen von ihm ſelbſt geſchrieben“, S. 70f. 
(Wien und Berlin 1788). 

3) Noch in ſeinem Lebensabriß bei C. v. Wilke bach „Biographiſches Lexikon 
des Kaiſertums Oſterreich“, Bd. 47, S. 138 ff. (Wien 1883) und in der „Allge- 
meinen deutſchen Biographie“, hrsg. von der hiſtor. Kom miſſion der Münchener 
Akademie, Bd. 38, S. 568 f. (Leipzig 1894) werden alle Angaben Trends auf 
Treu und Glauben wiederholt. Auch Fürſt Bismarck ſpricht von einer „Miß— 
handlung Trencks“ in ſeinen „Gedanken und Erinnerungen“, Bd. 3, S. 124 
(Stuttgart und Berlin 1919). 
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lage der folgenden Unterſuchung, die den Boden für ein abſchließendes 
Urteil bereiten ſoll. | 

Für uns handelt es ſich um feine Erlebniſſe in Preußen, und indem 
wir zunächſt von ſeinem geheimnisvollen Liebesroman abſehen, beginnen 
wir mit ſeinem Eintritt in das Heer des Großen Königs. 


Trends Eintritt in das preußiſche Heer und feine Kriegserlebniſſe. 


Am 1. Juni 1741 war Trenck in Königsberg als Student der Rechte 
immatrikuliert worden!) — alſo nicht ſchon 1739, wie er angibt, und 
damit iſt auch ſeine Behauptung hinfällig, daß er dem Könige bereits 
1740 anläßlich ſeiner Huldigung in Oſtpreußens Hauptſtadt „als einer 
der geſchickteſten Zöglinge“ vorgeführt wurde (I, 20 und 25). Über den 
Zeitpunkt ſeines Fortgangs ſchweigen indeſſen die Akten der Univerſität, 
da nach damaligem Brauche kein beſonderer Vermerk darüber in die 
Matrikel aufgenommen wurde. Wann wurde er alſo Soldat? 

In einem kurzen Lebensabriß, den er im September 1767 verfaßte 
und als „Vorbericht“ einer damals veröffentlichten „Sammlung ver⸗ 
miſchter Gedichte“ voraufſchickte, erzählt er, daß er „anno 1742 als Cornet 
der Garde du Corps“ in das preußiſche Heer eintrat. In ſeiner „Lebens⸗ 
geſchichte“ fügt er hinzu, daß es auf Veranlaſſung eines Verwandten, 
des Generaladjutanten Freiherrn von Wylich und Lottum, geſchah, den 
der Monarch „im November 1742“ dienſtlich nach Königsberg geſchickt 
hatte. Den Tag nach ihrer Ankunft, ſo fährt er in den Denkwürdigkeiten 
fort, wurde er dem Herrſcher vorgeſtellt. „Kaum drei Wochen ſpäter“ 
ernannte ihn Friedrich nach halbſtündiger Prüfung, die er mit ihm vor⸗ 
nahm, zum Cornet. Sein Weizen blühte: „Nunmehro,“ ſchreibt Trenck 
(I, 30f.), „war ich ein Hofmann, ein Gelehrter und ein Officier bei der 
ſchönſten, ehrwürdigſten und lehrreichſten Soldatenſchule in Europa. 
Meine Anſtrengung im Dienſte hatte keine Schranken, ſo daß mich im 
Auguſt 1743 der König ſchon wählte, um der ſchleſiſchen Kavallerie die 
neuen Manöver zu lehren, welche Ehre noch keinem Jünglinge im acht⸗ 
zehnten Jahre vor mir widerfahren war.“ 

Im nüchternen Lichte der Wirklichkeit nehmen ſich die Dinge freilich 
anders aus. Nach einer auf amtlichen Nachrichten beruhenden „Officier— 
Abgangsliſte“ iſt Trenck erſt am 1. Juli 1744 bei den Garde du Corps ein⸗ 
getreten; ſein Patent als Cornet wurde vom 2. Auguſt desſelben Jahres 


1) Vgl. Erler, „Die Matrikel der Univerſität Königsberg i. Pr.“, Bd. 2, 
S. 391; Leipzig 1911 (Publikation des Vereins für die Geſchichte von Ofte und 
Weſtpreußen). 


278 Guſtav Berthold Volz 


datiert). Was er von feiner ehrenvollen Berufung berichtet, „der ſchle⸗ 
ſiſchen Kavallerie die neuen Manöver zu lehren“, iſt danach eitel Dunſt — 
ganz abgeſehen davon, wie unwahrſcheinlich es iſt, daß der König einen 
jungen Kornet mit dieſer verantwortungsvollen Aufgabe betraut haben 
ſollte. Eitel Dunſt iſt auch ſeine Freundſchaft mit Voltaire, Maupertuis 
und La Mettrie: er hat ſie nie geſehen; denn der erſte war im Herbſte 
1743, alſo vor Trencks Ankunft, in Potsdam geweſen, und die beiden 
letzteren ſiedelten erſt im Auguſt 1745 bzw. 1748 nach Preußen 
über). 

Der Krieg mit Oſterreich brach aus. Auch hier ein falſches Datum; 
denn nicht erſt „im Anfang des Septembers 1744“, ſondern ſchon Mitte 
Auguſt rückte die preußiſche Armee ins Feld. „Was der Große Friedrich 
uns an eben dem Morgen, da wir ſämtliche Officiere vor dem Abmarſche 
bei ihm in Potsdam erſchienen, mit wirklich rührender Wehmut ſagte,“ 
verſchweigt Trend leider, mit der fadenſcheinigen Begründung: „dieſes 
darf ich in dieſe Blätter nicht rücken“ (I. 35). Aber wir wiſſen von keiner 
Anſprache, die Friedrich 1744 hielt; anders 1740, wo er die Officiere 
der Berliner Garniſon beim Aufbruch nach Schleſien zum „Rendezvous 
des Ruhmes“ beſchied. Nachdem Trend die künftigen Biographen Fried- 
richs und Maria Thereſias aufgefordert hat, ſich bei ihm „um einige be⸗ 
wunderungswürdige Anmerkungen“ zu melden, „die ohne mich der Nach⸗ 
welt nie bekannt würden, auch unter meinem Namen nie bekannt werden 
ſollen“, fährt er fort: „Genug geſagt — dies Mal ergriff Friedrich die 
Waffen ungern: und hiervon bin ich Augenzeuge“. 

Nach ſeiner bereits eingangs erwähnten Ankündigung darf man ge⸗ 
ſpannt ſein, was er „als Augenzeuge bei allen Begebenheiten und zugleich 
ein Schüler des erſten Meiſters“ uns von den Kriegsereigniſſen zu be⸗ 
richten hat. 

Handelt es ſich für das Jahr 1744 nur um kleine Unternehmungen, 
ſo ſind es 1745 zwei Schlachten, von denen Meldung geſchieht. Die 
Garde du Corps waren am 4. Juni bei Hohenfriedberg und Striegau 
dabei. Trenck wurde verwundet, „vier Wochen“ blieb er unter den Bleſ⸗ 
ſierten in Schweidnitz; dann kehrte er zur Eskadron zurück, obwohl er 


1) Vgl. v. Schöning, „Geſchichte des Kgl. Preuß. Regiments Garde du 
Corps“, S. 28 u. 296 (Berlin 1840). 

2) Vgl. oben S. 273. Auch Graf Bernes kam erſt im Herbſt 1746 als 
öſterreichiſcher Geſandter nach Berlin, der Trend nach feinen Denkwürdig- 
keiten (I, 200 ff.) als alter Freund 1749 in die Moskauer Geſellſchaft eingeführt 
haben ſoll. 
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feine bleſſierte Hand „in 3 Monaten nicht brauchen“ konnten). Wir hörten 
ſchon, wie er „täglich bei dem Monarchen und bei allen Recognoscierungen 
mit ihm gegenwärtig“ war. Am 30. September — er ſchreibt: „wo ich 
nicht irre, den 14. September“ — kam es zur Schlacht bei Soor. Bei 
ſeinem nahen Umgang mit dem König darf es nicht wunder nehmen, daß 
der Cornet vorzüglich über die Kriegslage unterrichtet iſt, und ſo weiß 
er denn auch, daß der öſterreichiſche Heerführer, Prinz Karl von Loth⸗ 
ringen, plante, mit ſeinen 86000 Mann das „Häuflein“ der Preußen, 
die nicht mehr als 26000 zählten, zu überfallen und gefangen zu nehmen. 
Doch geben wir Trend ſelbſt das Wort (I, 60): „Nun merke man aus 
meiner treuen Erzählung, wie geheim dieſer projektierte Überfall müſſe 
entworfen und ausgeführt worden ſein. Denn gegen Mitternacht kam 
der König perſönlich in mein Zelt und weckte auf dieſe Art alle Officiere 
aus dem Schlafe, befahl ſogleich, in aller Stille zu ſatteln, alle Bagage 
zurückzulaſſen und ſich bei dem erſten Wink zur Bataille zu richten. In⸗ 
deſſen blieben alle Pferde an ihren Plätzen ſtehen und die Mannſchaft 
zum Auffigen fertig in ihren Zelten. Ich und Lieutenant von Pannewitz 
mußten mit dem Könige reiten. Der Monarch ſelbſt brachte ſeine Befehle 
durch die ganze Armee, und ſo erwartete man den Anbruch des Tages 
mit Sehnſucht.“ Im folgenden hören wir von den Vorbereitungen, die 
zum Empfang der Feinde getroffen wurden, wie dann, kaum daß der 
Tag angebrochen war, die Oſterreicher angreifen und blutig geſchlagen 
werden. 


Vergleichen wir dieſe Erzählung Trends mit der Darſtellung Fried⸗ 
richs in der „Geſchichte meiner Zeit“ (1746), ſo gewahren wir zu unſerer 
Überraſchung, daß ſich die Ereigniſſe geradezu umgekehrt abgeſpielt 
haben. Der König war im Begriff, Böhmen zu verlaſſen. Am 30. ſollte 
der Marſch nach Trautenau ſtattfinden; der Aufbruch war auf 10 Uhr vor⸗ 
mittags angeſetzt. „Um 4 Uhr morgens,“ ſchreibt Friedrich, „hatte ich 
die Generale vom Tagesdienſt bei mir, um ihnen die Marſchdispoſitionen 
zu diktieren, als die Kavallerie⸗Feldwache von meinem rechten Flügel 
mir meldete, daß man in der Ferne eine lange Kavallerie⸗Linie ſähe, daß 
dies, nach der großen Ausdehnung des Staubes zu ſchließen, die ganze 
Armee der Feinde ſein könnte, und daß bereits einige Truppenteile be⸗ 
gonnen hätten, ſich vor unſerem rechten Flügel zu entwickeln. Sofort 


1) Die Verluftlifte nennt Tote und Verwundete nur bei den Mannſchaften 
der Garde du Corps: vgl. „Die Kriege Friedrichs des Großen; II. Teil: der 
II. Schleſiſche Krieg“, Bd. 2, S. 20%, hrsg. vom Großen Generalſtabe (Berlin 
1895). Alſo iſt Trencks Verwundung eine Mythe! 
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ließ ich die Truppen ins Gewehr treten und eilte zur Feldwache, um den 
wahren Stand der Dinge zu erkunden und danach meinen Entſchluß zu 
faſſen.“ Auf dem rechten Flügel angelangt, ſah der König die öſter⸗ 
reichiſche Armee im vollen Aufmarſch begriffen und beſchloß nun ohne 
Zögern, „die Oſterreicher trotz ihrer Zahl und vorteilhaften Stellung an- 
zugreifen.“ Sofort ließ er die Truppen mitten im feindlichen Feuer 
ſchwenken und eröffnete den Kampf mit jenem denkwürdigen Angriff 
ſeiner Reiterei gegen die auf den Höhen wie angewurzelt haltende öſter⸗ 
treichiſche Kavallerie). 

Wir ſehen: Friedrich wurde völlig überraſcht; den Entſchluß zum 
Angriff faßte er erſt angeſichts des feindlichen Heeres, das er bereits zur 
Schlacht aufmarſchieren ſah. 

Um das Maß ſeines Mißgeſchickes voll zu machen, irrt ſich Trenck 
nun aber auch im Zeitpunkt ſeiner Kataſtrophe, der Verhaftung und 
Abführung nach Glatz: er läßt ſie „wenig Tage nach der Bataille zu Soor“ 
geſchehen, während ſie tatſächlich, wie er im „Vorbericht“ von 1767 noch 
zutreffend ſagt, bereits „nach der Striegauer Bataille“, Ende Juni des 
Jahres erfolgt war. Damit iſt erwieſen, daß ſein „ſo wunderbar ge⸗ 
rühmtes ſtarkes Gedächtnis“, auf das er ſich ſoviel zugute tut (I, 6 
und 30), ihn gänzlich im Stiche gelaſſen hat. Alles, was er als 
„Augenzeuge“ — fo iſt fein Ausdruck (I, 63) — ſeit den letzten Juni⸗ 
tagen 1745 bis zu ſeiner Verhaftung erlebt haben will, auch ſeine ganze 
Darſtellung der Schlacht bei Soor iſt glatt erfunden. 


Die Schuldfrage. 


Am 28. Juni 1745 erteilte der König aus dem Lager bei Groß⸗ 
Divetz, wo er nach dem Siege bei Hohenfriedberg weilte, dem Komman⸗ 
danten von Glatz, Generalmajor von Fouqus, den Befehl zur Gefangen⸗ 
ſetzung von Trenck. Die Ordre lautet: „Mein lieber Generalmajor von 
Fouqué. Den hiermit an Euch geſchickten Cornet von den Garde du 
Corps v. Trenck ſollet Ihr zum Feſtungs⸗Arreſt annehmen, ihn auf die 
Feſtung ſetzen und wohl verwahret halten, daß er durchaus mit Nie⸗ 
mandem correſpondiren könne. Friderich.“ Eigenhändig fügte er hinzu: 
„Verwahrt ſehr ſtreng dieſen Schelm; er hat bei feinem Oheim Pandur 
werden wollen“ (Gardez bien &troitement ce dröle la; il a voulu devenir 


1) Vgl. „Histoire de mon temps“ in der Faſſung von 1746, hrsg. von 
Posner (Publikationen aus den Kgl. Preuß. Staatsarchiven, Bd. 4, S. 394f.; 
Leipzig 1879). 
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pandour auprés de son oncle)'). Gemeint ijt der Pandurenoberſt 
Trend, der jedoch nicht der Oheim, ſondern der Vetter des Cornets war. 

Ein Verhör war nicht abgehalten, ſo daß wir näheres nicht wiſſen. 
Auch der König hat ſich nie weiter geäußert. Einen beſtimmten Hinweis 
erhalten wir indeſſen aus einem Schreiben des Generalauditeurs Paw⸗ 
lowski, an den ſich die Kabinettsminiſter am 2. Auguſt 1754 wegen der 
Vorgeſchichte Trencks wandten, da ihnen „nicht bekannt, aus was vor 
Bewegungs⸗Urſachen“ dieſer nach Glatz geſchickt worden ſei. Pawlowski 
erwiderte ihnen tags darauf, „daß der von Trenck währender Campagne 
als damaliger Cornet von Sr. Kgl. Maj. Garde du Corps wegen uner⸗ 
laubter Correſpondance ſich den Feſtungsarreſt in Glatz zugezogen)“. 
Dazu ſtimmt völlig, daß Friedrich in ſeiner Ordre vom Juni 1745 dem 
Kommandanten beſonders aufträgt, dafür zu ſorgen, daß der Arreſtant 
„durchaus mit Niemandem correſpondiren könne“. 

Gegenüber dem Vorwurf des Hochverrats, der wegen ſeiner Be⸗ 
ziehungen zu dem Pandurenoberſten gegen ihn erhoben wurde)), erklärt 
ſich Trenck in ſeinen Denkwürdigkeiten für unſchuldig und behauptet, 
das Opfer des Neides und der Verleumdung durch ſeinen Chef, den Ritt⸗ 
meiſter v. Jaſchinsky, geworden zu fein. Dieſer habe den König gegen 
ihn einzunehmen gewußt. Es handle ſich alſo um ein Mißverſtändnis, 
das nach feiner Überzeugung ein Verhör ſofort hätte aufklären müſſen; 
ſeine Verurteilung fei daher nichts anderes als ein „übereilter Macht- 
ſpruch“ Friedrichs geweſen. 

In Trencks Rechtfertigungsverſuchen ſpielt denn auch ſeine Korre⸗ 
ſpondenz mit dem Pandurenoberſten eine beſondere Rolle. Ihr Urſprung 
reicht nach ſeiner Darſtellung bis in das Jahr 1743 zurück, wo ſein Vetter, 
wie er ſagt, in Bayern ſchwer verwundet, ihn zum Univerſalerben ein⸗ 
ſetzte und dies ſeiner Mutter nach Preußen ſchrieb. Trenck ſelbſt ließ 


1) Die Ordre, heute im Geheimen Staatsarchiv zu Berlin-Dahlem (abge⸗ 
kürzt: G. St. A.), iſt zuerſt mitgeteilt von Stephani in: „Neues Allgemeines 
Archiv für die Geſchichtskunde des Preußiſchen Staates“, hrsg. von L. von 
Ledebur, Bd. 1, S. 130 (Berlin, Poſen u. Bromberg 1836). Der „Vorbericht“ 
von 1767 nennt ſtatt des 28. den „26. Juni“. 

2) Ahnlich wiederholt Pawlowski in einem ſpäteren Bericht vom 18. Sept. 
1765 an den König über Trenck, „daß derſelbe in der Feſtung Glatz wegen im 
erſteren Kriege geführten verdächtigen Correſpondance geſeſſen“. (G. St. A.) 

3) Für Trencks Behauptung in ſeinem Rechtfertigungsſchreiben vom 8. Juli 
1754 an den Danziger Kriegspräſidenten Ferber (im Danziger Staatsarchiv), 
daß man ihm auch Beziehungen zum Prinzen Karl von Lothringen ee 
habe, findet ſich keinerlei Anhalt. 
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dieſe Mitteilung zunächſt unbeachtet, da er ſich in ſeinen damaligen Ver⸗ 
hältniſſen durchaus glücklich fühlte. Aber auch das Dankſchreiben, das 
dann doch im folgenden Jahre erging, will er gar nicht ernſt genommen 
wiſſen; denn am 12. Februar 1744, in luſtigem Kreiſe, auf einer Geſell⸗ 
ſchaft bei Jaſchinsky, ſei es gleichſam gemeinſchaftlich beſchloſſen worden, 
als das Geſpräch auf den öĩſterreichiſchen Trend und auf die Erbſchaft 
fiel. Er erzählt, Jaſchinsky habe ihn weiter aufgefordert, ſich „gute 
ungriſche Pferde zur Equipage“ auszubitten, für die Beſorgung des 
Briefes ſich ſelbſt als Lohn „ein ungriſch Pferd“ ausbedungen und, um 
ihn vollends zu beruhigen, erklärt: „Es iſt keine Staats, ſondern eine 
Privat⸗Familiencorreſpondenz; die Verantwortung nehme ich auf mich.“ 
Die Antwort des Pandurenoberſten kam, wenn auch mit vier Monaten 
Verſpätung, da fie erſt „wenig Tage nach der Bataille zu Soor“ — zu leſen 
iſt: Hohenfriedberg — eintraf. Sie beſagte im weſentlichen: „Wollen 
Sie ungriſche Pferde reiten, ſo nehmen Sie mir im nächſten Feldzuge 
die meinigen im offenen Felde ab, oder kommen Sie zu Ihrem Vetter, 
der Sie mit offenen Armen empfangen wird“ (1, 49ff. und 64ff.). 

Dieſe Antwort, dieſer „Uriasbrief“, ſo behauptet Trenck immer 
wieder, ſei nun aber gar nicht von ſeinem Vetter verfaßt, ſondern das 
Machwerk ſeines elenden Chefs, des Rittmeiſters Jaſchinsky, geweſen, 
der ihn damit ins Unglück geſtürzt habe!). 

Schon der erſte Blick lehrt, daß die Datierung der Briefe, wie Trenck 
ſie vornimmt, unmöglich iſt. Jedenfalls gehören ihrem Inhalte nach 
ſein Schreiben an den öſterreichiſchen Vetter und deſſen Antwort in das⸗ 
ſelbe Jahr 1745. Wozu auch die Erklärung Jaſchinskys, daß er die Ver⸗ 
antwortung für das Schreiben des Kornetts übernähme, wenn man, wie 
im Februar 1744, noch in vollem Frieden lebte? Und daß dieſer ver- 
hängnisvolle Geſellſchaftsabend bei Jaſchinsky nicht ſchon zu Anfang des 
Jahres 1744 ſtattfinden konnte, wird durch den weiteren Umſtand be- 
ſtätigt, daß Trenck erſt am 1. Juli dieſes Jahres in das Heer eintrat. Aber 
auch der äußere Anlaß, der ihn zu ſeinem Dankesſchreiben angeblich be- 
ſtimmt hat, trifft nicht zu; denn erſt wenige Tage vor ſeinem Tode, im 
September 1749, machte der Pandurenoberſt ſein Teſtament, in welchem 


1) Die kürzere und ſchlichtere, auch in Einzelheiten abweichende Darſtellung 
des „Vorberichtes“ erwähnt noch nichts von einer Fälſchung Jaſchinskys. Sie 
ſagt nur, der König habe den Brief geleſen, „ehe er mir eingehändigt wurde“, 
und darauf ſei er, Trenck, „ohne mindeſtes Verhör nach Kriegsrecht“ verhaftet 
und „durch einen Machtſpruch zu ewiger Gefangenſchaft nach Glatz verurteilt“ 
worden. Eine beſtimmte Friſt iſt aber 1745 noch nicht genannt; die Verurteilung 
zu lebenslänglicher Haft erfolgte erſt 1756! 
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er den preußiſchen Vetter zum Univerſalerben einjegte!). Dazu kommt, 
daß von einer gefährlichen Verwundung, die der Oberſt 1743 in Bayern 
erhalten haben ſoll, nichts bekannt iſt. Vielmehr wurde dieſer erſt in 
der Nacht zum 15. November 1744 vor Neu⸗Kolin durch eine Kanonen⸗ 
kugel ſchwer an beiden Füßen verletzt. Endlich hat auch Trencks früherer 
Zeltgenoſſe, der Kornett von Wackenitz, 1786 General in heſſiſchen Dienſten, 
auf den er ſich ausdrücklich beruft, den er als Teilnehmer an der Geſellſchaft 
im Februar 1744 nennt, und dem er auch die Antwort des Panduren⸗ 
oberſten ſofort nach ihrer Ankunft gezeigt haben will, öffentlich erklärt, 
ihm ſei keine einzige von den Tatſachen bekannt, für welche er als Zeuge 
aufgeführt werde?). 

Trencks Darſtellung von ſeiner Korreſpondenz mit dem öſterreichiſchen 
Vetter erſcheint daher als Verſuch, ſich weiß zu waſchen. Er bemüht ſich, 
ihr einen harmloſen Anſtrich zu geben, während doch bei dem Kriegs⸗ 
zuſtande, in dem ſich Preußen und Oſterreich ſeit Sommer 1744 befanden, 
jedweder Verkehr ein gefährliches Spiel mit dem Feuer war, und niemand 
konnte ihm die Verantwortung abnehmen, wenn er in den nur allzu 
nahe liegenden Verdacht hochverräteriſcher Beziehungen zum Vetter im 
Feindeslager geriet. Mochte er alſo auch tatſächlich unſchuldig ſein, in 
Friedrichs Augen handelte es ſich um einen Verſuch von Hochverrat, der 
im Felde von einem Officier unternommen wurde. Damit war Trencks 
Schickſal beſiegelt. Er wurde auf Feſtung geſchickt, ebenſo wie, um be⸗ 
kannte Beiſpiele anzuführen, 1748 der General von Walrave und in 
den erſten Jahren des Siebenjährigen Krieges Friedrichs Vorleſer, de 
Prades, und der Kammerdiener Glaſow, die ſich auf hochverräteriſche 
Umtriebe eingelaſſen hatten. 


1) In dem am 24. September 1749 aufgeſetzten Teſtament ſagt in $ 20 
der Oberſt: „Weil die Grundfeſte eines jeden Teſtaments die Einſetzung der 
Univerſalerben iſt, als benenne und ſetze ich zu meinem wahren Univerſalerben 
meines Vaters⸗Bruders erſtgeborenen Sohn, welcher vor 2 Jahren bei mir 
in Wien geweſen, jedoch dergeſtalten und unter den ausdrücklichen Bedingniſſen: 
wann dieſer mein Vetter den katholiſchen Glauben annehmen, fic) in den öfter- 
reichiſchen Landen ſeßhaft machen und von einer fremden Potenz nicht Dienſt 
nehmen oder behalten wird“ (abgedruckt in den „Oſterreichiſchen Blättern für 
Literatur und Kunſt“, Jahrg. 2, S. 97ff.; Wien 1845). 

2) Mirabeau, a. a. O., Bd. 5, S. 218, Anm., ſagt ausdrücklich, „que le 
général de Wackenitz au service de Hesse, cité par M. de Trenck en témoignage, 
a dit publiquement qu'il n’avait aucune idee des faits que celui-ci rapporte“. 
Bgl. aud J. D. E. Preuß, „Friedrich der Große. Eine Lebensgeſchichte“, 
Bd. 2, S. 302 f. (Berlin 1833). 
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Gefangenſchaft und Flucht aus Glatz.) 

Von allen Fluchtplänen, die Trenck in Glatz entwarf, ſind nur drei 
urkundlich beglaubigt. Den erſten verriet der Huſarenleutnant von Gers 
dorff, der mit ihm in einer Zelle ſaß. An dem Plane waren die Fähnriche 
von Reitz und von Piatſetzky und der Füſelier Ziesnitz beteiligt. Die Aus⸗ 
führung desſelben ſollte am 20. Juni 1746 erfolgen, wurde aber durch 
Gersdorffs Anzeige vereitelt. Zu einem zweiten neuen Fluchtverſuche 
reichte kurz darauf der Unteroffizier Nicolai die Hand. Mit einem Schlaf⸗ 
trunke, den dieſer beſorgen ſollte, wollte Trenck, nach ſeiner Ausſage im 
Verhör, die Schildwache in ſeiner Stube betäuben, „dann durch das hinter 
der Stubenthür in der Mauer befindliche Loch, welches nur einen Stein 
dick gemauert ſei, brechen und auf ſolche Weiſe fortzukommen ſuchen“. 
Erſt der dritte Verſuch führte zum Ziele. Dieſer wurde gemeinſchaftlich 
mit dem wachhabenden Offizier, Leutnant von Schell, am 26. No⸗ 
vember 1746 ausgeführt. Nach dem von dem Oberſten von Knobelsdorff 
an demſelben Tage aufgeſetzten Tatberidt?) hatte fic) der Vorgang 
folgendermaßen abgeſpielt. Schell als wachthabender Offizier hatte die 
Schlüſſel zu den beiden vor Trencks Zelle befindlichen Türen, die nur 
mittags zur Überbringung des Eſſens geöffnet werden durften, zwar 
vorſchriftsmäßig an den Oberſten wieder abgeliefert, aber „die Schlöſſer 
nur vorgehänget und geblendet, gegen 6 Uhr, als die Feſtung geſchloſſen 
werden ſollte, den beſten Unterofficier an das Feld⸗Thor zu ſchließen 
geſchicket, einen einfältigen und unteutſchen Kerl zur Schildwache vor 
die Arreſtanten geſtellet und alles vorgekehret, was ſein Vorhaben er- 
leichtern könnte. Da ich“, fährt Knobelsdorff fort, „nun um %6 Uhr 
eben im Begriff war, den Arreſtanten ſelbſten zu viſitieren, ſo mußte ich 
erfahren, daß der wachthabende Officier Lieutenant von Schell ſelbſt ſamt 
dem Arreſtanten von Trend fort und von der Enveloppe Nr. 10 herunter- 
geſprungen“. Obgleich ſofort Alarm geſchlagen wurde, blieben alle Maß— 
nahmen, der Deſerteure habhaft zu werden, vergebens. 


Während Trencks Darſtellung des erſten Komplottes im ganzen mit 
dem amtlichen Bericht übereinſtimmt, handelt es ſich bei dem zweiten 
Plan nach ihm um eine Meuterei der Garniſon der Zitadelle, an deren 
Spitze er ſich ſtellen wollte. „Wir wollten“, ſchreibt er (I, 92), „alle 
Arreſtanten befreien und mit klingendem Spiel nach Böhmen mar- 
ſchieren.“ Auch die Flucht am 26. November (die er auf den 24., im „Vor⸗ 


1) Vgl. für dieſen Abſchnitt den auf Akten des Glatzer Gouvernement3- 
Archivs beruhenden Aufſatz von Stephani in Ledeburs Archiv, Bd. 1, S. 129ff. 
2) „Speci(es) facti“, d. d. Glatz, 26. November 1746 (G. St. A.). 
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bericht“ auf den 29. Dezember verlegt) wird abenteuerlich ausgeſtattet. 
Sie geſchieht Hals über Kopf, da angeblich Schell von der Wache abgelöſt 
und arretiert werden ſoll. Beim Sprung vom Wall herunter hat dieſer das 
Unglück, „den Fuß am Knöchel aus dem Gelenk zu fallen“. Trenck nimmt 
ihn daher auf den Rücken), und ſie gelangen mit heimlicher Unterſtützung 
der ſie verfolgenden Offiziere — „denn damals war im preußiſchen Dienſte 
die Bruder⸗ oder Kameradenliebe noch ſo groß“ — und nach mancherlei 
Irrfahrt am folgenden Tage glücklich über die Grenze. „Unſer Glück war 
der Feiertag“, ſagt er dabei einmal, im Bilde der Flucht am 24. Dezember 
bleibend (I, 101 ff.). 

Man ſieht: Trenck läßt es in ſeinen Denkwürdigkeiten an Abenteuern 
und abenteuerlicher Ausgeſtaltung nicht fehlen. Ja, wir hören dort noch 
von weiteren Fluchtverſuchen. So erzählt er, ein Ausbruch ſei geſcheitert, 
da er auf dem Weg von der Zitadelle zur Stadt gründlich in der „Senk⸗ 
grube der öffentlichen Kloake“ ſtecken geblieben ſei. Ein andermal habe 
er dem Platzmajor, der ihn in der Zelle aufſuchte, den Degen entriſſen, 
ſich damit den Weg aus der Zelle gebahnt und ſei erſt, nachdem er ſchon 
über beide Wälle hinweg war, an den Außenwerken gefaßt worden, als 
er zu ſeinem Unglück beim Sprung über die Palliſaden hängen blieb. 
Es find abenteuerliche Ausgeburten der erhitzten Phantaſie. 

Am 8. Dezember ordnete der König die Einſetzung eines Kriegs⸗ 
gerichts an?), das am 12. April 1747 das Urteil über Trenck und Schell 
„in contumaciam“ fällte. Sie wurden „aller Ehren und Würden ver⸗ 
luſtig erachtet“; Trencks Vermögen ſollte konfisziert und ihr Bild „nebſt 
Beiſetzung ihres Namens und Verbrechens an den Galgen gehangen“ 
werdens). Demgemäß erfolgte die Einziehung des Trenckſchen Stamm⸗ 
gutes Groß⸗Scharlach in Oſtpreußen. Der König lehnte die Bitte der 
Mutter ab, ihr den Genuß der Einkünfte aus dem Gute auf Lebenszeit 
zu laſſen, gab aber 1752 das Gut einem Bruder Trends zurück). 


1) „Er verrenkte den Fuß, und ich trug ihn auf eine unglaubliche Art, die 
aber bei der preußiſchen Armee genau bekannt iſt, trotz allen Hinderniſſen glüd- 
lich bis nach Braunau in Böhmen“, heißt es prahleriſch in dem „Vorbericht“ 
von 1767. 

2) Kabinettserlaß an Fouquè vom 8. Dezember 1746 (G. St. A.). 

3) Das Urteil über Trenck und Schell, Berlin, 12. April 1747; bereits 
am 23. Januar 1747 hatte der König das Urteil über die übrigen Komplizen 
Trencks beſtätigt (G. St. A.). 

4) Order des Königs vom 2. Oktober 1747 und 6. Juli 1752: gedruckt bei 
Preuß, „Friedrich der Große“, Urkundenband 1, S. 106 u. 229. 
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Frage der Rückkehr Trends nach Preußen. 


Als der Pandurenoberft Trend am 4. Oktober 1749 geſtorben war, 
ſiedelte ſein Vetter aus Rußland, wo er damals lebte, nach Wien über, 
um die Erbſchaft anzutreten. Hier tauchte die Frage ſeiner Rückkehr 
nach Preußen auf. Der preußiſche Geſandte, fo erzählt Trend (I, 266 f.), 
„machte mir den Antrag: ich ſollte nach Berlin in mein Vaterland zurück⸗ 
kehren; der König hätte alles Vergangene vergeſſen; ich ſei bei ihm gerecht⸗ 
fertigt; er würde mein Glück machen und mir die Trenckſche Erbſchaft und 
Güter ſicher verſchaffen, wofür er mir auf Ehrenwort Bürge ſein 
wolle. Ich antwortete, daß dieſe Gnade mir nunmehro zu ſpät wider⸗ 
führe; ich hätte im Vaterlande zu großes Unrecht erlitten, traue keinem 
Fürſten auf Erden, deſſen Willen alle Rechte der Menſchheit zernichten 
kann. Mein treues Herz für den König ſei zu grob mißhandelt worden. 
Mein Kopf könne in der ganzen Welt die Notdurft verdienen, und ich 
wolle keiner Gefahr eines unverdienten Gefängniſſes mehr unterworfen 
ſein.“ Trenck fügt noch hinzu: „Er tat alles, um mich zu überreden.“ 
Aber er ſei allem Drängen des Geſandten gegenüber feſt geblieben. 

In der Korreſpondenz König Friedrichs mit ſeinem Vertreter 
in Wien, Graf Otto Podewils, findet dieſer Vorgang ebenfalls Erwäh⸗ 
nung. Am 12. Dezember 1750 berichtet Podewils: Trenck habe ihn erſucht, 
ihn mit der Bitte um Begnadigung dem König zu Füßen zu legen; 
Trenck rechne, mit des Königs Unterſtützung mehr als 60,000 Thaler aus 
der Erbſchaft ſeines verſtorbenen Oheims zu erhalten, und er ſei ent⸗ 
ſchloſſen, ſich mit dieſem Gelde nach Preußen zu begeben, ſobald er ſeinen 
Pardon erlangt habe. Darauf antwortete Friedrich am 22. Dezember: 
„Ihr müßt Herrn von Trend ſagen: fo berechtigten Anlaß zur Unzufrieden⸗ 
heit ich auch hätte, würde ich ihm dennoch ſeinen Pardon bewilligen, 
allerdings nur unter der ausdrücklichen Bedingung, daß er ſich mit ſeiner 
Habe nach Oſtpreußen zurückzieht, dort ganz ſtill in der Verborgenheit 
lebt und ſich nie wieder um Eintritt in das Heer bemüht.“ Sobald Trenck 
dieſe Zuſicherung gegeben habe, ſtehe ſeiner Rückkehr nichts mehr im Wege). 

Auch hier dasſelbe Ergebnis: Trencks Darſtellung ſteht im ſchärfſten 
Widerſpruch mit den urkundlichen Zeugniſſen. Geht nach Trenck die 
Initiative von Podewils aus, fo iſt nach dem Bericht des Geſandten gerade 
das Gegenteil der Fall. Auch hier ſehen wir uns der überraſchenden und 
belaſtenden Tatſache gegenüber, daß Trends Darſtellung den Sachverhalt 
ſchlechthin auf den Kopf ſtellt. 


1) Vgl. „Politiſche Correſpondenz Friedrichs des Großen“, Bd. 8, S. 200 
(Berlin 1882). 
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Was von der Glaubwürdigkeit der „Lebensgeſchichte“ zu halten ift, 
mag noch der folgende Abſatz lehren, der ſich ſeinem Berichte über die 
Verhandlung mit Podewils anſchließt: „Sicher aber iſt es, daß ſeit dieſem 
Tage, da der preußiſche Geſandte mit mir ſprach, auch nichts mehr in 
Wien für mich zu hoffen war. Der König weiß die Wege, durch ſeine 
Geſandte bei den meiſten Höfen Europens zu ſtürzen, auch zu erheben, 
wen er will. Der Trenck, welcher ihm nicht mehr traute, nicht mehr 
dienen wollte, ſollte auch nie Gelegenheit finden, wider ihm zu dienen. 
Ich bin alſo durch die dritte Hand bei der Monarchin als ein Erzketzer, 
zugleich als ein Menſch geſchildert worden, welcher dem Haufe Oſterreich 
nie dienen wolle und nur die große Erbſchaft ſuche, um zum Könige von 
Preußen zurückzukehren.“ Und wenige Zeilen ſpäter bekräftigt er ſeine 
Glaubwürdigkeit mit dem pathetiſchen Ausruf: „Nein! Mit ſtolzer, er⸗ 
habner Stirne ſteh' ich hier: hier ſchreib' ich meine Geſchichte ſo, wie ſie 
wirklich wahr iſt, ohne Rückhalt!“ 


Zrends zweite Verhaftung. 


Seit ſeiner Flucht aus Glatz lebte Trenck in der Vorſtellung, daß ihn 
König Friedrich unabläſſig verfolge. Aber erſt 1754 erreichte ihn ſein 
Schickſal, als ſeine Mutter ſtarb und er von ſeiner Garniſon in Ungarn 
ſich zur Auseinanderſetzung mit feinen Geſchwiſtern nach Danzig begab*). 
Hier wurde er zum zweitenmal verhaftet und daran anſchließend nach 
Magdeburg überführt. 

Über die Vorgeſchichte dieſer Verhaftung erzählt er allerhand 
Märchen. So ſoll ihm der nachmalige Gouverneur der Feſtung, Prinz 
Ferdinand von Braunſchweig, verſichert haben, „daß er wirklich bereits 
Befehl aus Berlin erhalten hatte, mein Gefängnis zu bereiten, ehe ich 
aus Ungarn abgereiſet war?)“. Dabei wurde der Prinz, der bis dahin 
in Potsdam ſtand, erſt im Juni 1755 zum Gouverneur ernannt; auch iſt 
erſt im Juli 1754 von der Herrichtung einer Zelle für Trend die Rede’). 
Sodann aber ſoll auch der König von Wien aus gewarnt worden ſein: „Der 
Trenck würde ſich in der Gegend von Danzig in der Zeit aufhalten, wann 


1) Im „Vorbericht“ von 1767 ſagt er ſehr geheimnisvoll: „Anno 1754 
reiſete ich in nothwendigen und in ſolchen Abſichten, die mir Ehre machen 
würden, wann fie bekannt wären, mit Erlaubnis des Hofes und meiner Obrig- 
keit nach Danzig.“ Den Schleier des Geheimniſſes, wofern überhaupt eins be- 
ſtand, hat er auch 1786 nicht gelüftet. 

2) Vgl. Bd. I (der Berliner revidierten Ausgabe von Vieweg), S. 280. 

3) Bericht des Generalmajors von Borde, Magdeburg, 25. Juli 1754 
(G. St. A.). 8 
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er zum Campement nach Preußen zu reifen beſchloſſen hätten)“. Die 
Warnung war unnötig, da Friedrich 1754 die oſtpreußiſche Revue gar 
nicht beſuchte. Ja, nach Ausweis der Akten ging der Anſtoß zur Ver⸗ 
haftung des ehemaligen Kornetts überhaupt nicht von dem König aus. 

Zum Verſtändnis der Sachlage müſſen wir uns erinnern, daß Trenck 
mit ſeiner Entweichung aus Glatz ſich der Fahnenflucht ſchuldig gemacht 
hatte. Nach altem Brauch im preußiſchen Heer wurde auf alle Ausreißer, 
deren es damals ſehr viele gab, auch im Auslande gefahndet. Noch am 
4. Oktober 1749 war ein „Erneuertes und geſchärftes Edict wegen An⸗ 
haltung und Verfolgung der Deſerteurs“ ergangen. Gleichwie die Liſten 
der Deſerteure, wurde auch das „Edict“ den auswärtigen Vertretern 
Preußens zugeſtellt. In Danzig, wo ein heißer Boden war, hielt der 
Reſident Reimer ſcharfe Wacht, und ſo entging ihm auch nicht die neuerliche 
Ankunft Trencks. Sofort erſtattete er dem Kabinettsminiſterium davon 
Meldung). „Seit kurzen Tagen“, fo ſchrieb er am 12. Juni, halte ſich 
der ehemalige Kornett Trenck in Danzig auf. „Dem Vernehmen nach ſoll 
derſelbe bereits in öſterreichiſchen Dienſten als Rittmeiſter ſtehen, wie er 
ſich denn auch faſt beſtändig bei dem hier befindlichen römiſch⸗kaiſerlichen 
Reſidenten (Abramſon) in ſeiner Behauſung befindet. Er iſt durch Polen 
über Krakau die Weichſel herunter anhero gekommen und ſoll, wie ich 
unter der Hand erfahren, jemand von ſeinen Verwandten hier erwarten, 
mit dem er wegen gewiſſer Familien⸗Angelegenheiten ſich auseinander⸗ 
ſetzen wolle. Ew. Kgl. Maj. erkühne mich, dieſes Deſerteurs halber aller⸗ 
unterthänigſt anzufragen, da er ſich vermutlich noch etwas allhier auf⸗ 
halten möchte, ob ihn hieſelbſt, wenn er außer beſagtem Reſidentenhauſe 
ſich betreten läſſet, durch den Magiſtrat ſoll arretiren laſſen und ihm 
bis zu Ew. Kgl. Maj. nächſtgelegenen Garniſon darſtellen oder ob deſſen 
hieſigen Aufenthalt ignoriren ſoll.“ Der Umſtand, daß Trenck jetzt dem 
öſterreichiſchen Heere angehörte, ſetzte die Miniſter in Verlegenheit. 
„Wegen der daraus ſonſt leicht entſtehen könnenden unangenehmen 
Suiten“ neigten ſie zum Verzicht, wollten aber die Verantwortung 


1) Vgl. Bd. 1 (der Berliner revidierten Ausgabe von Vieweg), S. 280. 

2) Miniſterialbericht Reimers vom 12. Juni 1754 (G. St. A.). Die Ge⸗ 
ſandtſchaftsberichte wurden in doppelter Ausfertigung dem Miniſterium über- 
ſandt, welches den für den König beſtimmten Immediatbericht an dieſen weiter 
leitete. Jedoch beſtand dieſe Vorſchrift nur für die wichtigſten Vertreter im 
Ausland; die Geſandten an den kleinen Höfen und auch die Reſidenten berichteten 
in der Regel nur an das Miniſterium. Alle Berichte ohne Ausnahme aber galten 
als an den König gerichtet, und ſo war auch in den lediglich für das Miniſterium 
beſtimmten Mediatberichten die perſönliche Anrede an den König beibehalten. 
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nicht auf ſich nehmen und wandten ſich daher, unter Beifügung des Be⸗ 
richts von Reimer und unter Darlegung ihrer Bedenken am 22. an das 
Generalauditoriat, welches die Inſtanz für alle militärgerichtlichen An⸗ 
gelegenheiten bildete, mit der Bitte, „uns beliebig an Hand zu geben, 
welchergeſtalt der Referent auf ſeinen Bericht zu beſcheiden“. Da auch 
Pawlowski, der Chef dieſer Behörde, die Bedenken der Miniſter teilte 
und ebenſo wenig auf eigene Fauſt handeln wollte, ging er am 27. den 
König ſelbſt um die Entſcheidung an. Er rekapitulierte kurz Bericht und 
Anfrage Reimers, ſowie den Inhalt der kriegsgerichtlichen Sentenz vom 
12. April 1747 über Trenck und bat um Weiſung für die Antwort an den 
Reſidenten ). 

So kam die Trenckſche Angelegenheit im Inſtanzenzuge vor das 
Forum des Herrſchers, der auf Pawlowskis Bericht hin nunmehr am 
29. Juni dem Miniſter Graf Finckenſtein befahl, „daß Ihr ſonder den 
geringſten Zeitverluſt verfügen ſollet, damit ſowohl an den Magiſtrat 
zu Danzig geſchrieben und derſelbe um Arretirung und Extradirung des 
Trencks requiriret, mein dortiger Reſident Reimer aber inſtruiret werden 
milffe, ſich wegen Arretirung und Auslieferung gedachten Trends, wenn 
derſelbe ſich außer dem Hauſe des dortigen öſterreichiſchen Reſidenten 
betreten laſſen wird, alle Mühe zu geben und von dem Erfolg weiter zu 
berichten. Ihr habt das Nötige hiernach zu beſorgen, auch die Expeditiones 
hiervon beſtens menagiren zu laſſen, auf daß nichts davon transpiriren 
kann.“) Gemäß der Weiſung Friedrichs wurde unter Hinweis „auf die 
verſchiedenen enormen Verbrechen“, wegen deren Trenck ſeinerzeit ver⸗ 
urteilt ſei, der Danziger Magiſtrat in einem Anſchreiben vom 2. Juli 
erſucht, „dieſen bereits vorhin zur wohlverdienten Strafe eingezogenen 
ruchloſen Menſchen“ zu arretiren und zum Weitertransport an Reimer 
auszuliefern“). Das Schreiben wurde mit einem Miniſterialerlaß gleichen 
Datums dem Reſidenten zugeſchickt und dieſer beauftragt, alles weitere 
in die Wege zu leiten, damit „vorgedachter der größten Verbrechen ſich 
ſchuldig gemachter Menſch“ aufgehoben würde“). 


1) Anfrage der Miniſter beim Generalauditoriat vom 22. und Pawlowskis 
beim König vom 27. Juni 1754 (G. St. A.). 

2) Durch Ordre von demſelben Tage wurde Pawlowski von dem Erlaß 
an Finckenſtein unterrichtet (G. St. A.). 


3) Das Miniſterium war mit dem Sachverhalt nicht vertraut. Für die 
Anfrage bei Pawlowski vom 2. Auguſt 1754 vgl. oben S. 281. 


4) Konzept des Schreibens an den Danziger Magiſtrat und Miniſterial- 
erlaß an Reimer vom 2. Juli 1754 (G. St. A.). 
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Glatt wickelten ſich die Dinge in Danzig ab. Reimer begab ſich ſofort 
mit dem Schreiben für den Magiſtrat zum Stadtpräſidenten Wahl, der 
jeden Beiſtand verhieß. Da aber für die Auslieferung Trencks die Zu⸗ 
ſtimmung des geſamten Rates erforderlich war und dieſer erſt in einigen 
Tagen zuſammentrat, wurde einſtweilen zu deſſen vorläufiger Verhaftung 
geſchritten. Reimer berichtet darüber am 6. Juli, „daß er in aller Ordnung 
und Stille in der vorigen Nacht durch einen Kapitän und 8 Mann Grena⸗ 
diers von der Stadtgarniſon aus ſeinem Quartiere, welches er in einem 
Gaſthofe gehabt, ſo neben an des Kaiſerl. Königl. Reſidenten Haus ge⸗ 
legen, aufgehoben und mit einer Sänfte nach der Katze gebracht worden!)“. 
Dort werde der Arreſtant ſtändig von zwei Poſten mit aufgepflanztem 
Bajonett bewacht. Vor dem Zuſammentritt der Ratsverſammlung ſuchte 
Reimer nochmals den Stadt⸗ und den Kriegspräſidenten, Wahl und Ferber, 
auf, um ihnen vorzuſtellen, „wie dieſer Menſch, ein Vaſall von Ew. 
Königl. Maj., ein eidbrüchiger und ein Deſerteur ſei, auch der größeſten 
Verbrechen ſich teilhaftig gemachet habe“. Ohne weiteres genehmigte 
der Rat die Auslieferung Trencks; doch fügte er die dringliche Bitte hinzu, 
wie der Reſident am 10. Juli berichtet, „daß Ew. Königl. Maj. ſowohl 
dem Magiſtrat als der Stadt Dero allergnädigſte Protection geruhen 
möchten angedeihen zu laſſen, wenn von Seiten des Kaiſerl. Königl. 
Hofes dieſerhalb einige Praetensiones an ihnen ſollten gemachet werden“; 
denn ſchon hatte der öſterreichiſche Reſident, wie Reimer ebenfalls mit⸗ 
geteilt worden war, ein „weitläufiges Memorial“ eingereicht, „worin 
er das Verfahren dieſer Stadt wegen der verfügten Arretirung über 
den von der Trenck mit herben Ausdrückungen angegriffen und (ſowohl) 
gegen die Auslieferung desſelben als alles nachteilige Verfahren auf das 
feierlichſte protestiret, mit dem Beifügen, daß er ſo lange ſitzen verbleiben 
möchte, bis er von ſeinem Hofe weitere Verhaltungsbefehle eingezogen“. 
Um „alle weitere Mouvements“ Abramſons zu vermeiden, auch einen 
„Auflauf der Leute“ zu verhüten, wurde Trencks Auslieferung auf 11 Uhr 
abends anberaumt, dieſer ſogleich in eine mit Poſtpferden beſpannte 
Kutſche geſetzt und in Begleitung von drei preußiſchen Unteroffizieren, 
denen „zu mehrerer Sicherheit durch das polniſche Territorium“ noch 
drei preußiſche Urlauber beigegeben waren, auf preußiſches Gebiet nach 
Lauenburg gebracht). 


1) Bericht Reimers vom 6. Juli 1754 (G. St. A.). Die „Katze“ 
war eine kleine Baſtion im weſtlichen Teil des Befeſtigungsgürtels von 
Danzig. 


2) Bericht Reimers vom 10. Juli 1754 (G. St. A.). 
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Am 22. Juli meldete der Kommandant von Berlin, Graf Hacke, 
„der geweſene Cornet Trenck“ ſei „heute“ eingetroffen, worauf Friedrich 
am 24. verfügte, „denſelben des Morgens mit dem früheſten in aller Stille 
unter ſehr ſicherer Escorte weiter nach Magdeburg zu ſchicken“ und an 
Generalmajor von Borde, der den beurlaubten Gouverneur General- 
leutnant von Bonin vertrat, abliefern zu laffen'). Das Verhör, dem 
Trenck in Berlin unterworfen ſein will, iſt danach in gleicher Weiſe Er⸗ 
findung, wie ſeine Darſtellung, daß die Offiziere ihm unterwegs ver⸗ 
ſchiedentlich Gelegenheit zum Entweichen hätten geben wollen?). 

Desgleichen iſt auch Erfindung und Verleumdung, wenn Trenck 
behauptet, daß der öſterreichiſche Reſident Abramſon mit Reimer unter 
einer Dede geſteckt und daher wie ein „Schelm“ an ihm gehandelt habe“). 
Das Gegenteil beweiſt der bereits erwähnte Proteſt, den dieſer gegen 
Trencks Verhaftung beim Danziger Magiſtrat einlegte. 


Zwar war dieſer Einſpruch wirkungslos geblieben, aber der Wiener 
Hof gedachte nicht, ſich dabei zu beruhigen. Die Befürchtungen der preußi⸗ 
ſchen Miniſter vor den „unangenehmen Suiten“ der Verhaftung Trencks 
ſchienen ſich zu erfüllen, als in den erſten Auguſttagen der öſterreichiſche 
Geſandte Graf Puebla beim Kabinettsminiſter Graf Podewils, dem 
Oheim des bereits genannten preußiſchen Geſandten in Wien, vorſprach, 
um „in ziemlich serieusen terminis“ über des Königs Vorgehen Beſchwerde 
zu führen. Die Feſtnahme Trencks, der ſich „als öſterreichiſcher wirklicher 
Officier“ in Danzig aufgehalten habe, ſei der Kaiſerin⸗Königin, ſo er⸗ 
klärte er, „nicht anders als zum höchſten sensible“ und verſtoße um ſo 
mehr gegen die freundſchaftlichen Beziehungen beider Mächte, als nicht 
einmal „die geringſte Eröffnung über die Urſach und Motiven eines ſolch 
unfreundlichen Verfahrens“ gemacht worden ſei. Als Puebla darauf 
feierlich im Namen ſeiner Regierung die Freilaſſung des Häftlings for⸗ 
derte, berief ſich Podewils demgegenüber auf das jedem Herrſcher zu⸗ 
ſtehende Recht, einen Untertan verfolgen und überall feſtnehmen zu 
laſſen, der, wie Trenck, die „enormſten Verbrechen“ begangen habe und 
durch gerichtlichen Spruch „zu ewigem Gefängnis“ verurteilt ſei; auch 
kein fremder Dienſt könne „ein Verbrechen dieſer Art“ ſchützen. Puebla 


1) Bericht von Hacke vom 22. und Antwort des Königs vom 24. Juli 1754 
(G. St. A.). 
2) Vgl. Bd. I (der revidierten Berliner Ausgabe von Vieweg), S. 291ff. 
u. 295; Bd. III, ©. 17f. 
3) Vgl. „Vorbericht“ von 1767 und „Lebensgeſchichte“, Bd. 1 (der revidierten 
Berliner Ausgabe von Vieweg), S. 282 ff. 
19* 
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gab ſich nicht zufrieden: er behauptete, Trenck ſei nicht aus preußiſchen, 
ſondern aus den Dienſten einer fremden Macht in die Oſterreichs über⸗ 
getreten; dte „Ungnade“, in die er beim König gefallen, rechtfertige 
nicht Verhaftung und Behandlung Trencks als „Verbrecher“; zum 
mindeſten hätte ſein Hof zuvor benachrichtigt werden müſſen, da jener 
öſterreichiſcher Offizier ſei. Er fügte hinzu, daß ſich auch im preußiſchen 
Heere Offiziere böhmiſcher und ungariſcher Herkunft befänden, „die 
ihrer Herrin nicht gerade ſehr zugethan ſeien“, und „dennoch ſei gegen 
ſolche, wenn ſie ſich an einem dritten Orte befanden, niemalen ſo hart 
verfahren worden“, und zwar allein aus Rückſicht für den König.!) 


Die Vorſtellungen Pueblas kamen für Friedrich unerwartet. Der 
Kabinettsſekretär Eichel berichtet darüber am 3. Auguſt vertraulich dem 
Grafen Podewils, „daß des Königs Majeſtät ſehr surpreniret geweſen 
ſeien, daß der wienerſche Hof wegen des arretirten Trenck die geſchehene 
démarche gethan und bei denen gegen letzteren vorwaltenden Umſtänden 
die Sache nicht lieber ignoriren wollen“ .:) Dennoch war der König über 
ſeine Antwort keinen Augenblick im Zweifel. In einem zweiten Schreiben 
von demſelben Tage) meldet Eichel die ihm erteilte mündliche „Reſo⸗ 
lution“. Danach hatte Podewils den Grafen Puebla zunächſt darauf 
hinzuweiſen, daß es ſich bei der Reklamierung um einen Menſchen handle, 
der „durch Urtheil und Recht infam gemachet und aller Ehre und Würden 
gänzlich verluſtig“ ſei. „Es müßten Se. Kgl. Maj. alſo glauben, daß der 
Graf Puebla und deſſen Hof von dieſem Umſtande und der eigentlichen 
Beſchaffenheit mit gedachtem Menſchen niemalen recht informiret 
worden wären, allermaßen Höchſtdieſelbe nicht presumiren könnten, daß 
man unter einer Armee, wie die von der Kaiſerin⸗Königin Majeſtät, 
bei welcher auf Ehre und auf Reputation ſo ſehr gehalten würde, keinen 
annehmen wollen, der, wie gedacht, durch eine ordentliche, von einem 
vereideten Kriegsgerichte geſprochene Sentenz feiner ſchändlichen Ber- 
brechen halber als infam declariret worden und ſolche Infamie beſtändig⸗ 
hin auf ſich gehabt habe. Ob derſelbe nachher und nach dem Ausbruch 
aus ſeinem Gefängnis in anderen Dienſten geweſen und wohin er ge- 
gangen, ſolches hätten Se. Maj. nicht wiſſen können, noch ſei es von Dero 
Obliegenheit geweſen, ſich darnach zu erkundigen. Ein vor allemal hätte 
dieſer unglückliche Menſch die ihm rechtlich zuerkannte Infamie mit ſich 


1) Weiſung von Podewils für den Bericht und der danach aufgeſetzte 
Bericht des Miniſteriums an den König vom 2. Auguſt 1754 (G. St. A.). 

2) Schreiben Eichels vom 3. Auguſt 1754 (G. St. A.). 

3) Schreiben Eichels an Podewils vom 3. Auguſt 1754 (G. St. A.). 
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trainiret, und da er ſich nach ſeinem Ausbruche aus dem Gefängnis 
wiederum betreten laſſen, ſo hätten des Königs Majeſtät alle Befugniß 
gehabt, ihn als Dero ſonſt angeborenen Vaſallen, der ſich aber durch 
infames Betragen aller Ehre und Würde verluſtig gemachet, wiederum 
arretieren zu laſſen. Die praetendirte Uniform hätte ſelbigen auch nicht 
ſchützen können, da zur Genüge bekannt ſei, wie es zu Zeiten und öfters 
geſchähe, daß auch allerhand ſchlechtes Volk ſich emancipirte, dergleichen 
von reſpectablen Puissancen ſich machen zu laſſen und ſich dabei Characters 
anzumaßen, die ihnen gar nicht gebühreten. Bei erwähntem Menſchen 
wäre es nicht die Frage von Ungnade, worin er bei Sr. Maj. verfallen, 
ſondern von einer rechtlichen Infamie, ſo ihm zuerkannt und bei welcher 
Höchſtdieſelbe nicht presumiren können, daß er jemalen fo effronté 
fein würde, unter ſonſt respectablen und ehrliebenden Truppen fic) wieder⸗ 
um engagiren zu wollen.“ Schließlich wurde Podewils beauftragt, 
zur Bekräftigung der obigen Ausführungen dem Geſandten eine Abſchrift 
des kriegsgerichtlichen Urteils über Trenck von 1747 vorzulegen, im übrigen 
aber keine „Protestations von égards, Freundſchaft und Hochachtung 
gegen die Kaiſerin“ zu ſparen )). 

Es war eine derbe Abfuhr, die der König der öſterreichiſchen Ree 
gierung zuteil werden ließ. Wir hören auch von feinen weiteren Schritten, 
die fie für Trend unternahm, bis zum Jahre 1763, wo feine Freilaſſung 
von neuem durch fie zur Sprache gebracht wurde. 

Zum Schluß noch eine Frage: was mag den König veranlaßt haben, 
1754 zur abermaligen Feſtnahme Trencks zu ſchreiten, nachdem er vier 
Jahre zuvor bereit geweſen war, ihm unter gewiſſen Bedingungen den 
erbetenen Pardon zu gewähren? Man hat an politiſche Gründe gedacht 
und vermutet, Trenck ſei mit Aufträgen der Wiener Regierung nach Danzig 
gekommen!); doch irgendein Beweis iſt dafür nicht erbracht worden, 
und ſo wird die Annahme nicht fehlgehen, daß der in der Zwiſchenzeit 
erfolgte Eintritt des ehemaligen Cornets in das öſterreichiſche Heer für 
den König der entſcheidende Beweggrund geweſen iſt, gegen den Abtrün⸗ 
nigen, der offen in das Lager der Feinde übergegangen war, keine Gnade 
mehr walten zu laſſen. 


1) Auf Vorſchlag von Podewils (vgl. dafür Eichels Schreiben an Podewils 
vom 5. Auguſt) wurden die beiden Geſandten in Wien und Warſchau, von 
Klinggräffen und von Maltzahn, durch Miniſterialerlaſſe vom 6. und 10. Auguſt 
1754 über die Trenckſche Verhaftung und den Zwiſchenfall mit der öſterreichiſchen 
Regierung unterrichtet (G. St. A.). 

2) Vgl. J. G. Droyſen, Geſchichte der preußiſchen Politik, Teil V, Bd. 4, 
S. 413 (Leipzig 1886). 
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Trends Gefangenſchaft in Magdeburg. 
I. Nach den Akten (1754 — 1756)!). 


Da es Trenck gelungen war, aus der Feſtung Glatz auszubrechen, 
traf der König alle Fürſorge, um einer erneuten Flucht aus Magdeburg 
nach Möglichkeit vorzubeugen. Er ließ die für den Arreſtanten beſtimmte 
Zelle oder (nach der Dienſtſprache der Zeit) „das Behältnis“ durch ein 
„enges eiſernes Gitter“ und „doppelte Traillen“ verſichern:). Weitere 
Verhaltungsmaßregeln enthielt die Ordre vom 30. Juli 1754 an General⸗ 
major von Borcke. Sie lautet: „Da nunmehro der Trenck Euch bereits 
abgeliefert fein wird), fo wiederhole ich hierdurch alle diejenige Pré- 
cautions, fo ich Euch ſeinetwegen in meinem vorigen Schreiben?) bekannt 
gemachet habe, und will, daß Ihr zugleich deſſen Arreſt auf dortiger 
Citadelle ſo geheim als möglich halten, alle Bruits deshalb supprimiren 
und es fo dirigiren follet, daß niemand eigentlich wiſſen könne, ob dieſer 
Arreſtant noch dort ſei oder wo er eigentlich weiter geblieben. Was es 
ſonſten vor ein argliſtiger Menſch und wie derſelbe imſtande ſei, auch 
ſonſt gute Leute zu debauchiren, davon wird Euch die anliegende Ab⸗ 
Schrift der ehemals wider ihn erkannten Genteng®) völlig überzeugen, 
welche Ihr ihm auch, wenn Ihr ihn einmal in ſeinem Behältnis ſelbſt 
ſehen werdet, vorleſen ſollet, damit er erkennen müſſe, wie man gar nicht 
zur Ungebühr mit ihm procediret habe. Sonſten ſollet Ihr ſorgfältig 
verhüten, damit er nicht mit jemandem weiter ſpreche, inſonderheit 
durchaus nicht correſpondire noch heimliche Briefe oder Zettel empfangen 
oder durchpracticiren könne. Kein Meſſer oder auch nur einiges Eiſen, 
womit er bohren oder brechen könne, muß ihm zugelaſſen werden, worauf 
Ihr wohl zu vigiliren habet, auch deshalb ihn und ſein Behältnis durch 
einen ſehr vernünftigen und verſchwiegenen Capitän viſitiren laſſen 
ſollet, um verſichert zu ſein, daß es an dem Behältnis noch alles feſt und 
richtig ſei.“ 

Um Trend völlig unſchädlich zu machen, erwog der König einige 
Monate ſpäter, ihn ganz außer Landes zu ſchaffen. Er wandte ſich in 


1) Alle in dieſem Abſchnitt angeführten Aktenſtücke befinden ſich auf dem 
Geheimen Staats⸗Archiv zu Berlin; die Magdeburger Gouvernementsakten 
liegen nicht mehr vor. 

2) Nach dem ,,Extractus actorum“ vom 18. Oktober 1754. Am 25. Juli 
berichtet Borcke über die anbefohlenen Arbeiten (G. St. A.). 

3) Am 6. Auguſt meldet Borcke Trencks Einlieferung (G. St. A.). 

4) Der angezogene Erlaß liegt nicht vor. 

5) Vom 12. April 1747 (vgl. S. 285). 
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diefer Abſicht an den franzöſiſchen Geſandten La Touche mit der ver- 
traulichen Anfrage, ob der Verſailler Hof bereit jet, einen preußiſchen 
Staatsgefangenen nach feinen Kolonien in Amerika oder Indien zu 
überführen. Trencks Name blieb ungenannt. Nur ſoviel ſagte Friedrich: 
„Es handelt ſich um einen noch jungen, aus meinen Landen gebürtigen 
Menſchen von Stand, der ſich aber ſo ſchlecht gegen mich aufgeführt 
hat, daß ich wünſchen muß, ihn gänzlich von hier entfernt zu ſehen, damit 
er nicht weiter meine Intereſſen ſchädigen noch ſeiner Familie Kummer 
bereiten kann.“ Damit liegen die Motive des Königs klar zutage. Daß 
er indeſſen nicht an eine Einkerkerung Trencks dachte, beweiſt die weitere 
Außerung: jener könne den Franzoſen in ihren Kolonien von Nutzen ſein 
als ein Mann, der den Degen zu führen verſtehe, dem es nicht an Geiſt 
noch an Bravour fehle (e' est proprement un homme d’épée, ne manquant 
pas d' esprit ni de bravoure) i). Auf den Antrag Friedrichs ging die fran⸗ 
zöſiſche Regierung ſofort ein und brachte Isle de France (heute: die Inſel 
Mauritius) und Pondicheéry in Vorſchlag, weil ſich wegen des dortigen 
geringen Schiffsverkehrs nur wenig Gelegenheit zur Flucht biete. Da 
aber bereits Anfang 1755 die Schiffe dorthin abgehen ſollten, der vor⸗ 
zeitig einbrechende Winter jedoch Trencks Fortſchaffung zur See nach 
Frankreich verbot, ſo vertagte der König die Ausführung des Planes), auf 
den er dann nicht wieder zurückkam. 


Nur wenige Wochen waren verſtrichen, als Trenck bereits verſtand, 
ſich trotz aller Abſperrung mit der Außenwelt in Verbindung zu ſetzen. 
Als am 8. September der Grenadier Fuß vor ſeiner Zelle Wache hielt, 
wußte er dieſen zu bereden, „drei mit Blut und einem ſpitzen Holze ge⸗ 
ſchriebene kleine Zettel, welche er mit einer aus Stroh, mit Zwirn zu⸗ 
ſammen gebundenen Machine durch die Traillen und das Gitter practi- 
eiret”, an feine Schweſter Frau von Waldow auf ihrem Gute Hammer 
bei Landsberg a. W. zu beſorgen. Ihr weſentlicher Inhalt war: ſie möge 
für ihn bei dem König „um einen leidlicheren Arreſt intercediren“. Die 
Frau des Grenadiers überbrachte Botſchaft und Antwort. Dann aber 
kam durch einen Kameraden, den Fuß in das Komplott hineinzog, das 
Geheimnis heraus.“) Die beiden Soldaten wurden zu Spießrutenlaufen 
und Feſtungsbau, die Frau des Fuß zum Spinnhaus verurteilt. Am 


1) Schreiben Friedrichs an La Touche, 1. November 1754 (G. St. A.). 

2) Bericht La Touches vom 27. und Antwort König Friedrichs vom 30. Nov. 
1754 (G. St. A.). 

3) Bericht Bonins vom 9. Dezember mit beiliegendem „Extractus acto- 
rum“ vom 18. Oktober 1754 (G. St. A.). 
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12. Dezember beſtätigte der König die ihm vorgelegte Sentenz, „damit 
andere künftighin ein Exempel daran nehmen möchten“, und befahl ferner, 
„Trenck ſchärfer und dergeſtalt einſchränken zu laſſen, daß er dergleichen 
Collusiones weiter anzufangen ganz außer Stande fet’). 

War Trenck bisher auf der Zitadelle untergebracht, ſo erfolgte im 
Frühjahr 1755 ſeine Überführung nach Fort Bergen (ſpäter Sternſchanze 
genannt), einem Außenwerk vor dem Sudenburger Tore. 

Über den Anlaß gewährt die Ordre des Königs an Bonin vom 
29. April 1755 Aufſchluß. Darin ſchreibt Friedrich, er wiſſe zuverläſſig, 
„daß der zu Magdeburg auf der Feſtung arretirte Trenck ohnerachtet 
aller genauen Aufſicht, ſo auf ihn gehalten wird, dennoch nicht unter⸗ 
läſſet (und) beſtändighin allerhand Mittel intriguiret, Briefe aus ſeinem 
Gefängnis zu practiciren und correspondances zu unterhalten, auch 
darauf zu arbeiten, aus dem Arreſt zu echappiren“. Daher ſoll Oberft 
von Aſſeburg, dem „die beſondere Aufſicht auf dieſen malicieusen Arre⸗ 
ſtanten“ übertragen wird, Trencks Zelle genau auf alle Spuren unter⸗ 
ſuchen, die auf einen Fluchtverſuch deuten. Dann fährt Friedrich fort: 
„Um aber mit dieſem hauptmalicieusen und gefährlichen Menſchen 
noch beſſere mesures als bisher zu nehmen und ſich ſeiner gewiß zu ver⸗ 
ſichern, ſo wird es das beſte ſein, daß Ihr deſſen prison verändert und 
ſolchen nach dem Fort Bergen, wo der Walrave ſitzet, in ein beſonderes, 
durch und durch ſehr wohl verwahrtes Gefängnis, ſo ganz abgelegen 
und wohin keine oder ſehr wenige passage iſt, bringen laſſet, damit er 
dergeſtalt aus aller bisherigen etwaſigen connexion komme und die⸗ 
jenigen, ſo mit ihm briguiret haben, nicht wiſſen, wo er eigentlich geblieben 
ſei; allda er dann mit Ketten an Hand und Fuß an eine Mauer feſt 
und wohlverwahret angeſchloſſen werden ſoll, daß er garnicht an das 
Fenſter noch an einige Thüren kommen, mithin neue practiques machen 
könne“). 

Eine weitere bedeutſame Wendung in dem Schickſal Trencks erfolgte 
im Sommer 1756. Prinz Ferdinand von Braunſchweig, der Nachfolger 
Bonins in ſeiner Stellung als Gouverneur von Magdeburg, meldete 
am 23. Juli, daß „nicht nur am 14. Mai c(urrentis) zwei von dem Arre⸗ 
ſtanten nach Wien geſchriebene und bereits nach Zerbſt practicirte Briefe 
abgefangen, ſondern auch am 28. Juni durch die Vigilanz der Wacht der 


1) Ordre an Bonin vom 12. Dezember 1754. (G. St. A.) 

2) Am 3. Mai 1755 meldet Aſſeburg dem König, er habe nichts gefunden 
und den Ort auf Fort Bergen für ein „neues Behältniß“ ausgeſucht „und 
laſſe ſchon daran bauen“ (G. St. A.). 
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Arreſtant ſelbſt gleich bei dem allererſten Verſuch zum Ausbrechen er- 
tappt und dergeſtalt in ſeiner Arbeit überraſcht worden, daß beides, ſein 
Werkzeug als auch verſchiedene, in ſeiner Kleidung verſteckte Briefe, 
entdeckt worden“. Ein dem Bericht beigefügter „Extract aus denen Akten“ 
enthält die näheren Angaben. Danach wurden die nach Wien gerichteten 
Briefe am 14. Mai dadurch entdeckt, daß ſie den „ungewöhnlichen Poſt⸗ 
kurs über Zerbſt“ gehen ſollten. In den Briefen ſelbſt traf Trenck die 
Abrede, daß ein gewiſſer Ruckhard, angeblich ein öſterreichiſcher Ritt⸗ 
meiſter, „den 24. Juni ſich in dem benachbarten churſächſiſchen Orte 
Gommern einfinden, Pferde und Knechte in Bereitſchaft halten und allda 
von einem ungenannten Freunde weitere Vorſchrift gewärtigen ſollte“. 
Was Trencks Überraſchung bei der Arbeit am Abend des 28. Juni betrifft, 
ſo gelang ſie nach dem „Extract“ ſo vollſtändig, „daß man ihn nicht nur 
von ſeiner Kette losgemacht fand, ſondern auch ſein ſämtliches Werkzeug, 
welches in drei Meſſern und einem Meißel beſtand, und womit er bereits 
ein Stück Bohle aus dem Fußboden losgearbeitet hatte, in der nachhero 
eingeſtandenen Abſicht, ſich alsdann in der Erde unter dem Fundament 
der Mauer und denen dahinter ſtehenden Pallifaden durchzuwühlen“. 
Man fand ferner bei ihm einen Brief in Verſen an Maria Thereſia, 
„worin er mit Bezeichnung des Orts feines Aufenthalts um ihre Pro⸗ 
tection bittet, nebſt 2 poetiſchen Fabeln und einem mit Blut geſchriebenen 
Zettel“. In dieſem Zettel, der „Final⸗Inſtruction vor den Ruckhard“ 
überſchrieben war, bat ihn Trenck, „den 11. Juli mit vier Reitpferden 
ſich von Leipzig nach Gommern zu verfügen und von da ſich auf den- 
jenigen Ort zu begeben, welcher ihm von einem ungenannten Freunde 
und deſſen Frauen bezeichnet werden würde“. Im Verhör geſtand Trenck 
ſoviel, daß ſein Helfershelfer ein Grenadier ſei, der „von Zeit zu Zeit“ 
bei ihm auf Poſten zog, leugnete aber, ſeinen Namen zu kennen. Wir 
hören auch noch, daß er durch Vermittlung des Grenadiers von Ruckhard 
„im April 1000 Reichsthaler“ erhalten hatte und die „Inſtruction“ nur 
deshalb noch nicht abgegangen war, „weil der Grenadier ſeit dem 21. Juni 
nicht wieder vor fein Behältnis zu ſtehen (ge)kommen“ ). 

Auf dieſe Meldung des Prinzen Ferdinand verfügte der König am 
29. Juli die Beſtellung eines Kriegsgerichtes :). Der über Trend mit 


1) Bericht des Prinzen Ferdinand vom 23. Juli 1756, nebſt dem „Extract 
aus denen Acten, die geführte Correſpondenz und intendirte Flucht des im 
Stern ſitzenden zweiten Arreſtanten betreffend“ (G. St. A.). 

2) Die Ordre ſelbſt liegt nicht vor; Datum und Inhalt derſelben ergeben 
ſich aus der Antwort des Prinzen vom 4. Auguſt 1756 (G. St. A.). 
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Stimmenmehrheit gefällte Spruch lautete, daß er „wegen ſeiner ſchon 
vorhin verübten Deſertion aus dem Feſtungsarreſt zu Glatz und ſodann 
neuerlich allhier gethanen Verſuche zum Ausbrechen und unternommenen 
Verführung in Pflichten ſtehender Soldaten... nunmehro in Eiſen zu 
ſchmieden und in ſolchem auf feine ganze Lebenszeit Feſtungsarreſt 
halten ſolle“ “). Damit mußte für ihn die letzte Hoffnung ſchwinden, je⸗ 
mals die Freiheit wieder zu ſehen. 


II. Trencks Darſtellung bis zum September 1757. 


Außer der Schilderung, die Trenck von ſeiner Magdeburger Ge⸗ 
fangenſchaft in ſeiner „Lebensgeſchichte“ entwirft, liegt noch eine zweite 
faſt gleichzeitige Darſtellung vor. 

Gleichwie er ſich ſchon in Glatz ausdrücklich eine Bibel ausgebeten 
hatte?), fo auch in Magdeburg. Er benutzte fie zu Eintragungen, die er 
mit Blut „auf den vom Drucke freigelaſſenen Raum an der äußeren 
Seite und in der Mitte ſowie am unteren Rande der Bibelvers⸗Columnen“ 
machte. Sie beſtanden in Aufzeichnungen religiöſen, philoſophiſchen 
lind ſatiriſchen Inhalts in Verſen und in Proſa. Außerdem enthalten 
ſie eine Niederſchrift ſeines eigenen Lebens. Er ſpricht von 8, im „Vor⸗ 
bericht“ von 1767 ſogar von 9 Bänden, die er derart mit Aufzeichnungen 
angefüllt habe (II, 162). Aber nur zwei find bisher bekannt geworden“). 

In dem erſten der beiden Bände findet ſich nun auch die Darſtellung 
ſeiner Magdeburger Erlebniſſe: „Wahrhaffte, auf Gewiſſen, Ehre und 
Beweiß gegründete Erzehlung von dem Zuſammenhange meiner zur 
Entweichung aus Magdeburg vorgehabten Anſchläge“. Sie bildet die 
Fortſetzung der „in meiner alten Bibel eingetragenen Relation meines 
Geſchickes“). Die Erzählung beginnt mit feiner Einlieferung am 28. Juli 
1754, und ſie ſchließt mit der Ernennung des Erbprinzen Friedrich von 
Heſſen⸗Kaſſel zum Vize-Gouverneur (Februar 1759) oder genauer mit 
dem 1. September 1757, da die nachfolgenden Betrachtungen, die ſich 
über die weiteren 20 Monate erſtrecken, nur allgemeinen Charakters ſind. 


1) Nach dem Begleitbericht des Prinzen Ferdinand vom 4. Auguſt 1756. 
Am 7. Auguſt beſtätigte der König das Urteil (G. St. A.). 

2) Vgl. Ledeburs Archiv, Bd. 1, S. 138. 

3) Für die Trend-Bibeln vgl. Petzholdt, „Freiherr von der Trends Er- 
zählung ſeiner Fluchtverſuche aus Magdeburg. Nach Trencks eigenhändigen 
Aufzeichnungen in deſſen . . . Gefängnis⸗Bibel“, Einleitung, S. XXIff. (Dresden 
1866). 

4) Vgl. Petzholdt, S. 2. 
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Damals denn auch, im Frühjahr 1759, find die Aufzeichnungen nieder- 
geſchrieben!), und zwar in einem Zuge), fo daß wir es alſo nicht mit einem 
gleichzeitig geführten Tagebuch, ſondern nur mit einem zuſammenfaſſen⸗ 
den Rückblick zu tun haben. 

Die in der Bibel niedergeſchriebene Erzählung iſt eingehend, ſachlich 
genau mit vielen Zeitbeſtimmungen bis auf den Tag, ſo daß ſich an der 
Hand der Aufzeichnungen ein anſchauliches Bild der Erlebniſſe Trencks 
gewinnen läßt. Anders in der „Lebensgeſchichte“, war doch ein weiteres 
Vierteljahrhundert darüber hingegangen, ehe ihre Abfaſſung erfolgte. 
So trägt dieſer letztere Bericht denn auch ſichtbare Altersſpuren. Er iſt 
mehr allgemein gehalten und macht den Eindruck, als ſeien die Erinne⸗ 
rungen Trencks an die einzelnen Vorgänge bereits ſtark verblaßt. Und 
wenn ſeine Schilderung dennoch Farbe und Leben zeigt, ſo iſt das weit 
mehr der Ausmalung der Begleitumſtände zu danken, dem Stimmungs⸗ 
gehalt, mit dem das Ganze erfüllt wird. Beredt ſchildert br, wie er fic 
die Zeit mit Dichten und Schriftſtellern, mit der kunſtvollen Gravierung 
der heute noch berühmten Zinnbecher vertrieb, wie ein zahmes Mäuschen 
ihm treue Geſellſchaft leiſtete. Beredt iſt vor allem die Schilderung der 
ausgeſtandenen Leiden, des Hungers, der Nöte der ſchweren körperlichen 
Arbeit beim Ausſchachten des Erdreichs und beim Graben der unter⸗ 
irdiſchen Gänge, der Qualen, welche die Kettenlaſt bereitete, kurzum des 
körperlichen und ſeeliſchen Martyriums. 

Wie ſteht es nun um die hiſtoriſche Zuverläſſigkeit der Aufzeich⸗ 
nungen von 1759 und 1786? 

In der Bibel (S. 5f.) berichtet Trenck — allerdings mit falſchem 
Datum und etwas entſtelltem Namen —, wie er den Grenadier Fuß 
gewonnen und ſeiner Schweſter Nachricht ſchickte, wie der Streich ent⸗ 
deckt und Fuß mit ſeinem Spießgeſellen beſtraft wurde. In der „Lebens⸗ 
geſchichte“ (II, 13ff.) ſchmückt er die Erzählung weiter aus: ein jüdiſches 
Mädchen wird zur Vermittlerin, der öſterreichiſche Legationsſekretär 
Weingarten in Berlin zum Verräter und der ſchuldige Grenadier wird 
gehängt. 

Wurde Trenck auf Friedrichs Initiative im Jahre 1755 nach der 
Sternſchanze gebracht, ſo führt er es in beiden Darſtellungen auf einen 
gehäſſigen Bericht zurück, den der General Borcke am 6. Juni dem Könige 


1) Vgl. dafür die in der Darſtellung ſelbſt (vgl. Petzholdt, S. 43 u. 65f.) 
gegebenen Hinweiſe auf die Zeit der Niederſchrift. 

2) Des öfteren wird in der Darſtellung (3.8. S. 6, 10, 38, 50, 55) vor⸗ 
greifend auf ſpätere Ereigniſſe verwieſen. 
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während der Magdeburger Revue erjtattete'). Ja, in den Denkwürdig⸗ 
keiten (II, 25) läßt er Friedrich ſelbſt ſich zur Sternſchanze begeben, um 
dort „in aller Eil“ das neue Gefängnis und die Ketten anzuordnen, in 
die der Gefangene geſchmiedet werden ſollte. Schon damals (II, 32) 
ſoll auch in den Boden ſeiner Zelle der Leichenſtein, deſſen Exiſtenz von 
Augenzeugen längſt beſtritten ijt?), eingelaſſen fein, obwohl feine kriegs⸗ 
gerichtliche Verurteilung zu lebenslänglicher Haft erſt nach mehr als 
Jahresfriſt erfolgte. 

Schildert Trend, wenn auch einſeitig, in der Bibel (S. 42 f.) das 
Verhör bei den kriegsgerichtlichen Verhandlungen von 1756, ſo iſt in der 
„Lebensgeſchichte“ von dem Kriegsgericht mit keiner Silbe mehr die 
Rede, und die Anlegung des Halseiſens, die nach dem Spruch des Ge⸗ 
richts erfolgte, wird als grauſame Willkür des Kommandanten hin- 
geſtellt (II, 97). 

Wir gelangen zur Korreſpondenz mit Ruckhard in Wien, der mit 
Pferden zur Flucht nach Gommern kommen ſoll. Trenck läßt ſie in der 
Bibel (S. 16 f.) ſchon im Februar 1755 beginnen. Aus den Akten über 
das Verhör im Juli 1756 wird beſtätigt, daß ſein Vertrauensmann, 
der Grenadier Gebhardt, im April 1756 tatſächlich von Ruckhard 1000 
Taler empfangen und ihm übergeben hat (S. 35). Auch die Aufdeckung 
der Korreſpondenz im Mai trifft zu; aber ſie erfolgt durch die Vorſicht, 
nicht durch den Verrat, wie Trenck meint (S. 37), des Poſtmeiſters in 
Gommern. Endlich will er dann nochmals an den Freund in Wien Bot⸗ 
ſchaft und die Weiſung geſchickt haben, „daß allezeit am 1. des Monats, 
ſo lange er in Magdeburg wäre,“ jemand am Schlagbaum nahe der 
Grenze ihn erwarten ſolle, eine Weiſung, die er dann 1758 rückgängig 
gemacht haben will (S. 38 u. 66). Stimmen beide Darſtellungen von 
1759 und 1786 in der Schilderung der Korreſpondenz mit Ruckhard bis 
zu ihrer Aufdeckung im Sommer 1756 ungefähr überein, ſo wird die 
letzte Abrede in den Denkwürdigkeiten (II, 163) in die Zeit nach Friedens 
ſchluß verlegt und dahin erweitert, daß ſein Freund „in jedem Monat“ 
am 1. und 15. an der Grenze bereit ſtehen ſolle. 


1) In einem wohl ziemlich gleichzeitigen Gedicht, das er der „Sammlung 
vermiſchter Gedichte“ einverleibte (S. 268), ſpricht er noch ausdrücklich von einem 
ſchriftlichen Berichte: 

„Wie geſchwinde ſchrieb nicht Borcke, mich verleumdend anzuklagen! 
Wie geſchwinde kam die Antwort, die mich in die Feſſeln ſchlug!“ 

2) Vgl. Wadzek, „Wahrhafte Beleuchtung“ uſw., S. 40 bzw. 50; „Nähere 

Beleuchtung“ uſw., S. 85f. 
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Endlich ijt noch der Fluchtpläne zu gedenken und der Art, wie fie 
bewerktſtelligt werden ſollten. In der Zitadelle ſchmiedete Trenck drei 
Anſchläge: zunächſt wollte er die Riegel an den beiden Türen zu ſeiner 
Zelle ausſchneiden, dann, wie er gleichfalls in der „Lebensgeſchichte“ 
berichtet (II, 7ff.), als mit Wintersanfang der bisher draußen ſtehende 
Poſten auf den Gang vor die Zelle geſtellt wurde, einen unterirdiſchen 
Weg zum unbewohnten Nebengelaß bahnen und, da ſich die Fundamente 
der Zwiſchenwand (ſie bildete den Schwibbogen zur benachbarten Kaſe⸗ 
matte) als zu ſtark erwieſen, ſchließlich ein Loch in das „Vorgemach 
ſeines Gefängniſſes“ brechen, wo dann nur eine Tür noch zu ſprengen 
blieb). Der Ausführung dieſer Pläne kam feine Überführung in die 
Sternſchanze am 26. Juni 1755 zuvor). 

Nun folgt eine höchſt abenteuerliche Epiſode, die in beiden Dar⸗ 
ſtellungen auf den 4. Juli 1755 verlegt wird. Trenck will einen Selbſt⸗ 
mordverſuch und dann, in neu erwachter Lebenshoffnung, einen Aus⸗ 
bruchsverſuch durch Ausſchneiden der Riegel an den Türen gemacht 
haben. Als am dritten Riegel ſein Werkzeug brach, verbarrikadierte er 
ſich kampfbereit in ſeiner Zelle. Dann aber kam es zu friedlicher Ver⸗ 
ſtändigung mit dem Platzmajor — ſo ſchildern es die Aufzeichnungen in 
der Bibel (S. 27ff.), während das Abenteuer in der „Lebensgeſchichte“, 
weiter ausgeſchmückt, zu einer kleinen Schlacht entartet, bevor Trenck 
kapituliert (II, 43 ff.). In jener erſten Niederſchrift (S. 30) berichtet er 
weiter, daß er jetzt auch alle auf der Zitadelle getroffenen Anſtalten zur 
Flucht verraten habe. 


Die Folge der Ereigniſſe vom 4. Juli war, daß Palliſaden um das 
ganze Haus geſetzt und eine Schildwache in den Graben vor ſeine Zelle 
geſtellt wurde. Wie Trenck behauptet, erlangte er damit die gewünſchte 
Gelegenheit, ſich mit der Außenwelt zu verſtändigen. Auf dieſem Wege 
will er dann die genaue örtliche Beſchreibung der Lage ſeines Kerkers 
und den Hinweis erhalten haben, daß er „nur etwa 15 Fuß weit zu graben 
hätte, um in die Mine des Walles zu kommen“ (S. 34). Von dort war der 
Weg zur Brücke und damit zur goldenen Freiheit leicht! Alsbald machte 
ſich der Gefangene ans Werk. Als er an einem „neuen Loche“ zur Heraus⸗ 
ſchaffung des Sandes aus dem Stollen arbeitete, wurde er dabei von 
dem Gouverneur am 26. (nach den Akten: am 28.) Juni 1756 überraſcht 


1) Vgl. Petzholdt, S. 9—14. 

2) Die „Lebensgeſchichte“ nennt ſeltſamerweiſe immer den 26. Mai als 
Tag der Überführung, ſpricht dennoch aber anläßlich der Geſchehniſſe vom 
4. Juli vom neunten Tage, „nachdem man mich hineingeſperrt“ (II, 73). 
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und darauf am 1. Dezember der unter dem „Loche“ angelegte Kanal 
entdeckt, während der zur Mine führende Stollen nach wie vor verborgen 
blieb (S. 39 u. 47f.). Ja, er benutzte dieſe Entdeckung des Kanals, den 
man mit Steinen ausfüllte, um bei dieſer Gelegenheit, wie er fagt (S. 49), 
noch „bei 3 Centner Sand“ aus dem Stollen loszuwerden. Dieſer Stollen 
führte bereits „18 Fuß tief unter den Wall“ (S. 47), als Trenck von 
einer Schildwache vernahm, daß er anſtatt 32 nur 16 Fuß zu graben 
brauche, wenn er ſeitwärts zur Linken abböge, da dort gleichfalls Tür 
und Gang in den Wall führten (S. 56). Endlich am 26. Auguſt 1757 war 
das Werk vollendet. Um alles zur Flucht am 1. September fertig zu 
machen, wollte er tags zuvor noch „das Loch in die Mine herausbrechen“, 
als er einen Lichtſchimmer wahrnimmt und bei näherer Unterſuchung 
den Wachoffizier mit ſeinen Leuten bemerkt, die ihn bei ſeinem Austritt 
in die Galerie abzufangen bereit ſtehen (S. 62) ). 

Im Gegenſatz zu den genauen Aufzeichnungen in der Bibel verfährt 
die Darſtellung in der „Lebensgeſchichte“ mehr ſummariſch. Ganz all⸗ 
gemein ſind auch die Zeitangaben, ſo daß ſich ihnen kaum nachrechnen 
läßt. Indes iſt ſehr bezeichnend, daß Trenck den Rat für die neue Linien⸗ 
führung des Stollens in der Sternſchanze, den in der Bibelniederſchrift 
eine Schildwache gibt, jetzt von einem Offizier erteilen läßt (II, 109). 
Iſt es doch in der „Lebensgeſchichte“ ſein offenkundiges Beſtreben, ſich 
in geheimem Einvernehmen mit den Wachoffizieren hinzuſtellen. Aber 
ebenſo wie die frühere, ſchließt auch dieſe Aufzeichnung den Abſchnitt 
mit der Erzählung, wie am 31. Auguſt 1757 die durch ſein Arbeiten 
aufmerkſam gewordene Wache in der Galerie „auf den herauskommen⸗ 
den Fuchs lauert“ (II, 115 f.). 

Hatte er nach der Bibelniederſchrift an dieſem kritiſchen Tage, unter 
der Laſt der Tatſachen zuſammenbrechend, die Waffen geſtreckt und alle 
ſeine Geheimniſſe preisgegeben, ſo beſaß er hingegen nach ſeinen Denk⸗ 
würdigkeiten die Geiſtesgegenwart, unter dem Fußboden ſeiner Zelle ein 
Loch zu graben, in dem er ſeine Werkzeuge, Piſtolen, ſein Geld uſw. barg. 

Doch hier beginnt eine neue Epoche. 


III. Trencks Darſtellung bis zur Freilaſſung. 


Das Geheimnis des Stollens war entdeckt, alle Löcher in ſeinem Ge⸗ 
fängnis wurden zugemauert, und Trenck verſprach, nichts Neues zu unter⸗ 


1) Dieſe in „dreijähriger Arbeit“ hergeſtellte „Mine bis in die Hauptgalerie 
des Walles“ iſt auch im „Vorbericht“ von 1767 ausdrücklich erwähnt; die dortige 
Angabe von „mehr als 15 fehlgeſchlagenen Unternehmungen“ zur Flucht iſt 
natürlich ſinnloſe Übertreibung. 
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nehmen — das war das Bild der Lage am Abend des 1. September 1757. 
Seine Widerſtandskraft war gebrochen, und daß er bis in den Frühling 
1759 auch auf keine neue Unternehmung ſann, bezeugt die Erklärung 
am Schluſſe feiner Aufzeichnungen dieſes Jahres (S. 65 f.): „Ich habe 
mein gegebenes Wort von dieſem 1. September 1757 an bis auf 
dieſe Stunde, folglich gegenwärtig 20 Monate lang, ohnverbrüchlich 
gehalten.“ 


Vergegenwärtigen wir uns ſeine Stimmung. Er fühlte, er hatte 
mit ſeinem letzten Fehlſchlag verſpielt. So atmet der Schluß ſeiner 
Darſtellung in der Bibel vollſtändige Reſignation. Ich habe, ſchreibt 
er (S. 67), „die Luſt vor mich ſelbſt zu leben verloren“; höchſtens möchte 
er die Welt noch durch ſeine Erfahrung belehren. Auf den Weg der 
Gewalt hat er endgültig verzichtet. Ja, er gibt ſogar „ex praxi“, ſo iſt 
ſein Ausdruck, umſtändliche Anweiſung, wie man ſein Gefängnis ein⸗ 
richten und ausbauen müſſe, um jeden Fluchtverſuch zur Unmöglichkeit 
zu machen. Wie er ausdrücklich hinzufügt, will er dieſe Eröffnung nicht 
als „Vorwitz“ betrachtet ſehen, ſondern als „Merkmal ſeiner gänzlichen 
Determination in ſein Geſchick und Unterwerfung in die Gnade“ ſeiner 
Wächter, zumal des neuen Vizegouverneurs, Erbprinz Friedrich von 
Heſſen (S. 68). Sein einziges Verlangen geht auf „erträglichere Be⸗ 
wegungsart, beſonders beſſeren und anſtändigeren Unterhalt und freie 
Lecture, nebſt dem Gebrauch meiner Feder zu unſchuldigem Zeitver⸗ 
treib“ (S. 74). Ahnlich fleht er in einem poetiſchen Bittſchreiben, das 
wohl auch aus jener Zeit ſtammt, „um der Marter Linderung“: 

Ich will ja die Freiheit nicht, nein, ich will noch gerne harren, 
Nur nicht in dem Ungemach und im Sclavenjoch erſtarren. 
Friſche Luft will ich nur ſchnappen, Linderung verlang' ich nur. 
Glieder regen, pflegen, brauchen — dieſes will ja die Natur.) 


Schließlich reſumiert er in der Bibelniederſchrift (S. 74) nochmals 
ſeine Wünſche dahin: „Mir fehlen in meinem Kerker nichts als Bücher, 
Feder und ein Weib. Da ich nun das letztere ohnumgänglich entbehren 
muß, ſo iſt die Bewilligung der erſteren das wahrhafte Mittel, mich bei 
meinem grauſamen Verhängnis vollkommen zu beruhigen.“ Man 
ſieht: er hat ſich mit ſeinem Loſe abgefunden. 

Für dieſe Seelenſtimmung bilden ein ſprechendes Zeugnis die Auf- 
zeichnungen in dem weiteren uns erhaltenen Bande der Gefängnisbibel, 


1) Vgl. Trends „Sammlung vermiſchter Gedichte“, S. 269 f. (Frankfurt 
und Leipzig 1767). 
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der bis in das Jahr 1760 reicht!). Er enthält Brie fentwürfe, Fabeln, 
Arbeiten philoſophiſcher und politiſcher Natur, darunter eine Abhandlung 
über Abſchaffung der Kriege und Herbeiführung des ewigen Friedens, 
endlich noch 500 Sinnbilder mit Inſchriften. Aber wir ſuchen vergeblich 
nach einer Fortſetzung der „Relation“ ſeines Lebens, da es eben nichts 
Denkwürdiges mehr zu berichten gab. 

Greifen wir nun zur „Lebensgeſchichte“, ſo tritt uns hier ein ganz 
anderes Bild entgegen. Wir ſpüren nicht, daß durch die Kataſtrophe 
vom September 1757 Trencks alter Wagemut irgendwie gelähmt iſt. 
Zwar wirft ihn Krankheit nieder, aber er erklärt ſehr bezeichnend: „Ein 
halbes Jahr verfloß, ehe ich wieder meine Kräfte erhielt und zu einer 
neuen Herkulesarbeit greifen konnte“ (II, 123). Eine neue Erkrankung 
folgte, die ihn binnen zwei Monaten einem Totengerippe ähnlich machte: 
„Nun war es aber auch wieder Zeit“, heißt es jetzt (II, 139), „an meine 
Freiheit zu denken und eine neue Unternehmung zu wagen.“ 

Vergebens hoffte er auf den Beiſtand des öſterreichiſchen und des 
ruſſiſchen Hofes ſowie auf die Einnahme Magdeburgs durch die Fran⸗ 
zoſen, die bereits „bis auf 5 Meilen“ heran waren, nach ſeiner phantaſtiſchen 
Behauptung aber infolge Beſtechung wieder abzogen. Nachdem auch 
dieſe Hoffnungen geſcheitert waren, verfiel er nach ſeinen Worten „auf 
ein neues fürchterliches Project“, um ſich zu retten — ein Project, deſſen 
Fehlſchlag ihm „ſchmählichen Tod“ zugezogen, deſſen Gelingen aber 
fogar „den ganzen Krieg entſchieden hätte“). Es handelt ſich um den 
Anſchlag der öſterreichiſchen Kriegsgefangenen im September 1760, 
Magdeburg in ihre Hand zu bringen“), deſſen Seele Trend geweſen fein 
will (II, 143 ff.). Der Anſchlag wurde entdeckt, und wenn fein Name 


1) In dem von Petzholdt (S. XXVIIf.) mitgeteilten Regiſter, das 
Trenck ſelbſt am Schluſſe des Bandes angefügt hat, findet ſich als 25. Stück 
eine „Glückwünſchungs⸗Rede“ zu dem Regierungsantritt des Erbprinzen 
Friedrich von Heſſen⸗Kaſſel, deſſen Vater, Landgraf Wilhelm VIII., am 31. Jan. 
1760 geſtorben war. 

2) Vgl. „Lebensgeſchichte“, Bd. II, S. 143, und eee der Lebens- 
geſchichte“, S. 30 u. 33. 

3) Vgl. „Politiſche Correſpondenz“, Bd. 19, S. 592; Berner u. Volz, „Aus 
der Zeit des Siebenjährigen Krieges. Tagebuchblätter und Briefe der Prin- 
zeſſin Heinrich und des Königl. Hauſes“, S. 433 (Berlin 1908); Schmidt- 
Lötzen, „Dreißig Jahre am Hofe Friedrich des Großen. Aus den Tagebüchern 
des Reichsgrafen Lehndorff“, Nachträge, Bd. I, S. 263 (Gotha 1910); v. Archen- 
holtz, „Geſchichte des Siebenjährigen Krieges in Deutſchland“, Bd. II, S. = 
(Berlin 1793). 
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ungenannt geblieben tft, jo will er es nur der Güte des Crbpringen von 
Heſſen zu danken haben, der „die Unternehmung dem Könige vermäntelt“ 
habe, um ihn zu retten!). Aber die ganze Rolle, die Trend ſich und den 
Erbprinzen ſpielen läßt, iſt erfunden, da der Erbprinz zur Zeit jenes 
Komplottes Magdeburg ſchon längſt verlaſſen hatte. Sogar Archen⸗ 
holtz, der die Verſchwörung ins Folgejahr verlegt, iſt in gläubigem 
Vertrauen auf die Erzählung ſeines falſchen Gewährsmannes hinein⸗ 
gefallen. 


Nicht genug damit! Trenck weiß „von noch zwei anderen Hauptunter⸗ 
nehmungen zur Flucht“ zu berichten. Die erſte beſtand in dem „Entwurf, 
bei eben dem Loche wieder auszubrechen“, wo der letzte Anſchlag im 
September 1757 mißlungen war (II, 153). Um den Stollen freizumachen, 
mußten „einige Zentner Sand“ entfernt werden. Er griff zur Liſt, 
ein falſches und ein richtiges Loch zu graben, das er wieder ſchloß, nachdem 
er genügend Sand herausgeſchafft hatte. Dann arbeitete er mit Abſicht 
geräuſchvoll an dem falſchen Loche, bis ihn die Wache überraſchte. Sein 
Plan ward erreicht, der geſamte Sand aus der Zelle herausgekarrt 
(II, 154 f.). Nun folgte, wie er ſelbſt ſagt (II, 160), eine Pauſe von faſt 
18 Monaten „in ſtiller Gelaſſenheit“; es war die Zeit, wo der heſſiſche 
Erbprinz die Geſchäfte als Vizegouverneur führte, in deſſen „fürftliche 
Hände“ er ja auch in der Niederſchrift von 1759 (S. 66) ſein Geſchick 
befiehlt ). 

Erſt nach dem Tode der Zarin Eliſabeth (5. Januar 1762) nahm er 
die Arbeit wieder auf, entſchloſſen, durch „den unterirdiſchen Gang“ zu 
flüchten, falls ihm der in Bälde erwartete Friede nicht die erſehnte Be⸗ 
freiung brachte (II, 162f.). Der Friede kam, er ward nicht freigelaſſen. 
Mehrere Wege boten ſich ihm zur Flucht. Ein Leutnant erklärte ſich bereit, 
als ein zweiter Schell mit ihm zu fliehen (II, 175 f.). Ferner erfolgte, 
wie ſchon erwähnt, neue Abrede mit dem Wiener Freunde, am 1. und 
15. jeden Monats zu ſeiner Hilfe an der Grenze bereit zu ſtehen. Da 
beſchließt Trenck in plötzlicher Sinneswandlung, ſtatt zu flüchten, die 
„Großmut des großen Friedrichs auf Proben zu ſetzen“. Er bietet dem 
revidierenden Major an, zur feſtgeſetzten Stunde am hellen Tage ſich 
„außer den Werken der Sternſchanze auf der Glacis bei Kloſter Bergen 
in vollkommener Freiheit ſehen zu laſſen“; er zeigt ihm den unterirdiſchen 


1) Vgl. „Vertheidigung der Lebensgeſchichte“, S. 29. 

2) Sachlich und chronologiſch unvereinbar iſt dieſe Epoche „ſtiller Ge 
laſſenheit“ mit dem ſoeben erzählten Komplott der Kriegsgefangenen, das er 
nach ſeiner Angabe leitete. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXVIII. 2. 20 
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Gang und verrät ihm, eins nach dem anderen, alle ſeine Geheimniſſe 
(II, 178ff.). 

Betrachten wir dieſe abenteuerlichen Geſchehniſſe näher: es ſind, 
um den Ausdruck zu gebrauchen, „olle Kamellen“. Wir kennen ſie bereits 
aus den Aufzeichnungen in der Bibel. Dahin gehört die Liſt, die er an⸗ 
wendet, um den überflüſſigen Sand aus dem Stollen loszuwerden 
(Dezember 1756), die Wette, frei von aller Kettenlaſt außerhalb ſeines 
Gefängniſſes zu erſcheinen (Dezember 1756), die Abrede mit Ruckhard, an 
jedem Monatserſten in der Nähe der Grenze zu weilen (Juni 1756) 
und endlich die Offenbarung der geheimen Anſtalten zur Flucht aus der 
Zitadelle (Juli 1755). Auch die Schilderung der ungeheuren Gefahr, 
in die er durch herabfallendes Geſtein in dem unterirdiſchen Gange gerät, 
begegnet in beiden Darſtellungen, das eine Mal unter dem 20. Auguſt 
1757, das andere Mal während des Jahres 1763. „Noch jetzt“, ſo heißt 
es in den Denkwürdigkeiten (II, 167), „da ich bereits 23 Jahre in Freiheit 
lebe, ſchreckt mich zuweilen eben der Traum von dieſer wirklich erlebten 
Nacht.“ Jedoch auch der Stollen, an dem er in den letzten Jahren der 
Gefangenſchaft wieder gebaut haben will, iſt derſelbe, deſſen allmähliches 
Entſtehen wir nach Trends Überführung in die Sternſchanze im Jahre 
1755 verfolgen konnten, derſelbe, durch den er am 1. September 1757 
flüchten wollte. Hat der dieſes Mal wirklich erfindungsarme Erzähler 
denn völlig vergeſſen, daß er ſelbſt den Stollen, ſeine „barbariſch ſaure 
Arbeit“, wie er ſie 1759 nennt, an jenem Septembertag ſeinen Wächtern 
gezeigt hat? Und dennoch will Trenck uns einreden, daß er für den neu⸗ 
geplanten Fluchtverſuch der letzten Jahre die Wiederherſtellung eben 
dieſes Stollens in Angriff genommen habe. Dieſer Abſchnitt ſeiner 
„Lebensgeſchichte“ iſt wiederum reines Phantaſieſtück. Wir werden viel⸗ 
mehr glauben müſſen, daß Trenck nicht bloß die 20 Monate ſeit dem 
September 1757, wie er in der Bibelniederſchrift erzählt, ſich aller wei⸗ 
teren Unternehmungen enthalten hat, ſondern auch fernerhin bis zu 
dem Augenblick ſeiner Befreiung. 

Das Verhältnis der Aufzeichnungen von 1759 zu der „Lebens- 
geſchichte“ haben wir uns etwa fo vorzuſtellen: fie bilden gewiſſermaßen 
einen Schatz von Erinnerungen, aus dem Trenck ſchöpfte, als er nach 
25 Jahren zur Abfaſſung ſeiner Denkwürdigkeiten ſchritt. Nicht etwa, 
daß ſie ſelbſt ihm vorgelegen hätten; doch lebten ſie in ſeinem Gedächtnis 
fort, zum Teil verdunkelt und verworren. Vieles wirft er durcheinander, 
gruppiert es anders. Aber ſie boten ihm auch den Stoff, die ereignisarme 
Zeit ſeit dem mißlungenen Fluchtverſuche vom September 1757 auszu⸗ 
füllen; denn um der literariſchen Wirkung willen, der auch all die aus⸗ 
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ſchmückenden Zutaten dienen, durfte die Schilderung der Magdeburger 
Haft nicht gleichſam in einem friedlichen Kerkeridyll ausmünden, das ihn, 
wenn auch nicht mit ſeinem Loſe verſöhnt, doch in ſein Schickſal ergeben 
zeigt. 


Trencks Freilaſſung. 


Endlich ſchlug auch für Trenck die Stunde der Befreiung. Er behaup⸗ 
tet, der König, „endlich müde, ihn zu martern“, habe „nur auf Gelegen⸗ 
heit gewartet, ihm die Freiheit wiederzugeben“. Am 21. Dezember, auf 
einem Galatage, wo Friedrich ſich „in vorzüglich fröhlicher Gemüts⸗ 
verfaſſung befand“, habe dann der mit 10000 Gulden von ihm beſtochene 
öſterreichiſche Geſandte Freiherr von Ried endlich ſeine Freilaſſung er⸗ 
langt. Drei Tage ſpäter, am 24., kam der Kurier, der den Befehl dazu 
überbrachte, in Magdeburg an). 


Aber das Bild der Wirklichkeit ſtellt ſich doch in weſentlichen Punkten 
anders dar. Während der Verhandlungen über die Ausführung des 
Hubertusburger Friedensvertrages überreichte der öſterreichiſche Be⸗ 
vollmächtigte, Hofrat von Collenbach, dem Geheimen Legationsrat 
von Hertzberg eine „Note“ der Wiener Regierung folgenden Inhalts: 
Der frühere Rittmeiſter im Dienſte der Kaiſerin⸗Königin, Baron Trenck, 
„ſeufze“ ſeit 9 Jahren in Magdeburg in härteſter Gefangenſchaft. „Man 
ſchmeichelt ſich, daß gemäß der im letztgeſchloſſenen Friedensvertrag 
feſtgeſetzten allgemeinen Amneſtie Se. Maj. der König von Preußen 
die Freilaſſung des erwähnten Herrn von Trenck gnädig verfügen und ihn 
in den vollſtändigen Genuß der genannten Amneſtie ſetzen werde.“ Mit 
Begleitbericht vom 15. März 1763 ſchickte Hertzberg die öſterreichiſche 
„Note“ ein, und am 19. beſchied ihn der König in ähnlicher Weiſe ab⸗ 
lehnend, wie vor 9 Jahren Pueblas Geſuch: „Ich kann mir kaum denken, 
daß der Wiener Hof ſich für einen Menſchen ſolchen Schlages verwenden 
will, der ſich ſeiner Protection unwürdig gemacht hat. Beſtände derſelbe 
dennoch auf Trencks Freilaſſung, ſo würde ich mit Rückſicht auf ſeine 
Fürſprache einwilligen“). 

Erſt mit Rieds Ankunft in Berlin im Auguſt kam die Angelegenheit 
wieder in Fluß). Schon bei feiner erſten Unterredung mit dem Grafen 


1) Vgl. Bd. II, S. 184f., 189f., 226. 
2) Hertzbergs Bericht vom 15. März 1763 mit der „Note“ (G. St. A.); 
Friedrichs Antwort vom 19.: vgl. „Polit. Correſpondenz“, Bd. 22, S. 555. 
3) Trencks Behauptung von einer Beſtechung Rieds iſt unwahr; vielmehr 
wurden von der Hofkammer, die ſein Vermögen verwaltete, dem Geſandten 
20* 
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Finckenſtein ſtreifte er die Amneſtiefrage, doch ohne Trenck ausdrücklich 
zu erwähnen !). Einen Schritt weiter ging er in einem Schreiben, das er 
am 6. September perſönlich an den Miniſter richtete. Darin eröffnete er: 
Maria Thereſia habe ihn aus „reinem Mitleid“ (par un simple mou ve- 
ment de pitié) beauftragt, ſich für Trends Freilaſſung ins Mittel zu legen; 
zwar ſtimmte ſie ganz mit dem Urteil des Königs über Führung und 
Charakter des Gefangenen überein. „All Welt“, heißt es ferner, „kennt 
ihn als Galgenſtrick“ (mau vais garnement). Aber könne man nicht in 
Anbetracht ſeiner langen Haft Gnade für Recht ergehen laſſen? Fincken⸗ 
ſtein möge alſo ihm raten, wie er die Sache angreifen könne, „ohne dem 
König zu mißfallen“). Liegt auch die Antwort des Miniſters ſelbſt nicht 
vor, ſo erſcheint doch als ihr Wiederhall, wenn Ried am 30. November 
nach Wien berichtet, „daß es nur darauf ankommt, den König in einem 
favorablen Augenblick zu finden, um ihm den Anwurf machen zu können.“ 
Bisher habe er nur eine Erleichterung der Haft und die Erlaubnis er⸗ 
halten können, „ihm von Zeit zu Zeit zu ſeinem beſſeren Unterhalt 
durch die dritte Hand einiges Geld übermachen zu dürfen“). Friedrichs 
Überſiedlung nach Berlin zur Teilnahme an den Karnevalsfeſtlichkeiten 
ſchuf endlich für Ried die gewünſchte Gelegenheit, den entſcheidenden 
Schritt zu tun. Am 18. Dezember ſah er den König bei Hofe und ſprach 
zu ihm ſofort, wie er am 20. berichtet, „von dem Amneſtieweſen überhaupt 
und insbeſondere von dem von Trend’. Er bekam eine „gnädige Antwort“, 
wurde aber für die weitere Verhandlung ans Miniſterium verwieſen“). 
Sofort nach dem Beſuche Rieds am 19. bat Finckenſtein um die Befehle 
Friedrichs. Dieſer erwiderte, er habe auf Wunſch Maria Thereſias Ordre 
zur Freilaſſung des „unglücklichen Trenck“ gegeben, „der unverzüglich 
über die Grenze geleitet werden ſollte, mit dem Verbot, je wieder den 
preußiſchen Boden zu betreten“. Finckenſtein ſollte Ried davon benach⸗ 
richtigen und hinzufügen, es geſchehe einzig und allein aus Gefälligkeit 
und Hochachtung für die Kaiſerin-Königin und mit Rückſicht auf ihre 


6000 Gulden zur Verfügung geſtellt. In der amtlichen Korreſpondenz zwiſchen 
der Regierung und Ried iſt davon die Rede; auch wurde über dieſe Summe 
nach Trends Freilaſſung Rechenſchaft gelegt (nach den Akten des Haus-, Hof⸗ 
und Staatsarchivs in Wien). 

1) Bericht Finckenſteins an den König vom 13. Auguſt 1763: „Polit. 
Correſpondenz“, Bd. 23, S. 86. 

2) Schreiben Rieds vom 6. September 1763 (G. St. A.). 

3) Bericht Rieds vom 30. November 1763 (Wiener Archiv). 

4) Bericht Rieds vom 20. Dezember 1763 (Wiener Archiv). 
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Fürſprachen). Doch noch weitere Bedingungen ftellte der König, und 
zwar in einer zweiten Unterredung, die er am 21. mit Ried hatte: Ried 
mußte ſich verpflichten, daß er, Friedrich, „nimmermehr etwas beleidigen⸗ 
des weder durch Reden noch durch Schreiben des von Trenck zu befahren 
hätte “y. 

Dementſprechend ergingen die Weiſungen nach Magdeburg. Am 
30. meldete der Kommandant der Feſtung, daß „der Lieutenant Graf 
Schlieben mit dem von Trenck nach abgeſchworenem Urfehde⸗Eid geſtern 
als den 29. von hier nach Prag abgereiſt ſei“ ). 

Doch auch die Freiheit, die Trenck in Oſterreich genießen ſollte, war 
zunächſt beſchränkt; denn auf die von Friedrich geſtellte Bedingung hin 
bat Ried am 22. ſeine Regierung, jenem „einen ſolchen Aufenthalt außer 
Wien anweiſen und eine beſcheidene Aufführung in ſeinen Reden, Schrei⸗ 
ben und ſonſtigen Handlungen dergeſtalten einbinden zu laſſen, daß 
Ihro Majeſtät dem König nichts Unangenehmes von ſelben mehr zu⸗ 
gehen und das mir gnädigſt bezeigende Vertrauen beibehalten werden 
möge“. Daraufhin verhängte Maria Thereſia nach unſerem heutigen Aus⸗ 
druck über Trenck einſtweilen Sicherheitshaft, indem ſie befahl, bis auf 
weiteres ihn „nicht zwar in Arreſt, doch aber in ein Stift oder Kloſter 
(in Krain oder Kärnthen) ad custodiam zu bringen“ und ihm bei ſchwerſter 
Strafe jede mündliche oder ſchriftliche Außerung über König Friedrich 
zu verbieten.“) 


Trencks Liebesroman. 


Wilde Abenteuerluſt und zarte Romantik haben in Trencks „Lebens⸗ 
geſchichte“ einen Bund geſchloſſen. Dem Jüngling, ſo erzählt er, war 
inniges Liebesglück beſchieden: der Gegenſtand ſeiner ebenſo herzlich 
erwiderten Neigung war die Prinzeſſin Amalie, die jüngfte unvermählte 
Schweſter des Königs, deren Namen jedoch erſt im dritten Bande ſeiner 
Denkwürdigkeiten offenbart wird. 


Was haben wir von dieſem Bericht zu halten? Trencks Erzählung, 
wie ſich die Bande knüpften, iſt in den erſten Ausgaben ſeiner Memoiren 


1) Bericht Finckenſteins vom 19. Dezember 1763 (G. St. A.); die Antwort 
Friedrichs vom 20.: „Polit. Correſpondenz“, Bd. 23, S. 222, Anm. 2. 

2) Bericht Rieds vom 22. Dezember 1763 (Wiener Archiv). 

3) Order vom 20. und 21. an das Gouvernement in Magdeburg und Bericht 
Reichmans vom 30. Dezember 1763 (G. St. A.). 

4) Mitteilung des Hofrats Freiherrn von Kempfen an Ried, Wien, 7. Jan. 
1764 (G. St. A.). 
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ausführlicher als in den ſpäteren. Stellen wir beide Faſſungen einander 


gegenüber. 


Erſte Faſſung (I, 32ff.): 
Im Winter 1743 war das Beilager 
der Schweſter des Königs (Ulrike)... 
Ich hatte dabei als Officier der Garde 
die Ehrenwache, auch das Glück, die 
königliche Braut bis nach Stettin zu 
escortiren. Bei dieſem Beilager, wo 
das Gedränge im Saal zum Erſtaunen 
war und ich die Inſpection hatte, 
wurde mir ſelbſt als wachthaltendem 
Officier der hintere Teil der rotſam⸗ 
metenen Superveste mit der reichen 
Krepinarbeit von einem Spitzbuben 
weggeſchnitten und zugleich die Uhr 
geſtohlen. Dieſes verurſachte ein 
ſcherzendes Geſpötte mit dem ge- 

ſtutzten wachthabenden Officier. 


Und eine große Dame ſagte mir bei 
vorteilhafter Gelegenheit: ſie würde 
mich über meinen Verluſt beruhigen. 
Der Ausdruck war mit einem Blicke 
begleitet, den ich gerne verſtund, und 
innerhalb wenig Tagen war ich der 
glücklichſte Mann in Berlin. Es war 
unſere beiderſeitige erſte Liebe... 


Nun war ich in Berlin auf allen 
Seiten glücklich. Ich war geachtet. 
Mein König zeigte mir Gnade bei 
allen Gelegenheiten. Meine Freundin 
gab mir mehr Geld, als ich brauchte, 
und bald war meine Equipage (Aus⸗ 
ſtattung) die prächtigſte bei der Garde. 
Mein Aufwand fiel in die Augen; 
denn von meinem Vater hatte ich nur 
das Stammgut Groß-Scharlach ererbt, 
welches etwan 1000 Thaler eintrug. 
Ich brauchte aber manchen Monat 
mehr. Man fing an zu raten, zu mut- 
maßen — wir waren aber beiderſeits 
ſo vorſichtig, daß ſicher niemand etwas 
entdecken konnte als der Monarch 


Revidierte Faſſung (I, 30ff.) 
Im Winter 1743 war das Beilager 
der Schweſter des Königs (Ulrike)... 
Ich hatte dabei die Wache, und hier 
war eigentlich der Ort, wo meine erſte 
Liebesgeſchichte ſich anſponn 


Es war eine Dame, die ich nur mit 
Ehrfurcht betrachten konnte, und weil 
ich keinen Abenteuer⸗Roman ſchreibe 
und nur trocken erzähle, ſo ſage ich nur 
kurz, daß es beiderſeitig unſere erſte 
Liebe war... 


Nun war ich in Berlin auf allen 
Seiten glücklich. Ich war geachtet. 
Mein Monarch zeigte mir Gnade bei 
allen Vorfällen, und meine Freundin 
gab mir mehr Geld, als ich brauchte. 


Von meinem Vater hatte ich allein 
das Trenckſche Stammgut Groß⸗ 
Scharlach ererbt, welches für 800 
Thaler verpachtet war und für meine 
damalige Bedürfniſſe bei weitem nicht 
hinreichte. Indeſſen blieb dieſe heim— 
liche Verbindung auch meinen beſten 
Freunden unbekannt. 


Trends Denkwürdigkeiten. 


felbft, der mir, wie ich hernach er- 
fahren, nachſpähen ließ, wann ich aus 
Potsdam oder Charlottenburg heim⸗ 
lich ohne Urlaub nach Berlin ſprengte, 
bei der Wachtparade aber wieder 
gegenwärtig war. Ein paarmal wurde 
meine Abweſenheit verraten, mir ge- 
bührte Arreſt; der König war aber mit 
der Entſchuldigung zufrieden, ich ſei 
auf der Jagd geweſen, und lächelte 
gnädig bei dem Pardon. 


Angenehmer, glücklicher und wirklich 
blühender hat nun wohl kein Menſch in 
der Welt (ſeine Tage) zugebracht als ich 
die feurigſten Jugendjahre in Berlin... 
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Ein paarmal wurde meine Ab⸗ 
weſenheit aus Potsdam und Char- 
lottenburg entdeckt, mir gebührte 
Arreſt. Der König war aber mit der 
Entſchuldigung zufrieden, ich ſei auf 
der Jagd geweſen, und lächelte gnä⸗ 
digſt bei dem Pardon. 

Indeſſen hat gewiß niemand ſeine 
Tage angenehmer noch nützlicher zu⸗ 
gebracht als ich in Berlin. Nur ſchade, 
daß dieſes Glück von kurzer Dauer war. 


Vielleicht ſchreib' ich dereinſt noch einen 
Roman, welcher die dreijährige Be⸗ 
gebenheiten des Ritters Robinſon auf 
der Spreeinſel in Berlin in verkleideter 
Geſtalt erzählen könnte. 


Daß dieſe ſpätere Erzählung ſo viel knapper gefaßt wurde, iſt kein 
Zufall, wie wir ſogleich ſehen werden. 

Nach ſeiner erſten Darſtellung handelt es ſich um einen Liebesroman, 
der ſeine „Jugendjahre“ in Berlin ausfüllt, ſpricht Trenck ſogar doch von 
den „dreijährigen Begebenheiten des Ritters Robinſon auf der Spree⸗ 
inſel in Berlin“. Auch wenn man in Anſchlag bringt, daß bis zum Beginn 
des Romans einige Zeit verſtrich, fo waren es immerhin „Monate“; 
denn er ſagt ſelbſt, daß bald ſeine „Equipage“ die prächtigſte war und er 
„manchen Monat“ mehr verbrauchte, als ſein Gut ihm eintrug. Man 
muß auch an einen längeren Zeitraum denken, da er erklärt, daß der 
König ihm „bei allen Gelegenheiten“ Gnade zeigte und gnädig Pardon 
gewährte, wenn er bei der Wachtparade fehlte und ſeine Abweſenheit 
verraten wurde, wie es „ein paarmal“ geſchah. 

Der Zeitpunkt für den Beginn des Herzensbundes iſt durch die 
Angabe beſtimmt, daß derſelbe während der Vermählung der Prinzeſſin 
Ulrike geſchloſſen wurde. Wie überaus ſeltſam, daß Trenck den Termin 
dieſer Hochzeit in den „Winter 1743“ verlegt, während ſie erſt am 17. Juli 
1744 gefeiert wurde!!) Wir ſtehen damit vor der überraſchenden Tat⸗ 


1) Schon Koſer hat auf dieſe bedeutſame Tatſache hingewieſen (vgl. Hohen⸗ 
zollern⸗-Jahrbuch 1903, S. 27, Anm. 2). 
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ſache, daß er bei ſeinem trefflichen und vielgerühmten Gedächtnis nicht 
einmal den Zeitpunkt mehr weiß, wo ſich nach ſeiner ausdrücklichen Er⸗ 
klärung (I, 33) der „wichtigſte Vorfall“ ſeines Lebens zutrug. 

Ferner fällt der Umſtand ins Gewicht, daß Trenck ſelbſt erſt am 
1. Juli 1744 bei den Garde du Corps eintrat. 

Da er ſeiner Angabe nach die Prinzeſſin Ulrike, die am 26. Juli 
Berlin verließ, nach Stettin eskortierte, wo man am 28. eintraf, und da 
bis zur Rückkehr in die Garniſon eine weitere Friſt verſtrich, ſo ſchrumpft 
der Zeitraum, der für den Liebesroman übrig bleibt, noch mehr zu⸗ 
ſammen. Dazu kommt, daß der Krieg mit Oſterreich unmittelbar bevor⸗ 
ſtand und der Aufbruch ins Feld nicht erſt „Anfang September“, wie 
Trenck ſagt, ſondern ſchon am 15. Auguſt erfolgte. Alſo nicht um Jahre 
oder Monate, ſondern um Wochen und Tage handelte es ſich in Wirk⸗ 
lichkeit. Der Leſer mag ſelbſt urteilen, wie ſich Trencks Schilderung mit 
dieſen Tatſachen vereinigen läßt. 

Als Trenck ſeine erſte Darſtellung wieder durchſah, müſſen ihm ſelbſt 
Zweifel aufgeſtiegen ſein, und ſo unternahm er es anläßlich des Neu⸗ 
druckes, fie gewiſſermaßen abzuſchminken. Er ſtrich, was er von „Jahren“ 
und „Monaten“ geſagt hatte; jetzt ſchrieb er: „Nur ſchade, daß dieſes 
Glück von kurzer Dauer war“. Er ſtrich auch, was er von dem abenteuer⸗ 
lichen Diebſtahl ſeiner Uhr und des Schoßes der Supraweſte erzählt 
hatte, wohl in dem Gefühl, daß der „geſtutzte wachthabende Officier“, 
der ja auch „ſcherzend beſpöttelt“ wurde, nicht eben geeignet war, die 
Liebe einer jungen Prinzeſſin wachzurufen. Unverändert blieb dagegen 
der Termin der Hochzeitsfeier Ulrikes, die er nach wie vor „im Winter 
1743” ſtattfinden läßt. 

Im weiteren Verlaufe ſeiner Erzählung ſpricht er von der Prinzeſſin 
als ſeiner „Freundin und Wohltäterin“, die ihn „auch im Unglück nie 
verachtet, nie verlaſſen“ und, ſo fügt er in ſpäterer Auflage bedeutſam 
hinzu, „nie mißkannt“ habe. Als er verhaftet wurde, ließ er durch einen 
Offizier „die Correſpondenz mit dem Gegenſtande ſeines Herzens“ in 
Sicherheit bringen (I, 79). Aber der geheime briefliche Verkehr dauerte 
trotz ſeiner Gefangenſchaft in Glatz fort, bis er ein Schreiben von der 
Prinzeſſin empfing, in dem ſie ihn beſchwor, ſich zu retten, mit der Be— 
gründung: „Dies iſt mein letzter Brief; ich darf weiter nichts mehr für 
Sie wagen“ (I, 95). Als er nach der Flucht aus Glatz in Elbing die Mutter 
wiederſah, verſchaffte ihm dieſe „ſogleich einen Canal zur ſicheren Corre— 
ſpondenz“ mit der Freundin in Berlin, und prompt erfolgte die Über- 
ſendung eines „Wechſels auf Danzig von 400 Dukaten“ (1, 162). Auch 
in Wien erhielt er Hilfe von ihr (I, 271). Amalie war es, auf deren „Zu- 
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reden“ der Erbprinz von Heſſen Trends Teilnahme an der Magdeburger 
Meuterei unterſchlug !), die im Verein mit der Königin und dem Prinzen 
von Preußen an jenem denkwürdigen 21. Dezember 1763 den öſter⸗ 
reichiſchen Geſandten Ried ermunterte, ſeine Fürſprache für die Frei⸗ 
laſſung des Gefangenen in Magdeburg beim Könige einzulegen). Aber 
freilich hörten wir ſchon, daß der Bericht über feine Teilnahme am 
Komplott in Magdeburg eitel Aufſchneiderei und ſeine Freilaſſung 1763 
das Werk Maria Thereſias war. 

Endlich ſieht Trenck die Prinzeſſin wieder, als er im Frühjahr 1787 
nach Berlin reiſt. Sie empfängt ihn; über zwei Stunden dauert ihre Unter⸗ 
‚edung. Die Prinzeſſin, fo ſchreibt er (III, 89f.), „die auch im Grunde 
das meiſte zu meiner Befreiung beigetragen hatte und mich während 
meines jetzigen Aufenthaltes in Berlin nicht als einen fremden Offizier, 
ſondern als einen alten Patrioten und Freund aufnahm und distinguirte, 
befahl mir, ich ſollte ſogleich an meine Frau ſchreiben und ihr auftragen, 
daß jie nebſt ihren beiden älteſten Töchtern im Junio nach Berlin kommen 
ſollte. Sie verſprach mir die Verſorgung dieſer Töchter, auch im Teſta⸗ 
ment an meine Frau zu denken. Bei dem Abſchiede ſogar fragte ſie mich 
mit den liebreichſten Merkmalen einer gefühlvollen Seele, ob ich zu 
meinen gegenwärtigen Reiſen auch mit Geld verſehen ſei. Meine Antwort 
war: Ja, ich bedürfe jetzt nichts, empfehle aber meine Kinder. Dieſer 
mit ſichtbarer Empfindung vorgebrachte Ausdruck erſchütterte. Die edle 
Fürſtin gab mir Zeichen, daß ſie mich verſtünde, nahm mich bei der Hand 
mit den Worten: Kommen Sie bald zurück, Freund! ich will Sie gern 
bald wiederſehen. Hiermit eilte ich mich fort.“ Fünf Tage nach Trencks 
Abreiſe wird fie vom Tode überraſcht)) — „folglich“, wie ihr ehemaliger 
Ritter, nun ein von Sorgen geplagter Familienvater, trocken regiſtriert, 
„folglich mein ganzer Entwurf, die Hauptabſicht meiner Reiſe (nämlich: 
die Verſorgung ſeiner Familie) vereitelt.“ 

Faſſen wir Trencks Gebahren näher ins Auge, ſo muß uns vieles 
überraſchen. Im erſten Bande, wo von der Entſtehung der Liebe die Rede 
iſt, ſpricht er nur von einer „großen Dame“ und erklärt feierlich: „Das 
Geheimnis folgt mir ſicher zum Grabe“ (J, 33). Kaum iſt ſie geſtorben, 
ſo trägt er kein Bedenken, im dritten Bande das ewige Geheimnis preis— 
zugeben. Schreibt ſie ihm, wie er behauptet, nach Glatz, ſie dürfe nichts 
mehr für ihn wagen, ſo nimmt er, kaum der Haft entronnen, trotz alledem 


1) Vgl. oben S. 304 f., und „Vertheidigung der Lebensgeſchichte“, S. 29. 
2) Vgl. oben S. 307, und „Lebensgeſchichte“, Bd. II, S. 226. 
3) Prinzeſſin Amalie ſtarb am 30. März 1787. 
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ſogleich wieder ihre Hilfe in Anſpruch. Und ſchnell vergißt er die Liebe, 
die er ihr geweiht hat, in Rußland, indem er ſich dort in neue Liebes⸗ 
abenteuer ſtürzt. Auch hier gelobt er einer Dame ſeines Herzens: „Dein 
Name bleibt in dieſer Geſchichte aus Ehrfurcht auf ewig verſchwiegen!“ 
(I, 215.) Zu Trends Ehre fet hinzugefügt, daß er in dieſem Falle das 
Geheimnis beſſer wahrt. Auf die ruſſiſchen Liebesabenteuer folgte ein 
neuer Herzensbund, der ſich, wie er in der Bibeldarſtellung erzählt (S. 9), 
in Ungarn mit der einzigen Tochter des judex curiae (Hofrichters) 
Graf Illeshazy knüpfte. Trenck hat dieſen Bund, ſich und die Geliebte 
als Damon und Doris bezeichnend, in einer Ode verherrlicht). Was 
dieſer ihm in ſeiner Magdeburger Leidenszeit bedeutete, hat er ſpäter dahin 
zuſammengefaßt: „Vielleicht würde ich mein Schickſal nicht überſtanden 
haben, wann die Hoffnung, meine Doris wiederzuſehen, nicht die Kräfte 
der leidenden Seele geſtärkt hätte“). So kehrt auch als ſtändiges Sinn⸗ 
bild auf den Trenckbechern Kupido wieder, mit dem Hoffnungsanker 
in der Hand, der ein ſpäteres Wiederſehen verheißt. Doch als Trenck 
nach zehnjähriger Trennung zurückkam, ruhte die Geliebte bereits im 
Grabe. Aber auch dieſen Schmerz verwand er und vermählte ſich 1765 
mit der Tochter des Bürgermeiſters von Aachen. Wo blieb da noch Raum 
für die Jugendliebe, die ihn an die Prinzeſſin Amalie feſſelte? 
Gleichwohl ſind Zeugniſſe über ſpätere Beziehungen Trencks zu der 
Prinzeſſin erhalten. Es handelt ſich um Gedichte und Briefe, die er in 
der Zeit ſeiner Magdeburger Gefangenſchaft an ſie gerichtet hat. Zum 
Teil liegen fie in feiner 1767 erſchienenen Gedichtſammlung gedruckt vor)); 
von anderen wiſſen wir aus dem von ihm gefertigten Regiſter zu ſeiner 
ihr gleichfalls gewidmeten Gefängnisbibel, in die er 1759/60 feine Auf- 
zeichnungen eintrug*). Dabei iſt natürlich eine offene Frage, ob alle 


1) Die Ode, zuerſt 1774 in den „Verliebten Gedichten eines Gefangenen“ 
veröffentlicht (dann auch 1786 in den „Sämtlichen Gedichten und Schriften“, 
Bd. II, S. 210 ff.), hat dem Büchlein den Titel gegeben. 

2) Im „Vorbericht“ zur Ode (vgl. „Verliebte Gedichte“, S. 5, „Sämtliche 
Gedichte“ uſw., Bd. II, S. 208f., und „Lebensgeſchichte“, Bd. II, S. 71f.). 

3) Vgl. „Sammlung vermiſchter Gedichte“, S. 254ff. Der Abdruck in den 
„Sämtlichen Gedichten und Schriften“ (Bd. II, S. 168 ff.) iſt noch vermehrt um 
die Widmung (nebſt den Erläuterungen zu den Sinnbildern) eines zweiten Zinn- 
bechers für die Prinzeſſin (S. 175ff.). 

4) Vgl. Petzholdt, S. XXVIIf. Im „Vorbericht“ von 1767 ſchreibt Trenck, 
daß alle neun Bände „in die Hände des Gouvernements und Ihro Königl. 
Hoheit der Prinzeſſin Amalie gerieten“, und in dem „Vorbericht“ zu den „Ver— 
liebten Gedichten“ (1774), daß ihr „alle meine Arreſtſchriften gebracht wurden“. 
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dieſe Ergüſſe wirklich abgeſandt und in die Hände der Prinzeſſin gelangt 
ſind oder ob ſie ſozuſagen in der Schublade liegen blieben. 


In der Gedichtſammlung (S. 263ff.) findet ſich eine Dichtung mit⸗ 
geteilt: „An Ihro Königl. Hoheit die Prinzeſſin Amalia, Abtiſſin von 
Quedlinburg, meine großmütige Beſchützerin.“ Mit dieſer Überſchrift 
iſt der Inhalt ſämtlicher Sendungen, die Trenck für ſie beſtimmte, charak⸗ 
teriſiert. Er ergreift jeden Anlaß, den Neujahrstag (1760), den Tag 
ihrer Abreiſe aus Magdeburg nach Berlin (1762), ihren Geburtstag 
(1762), die Widmung eines von ihm gravierten Zinnbechers, um „Bitt- 
ſchreiben“ an ſie zu ſenden. Als ſolche ſind auch einzelne Stücke in der 
Bibel geradezu regiſtriert. Alle Dichtungen ſind auf eine Melodie ge⸗ 
ſtimmt: ſie preiſen die Prinzeſſin als Hort der Armen und Bedrängten, 
als Schützerin der Rechte der Unterdrückten, und ſie ſchließen mit dem 
Kehrreim, wie es in der „Dedication“ des Bechers an Amalie heißt 
(S. 279): 


„Bahne mir die rechte Straße, die zu Friedrichs Großmut führt!“ 


Auch in allen dieſen Sendſchreiben pocht Trend auf ſeine Unſchuld; 
ſo erklärt er in der Geburtstagsode (S. 259): 


Der Preußen Phöbus ſcheint mir nicht: 
Verleumdung hält mein Recht verdunkelt; 
Doch ſeiner Schweſter Gnadenlicht 

Hat noch bisher für mich gefunkelt. 


Unabläſſig verfolgt er ſie mit der Bitte um ihre Fürſprache (S. 275): 


Große Fürſtin! Die Gefahr, dir zu oft, zu viel zu klagen, 
Zwang mich dieſes halbe Jahr, ſchweigend meine Laſt zu tragen. 


Doch ihr Schweigen macht ihn beſorgt (S. 276): 


Schweigſt du jetzt, wer weiß warum? Aber mich befällt ein Schrecken, 
Weil wir in dem Unglück leicht neuen Stoff zu Furcht entdecken: 

Hat vielleicht nicht die Verleumdung, die der Thron mit Gunſt bezahlt, 
Mich bei dir, wie bei dem Helden, der mich mißkennt, ſchwarz gemalt? 


Wie unzuverläſſig alle Angaben Trencks ſind, beweiſt die Anmerkung zu einem 
Gedichte an die Prinzeſſin in der Geſamtausgabe (II, 190): ſie habe es ihm „im 
Jahre 1770 ſelbſt gnädigſt zugeſchickt, um es in meinen öffentlichen Schriften 
bekannt zu machen“; dabei iſt das Gedicht ſchon in der Sammlung von 1767 
(S. 263 ff.) gedruckt! 
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Dann bricht er voller Verzweiflung in den Schmerzensruf aus 
(S. 270): 
Wär ich auch ein Böſewicht, hätt' ich längſt genug erlitten. 
Warum darf ich, armer Menſch, Menſchen nicht um Hülfe bitten? 
Hilf mir doch, gerechte Fürſtin, reich' dem Sinkenden die Hand, 
Der ſich ſchmeichelt, daß ſein Notſtand bei dir noch Erbarmen fand. 
Und um den Schluß der Widmung bei Sendung des Zinnbechers 
noch anzuführen (S. 280): 
Nimmer ſoll dir das gereuen, was dein Vorwort für mich ſpricht! 
Und ſo nimm mein Glück und Herz mit dem Becher in die Hände: 
Sorge, wache für den Trenck und mach' ſeiner Qual ein Ende! 


So iſt es in zahlloſen Variationen immer nur der eine Gedanke, 
der ihn befeelt: fie möge feine Fürſprecherin bei ihrem königlichen Bruder 
werden, „um ſeiner Qual ein Ende zu machen“. 

Nach alledem ſcheint, daß die Prinzeſſin ihn in ſeinem Gefängnis 
geſehen hat; denn wir wiſſen aus zeitgenöſſiſchen Nachrichten, daß die 
Königliche Familie während ihres Aufenthalts in Magdeburg auch die 
Sternſchanze beſuchte. Die Prinzeſſin Heinrich erwähnt ausdrücklich in 
ihrem Tagebuch (S. 152) den General Walrave, der mit Trenck dort 
gefangen ſaß. Amalie mag dem ehemaligen Cornet auch einige Worte 
des Troſtes geſpendet haben — welcher Art, iſt vielleicht in einem ſeiner 
Gedichte näher angedeutet, wo er ſagt, daß, wer ihn tröſte, ihn nur 
geduldig leiden heiße (S. 267). Doch nicht die geringſte Anſpielung iſt 
in den Gedichten zu entdecken, die auf ein näheres Verhältnis ſchließen 
laſſen könnte. Und auch in den Sinnbildern, die auf den Zinnbechern 
eingraviert ſind, iſt ſie ihm nur Themis, vor deren Bilde er im Kerker 
ſchutzflehend kniet, iſt ſie ihm nur Minerva, die ihn mit dem Gouverneur 
Prinz Ferdinand von Braunſchweig als Merkur zum Parnaß und zu 
den Füßen des Großen Friedrich geleitet). 

Aber die Prinzeſſin Amalie war keineswegs die einzige, deren Für⸗ 
ſprache und Vermittlung er anrief. Den Liedern an diefe iſt in der, Samm⸗ 
lung vermiſchter Gedichte“ (S. 245 ff.) ein ſolches: „An Ihro Majeſtät 
die Königin von Preußen“ vorangeſtellt, das auf den Boden eines ihr 
1762 gewidmeten Zinnbechers graviert war?). In dem Gedichte iſt das 


1) Vgl. „Sämtliche Gedichte und Schriften“, Bd. II, S. 172f. u. 182f.- 
2) Die Widmung iſt (mit Erläuterungen und Sinnſprüchen zu den Bildern 
auf dem Becher) wiederholt in den „Sämtlichen Gedichten und Schriften“, 
Bd. II, S. 130 ff. Ferner hat Trend für den Bruder der Königin, Prinz Ferdi⸗ 
nand von Braunſchweig, wie für den Vizegouverneur, den Erbprinzen von 
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Bekenntnis enthalten: „Von Verbrechen bin ich frei“ uſw., das er ſpäter 
in der „Lebensgeſchichte“ in der „Zueignung an den Geiſt Friedrichs des 
Einzigen“ wiederholten). Ein anderes Bittſchreiben, das für einen der 
königlichen Prinzen beſtimmt war, iſt aus der erſten Zeit der Magde⸗ 
burger Haft überliefert. Darin bittet Trenck, dem König „das Unglück 
eines Menſchen vorzuſtellen, der vielleicht ſeine Gnade in höherem Maße 
verdiente als das Schickſal, das ihn gegenwärtig zu Boden drückt“. Dann 
heißt es weiter: „Ich trete in einen Kerker, wo aus Mangel an einer 
Unterſuchung meine Unſchuld vielleicht erſticken wird.“ Der Prinz möge 
alſo den König wenigſtens anflehen, „daß man mir meine Verteidigung 
geſtatte“?). Das war ja feine Klage, die ſich wie ein roter Faden durch 
ſein ganzes Buch zieht, daß man ihn ungehört auf die Feſtung nach Glatz 
geſchickt und ihm auch ſpäter niemals Gelegenheit gegeben habe, ſich zu 
rechtfertigen. 

Nach Lage der Dinge hat alſo die Rolle der „großmütigen Be⸗ 
ſchützerin“, die Trenck der Prinzeſſin Amalie zugedachte, an ſich nichts 
Auffälliges; denn in derſelben Weiſe wendet er ſich, wie wir ſehen, noch 
an andere Mitglieder der königlichen Familie. Ihre beſondere Färbung 
erhält ſie erſt durch das treibende Motiv, das er der Prinzeſſin in der 
„Lebensgeſchichte“ unterſchiebt: nicht aus allgemein menſchlichem Mit⸗ 
leid, ſondern aus Liebe zu ihm ſoll ſie ihre Fürſprache einlegen. Hier 
ſetzt Trencks Fälſchung ein. Hier iſt die Wurzel, ſo wird man ſagen dürfen, 
des ganzen Liebesromans, den er erdichtete und deſſen Entſtehen er in 
die Zeit der Vermählung der Prinzeſſin Ulrike verſetzte. Iſt es doch nicht 
das einzige Märchen, das er in ſeinen Denkwürdigkeiten uns erzählt. 

Wenn wir uns alle Erfindungen und Entſtellungen ins Gedächtnis 
rufen, die wir ihm nachweiſen konnten, wie den falſchen Termin 
ſeines Eintritts in Univerſität und Armee und ſeiner Gefangenſetzung in 
Glatz, die frei erfundene Schilderung der Schlacht bei Soor und der 
letzten Magdeburger Jahre, die falſche Verteilung der Rollen bei der 
Frage ſeiner Rückkehr nach Preußen im Jahre 1750, die zahlloſen Irr⸗ 


Heſſen, ähnliche Becher gefertigt (vgl. ebenda, S. 127). Der Bibelband von 
1759/60 enthält nach dem Regiſter auch einen „franzöſiſchen Brief“ nebſt einem 
„teutſchen Memorial“ an den König ſelbſt (vgl. Petzholdt, S. XXVII). 

1) So kehrt auch auf allen Zinnbechern das Bild der Juſtitia wieder, vor 
ihr der mit Ketten ſchwer Beladene, der in der erhobenen Hand fein Herz hält, 
welches die Juſtitia mit dem Lichte der Wahrheit durchleuchtet: Und ſiehe! es 
iſt ohne Makel! 

2) Das Schreiben Trencks (ohne Adreſſe und Datum) befindet ſich in Privat⸗ 
beſitz. 
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tümer in der Datierung aller Ereigniſſe, die jedes Maß überſchreiten, 
wenn wir ferner ſeine Luſt am Fabulieren und ſeine Neigung zur Aus⸗ 
ſchmückung der von ihm erdichteten Ereigniſſe bedenken, wenn wir die 
Vordatierung der Vermählung der Prinzeſſin Ulrike dazu nehmen, die 
ihm erſt Raum ſchaffen muß für die Einfädelung und Entwicklung ſeines 
Liebesromans — können wir da noch ernſthaft an die Wahrheit ſeiner 
Darſtellung glauben!)? Dazu kommt, daß ſich in dem Briefwechſel der 
Geſchwiſter der Prinzeſſin Amalie weder damals noch ſpäter irgendeine 
Erwähnung Trencks oder auch nur irgendeine Andeutung von jenem 
Liebesverhältniſſe findet. In dieſem Zuſammenhange iſt ferner die 
Tatſache bemerkenswert, daß die Prinzeſſin Heinrich in ihrem Tagebuche 
von dem ſchon erwähnten Beſuche der Sternſchanze erzählt, aber nur 
von Walrave ſpricht, dagegen nicht von Trenck, deſſen Schickſal die König⸗ 
liche Familie doch ſo nahe hätte angehen ſollen. Aber auch die zeitgenöſ⸗ 
ſiſche Literatur kennt Trend nicht. Sogar Graf Lehndorff, der 30 Jahre 
am Hofe und mit dieſem während des Siebenjährigen Krieges in Magde⸗ 
burg weilte, nennt ihn in ſeinen ausführlichen Tagebüchern nicht ein 
einziges Mal. Auffällig iſt auch, wie wenig Trenck ſelbſt von ſeiner ver⸗ 
trauten Korreſpondenz mit der Gebieterin ſeines Herzens, von ſeiner 
letzten zweiſtündigen Unterredung mit ihr zu berichten weiß. Nicht mehr 
als ein dürftiges Fragment wird aus dem ganzen Briefwechſel mitgeteilt, 
und aus der Audienz nur das, was von der Verſorgung ſeiner Kinder, 
von ſeinen Geldbedürfniſſen angeblich geſprochen worden iſt. 
Merkwürdig endlich, daß, wie der Tod des Großen Königs das Siegel 
von ſeinen Lippen löſt und er nun ſeine „merkwürdige Lebensgeſchichte“ 
der Welt vorlegt, ſo auch der Tod Amaliens ſeiner Zunge das bis dahin 
ſorgſam bewahrte Geheimnis ihres Namens entreißt. Er hütete ſich, 
zu ſprechen, ſo lange er fürchten mußte, ſofort Lügen geſtraft und zur 
Verantwortung gezogen zu werden?); kaum hatte aber der Tod den Mund 


1) Vgl. auch den Aufſatz von Dr. Kekule von Stradonitz in der „Zeitſchrift 
der Zentralſtelle für Niederſächſiſche Familiengeſchichte“, Jahrg. 7, S. 1ff. 
(Hamburg 1925), der unter Zugrundelegung der Kirchenbücher das Märchen 
widerlegt, daß Amalia Schönhauſen in Oſtfriesland dem Liebesbunde der Prin- 
zeſſin Amalie mit Trenck entſproſſen ſei; denn die Schönhauſen iſt bereits 1737 
geboren. 

2) Im „Vorbericht“ von 1767 ſchreibt er mit Bezug auf ſeine Feſtnahme 
in Danzig und die Magdeburger Gefängnishaft ſehr vorſichtig: „Was den Großen 
Friedrich hiezu bewogen und warum ich mit ſolcher Grauſamkeit gemartert 
wurde, welche halb Europa erſtaunend gemacht, wird die Zeit entdecken, wenn 
mein Willen ungebunden iſt.“ 
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der beiden einzigen Zeugen geſchloſſen, jo gibt es für ihn keine Scheu 
und Schranken mehr. 

Die Frage drängt fick) auf: welchen Zweck verfolgte Trend mit dieſem 
erdichteten Liebesroman? 

Hatte er ſich vor dem König nicht mehr rechtfertigen können, ſo ſollte 
es vor der Welt geſchehen. Der Vorwurf des verſuchten Hochverrats 
war ein Makel, den auch kein Blut von ſeinem Namen abwaſchen konnte. 
Er erſchien der Korreſpondenz mit dem Pandurenoberſt verdächtig. Wie 
nun, wenn es ihm gelang, glaubhaft zu machen, daß dieſe angebliche 
Korreſpondenz nur den Vorwand für ſeine Gefangenſetzung bildete? 
Der wahre Grund, ſo deutet er an, lag in ſeinem Herzensbunde mit der 
Schweſter des Königs: „Mir reuet“, jo ſchreibt er denn auch (I, 32f.), 
„ewig kein Unglück, welches aus ſo edler Quelle ſich in mein ganzes 
Schickſal verbreitete“. 

Dieſe Rechnung trog nicht: gläubig nahm man ſeine Erdichtung 
für bare Münze. So führt der märkiſche Junker Ludwig von der Marwitz 
in ſeinen vielgenannten Memoiren, indem er den ganzen Liebesroman 
der Prinzeſſin nach Trends Darſtellung wiederholt, die zarte Fürſorge 
des Königs für die um ihr Lebensglück gebrachte Schweſter zurück auf 
„das Bedürfnis, ihr einigermaßen zu erſetzen, was ſie zum Teil durch ihn, 
wenn er gleich dabei feiner Pflicht gemäß gehandelt, verloren hatte“). 

Endlich dürfen wir auch nicht vergeſſen, daß Trenck nach eigenem 
Geſtändnis auch um des lieben Geldes willen geſchrieben hat. Meiſter⸗ 
haft traf er den Geſchmack des Publikums, indem er in die Darſtellung 
ſeiner Lebensſchickſale die Geſchichte einer Liebe verwob, deren Zauber 
durch den darüber gebreiteten Schleier des Geheimniſſes noch erhöht 
wurde. 

Und doch würde man irren, wollte man Trenck einen bewußten 
Lügner und Fälſcher heißen. 

Sein Buch iſt eine Anklage gegen das Schickſal, das ihn verfolgt, 
und eine Anklage gegen die Fürſten, die ihm ſein Recht verweigern, 
war er doch — das iſt ſein Evangelium — in Preußen um Glück und 
Ehre, in Oſterreich um Hab und Gut, um das Erbe ſeines Vetters 


1) „Friedrich Auguſt Ludwig v. d. Marwitz“, Bd. I: „Lebensbeſchreibung“, 
S. 28 f., hrsg. von Meuſel (Berlin 1908). Die weitſchweifige Erzählung Thie- 
baults (‚Mes souvenirs de vingt ans de séjour à Berlin“, Bd. 4, S. 192 ff.; 
Paris 1804) iſt nur ein neuer Aufguß der Trenckſchen „Lebensgeſchichte“, die 
noch um weitere Erfindungen (z. B. der Zwiſt der Prinzeſſinnen Amalie und 
Ulrike vor der Vermählung der letzteren, die Epiſode mit dem Kaminkehrer 
Maria Thereſias) bereichert iſt. 
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gebracht worden. Er iſt entſchloſſen, wie das ſeiner Schrift vorgeſetzte, 
aus Virgil entlehnte Motto beſagt, Himmel und Hölle in Bewegung 
zu ſetzen!), um fein Recht zu erzwingen. 

Seine Perſönlichkeit erſcheint aus Widerſprüchen zuſammengeſetzt. 
Er fordert das Recht, das, wie er behauptet, ihm verſagt wird, und ſtellt 
ſich ſelbſt außerhalb des Rechtes, indem er das Recht der Natur für ſich 
in Anſpruch nimmt, ſeine Handlungen (die Deſertion aus Glatz, alle 
Komplotte, die er für die Flucht ſchmiedet, alle Ausbruchsverſuche) als 
Notwehr hinſtellt und die Verantwortung dafür ablehnt. Er ſpürt in 
ſich die Kraft, eine aus den Fugen gegangene Welt einzurenken, und er⸗ 
liegt wie das Rohr, das im Winde knickt, der erſten an ihn herantretenden 
Verſuchung, um dann noch zahlloſe andere, vom Leutnant Schell bis 
zum einfachen Grenadier, gewiſſenlos in ſein eigenes Verderben zu ver⸗ 
ſtricken. Er ſpielt den Wahrheitsfanatiker, verſchwört ſeiner Seele Seelig⸗ 
keit, wenn nicht jedes Wort zutreffe, und im gleichen Atemzug tiſcht er 
die waghalſigſten Märchen auf. 

In ſeltſame Gedankengänge hat er ſich eingeſponnen, und wunderſam 
ſpiegelt ſich in ſeiner Erinnerung das Bild ſeines Lebens; aber wie aus 
einem Hohlſpiegel ſtrahlt dieſes nur in grotesker Verzerrung zurück. 
Maßloſe Eitelkeit, das Erbteil ſo vieler Memoirenſchreiber, treibt ihn, 
ſich eine Rolle auf den Leib zu ſchreiben, die er in Wirklichkeit nie geſpielt 
hat. Er wird zum Prahlhans mit „entſetzlich großem Maul“, wie der 
Rieſe Goliath in Claudius' unſterblichem Gedichtchen, mit dem ihn der 
„Brandenburgiſche Patriot“ in ſeiner Gegenſchrift voll biſſigen Humors 
vergleicht). Dazu kommt endlich eine hitzige Phantaſie, die mit ihm 
durchgeht wie ein ungebändigtes Pferd. 

Bei alledem ſteckt in ſeiner „merkwürdigen Lebensgeſchichte“ ein 
Kern von Wahrheit, aber unter ſeinen Händen wurde fie trotz aller Pro- 
teſte zum abenteuerlichen Roman, der mit wirklicher Hiſtorie kaum noch 
etwas zu ſchaffen hat. Und entkleiden wir ſeine Erzählung aller roman⸗ 
tiſchen und poetiſchen Zutaten, mit denen ſie reich ausſtaffiert iſt, ſo bleibt 
am Ende nichts übrig als die Geſchichte eines Deſerteurs. 


1) Dasſelbe Motto: „Flectere si nequeo superos, Acheronta movebo“ aus 
Virgils „Aeneis“ (VII, 312) ſteht bereits vor feiner 1767 veröffentlichten „Samm- 
lung vermiſchter Gedichte“. 

2) Vgl. Wadzek, „Nähere Beleuchtung“ uſw., S. 148 ff. (Lauſanne 1788). 


III 


Eine Reform ⸗Denkſchrift Beymes aus dem 
Sommer 1806. 


Von 
Ludwig Dehio. 

Am 4. Juli 1806 ſchrieb Hardenberg in einem für die Augen der 
Königin beſtimmten Briefe über Beyme: „Er iſt der Tat nach Premier⸗ 
miniſter und wird es noch dem Namen nach werden, wenn es ſo fortgeht. 
Er hat Kenntniffe, aber dennoch bei weitem nicht weder diejenigen, 
noch die Welt⸗ und Menſchenkenntnis und den richtigen Takt, welche eine 
ſolche Stelle erfordern, obgleich er ſich alles zutraut und mit einem 
abſprechenden Ton alles abfertigt, was nicht ſeiner Anſicht gemäß iſt.“ 
An eben jenem 4. Juli ſchrieb Beyme die nachfolgende Denkſchrift nieder): 
ſie liefert einen merkwürdigen Kommentar zu Hardenbergs Worten. 

Es liegt im Weſen der amtlichen Stellung der alten Kabinettsräte, 
daß die Überfülle ihrer eigenhändigen Niederſchriften die Linie ihrer 
ſelbſtändigen Gedanken doch nie ungebrochen, nie ganz authentiſch 
hervortreten läßt: hier nun ſpricht einmal Beyme ſeine Meinung ſo deut⸗ 
lich ſchriftlich aus, wie er es mündlich oft genug getan haben wird. Und 
er ſpricht ſie aus gerade über Gebiete des Staatslebens, die zu beurteilen 
der normale Geſchäftsgang ihm die ſeltenſte Veranlaſſung gab, über 
Heer und Außenpolitik. Bringen wir ſeine Tätigkeit in der inneren 
Verwaltung mit in Anſchlag, ſo umfaßte damals ſein Blick in der Tat 
den ganzen Umfang der Geſchäfte; bei einem Premierminiſter hätte es 
nicht vollkommener der Fall ſein können. Die Entſtehung und der Zweck 
unſerer Denkſchrift aber machen ſie erſt recht bedeutſam. Beyme berichtet 
30 Jahre ſpäter an ſeinen Schwiegerſohn (am 18. Dezember 1836), 
der König ſelbſt habe ihn aufgefordert, feine gelegentlichen Bemerkungen 
über Verbeſſerung der Kriegsverfaſſung zuſammenzuſtellen; und es iſt 
daher auch durchaus anzunehmen, daß Beymes Arbeit Friedrich Wilhelm 


1) Reinkonzept oder Abſchrift in dem Nachlaſſe ſeines Schwiegerſohnes 
von Vincke⸗Olbendorf, neuerdings im Geh. Staatsarchiv. 
Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVIII. 2. 21 
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zu Geſicht gekommen ift, mag auch ihr Original in deſſen Nachlaß oder 
in den Akten nicht nachweisbar ſein. 

Doch zu ihrem Inhalt! Er bietet mehr als der Titel erwarten läßt: 
„Bemerkungen über einige Punkte, welche bei der militäriſchen Organi⸗ 
ſation eines Staates zu berückſichtigen.“ Er zieht auch die Außenpolitik 
in Betracht und die Organiſation der Regierungszentrale des Staates. 
Des preußiſchen Staates, verſteht ſich. Wenn trotzdem Beyme ſich zu⸗ 
nächſt den Anſchein gibt, aus allgemein gültigen Wahrheiten allgemein 
verbindliche Folgerungen zu ziehen, ſo zahlt er damit einen charakteriſti⸗ 
ſchen Tribut jener abſtrakten Methode der Aufklärung, in der er aufge⸗ 
wachſen war. Von dem Allgemeinen ſchreitet er aber raſch fort zu dem 
Beſonderen und da ſind es die Sätze über die europäiſche Lage Preußens, 
bei denen der Leſer einhält. 

Die Meinung ſeiner Zeitgenoſſen wie der modernen Forſcher ſtellt 
Beyme auf dem Felde der Außenpolitik mit Lombard zuſammen. 
Sehen wir zu, ob mit Recht! — Nur gelegentlich, aushilfsweiſe finden 
wir ihn 1805 mit auswärtigen Geſchäften befaßt und er erſcheint dabei 
begreiflicherweiſe als Vertreter, ſagen wir vorſichtig: als Werkzeug 
jener friedensſeligen Neutralitätspolitik, die der König ſteuerte, des „Sich⸗ 
durchwindens“ ). Daß dieſer Kurs aber feinen Wünſchen nicht entſprach, 
lehren uns ſeine Altersbriefe an Vincke: Durch den Frieden von Amiens 
ſei das Syſtem des Basler Friedens mit der Neutralität von Norddeutſch⸗ 
land aufgelöſt worden, man habe ſich an Frankreich oder an die Koalition 
anſchließen müſſen, und zwar redlich. „Aus dieſer meiner Anſicht habe 
ich damals, fo oft fick) Gelegenheit dazu bot, kein Hehl gemacht. Über 
die Wahl der Partei ſelbſt bin ich glücklicherweiſe nie befragt worden. 
Wäre es geſchehen, ich glaube, ich hätte mich, um die Garantie für unſere 
polniſchen Erwerbungen zu erlangen und in Norddeutſchland freie Hand 
zu behalten, für Frankreich entſchieden.“ Spiegelt er nicht ſpätere Er⸗ 
kenntnis zurück — und ſeine gleich zu berichtende Stellungnahme 1805 
ſpricht dagegen — ſo hat er früh wenigſtens inſtinktiv das Phantom der 
Neutralität durchſchaut. Und ſeine Option für Frankreich? Es will 
ſcheinen, daß in dem Für und Wider machtpolitiſcher Erwägungen ein 
Argument ganz anderer Art dabei den Ausſchlag gegeben habe. Er 
bemerkt in jenem Briefe an Vincke (11. Januar 1837), man habe ſich mit 
Frankreich nicht enger in der Zeit nach dem Basler Frieden verbinden 
wollen, weil man ſich nicht auch mit der Revolution verbünden wollte 
und konnte, die durch die Greuelſzenen in ihrem Gefolge ſich verab- 


1) So Beyme am 30. Juli 1805 an Hardenberg. Denkw. II, 176. 
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ſcheuungswürdig gemacht habe. Inzwiſchen hätte aber Bonapartes 
Erhebung die Revolution in ihren Mißgeburten, wie es ſchien, geſchloſſen 
und die aus der Revolution aufgetauchten Ideen, die man früher mit 
feindlichen Augen angeſehen, hätten bei uns im Innern Eingang gefun⸗ 
den. Iſt das nicht eine Andeutung, daß ihm, dem „Jakobiner“, dem 
Feind aller Adelsprivelegien !), der eine friedliche Revolution von oben 
herab durchzuführen ſich beſtrebte, ein Bündnis mit dem Frankreich der 
gezähmten Revolution willkommen geweſen wäre, als eine Förderung 
dieſes Strebens; daß ſein Blick auf die äußeren Verhältniſſe bereits ge⸗ 
trübt war durch ſeine Parteinahme in den inneren? Welcher Art und 
wie groß nun aber auch ſeine Sympathie für das franzöſiſche Bündnis 
geweſen ſein mag, ſie hinderte ihn nicht, in einem ſchickſalsvollen Augen⸗ 
blick, am letzten Scheidewege vor der Kataſtrophe, aufs entſchiedenſte 
gegen Weſten Front zu machen: als Oktober 1805 Bernadotte in Ansbach 
die preußiſche Neutralität verletzte. Wohl hatte er, in Erkenntnis der 
drohenden Gefahr, noch eben den Rat erteilt:), beiden kriegführenden 
Parteien die Grenze der fränkiſchen Fürſtentümer für den Durchmarſch 
zu öffnen. „Da nun aber tatſächlich der Durchmarſch der Franzoſen das 
Anſehen einer Territorialverletzung erhielt, ſo balancierte ich keinen 
Augenblick, dem Könige in einem ſchriftlichen Memoire die Notwendigkeit 
darzuſtellen, auf der Stelle den Franzoſen den Krieg zu machen“ (an 
Vincke, 28. Dezember 1836). Wie anders Lombard, der mit dem fran⸗ 
zöſiſchen Geſandten beriet, wie man den König beſänftigen könne, wie 
anders aber auch Hardenberg, der damals den verhängnisvollen Fehler 
beging, dem König ſeine energiſchen Abſichten auszureden, ſtatt ihn 
darin zu beſtärken. Noch beim Eintreffen der Nachricht von der Auſter⸗ 
litzer Schlacht, die am Hofe wie ein Donnerſchlag auf die Gemüter wirkte, 
beglückwünſchte Beyme ſeinen König, „daß durch dieſe Niederlage die 
Vorſehung es in ſeine Hand gelegt zu haben ſcheine, das Schickſal von 
Europa zu entſcheiden, und ohne ſich an den Waffenſtillſtand zu kehren, 
zu dem ſeine Verbündeten durch das Unglück des Krieges genötigt worden, 


1) Mit dieſer ſeiner bekannten Stellungnahme hängt auch ſeine mehrfache 
Ablehnung des Adelsprädikates zuſammen. Er machte dabei dem König gegen⸗ 
über die Meinung des Volkes geltend „von dem ihm (dem Könige) in den 
bürgerlichen Kabinettsräten verliehenen Schutz gegen die adlichen Miniſter 
und Präſidenten“. An Vincke am 18. Dezember 1836. 

2) So ſchreibt er an Vincke. — Inſofern hat alſo Hardenberg (Denkw, 
II, 266) mit ſeiner Vermutung recht, daß dieſe Idee nicht vom Könige, ſondern 
von den Kabinettsräten ſtamme. Ob Beyme aber auch an der verſpäteten Mit- 
teilung an Hardenberg die Schuld trägt, bleibt zweifelhaft. 
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jeine Armee in Böhmen einrücken zu laſſen, die nach einem ſolchen Siege 
nur einen gebrochenen Widerſtand erfahren, von den Beſiegten aber 
gewiß mit Freuden aufgenommen werden würde“ (an Vincke, 11. Nov. 
1836). Ja, als die preußiſchen Staatsmänner die koſtbare Zeit nach 
Haugwitzens Rückkehr aus Schönbrunn mit Konferenzen über Konferenzen 
vergeudeten und ſchließlich der eitlen Hoffnung zuneigten, den Schön⸗ 
brunner Vertrag noch im letzten Augenblick bei der Ratifikation weſent⸗ 
lich abändern zu können, da war es Beyme, der nach Schluß der letzten 
Konferenz (die Kabinettsräte durften nach damaliger Obſervanz in 
Gegenwart der Miniſter nur auf Aufforderung das Wort ergreifen) 
Haugwitz fragte, ob er denn wirklich glaube, Napoleon werde in dem 
Modifikationsvorſchlage etwas anderes als die Verwerfung des Ver⸗ 
trages ſehen. Der Graf zuckte die Achſeln, die Verſammlung geriet in 
Bewegung, Köckritz mußte noch einmal zum Könige gehen und ihn zur 
Rückkehr in die Konferenz veranlaſſen, die auch erfolgte, aber in dem 
Beſchluſſe nur die Anderung hervorbrachte, daß Graf Haugwitz ſelber mit 
der modifizierten Ratifikation nach Paris gehen mußte. Ob Beyme auch 
damals noch kriegeriſch gefinnt war, bleibt im ungewiſſen!); daß er den 
Dingen mutig und ſelbſtändig ins Geſicht ſah, wird man ihm nicht ab⸗ 
ſtreiten können. Er war aus anderem Metall als Lombard. Freilich der 
Ausgang der Kriſe hat ihn tief niedergedrückt. Unſere Denkſchrift beweiſt 
es. Sie ſpricht ſich ziemlich unumwunden) für den Anſchluß an Frank⸗ 
reich aus, und das wollte jetzt unter den veränderten Machtverhältniſſen 
etwas anderes heißen. Jene gefühlsmäßige Begründung, die wir ver⸗ 
muteten, ſuchen wir hier, ſehr begreiflich, vergebens: Es wird die geo⸗ 
graphiſche Lage angeführt, die einen Bund mit Rußland drückend mache. 
Aber indes Beyme feſtſtellt, daß das alte Machtgleichgewicht zwiſchen 
Rußland und Frankreich ſich zugunſten der letzteren Macht verſchoben 
habe, und indem er trotzdem das Bündnis gerade mit dieſer empfiehlt, 
verzichtet er auf eine autonome Politik Preußens, die ſich für die Wieder⸗ 
herſtellung des Gleichgewichts hätte einſetzen müſſen, und hieß den Staat 
Friedrichs des Großen ſich in die Klientel des Imperators begeben. Wir 
durchſchauen es heute leicht: ein kleinmütiger Rat und ein kurzſichtiger. 
Denn verfehlt war der Glaube, Preußens Kraft werde in dieſem leo⸗ 
niniſchen Bunde ausreichen, den Löwen zu bändigen, ihn vor weiteren 


1) Vgl. auch Hardenbergs Denkw. II, 398. 

2) Die andere Möglichkeit einer „enthouſiaſtiſchen Vereinigung der ganzen 
Nation gegen den Unterdrücker“ — Scharnhorſts Gedanke in der April⸗Denk⸗ 
ſchrift — wird genannt, aber nicht weiter erörtert. 
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Kriegen abzuhalten, bei denen der ſchwächere Bundesgenoſſe, gedemütigt, 
zum Spielball ſeiner liſtigen und gewalttätigen Politik herabſinken mußte. 
Freilich, wenn Beyme dieſe Gefahr unterſchätzte, ſo überſah er ſie 
doch auch nicht ganz. Er tröſtete ſich aber, durch eine Reorganiſation 
der Armee ihrer rechtzeitig Herr werden zu können. 

Doch ſtellen wir die Betrachtung ſeiner militäriſchen Pläne noch 
zurück und werfen zuvor, dem Gang der Denkſchrift folgend, einen Blick 
auf die von ihm empfohlene Umbildung der oberſten Leitung der Ge⸗ 
ſchäfte überhaupt. Ein dreiköpfiges Miniſterkonſeil ſollte ſie übernehmen. 
Der „machthungrige“ Kabinettsrat fordert die Abſchaffung der Re⸗ 
gierung aus dem Kabinett; der „Schmeichler“ ihren Erſatz durch eine 
„Einrichtung, die bei den Herrſchern am wenigſten beliebt iſt, weil ſie 
glauben, den Anſchein zu erwecken, nicht ſelbſt zu regieren“). Man mag 
nach dem erſten Augenblick des Erſtaunens an eine Beeinfluſſung durch 
Steins April⸗Denkſchrift denken, an einen Verſuch, den ſich vorbereiten⸗ 
den erneuten Anſturm ſeiner Gegner dadurch zu brechen, daß er ihre 
Hauptforderung vorweg nahm. Es mag in der Tat ſein, daß er, etwa durch 
die Königin, einige Kenntnis von Steins Aufzeichnung erhalten; und 
daß ihm im allgemeinen die anſchwellende Oppoſition kein Geheimnis 
geblieben iſt, läßt ſich ſogar vorausſetzen. Aber daraus zu ſchließen, 
ſein Vorſchlag ſei Taktik der Notwehr, das heißt, ihn mit den Augen der 
Gegner ſehen und auch die Annahme einer Beeinfluſſung durch Stein 
iſt keineswegs erforderlich. War er doch königlicher Kommiſſar in jener 
Finanzkommiſſion geweſen, die, gleich nach dem Regierungsantritt 
Friedrich Wilhelms III. eingeſetzt, immerhin bereits ähnliche Gedanken 
erörtert hatte?). War er doch, wie wir aus ſeiner eben berichteten gleich- 
zeitigen Haltung und aus ſpäteren Briefen ſchließen dürfen, ſchwer ge⸗ 
troffen durch die diplomatiſche Niederlage des Winters. Warum ſollte 
ſie nicht auch ihn, ſo gut wie Stein, Hardenberg und die andern, zu Reform⸗ 
projekten aufrütteln? Deutet darauf nicht gleich der erſte Satz ſeines 
Vorſchlages, wo es heißt, das Kabinettsminiſterium entſpräche nicht den 
Anforderungen an politiſche und militäriſche Konzentrierung? „Tempo⸗ 
relle Konferenzen erfüllen dieſen Zweck nicht.“ Wie wenig, das hatten 
ja eben jene Konferenzen nach Haugwitzens Rückkehr aus Schönbrunn 
bewieſen, in deren letzte wir ihn oppofitionell eingreifen ſahen. — Wie 
aber dachte er ſich ſeine eigene Stellung in der neuen Behörde? Er⸗ 
ſtrebte er etwa einen der drei Miniſterpoſten? Er hätte ſich in Verhält⸗ 


1) Wort des Miniſters Grafen v. d. Schulenburg. Forſchungen XV, 415. 
2) Vgl. E. v. Meier, Franz. Einflüſſe II, 159. 
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niſſe begeben, die er nicht überſah. Viel eher wird man annehmen, daß 
er ſchon damals gedacht hat, Kabinettsrat zu bleiben, aber als ſolcher das 
Konſeilprotokoll zu führen, ſo wie es ſpäter im Dezember das von ihm ver⸗ 
faßte Projekt über die Einrichtung eines Konſeils!) vorſah, ein Projekt, 
das zweifellos ſeinem Kopf entſprungen (er erzählt es Vincke), die in 
unſerer Denkſchrift angedeuteten Gedanken ausführt: es war alſo mehr 
als ein momentanes Auskunftsmittel. 


Die neue Zentralorganiſation ſoll nun vor allem auch der Refor⸗ 
mierung der Armee dienen. „Die Kabinettsregierung“, urteilt von der 
Goltz), „war zur Durchführung reformatoriſcher Gedanken ganz unge⸗ 
eignet. Ein Generaladjutant hatte des Königs Ideen ins praktiſche 
Staatsleben überzuführen. Dabei aber reichte ſein Einfluß nach außen 
nicht hin. Er griff mehr negativ ein, „wie der Pendel an der Uhr“. Hätte 
der König ſich einen Kriegsminiſter von Erfahrung, Talent und der 
nötigen Machtvollkommenheit gewählt, jo hätte dieſer ... den Ent⸗ 
würfen des Monarchen eine feſtere Geſtalt geben können.“ Nichts anderes 
hat Beyme im Auge, wenn er dem Generaladjutanten die Beſorgung 
des „Mechaniſchen“ laſſen, einem General aber als Kriegsminiſter die 
Leitung des „Geiſtes“ des Militärweſens übertragen will. Und welche 
Fülle von Anregungen ſtellt er dieſem Kriegsminiſter zur Verfügung! 
Den Niederſchlag eines Jahrzehntes unermüdlicher Diskuſſion der 
Behörden wie der Offentlichkeit, aufgerührt durch die militäriſchen Vor⸗ 
gänge der Jahreswende. Den Niederſchlag aber auch — und das lehrt 
ja die Entſtehung des Stückes — der Zuſammenarbeit mit dem Mo⸗ 
narchen. Man ſtaunt, wie eng ſie zwiſchen dem perfekten Soldaten und 
dem Laien geweſen ſein muß. Man ermißt von einer neuen Seite her, 
welche Opfer dem ſchwerfälligen Herrſcher ſpäter mit der Entlaſſung 
dieſes Vertrauteſten von ſeiner Seite zugemutet wurde! Man ſtellt 
aber auch ſofort die Frage: ob und wie viel von des Königs eigenen Ideen 
ſich in den Vorſchlägen jenes wiederſpiegeln. Behalten wir alſo bei der 
Betrachtung ihrer Hauptpunkte den Zuſammenhang mit älteren Reform⸗ 
projekten, zumal aber den mit den bezeugten Anſchauungen Friedrich 
Wilhelm III.) im Auge. — Und ein ſolcher Zuſammenhang tritt gleich 
bei Beymes Anregungen für beſſere Einteilung der Armee zutage. 
Militär⸗Diviſionen hatte Scharnhorſt mehrfach gefordert (ihre taktiſche 


1) Pertz, Stein J, 369. 

2) Von Roßbach bis Jena, 2. Aufl., 256. 

3) Für ſis iſt auf von der Goltz und auf die von Thimme (Forſchungen 
XVIII) angeführte Literatur zu verweiſen. 
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Bedeutung tritt bei Beyme freilich, wie alles Taktiſche, begreiflicherweiſe 
zurück); auch der König wünſchte ſie und ſuchte ſie noch vor der Kata⸗ 
ſtrophe zuſammenzuſtellen. Die obere Gliederung des Heeres in drei große 
Gruppen und die entſprechende Dislokation der Truppen ſchon im 
Frieden hatte ſoeben das Ober⸗Kriegskolleg in ſeinem Promemoria vom 
16. Mai 1806 gewünſcht; Beyme übernimmt dieſen Wunſch, führt ihn 
aber vortrefflich aus. Es ſpricht der erfahrene Verwaltungsmann aus 
ihm, wenn er die Trennung der Militär- und Zivilbehörden ſtreng durch⸗ 
geführt ſehen will; eine Menge bedenklicher Reibung!) wäre damit in 
der Tat beſeitigt worden. — Eine weitere Gruppe von Vorſchlägen — 
an die ſorgloſe Reihenfolge der Denkſchrift binden wir uns nicht — zielt 
auf die Beweglichkeit der Truppe im Felde, ihre Marſchfähigkeit 
und Verpflegung. Da harmoniert nun das, was er über Vermin⸗ 
derung des Troſſes ſagt, genau mit bekannten Lieblingsgedanken des 
Königs. Aber auch die Requiſition, die den Aktionsradius der Truppe 
entſcheidend erweitert hätte, und die Beyme zur Schonung der Magazine 
geübt wiſſen will, wird Friedrich Wilhelm damals ſchon erwogen haben; 
gleich nach der Niederlage geſtattet er ſie.?) Bei Beyme will ſie im Zu⸗ 
ſammenhang mit der moraliſchen Hebung des Heeres durch das Einländer⸗ 
ſyſtem verſtanden ſein; die Gefahr für die Diſziplin wäre dadurch ge⸗ 
mindert worden. — Eine dritte Gruppe von Vorſchlägen endlich, und die 
wichtigſte, behandelt das Perſonal der Armee, die Verhältniſſe von 
Offizier und Mann, den Erſatz, die Armeeſtärke. Die kritiſche Haltung 
gegen die Reſte der Feudal⸗Verfaſſung, das adelige Offizierskorps, iſt 
charakteriſtiſch für den aufgeklärten Verfaſſer; aber auch Friedrich Wilhelms 
Neigungen gehörten ja damals eher dem Bürgerſtande als dem Adel. 
Er wird auch gebilligt haben, was ſein Vertrauter über beſſere Ausbil⸗ 
dung der Offiziere, vielleicht durch ähnliche Ideen Kneſebecks und Scharn⸗ 
horſts angeregt, zu ſagen hatte. Hätte er nur die beißenden Ausführungen 
über die Überalterung des Offizierskorps beherzigt und raſch durch⸗ 
gegriffen! Niemand, auch nicht Scharnhorſt, hat vor der Kataſtrophe 
dieſen Mißſtand, eine ihrer weſentlichen Urſachen, ſo treffend gekennzeich⸗ 
net wie Beyme. Das eigentliche Kernſtück ſeiner Vorſchläge betrifft 


1) Beiſpiel mehrfach bei von der Goltz, a. a. O. 

2) in dem Ortelsburger Publicandum vom 1. XII. 1806. Es ſcheint dieles 
berühmte Stück unter weſentlicher Anteilnahme Beymes entſtanden zu ſein. Er 
ſandte an Binde eine Abſchrift mit dem Bemerken; „die früher geſandte Ab⸗ 
ſchrift von meiner Hand (leider unauffindbar) iſt zwar von demſelben Datum, 
aber nicht als Kabinetts Ordre, ſondern nur als ein von mir verfaßtes Memoire, 
das aber freilich die Allerhöchſte Genehmigung erhalten hat, zu betrachten.“ 
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aber die Mannſchaft. Und hier gerade durfte er nach allem des Einver⸗ 
ſtändniſſes ſeines Königs ſicher ſein. Iſt doch deſſen Drängen auf humanere 
Behandlung des gemeinen Mannes, auf Erſatz der Ausländer durch 
Kantoniſten wohl bezeugt. Beyme verbindet dieſe letzte Forderung 
mit ſchärfſter Kritik an den ſtereotypen Revuen und Manövern, deren 
Glanz doch ſo viele, gerade unter den militäriſchen Zeitgenoſſen, blendete 
und deren unkriegsmäßige Formen mit der Angſt vor Deſertion zuſammen⸗ 
hingen. Daß auch ſein Verlangen nach Requiſitionen eine unausge⸗ 
ſprochene Begründung in dem Einländerſyſtem findet und der höheren 
Moral, die es verbürgte, ſagten wir ſchon. Seine Hauptvorzüge — unter 
den geringeren iſt der Wegfall der Werbekoſten nicht vergeſſen — ſollte 
es aber durch erleichterte Bereitſtellung von Verſtärkung und Erſatz 
erweiſen. Darum drehte ſich ja die Erörterung ſeit Jahr und Tag, wie 
man in dem von mächtigen Nachbarn bedrohten Staate in Benutzung 
des franzöſiſchen Vorbildes die Kraft des ſtehenden Heeres durch Reſerve⸗ 
aufgebote ſteigern könne. Faſt immer hatte man dabei die Aufſtellung 
kurz ausgebildeter Milizen ins Auge gefaßt, die in großen, geſonderten 
Formationen, wenn auch angelehnt an die aktiven Armeen, operieren 
ſollten. Solchen Entwürfen gegenüber hat ſich der König ſtets ſkeptiſch 
gezeigt, und dementſprechend geht Beyme auf die Chance der „enthou⸗ 
ſiaſtiſchen Vereinigung der Nation“ bei einem Defenſivkrieg nicht ein 
und lehnt abgeſonderte Milizen ab, weil er augenſcheinlich die „moraliſche 
Erregung“ ungern in Rechnung ſtellt, die er als eine Vorausſetzung ihrer 
erfolgreichen Verwendung bezeichnet. (Die in Vorbereitung befindliche 
Land⸗Miliz, von der er redet, iſt nur jener kümmerliche Reſt des großen 
Kneſebeckſchen Planes, den das Ober⸗Kriegskolleg übriggelaſſen hatte, 
nicht mehr als 50000 Mann.) Aber Beyme begnügt ſich nicht mit ſkep⸗ 
tiſcher Ablehnung, er ſtellt ein eigenes Syſtem auf: Beſchränkung der 
Dauer des aktiven Dienſtes auf „gewiſſe“ Jahre; Verpflichtung der Ent⸗ 
laſſenen, während einer etwa zehnjährigen Reſervezeit der Einberufung 
zum Kriegsdienſte gewärtig zu bleiben. Aus dieſen altgedienten Ein⸗ 
berufenen ſoll im Ernſtfalle neben der aktiven Armee eine Reſerve ge- 
bildet werden. Sie dient aber nicht zur Aufſtellung neuer Feldformationen, 
ſondern mehr als Reſervoir, aus dem ſich die fechtende Truppe raſch ver ⸗ 
ſtärken und „complettieren“ kann. Kurz, dieſe Reſerve ſteht in genauem 
Kontraſt zu Kneſebecks und Scharnhorſts Maſſenaufgeboten: ſie beſteht 
nur aus wirklichen Soldaten, iſt für die aktive Truppe da, nicht neben 
ihr. Ein Plan ohne Zweifel ganz gemäß dem ſoldatiſchen, nüchternen 
und mißtrauiſchen Sinne Friedrich Wilhelms; es kündigt ſich in ihm, 
könnte man ſagen, bereits der Gegenſatz der Armeereorganiſation ſeines 


Eine Reform⸗Denkſchrift Beymes aus dem Sommer 1806. 329 


Sohnes gegen die Landwehr an. Ein Plan, der, 10 Jahre früher mit Energie 
aufgenommen, die militäriſchen Hilfsmittel Preußens zwar langſam, aber 
methodiſch, organiſch entwickelt und moderniſiert hätte, beſſer als einer der 
ſonſt angeregten, der in Verbindung mit den anderen von Beyme ge⸗ 
forderten Reformen auch im ſchlimmſten Falle ausgereicht hätte, eine Nieder⸗ 
lage nicht zur Kataſtrophe werden zu laſſen. Jetzt kam er zu ſpät. Und nicht 
einmal jetzt wurde er von ſeinem Verfaſſer mit voller Energie vertreten. Wir 
kommen zu dem charakteriſtiſchen Punkte der ganzen Denkſchrift: fie 
fordert keine zahlenmäßige Verſtärkung des Heeres. So einſichtig ſie 
iſt in der Erkenntnis der Schäden und in der Auffindung von Mitteln, 
ihnen abzuhelfen: es fehlt ihr gänzlich der harte Wille zu militäriſcher 
Machtentfaltung. Bezeichnenderweiſe wird geſagt, man könne das ſtehende 
Heer auf 150000 Mann verringern, um ein gutes Viertel, aber nicht wie 
groß zum Erſatz die Verſtärkung aus der Reſerve, wie zahlreich überhaupt 
dieſe letztere gedacht iſt. Der Verfaſſer hat ſich davon ſelbſt kein klares 
Bild gemacht, ſonſt hätte er die Dauer des aktiven Dienſtes, von der die 
Zahl der ausgedienten Mannſchaft doch abhängen mußte, nicht offen 
laſſen können. Es kam ihm überhaupt mehr darauf an, den Abgang 
ergänzen, als mit größtmöglicher Gewalt den Kampf eröffnen zu können. 
Von dem Geiſt napoleoniſcher Strategie hat er keinen Hauch verſpürt. 
Aber dieſer Mangel hing ja aufs genaueſte mit ſeiner kleinmütigen Außen⸗ 
politik zuſammen. Wie er der Möglichkeit, Frankreich zum Gegner zu 
haben, nicht ernſthaft ins Auge ſieht, ſo ſinnt er auch nicht ernſthaft auf 
Anſpannung aller Kräfte, um dieſer Möglichkeit die Spitze zu bieten, 
um überhaupt die Handlungsfreiheit einer Großmacht zurückzugewinnen. 
Verdunkelt war bei ihm die 1805 noch einmal aufflackernde heroiſche 
Tradition Preußens, wie ſie bei ſeinem Könige verdunkelt war. Daß 
es beiden an Einſicht nicht fehlte, beweiſt unſere Denkſchrift beſſer als 
jedes andere Aktenſtück vor der Kataſtrophe: ſie blieb ohne den heroiſchen 
Willen ein griffloſes Meſſer. 

Max Lenz hat zum erſtenmal auf Grund des Nachlaſſes ein ausge⸗ 
führteres Bild Beymes entworfen, das ſich frei hält von den gehäſſigen 
Vorurteilen, mit denen die Reformer der Perſon begegneten, als ſie 
das Amt bekämpften. Unſere Denkſchrift zeigt das politiſche Wollen 
des Vielgeſcholtenen auf dem Höhepunkte ſeiner Macht: ſie mag dazu 
beitragen, über ſeine Fähigkeiten und Schwächen ein gerechtes Urteil 
zu befeſtigen. Erwägt man, wie der tapfere Kern ſeines Weſens in und 
nach der Kataſtrophe ſich bewährte, wie freudig, unverbittert durch 
perſönliche Kränkung, er die Reformzeit miterlebte und in den inneren 
Maßnahmen oft genug die Verwirklichung eigenen Strebens begrüßen 
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durfte, dann wird man ſich fragen, ob nicht die, die in ihm einen Gegner 
aus der Umgebung des Monarchen zu verdrängen meinten, in Wahrheit 
ſich eines einflußreichen Helfers beraubten. Als Miniſter wurde er leicht 
von der reaktionären Welle hinweggeſpült, als Kabinettsrat hätte er das 
Seine darzutun können, ſie einzudämmen. 


Bemerkungen über einige Punkte, welche bei der militäriſchen 
Organiſation eines Staats zu berüdjichtigen.!) 


Allgemeine Betrachtungen. 


1. Um die Organiſation eines Staates zu beurteilen, muß man die Prin- 
zipien desſelben nach ihrer inneren und äußeren Konſequenz prüfen. Eine gute, 
d. h. durchgängig prämeditierte Staatsverfaſſung muß ſich in Hinſicht ihrer 
Beſtandteile wie ein allgemeiner Begriff mit logiſcher Strenge konſtruieren 
laſſen. 

Alles was ſich über dieſen Punkt ſagen läßt — in Hinſicht auf Ordnung, 
Schnelligkeit und Genauigkeit in der Verhandlung der Staatsangelegenheiten, 
auf den leicht nicht unterbrochenen Kreislauf aller öffentlichen Geſchäfte, von 
dem Regenten bis zu den niedrigſten Behörden und von dieſen zurück zum 
Oberhaupte, auf die leicht und richtig ineinandergreifende Unter⸗ und Neben- 
ordnung der höheren und anderen Inſtanzen und die Zahl der Kollegien ſowie 
des Perſonals — kurz alles was zur zweckmäßigen und kraftvollen Belebung 
der Staats maſchine gehört — kann füglich, wie es ſcheint, unter folgende zwei 
Haupterforderniſſe zuſammengefaßt werden: 

Für die präparatoriſchen Arbeiten das größte Detail, ſoweit es zweck⸗ 
mäßig und notwendig iſt — folglich Teilung der Geſchäfte. 
Für die Ausführung oder für die endliche Benutzung jener vorläufigen 

Arbeiten — Konzentrierung und motivierter Überblick des Ganzen. 

Die Notwendigkeit dieſer Prinzipien fällt bei der Organiſation des Militär- 
weſens am mehrſten in die Augen, weil gerade hier die Leichtigkeit und Sicher⸗ 
heit der Ausführung eine notwendige Bedingung iſt. Bei den mehrſten Staats- 
organiſationen, welche nach und nach und oft ſehr zufällig gebildet ſind, iſt auf 
der einen oder anderen Seite gefehlt worden, denn man hat wohl darauf ge- 
ſehen, ein großes Geſchäftsdetail zu organiſieren, aber die endliche Konzentrierung 
vergeſſen. Hier entſteht kein Zuſammenwirken, ſondern ein weitläufiger, zeit- 
freſſender Geſchäftsgang, wobei je länger deſto mehr von der Maſſe der mora- 
liſchen Kräfte verloren geht. Es iſt ein ſicheres Kriterion einer guten Organt- 
ſation, wenn die Arbeiten der unteren Behörden ſchon den Geiſt des Generellen 
atmen und wirkliche Vorarbeiten der höchſten Inſtanz in Hinſicht der daraus 
zu ziehenden Reſultate genannt werden können. Man hat wohl manchmal 
geglaubt, daß Kontrollieren ein wahres Organiſationsprinzip ſei. Verſteht man 
darunter eine leicht ineinandergreifende Unter⸗ und Nebenordnung der höheren 
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und niederen Inſtanzen — d. h. eine über alle Teile der Verwaltung zweckmäßig 
verbreitete und auf die Natur der Gegenſtände gegründete Aufſicht und die 
billige Verantwortlichkeit der Obern für die Untern, ſo läßt ſich dagegen nichts 
ſagen und iſt nur ein veränderter Ausdruck für obigen Hauptbegriff der Kon⸗ 
zentrierung. — Verſteht man aber darunter nichts weiter als ein mißtrauiſches 
Forſchen nach Fehlern oder Verſtößen gegen unweſentliche Geſchäftsformen 
und beſchäftigt man ſich dabei mit Kleinigkeiten, ohne das Ganze vor Augen 
zu haben, ſo verleugnet man den Geſchäftsgang, korrumpiert den Geiſt der 
Tätigkeit und Geſchäftsliebe, ohne für die Sache ſelbſt einen Zentralpunkt zu 
ſchaffen. 

Jede Inſtanz muß einen ſolchen Wirkungskreis erhalten, als ihr unbeſchadet 
des Ganzen nur zugeſtanden werden kann; der Geſchäftsgang muß ſo geteilt 
werden, daß eine jede Inſtanz einen jeden Gegenſtand bis zu einem weſent⸗ 
lichen Abſchnitt ganz bearbeitet und bei jedem muß von den Unterbehörden 
den Obern ſo weit vorgearbeitet ſein, daß die letzteren jeden zu ihrem Reſſort 
gehörigen Gegenſtand ganz beurteilen können. 

Deswegen müſſen die Funktionen der Zivilbehörden von denen der Militär- 
behörden ſorgfältig geſchieden werden. Koordination taugt nichts. Welche 
von beiden weniger kompetent oder weniger notwendig für das Executive iſt, 
muß der anderen ſubordiniert werden. Ohne dieſe Separation entſteht Zank 
und Widerwille. Manche Behörde iſt gegen eine Sache eingenommen, weil ſie 
aus ihrer Kaſſe die erforderlichen Gelder hergeben ſoll. 

2. Die militäriſche Verfaſſung eines Staates hängt zunächſt von den Kräften 
des Staates ab und die Anwendung derſelben wird durch die geographiſche 
Lage und die Verfaſſung der ſupponierten Feinde nur modifiziert. — Die Fragen, 
was haben wir und was brauchen wir? ſtehen in gegenſeitiger Beziehung. 
Immer muß man aber zuerſt wiſſen, was man an Kräften wirklich beſitzt, ehe 
von dem Gebrauch derſelben die Rede ſein kann. Jede Militärverfaſſung iſt 
hauptſächlich außer der inneren Konſequenz nur in Hinſicht der Maximen, 
nach welchen man den Krieg, der Lage des Staats gemäß, führen muß, gut zu 
nennen. Andern ſich die Verhältniſſe des Staats, ſo müſſen ſich auch die Maximen, 
welche bei der militäriſchen Organiſation zugrunde liegen, ändern. Wir dürfen 
Friedrich des Großen Regierung zum Beiſpiel nehmen. Wie bildete er ſeine 
Armee und den Staat im Verhältnis zu feinem Zeitalter? Bei ihm war Manöver- 
fertigkeit in geſchloſſenen Linien das Haupthilfsmittel ſeiner Strategie; daher 
war ſeine Aufmerkſamkeit vorzüglich auf die taktiſche Ausarbeitung beſonders 
der Infanterie gerichtet. Kavallerie und Artillerie waren für ihn größtenteils 
nur Supplemente jener taktiſchen Baſis. Für jene Zeiten war die Preußiſche 
Staatsökonomie und Kriegsverfaſſung gegen die aus Unordnung und In- 
konſequenz entſtandene Schwäche der anderen Staaten überwiegend. Seitdem 
hat ſich aber vieles geändert und wir dürfen uns über die wahre Lage unſeres 
Staates ſowie über das wirkliche Verhältnis unſerer Staatskräfte gegen die 
großen Militärmächte, ſelbſt wenn ſich bei den letzteren mannigfache Mängel 
der Organiſation und Adminiſtration blicken laſſen, nicht täuſchen. Der preußiſche 


332 Ludwig Debio 


Staat ift durch das Genie jenes großen Mannes auf eine Höhe oder vielmehr 
Anſpannung der Macht gebracht worden, auf welcher ihn nur das Genie und mit 
Weisheit gepaarter Heldenmut erhalten können. Alles was man nach der jetzigen 
Lage der Dinge von den Staatskräften der preußiſchen Monarchie erwarten 
kann und worauf auch die Prinzipien unſerer geſamten Verfaſſung berechnet 
ſein müſſen, beſteht entweder in dem kräftigſten Widerſtande der militäriſchen 
Kunſt und in der enthuſiaſtiſchen Vereinigung der ganzen Nation gegen den 
erklärten Unterdrücker unſerer Unabhängigkeit (vielleicht daß ein ſolcher entſchloſſe⸗ 
ner Kampf auf Tod und Leben den egoiſtiſchen Stolz eines ſolchen Uſurpators 
ermüdet oder daß andere unvorhergeſehene Umſtände den Staat gegen die Über⸗ 
macht retten) oder in dem wohl überlegten Anſchließen an eine der großen 
Mächte, um durch das, was man in dieſer Lage leiſtet, Achtung zu erwerben. — 
In beiden Fällen darf dieſe Anſtrengung nur höchſtens drei Jahre dauern. 
Jeder Krieg, den Preußen führt, muß ſo kurz wie möglich ſein und mit der größten 
Tätigkeit geführt werden. Die preußiſche Militärorganiſation muß alſo die 
Mittel liefern, um dieſen weſentlichen Zweck, der aus der geſamten Natur unſeres 
Staats reſultiert, zu erreichen. Ein Eroberungskrieg in dem Sinne, wie ihn z. B. 
Frankreich führen kann, iſt für Preußen unmöglich, aber ein aktiver, d. h. offen⸗ 
ſiver Defenſivkrieg mit Ausſchließung aller Paſſivität bleibt für die Kombinationen 
der Klugheit und des Heldenmuts immer erreichbar. Neutralität bei einem 
Kontinentalkriege, deſſen Objekt oder Intereſſe den preußiſchen Staat politiſch 
oder geographiſch berührt, harmoniert nicht mit der Lage unſeres Staates, d. h. 
widerſpricht der Maſſe unſerer Militärkräfte, fie paßt nicht zu unſerer geogra- 
phiſchen Lage und ſtreitet gegen alles, was die preußiſche Regierung durch 
kluge Kombinationen erreichen kann. Diefe Neutralität war ſelbſt in dem 
Zeitraum mißlich und ſchwierig, wo noch ein gewiſſes Balanzieren der euro- 
päiſchen Militärmächte zu hoffen ſtand. Rußland und Frankreich balanzieren 
ſich nur in toten Zahlen, nicht aber in der Wirklichkeit, wie ſie die Politik der 
minder mächtigen Staaten berechnen muß. Lage Rußland wo Däne mark liegt, 
ſo würde Preußen zwiſchen einer ruſſiſchen oder franzöſiſchen Allianz wählen 
können; jetzt iſt die erſtere, vermöge unſerer geographiſchen Lage drückend und 
in anderer Hinſicht unwirkſam. Eine franzöſiſche Allianz! Sie hat freilich 
ihre Unbequemlichkeiten inſofern ſie durch die Notwendigkeit diktiert wird; 
aber man muß das Drückende derſelben dadurch zu mindern ſuchen, daß man 
ſich einen Wert als Alliierter verſchafft und das preußiſche Staatsintereſſe dem 
franzöſiſchen mit möglichſter Klugheit koordiniert wird. 


Folgerungen aus dem Vorhergehenden. 


1. Die Organiſation des Kabinettsminiſteriums entſpricht, ſobald nicht alles 
zunächſt und ganz von dem Regenten ausgeht, nicht den Forderungen, die man 
an dieſe Staatsbehörde in Hinſicht der (gewöhnlich ſo genannten) politiſchen 
und militäriſchen Konzentrierung machen kann. Temporelle Konferenzen er- 
füllen dieſen Zweck nicht. 
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2. Da das Mechaniſche des Geſchäftsganges dieſe ſowie jede andere Behörde 
mehr oder weniger drückt und von dem Eſſentiellen der Geſchäftsleitung abzieht, 
ſo ſcheint die Aufſtellung eines unmittelbaren oberſten Konferenzminiſteriums, 
welches dem Könige ſtets zur Seite ſteht, notwendig. Dies kann beſtehen: 

1. aus dem erſten Kabinettsminiſter, 

2. aus einem General, der den Geiſt des Militärweſens leitet im Gegenſatz 

des Mechaniſchen, welches der bisherige Generaladjutant ferner beſorgt, 

3. aus einem Miniſter, welcher die Generalien aller inneren, beſonders 

der Finanzangelegenheiten, leitet. 

Auf dieſe Art generaliſiert ſich die Staatsverwaltung, behält die nötige 
Konzentrierung und läuft nicht Gefahr, einſeitige Maßregeln zu ergreifen. 
Jeder dieſer Konferenzminiſter erhält die nötigen Aſſiſtenten, z. B. der General 
einen für die Infanterie, einen für die Kavallerie, einen für die Artillerie, deren 
iedem die nächſtverwandten Teile der Militärökonomie zuzuteilen wären. 

3. Die Neuerungen in der Militärorganiſation unſeres Staats müſſen 
nicht auf ſklaviſche Nachahmung des Fremden hinauslaufen mit Wegwerfung 
des wirklich Guten in unſerer bisherigen Verfaſſung. Die Überzeugung, daß 
wir Eigentümlichkeit haben, iſt auch etwas wert. Unſere niedere Taktik iſt 
vortrefflich und hat vor jeder andern aus dem Geſichtspunkte des Elementaren 
Vorzüge. Die Bearbeitung derſelben werde alſo ja beibehalten, aber von dem 
Übertriebenen, Unnötigen und Pedantiſchen gereinigt. Dies kann man einem 
vorurteilsfreien Offizier mit Sicherheit überlaſſen. Er findet in Schriften 
ſehr gute Vorarbeiten. Unſere ange wandte Taktik iſt gegen die Ruſſen, 
Oſterreicher gewiß gut, ſie würde auch gegen die Franzoſen in der Schlacht 
ſelbſt gewiß ihren Wert behaupten, aber für den Krieg im ganzen hat ſie, weil 
ſie mit der Zeit nicht ganz Schritt gehalten, von ihrer durchgängigen Brauchbar⸗ 
keit und vollen Wirkſamkeit doch wohl etwas verloren. Unſere größeren 
Armeeabteilungen haben nicht ganz eine ſolche Verfaſſung, daß ihr Mechanis⸗ 
mus auf eine ſichere und leichte Art zur Erreichung der ſtrategiſchen Zwecke 
wirken könnte. Hätten ſie, bei unſerer ſehr gut ausgebildeten niederen Taktik 
ein zahlreicheres, ihnen förmlich zugeteiltes, aus Offizieren aller Waffen beſtehen⸗ 
des Generalſtabsperſonal, welches als eine Unterabteilung des allgemeinen 
Generalſtabes der Armee zu betrachten wäre, ſo würde das Zufällige und Schwie⸗ 
rige aus den Bewegungen und Unternehmungen unſerer Armeen, beſonders 
bei Schlachten, verbannt und dieſe einen deſto ſicheren Grad der Überlegenheit 
erhalten. 

Unſere Kantonverfaſſung iſt ſo gut, als ſie unter unſeren Verhältniſſen 
fein kann und der franzöſiſchen Konſkription darin vorzuziehen, daß die Konſkri⸗ 
bierten unter die ganze Armee verteilt werden, während die Kontonierten eines 
Bezirks beſtimmt zu einem, höchſtens zwei Regimentern gehören. Dagegen 
iſt nicht zu leugnen, daß die Reſte des Feudalſyſtems unſerem Staate eine große 
Schwäche gegen Frankreich geben. In dieſem Reiche ſind durch die Revolution 
alle geſellſchaftlichen, militäriſchen und politiſchen Verhältniſſe neu geboren 
und mit jugendlicher Kraft unter der Leitung des militäriſchen Deſpotismus 
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für die gegenwärtige Zeit kombiniert. Es muß daher ein Hauptgegenſtand der 
preußiſchen Regierung ſein, auf Mittel zu denken, durch welche das Mißverhält⸗ 
nis vermindert werden kann. — In Hinſicht des Offizierſtandes, der nun 
einmal adelig iſt und bleiben wird, gibt es nur ein Mittel und das beſteht darin, 
daß die Regierung es ſich zum Grundſatz macht, nur Talent und ausgezeichneten 
erprobten Mut zu den höheren Stufen in der Armee zu erheben. Das Will⸗ 
kürliche bei dieſem Verfahren kann dadurch minder ſchädlich gemacht werden, 
wenn das Avancement nach der ancienneté nur bis zum Kapitän geht, alsdann 
aber vom Talent und der Brauchbarkeit, die durch ein gründliches Examen zu 
bewähren, abhängig gemacht wird. Die Stabsoffiziere müſſen den Weg durch 
die Adjutantur und den vorhererwähnten ſpeziellen Generalſtab gemacht haben, 
der in Friedenszeiten nur als ein Durchgangspunkt vom Kapitän zum Stabs- 
offizier weniger unbeliebt gemacht werden kann. Um aber auch hierbei zu ver⸗ 
hüten, daß nicht zu alte Friedensoffiziere in den höheren Stufen der Armee zur 
Laſt fallen, ſcheint es zweckmäßig, bei den Regimentern nur Obriſten als Komman⸗ 
deurs ſtattfinden zu laſſen. Im Kriege kommandiert ein General zwei Regi⸗ 
menter, es iſt alſo die Hälfte der Generale überflüſſig. — Die bisherige Art des 
Avancements bis zum Generalmajor uſw. liefert der Armee faſt nichts als lebens⸗ 
ſatte Männer, die nicht einmal Kriegserfahrung für ſich haben, von deren Ta⸗ 
lenten und wiſſenſchaftlicher Bildung man nichts wiſſen kann. Man braucht von 
der preußiſchen Armee, um ſie zu taxieren, faſt weiter nichts zu kennen, als 
die Rangliſte, wo die Zahl der 60 er und 70er einen erbaulichen Maßſtab an die 
Hand gibt. Mit dieſen müßte man einen Reinigungsprozeß anſtellen, zu deſſen 
Behuf man die Generale in zwei Klaſſen in und außer der Aktivität einteilen 
könnte. Außerdem müßte es nur einen Generalsrang geben, denn die vielerlei 
Generalswürden kommen bloß dem Alter zugute und ſchaden der Armee, weil 
ſie ein herkömmliches Recht zum Oberkommando geben. Man muß unter den 
Generalen den Tüchtigſten zum Armeebefehl wählen können und wenn er auch 
der jüngſte wäre. Die Würde eines Armeechefs iſt außerordentlich, nach deren 
Bekleidung er wieder in die Reihe ſeiner Würdegenoſſen zurücktreten kann. 
— In Hinſicht der Unteroffiziere und des gemeinen Mannes laſſen ſich 
die nötigen Verbeſſerungen in zwei Rubriken teilen; ſie betreffen nämlich ent⸗ 
weder die Diſziplin und Behandlung im Dienſte oder die allgemeine Lage der⸗ 
ſelben. Die Mißgriffe in der erſten Rubrik erzeugen nicht gleich Inſurrektion, 
aber ſie korrumpieren das Gemüt und haben Gleichgültigkeit und Mangel an 
Intereſſe zur Folge. Das Zeitalter der Leopolde von Deſſau iſt nicht das jetzige 
und doch gibt man ſich keine Mühe, aus dieſer Täuſchung zu erwachen. Vieles 
würde freilich beſſer werden, wenn ſich die Dienſtverhältniſſe des gemeinen 
Mannes im allgemeinen verbeſſerten. Die Reform derſelben gehört wefent- 
lich zu einer Reviſion der preußiſchen Militärverfaſſung, weil nur dadurch die 
innere Schwäche, die unſerer Armee anklebt, gehoben werden kann. Ich 
rechne dahin: 
a) Die Abſchaffung der auswärtigen Werbung. Sie wird ſchon durch die 
neueſten Veränderungen im Deutſchen Reiche aufgehoben, aber man 
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muß es ſich zum Geſetz machen, auch die Vagabunden von anderen Armeen 
dergleichen es immer geben wird, nicht aufzunehmen. Man kann unter 
den jetzigen Verhältniſſen nur ſchlechte und unzuverläſſige Leute erhalten. 
Es iſt durch die Erfahrung beſtätigt, daß die Ausländer die Sitten der 
Inländer korrumpieren. Jene, der Ausſchuß der verdorbenen Jugend, 
kommen durch ein laſterhaftes Leben im Alter als Invaliden zu obrig⸗ 
keitlichen Stellen, worin ihr böſes Beiſpiel ſchädlichen Wucher treibt. 

Wie wenig erfüllen unſere Revues den Zweck der Vorbereitung 
zum Kriege! Was ſollen die wenigen Schulmanöver nach einem Dutzend 
ſtehender Formulare nutzen, wenn nicht Märſche, Kampierungen uſw. 
auf Entfernungen von mehreren Meilen vorgenommen werden! Wie 
ſoll der junge Offizier die mannigfaltigen wirklichen Verhältniſſe des 
Krieges kennen lernen! Man wagt ſich aber aus Furcht vor Deſertion 
kaum aus den Mauern und muß auf den Fall eines Marſches beinahe 
lächerliche Vorſichtsmaßregeln veranſtalten, um die Ausländer zu ſichern. 
— Die Werbekoſten, die ſich wohl auf eine Million Taler jährlich belaufen 
mögen, können viel beſſer angewendet werden, wodurch manche Unter⸗ 
ſchleife bei den Kompagnien von ſelbſt aufhören werden. 

b) Die Einführung einer auf gewiſſe Jahre beſtimmten Dienſtzeit für die 
Kantoniſten. Je kürzer ſie beſtimmt wird, deſto leichter wird der 
Dienſt. Für den Notfall kann der Wiedereintritt der Ausgedienten 
auf gewiſſe Jahre vorbehalten werden. Unſere Kantons liefern jetzt 
eine hinlängliche Anzahl brauchbarer Rekruten, wenn man ſich nur 
gefallen laſſen will, Leute von 4 Zoll zu nehmen, ſoferne ſie ſonſt tüchtig 
und brauchbar ſind. Die Stärke eines Staates beruht nicht allein auf 
der Armee, welche er wirklich in Reih und Glied unterhält, ſondern auf 
den Hilfsmitteln, die er zu Gebote hat, ſie durch brauchbare Rekruten 
nötigenfalls ſchnell vermehren und die abgehende Mannſchaft bald 
wieder erſetzen zu können. Es iſt wichtig, wenn die im Kriege zu 
liefernde Verſtärkung aus ſchon gedienter und noch rüſtiger Mannſchaft 
beſteht. 

Ich möchte mir zu behaupten getrauen, daß die preußiſche Armee, 
150000 Mann ſtark, jeden Krieg führen kann. Jedenfalls iſt es unſtreitig 
beſſer, 150000 Mann wohlgenährter, gut unterhaltener Soldaten zu 
haben, die man drei⸗ bis viermal komplettieren kann, als 240000 Mann, 
deren Unterhaltung und Komplettierung den Staat zur größten An⸗ 
ſpannung zwingt. Nicht die Zahl der Armee, ſondern ihre innere Be- 
ſchaffenheit und die gehörige Bereitſchaft der Reſſourcen aller Art ent- 
fceiden über das Schickſal des Krieges. Teilte man die ganze Maſſe 
unſerer Streitkräfte in die aktive Armee und in die Reſerve, indem man 
zu der letzteren alle Entlaſſenen bis zu 10 jähriger Dienſtzeit rechnete, 
aus der die Armee zu rekrutieren, ſo würde das von beſſerem Erfolge 
als eine Landmiliz fein, die abgeſondert gebraucht werden ſoll, aber 
nie einen gewiſſen Grad von Selbſtändigkeit und einen gleichen mili- 
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täriſchen Geiſt, wie es bei der aktiven Armee möglich iſt, erreichen wird. 
In allen Fällen, wo die Landmiliz etwas Entſcheidendes bei anderen 
Völkern geleiſtet hat, iſt die Natur des Terrains, die Kunſt oder eine 
beſondere moraliſche Erregung zu Hilfe gekommen. Doch es iſt viel⸗ 
leicht überflüſſig, hier in ein größeres Detail zu gehen, da ſchon ſeit 
geraumer Zeit an einem Plan zur Formierung einer Landmiliz ge⸗ 
arbeitet wird, bei welchem man hoffentlich alle Erfahrungen benutzen 
und eingewurzelte Vorurteile ablegen wird. 

c) Die preußiſche Armee muß für ſtarke und weite Märſche eingerichtet 
ſein. Die Lage dieſes Staates verlangt dies, weil die feindlichen Mächte 
Rußland und Frankreich unſern Staat umklammern. Man muß, 
wenn in einer Gegend eine Schlacht gewonnen iſt, ſich nach anderen 
Gegenden raſch wenden können, um dort einer bedrängten Schwäche 
zu helfen. Dazu gehört vor allen Dingen eine bequeme Bekleidung des 
Soldaten, beſonders zum Behuf der Winterkampagnen, größere Sorge 
für beffere Nahrung im Falle der Not durch Zwieback ftatt des Kommiß⸗ 
brotes, eine zweckmäßige Verwendung der Artillerie, Abſchaffung 
der Zelte, Verminderung des Trains durch Verminderung der Bäckereien, 
der Trainſchmiede und Abſchaffung der Packpferde für die Offiziere. 
Die Offizierspferde werden wegen der Verhältniſſe des Offiziers zu 
den Gemeinen und wegen ſeiner Dienſtverrichtungen wohl ſo lange 
beibehalten werden müſſen, bis jene Verhältniſſe mit den letzten Reſten 
der Feudalverfaſſung verſchwinden. 

4. Eine der gegenwärtigen geographiſchen Lage des preußiſchen Staats 
ange meſſene Dislokation der Armee gehört zu den allgemeinen Organiſations⸗ 
gegenſtänden, die eine ſehr ſorgfältige Beachtung verdienen. Das Prinzip 
muß fein, in Zeit von 14 Tagen eine vollkommen marſch⸗ und ſchlagfertige 
Armee von 40000 Mann beiſammen zu haben. Dieſer Punkt iſt rein militäriſch 
und alle Hinderniſſe von Seiten der Zivilbehörden, der Akziſe und der Finanzen 
müffen beſeitigt werden. Man teile die Armee in drei große Abteilungen, 
rechter, linker Flügel und Zentrum. Jede Abteilung muß ihre gehörige 
Kavallerie und Artillerie ſchon im voraus zugeteilt erhalten. 

Mit dieſem Punkte iſt eine andere Anordnung eng verwandt; dies iſt nämlich 
die Aufſtellung von militäriſchen Provinzialbehörden und die Einteilung der 
Armee nach Militärdiviſionen, ſo daß jede dieſer Diviſionen in Hinſicht der 
Militärökonomie, der Mobilmachung, der Inſpektion, der Übung der Truppen, 
der Truppengattungen, der Vorräte von Geſchütz und Munition, an Kleidungs⸗ 
und Equipierungsſtücken uſw., in ſich ſelbſt eben ſo ein untergeordnetes Ganzes 
bildet, wie die oberſte Militärbehörde in Hinſicht auf den Staat ein Ganzes ſein 
muß. Jedes Kriegstheater muß wenigſtens ein vollſtändiges Magazin in Frie⸗ 
denszeiten erhalten, z. B. 

das ruſſiſche in Graudenz und Danzig, 
das öſterreichiſche in Breslau und Neiße, 
das franzöſiſche in Magdeburg, Erfurt, Hildesheim. 
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Die Armee muß aber aus dieſen Magazinen erſt verpflegt werden, wenn 
fie vorwärts von denſelben fo weit wie möglich durch Requiſition alles aufge- 
zehrt hat. 

Will man eine oder mehrere ſolcher Behörden erſt kurz vor dem Ausbruche 
eines Kriegs etablieren oder die Geſchäfte von der oberſten Behörde aus durch 
Kommiſſionen ohne Routine und Vorbereitung betreiben laſſen, ſo iſt man in 
Gefahr, Zeit zu verlieren und die Geſchäfte auf eine tumultuariſche Art be- 
trieben zu ſehen. 

Es iſt ein Grundſatz: 

Der Krieg, nach allen ſeinen mannigfaltigen Verhältniſſen muß in 
den verſchiedenſten Zweigen der Militärorganiſation vollſtändig und prak- 
tiſch enthalten ſein, für jedes Geſchäft des Krieges muß ſchon im Frieden 
eine dirigierende Behörde vollſtändig und genau organiſiert ſein. 

5. Wohlfeilheit der Lebensmittel iſt eine Hauptſache, wenn nicht der Staat 
ſowohl als die Einwohner bei der jetzigen Teuerung in eine Spannung geraten 
ſollen, die beide einem Feinde gegenüber, der das Requiſitionsſyſtem übt, nicht 
lange aushalten können. Gegen das Übergewicht an Macht kompenſiert nur 
Leichtigkeit und Ordnung in der Verpflegung, die nur dadurch erreicht werden 
kann, wenn jede Provinz bis zur nächſten Ernte einen gewiſſen Vorrat bereit- 
halten muß. 

6. Die Pferdezucht muß im preußiſchen Staate für den Krieg praktiſch 
bearbeitet werden. 

7. Ob die Verpflegung der Armee durch ein Kommiſſariat oder durch 
Entrepreneurs geſchehen müſſe, darüber find die Stimmen geteilt. Der Er- 
fahrung nach ſollte man mit letzteren anfangen und mit erſteren enden oder bei 
längerer Dauer wieder wechſeln. 

8. Die Straßen von Magdeburg durch Thüringen, Eichsfeld, Hannover bis 
an die Weſer, durch Sachſen über Leipzig nach Franken, müſſen gut unter⸗ 
halten und zum Teil neu gebaut werden. Sachſen muß dabei mitwirken. 

Wenn Preußen Lübeck bekommt und Lauenburg behält, fo muß die Sted- 
nig- Fahrt korrigiert werden, denn dieſe gibt eine wichtige Transportlinie aus 
der Oſtſee nach der Elbe. Gut wäre es, wenn die Waſſer⸗Kommunikation mittels 
der Hück und Kanäle im Herzogtum Bremen auch bis zur Weſer ausgedehnt 
werden könnte. 

9. Die Einführung einer Feldbuchdruckerei iſt für einen Feldherrn ſehr 
wichtig, nicht bloß um Staatsſchriften ſelbſt in der Armee zu verbreiten, ſondern 
auch Armeebefehle, die Inſtruktionen, Dispoſitionen, die Adreſſen an die Offiziere 
und Soldaten in der kürzeſten Zeit und ſicher zu verbreiten. Dieſe gedruckten 
Sachen müſſen alle verſiegelt ausgeteilt und nötigenfalls zu einer beſtimmten 
Zeit erſt erbrochen werden dürfen. — Man muß dies Hilfsmittel, den gemeinen 
Mann zu bearbeiten, die öffentliche Meinung zu leiten, jetzt nicht mehr ver- 
ſchmähen. Der Enthuſiasmus der Offiziere und Soldaten leiſtet viel bei Kriegen 
von der Natur, wie Preußen ſie jetzt zu führen hat. Selbſt der gemeine Mann 
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fühlt den Wert, den man auf ihn jet, und das Vertrauen, welches man ihm 
durch ſolche Mitteilungen beweiſt. 

10. Die Einführung der Telegraphen iſt zu leichtſinnig verworfen worden; 
ſie nützt bei der großen Ausdehnung unſeres Staates und beſonders auch bei 
der Küſtenverteidigung ſehr weſentlich. Die franzöſiſchen und däniſchen Tele⸗ 
graphe einrichtungen ließen ſich wohl amalgamieren. 

11. Das Inge nieurweſen muß mit der Artillerie und dem Generalſtabe 
ein Ganzes in Hinſicht der Generalien bilden. Die Kenntniſſe ſind verwandt 
und der Zunftgeiſt aus jedem dieſer beſonderen Korps kann nur auf dieſe Weiſe 
unterdrückt werden. Die Organiſation des oberſten Konſeils für alle zuſammen 
würde der Obriſt von Scharnhorſt, an dem wir eine ſehr glückliche Adquiſition 
gemacht zu haben ſcheinen, gewiß gut beſtimmen können. 

12. Da die Kavallerie den Preußen eine anerkannte Überlegenheit gegen die 
Franzoſen und Ruſſen gibt, ſo muß man ſie auch auf eine entſcheidende Art 
zu gebrauchen ſuchen. Dazu gehört aber, daß an der Spitze der Kavallerie ent- 
ſchloſſene und rüſtige Chefs ftehen, wenn fie auch Wagehälſe fein möchten, dabei 
aber auch Kopf hätten. Hier ſcheint es mir, würde Prinz Louis ſeinen rechten 
Platz an der Oberſtelle finden, wenn ihm v. Blücher zur Seite gegeben würde. 

13. Das Feldherrntalent unter unſeren Generalen zu beurteilen, maße 
ich mir nicht an, verſchweigen aber darf ich nicht, daß die öffentliche Stimme, 
ſoweit ich ſolche vernehmen kann, ein unbedingtes Vertrauen nur auf den König 
ſelbſt ſetzt, der auch in einem Kriege über die Selbſtändigkeit des Thrones und 
der Nation die Heerführung keinem anderen noch fo bewährten General anver- 
trauen kann, am wenigſten ſolchen, die nur einen verjährten zum aufs Spiel 
zu ſetzen fürchten milffen. 

Charlottenburg, 4. Juli 1806. 

8, m. v. Bey. 


IV 


Gibt es einen neuen Metternich? 
Bon 
Eduard von Wertheimer. 


Oſterreich hat eine große Ehrenſchuld gegenüber feiner Vergangen⸗ 
heit abzutragen: ſo mancher ſeiner Monarchen und Staatsmänner 
ermangelt noch immer einer ſelbſtändigen Darſtellung. Wohl iſt kürzlich 
— 1923 — nach dem Muſter der „Allgemeinen Deutſchen Biographie“ 
und der engliſchen National biography“ die „Neue Oſterreichiſche 
Biographie 1815—1918“, geleitet von Profeſſor Anton Bettelheim, 
gegründet worden. Allein jo verdienſwoll und vielverſprechend das 
Unternehmen auch iſt, vermag es doch ſeinem ganzen Programme nach 
keine umfangreichen Lebensbeſchreibungen zu bieten. Gerade aber 
ſolche ſtehen noch aus. Man muß wirklich ſtaunen, daß ein Herrſcher wie 
Joſef I., der die Machtſtellung des Hauſes Habsburg zu großer Höhe 
von Weltgeltung erhoben, ſeit der Herchenhahnſchen Geſchichte ſeiner 
Regierung, aus den Jahren 1786—1789 ſtammend, noch keinen neueren 
Biographen gefunden. Joſef II. Herrſchaft in Ungarn wurde von einem 
ungariſchen Hiſtoriker — Heinrich Marczali — geſchildert, aber als Monarch 
Oſterreichs noch von keinem öſterreichiſchen Geſchichtsſchreiber. Dieſe 
Aufgabe erfüllte, allerdings ſehr einſeitig, ein ruſſiſcher Gelehrter, der 
verſtorbene Profeſſor Mitrofanoff. Iſt es nicht merkwürdig, daß ein 
Thugut, Kaunitz, Stadion bisher ohne Biographen geblieben ſind? 
Von Alfred Arneth iſt uns das Fragment einer Biographie des Fürſten 
Kaunitz erhalten. Georg Küntzel hat in neueſter Zeit, 1923, eine vortreff⸗ 
liche Arbeit über Kaunitz als Staatsmann geliefert, ſie erhebt aber gewiß 
nicht den Anſpruch, eine erſchöpfende Lebensbeſchreibung des hervor⸗ 
ragenden Staatsmannes fein zu wollen. Über Graf Philipp Stadion, 
der den großen Kampf gegen Napoleon I im Jahre 1809 inſzenierte, 
liegt nicht einmal eine derartige Studie vor. Profeſſor Francis Pribram 
hatte einſt die Abſicht, eine Biographie dieſes ebenſo edlen wie bedeuten⸗ 
den Mannes zu ſchreiben, iſt aber durch den Weltkrieg auf ein anderes 
Gebiet ſeiner hiſtoriſchen Arbeiten gedrängt worden. Im Gegenſatz 
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hierzu tft ſehr viel über Fürſt Metternich publiziert worden, ohne daß es 
zu einer, ſtreng wiſſenſchaftlichen Forderungen genügenden Lebens⸗ 
beſchreibung gekommen wäre. Der Grund dieſer Erſcheinung mag darin 
liegen, daß die Vergangenheit weniger Menſchen ſo ſehr von der Parteien 
Gunſt und Ungunſt umbrandet war, als das des Staatskanzlers Fürſt 
Metternich. Im Jahre 1848 wurde er in unzähligen Karikaturen ver- 
höhnt, in vielen Spottliedern geſchmäht und in Theaterpoſſen verlacht. 
In den Tagen dagegen, als der Abſolutismus eines Schwarzenberg 
und Bach ſchwer auf Oſterreich laſtete, ſchien es, als ob man all den Hohn 
und Spott, mit dem man einſt Metternich überſchüttete, vergeſſen hätte. 
Eine wahre Reaktion zu ſeinen Gunſten trat jetzt ein. Plötzlich wurden 
ſeine Milde und Gutmütigkeit geprieſen und eine Sehnſucht nach der 
Rückkehr der Herrſchaft, wie er ſie geübt, machte ſich bemerkbar. Eine 
von bloßer politiſcher Parteiſucht unabhängige Durchforſchung der Lauf- 
bahn Metternichs wurde jedoch erſt nach Veröffentlichung des adht- 
bändigen Werkes „Metternichs Nachgelaſſene Papiere“ und nach Zu⸗ 
gänglichmachung des Wiener Haus⸗, Hof⸗ und Staatsarchives — ein 
unvergängliches Verdienſt Arneths — ermöglicht. Als erſter machte 
ſich an eine ſpezielle archivaliſche Arbeit über Metternich Fodor von 
Demelitſch, der 1898 ſein auf ungedrucktem Material beruhendes Werk: 
„Fürſt Metternichs äußere Politik“ veröffentlichen konnte. Der Ver⸗ 
faſſer desſelben mußte jedoch ſeine Kühnheit, als Beamter des k. u. k. 
Kabinettes, des ehemaligen Staatskanzlers auswärtige Politik zu ſchil⸗ 
dern, mit einem tragiſchen Schickſal büßen. Der damalige Kabinetts⸗ 
direktor, Staatsrat Braun, ein geweſener Hauslehrer ariſtokratiſcher 
Familien, war engherzig genug, Demelitſch vor die Alternative zu ſtellen: 
zu wählen zwiſchen ſeinem Amte im k. u. k. Kabinette und der Befriedi⸗ 
gung ſeines archivaliſchen Wiſſensdurſtes. Aller Wahrſcheinlichkeit nach 
wollte man keinen Untergebenen dulden, der mehr Intelligenz vor der 
Offentlichkeit bekunde, als ſeine Vorgeſetzten. Demelitſch ſchwankte nicht 
lange: er zog feiner amtlichen Stellung die wiſſenſchaftliche Beichäfti- 
gung vor und ließ ſich penſionieren. Er vermochte nur den erſten, bis 
1812 reichenden Band ſeines Werkes auf den Büchermarkt zu bringen. 
Der Tod entriß ihn ſeiner Tätigkeit, noch ehe er den zweiten Teil, zu dem 
er ſchon den Stoff geſammelt, vollenden konnte. Zu feinem Ende 
dürfte jedenfalls die erfahrene Kränkung beigetragen haben. 
Abgeſehen von Publikationen, die Beiträge zur Geſchichte Metter- 
nichs boten, iſt lange nach Demelitſch in deutſcher Sprache keine größere 
monographiſche Arbeit über den Staatskanzler erſchienen. Im Jahre 
1922 publizierte jedoch Heinrich Ritter von Srbik, damals noch Profeſſor 
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der Geſchichte in Graz, gegenwärtig an der Wiener Univerſität tätig, 
in der von Marcks und Karl Alexander von Müller veranſtalteten Aus⸗ 
gabe „Meiſter der Politik“, 2. Band, S. 355, einen Aufſatz unter dem 
Titel „Fürſt Metternich“, der ſich angenehm lieſt, einfach, klar und ohne 
jeden philoſophiſchen Ballaſt geſchrieben iſt, obgleich ſchon, wenn auch 
in mäßiger Art, eine gewiſſe Hinneigung zur „Rettung des Staatskanz⸗ 
lers“ ſich geltend macht. Im Intereſſe des Autors wäre es zu wünſchen 
geweſen, er hätte ſich mit ſeinem Eſſay begnügt und den Gedanken un⸗ 
ausgeführt gelaſſen, ein zweibändiges Werk, über 1400 Seiten ſtark, 
über den Staatskanzler der Offentlichkeit zu überliefern !). 

Wir wollen es hier verſuchen, zu prüfen, ob die Auffaſſung Srbiks 
von einem neuen Metternich, die ſich von dem bisher Gekannten weſent⸗ 
lich unterſcheidet, gerechtfertigt iſt. Kann man auch heute der voll⸗ 
kommen einſeitigen Darſtellung Treitſchkes oder der von Gervinus 
nicht mehr beipflichten, ſo lag doch keine Nötigung vor, ins andere Extrem 
zu verfallen und die reinſte Schönfärberei an Metternich vorzunehmen, 
wie es Srbik tut. Er hat ſich offenbar in den Kopf geſetzt, um jeden Preis 
Metternichs Wort zu befolgen, der die Überzeugung ausſprach, die 
Nachwelt werde ihn in einem andern Lichte ſehen als ſeine Zeitgenoſſen. 

Profeſſor Srbik trug für ſein Werk die wahrhaft ungemein reich⸗ 
haltige gedruckte Literatur mit großem Eifer von allen Seiten zuſammen, 
wie das aus ſeinen im Anhang befindlichen Anmerkungen hervorgeht. 
Um ſo ſpärlicher iſt dabei die Quellenforſchung weggekommen. Er ſagt 
wohl im Vorwort zu ſeiner Rechtfertigung der geringen Heranziehung 
von Quellen, daß er bei ſeiner „beſchränkten Arbeitszeit“ nicht einmal 
alle Beſtände im Wiener Haus⸗, Hof⸗ und Staatsarchiv und im Metter⸗ 
nichſchen Archiv in Plaß durchzunehmen vermochte. Iſt das aber eine 
begründete Entſchuldigung? Wer an eine ſolche Arbeit herantritt, muß 
mit ſich von vornherein im klaren ſein, ob er über die hiezu unerläßliche 
Muße verfügen kann oder nicht. Um ſo mehr mußte S. darüber mit ſich 
im reinen ſein, als für eine Monographie Metternichs nicht nur das 
Wiener Staatsarchiv und Plaß, ſondern auch die Archive anderer Staaten, 
zu deren Politik der Staatskanzler in Beziehungen ſtand, benützt werden 
mußten. Unbedingt hätten für eine wiſſenſchaftliche Darſtellung des 
Lebens Metternichs die Archive von Berlin, London, Paris berückſichtigt 
werden ſollen. Aus eigener Erfahrung darf ich konſtatieren, daß ihn 
das Quellenmaterial des jedem Forſcher offen ſtehenden Berliner Archivs 


1) Metternich, der Staatsmann und der Menſch von Heinrich Ritter von 
Srbik. 1. und 2. Band. 1925. Verlag F. Bruckmann, A.⸗G., München. 
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vor manchem ſchiefen Urteil bewahrt haben würde. So wird es auch mit 
den Akten des Londoner Auswärtigen Amtes beſchaffen ſein, das, ſo 
viel mir bekannt geworden, ſeit neuerer Zeit bereits bis 1877 zugänglich 
iſt. Wie weit das mit Paris der Fall iſt, weiß ich nicht. Ich bekam ſeiner⸗ 
zeit, als ich mit der Biographie Andraͤſſys befaßt war, ſowohl aus Paris 
wie aus Italien abſchlägigen Beſcheid. Nach London und Petersburg 
wandte ich mich gar nicht, da von dort etwas zu erlangen, zu jener Zeit 
ein hoffnungsloſes Bemühen geweſen wäre. Nach dem Weltkrieg ſcheint 
auch in dieſen Ländern eine der Forſchung günſtigere Wandlung einge⸗ 
treten zu ſein. S. muß es als Unterlaſſungsſünde angeſchrieben werden, 
daß er die archivaliſchen Schätze der erwähnten Länder außeracht gelaſſen, 
wie überhaupt ſelbſt die ihm zur Verfügung ſtehenden Akten nicht ge⸗ 
nügend verwertete. Sie hätten ihn vielleicht doch gelehrt, ein wenig 
Maß zu halten in der Verherrlichung ſeines Helden. 

Nach einer längeren Studie über die bisherige Metternich⸗Literatur 
und der Schilderung der Jugend und des frühen Mannesalters geht 
Srbik auf die Anfänge der diplomatiſchen Tätigkeit Metternichs als Ge⸗ 
ſandter in Dresden, Berlin und Paris über, von wo aus er mächtig das 
Feuer geſchürt und den tätigſten Anteil an dem von Graf Philipp Stadion 
geplanten Krieg von 1809 gegen Napoleon I. nahm. Der unglückliche 
Ausgang des Feldzugs, der Stadion zu Fall brachte, bedeutete dagegen 
für Metternich den Ausgangspunkt ſeiner europäiſchen Stellung: trug 
ihm doch die Niederlage von Wagram die Ernennung zum Miniſter des 
Außeren ein. Das war für die Geſchichte Oſterreichs ein ſo wichtiges 
Ereignis, daß S. nicht die Mühe ſcheuen durfte, das Dunkel zu lüften, 
das noch heute über ſeiner Erhebung zum Miniſter des Außeren liegt. 
Er gleitet darüber hinweg, ohne auch nur den Schein einer Aufklärung 
zu bieten. Meine „Geſchichte Oſterreichs und Ungarns im erſten Jahr⸗ 
zehnt des 19. Jahrhunderts“, 2 Bände, die S. offenbar überſehen hat, 
da er fie nie erwähnt, hätte ihm für die Löſung dieſer Frage einige Finger⸗ 
zeige geben können. Ebenſo ſcheint er auch von der Exiſtenz meines Buches 
„Die drei erſten Frauen des Kaiſers Franz“ nichts zu wiſſen, das auf 
Grundlage ihrer Briefe eine Schilderung Maria Ludo wikas bietet, die 
doch bei Heraufbeſchwörung des Krieges von 1809 eine hervorragende 
Rolle ſpielte. Die Klärung der Umſtände, unter denen Metternich 
zum Leiter der auswärtigen Angelegenheiten berufen wurde, iſt eben 
in doppelter Hinſicht wichtig, und da mußte von S. jeder ihm gebotene 
Anlaß zur Löſung des Rätſels wahrgenommen werden. Sie iſt von Be⸗ 
deutung in erſter Reihe deswegen, weil mit Metternichs Emporkommen 
jener Geiſt der freieren Richtung, den bisher Erzherzog Karl und Graf 
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Stadion auf allen Gebieten vertreten hatten, zurückgedrängt und als 
gefährlich bekämpft wurde. Dann aber gewinnen wir einen lehrreichen 
Beitrag zur Einſchätzung des moraliſchen Charakters Metternichs, wenn 
wir erfahren können, ob er ſeine Beförderung zum Nachfolger Stadions 
allein der Macht der Verhältniſſe und ſeinen Fähigkeiten dankte oder ob 
er dabei ſeine Zuflucht zur Intrige nahm, um ſich werktätig und beſtens 
zu empfehlen. Metternich ſelbſt will glauben machen, daß er nur gegen 
ſeinen Willen das verantwortungsvolle Amt eines Miniſters des Außeren 
übernommen habe!). Das ſtimmt mit der von ihm ſeit Beginn feiner 
öffentlichen Karriere befolgten Taktik, immer aller Welt zu beteuern, 
er ſei frei von Ehrgeiz und mußte ſtets zur Annahme eines öffentlichen 
Amtes gezwungen werden. So hielt er es, als er in die diplomatiſche 
Laufbahn eintrat und ſo wiederholte es ſich, als er Geſandter wurde. 
Aber er gehörte gar nicht zu den Menſchen, die keine Ehren ſuchen, viel⸗ 
mehr bildet die Macht das Element, in dem er ſich am wohlſten fühlte. 
Als er 1809 aus Altenburg, wo er an den Friedensunterhandlungen 
teilnahm, von Kaiſer Franz abberufen und der für Oſterreich ſchwere 
Bedingungen enthaltende Friede von Schönbrunn ohne ſeine Mitwir⸗ 
kung zuſtande kam, verkündete er überall: hätte man ihm die Leitung 
überlaſſen, wäre ein anderes Reſultat erzielt worden)). So ſprach er, 
um das Vertrauen des Kaiſers zu erringen, der ihm in einer Stunde der 
Schwäche, als Graf Stadion ſich das erſtemal zurückzog, den Miniſter⸗ 
poſten zugeſichert haben ſoll. Später — Oktober — hieß es jedoch in 
eingeweihteren Kreiſen, Metternich ſei nicht zum Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten beſtimmts). Hat nun Metternich jo lange intrigiert, 
bis er Stadion, der Ende September das zweitemal und dauernd aus 
dem Amte ſchied, ſtürzte und um das Vertrauen des Kaiſers brachte? 
Der hannoverſche Geſandte in Wien, Graf Hardenberg, ſagt ausdrück⸗ 
lich von Metternich, daß er ſeit langem ambitionierte, Stadions Nachfolger 
zu werden und deſſen Fall bewirkte“). Es hätte fic) für den neueſten 
Biographen des Staatskanzlers gelohnt, dieſen ebenſo wichtigen wie für 
Metternichs Charakter bezeichnenden Vorgängen nachzugehen, gerade 
jetzt, wo die Ausbeute aus dem Wiener Staatsarchiv eine reichlichere 
iſt, als ſie es noch zu der Zeit war, da ich über dieſe Dinge dort arbeitete. 


1) Siehe Eduard Wertheimer, Geſchichte Oſterreichs und Ungarns im 
erſten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts. 2. Band, S. 423, 4. Anmerkung. 

2) Ebenda, S. 433. 

3) Ebenda, S. 432, Tagebuch eines Ungenannten, 2. Aug. 1809. 

4) Ebenda, 3. Anmerkung, Bericht des Grafen Hardenberg. 
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Sicher ijt, daß man anfangs ſtark an den Fähigkeiten des Minifters 
für ſeinen neuen Beruf zweifelte. Hatte doch Gentz kurz vorher geäußert: 
„Metternich iſt der leichtſinnigſte aller Menſchen, ich zittere vor jedem 
Schritte, den er tun wird“). Ein anderer Zeitgenoſſe fragte: Ob Metter- 
nich eben ſo große und humane Anſichten und eine gleich rechtliche Politik, 
wie Graf Stadion befolgen oder ob die Schlauheit des Geſandten auch 
in den Miniſter übergehen werde. 

Gewiß iſt, daß Metternich, als er nach dem Friedensſchluß von Schön⸗ 
brunn ans Ruder kam, ſich einer äußerſt ſchwierigen Lage gegenüber 
befand. Es bedurfte in der Tat des allergrößten Aufgebotes von Geiſt, 
Findigkeit und Geſchicklichkeit, um Oſterreich aus dem tiefen, durch die 
Niederlage von Wagram verurſachten Unglück herauszuführen und zu 
einer tonangebenden Macht zu erheben. S. widmet dieſem triumphalen 
Abſchnitt der Wirkſamkeit Metternichs von 1809 —1815 zwei beſondere 
Kapitel. Sie ſind ganz geeignet, uns volle Bewunderung für Metternichs 
diplomatiſche Kunſt in dieſer Periode ſeiner Tätigkeit einzuflößen. 
Staunend ſieht man, wie er einerſeits den parvenühaften Zug im Cha- 
rakter Napoleons, durch eheliche Verbindung in eine dynaſtiſche Familie 
zu gelangen, ausbeutet, und anderſeits Kaiſer Franz durch Hinweis 
auf die Verbeſſerung des Zuſtandes Oſterreichs dazu bringt, dem „Anti⸗ 
drift’ die Hand feiner Tochter zu geben, als der er dieſer bisher geſchildert 
worden. Gerne folgt man den klugen Schritten Metternichs, wie er 
den mißtrauiſchen Napoleon auf alle mögliche Weiſe beruhigte, ſich ihm 
ſogar im Kampfe gegen Rußland durch Stellung eines Hilfskorps ver⸗ 
bündete, immer mit dem Ziel, den überaus gewaltigen Feind Europas 
zu beſiegen und endlich, da ſich dieſer gar nicht mäßigen will, gänzlich zu 
beſeitigen. In dieſer Zeit ſeines Wirkens hat ſich Metternich als großer 
Meiſter der Politik offenbart. Wäre es ihm beſchieden geweſen, mit 
dieſer Tat ſeine Laufbahn zu beſchließen, ſein Name würde mit unver- 
gänglichem Ruhme umkränzt in der Weltgeſchichte verewigt geblieben 
ſein. Kein Hohn, kein Schimpf würde ihn beſudelt haben, nie hätte man 
ihn, wie es geſchehen, den größten Lügner des 19. Jahrhunderts genannt 
und ſein Andenken wäre nicht von den garſtigen Epitheta wie: ſeicht, 
eitel, läppiſch, leichtſinnig uſw. befleckt worden. Das Schickſal wollte 
es anders, und er war berufen, auch nach 1815 der Lenker der Geſchicke 
Oſterreichs zu ſein. Im Gegenſatz zu ſeiner eigenen Feſtſtellung, daß 
es zwei Metterniche gegeben, einen wie er vor 1815 und den anderen, 
wie er nach dieſem Jahre geweſen, will S. dieſe Unterſcheidung nicht gelten 


1) Fournier, Hiſtoriſche Studien und Skizzen, 2. Reihe, S. 185. 
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laſſen. Er konſtruiert zu dieſem Zwecke ein Syſtem Metternich, das als 
verbindende Brücke zwiſchen dem Staatsmann vor 1815 und dem nach 
1815 dienen ſoll. Ehe er jedoch zur Darlegung dieſes Syſtems, auf das 
wir noch zurückzukommen haben, übergeht, entwirft er noch vorher eine 
Charakteriſtik des Mannes. Man darf jedoch hier die prinzipielle Frage 
aufwerfen, ob es gerechtfertigt iſt, ſchon eine Schilderung Metternichs 
zu geben, während er noch mitten in der Entwicklung ſteht und ob die 
Charakteriſtik nicht erſt ſpäter, etwa nach feinem Rücktritte, hätte folgen 
ſollen. Jedenfalls iſt es unzuläſſig, da Metternich 1815 erſt 41 Jahre 
zählte, bereits um dieſe Zeit auch ſchon vom 61 jährigen (I. Bd., S. 235), 
dann gleich darauf ſogar von dem 72 jährigen (ebenda, S. 236) und auf 
derſelben Seite auch noch vom 81 jährigen Staatskanzler zu reden. Das 
iſt ein hiſtoriſcher Anachronismus, der bei einem ernſten Hiſtoriker nicht 
vorkommen ſollte. Wir möchten gleich hier, ehe wir fortfahren, noch auf 
eine andere Anomalie hinweiſen. Bei der Wiedergabe fremder Eigen⸗ 
namen iſt eine konſequente Schreibart notwendig. Gegen dieſe Regel 
verſtößt S. ſo oft es ſich um ungariſche Bezeichnungen handelt. So heißt 
es bei ihm einmal Szechenyi, dann wieder Szechenyi, während es richtig 
Szechenyi lauten muß. Auch Yofifa ſchreibt er einmal richtig mit Akzent, 
das nächſte mal ohne ihn. Oder er läßt die zur Betonung in der ungariſchen 
Sprache üblichen Akzente ganz weg, wie z. B. bei Weſſelenyi, der Weſſe⸗ 
lenyi ausgeſprochen wird. Anſtatt Szögyeny leſen wir Szögyenyi, der 
ſich aber ſelbſt Szögyeny⸗Marich nennt. Den Namen des rühmlichſt 
bekannten, noch lebenden ungariſchen Hiſtorikers gibt er einmal als 
Käroly und dann wieder als Kärolyi, wie er auch geſchrieben werden 
muß. Dieſer in einem wiſſenſchaftlichen Buche entſchieden zu bean- 
ſtandenden Inkonſequenz würde leicht abzuhelfen geweſen ſein, wenn 
der Verfaſſer einen Ungar zu Rate gezogen oder konſequent gar keine 
Akzente angewandt hätte. Bei tſchechiſchen Namen bedient ſich S. der 
korrekten Schreibart, wie er es bei ruſſiſchen oder andersſprachigen 
Namen gewiß beobachtet haben würde. Wir müſſen hier noch auf andere 
Verſtöße aufmerkſam machen, deren Erwähnung nicht unterlaſſen werden 
kann. Es erfolgt dies nicht etwa aus kleinlichem Suchen nach Fehlern. 
Meine Überzeugung iſt, daß in einem wiſſenſchaftlichen Werk alles niet- 
und nagelfeſt ſein muß, ſonſt gerät der ganze Bau ins Wanken. So be⸗ 
dürfen die Zitate bisweilen der Berichtigung. Meine zwei Aufſätze: 
„Die Revolutionierung Tirols im Jahre 1813“ verlegt er, ohne überhaupt 
deren Titel zu nennen, in die „Deutſche Revue“ anſtatt in die „Deutſche 
Rundſchau“, wo ſie im 120. Band erſchienen ſind. Ein gröberer Fehler 
iſt es, wenn S. unter den in Oſterreich aufgenommenen Flüchtlingen 
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aus der Zeit des erſten franzöſiſchen Kaiſerreiches den Bruder Napoleons J., 
König Joſeph von Spanien, anführt. Er war nie in Oſterreich angeſiedelt. 
Nach 1814 lebte er auf dem Schloße Prangins am Genferſee und nach 
1815 wanderte er nach Nordamerika aus, wo er Aufenthalt auf ſeiner 
ſchönen Beſitzung Point⸗Breeze am Delaware nahm. Die Angabe, 
daß Joſeph in Oſterreich in Verbannung lebte, muß umſo mehr befrem⸗ 
den, als ſich S. öfter auf mein Buch „Die Verbannten des erſten Kaiſer⸗ 
reiches“ bezieht, wo dieſer König nicht unter den Internierten vorkommt. 
Unrichtig iſt es auch, wenn S. ſagt, Napoleon habe Kaiſer Franz während 
der Altenburger Verhandlungen (Auguſt— September 1809) bewogen, 
„ſeinem neuen Miniſter das Friedenswerk aus der Hand zu nehmen“. 
Damals war ja Metternich noch gar nicht definitiver Miniſter des Außern, 
wozu er erſt Oktober 1809 ernannt wurde. Ein fataler Druckfehler liegt 
vor, wenn S. Ludwig XIV. die Erzherzogin Marie Antoinette heiraten 
läßt. Unbegreiflicher iſt ſchon, wenn S. im Zeitalter Metternichs von 
„Budapeſt“ ſpricht, da dieſe Bezeichnung für die beiden Schweſterſtädte 
als Einheit erſt nach 1867 aufkam. Das iſt genau ſo, als wenn man von 
Groß-Berlin bereits in den Tagen Friedrich Wilhelm III. oder IV. 
reden wollte. Als ſtarke ſtiliſtiſche Nachläſſigkeit müſſen wir es anſehen, 
wenn ſich der Verfaſſer Sätze in der Ausdehnung von 75 bis 238 Worten 
(I. Band, S. 356) leiſtet, wo man, ans Ende gelangt, nicht mehr weiß, 
was zu Beginn geſagt wurde. Schön iſt es auch nicht, wenn in einem Satze 
viermal das Wörtchen „hat“ vorkommt oder nebeneinander „war, war“ 
ſteht. 

Abgeſehen von den hier hervorgehobenen Mängeln, wird man mit 
Intereſſe die Kapitel über „Jugend und frühes Mannesalter“ wie auch 
„Weſen des Mannes“ leſen. Metternich erſchien frühreif, galt bald als 
perfekter Kavalier und lüſtern nach den Genüſſen des Lebens. Er ſelbſt 
charakteriſierte ſich in dieſer Hinſicht einmal: „Ich beſchäftige mich, ſo⸗ 
bald ich nur die Feder wegwerfen kann, mit nichts als der Einrichtung 
meiner Stuben und ſtudiere ohne Unterlaß, wie ich mir nur immer das 
Geld zu Möbeln, Parfüms und jedem Raffinement des ſogenannten 
Luxus verſchaffen kann.“ Raſch erfreute er ſich des Rufes eines Seladons 
der Salons, deren Luft ihn berauſchte, beſonders wenn ſie vom Parfüm 
des Frauenduftes geſchwängert war. Trotzdem heißt es in einem Briefe an 
ſeine von ihm angebetete Freundin Gräfin Lieven: „Mein Gott, wie er mich 
tötet, dieſer Salon mit ſeiner ganzen Geſellſchaft, ſeinen Phraſenfabri⸗ 
kanten, ſeinen Reverenzen“. Er liebte es zuweilen, ſich als Verächter von 
Dingen aufzuſpielen, die ihm ſehr wertvoll waren, und es kann füglich 
auf ihn das Wort angewendet werden, das Kaiſer Wilhelm II. von 
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ſeinen Randgloſſen gebrauchte: „Auf meine Randbemerkungen darf 
man ſich nicht feſtlegen.“ Metternich pflegte oft das Gegenteil von dem 
zu ſagen, was er dachte und ſchrieb, und es liegt ein Körnchen Wahrheit 
in dem Ausſpruch Napoleon I. über ihn: „Il sait parfaitement mentir“. 
Seit der Veröffentlichung ſeiner „Nachgelaſſenen Papiere“ wiſſen wir 
ja, daß er es mit der Wahrheit nicht allzu genau genommen und in ſeiner 
Lebensbeſchreibung von Vorfällen zu berichten wußte, wie ſie ſich gar 
nicht in der von ihm erzählten Weiſe ereignet hatten. So iſt es auch mit 
ſeiner Abneigung gegen die Salons beſchaffen. Hier knüpfte er ſeine zahl⸗ 
reichen Liebesverhältniſſe, wie er denn auch auf eine wahre „carriere 
amoureuse“ zurüdblidte — ein Talent, das er von ſeinem Vater geerbt. 
Sie hatten bei ihrem Jagen nach Abenteuern keine Scheu einer vor dem 
andern und bildeten derartig, was nach Springer als begründet ange⸗ 
nommen werden darf, das Modell für Kotzebues Theaterſtück „Die beiden 
Klingsberg“. Wenn Metternich vorzugsweiſe den Damen der vornehmen 
Salons ſeine Liebesglut opferte, verſchmähte er auch nicht, zuweilen 
in die Niederungen des Lebens hinabzuſteigen. So möchten wir hier 
ein eigentlich noch unbekanntes Liebeserlebnis aus der früheſten Jugend 
einſchalten, als er erſt 21 Jahre zählte. Im Jahre 1794 hatte er in Karls⸗ 
bad eines Perückenmachers Tochter, Maria Anna Stockmann, verführt, 
die am 23. März 1795, nach acht Monaten, einen geſunden Knaben zur 
Welt brachte. Aus Verdruß wollte der Vater nicht dulden, daß bei der 
Taufe der Enkel ſeinen Namen erhalte. Er und ſeine Tochter wieſen als 
Entſchädigung angebotenes Geld zurück, ebenſo verſchmähte es die junge 
Mutter, daß Graf Clemens Metternich die Sorge für die Erziehung des 
Kindes übernahm. Dagegen forderte ſie von ihrem Verführer, ſeine 
Vaterſchaft dadurch zu bekennen, daß dem Sprößling ſein Name gegeben 
werde, worin er auch eingewilligt haben ſoll. Der Tauf⸗ und Totenſchein 
lauten auf den Namen Karl Otto Metternich. Er bekleidete ſpäter in 
Bieſenthal (Brandenburg), wo auch ſeine Mutter begraben iſt, das ehr⸗ 
ſame Amt eines Briefträgers. Nach der in der Familie herrſchenden 
Tradition ſoll Karl Otto Metternich, der in Bieſenthal ſein Daſein beſchloß, 
in größten Zorn geraten ſein, ſo oft in ſeiner Gegenwart die leiſeſte An⸗ 
ſpielung auf den Fürſten Metternich gemacht wurde. Es ſcheint, daß ſich 
Metternich weder als Graf noch als Fürſt um dieſes Produkt ſeiner Liebe 
gekümmert hat!). Er hätte wahrlich viel zu tun gehabt, wenn er ſich um alle 


1) Rudolf Rotheit, Karl Otto Metternich, Ein Chronikblatt aus der Ge⸗ 
ſchichte Bieſenthals. (Eberswalder Heimatblätter, 16. Dezember 1919). Ich 
danke die Mitteilung dieſes Blattes Herrn Geheimrat A. Nagel vom Aus- 
wärtigen Amt in Berlin. 
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feine Liebſchaften geſorgt haben würde. In dem Kapitel: „Weſen des 
Mannes“ hören wir denn auch davon, daß dieſe Lebensweiſe Metternich 
früh altern machte und der ſo viele Frauenherzen berückende Zauber 
ſeiner Jugend nicht allzu lange vorhielt. Die Arbeitskraft wurde 
allerdings durch ſein wüſtes Treiben nicht gebrochen, ſie blieb erſtaunlich 
ſtark und befähigte ihn, ſich mit Hingebung den öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten zu widmen. 

S. behandelt dann in mehreren Abſchnitten als Ausgangspunkt 
und Baſis der umfangreichen ſtaatsmänniſchen Tätigkeit des Fürſten 
das ſog. „Metternichſche Syſtem“. Metternich nahm es ſtets höchſt un⸗ 
willig auf, wenn von ſeinem politiſchen „Syſtem“ geſprochen oder ge⸗ 
ſchrieben wurde. Syſteme, äußerte er, ſeien der Untergang der hiſto⸗ 
riſchen Ordnung, er wäre kein Syſtemfabrikant. In der Denkſchrift über 
feinen Rücktritt jagt er ausdrücklich: „Das ſogenannte Metternichſche Syſtem 
war kein Syſtem, ſondern eine Weltordnung. Revolutionen ruhen auf 
Syſtemen, ewige Geſetze ſtehen außer und über dem, was mit Recht den 
Wert eines Syſtems hat“. Er war vollkommen durchdrungen davon, 
ſein politiſches Wirken habe keine andere Richtſchnur gehabt, als die 
ewigen Geſetze des geſchichtlichen Lebens. Ungeachtet der Ablehnung 
Metternichs hat S. doch die Bezeichnung „Syſtem“ beibehalten und 
deſſen Charakteriſierung etwas mehr als 100 Druckſeiten geweiht, was 
reichlich genannt werden muß. Weniger könnte ein ſolches Verfahren 
wundernehmen, wenn Alerander der Große, Caeſar, Gregor VII., 
Friedrich der Große, Napoleon I., Bismarck einer ſo umfangreichen 
Schilderung ihrer ſogenannten politiſchen Syſteme teilhaftig würden. 
Im Gegenſatz zu Metternich ſprach Fürſt Kaunitz wiederholt von ſeinem 
Syſtem. „Ein Staatsminiſter“ — meinte er — „ohne generelle und 
ſpeziale Grundſätze gleicht einem Baumeiſter ohne Grundriſſe und Maß⸗ 
ſtäbe“, und weiter: „ohne Syſtem und deſſen Befolgung iſt nichts Großes 
in der Welt auszuführen“. Und obgleich er auch einen „Politiſchen 
Katechismus“ entworfen, faßt Georg Küntzel in ſeiner Schrift „Fürſt 
Kaunitz⸗Rittberg als Staatsmann“ doch nicht ſein Wirken in den Rahmen 
eines Syſtems. Aber S. kümmert ſich wenig um den gegen ein Syſtem 
gerichteten Proteſt Metternichs, der nur nach Grundſätzen, Prinzipien, 
gehandelt haben wollte. War es denn wirklich, um den Inhalt der 
politiſchen Denkungsweiſe des Staatskanzlers zu erfahren, unbedingte 
Notwendigkeit, für die Darlegung desſelben als Syſtem mehr als 100 
Seiten in Anſpruch zu nehmen? Metternich hatte ja, wenn dieſe Bezeich⸗ 
nung ſchon aufrecht beſtehen ſoll, gar kein gewundenes, kompliziertes 
Syſtem. Was er anſtrebte, lag klar vor aller Welt. Zuerſt trachtete er, 
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als den Todfeind alles ſelbſtändigen ſtaatlichen Lebens, Napoleon I., 
zu bewältigen. Nachdem ihm dies gelungen, mußte zu dem Wiederauf⸗ 
bau Oſterreichs und der Herſtellung des europäiſchen Gleichgewichtes 
geſchritten werden, wobei er immer an ſeine eigene Führerrolle dachte. 
In dritter Linie war es ihm um die Niederhaltung und Bewältigung 
aller ſeiner Anſicht nach unterwühlenden und zerſtörenden Kräfte zu tun, 
oder, richtiger ausgedrückt, um die ausſchließliche Stützung des alten vor⸗ 
revolutionären Staatenſyſtems, innerhalb deſſen es keinen Raum für 
freie Beweglichkeit des Bürgertums und ſchon gar nicht des Arbeiter- 
ſtandes gab. Repräſentativverfaſſungen oder Volksvertretungen waren 
ihm ein Greuel, von denen er um keinen Preis etwas wiſſen wollte. 
All das, was er in politiſcher Hinſicht anſtrebte, beſteht aus ſo einfachen 
Gedanken, daß es dazu wirklich nicht der langatmigen, ſchwer verdaulichen 
und von fremdländiſchen Ausdrücken, wie Hybris und Lyſis, wimmeln⸗ 
den Sprache bedurfte, um fie verſtändlich zu machen. Schon ein flüch⸗ 
tiger Überblick ſeiner Ausführungen erregt den Eindruck, daß der Ver⸗ 
faſſer ſeinen Begründungen ein philoſophiſches Mäntelchen umwerfen 
wollte, wie daß er überhaupt zu tief in den Topf philoſophiſcher Lehren 
geguckt. Wir wollen nur eine kleine Probe von S.s Ausführungen geben: 
„Metternichs Naturalismus iſt ein Glied in der Kette der niemals ver⸗ 
ſiegenden Beſtrebungen, auf dem Weg naturwiſſenſchaftlicher Analogien 
die ewigen Probleme der Geſchichte und die Probleme der Gegenwart 
zu löſen. Dieſer Naturalismus begegnet mit geändertem Inhalt in 
Novalis' Mikroanthropos wieder, ihm zollen Männer, die viel tiefer als 
Metternich in dem reichen Nährboden der Romantik wurzelten, ihren 
Tribut. Wie viel gedankliche Verwandtſchaft beſteht zwiſchen dem 
naturbeſtimmten Denken des Rationaliſten Metternich und dem natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Ferment in den Anſchauungen eines der Führer der 
älteren hiſtoriſchen Schule der Nationalökonomie, Wilhelm Roſcher!“ 
Unwillkürlich fragt man ſich, was hat weiter Bluntſchli, der Literar⸗ 
hiſtoriker Wilhelm Scherer, Karl Lamprecht, Rudolf Kjellen, Oswald 
Spengler, oder Hertwig, die alle hier noch erwähnt werden, mit dem 
Syſtem des Staatskanzlers zu tun? Unſtreitig ließen Meineckes Erfolge 
unſeren Autor nicht ruhen. Meinecke will jedoch ausſchließlich Geſchichts— 
philoſoph ſein, der auf Grundlage beglaubigter hiſtoriſcher Daten ſeine 
Anſichten formuliert. S. aber philoſophiert als Biograph, infolge- 
deſſen wir weder eine richtige Lebensbeſchreibung noch ein geſchichts— 
philoſophiſches Werk, ſondern ein Zwitterding erhalten. 

Von dem aufgeſtellten Syſtem ausgehend, dem S. volle Bewunde⸗ 
rung entgegenbringt, erklärt er Metternich als den bedeutendſten Staats. 
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mann Oſterreichs. Es kann nur eine Folge von Verranntheit fein, wenn 
der Autor Metternich über Fürſt Kaunitz ſtellt. Dieſer, den er fälſchlich 
anſtatt eines Mährers einen Böhmen nennt, war, was von ſeinem 
ſpäteren Nachfolger nicht behauptet werden kann, ein ſchöpferiſcher 
Geiſt, Anhänger des aufkläreriſchen Kampfes gegen die römiſche Kirche, 
wie denn auch der vornehmſte Vertreter dieſer Richtung, Voltaire, zu 
ſeinen Lieblingen gehörte. Und durfte S. Metternich in der Reihe der 
Staatsmänner einen höheren Rang anweiſen, als Graf Julius Andräſſy? 
Wenn dieſer auch Ungar war, ſo fungierte er doch als öſterreichiſch⸗unga⸗ 
riſcher Miniſter des Außeren der Monarchie, ſomit zählt er zu den auf 
Metternich folgenden Miniſtern im Palais auf dem Wiener Ballhaus⸗ 
platz. Wenn S., was zwar gar nicht in den Rahmen ſeines Werkes 
hineinpaßt, den Ausgleich von 1867 als „folgenſchwer“ und „verhängnis⸗ 
voll“ (2. Bd., S. 204) bezeichnet, ſo ſcheint es ihm an jeder objektiven 
Bemeſſung dieſer großen Tat Deaf und Andraͤſſys zu mangeln. Er 
weiß nicht zu würdigen, daß es für die Rettung der Monarchie 1867 
keinen anderen Ausweg, als den Ausgleich zwiſchen Oſterreich und Ungarn 
gab, und daß ohne dieſen auch nie das Bündnis von 1879 zuſtande kommen 
konnte. Im Gegenſatz zu Metternich war, gleich Kaunitz, Andräſſy ein 
ſchöpferiſcher Kopf, der ſich auf dem Berliner Kongreß als Meiſter der 
Politik erwies und der von ihm geleiteten Monarchie die ihr gebührende 
Stellung im Orient zurüderoberte. 

Indem wir hierauf, gezwungen durch S. ſelbſt, eingehen mußten, 
ſind wir weit entfernt, Metternichs bedeutende Eigenſchaften nicht 
anerkennen zu wollen. Nur ſoll Einſpruch dagegen erhoben werden, 
ſeine Fähigkeiten höher einzuſchätzen, als ſie es in Wirklichkeit ſind. 
Was war denn das Endziel ſeiner Politik, nachdem er über Napoleon 
triumphiert hatte? Zeugt es etwa von Schaffungskraft, daß er die Zeit 
nach 1789 wieder auf die Zeit vor 1789 zurückſchrauben und die alte 
Weltordnung herſtellen wollte? Altes ſollte erhalten und jede Neuſchöp⸗ 
fung ſelbſt auf gewaltſame Weiſe hintangehalten werden. Trotzdem 
ſcheute er nicht davor zurück, was allerdings ſeiner ganzen Art entſprach, 
wiederholt zu verſichern, er ſei im beſten Sinne liberal. 

Längere Zeit hindurch glückte es Metternich auch, ſich zum Führer 
in der fog. Pentarchie aufzuwerfen und Oſterreichs Stimme zur maß⸗ 
gebenden im Rate dieſer fünf Mächte zu erheben. Worauf beruhte dieſer 
gewaltige Einfluß? Metternich verſtand es, die ſeit 1789 in Europa 
tief eingewurzelte Revolutionsfurcht bei den Höfen geſchickt auszunützen, 
ſo daß ſie in ihm den Retter ſahen. An den preußiſchen Miniſter des 
Außern, Freiherrn von Canitz, ſchrieb er: „Täglich erhalte ich Beweiſe 
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großen Schrecks unter den zum Regieren Berufenen und aus demſelben 
würde ich mir weniger, als dies der Fall iſt, machen, wenn ich neben 
oder hinter dem Schrecken mehr Vertrauen der Regierungen in ſich ſelbſt 
fände, als ich Vertrauen in denſelben finde.“ !) Als aber den Staatskanzler 
überragende Männer auftauchten, wie Kapodiſtrias, Canning, Palmerſton, 
war ſein Zauber gebrochen. Schon der ihn verehrende Wellington war 
genötigt, Metternich zu erklären, daß er das engliſche Parlament und die 
engliſche Nation gegen ſich haben würde, falls er es wagen ſollte, ſich der 
vom Staatskanzler beliebten Interventionspolitik in den von revolutio⸗ 
nären Zuckungen heimgeſuchten Ländern anzuſchließen ). Kann es aber 
als Charakteriſtikon eines großen Mannes gelten, all ſeine geiſtige Kraft 
nur in den Dienſt der Wiederherſtellung und dem Erhalten des Alten, 
kaum mehr Lebensfähigen zu ſtellen und dafür jedes Emporwachſen neuer 
Bildungen zu bekämpfen? Am liebſten wäre es ihm geweſen, den Geiſt 
jener verfaulten Welt vor 1789 mit allen Mitteln der Macht zu ſtützen, 
in der franzöſiſche Ariſtokraten es ſich geſtatteten, von ihren Theaterlogen 
aus auf die Kanaille des Parterres zu ſpucken und in der die Bürger ihre 
Bittſchriften nur kniend überreichen durften. Metternich, der ſich nur 
unter ſeinesgleichen wohl fühlte und von dem ganz gut das Wort ſtammen 
kann: „Der Menſch beginnt erſt beim Baron“, war ſo volksfremd, daß 
er ſelbſt von friedlichen Regungen der Bevölkerung keine Notiz nahm und 
überall ſofort Revolution und Anarchie witterte. Aber gerade das aus⸗ 
zuſprechen, was alle tief bewegt und noch niemand die Kraft und den 
Mut beſitzt, laut zu verkünden, iſt das entſcheidende Merkmal des Genies, 
was Metternich nicht war. Er blieb ſtets ein Kind ſeiner Zeit, wuchs 
nicht, gleich Bismarck, über dieſelbe hinaus und hatte kein Ohr für das 
Rauſchen neuer, nach der Oberfläche drängender Bewegungen. Metternich 
verfolgte die Preſſe wie jeden politiſchen Atemzug einer ihm entgegen⸗ 
geſetzten Richtung. Er ließ politiſche Gegner in den Kerker werfen und 
tröſtete ſich in ſeiner leichtfertigen Art damit, daß die Erzählungen von 
den Leiden in den Bleikammern von Venedig und in den unterirdiſchen 
Zellen des Spielbergs bei Brünn nicht geradezu falſch, aber übertrieben 
ſeien. Wer aber einmal, wie wir, Gelegenheit hatte, die von ewig fließen⸗ 
dem Waſſer triefenden, naßkalten Gefängniſſe des Spielbergs zu ſehen, 


1) Eigenhändiges Schreiben, Johannisberg, 25. Auguſt 1845. Geh. 
preußiſches Staatsarchiv. Ich zitiere von nun an dieſes Archiv mit den Buch⸗ 
ſtaben G. Pr. St. A. 


2) Preußiſcher Geſandter von Maltzahn, Wien, 23 Auguſt 1830. G. Pr. 
St. A. 
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wird den grauſigen Eindruck derſelben auf den Beſucher nie wieder ver- 
geſſen. Um ganz ſicher bei der Unterdrückung jeder freiheitlichen Außerung 
zu gehen, ſchloß Metternich auch ein unlösliches Bündnis mit ſtrengſtem 
Zenſurverfahren und Polizeiwillkür. Wer hat Oſterreichs Namen in 
Deutſchland und Italien mehr verhaßt gemacht, als er durch ſein ſog. 
Syſtem? Dabei war er nicht einmal konſequent. Er anerkennt als erſter 
den durch Revolution auf den franzöſiſchen Thron gelangten König 
Louis Philipp, freilich mit dem Hintergedanken, ihn dann für ſeine anti⸗ 
revolutionären Beſtrebungen gewinnen zu können. Zeugt es etwa für 
allzu großen Sinn, daß er die Einheit Deutſchlands für eine undenkbare 
Sache, für ein Hirngeſpinſt erklärte? Hat er mit ſeiner ewigen Revolu⸗ 
tionsriecherei irgendetwas Dauerndes geſchaffen? Auch das Reich 
Napoleon 1. iſt zuſammengeſtürzt. Aber dieſer zertrat doch, wie er geſagt 
haben ſoll, den Dreck von Deutſchland und machte ſo, wenn auch unbe⸗ 
wußt, die Bahn für deſſen ſpätere Einheit frei. Auch war er der Be⸗ 
zwinger der franzöſiſchen Revolution. 

Ungeachtet all der Wütereien und Verfolgungen, mit denen Metter⸗ 
nich gegneriſche Geſinnungsgenoſſen heimſuchte, umgibt S. dieſen 
Staatsmann mit einer Gloriole und ſingt faſt ununterbrochen ſein Lob. 
Allerdings zwingt ihn ſein hiſtoriſches Gewiſſen in die Klemme, manchmal 
doch ſeinem Helden Nachteiliges nachſagen zu müſſen, wie daß dieſer 
volksfremd geweſen. Er berichtet dann gleich, um einen ſolchen Makel 
wettzumachen, daß der Staatskanzler ein ſehr kultivierter Mann geweſen, 
der Medizin, allerdings auch „bedeutungsloſe“ Naturforſchung betrieb, 
Kunſt und Literatur pflegte. Welchen Vorteil aber hatte, ſo dürfen wir 
fragen, ſeine perſönliche Bildung für die Welt, wenn er ſie nicht im 
Dienſte wirklicher Kultur verwendete? Je gebildeter er war, deſto 
nachdrücklicher iſt es zu verurteilen, daß er dieſen kultivierten Geiſt nicht 
für höhere Ziele als bloß für Verfolgung und Unterdrückung gebrauchte. 
S. rechnet es ihm hoch an, daß er Goethe für ſeine Werke ein Privi⸗ 
legium verſchaffte. Das tat er jedoch nur, weil Goethe in ſeinen Augen 
ein ganz unpolitiſcher, nicht ſtaatsgefährlicher Dichter war. Schiller 
dagegen kam in Wien mit ſeinen dramatiſchen Schöpfungen nur lang⸗ 
ſam und ſelten zu Worte — ein Schickſal, das auch Grillparzer bis zu 
einem gewiſſen Grade traf. Unſer Autor rühmt Metternich auch nach, 
daß er ſich als ein Organ der Gerechtigkeit anſah. Wir wollen nicht 
allzu ſtrenge mit dieſem Staatsmann ins Gericht gehen und es begreif- 
lich finden, daß er, unterrichtet von der durch Erzherzog Johann, Hor- 
mayr und anderen Perſonen geplanten Revolutionierung Tirols im 
Jahre 1813, die zu einem Krieg mit Napoleon führen ſollte, energiſche 
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Vorkehrungen dagegen traf. So ließ er einen wichtigen Kurier dieſer 
Verſchwörer durch verkleidete Räuber überfallen und ſeiner Papiere be⸗ 
rauben. War er jedoch wirklich das geprieſene Organ der Gerechtig⸗ 
keit, als auf ſeinen Antrag dem Erzherzog Johann bloß Zimmerarreſt 
und das Verbot der Einreiſe nach Tirol für mehrere Jahre zudiktiert 
wurde, während Hormayr, den Direktor des geheimen Haus-, Hof⸗ 
und Staatsarchivs, vernichtende Strafe traf? Man ſchickte ihn im Ein⸗ 
verſtändnis mit Metternich nach der Feſtung Munkäcs (Ungarn), in einen 
Kerker, in dem bisher drei zum Tode verurteilte, jedoch begnadigte 
Verbrecher geſeſſen hatten. Mit etwas herablaſſender Geſte bemerkt 
hier S. in den Anmerkungen (1. Bd., S. 715), daß das im Wiener 
Staatsarchiv vorhandene wertvollſte Material für die Darſtellung dieſer 
Affäre noch nicht Verwendung gefunden habe. Anſtatt jedoch meine bei⸗ 
den über dieſen Gegenſtand erſchienenen Artikel (Deutſche Rundſchau, 
120. Bd.) auszuziehen, hätte S., der ſo wenig auf archivaliſchem Material 
beruhende unbekannte Tatſachen mitteilt, beſſer getan, ſofort eine Neu⸗ 
bearbeitung des betreffenden Stoffes in ſeinem Buche vorzunehmen. 
Mir ſtanden, als ich die Revolutionierung Tirols bearbeitete, noch nicht 
wie S., die Sekretakten zur Verfügung. Ich vermochte nur auf 
Grundlage der damals zugänglichen Dokumente des Haus-, Hof⸗ und 
Staatsarchives, des Archivs der Wiener Polizeihofſtelle und des k. u. k. 
Kriegsarchives die bis dahin unbekannte Geheimgeſchichte der Revolu- 
tionierung Tirols zum erſten Male aufzuklären. 

S. ſucht Metternich zu entlaſten und alle Verantwortung für die 
Härten der Zenſur und der Polizeiwirtſchaft eines Sedlnitzky auf Kaiſer 
Franz zu überwälzen. Jetzt, wo die Rückſicht auf das Haus Habsburg 
gefallen, ſind auch die Schwierigkeiten beſeitigt, die im Wege ſtanden, 
um Kaiſer Franz in ſeiner wahren Geſtalt zu zeichnen. Nicht immer 
war es jedoch ſo. Das mag hier folgendes Geſchichtchen illuſtrieren. 
Der verſtorbene Wiener Univerſitätsprofeſſor Heinrich von Zeißberg, 
wurde als ehemaliger Lehrer des Kronprinzen Rudolf von Erzherzog 
Friedrich für den geeignetſten befunden, die Biographie ſeines Groß⸗ 
onkels, Erzherzogs Karl, des Siegers von Aſpern, zu verfaſſen. Es 
war zur Zeit, als ich gerade meine „Geſchichte Oſterreichs und Ungarns“ 
veröffentlicht und darin eine ziemlich ſcharfe Schilderung des Kaiſers 
Franz entworfen hatte. Seufzend klagte mir damals eines Tages Beip- 
berg: „Wenn ich nur ſchon über die Charakteriſtik des Kaiſer Franz hin⸗ 
weg wäre. Sie haben es leicht, dürfen als Ungar frei von der Leber 
reden, wir Oſterreicher nicht.“ Nun, wo der Gewiſſenszwang in Oſter⸗ 
reich nicht mehr beſteht, iſt es nicht billig, in das Gegenteil zu verfallen 
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und alle Schuld für das rückſtändige, reaktionäre Regime ausſchließlich 
Kaiſer Franz zuzuſchieben, an dem Metternich ſeinen weſentlichen Anteil 
hatte. Wenn er die Regierungsweiſe ſeines Herrſchers nicht billigte, 
warum gab er dann nicht ſeine Demiſſion, wie es in ſolchen Fällen 
jeder auf ſeine Reputation bedachte Staatsmann getan haben würde. 
Metternich jedoch klebte nicht nur an ſeinem Amte, ſondern als ſchwacher, 
leichtfertiger Charakter fand er es auch bequemer, den Regierungsmaximen 
ſeines Monarchen zu huldigen. Kaiſer Franz war gewiß ein Menſch ohne 
Herz und Gefühl, der von Rechten ſeiner Völker nichts wiſſen wollte. 
Als ihm jemand geſagt haben ſoll: „Ew. Majeſtät haben eine gute Kon⸗ 
ſtitution“, entgegnete er, dadurch erſchreckt, raſch: „Sprechen Sie mir nicht 
von Konſtitution“, ſo ſehr war ihm ſchon dies bloße Wort verhaßt. Mit 
dieſem Herrſcher, als deſſen größter Fehler ſeine Leidenſchaftsloſigkeit be⸗ 
zeichnet werden kann, die ihn unfähig machte, ſich für etwas zu erwärmen 
und zu begeiſtern, mit dieſem die Dinge kalt und nüchtern und ohne jeden 
Schwung behandelnden Fürſten befand ſich Metternich in größter Har- 
monie, ſowohl in Fragen der inneren, wie der äußeren Politik. Wenn 
Metternich angeblich keinen Einfluß auf die inneren Fragen beſaß, wie 
konnte es ihm gelingen, Kaiſer Franz durch ſeine Vorſtellungen zu be⸗ 
ſtimmen, 1825 wieder einen ungariſchen Reichstag einzuberufen? Seit 
1812—1825 regierte Kaiſer Franz ohne Zuſammentritt der Stände. 
Hätte ihn nicht, was Metternich vor allem als Hauptargument ins Treffen 
führte, die drohende äußere Weltlage zu einer Anderung ſeiner bisherigen 
ungeſetzlichen Politik gezwungen, ſo würde der Monarch am liebſten auch 
weiterhin keinen Reichstag haben tagen laſſen. Aber wir beſitzen für die 
völlige Übereinftimmung zwiſchen Franz und Metternich in allen An- 
gelegenheiten nach jeder Richtung hin noch ein anderes, ſehr gewichtiges 
Zeugnis. Unmittelbar nach dem Ableben des Herrſchers (März 1835) ſagte 
Fürſt Metternich im tiefſten Vertrauen zum Wiener preußiſchen Geſandten 
von Brockhauſen: „Es liege ihm vor allem daran, bei den Alliierten die intime 
Überzeugung zu befeſtigen, „daß ſich nichts geändert habe im Gange der 
kaiſerlichen Regierung und daß die Grundſätze, die bisher unſere innere 
Verwaltung und die äußere Politik geleiteten, nicht mit ihm, dem Kaiſer, 
verſchwunden ſeien und ſich nichts veränderte, als die Perſon des Staats- 
oberhauptes“ !). Wir find nicht, verſicherte er weiter, durch das Ereignis 
des Todes des Kaiſers Franz unvorbereitet überraſcht worden. Wieder⸗ 
holt habe er mit dem Monarchen die Zukunft Oſterreichs beſprochen, 
alles ſei vorher geregelt worden, wie es in deſſen politiſchem Teſtament 


1) Brockhauſen, Wien, 9. März 1835. G. Pr. St. A. 
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zum Ausdruck gekommen!). An der Abfaſſung des Teſtamentes, das er 
ein „koſtbares Monument der Empfindungen des illuſtren Verſtorbenen“) 
nannte, hatte Metternich den größten Anteil. Er war auch beſorgt ge⸗ 
weſen, daß ihm durch Kaiſer Franz die ausſchlaggebende Rolle in der 
Regierung zugewieſen wurde, wozu die Mahnung des Kaiſers Franz 
an ſeinen unfähigen Sohn, ſich ſtets des Rates ſeines Onkels Erzherzog 
Ludwig zu bedienen, das meiſte beitrug. Metternich hatte auch allen 
Grund, ſich zu dieſer Wahl zu beglückwünſchens). Der Unfähigſte aller 
Brüder des verſtorbenen Souveräns, ein vollkommen willenloſes Werk⸗ 
zeug in der Hand Metternichs, war zum Ratgeber des neuen Herrſchers 
erkoren worden. Erzherzog Karl, der alte Gegner des Miniſters, wurde 
ferngehalten. Als ſich nach einiger Zeit dieſer hochbegabte Staatsmann 
und Feldherr, in der Überzeugung, daß die Armee eines Führers bedürfe, 
Metternich als ſolchen anbot, wich dieſer einer entſcheidenden Antwort 
aus, beeilte ſich aber, Kaiſer Ferdinand dahin zu informieren, in jedem 
Fall das Verlangen Erzherzog Karls abzulehnen, wie es auch gefchah‘). 
Damit hat er aber die Monarchie ſchwer geſchädigt und eine politiſche 
Sünde im wahrſten Sinne des Wortes begangen. Welch andere Wendung 
würden die Geſchicke des damaligen öſterreichiſchen Staates genommen 
haben, wenn ein ſo geiſtig hervorragender, fortſchrittlich denkender Mann, 
wie Erzherzog Karl, ein mitbeſtimmender Faktor in der Regierung ge⸗ 
worden wäre! Freilich konnte Metternich, ohne ſich ſelbſt den Boden, 
auf dem er ſtand, unter den Füßen abzugraben, nicht mit Erzherzog 
Karl in einem und demſelben Rate ſitzen. Sein egoiſtiſcher Erhaltungs- 
trieb dünkte ihm höher als das Wohl des Landes. Neben dem kaiſerlichen 
Prinzen, der von ganz anderem Schlage als Erzherzog Ludwig war, hätte er 
ſich nicht in kürzeſter Zeit rühmen dürfen, auch unter dem neuen Regime 
die mächtigſte Perſon in den inneren und äußeren Geſchäften zu jeind). 

In der Kunſt, ſich ſelbſt zu loben, ſein Licht nicht unter den Scheffel 
zu ſtellen, war Metternich ein Meiſter. Wir kennen auch Fürſt Gortſchakoff 
als eitel, wie denn Bismarck einmal von ihm ſagte, es gäbe nicht ſo viel 

1) Brockhauſen, 9. März 1835. G. Pr. St. A. 

2) Ebenda. 

3) Ebenda. 

4) Brockhauſen, Wien, 3. November 1835. G. Pr. St. A. 

5) Brockhauſen, dépéche secréte, 20. März 1835. G. Pr. St. A. La 
position de M. le prince de Metternich est plus assurée que jamais et son 
influence s’étend actuellement non seulement sur la politique extérieure, mais 
aussi sur les affaires de l' administration intérieure. Il est on ne peut en douter 
ame du gouvernement actuel. 
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Schmeicheleien auf der Welt, als dieſer Mann vertragen könne. Allein 
der ruſſiſche Kanzler ſpendete ſich die ſüßen, dem Ohre ſo wohlklingenden 
Worte nicht ſelbſt, ſondern wartete, bis ſie ihm in Fülle entgegengebracht 
wurden. Das war jedoch nicht nach dem Geſchmacke des Staatskanzlers. 
Er verfügte nicht über die Geduld, den Weihrauch der Huldigungen erſt 
dann zu genießen, wenn er ihm geſtreut worden. Schöner und bequemer 
ſchien es ihm, ehe es noch andere taten, ſich ſelbſt in den Himmel zu er⸗ 
heben, ſich förmlich zu vergöttern und als den weiſeſten Mann zu preiſen. 
„Warum“ — ruft er einmal aus — „muß gerade ich unter ſo vielen 
Millionen Menſchen der ſein, der da denken ſoll, wo andere nicht denken, 
handeln, wo andere nicht handeln, ſchreiben, weil es andere nicht tun.“ 
Oder: „Zwanzigmal täglich muß ich mir ſagen: Guter Gott, wie ſehr 
habe ich recht und die anderen unrecht“. Da man dieſen ſeinen unſtill⸗ 
baren Durſt nach Verhimmelung kannte, blieben die anderen damit 
nicht hinter ihm zurück. Doch wer waren die Leute, die das Füll⸗ 
horn der Huldigungen und Schmeicheleien in ausgiebigſter Weiſe über 
ihn ausſchütteten? Es waren, wofern nicht Eigennutz mitwirkte, zumeiſt 
Gleichgeſinnte, Perſonen, geiſtig unter ihm ſtehend, die, gleich ihm an 
der Revolutionsfurcht kränkelten, daher mit ihm durch Dick und Dünn 
gingen. Miniſter, wie den Engländer Caſtlereagh zu beherrſchen und zu 
führen, war keine beſonders ſchwere Kunſt. Außerte doch Freiherr von 
Weſſenberg über ihn: „Seine Herrlichkeit iſt übrigens kein politiſches 
Genie und ſein größtes Verdienſt beſteht darin, ein Verwandter der Lady 
Harfort zu ſein, der anerkannten Schönen des Prinzen von Wales.“ 
Freiherr von Stein, Stadion, Erzherzog Karl, Grillparzer gehörten 
nicht unter ſeine Lobredner. Auch Palmerſton nicht, der in ihm die Ver⸗ 
körperung des Erſtickens alles Lebens der Nationen und des Erzwingens 
der Todesruhe ſah. Daß ihn Disraeli verehrte, kann bei deſſen konſer⸗ 
vativen Geſinnungen nicht wundernehmen. Aber der engliſche Staats- 
mann würde ſich wohl gehütet haben, die Prinzipien Metternichs auf die 
praktiſche Politik ſeines Heimatlandes zu übertragen. Von Bismarck, 
der wiederholt mit dem Ex⸗Staatskanzler zuſammentraf, iſt nicht bekannt, 
daß er ihm auch nur ein Wort der Anerkennung geweiht hätte. Vielmehr 
war es Metternich, der ſich über Bismarck äußerſt lobend ausſprach, 
und auch das nur aus dem Grunde, weil es der damalige deutſche Bundes⸗ 
tagsgeſandte vortrefflich verſtand, dem ſehr redſeligen öſterreichiſchen 
Staatsmanne geduldig zuzuhören. Nichts wäre verfehlter, als dieſe 
beiden Geſtalten miteinander zu vergleichen, was Bismarck auch ſtets 
abwies. Wie grundverſchieden ſind ſie auch in ihrem Weſen! Metternich, 
der Staatsmann der all ſeinen Geiſt aufbietet, um bereits Abgeſtorbenes 
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zu ſtützen und nichts Höheres kennt, als Oſterreich mit einer chineſiſchen 
Mauer gegen das Eindringen neuer Ideen zu umgeben. Bismarck hat 
wohl auch den Kampf gegen die Liberalen Preußens aufgenommen, 
aber nur, weil er bei der Erreichung ſeiner größeren Ziele nicht auf ihre 
Unterſtützung rechnen konnte. Er, der einmal meinte, er verbände ſich 
im Notfalle ſelbſt mit dem Teufel, hätte ſich gewiß auch ſofort mit den 
Liberalen verbunden, wenn ſie ihm für den von ihm geplanten Neubau 
Deutſchlands Gefolgſchaft geleiſtet haben würden. Im Gegenſatz zu 
Metternich, der die Liberalen aus Prinzip haßte und kein gutes Haar 
an ihnen ließ, war Bismarck von ſchöpferiſcher Kraft erfüllt, mit deren 
Hilfe es ihm gelang, das mächtige Gebäude eines Deutſchen Reiches 
aufzuführen. Während Oſterreich, vor allem durch die Schuld Metter⸗ 
nichs, allmählich, gewiß nicht zur Freude der Deutſch⸗Oſterreicher, aus 
Deutſchland hinauskomplimentiert wurde, drang das Haus Hohenzollern, 
nicht in letzter Linie gefördert durch das Genie Bismarcks, immer tiefer 
in den deutſchen Gauen vor. Hatte {don Napoleon I. es an Kaiſer Karl V. 
getadelt, ſich nicht an die Spitze der Reformation geſtellt zu haben, um 
dadurch Herr von ganz Deutſchland zu werden, ſo muß man ſagen, daß 
auch Metternich, unter veränderten Umſtänden, den Zeitpunkt verpaßte, 
ſich der freiheitlichen Bewegung zu bemächtigen und dadurch das Haus 
Habsburg zum dominierenden Faktor im Deutſchen Reiche zu machen. 

S. befaßt ſich, wie natürlich, in ſeinem Werke auch mit der Stel⸗ 
lung Metternichs zu Ungarn, die in deſſen Leben einen bedeutenden Raum 
einnimmt. Noch ehe er darauf eingeht, erwähnt er, daß ſich in Ungarn, 
durch Napoleon heimlich angeſtachelt, bedenkliche Regungen nach Tren⸗ 
nung von der Monarchie und Schaffung eines nationalen Wahlkönigtums 
geltend machten. Richtig iſt, daß Napoleon während des Krieges am 
15. Mai 1809 eine Proklamation an die Ungarn erließ, in der er ſie auf⸗ 
forderte, zur Wahl eines nationalen Königs zu ſchreiten. Richtig iſt aber 
auch, daß dieſe Proklamation, die erſt nach langem Suchen in Wien von 
einem Ungarn in deſſen Mutterſprache überſetzt werden konnte, nicht 
die geringſte Wirkung erzielte, ſchon aus dem einfachen Grunde, weil 
ſie nur wenigen zu Geſichte kam. Unzufriedenheit mit dem öſterreichiſchen 
Regierungsſyſtem herrſchte wohl in reichlichem Maße im Lande, aber 
ebenſo großes Mißtrauen gegen Napoleon, von dem man beſorgte, er 
werde Ungarn nach Ausnützung für ſeine Ziele hernach ſeinem Schick⸗ 
ſale überlaſſen. Einer der nationalſt geſinnten Ungarn, der Dichter 
Kazinczy, dem die Proklamation bekannt war, äußerte, daß man dem 
Lockrufe nicht folgen dürfe, und meinte: „Einmal iſt es nicht erlaubt, 
nicht moraliſch, zweitens wäre es zu nichts anderem, als das Land un⸗ 


358 Eduard von Wertheimer 


glücklich zu machen“). Wann aber begann Metternich den ungariſchen 
Zuſtänden größere Aufmerkſamkeit zuzuwenden? Nach einer Mitteilung 
des Wiener preußiſchen Geſandten Freiherrn von Canitz ſoll ſich Metter⸗ 
nich ernſtlich erſt 1825 mit den ungariſchen Verhältniſſen beſchäftigt 
haben, als er, wie erwähnt, dem Kaiſer die Einberufung der Stände 
anriet. Das behauptet Canitz in ſeiner Denkſchrift über Oſterreich und 
Ungarn aus dem Jahre 18422). Der preußiſche Geſandte folgert dies 
aus einer Bemerkung des Fürſten, daß er, Metternich, 16 Jahre brauchte, 
um ſich mit den Angelegenheiten Ungarns vertraut zu machen. Doch 
kam es ihm gar nicht in den Sinn, die ungariſche Verfaſſung mit ihrem 
ſtändiſchen Charakter umzugeſtalten; vielmehr ſuchte er dieſe gegen die 
Partei der Reformer unverſehrt zu erhalten. Überhaupt widerſtrebte 
es den Wiener Staatsmännern, ein innigeres Verhältnis zwiſchen Oſter⸗ 
reich und Ungarn herbeizuführen, aus Furcht, die ungariſchen konſti⸗ 
tutionellen Verhältniſſe könnten dann auf Oſterreich übergreifen. Wohl 
lag es in der Abſicht Metternichs, den in Ungarn unſtreitig herrſchenden 
Übeln abzuhelfen und öfters ſagte er auch dem preußiſchen Geſandten: 
„Man muß Ordnung machen, es beſtünde gar keine materielle Gefahr, 
aber eine große Konfuſion der Ideen?)“. Da er aber, getreu feiner ganzen 
Denkungsart, ſelbſt die materielle Fürſorge nur in Verquickung mit 
Polizei und Zenſur, feindlich jedem Fortſchritt, ins Leben rufen wollte, 
mußte er Schiffbruch erleiden. Der Staatskanzler hielt feſt an ſeinem 
Stabilitätsſyſtem, das aller Entwicklung abgeneigt war. 

S. nimmt gegenüber dem damaligen Ungarn nicht immer einen 
objektiven Standpunkt ein, tadelt das Feſthalten an ſtändiſcher Ver⸗ 
faſſung wie des ganzen Komitatsweſens. Er überſieht dabei, daß die 
allerdings nicht mehr dem Zeitgeiſt angemeſſene Konſtitution nicht nur 
Adelsrechte, ſondern auch nationale Freiheit und ſtaatliche Selbſtändig⸗ 
keit ſchützen wollte. Man ſah eben bis auf unſere Tage herab in den 
Komitaten die ſtarken Baſtionen gegen Angriffe der Wiener Regierung, 
weswegen ſie auch erhalten werden ſollten. Eine gewiſſe Einſicht iſt 
aber doch über S. gekommen, wenn er im 2. Bande, S. 21, im Wider⸗ 
ſpruch zu ſeinen früheren Ausführungen ſchreibt: „Ungarn hielt in be— 
gründeter Sorge vor den Wiener abſolutiſtiſchen Tendenzen an dem 
Palladium feiner Konſtitution feſt.“ An Stelle von ungegründeten Aus- 


1) Eduard Wertheimer, „Beziehungen Napoleon I. zu Ungarn“ in ,, Unga- 
riſche Revue“, 7. Bd. 1883. 

2) G. Pr. St. A. 

3) Ebenda. 
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fällen gegen den Ausgleich von 1867, der, wie ſchon betont, ja die Baſis zum 
Bündnis von 1879 bildet, und die Politik Ungarns während des Weltkrieges, 
was alles nicht in den Rahmen des Werkes paßt, wäre es vielmehr am Platze 
geweſen, nicht in oberflächlicher Weiſe über Baron Weſſelenyi und 
Koſſuth abzuſprechen. Weſſelenyi, den Mann, der als Märtyrer der 
Freiheit im Kerker faſt erblindete, fertigt S. mit dem Epitheton „wild“ 
ab. Noch ungründlicher lauten ſeine Ausführungen über Koſſuth, der 
unter der Kanzlerſchaft Metternichs von tiefſtem Einfluß auf die Ge⸗ 
ſchicke ſeines Volkes und der ganzen Monarchie geweſen und den Metter⸗ 
nich ſelbſt in einem Geſpräche mit Bismarck einen „höchſt gefährlichen 
Staatsmann der Revolution“ nannte. Ohne daß wir noch ein Wort über 
Koſſuth gehört hätten, ſpricht S. ganz unvermittelt von deſſen „Radikalis⸗ 
mus“. Dann läßt er ihn zu vier Jahren Kerker verurteilt werden, wieder, 
wie im Falle Weſſelenyi, ohne zu ſagen, warum dieſe ſchwere Strafe 
über ihn verhängt wurde. Ganz kritiklos beſchuldigt er Koſſuth (Anmer⸗ 
kung 201, 2. Bd., S. 592), daß er im Gefängnis eine zweideutige Haltung 
eingenommen und der Oppoſition, alſo ſeiner eigenen Partei, mit Ent⸗ 
hüllungen gedroht haben ſoll, falls er von ihr kein Geld erhalte. Das iſt 
Erfindung ſeiner Feinde. Er verlangte kein Geld für ſich und ſtieß auch 
keine Drohungen aus. Baron Weſſelenyi war es, der aus freiem Willen 
und ohne jede Nötigung für die Eltern und Geſchwiſter Koſſuths, die 
durch ſeine Einkerkerung mittellos wurden, eine Geldſammlung veran⸗ 
ſtaltete. Koſſuth war wohl ein ehrgeiziger, machtſüchtiger Mann, doch 
unfähig jeder ehrenrührigen Handlung, und am wenigſten hätte er für 
Geld ſeine Geſinnungsgenoſſen verraten. Als Napoleon III. 1859 ihn 
ausnützte und dann zu deſſen Verdruß unerwartet den Frieden von Villa⸗ 
franca ſchloß, ließ er Koſſuth ſagen: er würde für ihn und ſeine Familie 
ſorgen. Dieſer wies jedoch entrüſtet ein ſolches, ihn tief verletzendes 
Anerbieten zurück. Daß S. auch nur der Möglichkeit eines Verrates 
ſeiner Freunde für Geld Raum gibt, zeugt am beſten dafür, wie wenig 
er fic) in die Pſyche Koſſuths zu verſenken wußte. Mutete hier unſer 
Autor Koſſuth Zweideutigkeit zu, ſo nimmt er den Staatskanzler, da 
dieſer doch immer recht behalten muß, in Schutz dagegen, daß er Koſſuth, 
den in Wien zu jener Zeit ſchon ſehr gefürchteten Journaliſten, beſtechen 
wollte. Als dieſer, aller Wahrſcheinlichkeit nach infolge Einwirkung der 
Wiener Polizeihofſtelle, um ihn mundtot zu machen, aus der Redaktion 
des „Pesti Hirlap“ („Peſter Nachrichtenblatt“) ſcheiden mußte, bewarb 
er ſich 1844 perſönlich bei Metternich um das Privilegium zur Heraus⸗ 
gabe einer neuen Zeitung. In der ihm bewilligten Audienz ſuchte ihn 
Metternich durch Anerbietung eines Amtes oder durch Geld für ſich zu 
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gewinnen. S., der der ungariſchen Sprache nicht mächtig iſt, vermochte 
daher auch nicht den Brief Koſſuths an Weſſelenyi zu leſen, in dem er aus⸗ 
drücklich vom Verſuche der Beſtechung ſpricht und ſich auf ſeinen integren 
Charakter beruft, der er in allen Lagen ſeines bewegten Lebens 
geblieben!). Ein Verſtändnis Koſſuths iſt einfach unmöglich, wenn man 
nicht ſeine aus vielen Bänden beſtehenden Schriften ſtudieren kann. 
Wie würde man in Deutſchland hell auflachen, wenn jemand ſich an eine 
Geſchichte Englands oder Frankreichs, Chinas oder Japans heranwagen 
wollte, ohne ſich die Sprache dieſer Länder angeeignet zu haben. Sayous 
verfaßte ſeine „Histoire des Hongrois“ in voller Kenntnis des ungariſchen 
Idioms. Leopold von Ranke war bemüht, wie er mir ſelbſt erzählte, 
die ungariſche Sprache zu erlernen, um die Autobiographie des ſieben⸗ 
bürgiſchen Fürſten Kemeny leſen zu können, aber er fühlte ſich doch ſchon 
zu alt dazu. Auch Uhland ſoll die Abſicht gehabt haben, ſich dem Studium 
des Ungariſchen zu ergeben, um Petöfi, den genialen und größten Dichter 
ſeiner Nation, im Original zu genießen. S. fällt auch ein Urteil über 
den hervorragenden Reformator Szĩchenyi, kennt aber nicht deſſen 
ungariſch geſchriebene Biographie von Anton Zichy. Die ungariſche 
Geſchichtsliteratur iſt bereits ſo reichhaltig, daß ſie nicht mehr überſehen 
werden kann, und wer ſich ihrer für Themen aus der ungariſchen Ver⸗ 
gangenheit nicht bedient, vermag auch keinen Anſpruch auf Gründlichkeit 


1) In dem an Baron Weffelényi in ungariſcher Sprache gerichteten Brief 
vom 4. Oktober 1844, mitgeteilt von Kardos in ſeinem Buche: „Baron Nikolaus 
Weſſelen hi, fein Leben und feine Werke“, 2. Bd., S. 151 (ung.), berichtet Koſſuth 
über den Verlauf ſeines Geſpräches mit Fürſt Metternich. Ich zitiere daraus in 
deutſcher Überſetzung, was ihm der Staatskanzler fagte: „Sie wollen eine Zeitung 
herausgeben, unterlaſſen Sie das, ich kenne die elenden, materiellen Seiten einer 
ſolchen Laufbahn . . . Ich weile dem Herrn eine unabhängigere Laufbahn. Zeigen 
Sie ſich als unabhängigen politiſchen Schriftſteller . . . und ich fordere Sie nur auf, 
daß Sie die Schritte der Regierung, wo und wann immer ſie mit Ihrem Gewiſſen 
und Ihrer Überzeugung übereinſtimmen, nach Ihrer Fähigkeit unterftügen 
ſollen. Der Herr ſoll unabhängig daſtehen; da Sie aber keine Güter 
haben und es ſehr natürlich iſt, daß, wer dem Altar dient, auch 
vom Altare lebe, mögen Sie ſelbſt den Preis beftimmen, be- 
lieben Sie zu wählen, was und wie es Ihnen paßt. Ich ver- 
ſichere Sie, daß ich auf die delikateſte Art und ohne Dazwiſchen- 
kunft eines Dritten Ihre Wünſche erfülle.“ In klareren Worten 
kann wohl eine Beſtechung nicht angeboten werden. Koſſuth hatte den Fürſten 
verſtanden. Demgemäß lautete auch ſeine Antwort: „Die patriotiſche Pflicht 
iſt keine Ware, die einen Preis hat und auch kein mit Bezahlung verbundener 
Dienſt. — — Ich, mein Fürſt, bin nicht käuflich.“ 
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zu erheben. Für deutſche Leſer hätte S. doch erklären müſſen, was 
Juraten, auch Landtagsjugend genannt, bedeuteten, und das nicht ein⸗ 
fach mit der Bezeichnung „Rechtsbefliſſene“ abtun dürfen. Juraten 
oder wie ſie auch hießen Patvariſten, Advokaturs⸗ und Richterkandidaten, 
begleiteten gewöhnlich Abgeordnete oder Magnaten als Schreiber oder 
zu ihrer eigenen Ausbildung auf den Reichstag. Sie bildeten einen großen, 
oft ſehr lärmenden Teil der Galerie, eigentlich den Chorus der geſetz⸗ 
gebenden Verſammlung, und gerieten häufig mit dem Präſidenten und 
Konſervativen der Ständetafel in Konflikt. Auf Anraten des ungariſchen 
Hofkanzlers, als es ſich um eine Reform des Reichstages handelte, wurde 
von der Wiener Regierung als erſte Maßregel die Abſtellung dieſes Miß⸗ 
brauches in Ausſicht genommen. 

Kein Zweifel kann beſtehen, daß das Stabilitätsſyſtem, an dem 
Metternich mit Zähigkeit feſthielt, einen Zuſtand ſchuf, den der preußiſche 
Geſandte in Wien treffend mit den Worten ſchildert: „Den Fremden, 
der nach Oſterreich kommt, umfängt eine gewiſſe politiſche Stille; dem 
einen ſcheint ſie wohltuend, weil er darin die Luft eines ruhigen, zu⸗ 
friedenen Lebens zu atmen glaubt; mancher andere ärgert ſich darüber, 
indem er das gewohnte Rauſchen des Windes der Bewegung vermißt 
oder ſich vom Schatten eines von der Polizei ſorgſam ausgeſpreizten 
Sonnenſchirmes bedeckt hält.“) Metternich täuſchte fic) gründlich, 
wenn er vom Teſtament des Kaiſers Franz eine mächtige Schutzwehr 
gegen alle freiheitlichen Regungen erwartete und die Autorität der Krone 
geſichert wähnte durch die von ihm verbreitete Lüge, der Kaiſer regiere 
ſelbſt und ergebe ſich eifrig den Staatsangelegenheiten. Aber außer der 
Polizeihofſtelle gab es keine führende Perſönlichkeit, es beſtand nur, 
was immer auch S. dagegen ſagen mag, das „Drei⸗Greiſen⸗Regiment“ 
und das hohle Metternich⸗Syſtem mit ſeinem Stabilitätsprogramm, 
das unbedingt beim erſten mächtigeren Luftſtoß ins Wanken geraten 
mußte. Die Starrheit Metternichs lagerte todbringend über allem 
Leben in der Monarchie und ſeitdem Frankreich wieder einmal, wie 1789, 
auch jetzt das Signal zu freiheitlicher Bewegung ertönen ließ, war die 
Kataſtrophe unvermeidlich. Nur einer ſah und merkte nichts in ſeiner 
Überhebung, ſich für den weiſeſten Mann der Welt zu halten, und das 
war der greiſe Staatskanzler. Wohl ſoll er, als er die Hiobspoſt von dem 
Ausbruche der Februar⸗Revolution erhielt, zuſammengebrochen ſein 
und ausgerufen haben: „Die Arbeit meines ganzen Lebens iſt zerſtört“. 
Aber nach dem Berichte des damals in Wien weilenden ruſſiſchen Staats⸗ 


1) Denkſchrift des Freiherrn von Kanitz 1842, a. a. O. G. Pr. St. A. 
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rats Fonton foll ſich Metternich raſch wieder erholt und keineswegs 
herabgedrückt, ſondern in feinem Mute vielmehr gehoben!) gefühlt 
haben. Der preußiſche Geſandte Arnim hingegen berichtet, faſt in Überein- 
ſtimmung mit dem Arzte, daß die revolutionären Vorgänge in Paris 
und im Süden Deutſchlands den Staatskanzler ungeheuer ergriffen 
hätten. „Er iſt“ — ſchreibt er nach Berlin — „niedergeſchlagen, ange⸗ 
ekelt und ſtark verändert. Er überläßt den größten Teil der Arbeit dem 
Grafen Münch und dem Baron Werner“). 

S. ſtellt den 13. März 1848, an dem der Staatskanzler flüchten 
mußte, ſo dar: „Auch Metternich mußte erkennen, daß der 13. März 
ein entſcheidungsvoller Tag ſein werde“. Nun hat er aber in Wirklich⸗ 
keit keine Ahnung davon gehabt, daß an dieſem Tage das Ende ſeiner 
Herrſchaft bevorſtehe. Er, der 1830, als es zu Unruhen in Sachſen kam, 
die Schwäche und geringe Vorausſicht der dortigen Regierung tadelte?), 
war in den gleichen Fehler verfallen und hat ſich derſelben Verſäumnis 
ſchuldig gemacht. Noch am 4. März ſchrieb er nach Petersburg: „er 
ſtehe ſicher und unerſchütterlich wie ein Fels im Meere“). 
Ahnlich äußerte ſich Metternich am 11. März in Gegenwart Lord Pon- 
ſonbys, des engliſchen Botſchafters in Wien, zu dem auf der Durchreiſe 
nach England daſelbſt weilenden Gouverneur von Indien, Lord Hardinge®). 
Und derſelbe Lord Ponſonby, ein geheimer Gegner Palmerſtons und 
unbedingter Verehrer des Staatskanzlers, hatte kurz vor Ausbruch 
der Revolution nach London berichtet: Fürſt Metternich und ſein Syſtem 
ſeien begründeter denn jes). So wenig glaubte der Staatskanzler an ſeinen 
bevorſtehenden Fall, daß er noch am Morgen des 13. März in aller Geiſtes⸗ 
ruhe mit dem außerordentlichen Abgeſandten Radowitz über die deutſchen 
Angelegenheiten verhandelte. Um wie viel mehr muß ihn dann der ihm 


1) Preußiſcher Geſandter Rochow, Petersburg, 13. März 1848, G. Pr. St. A. 

2) Arnim, Wien, 7. März 1848. G. Pr. St. A. Münch und Werner ge- 
hörten zur Staatskanzlei. 

3) Preußiſcher Geſandter von Maltzahn, Wien, 15. September 1830. 
„Il (Metternich) ne saurait assez déplorer la faiblesse et l’impr&voyance dont 
le gouvernement Saxon et les autorités de Dresde se sont rendus coupables 
en cette occasion.“ G. Pr. St. A. 

4) Preußiſcher Geſandter, eigenhändig, an den König, Petersburg, 20. März 
1848. Ebenda. 

5) Preußiſcher Geſandter von Bunſen, London, 21. Dezember 1849. 
G. Pr. St. A. In dieſem Jahre erſt meldete er das. 

6) Ebenda. Bunſen hatte dies von Lord Hardinge ſelbſt noch am 15. März 
1848 erfahren. 
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begegnende Ruf nach ſeiner Abdankung erſchüttert haben! Iſt es da 
nicht natürlich, daß er, der ſich feſt wie eine Säule im Meere wähnte, 
innerlich tief ergriffen, ſprachlos, ohne ein Wort zu ſagen, voll Ekel über 
die ihm angetane Inſulte, auf der Stelle dem Erzherzog Ludwig ſeine 
Demiſſion überreichte. S. (2. Bd., S. 602, Anmerkung) beanſtandet 
dieſe Darſtellung und gibt die pathetiſche Erklärung, wie ſie von Metter⸗ 
nich herrührt, den Vorzug. Dieſer will danach bei der erzwungenen Ab⸗ 
dankung geſagt haben: „er ziehe ſich mit dem Gefühle zurück, dem Staate 
nach Pflicht gedient zu haben und flehe zum Himmel, es möge ſein 
Rücktritt dem Lande zur Erhaltung, zum Ruhme gereichen; er fürchte 
aber, daß man ihm vorwerfen werde, die Monarchie auf ſeinen Schultern 
fortgetragen zu haben, den er zurückweiſe; er überreiche hiemit dem Erz⸗ 
herzog feine Demiſſion“. S. meint nun, ich und Stern („Geſchichte 
Europas ſeit 1815—1871, VII. Bd., S. 75), der meine Erzählung in ſein 
Geſchichtswerk übernahm, hätten ſich mit mehr Vorſicht der von mir 
benützten Tagebucheinzeichnung des Grafen Bombelles gegenüber ver⸗ 
halten ſollen. Hier kommt vor allem in Betracht, daß Bombelles, der als 
Erzieher des nachmaligen Kaiſers und Königs Franz Joſeph I. und 
ſeiner ganzen ſtreng reaktionären Geſinnung nach, zu den Intimſten des 
Wiener Hofes zählte, aller Wahrſcheinlichkeit nach von Erzherzog Ludwig 
ſelbſt gehört haben wird, wie ſich der Rücktritt vollzog. Auch zeichnet 
ſich ſein Tagebuch durch Offenheit und Wahrheitsliebe aus, ſo daß er 
nichts niederſchrieb, was er nicht als begründet anſah. Anderſeits ent⸗ 
ſpricht es ganz der Metternichſchen Mentalität, ſeine Entlaſſung in pompös 
klingenden Worten zu ſchildern. Liebte er es doch ſtets, ſchöne Phraſen 
zu gebrauchen, die er ſich ſpäter zurechtlegte, und die daher wenig Glauben 
verdienen. Wenn ein Mann gezwungen wird, ſeine ſeit 50 Jahren 
innegehabte mächtige Stellung aufzugeben, ohne Ahnung von dem, 
was ihm bevorſtehe, ſo iſt es doch natürlicher, daß er keine pathetiſchen 
Ausdrücke zum beſten gibt, ſondern ſprachlos das für ihn unerwartete 
ſchreckliche Ereignis über ſich ergehen läßt. Nach Vollzug dürfte Metter⸗ 
nich allerdings das Bedürfnis empfunden haben, ſeinen Sturz, ſelbſt 
ſeiner Gattin gegenüber, theatraliſch aufzuputzen, und was die Wieder⸗ 
holung in ſeiner Autobiographie betrifft, vermag auch S. nicht die geringe 
Glaubwürdigkeit der ſonſtigen Erzählungen Metternichs zu beſtreiten. 
Alle von S. zur Unterſtützung ſeiner Theſe ins Treffen geführten Briefe 
Metternichs über dieſes Thema ſind nachträglich geſchrieben und beweiſen 
nichts. Ebenſo wenig, wie die Angaben des Hiſtorikers Graf Johann Meiläth 
in ſeiner Geſchichte Oſterreichs, der ſeine Informationen erſt hinterher von 
der Familie Metternichs bekam, die ſich an das hielt, was ſie vom Staatskanz⸗ 
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ler erfahren hatte. Als triftiger Beweis kommt noch dazu, daß Weſſen⸗ 
berg, wie S. (2. Bd., S. 314) ſelbſt erwähnt, dem Fürſten zum Vorwurf 
machte, daß er nicht „wenigſtens mit einer pathetiſchen Rede“ abgetreten 
ſei. Schon dieſe Bemerkung des nachmaligen Miniſters des Außeren 
hätte unſeren Autor nachdenklich ſtimmen müſſen. Aber es gibt auch einen 
anderen gewichtigen, allerdings indirekten Zeugen für die Richtigkeit 
meiner Feſtſtellung. Der ſonſt ſehr gut informierte Wiener preußiſche 
Geſandte in jenen Tagen erwähnt in ſeinen Berichten mit keinem Worte 
des hochtrabenden Abſchiedes. Er weiß wohl, daß Metternich rauh be⸗ 
handelt und in höchſt trockener Weiſe von Erzherzog Ludwig aufgefordert 
wurde, ſich zurückzuziehen — „hierauf“ — wie Arnims Meldung lautet — 
„hat er feine Demiſſion gegeben“). Hätte der gefallene Kanzler fic) der 
pathetiſchen Floskeln bedient, würde der preußiſche Geſandte, der in die 
intimſten Dinge eingeweiht war, unbedingt darüber nach Berlin berichtet 
haben, weil derartiges nicht zu den Alltäglichkeiten gehörte und den 
preußiſchen Hof intereſſieren mußte. Ich bleibe ſomit bei meiner auf das 
Tagebuch des Grafen Bombelles geſtützten Darſtellung. Und ich meine, 
nicht an mich und Stern kann die Mahnung, bei Benützung einer Quelle 
Vorſicht zu üben, gerichtet ſein, ſondern umgekehrt ausſchließlich an die 
Adreſſe des Verfaſſers des vorliegenden Werkes, der ſo voreingenommen 
gegenüber ſeinem Helden iſt, daß er alles als bare Münze hinnimmt, 
was Metternich ſagt oder ſchreibt. 

Es würde die Grenzen dieſes Aufſatzes überſchreiten, wollte ich hier 
auch auf eine umſtändliche Erzählung der großen weltgeſchichtlichen 
Begebenheiten eingehen, mit denen Metternich während ſeiner Miniſter⸗ 
ſchaft verknüpft war, von S. weitläufig dargeſtellt, aber im großen 
ganzen ja ohnehin bekannt ſind. Mir lag vor allem daran, der Tendenz 
des Werkes als unhiſtoriſch und unbegründet entgegenzutreten und auch 
ſonſt unſtichhaltige Behauptungen zu widerlegen. Ich reſumiere daher 
noch in Kürze: Bis zum letzten Momente blieb der Staatskanzler treu 
dem Grundſatze: „Alles beim alten zu laſſen“ und „daß es den Fürſten 
allein zuſtehe, die Geſchicke der Völker zu leiten und daß die Fürſten für 
ihre Handlungen niemand außer Gott verantwortlich ſeien“. Schon dieſes 
Prinzip machte ihn zum geſchworenen Gegner des ſog. Freiheitsſchwindels, 
wie jeder konſtitutionellen Vertretung des Volkes — fei es aus Überzeu- 
gung oder, wie ſein Arzt urteilte, aus Egoismus. Zur Durchführung 
ſolcher Anſchauungen verband er ſich mit dem Krummſtab, der Polizei 
und Zenſur. So verpaßte er die ſchöne Rolle, ſich zum Reformator der 


1) Arnim, 19. März 1848. G. Pr. St. A. 
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Monarchie zu erheben, und er begnügte ſich mit der weniger rühmlichen 
Aufgabe, als Unterdrücker jeden Fortſchritts zu erſcheinen und ſich mit 
dem Titel „Fürſt Mitternacht“ geſchmückt zu ſehen. Für die damalige 
Generation beſonders Oſterreichs, die ſich nach offener Meinungsäußerung 
ſehnte, bedeutet es keine Entſchädigung für das ihr auferlegte Schweigen, 
daß ihr erſter Miniſter eine Zeit lang der Monarchie eine führende Stel⸗ 
lung im Rate der europäiſchen Mächte erobert hatte. Man ſuchte auch — 
allerdings S. nicht ſelbſt — das ſog. Syſtem Metternichs derart zu recht⸗ 
fertigen, daß eine freiheitliche und verfaſſungsmäßige Regierung nicht 
für das Völkerkonglomerat der Monarchie paßte, weil ſie ſonſt auseinander⸗ 
gefallen wäre und es ihr unmöglich geweſen ſein würde, nach außen 
hin eine machtvolle Politik zu betreiben: aber mit Unrecht. Hat etwa 
Graf Andräſſy trotz der konſtitutionellen Einrichtungen nicht eine glän⸗ 
zende Stellung auf dem Berliner Kongreſſe eingenommen? Und wie 
wurde die ganze Monarchie von großem Selbſtbewußtſein erfüllt, als 
Graf Ahrental den Serben die ſtarke Fauſt zeigte? Wo iſt denn der 
Beweis dafür, daß die Monarchie, mit freiheitlichen Inſtitutionen aus⸗ 
geſtattet, auseinanderfallen mußte? Sie hat, als ihr dieſe endlich ver⸗ 
liehen wurde, auch nach 1867 bis 1919 beſtanden. Und hätten wir ge⸗ 
ſiegt, was ja nicht in den Bereich der Unmöglichkeit gehörte, ſo würde 
Oſterreich⸗Ungarn heute einen ruhmreicheren und innerlich gefeſtigteren 
Platz in Europa einnehmen denn je zuvor. Die Völker der Monarchie 
wären dankbar für eine Konſtitution geweſen; ſie wurde ihnen aber 
hartnäckig verweigert und das Reſultat davon war, daß ſich, wie Rado⸗ 
witz aus Wien am 13. März 1848 an den König Friedrich Wilhelm IV. 
berichtet, ein gewaltiger Haß ausſchließlich gegen Metternich, als den 
Repräſentanten des verwünſchten „Syſtems“ entlud. Die Freude 
über ſeinen Sturz, als ſich die Nachricht hiervon gegen 9 Uhr abends ver⸗ 
breitete, war ſo groß, daß die in den Straßen wogende Menge den Ruf 
nach Illumination erſchallen ließ. Die Fenſter wurden ſofort beleuchtet 
und wer dieſem Beiſpiele nicht folgen wollte, dem wurden ſie, wie dem 
preußiſchen Geſandten, zertrümmert). 

Alle Mühe, die ſich S. gegeben, einen neuen, einen edlen, liberalen, 
gottgefälligen Metternich vor unſere Augen zu zaubern, iſt vergeblich. 
Der Verfaſſer kommt mit ſich ſelbſt und allem, was er bisher verkündete, 
in Widerſpruch, wenn er (2. Bd., S. 180) ſchreibt: „Er (Metternich) 
hielt an ſeinem Syſtem feſt und iſt durch die Starrheit ſeiner ſtaats⸗ 
philoſophiſch unterbauten Prinzipien ſelbſt ein Hemmnis der neuen 


1) Arnim, Wien, 14. März 1848. G. Pr. St. A. 
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Lebensformen, deren Oſterreich bedurft hätte, geworden.“ Und feit 
wann iſt es denn üblich, der Wirkſamkeit eines Staatsmannes, den man 
bisher unentwegt als den größten und bedeutendſten geprieſen, ein 
Kapitel mit der Überſchrift „Die Sterbejahre Alt⸗Oſterreichs 1840—1848” 
zu widmen und nach dem in den höchſten Tönen dargebrachten Lob⸗ 
geſang deſſen Unfähigkeit zu buchen? So heißt es Wort für Wort in 
dieſem Abſchnitt: „Es ſind die Sterbejahre Altöſterreichs, das dann im 
Märzmonat 1848 zu Grabe getragen wurde; die Jahre, in denen die 
Bohlen und Planken des Schiffes vollends die Klammern verloren, 
das Gefüge ſich lockerte und auseinander zu fallen begann und die Maſchine 
mit Roſt bedeckte.“ Um dieſes traurige Ziel zu erreichen, bedurfte es 
wirklich keiner großen Staatskunſt. Wohl ſuchte Metternich ſeine Ver⸗ 
fehlungen vor der Welt damit zu verſchleiern, daß er ausrief: „Ich habe 
vielleicht manchmal Europa, niemals aber habe ich Oſterreich geleitet“, 
und das ſagte derſelbe Metternich, der ein andermal ungefähr von ſich 
äußerte: Wie ich das öſterreichiſche Kabinett leite, werde ich bald auch das 
ruſſiſche leiten. Ja, wenn es ihm nicht mehr in ſeinen Kram paßte, dann 
duckte und verkleinerte er ſich. Und doch iſt es gewiß, daß er die maßgebende 
Perſönlichkeit geweſen, die trotz der Hemmniſſe vonſeiten Graf Kolowrats 
in der Hauptſache allem, was geſchah, ihren Stempel aufdrückte. S. 
gerät fortwährend in Gegenſatz zu ſich ſelbſt, wenn er an anderer Stelle 
(2. Bd., S. 1) den Satz niederſchreibt: „daß das Leben der Staaten wie 
der Menſchen ein Stehenbleiben auf einer erreichten Stufe nicht kennt 
und daß die bloße Verneinung den Fluß der Dinge hemmen, aber nicht 
aufhalten kann“, — ein Satz, der ſo recht als Leitmotiv für das Gebahren 
des Staatskanzlers hätte dienen müſſen, wenn er in der Geſchichte den 
Lorbeerkranz erhalten ſollte, den ihm ſein neueſter Biograph windet, 
den er aber nicht verdient. Die Erkenntnis, daß auf die Dauer die bloße 
Verneinung den Fluß der Entwicklung nicht aufzuhalten vermag, fehlte 
nicht nur Kaiſer Franz, ſondern auch Metternich, der nicht anders dachte 
und fühlte, wie ſein Herrſcher und dieſen noch auf ſeinem Sterbelager 
veranlaßte, den Nachfolger an die gleichen unfruchtbaren, öden Regie⸗ 
rungsmaximen zu ketten. So bleibt denn für uns das Bild des Fürft- 
Staatskanzlers unverändert das alte, wie wir es bisher gekannt und 
wie es Springer und noch manch anderer bis herab auf Bibl in ſeinem 
Werke „Der Zerfall Oſterreichs“ ſchildert. Hätte er die Miſſion eines 
Reformators erfüllt, der der Monarchie das ſchöne Geſchenk der Geiſtes⸗ 
freiheit dargereicht haben würde, dann und auch nur dann käme ihm 
der Anſpruch auf das ihm von S. verliehene Epitheton des „größten 
öſterreichiſchen Staatsmannes“ zu. Er hat jedoch durch ſeine Politik 
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oder, wenn man will, durch ſein Syſtem den Keim zum Einſturz des 
damaligen Oſterreich gelegt, den er, was die Tragik ſeines Lebens bildet, 
mit eigenen Augen anſehen und ins Exil wandern mußte. Von deſſen 
Verlauf und den Tagen ſeiner Rückkehr nach Wien entwirft S. in zwei 
feſſelnden Kapiteln eine anſchauliche, meines Wiſſens zum erſtenmal 
zuſammenfaſſende Schilderung, die wirklich dankenswert iſt. Erſt als 
Metternich nicht mehr die Geſchicke des Staates lenkte, kam ein friſcherer 
Zug ins Daſein der Monarchie, dem allerdings bald darauf für einige 
Zeit die Herrſchaft Schwarzenberg⸗Bach⸗Kempen ein trauriges Ende 
bereitete. Feſt ſteht aber das eine: Der Ozean birgt nicht ſo viel Waſſer 
und auf der ganzen Erde iſt nicht die Menge Seife zu finden, die zuſammen 
genügen würden, um Metternich von der Schuld zu reinigen, die er 
durch ſein jedes geiſtige und politiſche Regen zur Stille des Grabes 
verdammende Syſtem oder Grundſätze auf ſich geladen hat. 


Kleine Mitteilungen. 


Bemerkungen zu Emil Ludwigs Wilhelm II. 
Von Heinrich Otto Meisner. 


Emil Ludwig, der Sohn des Breslauer Ophthalmologen Cohn, 
gehört unſtreitig zu unſeren begabten Schriftſtellern. Als die Zei⸗ 
tungen eine Biographie Kaiſer Wilhelms II.!) aus feiner Feder an⸗ 
kündigten, mußte man nach dem Bismarck, Wagner, Napoleon und 
kleineren, im Sammelwerk „Genie und Charakter“ vereinigten biogra⸗ 
phiſchen Eſſays Beſonderes erwarten. Dieſe Erwartung hat das vor⸗ 
liegende Buch nicht enttäuſcht. Was hier aus dem allerdings beſonders 
günſtigen Quellenmaterial herausgearbeitet wird, die glänzenden pfycho- 
logiſchen Analyſen, die blendenden Formulierungen, in denen wenige 
Worte leuchtkugelartig ganze Wegſtrecken und Abgründe erhellen, der 
Aufbau des Königslebens aus ſeinen körperlichen und geiſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen über die Einflüſſe des „Milieu“ zur ſteilen Höhe und zum 
donnernden Fall, das alles packt jeden geiſtig vorbereiteten Leſer mit 
elementarer Gewalt. Er legt das Buch aus der Hand mit den Gefühlen 
des Zuſchauers, wenn über einer hiſtoriſchen Tragödie der Vorhang 
fiel. Doch ſchon hier berühren ſich Lob und Kritik. L. wollte uns ein 
Bildnis Wilhelms II. geben, ein hiſtoriſch getreues Bild, gewonnen 
aus dem Studium der zeitgenöſſiſchen Überlieferung, und es wurde ein 
hiſtoriſches Drama, kein Geſchichtswerk. Wohl iſt das wirkliche Leben 
ſtets dramatiſch, aber ein Drama nie lebendige Wirklichkeit. Ludwig, 
der als Porträtiſt gern auf Plutarchs Spuren wandelt, iſt mehr Künſtler 
als Hiſtoriker. Imagination und Phantaſie ſind in ihm ſtärker ent⸗ 
wickelt als das Streben des Geſchichtsforſchers nach objektiver Beſchrän⸗ 
kung auf das, was wirklich geweſen. Zwar überſchüttet er uns geradezu 
mit Zitaten, aber ſein künſtleriſcher Geſtaltungstrieb verändert — ihm 
ſelbſt vielleicht undewußt — ſchon während er nach dem Ouellenſtoffe 
greift, deſſen Charakter. Ein paar Beiſpiele: 

Für das auf S. 213 Erzählte iſt Quelle: Tirpitz, Erinnerungen, S. 59. 
Wie aber zitiert Ludwig? Er macht aus dem Tirpitzſchen Vorſchlag 
vom Juni 1897, einem vor der Vollendung ſtehenden Kriegsſchiffe den 
Namen des Altreichskanzlers zu geben, die händleriſche Reflexion des 


1) Wilhelm II. Ernſt Rowohlt, Berlin 1926 (erſchienen 1925). 
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Kaiſers: „Überwinden wir uns im Dienſte des Vaterlandes, nennen 
wir das nächſte Schiff nach ihm: das muß ihm ſchmeicheln“ (und ſeine 
gewichtige Stimme für den Flottenetat fangen). Ferner bei Ludwig: 
„Einladung zum Stapellauf des Panzerkreuzers Bismarck.“ Nach 
Tirpitz iſt der Name des Schiffes bei der Einladung abſichtlich ver⸗ 
ſchwiegen worden. Schließlich Ludwig über die Tiſchgeſpräche: „Wiſſen 
Sie ſchon den Unterſchied zwiſchen einer Schwiegermutter und einer 
Zigarre?“ Bei Tirpitz iſt von dieſen Worten nichts zu entdecken. Lud⸗ 
wigs dichteriſche Phantaſie (1?) „koloriert“ die allgemeine Angabe der 
Quelle („Anekdötchenunterhaltung“) durch ein von ihm willkürlich 
erfundenes draſtiſches Beiſpiel. Im Vorwort leſen wir: „Das einzige, 
was ſich der Autor bisweilen erlaubt, iſt die Umwandlung von Ge⸗ 
ſprächen aus der überlieferten, indirekten Form in die des Dialogs.“ 
Das einzige?!) Wir ſehen, Ludwig erlaubt fic) auch mehr! 

S. 275 zitiert er die vom Kaiſer 1905 in Bremen bei Einweihung 
eines Denkmals ſeines Vaters gehaltene Rede. Zitiert er ſie? Zunächſt 
(wörtlich) den Anfang mit einem Lob für die „ſchönen und verſtändigen“ 
(weil pazifiſtiſchen) Sätze. Dann mit (einer nicht unwichtigen Aus⸗ 
laſſung und) Tadel das Folgende, weil es plötzlich ins „militariſtiſche“ 
Fahrwaſſer einbiegt. Der Biograph erklärt ſich den Wechſel ſo: „Er⸗ 
greifender Zwieſpalt! Der immer Herausfordernde will der Welt ein 
beruhigendes Wort ſagen. . .. Drei Minuten lang ſcheint Wilhelm der 
Zweite ein weiſer, entſagender Gedankenfürſt; ſicher iſt ihm in dieſen drei 
Minuten ſehr wohl zumute. Aber da ſchaut er um ſich, entlang an der in 
Front zu ihm ſtehenden Verſammlung von Uniformen, ſprühenden Orden, 
ſtrammen Rücken, . .. automatiſch ſchließt ſich der Anſchluß von Ver⸗ 
legenheit zur Schneidigkeit, . .. ehe er ſich's verſieht, iſt der Kaiſer, der 
Andante begonnen, im alten Marſchtempo bei ſeinem kriegeriſchen Hurra 
angelangt.“ Daß Ludwig kein Verſtändnis für die poſitiven, ethiſchen 
Kräfte des Militäriſchen beſitzt, von ihm nur die „Starrheit des Syſtems, 
Schneidigkeit, ſtramme Rücken, Gelenke, Schnurrbärte“ ſieht, iſt in 
dieſem Falle nicht das ſchlimmſte; ſchließlich kann niemand aus ſeiner 
Haut heraus. Daß der Biograph Wilhelms II. aber ſeine obige Gedanken⸗ 
brücke aus a la Ludwig umgeſtaltetem Material der Kaiſerrede baut, 
ohne es dem Leſer deutlich zu machen, beſonders aber daß er den Schluß 
der Rede fortläßt, iſt böſe. Denn dieſer Schluß lautet: „Ich bin feſt über⸗ 
zeugt, daß meine Worte hier in Bremen auf einen guten Boden fallen wer⸗ 
den. Von Herzen wünſche ich, daß der goldene Friede, der bisher mit Gottes 
Hilfe erhalten worden iſt, uns weiter erhalten bleibt, und daß Bremen 
unter dem Frieden grünen, blühen und gedeihen möge.“ In Wirklich⸗ 

1) Daß ſchon dieſe „Umwandlung“ bedenklich ſein kann, erſieht man aus 
dem von W. v. Maſſow (Tägl. Rundſchau, Unterhaltungsbeilage vom 21. Nov. 
1925) angeführten Beiſpiel (bei Ludwig S. 212 „umgewandelte“ Stelle aus 
den Denkwürdigkeiten des Grafen Walderſee II, 357). 
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keit endet alfo der Kaiſer nicht „bei feinem kriegeriſchen Hurra“, ſondern 
er kehrt nach jener Abſchweifung zu den friedlichen Vorſtellungen des 
erſten Teiles ſeiner Rede zurück. Das paßt Herrn Ludwig nicht ins 
Konzept, denn es zerſchlägt ihm die virtuos geformte pazifiſtiſch⸗mili⸗ 
tariſtiſche Antitheſe. Deswegen unterſchlägt er es. Poetiſche Lizenz? 
Jedenfalls ein bei einem Hiſtoriker nicht denkbares Verfahren. Übri- 
gens zitiert Ludwig ſeine Quellen nicht nur falſch und unvollſtändig, 
ſondern auch ungleichmäßig; gerade dort, wo es zu wiſſen beſonders 
not täte, fehlt häufig die Belegſtelle. Davon wird noch zu reden ſein. 


„Wir haben, um der Gerechtigkeit willen, von des Kaiſers Geg— 
nern keinen zu Worte kommen laſſen“, heißt es geſperrt im Vor⸗ 
wort. Herr Ludwig irrt ſich wieder über ſich ſelber. Gleich die erſte 
Textſeite beweiſt das. Pikant⸗dramatiſch wird die Geburt des Helden 
erzählt. Wie der Erſtgeborene Viktorias zunächſt tot ſchien, nur durch 
beſondere Manipulationen nach langer Mühe, anderthalb Stunden, zum 
Leben gerufen wurde, daß man am dritten Tage neben der Zerreißung 
des Schulterkugelgelenks ſchwere Beſchädigung der umgebenden Muskel- 
partie feſtſtellte, dazu gewiſſe Defekte des linken Beines, Ohres und 
dieſer Kopfſeite. Als Quelle iſt Lucius angegeben. Aber die dort no⸗ 
tierten Außerungen Auguſt Eulenburgs über die Geburt Wilhelms II. 
enthalten viel weniger, als Ludwig mitzuteilen weiß. Hat er das übrige 
in dichteriſcher Ausſchmückung hinzugefügt? Nein, er entnahm es 
einer anderen „Quelle“, dem üblen Klatſch⸗ und Skandalbuch der ſog. 
„Ehrendame Gräfin Urſula von Eppinghoven“ über das „Geheimleben 
des Berliner Hofes“ (oder einem ſeiner Ableger). Was beiläufig die 
„anderthalb Stunden“ betrifft, ſo ſteht damit im Widerſpruch, daß offi⸗ 
zielle Perſönlichkeiten, die „wenige Minuten“ bzw. „unmittelbar nach“ 
der Geburt das Kind ſahen, ſich von feinem Leben les ſchrie deutlich) 
überzeugen konnten. Auch wird man in dieſem Zuſammenhange an⸗ 
führen dürfen, daß der Vater des Prinzen neun Tage nach der Ge- 
burt als das einzig Auffällige ein kleines Mal auf dem unteren Ge- 
lenk des rechten kleinen Fingers feſtſtellt. Nun ehrt es Herrn Ludwig 
gewiß, daß er die Benutzung trüber Kanäle vom Genre Eppinghoven 
dem Leſer ſchamhaft verſchweigt, nur ſollte er dann nicht pathetiſch 
verkünden, er habe von des Kaiſers Gegnern keinen zu Worte kommen 
laſſen. Und Madame Eppinghoven iſt nicht die einzige ihres Zeichens. 
Die ebenfalls von Ludwig benutzten, obwohl ebenfalls z. T. nicht ge- 
nannten Eckardſtein, Erzberger, Henriette Schrader-Breymann, O. Hams 
mann!) Theodor Wolff (S. 381, vgl. „Vorſpiel“ S. 199) wird man 
doch auch zu jener Kategorie zählen dürfen. Und iſt Holſtein, der 


1) S. 243 ſind die Worte von der Verwandlung des milden Buddha in 
einen über Blut und Feuer thronenden Götzen wörtlich aus Hammann, Deutſche 
Weltpolitik 1890 —1912 S. 40 übernommen, ohne daß die Vorlage erwähnt wird. 
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„Königsſtürzer“ (S. 341), nicht einer der gefährlichſten Gegner Wil⸗ 
helms II. geweſen? Das Adelsprädikat tut's doch nicht, ſiehe Hello von 
Gerlach! Im übrigen iſt es ſehr verſtändlich und kein beſonderes Verdienſt 
des Autors, wenn er ſich vorzugsweiſe auf ſolche Perſönlichkeiten beruft, 
die dem Monarchen naheſtanden, weil eben nur dieſe eine genauere 
Kenntnis von Menſchen und Dingen hatten, während die Eugen Richter 
und Bebel (S. 314) ſich im Dunkel der Oppoſition befanden. 

„Um der Gerechtigkeit willen“, ſagt Ludwig im Vorwort. Damit 
hat es eine eigene Bewandtnis. Daß ein Schriftſteller ſeines Ranges 
ſich nicht zu Pamphleten erniedrigt, verſteht ſich von ſelbſt. Aber in der 
Wirkung kommt doch ſein Wilhelm II. ſo ziemlich auf dasſelbe hinaus, 
wie W. Hegemanns bewußtes und beabſichtigtes Pamphlet gegen 
Friedrich den Großen. Zwar ſieht Ludwig trotz des verengerten bio⸗ 
graphiſchen Blickfelds, daß der Deutſche Kaiſer unmöglich für alles 
verantwortlich gemacht werden kann, was an Fehlern, Unterlaſſungen, 
Irrtümern in der deutſchen Außen⸗ und Innenpolitik vorgekommen iſt. 
Er ſieht das beſonders im Buche von Zedlitz erſchütternd zum Ausdruck 
gelangende Verſagen aller gegenüber der Majeſtät und kennzeichnet die 
Verantwortung des „Volkes“ jedweder Schicht (die von ihm ausgenom⸗ 
menen „Arbeiter“ gehören, ſoweit es ſich dabei um die Sozialdemokratie 
handelt, auch dazu) in einem beſonderen wirkungsvollen Abſchnitt, 
der beiläufig Schlieffens Schmeichlertum richtig, das Bülows dagegen 
viel zu wenig betont. Die Stellen ſind nicht ganz ſelten, wo Ludwig dem 
Kaiſer gerecht zu werden ſcheint, ſeine „ſubjektive Unſchuld“ feſtſtellt. 
Abſolut richtig iſt z. B. der Satz (S. 461), Wilhelm II. habe den Krieg 
„nicht als Raubzug vom Zaune gebrochen, nie gewünſcht, mehrmals 
verhindert und nur durch das jahrzehntelange Wirken ſeiner Natur den 
kriegeriſchen Führern in allen Ländern Europas erleichtert.“ Aber in 
der Mehrzahl dieſer Fälle apologetiſcher Einwürfe hat man doch das 
Gefühl, als dienten ſie dem Komponiſten Ludwig nur im Sinne eines 
muſikaliſchen Ritardando, man empfindet ſie als ein Atemholen vor 
neuem Zuſchlagen. Die vorübergehend erweiterte Baſis der Schuld⸗ 
frage, die konzentriſchen Kreiſe, die man gleichzeitig ſehen muß, 
wenn man von der Kataſtrophe des Weltkrieges ſpricht, und von denen 
der weiteſte ſicherlich der unſerer Gegner iſt, ſie ſchrumpfen ſchließlich 
und endgültig bei Ludwig doch immer wieder auf einen zentralen Punkt 
zuſammen, den Kaiſer als Wurzel alles Übels. Wenn Wilhelm II. dies 
und jenes nicht getan hätte, ſo würde die Gegenſeite anders gehandelt 
haben. Immer wieder iſt er die Urſache, nie iſt er (was doch ebenſogut 
möglich und wirklich war) Folge. Dieſer Eindruck iſt vielleicht nicht 
beabſichtigt, der Leſer muß ihn empfangen. 

Ludwig rügt (mit Grund) das Byzantinertum der Deutſchen unter 
der Monarchie. Unter der Republik iſt das Pendel nach der andern 
Seite ausgeſchlagen. Jetzt kann man ſich nicht genug tun an Kritik. 

24 


372 Meine Mitteilungen. 


Heißt es nicht mit zweierlei Maß meſſen, wenn man gewiſſe Wendungen 
aus der bekannten Hunnenrede Wilhelms II. als pure Wahrheit auf⸗ 
faßt (S. 262), den engliſchen Plan einer Landung von 100000 Mann 
an der ſchleswigſchen Küſte aber „phantaſtiſch“ (271) nennt? Gerade 
weil die Politik der ehemaligen Feinde nur ganz bruchſtückweiſe bekannt 
iſt, während die unſrige bis in alle Einzelheiten — mit jedem Irrweg, 
den man wohl oft ſchon ſeinerzeit als ſolchen erkannte — enthüllt wurde, 
muß man ſich vor übereilten Schlüſſen hüten. Erich Brandenburg, auf 
den L. ſich mit Vorliebe als Kronzeugen beruft, leidet an dem gleichen 
Fehler, bei der Betrachtung der Vorkriegspolitik der Mächte das Bibel⸗ 
wort vom Splitter und Balken umzudrehen. (Vgl. meine Polemik, 
Preußiſche Jahrbücher Bd. 196, S. 268 f. und jetzt Adalbert Wahl in 
der Anzeige des Brandenburgſchen Buches, Hiſtor. Zeitſchr. Bd. 133, 1, 
S. 109.) Warum nennt übrigens Ludwig von unſeren Hiſtorikern ge⸗ 
rade Angehörige der eben gekennzeichneten Art, warum z. B. für die 
Frage der deutſch⸗engliſchen Bündnisverhandlungen nur das als „un⸗ 
hiſtoriſch“ (vgl. Hiſtor. Zeitſchr. a. a. O. S. 174, Deutſche Lit.⸗Ztg. 1926 
Sp. 285) erkannte Buch Eugen Fiſchers? Warum zwar Tirpitz' „Er⸗ 
innerungen“, wenn ſie gegen den Kaiſer ſprechen, aber nicht ſeine 
„Dokumente“, die für ſeine Flottenpolitik Zeugnis ablegen? Gerade 
die deutſche England⸗ und Flottenpolitik wird von Ludwig aufreizend 
und empörend einſeitig dargeſtellt. S. 265 heißt es, der deutſche Flotten⸗ 
tenbau ſei der „pſychologiſch unnötigſte“ Teil im Wettrüſten Europas 
geweſen, ohne perſönliche Eiferſucht Wilhelms II. gegen Eduard VII. 
hätte man dem „schwer geharniſchten deutſchen Ritter nicht auch noch 
einen Gummimantel übergezogen.“ Dieſe Sätze ſind ſo recht ein Beiſpiel 
für die Art Ludwigs, mit beſtrickenden Worten den Tatbeſtand zu ver⸗ 
drehen und zu verdunkeln. Sehen wir von dem ſeltſamen Terminus: 
„pſychologiſch unnötig“ ab,!) jo liegt natürlich beim Kapitel: deutſcher 
Flottenbau für Ludwig und feine gläubigen Leſer die „pſychologiſch 
nötige“ Erklärung allein in der Eiferſucht Wilhelms II. (bei den Ver⸗ 
einigten Staaten dann wohl gerechterweiſe in der Eiferſucht der ver⸗ 
ſchiedenen „einſchlägigen“ Präſidenten). Ferner ſtampft hier und durch 
andere Seiten des Ludwigſchen Buches der „ſchwer geharniſchte deutſche 
Ritter“, ſpukt die Vorſtellung von Deutſchland als der ſtärkſten Militär⸗ 
macht, die ſich den Luxus einer Flotte (engliſcher Importbegriff !) den 
„Gummimantel“ (vgl. beſonders Skagerrak) nicht leiſten durfte. Weiß Herr 
L. wirklich nicht, was unſere Gegner wußten und wiſſen, daß Rußland 
mehr als doppelt ſo viel, Frankreich mindeſtens ebenſoviel, wahrſcheinlich 
aber?) ebenfalls mehr Soldaten unter der Fahne hielt? Hat er ſich nie 


1) „Pſychologie“ iſt bei Ludwig das Zauberwort, das ſich ihm zur rechten 
Zeit dort einſtellt, wo die Begriffe hiſtoriſch-politiſcher Logik zu fehlen ſcheinen. 
2) Vgl. „Die Kriegsſchuldfrage“, November 1925, S. 734. 
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die Zwangslage des zwiſchen die ſtärkſten Militärmächte des Kontinents 
eingeklemmten Mittelreichs klar gemacht? Kennt er nur pſpychologiſche, 
keinerlei geopolitiſche Notwendigkeiten? Ludwig zitiert zwar dann und 
wann die deutſche Aktenpublikation, ſogar aus zu ſeiner Zeit noch nicht 
erſchienenen Bänden, aber er ſcheint ſie nur oberflächlich zu kennen, 
ſonſt würde er doch wohl z. B. (S. 185) die Begegnung zwiſchen Wil⸗ 
helm II. und Salisbury in Cowes (Auguſt 1895) nicht nach Eckardſtein 
darſtellen, auf deſſen in dieſem Zuſammenhange beſonders fulminante 
Verdrehungen und Entſtellungen der Tatſachen ſchon die Herausgeber 
der Akten aufmerkſam gemacht haben. Alles in allem: die „ſchillernde 
Weite“ des „Problems England“, von welcher Ludwig in andere m 
Zuſammenhange (S. 401) ſpricht, iſt ihm ſelbſt, der die Engländer ſämtlich 
für ſentimental erklärt (S. 240), am wenigſten klar geworden. (Vgl. meine 
Bemerkungen, Preuß. Jahrbücher Bd. 196, S. 275.) 

Gerechtigkeit ſcheint alſo nicht gerade das Fundament, auf welchem 
Ludwig ſein Bildnis Wilhelms II. und des vorrevolutionären Deutſchlands 
errichtet. Wenn wir im folgenden noch eine Reihe von Unrichtigkeiten feſt⸗ 
ſtellen, ſo bleibt bei ihnen die Frage offen, ob es ſich um ein Nichtwiſſen 
oder ein Nichtwiſſenwollen handelt. Bleiben wir zunächſt noch bei engliſchen 
Problemen, ſo iſt es ein großer Irrtum der Queen, wenn ſie in ihrem 
bei Ludwig (S. 235) angezogenen Schreiben vom 12. Juni 1899 an 
den kaiſerlichen Enkel behauptet: „I never personally attacked or 
complained of Prince Bismarck.“ Sie hat das in den ſechziger Jahren 
gegenüber König Wilhelm I. gründlichſt verſucht. Da die betreffenden 
Briefe noch unveröffentlicht ſind, konnte L. die genannte Stelle nicht 
korrigieren. Wohl aber ſollte er aus den wenigen bisher herausgebrachten 
engliſchen Quellenwerken, darunter dem von ihm zitierten Buche Lees 
über Eduard VII. wiſſen, daß dieſer Sohn eines kerndeutſchen Vaters 
und einer ſo gut wie deutſchen Mutter von ſeiner früheſten Jugend an, 
trotz Reiſchachs Einſpruch, ein Deutſchenfeind geweſen iſt. Auch hier 
darf man nicht ſo tun, als ob immer und ſtets der gutmütige Onkel Ede 
durch die (bei L. viel zu ſtark akzentuierte) Englandfeindſchaft ſeines 
kaiſerlichen Neffen in Rage verſetzt worden ſei (S. 390, 4261). S. 257 
heißt es: „Zur Konferenz (gemeint iſt die erſte Haager fog. „Friedens“ 
Konferenz) entſandte er (der Kaiſer) als Sachverſtändigen einen belli⸗ 
koſen Profeſſor trotz der Warnung des mit ihm entſandten Fürſten 
Münſter.“ Wieder dreht und ändert Ludwig bösartig an den Tatſachen. 
Mit dem „bellikoſen Profeſſor“ iſt der Münchener Ordinarius Freiherr 
von Stengel gemeint, der allerdings kurz vorher in einem auch gedruckten 
Vortrag „Der ewige Friede“ dieſen als eine Utopie bezeichnet hatte. 
Nach Ausweis der Akten war bei ſeiner Wahl die Eigenſchaft als Bayer 
entſcheidend. Ludwig macht nun den „bellikoſen Profeſſor“ zur Haupt⸗ 
perſon, den Fürſten Münſter, der in Wirklichkeit Führer der deutſchen 
Delegation war, zum „Mitgeſandten“ Stengels und verſchweigt ſeinem 
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Publikum völlig, daß außer den beiden noch ein weiterer „wiſſenſchaft⸗ 
licher Delegierter“, Profeſſor Philipp Zorn, und zwei Militärs (Oberſt 
Groß von Schwarzhoff und Kapitän z. S. Siegel) mit von der Partie 
waren, von denen gerade Zorn nach ſeinen vielfachen eigenen Auße⸗ 
rungen (vgl. z. B. Roter Tag 1918 Oktober 17) das Gegenteil von 
„bellikos“ geweſen iſt, ganz abgeſehen davon, daß, wer in dieſem Jammer⸗ 
tale nicht an „ewigen Frieden“ glaubt, deswegen noch nicht „kriegs⸗ 
ſüchtig“ genannt werden darf. Auch der „Warner“ (ſ. o.) Fürſt Münſter, 
eine hinſichtlich Frankreichs und Rußlands bis zum Irrtum pazifiſtiſch 
eingeſtellte Perſönlichkeit, hielt die pax aeterna für eine „kindiſche Illu⸗ 
ſion“. Alſo, es ſtimmt zwar nicht, aber die Vorſtellung vom Deutſchen 
Kaiſer, der zur europäiſchen Friedenskonferenz einen kriegswütigen 
Profeſſor ſchickt, iſt fürs nächſte tauſend Hirnen unwiſſender Ludwig⸗ 
leſer eingegraben. Ebenſo wird mit der S. 334 reproduzierten, an⸗ 
ſcheinend unausrottbaren Legende vom ehemaligen Kreuzſtern auf der 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Gedächtniskirche Sereniſſimus und Umgebung ohne Grund 
lächerlich gemacht. Schwechten, der Erbauer der Kirche, der es doch 
ſchließlich wiſſen mußte, hat in vertrautem Kreiſe für die Entſtehung 
des Sterns ſtets als Grund angeführt, daß man eine möglichſt große 
Höhe des Turmes erreichen wollte, nichts anderes. S. 203 tadelt Lud⸗ 
wig mit Recht das Verhalten der Berliner Miniſterialinſtanzen in der 
Frage des „Uriasbriefes“. Nun drückt er ſich aber ſo aus: „Sie, die 
die Seele fremder Völker kennen ſollten, um Bündniſſe und Freund⸗ 
ſchaften zum Beſten des Reichs zu ſchließen, dieſe engbrüſtigen, orden⸗ 
beſternten, goldbefrackten Ritter mit Furcht und Tadel, kannten das Herz 
des eigenen Volkes ... ſo wenig uſw.“, und das iſt doppelt ſchief, denn 
einmal kann billigerweiſe nur vom Chef des auswärtigen Dienſtes 
Seelenkunde fremder Völker verlangt werden, nicht von allen deutſchen 
Miniſtern, und zweitens vergißt Herr L. bei ſeinem Ausfall gegen die 
„Ritter“, daß damals in Preußen 3, im Reich 2 Bürgerliche Miniſter 
bzw. Staatsſekretäle waren. Auf S. 176 paſſiert dem „Hiſtoriker“ 
Ludwig ein merkwürdiges Mißgeſchick. Er zitiert aus dem bekannten 
Briefe Kaiſer Wilhelms an den Zaren vom 25. Oktober 1895 den Ver- 
gleich zwiſchen Gottesgnadenkönigen und republikaniſchen Staats- 
häuptern; ſtatt des vom Kaiſer erwähnten damaligen franzöſiſchen 
Präſidenten Faure iſt es aber Jaurés, der bei Herrn Ludwig im 
Jahre 1895, „auf dem Thron des angeſtammten Königs von Frank 
reich ſitzt.“ Daß es ſich hier nicht um ein bloßes Verſchreiben handelt, 
beweiſt der nächſte Abſatz, in welchem Ludwigs raſtlos arbeitende 
Phantaſie von Wilhelm II. behauptet, er ſehe Jaurès Deputierten⸗ 
ſtuhl ſür einen Throu an; womtt er alſo ſeinen eigenen Schnitzer 
noch einem anderen zu Unrecht imputiert! Daß dem „Hiſtoriker“ Ludwig 
auch die Chronologie etwas in Verwirrung geraten iſt, beweiſt S. 243, 
wo die Damaskustede des Kaiſers von 1898 vor die Entſtehung 
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des Knackfußſchen Gemäldes („Völker Europas ...“) von 1895 gerückt 
wird. 

Wir gingen abſichtlich ins Detail!), um dem Lefer eine eigene Nach⸗ 
prüfung zu ermöglichen. Die große Mehrzahl der zitierten Einzelheiten 
iſt für den „Hiſtoriker“ Ludwig überaus bezeichnend. Akribie und Exakt⸗ 
heit ſtehen nicht in ſeinem Wörterbuch. Er nimmt die Quellen, wo 
er ſie findet, färbt hier ein wenig, verändert dort etwas, läßt Unbe⸗ 
quemes aus, verallgemeinert, ſetzt „Lichter“ auf und — iſt dabei über⸗ 
zeugt, objektiv und „gerecht“ vorzugehen. Um es zu wiederholen: nie⸗ 
mand kann aus ſeiner Haut heraus, aber wenn er, was ſein Recht und 
ſeine Beſtimmung iſt, die Dinge wie Ludwig unter einem beſonderen 
Geſichtswinkel ſieht — wir vermeiden das Wort: tendenziös —, ſo 
darf er andern nicht das Recht beſtreiten, ſeine Einſeitigkeiten feſtzu⸗ 
ſtellen. 

Beſonders bedauerlich wird die Ludwigſche Methode, alles was 
für Verfehlungen der wilhelminiſch⸗deutſchen Politik und ihrer Ver⸗ 
bündeten ſpricht, in den Vordergrund zu ſchieben, das Verhalten der 
Gegenſeite aber möglichſt zu entſchuldigen oder wenigſtens im Un⸗ 
klaren zu laſſen in ſeinen Schlußbetrachtungen, die dem Ausbruch und 
Verlauf des Krieges gewidmet find und die bezeichnende Überfchrift 
„Vergeltung“ tragen. Hier wird es ſehr ſchwer, den Vorwurf tenden⸗ 
ziöſer Einſtellung zu unterdrücken. L. ſpricht an einer Stelle (S. 460) 
ſehr vernünftig von der Vielfalt der Kriegsurſachen und der Schuldigen, 
aber dergleichen Klänge gehen völlig unter in dem hämmernden Stakkato⸗ 
motiv, das der Komponiſt für das tragiſche Finale ſeines ſchuldverſtrickten 
Helden nun einmal braucht. L., der, wie wir ſahen, manchmal recht 
eigentümlich, aber doch gern und reichlich zitiert, hat für „die 13 Tage“ 


1) Es geht nicht an, Holſtein allein, wie es S. 246 geſchieht, für den Ver⸗ 
zicht auf die Rückverſicherung verantwortlich zu machen (vgl. Große Politik 
der europäiſchen Kabinette VII, 1 ff.). Wenn auch die Wogen der Kritik nach⸗ 
gerade über dieſer Perſönlichkeit zuſammenſchlagen, ſo kann man ſie doch nicht, 
ohne die Dinge grotesk zu überſpitzen, als prinzipielle Bismarcknegation auf⸗ 
faſſen, wie Ludwig (beſonders S. 391) das tut. Walderſee wurde ſchon 1888 
Chef des Generalſtabes, nicht erſt 1890. Die dem Kaiſer vorgelegten Zeitungs- 
ausſchnitte waren anders beſchaffen, als Ludwig es S. 327 ſchildert. Die 
Krügerdepeſche ging nicht „offen“ ab (S. 194), ſondern wurde, wie alle der- 
artigen Ausgänge, chiffriert. Gefangene wurden in China ſelbſtverſtändlich 
auch noch nach Walderſees Ankunft gemacht (S. 264). Der Verfaſſer der Schmäh⸗ 
und Schmutzbriefe in der Kotzeaffäre war zweifellos nicht Herzog Günther 
von Schleswig⸗Holſtein (S. 155). Zedlitz iſt 1905 nur Hofmarſchall (S. 271) und 
die Kaiſerin Friedrich 1903 nicht ſoeben verſtorben (S. 273). Der jüngere 
Moltke erſcheint nach eigener Ausſage am 1. Auguſt 1914 nicht, „als alles ſich 
als Irrtum auflöſt“ (nämlich hinſichtlich einer notwendig erſcheinenden und 
vom Kaiſer befohlenen Anderung des Aufmarſchplanes), ſondern, ſolange dieſer 
Irrtum noch beſtand, „gebrochen“ (S. 430 f.). 
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immer nur Die Kautzky⸗Akten parat. Als wenn wir nicht für dieſe ſchick⸗ 
ſalsvolle Periode ſeit 1919 in der Erörterung um ein beträchtliches Stück 
weitergekommen wären. Aber Herrn Ludwig ſcheint die zahlreiche, 
beſonders gerade nichtdeutſche Literatur über den Gegenſtand unbe⸗ 
kannt zu ſein, ſonſt würde er doch nicht die Dinge ſo darſtellen, als ob 
durch das Verhalten Wilhelms II. die engliſche Vermittlung unmöglich 
gemacht worden ſei (S. 412), als ob die Serben das öſterreichiſche Ulti⸗ 
matum „beinahe unbedingt“ angenommen hätten (S. 421), als ob die 
Skala der Schuldigen Oſterreich, Deutſchland, Frankreich, Rußland (S. 413) 
wäre, würde nicht den Namen des Protagoniſten Poincare an Stellen, 
wo er unbedingt erwähnt werden mußte (3. B. S. 460) verſchweigen. 
Inzwiſchen hat Hans Delbrück im Dezemberheft der „Kriegsſchuldfrage“ 
weitere für Ludwigs Sachkennerſchaft in dieſer Beziehung vernichtend 
wirkende Beweiſe geliefert. Unter dieſen Umſtänden erhält aber nicht 
nur der Leſer ein in entſcheidenden Punkten veraltetes und überholtes 
Bild des Kriegsausbruchs, ſondern durch ſeinen Rückfall oder vielmehr 
Stillſtand hinſichtlich der Forſchungsergebniſſe in der Kriegsſchuldfrage 
gerät der Deutſche Ludwig auch in einen peinlichen Gegenſatz zu dem, 
was Angehörige ehemals uns feindlicher Staaten, ernſte, jeder partei⸗ 
iſchen Auffaſſung ferne Männer als ihre allmählich errungene Über⸗ 
zeugung bekannt haben!). An Dolchſtoßwirkungen glaubt Herr L. ja 
nicht (S. 455), jedenfalls iſt aber ſein Verfahren von „Gerechtigkeit“ 
meilenweit entfernt. 

Nicht nur hierin, auch in anderer Beziehung täuſcht L. ſich über ſich 
ſelbſt. Wenn er uns mit der Miene des Biedermanns verſichert, ihm als 
„Hiſtoriker“ läge an der Darſtellung von Pikanterien nichts (S. 217), ſo 
kann man doch, vorausgeſetzt, daß Ludwig unter Pikanterien nicht nur Ep⸗ 
pinghoveniana verſteht, ein ſtilles Schmunzeln nicht unterdrücken. Denn 
ſein „Drama“ iſt an allen Ecken und Enden, nicht bloß bei den glän⸗ 
zenden Aktſchlüſſen, auf Pikanterie und Senſation zugeſchnitten. Dies 
Beſtreben, zu „wirken“ um jeden Preis, ſcheut auch nicht vor ungerechten 
Bosheiten zurück, ſo gegen Hohenlohe (S. 186) und Michaelis (S. 447). Die 
„witzig“ ſein ſollenden Bemerkungen über Eulenburg (S. 197) und auf 
S. 216 („28 Minuten einſchließlich Gebet und Ergriffenheit“), ſowie die 
Anwendung des Gretchenworts auf Pleſſen (S. 467) werden anders 
geartete und gerichtete Naturen als zyniſch⸗roh und ſchlimmer empfinden. 


1) Vgl. zu den oben berührten Punkten nur zwei in deutſcher Sprache 
zugängliche Außerungen von Ausländern: die Poincarés Verteidigungsverſuch 
im Oktoberheft der „Foreign Affairs“ (New Pork) völlig zerſchlagende Ab⸗ 
handlung des amerikaniſchen Hiſtorikers H. E. Barnes vom Smith Kollege, 
Northampton („Die Kriegsſchuldfrage“, Novemberheft 1925, beſonders S. 740), 
wo auch auf andere nichtdeutſche Literatur vielfach Bezug genommen wird 
und das bei Quelle & Meyer („Die wahren Schuldigen“) erſchienene Buch des 
Franzoſen Mathias Morhardt. 
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So muß das Geſamturteil über Ludwigs Arbeit lauten: glanzvoll 
ſpiegelnde Oberfläche, aber vielfach brüchiger Gehalt. Der von Delbrück 
gebrauchte Ausdruck „Kitſch“ iſt hart, aber es läßt ſich nicht leugnen, 
ein Mißverhältnis zwiſchen Scheinen und Sein, das jenes Wort be⸗ 
zeichnen ſoll, iſt nur zu oft bei Ludwigſchen Außerungen vorhanden. 
Ohne Zweifel wird ſein Buch von kritikloſen Leſern weiterhin als ein⸗ 
wandfreier Leckerbiſſen verſchlungen werden. Und mit der Piſtole oder 
Satisfaktionsbegriffen, wie Herr v. Pleſſen in der „Kreuzzeitung“, läßt 
es ſich auch nicht erledigen. Gleich fern dem Schimpfen und Drohen 
hier, dem Reklamerummel dort, fällt die hiſtoriſche Wiſſenſchaft mit 
guten Gründen ihren Spruch: Emil Ludwig iſt für die Problematik 
der Wilhelminiſchen Ara nicht letzte Inſtanz. Von ſeinem Buche über 
Wilhelm II. gilt nur zu häufig das Wort, welches man jüngſt von dem 
Schriftſteller Poincare prägte: „Dramatiſche Literatur, aber ſchlechte 
Geſchichte.“ 


Hiſtoriſche Kommiſſion für die Provinz Brandenburg 
und die Reichs hauptſtadt Berlin. 


Der Verein für die Geſchichte der Mark Brandenburg hat ſeit einer Reihe 
von Jahren die Aufgaben der bisher fehlenden Hiſtoriſchen Kommiſſion für 
die Stammprovinz des Preußiſchen Staates nach ſeinen Kräften erfüllt. Aus 
Mangel an reicheren Mitteln konnte ihm dies nur teilweiſe gelingen. Er hat 
daher ſelbſt den größten Wert darauf gelegt, eine durch die öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften feſtgegründete Hiſtoriſche Kommiſſion nach Art der ſchon in anderen 
preußiſchen Provinzen bzw. deutſchen Ländern beſtehenden ins Leben zu 
rufen. Durch das Zuſammenwirken der Brandenburgiſchen Provinzialverwal⸗ 
tung mit der Stadt Berlin iſt es nunmehr gelungen, eine Hiſtoriſche Kom⸗ 
miſſion für die Provinz Brandenburg und die Reichshauptſtadt Berlin zu be⸗ 
gründen. 

In der erſten Sitzung am 21. November 1925 wurde ein Arbeitsplan 
Su der zunächſt folgende Abteilungen vorfieht: 

1. Bibliographien zur Geſchichte der Mark im allgemeinen, der Nieder- 

lauſitz und der Stadt Berlin im beſonderen. 

Herausgabe der Ständeakten. 

3. Quellen und Unterſuchungen zur Wirtſchafts⸗, Rechts⸗ und Verfaſſungs⸗ 
geſchichte, im beſonderen der Städte wie der Ämter und Kreiſe. 

4. Ergänzungsbände zu Riedels Codex, Fortführung der Regeſten der 
Markgrafen von Brandenburg. 

5. Aufſtellung von Inventaren der nichtſtaatlichen Archive. 

6. Quellen zur Kirchen⸗ und Schulgeſchichte. 

7. Vorarbeiten für einen hiſtoriſchen Atlas der Provinz. 


Mitglieder der Kommiſſion find: Der Landesdirektor der Provinz Bran- 
denburg, der Oberbürgermeiſter der Stadt Berlin, Provinzialkonſervator Pro- 


e 
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feffor Blunck, Stadtarchivar a. D. Dr. Claus witz, Univerſitätsprofeſſor 
Dr. Hartung, Univerſitätsprofeſſor Dr. Hintze, Kammergerichtsrat Dr. Holtze, 
Bibliothelsdirektor Privatdozent Dr. Hoppe, Stadtarchivar Dr. Kaeber, 
Berlin, Archivdirektor Dr. Klinkenborg, Staatsarchivrat Profeſſor Dr. Krabbo, 
Dr. Lehmann, Senftenberg i. L., Geh. Studienrat Dr. Schwartz, Staats⸗ 
archivrat Dr. Schultze, Univerſitätsprofeſſor Dr. Stutz, Profeſſor Dr. Tſchirch, 
Brandenburg a. H. 

Zum Vorſitzenden wurde Profeſſor Dr. Stutz, zu ſeinem Stellvertreter 
Archivdirektor Dr. Klinkenborg und zum Schriftführer Stadtarchivar 
Dr. Kaeber gewählt. 


Nene Crideinungen. 


I. Zeitſchriftenſchau 


1. Okt. 1924 bis 30. Sept. 1925). 


Korreſpondenzblatt des Geſamtvereins der deutſchen Ge— 
ſchichts- und Altertumsvereine. Jahrg. 72 (1924), Nr. 10—12 
(Okt. bis Dez.): 

Sp. 129—132: Wentzke, Die deutſchen Farben. [Stellt die Notwen⸗ 
digkeit von eingehenden Quellenforſchungen über dieſe Frage feſt.] 

Sp. 132—143: Ruppersberg, Frankreich und das Gaargebiet. 

Sp. 143—161: W. Möllenberg, „Nochmals das Reiterſtandbild 
auf dem Alten Markt zu Magdeburg.“ Dazu eine Entgegnung von 

E. Müller, Kaiſer Otto II. in Magdeburg. [Müller hatte in einem Artikel 

Sp. 46 ff. die Theorie Möllenbergs, daß das Reiterſtandbild urſprünglich 

Karl d. Gr. hätte darſtellen ſollen, aus rechtsgeſchichtlichen Gründen abgelehnt. 

Möllenberg verſucht ſeine Theſe zu verteidigen, doch dürfte ſie kaum haltbar 

fein. Vgl. dazu auch Hans Jantzen, Zur Deutung des Kaiſer⸗Otto⸗Denkmals 

in Magdeburg in Repertorium für Kunſtwiſſenſchaft Bd. 46, welcher bei dieſem 

Denkmal Ottos II. Abhängigkeit von byzantiniſcher Kaiſerdarſtellung annimmt 

und den Baldachin als Darſtellung der Aurea Roma erklärt.] 

— Jahrg. 73 (1925): 

Sp. 45—52: V. Loewe, Die hiſtoriſchen Kommiſſionen Deutſch— 
lands. 
Sp. 53—66, 103—118: Beſchorner, Noch einmal die Flurnamen- 

forſchung in Deutſchland ſeit dem Herbſt 1920. 

Sp. 137—152: R. Freytag, Briefe der Mutter des Königs Qud- 
wig I. von Bayern an die Erbprinzeſſin Thereſe von Thurn und 

Taxis. 


Hiſtoriſche Zeitſchrift. 130. Band. München u. Berlin 1924. 

S. 31—57: Hans Baron, Juſtus Möſers Individualitätsprinzip 
in ſeiner geiſtesgeſchichtlichen Bedeutung. 

S. 189—209: Otto Schiff, Die deutſchen Bauernaufſtände von 
1525—1789. [Kurze Überſicht über die in den einzelnen Landſchaften ent⸗ 
ſtandenen Aufſtände, welche zeigen, daß der Bauer ſich nach 1525 nicht mit 
den herrſchenden Zuſtänden abgefunden hat. Das Jahr 1848 führte zum Ab- 
ſchluß der Bauernbefreiung.] 

S. 210—255: Andrea Frahm, Paulskirche und Volksſouveränität. 

S. 256—277: Hajo Holborn, Bismarck und Schuwalow im Jahre 
1875. [Mitteilung amtlicher Schriftſtücke, welche die deutſch-ruſſiſchen Be⸗ 
ziehungen beleuchten.] 
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S. 277— 286: Guſtav Roloff, Zur engliſchen Politik im Juli 1914. 

S. 445—447: Friedrich Schneider, Heinrich XXII. Reuß ä. L. und 
die Reichsgründung. [Mitteilung des Schreibens des Fürſten an den 
König von Bayern v. 5. 12. 70, in dem er der Form des Bundes vor der des 
Reiches den Vorzug gibt.] 

— 131. Band. München u. Berlin 1925. 

S. 1—18: Fritz Rörig, Außenpolitiſche und innenpolitiſche Wand- 
lungen in der Hanſe nach dem Stralſunder Frieden (1370). 

S. 19—40: Alfred Stern, Gabriel Salamanca Graf von Orten- 
burg. [Zuſammenſtellung biographiſcher Notizen über den Generalſchatz⸗ 
meiſter Ferdinands I., der kein Jude war, ſondern einer ſpaniſchen Familie 
Salamanca entſtammte.] 

S. 41—71: Ludwig Dehio, Edwin von Manteuffels politiſche 
Ideen. 

S. 72—80: R. Sternfeld, Der Preußiſche Kronrat vom 2./3. Jan. 
1864. [Bringt einen Abdruck des Protokolls, von dem ein Auszug bereits von 
A. Stern, Geſchichte Europas, Bd. 9, S. 582 mitgeteilt war und das mit 
Bismarcks Erzählung nicht übereinſtimmt.] 

S. 240—262: Heinrich Ritter von Srbik, Der Ideengehalt des 
Metternichſchen Syſtems. 

S. 393—408: J. Kromayer, Waren Hannibal und Friedrich d. Gr. 
wirklich Ermüdungsſtrategen? [Im Gegenſatz zu Delbrück wird beiden 
Feldherrn auch die Palme des Niederwerfungsſtrategen zugeſprochen. Hierzu 
eine Entgegnung Delbrücks Bd. 132, S. 447 ff.] 

— 132. Band. München u. Berlin 1925. 

S. 23—42: Paul Kalkoff, Friedrich d. Weiſe und Luther. 

S. 43-67: Arnold Berney, A. L. v. Schlözers Staatsauffaſſung. 

S. 68—92: H. Ulmann, Briefe aus Preußens Franzoſenzeit 
1806—1815. [Briefe aus dem jetzt im Hausarchiv zu Darmſtadt befindlichen 
Fiſchbacher Archiv der Prinzeſſin Wilhelm von Preußen geb. Prinzeſſin Ma⸗ 
tianne von Heſſen⸗Homburg, darunter ein Schreiben Heinrichs v. Kleiſt betr. 
das Schickſal des von ihm herausgegebenen Berliner Abendblattes und ſeine 
eigene Lage, zum Schluß 2 Briefe Blüchers vom Juni und Auguſt 1815.) 

S. 93—105: Dietrich Gerhard, Zur Geſchichte der hiſtoriſchen 
Schule. Drei Briefe von Ranke und Heinrich Leo. [An Niebuhr und 
Perthes.] 

S. 246—276: W. Andreas, Kiderlen-Wächter, Randgloſſen zu 
ſeinem Nachlaß. 

S. 413—446: Hans Baron, Zur Frage des Urſprungs des beut- 
ſchen Humanismus und ſeiner religiöſen Reformbeſtrebungen. 
Ein kritiſcher Bericht über die neuere Literatur. 

S. 450—465: Walther Müller, Deutſches Volk und deutſches Land 
im ſpäteren Mittelalter. Ein Beitrag zur Geſchichte des nationalen Namens. 


Hiſtoriſches Jahrbuch der Görresgeſellſchaft. Bd. 44. München 1924. 
S. 1—18: Heinrich Günter, Der mittelalterliche Menſch. 
S. 19—64: G. W. Sante, Die kurpfälziſche Politik des Kurfürſten 
Johann Wilhelm vornehmlich im Spaniſchen Erbfolgekrieg, 1690 
bis 1716. 
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S. 197—210: G. Kallen, Der Säkulariſationsgedanke in ſeiner 
Auswirkung auf die Entwicklung der mittelalterlichen Kirchen- 
verfaſſung. 

S. 211—239: A. Berney, Michael Ignatz Schmidt. Ein Beitrag zur 
ok der deutſchen Hiſtoriographie im Zeitalter der Aufklärung. 

Bd. 45. München 1925. 

S. 21—56: E. Eichmann, Studien zur Geſchichte der abend— 
ländiſchen Kaiſerkrönung. II. Zur Topographie der Kaiſerkrönung. 
Hiſtoriſche Vierteljahrsſchrift. Jahrg. 22. 2.—4. Heft. Dresden 

1924/25. 

S. 279—312: L. Groß, Der Kampf zwiſchen Reichskanzler und 
öſterreichiſcher Hofkanzlei um die Führung der auswärtigen Ge- 
ſchäfte. 

S. 313—330: A. Stern, König Leopold I. von Belgien und die 
Kriſis von 1840. 

S. 433—460: A. Helbok, Problem und Methode der deutſchen 
Landesgeſchichte. 

Archiv für Politik und Geſchichte. Bd. 2 (2. Jahr). Berlin 1924. 

S. 36—53: Albrecht Mendelsſohn⸗Bartholdy, Der Wille zum 
Krieg in Europa 1890—1898 (Betrachtungen zu Band 7—12 der deutſchen 
Akten). 

S. 53—61: Friedrich Stieve, Die Verſchiebung des europäiſchen 
Gleichge wichts nach Bismarcks Entlaſſung. 

S. 61—86: Bernh. Schwertfeger, Der Neue Kurs. Das erſte 
Jahrzehnt Wilhelms II. 

S. 94—104: Hajo Holborn, Die Miſſion Radowitz nach St. Pe- 
tersburg im Frühjahr 1875. 

S. 104—110: Heinz Trützſchler v. Falkenſtein, Bismarck und die 
Neutralität Belgiens im Februar 1887. 

S. 110—118: Bernh. Schwertfeger, Die deutſch⸗franzöſiſchen Be- 
ziehungen in den letzten Jahren des alten Kurſes. [Auf Grund 
neuer diplomatiſcher Dokumente aus den franzöſiſchen Archiven.!] 

S. 119—134: H. Rothfels, Bismarcks Staatsanſchauung. [An- 
trittsvorleſung an der Univerſität Berlin.] 

S. 134 —166: Arn. Oskar Meyer, Fürſt Metternich. 

S. 167 —202 und Bd. 3, S. 318—351: P. R. Rohden, Die politiſche 
Gedankenwelt der Neuzeit in ihren weltanſchaulichen Grundlagen. 

S. 203—208: Otto Hammann, Die Entſtehung der Krüger⸗ 
de peſche. 

S. 233—252: N. Japikſe, Zur Verleumdung der deutſchen Politik. 

S. 252—279: P. Wentzke, Über Treitſchkes deutſche Geſchichte. 
Urteile von Freunden und Fachgenoſſen. 

S. 368 —405 u. Bd. 3, S. 9—66: F. Rachfahl, Die deutſche Außen- 
politik in der Wilhelminiſchen Ara. 

S. 467—492: F. Thimme, Die Aktenpublikation des Aus wärt. 
Amtes und ihre Gegner. 

S. 492—501: A. Mendelsſohn⸗Bartholdy, Der Dreibund in der 
europäiſchen Politik. (Zu den Akten des Auswärt. Amtes 1897-1903.) 
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S. 502—511: Heinz Trützſchler v. Falkenſtein, Die Denkwürdig⸗ 
keiten des Freiherrn v. Eckardſtein im Lichte der großen Akten- 
publikation des A. A. 

S. 511—570: G. Ritter, Bismarcks Verhältnis zu England und 
die Politik des „Neuen Kurſes“. 

S. 570—582: C. Bornhak, Das Rätſel der Nichterneuerung des 
Rückverſicherungs vertrages. 

S. 591—596: A. O. Meyer, Fürſt Hohenlohe und die Kriger- 
depeſche. 

— $d. 3 (2. Jahr). Berlin 1924. 

S. 424—462: Hajo Holborn, Die europäiſche Politik zu Beginn 
der ſiebziger Jahre. 

S. 463—474: Hugo Preller, Zur Entſtehung und Struktur des 
ruſſiſch⸗franzöſiſchen Zweibundes von 1890—1894. 

S. 475—497: Fritz Behrend, Theodor Fontane und die „Neue 
Ara“. [Nach Akten des preuß. Innenminiſteriums. Infolge eines Zeitungs⸗ 
artikels über die auf die Stettiner Adreſſe v. 16. Aug. 1859 zu erteilende Ant- 
wort wurde F. als Vertrauenskorreſpondent des literariſchen Bureaus der 
„Neuen Ara“ abgedankt, Max Duncker verhinderte eine weitere Unterſtützung 
ſeiner literariſchen Betätigung, insbeſondere der „Wanderungen“, wegen F.s 
Beziehung zur Kreuzzeitung.!] 

S. 603—618: O. v. Wertheimer, Bismarcks Bündnis politik. 

S. 618—630: K. Pieper, Aus alten Friedens- und Staat3ver- 
trägen. (Fortſetzung zu Bd. 1, Nr. 6.) 


— Bd. 4 (3. Jahr). 1. Teil. Berlin 1925. 

S. 1—29, 170—214: Georg Below, Über hiſtoriſche Periodi— 
ſierungen mit beſonderem Blick auf die Grenze zwiſchen Mittelalter und 
Neuzeit. (Dazu S. 596—613: Karl Heuſſi, „Zum Problem der hiſtoriſchen 
Periodiſierung“ und Erwiderung Belows.) 

S. 29—37: Alfred Stern, Das politiſche Gleichgewicht. 

S. 37—50: Wilhelm Mommſen, Europa und die Weltpolitik. 

S. 50—57: Walter Platzhoff, Die deutſche Aktenpublikation 
über den Artikel V bes Prager Friedens. 

S. 137-149: Hans Roeſeler, Die deutſche auswärtige Politik 
ſeit 1871. Fortſetzung Bd. 4, 2, S. 101—111. 

S. 149—160: Hans Rothfels, Das Weſen des ruſſiſch⸗-franzöſi— 
ſchen Zweibundes. 

S. 160 — 170, 570— 579: Bernhard Schwertfeger, Die 4. Reihe der 
diplomat. Akten des Auswärt. Amtes. 

S. 313—324: E. Schwartze, Bismarck als Prophet. [B.s Wort: 
„Zwanzig Jahre nach dem Tode Friedrichs d. Gr. ging bei Jena das alte 
Preußen zugrunde; zwanzig Jahre nach meinem Abgang wird das Deutſche 
Reich untergehen, wenn jo weiter regiert wird.“] 

S. 349 —363: Eduard v. Wertheimer, Kronprinz Erzherzog Ru- 
dolf und Fürſt Bismarck. 

S. 389— 398: Hans Rothfels, Die Erinnerungen des Botſchafters 
v. Rado witz. 
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S. 398—401: L. Naumann, Theodor Fontane über Bismarck und 
Ruſſell. Eine Folge ſeiner Erfahrungen mit der „Neuen Ara.“ 

S. 442—482: Kurt Rheindorf, Die engliſch⸗preußiſchen Verhand- 
lungen über eine Abrüſtung im Frühjahr 1870. [Unter Benutzung un- 
gedruckter Akten des Auswärtigen Amtes. Der Meinungsaustauſch über eine 
Abrüſtung der Kontinentalmächte wurde auf Veranlaſſung Olliviers durch 
Lord Clarendon mit Berlin herbeigeführt, wobei die Engländer einen groben 
Vertrauensbruch gegenüber Preußen begingen. Der Schriftwechſel Bismarcks 
mit Bernſtorff hierüber wird mitgeteilt.] 

S. 482—504: Wolfgang Windelband, Der amerikaniſche Ver- 
mittlungsverſuch vom Mai 1914. 

S. 541—553: Otto Hammann, Aufzeichnungen. (1. Kanzlerwechſel 
1900, 2. Nach der Geneſung Bülows 1906, 3. Kaiſerliche Randvermerke, 4. Die 
Kaiſertragödie 1908, 5. Agadir, 6. Zum Tode Kiderlen⸗Wächters, 7. Rücktritts⸗ 
gedanken des Kanzlers Bethmann Hollweg.) 

S. 554—570: Karl Schwendemann, Die Dokumente Is wolskis 
und die Kriegsſchuldfrage. 

— Bd. 4 (3. Jahr). 2. Teil. Berlin 1925. 

S. 1—30: O. Korfes und Wilhelm Dieckmann, Die weltwirtſchaft— 
liche Abhängigkeit Deutſchlands vor dem Kriege. 

S. 30—46: Hans Honegger, Vom Geiſt des Liberalismus. 

S. 65—77: Hugo Preller, Der ruſſiſch-franzöſiſche Zweibund. 
[Erwiderung auf die Kritik feines Aufſatzes vom Nov. 24 durch H. Rothfels.) 

S. 111—159: Hajo Holborn, Deutſchland und die Türkei 1878/90. 

S. 159—177: Konrad Lehmann, Die Vorgeſchichte der Krüger- 
depeſche. 

S. 202— 207: Hans Thimme, Die Notwendigkeit eines Archi- 
valienſchutzgeſetzes für das Reich. 


Preußiſche Jahrbücher. Bd. 198. Berlin 1924. 

S. 140—148: Jul. Heyderhoff, Kritiſche Parlamentstage im 
alten Preußen. [Briefe Max Dunckers und Julian Schmidts an H. v. Sybel 
1861/62.) 

S. 185—192: Hans Rothfels, Laffalle und die Gräfin Hatzfeldt. 


— Bd. 200. Berlin 1925. 


S. 23—38: Wilhelm Stolze, Der Charakter des deutſchen Bauern- 
krieges 1525. 


— Bd. 201. Berlin 1925. 

S. 56—81: Walter Frank, Hofprediger Stöcker. 

S. 178—191: H. O. Meisner, Die Erinnerungen des Botſchafters 
v. Radowitz. 

S. 264— 282: Ed. v. Wertheimer, Ein k. u. k. Militärattaché [Carl 
Freiherr v. Steininger] über das politiſche Leben in Berlin (1880 
bis 1895). 

S. 315— 325: Ernſt Müller, Die Notwendigkeit eines preußiſchen 
Archivgeſetzes. (Das Archivweſen iſt Länderſache, vom Reich aus aber follen 
allgemeine Grundſätze geſetzlich feſtgelegt werden.] 
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Zeitſchrift der Savigny⸗Stiftung für Rechtsgeſchichte. 45. Bd. 
Germ. Abt. 1925. 

S. 1—12, 406—407: Much, R., „Herzog“, ein altgermaniſcher Name 
des dux. [Entgegen der Auffaſſung von Edw. Schröder, daß in keinem ger⸗ 
maniſchen Sprachzweig „ziehen“ die Bedeutung des lat. ducere in „exeroitum 
ducere“ gehabt habe, weiſt Verfaſſer nach, daß die Germanen ein teuhan mit 
der Bedeutung „ducere“ beſeſſen haben. „Herzog“ darf nicht als eine Nach⸗ 
bildung fremden Sprachgutes aufgefaßt werden, ſondern das Wort bedeutet 
einwandfrei „Führer des Heeres“ .] 

S. 13—49: Eckhardt, K. A., Heimat und Alter des Deutſchen⸗ 
ſpiegels. [Die Heimat der oberdt. Sachſenſpiegelüberſetzung iſt Augsburg, 
ſie iſt zwiſchen 1265 und 1276 angefertigt. Der Deutſchenſpiegel iſt im gleichen 
Zeitraum ebenfalls in Augsburg entſtanden und vom Augsburger Stadtrecht 
beeinflußt.] 

S. 50—64: Eckhardt, K. A., Die handſchriftliche Grundlage für 
die Neuausgabe des Schwabenſpiegels. [Ein Verſuch, die von Rockinger 
gewonnenen Ergebniſſe als verfehlt nachzuweiſen und neue Wege für die 
Herſtellung des Schwabenſpiegel⸗Urtextes aufzuzeigen.] 

S. 65—82: Groß, L., Stadt und Markt im ſpäteren Mittelalter. 
[Auf Grund urkundlichen Materials aus den öſterreichiſchen Alpenländern wird 
auf die Bedeutung der Verleihung des Titels Stadt hingewieſen, indem der 
Nachweis erbracht wird, daß bei einer Reihe im 14. Jahrh. neu auftauchender 
Städte die ausdrückliche Verleihung des Namens Stadt die Grundlage für 
dieſe Titelführung ift.] 

S. 83—143: Perels, E., Zur Geſchichte der böhmiſchen Kur im 
14. und 15. Jahrhundert. (Die Ausſchließungstheorie des Sachſenſpiegels 
wurde durch die Goldene Bulle abgetan. In dieſem Reichsgeſetz iſt von einer 
Ausnahmeſtellung des Böhmenkönigs als Kurfürſten des Reiches keine Rede. 
Wenn auch für die Wahl von 1376 eine gemeinſame Stimmabgabe durch Karl 
und Wenzel anzunehmen iſt, fo hat doch der Kaiſer als Inhaber der böhmiſchen 
Kur die Stimme abgegeben. Zum Oberlahnſteiner Tage iſt Wenzel als König 
von Böhmen formell geladen geweſen. Auf den Gedanken, die alte Theorie 
herauszuholen und das böhmiſche Kurrecht anzufechten, iſt nie mand verfallen. 
Bei den drei Wahlen des Jahres 1410 und 1411 erſcheint die böhmiſche Kur⸗ 
ſtimme denen der anderen Kurfürſten durchaus gleichberechtigt. Bei der Wahl 
Albrechts 1438 iſt das böhmiſche Wahlrecht trotz ergangener Ladung weder 
durch den König ſelbſt, noch durch Bevollmächtigte ausgeübt worden. Wahr⸗ 
ſcheinlich hat Albrecht auf die Ausübung abſichtlich verzichtet. Zur Wahl des 
Jahres 1440 war vom Erzbiſchof von Mainz ein Ausſchreiben nach Prag namen- 
los an „einen böhmiſchen König“ ergangen, da ein tatſächlicher Inhaber dieſer 
Würde nicht vorhanden war. Die böhmiſchen Stände haben entſprechend ihrer 
Anſicht, daß im Falle der Thronerledigung ihnen die Ausübung des Kurrechtes 
zuſtehe, als Abgeſandten den Burggrafen von Meißen, Heinrich von Plauen, 
zur Wahlhandlung entſandt. Zuerſt von den Kurfürſten ausgeſchloſſen, hat 
der Burggraf dann doch ſeine Teilnahme an der Wahl durchgeſetzt. Gewiß iſt 
hier die Stimmabgabe des Bevollmächtigten der böhmiſchen Stände zu Un⸗ 
recht erfolgt. Von der Wahl des Jahres 1486 ijt der König von Böhmen aus⸗ 
geſchloſſen geweſen. Der Grund iſt in den damaligen ſchwierigen Verhält⸗ 
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niſſen in dieſem Reiche zu ſuchen. Auf feine Beſchwerde Hin ift dem Könige 
von ſeinen Mitkurfürſten die volle Anerkennung ſeines kurfürſtlichen Rechtes 
für die Zukunft zuerkannt worden. Böhmen galt im Ausgang des Mittelalters 
noch immer als Beſtandteil des Reiches und deutſches Kurfürſtentum.] 

S. 144—205: Frhr. v. Künßberg, E., Fährenrecht und Fähren⸗ 
freiung. Weistümerſtudien. [Eine Unterſuchung, die ſich in einem erſten 
Teil mit den allgemeinen Rechtsverhältniſſen an deutſchen Fähren befaßt, in 
einem zweiten Teil von der Fährenfreiung, d. h. dem Schutz, der dem Flüch⸗ 
tigen auf der Fähre gewährt wird, im beſonderen handelt.] 

S. 206—249: Weizſäcker, W., Die Fremden im böhmiſchen Landb- 
rechte des 13. und 14. Jahrhunderts. [Trotz der geringen Durchbildung 
und der wechſelvollen Beeinfluſſung durch die jeweils herrſchende politiſche 
Richtung war das Landrecht für die zahlreichen Fremden in Böhmen nicht 
ungünſtig. Das böhmiſche Deutſchtum erhielt ſich über die deutſchfeindliche 
Zeit hinüber, um dann überraſchend ſchnell wieder zu neuer Stärke und wirt⸗ 
ſchaftlicher Bedeutung zu gelangen.] 

S. 250—366: Schubert, F., Das älteſte Glatzer Stadtbuch (1316 
bis 1412). Ein Beitrag zur Geſchichte der ſtädtiſchen Verwaltung und Rechts- 
pflege im Bereich des Magdeburger Stadtrechts. [Nach einleitenden Aus- 
führungen über die Gründungsgeſchichte der Stadt und die Gerichts⸗ und Ber- 
waltungsorganiſation handelt Verf. über das Stadtbuchweſen und die im 
Stadtbuch beurkundeten Rechtsakte. Der Anhang bringt Rats- und Schöffen⸗ 
liſten.] 

S. 367 —405: Frhr. v. Thüngen, R., Aus der Familiengeſchichte 
derer von Thüngen. Ein Beiſpiel zur Entſtehungsgeſchichte des Uradels. 
[Die älteſten im 12. Jahrhundert auftretenden, einem fränkiſchen Geſchlechte 
entſtammenden Thüngen ſpricht Verf. als Mittelfreie von hohem Range an. 
Ihre urkundliche Benennung als „liberi“ wird als eine Bezeichnung nicht für 
ihren Stand, ſondern für ihren Rang in Angelegenheiten des Gerichtsverfahrens 
aufgefaßt, der ihnen als auf eigener Scholle ſitzenden, nicht in Beamtenſtel⸗ 
lungen befindlichen freien Männern zukommt. Eine ſehr gewagte Deduktion, 
denn die Auffaſſung, daß der Rang als Zeuge und die damit verknüpfte Stel⸗ 
lung des Namens in der Zeugenreihe nicht nach dem Geburtsſtande, ſondern 
nach der Erfahrung im Gerichtsweſen, alſo meiſt nach dem Alter gehen ſoll, 
dürfte kaum haltbar fein. Man vgl. über dieſen Gegenſtand die Ausführungen 
von Poſſe, Die Lehre von den Privaturkunden S. 71.] 

S. 408 —413: Sinauer, Erika, Eine Lüneburger Sachſenſpiegel- 
handſchrift. (In der hier angezeigten, bislang in der Literatur nicht auf- 
geführten Handſchrift glaubt Verfaſſerin diejenige gefunden zu haben, die der 
bis jetzt unbekannten zweiten Vorlage des Zobelſchen Druckes von 1614 von 
allen bekannten Handſchriften am nächſten ſteht.] 


Zeitſchrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeſchichte. 45. Bd. 
Kan. Abt. XIV (1925). 

S. 1—38: Köhler, W., Zu Luthers Schrift „an den chriſtlichen 
Adel deutſcher Nation“. [In einem erſten Teil wird die Kompoſition der 
Schrift behandelt und gegen E. Kohlmeyer geltend gemacht, daß L.s Schrift 
nicht in zwei Teile zerfällt, ſondern durchaus einheitlich komponiert iſt. Der 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXVIII. 2. 25 
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zweite Teil verſucht eine Definition von L.s doppeldeutigem Begriff der 
„Chriſtenheit“.] 

S. 39—61: Schenke, Fr., Pufendorfs Kirchenbegriff. [Entgegen 
der Auffaſſung von Rieker und Holl, im Sinne ®.3 bedeute die Kirche nichts 
als eine Genoſſenſchaft, einen religiöſen Verein, wird der Nachweis zu führen 
verſucht, daß auch für P. die Kirchengemeinde in erſter Linie eine religiöſe 
„Gemeinſchaft“, gottgeweihte Perſonengemeinſchaft geweſen fei.] 

S. 62— 160: Brenneke, A., Das Kirchenregiment der Herzogin 
Eliſabeth während ihrer vormundſchaftlichen Regierung im 
Fürſtentum Calenberg-⸗Göttingen. [Im Niederſächſ. Jahrb. Bd. 1 (1924) 
hat Verf. die politiſchen Einflüſſe, die von außen auf das Reformierungswerk 
der Herzogin einwirkten, dargeſtellt und die dynaſtiſch⸗territorialen Gegenſätze, 
in die das kleine Fürſtentum eingeſponnen war, veranſchaulicht. Wie dieſe 
politiſchen Schwierigkeiten beſtimmend geworden ſind für Eliſabeths und ihres 
Superintendenten Corvinus' Reformierungswerk, das unter den obwaltenden 
Verhältniſſen zu einem abgeſchloſſenen Ganzen nicht heranreifen konnte, 
ſchildert die vorliegende Abhandlung.] 

S. 161—173: Schäfer, K. H., Die Pfarreigenſchaft der regulierten 
Stiftskirchen. [Von den angezogenen Beiſpielen erfährt das Stift Hamers- 
leben eingehendere Behandlung.) 

S. 174—335: Nottarp, H., Ehrenkanoniker und Honorarkapitel. 
[N. veranſchaulicht an Beiſpielen aus Deutſchland, Italien, Frankreich und 
England die Entwicklung und Ausgeſtaltung des Inſtituts der Ehrenkanoniker 
bis zur Ausbildung des modernen gemeinrechtlichen Typus, wie ihn der codex 
iuris canonici zeichnet. Ein beſonderer Abſchnitt behandelt die preußiſchen 
fog. Ehrendomherren, die tatſächlich gar nicht gemeinrechtliche Honorarfano- 
niker, ſondern wirkliche nichtreſidierende Kanoniker ſind. Die Honorarkapitel 
ſind erſt in den letzten Jahren in die Erſcheinung getreten und beſtehen bislang 
nur in Frankreich und Italien. Bezweckt wird mit der Errichtung eines Honorar- 
kapitels in erſter Linie eine Ehrung der betr. Kirche, nicht der Kanoniker, denn 
dieſe haben die Stellung von Kanonikern nur ſo lange inne, wie ſie dieſer 
Kirche angehören. Durch Bildung folder Honorarkapitel könnten die ver- 
waiſten deutſchen Kathedralen (Freiſing, Konſtanz, Minden, Worms) oder die 
alten Stiftskirchen (z. B. Erfurt, Frankfurt, Soeſt, Xanten) wieder eine ihrer 
großen hiſtoriſchen Vergangenheit adäquate Würde erhalten.] 

S. 475—485: Geſcher, Franz, Das älteſte kölniſche Officialats- 
ſtatut (1306— 1331). [G. hat die verloren geglaubte Offizialatsordnung Erz- 
biſchof Heinrichs II., die Vorurkunde für das bislang als älteſte Ordnung dieſer 
Art angeſehene Statut aus dem Jahre 1356, im Hiſt. Archiv der Stadt Köln 
in einer Papierhandſchrift des 15. Jahrhunderts aufgefunden.] 
Zentralblatt für Bibliotheksweſen. Ig. 42 (1925), H. 12. 

S. 615 - 620: Karl W. Meyer, Geſchichte der [1870 nach Amerika ver- 
kauften] Bibliothek des Wirkl. Geh. Oberregierungsrat Johannes Schulze zu 
Berlin [des 1869 geſtorbenen Förderers des preußiſchen Schul- und Univerjitats- 
weſens]. 

Deutſche Rundſchau. Bd. 201. Berlin 1924. 

S. 237 —247: L. Raſchdau, Zum Kapitel Holſtein. [Es handelt ſich 

um die Mitteilung der politiſchen Berichte an den Großherzog von Weimar, 
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welche von Holſtein aus Ranküne gegen den Geſandten Raſchdau hintertrieben 
wurde. R. teilt den amtlichen Briefwechſel darüber mit.] 
— Bd. 203. Berlin 1925. 

S. 62—72: Bogdan Krieger, Friedrich d. Gr. als Leſer und 
Bücherfreund. 

S. 150—159: Kurt v. Raumer, Eine preußiſche Zeitungsgründung 
in München 1859. [Ergänzt aus bayer. Quellen die Mitteilungen von Joh. 
Schultze über das gleiche Thema in Bd. 192. Vgl. Forſchungen Bd. 35, S. 259.) 

S. 215—226: Hermann Aubin, Scharnhorſt. [Ein in Bonn gehal⸗ 
tener Vortrag.] 

S. 226— 233: Eduard Frhr. v. d. Goltz, Der König und fein Volk. 
[Briefwechſel zwiſchen Frau Charlotte Delius und Wilhelm J.; der König 
rechtfertigt in einem Schreiben vom 26. 12. 61 ſeine Haltung gegenüber den 
liberalen Anſprüchen. „Eine parlamentariſche Regierung werde ich nie zu- 
geben, wohl aber die parlamentariſche Geſetzgebung aufrechterhalten und 
ausbauen.“] 


— Bd. 204. Berlin 1925. 
S. 140—147: O. Koellreutter, Aus der Franzoſenzeit vor 
125 Jahren. (Briefe der Fritze Jacobi an Bernh. Hausmann 1797—1799.) 
S. 268— 271: F. zur Bonſen, Kabinettsjuſtiz in Preußen 1805. 
[Entſcheid in dem Prozeß der Grafen v. d. Recke⸗Vollmarſtein und den v. Lands⸗ 
berg und v. Boeſelager. Nach einem Bericht des damaligen Aſſeſſors H. Sybel.] 


Familiengeſchichtliche Blätter. 23. Jahrg. 1925. 

Heft 3: Wendt, H., Breslauer perſonen- und familiengeſchicht⸗ 
liche Quellen. 

Heft 4: Sartorius, O., Martin Luthers Blut in den Nachkommen 
des Paſtors Moritz Schede (1804 — 1886). 

Meyer, Th., Die Familienforſchung und die Gebührenpolitik 
der preuß. Staatsarchive. 

Heft 5: Bethe, M., Die Stettiner Familie (von) Schwallenberg, 
eine Ergänzung der Ahnentafel der Charlotte von Stein. 

Heft 6: Achelis, O., Familiengeſchichtliche Quellen in Haders— 
leben. 

Heft 7: v. Klocke, Fr., Die Gebührenordnung der preuß. Staats- 
archive und die genealogiſche Arbeit. 

Heft 8: Polthier, W., Die Greifswalder Ratsverwandtſchaft. — 
Müllers, H., Zur familiengeſchichtlichen Quellenkunde des Nieder- 
trheins. — Hanide, R., Bedeutung und Verbleib der Standesregiſter 
des ehemaligen Großherzogtums Berg. 

Heft 9: Korn, O., Die Arnswalder Muſterrolle von 1623. — 
Milz, H., Trierer Neubürger im 17. Jahrhundert. 


Militär⸗Wochenblatt. Unabhängige Zeitſchrift für die deutſche 
Wehrmacht. Mittler, Berlin. 109. Jahrg. (1924/25): 

Nr. 1: K. v. T., Zur Kriegslage im Herbſt 1918. (Angaben über die 
ſinkende Artillerieſtärke der Franzoſen nach General Herr: L’artillerie..., 
Paris 1923.] 

25* 
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Nr. 4: v. Kuhl, Die franzöſiſche Kriegsleitung i. J. 1917. [Be⸗ 
ſprechung von Bainlevs: Comment j'ai nommé Foch et Pétain. Paris 1924.] 

Nr. 11: Beſprechung des amtlichen Werks über die amerikaniſchen 
Munitionslieferungen: America’s Munitions 1917-1918. Report of Benedict 
Crowell. Waſhington 1919. 

Nr. 17: v. Kuhl, Cine neue franzöſiſche Darſtellung des Welt- 
krieges. [Beſprechung von Bourget: Les origines de la victoire. Paris 1924. 
B. gehörte ſeit 1916 zum engeren Stabe des Kriegsminiſters.] 

Nr. 24: v. Kuhl, Die Kriegs erinnerungen Repingtons. [Bejpre- 
chung von Repington: La premiére guerre mondiale. 2. vol. Paris 1924. 
R., Militärkritiker der Times, iſt erbitterter Gegner von Lloyd George. Der 
Band umfaßt die Zeit vom Sommer 1917 bis Juni 1919.) 

Nr. 30: v. Zwehl, Schmähungen des großen Königs. [Abwehr 
gegen Manfred Maria Ellis (Hegemann), „Das Königsopfer“ (1. Aufl.: „Fri⸗ 
derikus“), Berlin 1924. 

Nr. 39: v. Kuhl, Der franzöſiſche und belgiſche Aufmarſch 1914. 
[Beſprechung von de Selliers de Moranville: Du haut de la tour de Babel. 
Paris 1925. Verf. war belgiſcher Generalſtabschef.!] 

Nr. 39: v. Schäfer, Theobald, Beſprechung von Jurij Danilow, 
Generalquartiermeiſter der kaiſ. ruſſiſchen Feldarmee: „Rußland im Welt— 
kriege 1914— 1915“, überſetzt von Rudolf Frhr. v. Camphauſen. Jena 1925. 
— v. Rieben, Zur Yſer⸗-Überſchwemmung im Oktober 1914. [Nach 
feindlichen (gedruckten) Quellen.] 

Nr. 42: Schultz⸗Oldendorf, Wilhelm, Preußens volkstümliche 
hiſtoriſche Armee märſche. 

Nr. 43: v. Kuhl, Beſprechung von Otto v. Moſer: Ernſthafte Plau- 
dereien über den Weltkrieg. Stuttgart 1925. [M. greift den Generalſtab 
ziemlich heftig an.] 

Nr. 44: Wetzell, Schlieffen⸗Moltke (der Jüngere)⸗Bülow. (Gleicher 
Gedankengang wie in „Wiſſen und Wehr“ 6 (1925), 1 ff.] 

— 110. Jahrg. (1925/26). 

Nr. 2: Kraft von Delmenſingen, Schlieffen— Moltke (der Jün- 
gere) — Bülow. Entgegnung gegen Wetzell. [Vgl. Beiheft zu „Wiſſen und 
Wehr“ 6 (1925).] [Verteidigung der Führung der 6. Armee 1914. Ein „Cannä“ 
herbeizuführen, war unmöglich, wie ſich aus einer mit Skizzen erläuterten 
Operationsſtudie ergibt.) 

Nr. 2: Hahnke, Wilhelm v., Zum Schlieffen-Plan und Moltfe- 
Aufmarſch 1914. [Entgegnung gegen Wetzell, der Schlieffens Operations- 
plan fälſchlich als zu ſtarr angeſehen hat.] — v. Kuhl, Die deutſche April- 
offenſive 1918 bei Armentières. [(Beſprechung von Tournés et Berthemet: 
La bataille des Flandres, Paris 1925, die erbeutete Operationsakten des 
deutſchen AOK. 4 eingehend benutzt haben und danach die deutſchen Führer 
charakteriſieren.] 

Nr. 8: v. Kuhl, Die Ergebniſſe des Unterſuchungsausſchuſſes 
über den Zuſammenbruch der Offenſive 1918. [Erwiderung auf An- 
griffe Profeſſor Hans Delbrücks gegen Ludendorff uſw.] 

Nr. 11: Nagel, Das Ringen um Ypern. (Nach Bd. 2 des engliſchen 
Generalſtabs werkes: Operations in France and Belgium 1925.] 
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Nr. 11: Delbrück, Hans, Strategie und Taktik in der Offenſive 
1918. [Neue Polemik gegen Gen. v. Kuhl, mit deſſen Erwiderung.] 

Nr. 13: Straſſer, Otto, Politik und Kriegführung. (Betrachtungen 
zu dem aus falſcher politiſcher Einſchätzung erfolgten, verfehlten öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Aufmarſch gegen Serbien 1914.] 

Nr. 15: v. Kuhl, Cadornas Kriegserinnerungen. 


Wiſſen und Wehr. Vierteljahrs⸗(ſeit 1925 Monats⸗) hefte. Mittler, 
Berlin. 5. Jahrg. 1924. 

S. 282—311: Altrichter, Die „große Schlacht“ in Frankreich vom 
21. März bis 4. April 1918. [Klare Darſtellung des Verlaufs. Taktiſche 
Betrachtungen. In operativer Hinſicht kam es aus taktiſchen Gründen zu 
einer Abweichung von der ſtrategiſch wirkſamſten Stoßrichtung: an Stelle des 
Nordflügels (17. Armee) wurde der Südflügel (18. Armee) ſtark gemacht, wo- 
durch der exzentriſchen Operation der volle Erfolg, die Zertrümmerung des 
engliſchen Heeres, verſagt blieb.] 

S. 321: Kurzer Nachruf auf den Gen. d. Inf. Frhr. v. Freytag⸗Loring⸗ 
hoven nebſt Schriftenverzeichnis. 

S. 373—392: Frantz, Gunther, Die Entwicklung des Offenfiv- 
gedankens im ruſſiſchen Operationsplan. (Hiſtoriſche Darſtellung ſeit 
1878 auf Grund von authentiſchem Material durch den beſten Kenner. Wirk⸗ 
lich zum Durchdringen iſt der Offenſivgedanke in Rußland nie gelangt, ganz 
im Gegenſatz zum Plane Schlieffens.] 

— 6. Jahrg. (1925). 

S. 1—43: Wetzell, Das Kriegswerk des Reichsarchivs „Der Welt- 
krieg 1914/18“. Kritiſche Betrachtungen zum I. Band: Die Grenzſchlachten 
im Weſten. [Hält die Beurteilung der Führung des Gen.⸗Ob. v. Bülow 
(2. Armee) in den Grenzſchlachten (Sambre und Le Cateau) für zu ungünſtig. 
Der Stratege Moltke war (auch in Anderung des Aufmarſchplanes) ſeines 
großen Namens würdig, nicht aber der Feldherr, dem das Handelnkönnen 
verſagt war.] 

S. 129— 157: Wetzell, Kritiſche Betrachtungen zur franzöſiſchen 
Heerführung im erſten Kriegsabſchnitt und in den Grenzſchlachten. 
[Dem franz. Aufmarſch mangelte ein zielklarer Operationsplan. Joffre hat 
ſich im erſten Kriegsabſchnitt nicht als wahrer Feidherr gezeigt. Um ſo tragiſcher 
das Fehlen des Feldherrn willens auf deutſcher Seite.] 

S. 193—217: Groener, Wilhelm, Das Teſtament des Grafen 
Schlieffen. [In Anknüpfung an den bekannten Aufſatz Schlieffens in der 
„Deutſchen Revue“ (Jan. 1909) wird die deutſche Führung in den Grenz 
ſchlachten, als in den Tagen vom 21.—24. 8. 1914 „das Schickſal des Krieges 
in ihren Händen“ war, einer ſcharfen Kritik unterzogen.] 

S. 218—237: v. Böckmann, Die operative Umfaſſung der han- 
növerſchen Armee 1866. [Hannover war 1866 operativ ſchon vor Langen- 
ſalza geſchlagen wie Deutſchland 1914 vor der Marneſchlacht. Kurze Dar⸗ 
ſtellung des Verlaufs. Betrachtungen über die Gegenſätze von Strategie und 
Diplomatie (Hannover) und Reibungen in der Heerführung (Moltke⸗Falckenſtein).] 

S. 269—277: Dix, Arthur, Deutſchland und feine Nachbarn. 
[Deutſchlands Grenzen ſind faſt durchweg ungünſtig. Rhein, Weichſel, Donau 
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find die „Schickſalsſtröme Europas“. Der deutſche Lebensſpielraum iſt res 
deſſen, was England beſitzt und noch nicht 0 des Notwendigen.] 

S. 513—519: v. Wrisberg, Der gegenwärtige Stand der Kriegs- 
ſchuldfrage. Ein Rückblick auf das Jahr 1924. 


Revue d'histoire de la guerre mondiale (Publication de la „So- 
ciet& de l' Histoire de la Guerre,,) paraissant tous les trois mois. 
3 Paris. Ze année 1925. 

S. 49—77: Novotny, F., La propagande austro-allemande sur 
le front russe en 1917. [Inhaltsangabe des 1922 in Prag in tſchechiſcher 
Sprache erſchienenen Buches des Verfaſſers, der ſich auf offizielle deutſche und 
öſterreichiſche, widerrechtlich in ſeinen Beſitz gelangte Aktenſtücke ſtützt. Die 
Geſinnung des Gewährsmannes, eines Tſchechen im öſterreichiſchen Heeres⸗ 
dienſt bei Czernowitz, iſt gekennzeichnet durch: Nous nous efforcions de notre 
mieux de contrarier les visées de la Propagande. Die Propaganda iſt nur für 
den Sommer 1917, alſo zwiſchen den beiden Revolutionen in Rußland, ge- 
ſchildert; ſie hatte als hauptſächliche Ziele, die Friedensneigung der Ruſſen zu 
verſtärken, ihre Angriffskraft zu ſchwächen und ſie davon zu überzeugen, daß 
die Mittelmächte keine Einmiſchung in innerruſſiſche Verhältniſſe beabſichtigten. 
Die Zweiſchneidigkeit dieſer an ſich wirkſamen Waffe ergibt ſich aus zahlreichen 
Auszügen.) 

©. 97—113: Andriot, Rene, Lesrelations officielles de la Guerre 
mondiale. [Bemerkenswerter kritischer Vergleich über „Geiſt“ und „Methode“ 
der franzöſiſchen, deutſchen, engliſchen und belgiſchen amtlichen Darſtellungen 
des Krieges. Die franzöſiſche gilt — militäriſch wohl mit Recht — als Muſter 
der Unparteilichkeit, wenngleich ihre bewußte Einſeitigkeit, ſich nur auf die 
Vorgänge auf franzöſiſcher Seite zu beſchränken, nicht verkannt wird. Bei dem 
deutſchen Werk wird das Fehlen urkundlicher Nachweiſe (die das franz. Werk 
allerdings beſonders reich gibt) bemängelt und — ohne Präziſion auf Einzel- 
heiten — allgemein die Objektivität bezweifelt.] 

S. 114—149: de Mautort, Les origines de la résolution de paix 
du Reichstag. (Nach dem ausführlichen Tagebuch des M. d. R. Hanſen 
(Däne) vom 6.—12. 7. 1917, das unter dem Titel: Fra Krigstiden, Kopen- 
hagen 1924 erſchienen ijt. Enthält eingehende, z. T. wohl wörtliche Wieder- 
gaben der Reden im Hauptausſchuß und Kouloirgeſpräche.!] 

S. 150—153: Une annexe secréte au traité russo- allemand du 
27 aot 1918. [Gibt nach ruſſiſcher Überſetzung einen Brief des Staats- 
ſekretärs v. Hintze an den Botſchafter Joffe mit ſehr intereſſanten Interpreta— 
tionen verſchiedener Artikel der fog. Zuſatzverträge von Breſt-Litowsk.] 


Revue militaire francaise. Année 95 (1925). 

S. 28—53, 176—186: Larcher, M., La campagne du général de 
Falkenhayn en Palestine (1917—1918). [Neben deutſchen gedruckten 
Quellen werden offizielle türkiſche Darſtellungen benutzt. Das Scheitern der 
Operationen wird dem General Falkenhayn perſönlich zugeſchrieben. Die 
Darſtellung iſt völlig objektiv, das Urteil aber immer deutſchfeindlich. Es iſt 
die erſte brauchbare Arbeit über dieſen in Deutſchland nahezu unbekannten 
Feldzug, abgeſehen von dem amtlichen auſtraliſchen Kriegswerk, das die Er— 
eigniſſe nur von Seite des (auſtraliſchen) Gegners ſchildert.] 
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S. 141—161: Larcher, M., Le commandement allemand et le 
commandement ture pendant la guerre. [Unter Benutzung gedruckter 
deutſcher Quellen eine klare, ziemlich objektive Darſtellung. Doch befeelt den 
Verf. unzweifelhaft eine tiefe Deutſchfeindlichkeit.] 


Marine-Rundſchau. Monatsſchrift für Seeweſen. Mittler, Berlin. 
30. Jahrg. 1925. 

S. 1—11, 57—69, 108—116: Weniger, Der Flottenangriff gegen 
die Dardanellen. 

S. 235— 242: Heinemann, Joh., S. M. S. „Hamburg“ in der See⸗ 
ſchlacht vor dem Skagerrak. (Qntereffante Auszüge aus feinem Kriegs- 
tagebuch.) f 

S. 340—346: Koch, P., Leipziger Platz 13. [Erinnerungen an das 
Haus, in dem von 1870— 1914 die Admiralität, ſpäter das Reichsmarineamt 
ſaß und in dem Tirpitz die zweite Flotte der Erde ſchuf.] 

S. 369— 385: Schultz, Karl, Die geſchichtliche Entwicklung der 
deutſchen Nationalflaggen (Kriegs- und Handelsflaggen) auf See. 
[Weiſt nach, daß die Farben rot⸗weiß (Hanſa) und ſchwarz⸗weiß (Kreuzfahrer, 
Deutſcher Orden) ſchon ſeit dem Mittelalter in dem Gebiete des heutigen Deut- 
ſchen Reiches geführt wurden; zu ſchwarz⸗weiß⸗rot wurden fie vereinigt in der 
Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes v. 26. 7. 1867. Die Farben ſchwarz⸗ 
gelb kommen feit dem 14. Jahrhundert vor in habsburgiſchen Ländern (ſpa⸗ 
niſchen Niederlanden), die jetzt ſämtlich außerhalb des Reiches liegen. Die 
jetzige ſchwarz⸗rot⸗goldene Flagge ift erſtmals am 31. 7. 1848 gewählt worden, 
wurde aber von Handelsſchiffen — wegen mangelnder Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen — niemals geführt, von Kriegsſchiffen nur in unmittelbaren Küſten⸗ 
gewäſſern gehißt, während ſie bei weiteren Fahrten die preußiſche Kriegsflagge 
führten, da die Reichsflagge von den Seemächten (außer Belgien und Neapel!) 
nicht anerkannt war.] 


Die Kriegsſchuldfrage. Monatsſchrift für internationale Aufklärung, 
hrsg. von der Zentralſtelle für Erforſchung der Kriegsurſachen. Schrift⸗ 
leitung: Alfred von Wegerer. Berlin. 3. Jahrg. (1925). 

S. 22—27: Foerſter, Wolfgang, Wollte Graf Schlieffen Holland 
im Kriegsfall vergewaltigen? [Schl. hat nur den Durchmarſch durch ein 
verbündetes Holland erwogen. Moltkes gegenteilige Behauptung (Erinne- 
rungen S. 429 ff.) ijt ein pſychologiſch zu erklärender Irrtum.] 

S. 82—89: Fay, Sidney B., Herrn Morgenthaus Legende vom 
Potsdamer Kriegsrat. [Der frühere amerikaniſche Botſchafter M. in 
Konſtantinopel hat dieſe berüchtigte Fälſchung der Beſprechungen vom 5. Juli 
1914 in phantaſtiſchſter Form erzählt — angeblich nach Außerungen Wangen- 
heims ().] 

S. 419/20: Ein falſches Telegramm. Im Urkundenanhang zu Bd. 1 
des franz. Generalſtabswerks iſt unter Nr. 46 ein Telegramm des Geſandten 
in Brüſſel v. 4. 8. 1914 abgedruckt, in dem fälſchlich eine Verletzung der hollän⸗ 
diſchen Neutralität durch geſchloſſene deutſche Truppenkörper behauptet 
wird.] 

S. 451—473: Montgelas, Graf Max, Das neue Buch Pierre 
Renouvins. [Ausführliche Beſprechung von R.: Les origines immédiates de 
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la Guerre (28 juin—4 aofit 1914), Coſtes, Paris 1925, das erkennen läßt, daß 
die franz. Wiſſenſchaft ſich allmählich durch ſorgfältige Chronologie von der 
offiziell noch vertretenen Kriegspſychoſe freimacht.] 

S. 487—492: Fehling, Auguſt Wilhelm, Mildred S. Wertheimer’s 
Pan German League 1890—1914. [Beſprechung der allein wiſſenſchaftlich 
wertvollen Arbeit der Amerikanerin über den Alldeutſchen Verband, deſſen 
weithin außerordentlich übertriebene Bedeutung an Zahl der Mitglieder, 
Finanzkraft, Auflagehöhe der Schriften und — Einfluß auf die Regierung 
auf das richtige, recht geringe Maß zurückgeführt wird.] 

S. 493—497: Hallmann, Hans, Oberſt Houſe und Großadmiral 
von Tirpitz. [Die Sendung des bekannten Vertrauten Wilſons nach Europa 
1913 bezweckte ein angelſächſiſch⸗deutſches Bündnis, das von vornherein an 
England, nicht Tirpitz ſcheiterte.] 

Durch eine ganze Reihe der Hefte zieht ſich eine Diskuſſion von Hans 
Delbrück gegen die Admirale Hopmann und Hollweg und Hans Rothfels über 
die deutſche Flottenpolitik und den Weltkrieg. 


Der Deutſche Herold. Zeitſchrift für Wappen-, Siegel- und Familien- 
kunde (1925). 

S. 3-6, 13—14, 20—21: Krabbo, Der brandenburgiſche Adler. 
[An Hand der Ilgenſchen Unterſuchungen wird eine Erklärung des branden⸗ 
burgiſchen roten Adlers als des Reichsadlers mit abgewandelten Farben als 
unmöglich erwieſen. Der Adler iſt vielmehr als das Familienzeichen der Aska-— 
nier anzuſprechen. Mit dem Fürſtenhauſe iſt er von den Hängen des Harzes 
in die Mark gewandert und hier nun brandenburgiſcher Adler geworden. Eine 
überſichtliche Zeichnung veranſchaulicht die Entſtehung der Wappen von Bran- 
denburg, Orlamünde, Anhalt und Sachſen.] 


Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins. 41. Jahrg. 
(1924), Nr. 10—12: 

Haſſelberg, F., Willibald Alexis und Friedrich Wilhelm III. 
[Korreſpondenz zwiſchen dem Dichter und dem Zivilkabinett die Überreichung 
einzelner Werke an den König betr. aus Akten des Geh. Staatsarchivs.] 

Kaeber, E., Die Amtsketten der Berliner Kommunalbehörden. 

Voigt, Chr., Die älteſten Aufzeichnungen Berlins auf der Land- 
karte. [Die älteſte gedruckte Sonderkarte mit dem Namen Berlin iſt eine von 
dem Nürnberger Kartographen Erhart Etzlaub entworfene, wahrſcheinlich um 
1490 geſchnittene Sonderkarte von Deutſchland. Auf einer Weltkarte zeigt 
ſich der Name Berlin erſtmalig auf einer von dem Kanonikus von St. Dié im 
Jahre 1507 herausgebrachten Karte.] 

— 42. Jahrg. (1925), Nr. 1—3: 

v. Müller, H., E. T. A. Hoffmann als Miniſterialſekretär in spe. 
[Des Dichters Bemühungen um eine Expedientenſtelle im Miniſterium des 
Innern während der Jahre 1814 —1816.)] 

Holtze, Fr., E. T. A. Hoffmann als Hofmann. [Der Dichter als 
Komponiſt in Bamberg; ſeine Teilnahme als Kammergerichtsrat an offiziellen 
Hoffeſten.] 

Krieger, B., Die Hausbibliothek der Hohenzollern. (Ausfüh- 
rungen über Umfang und Inhalt der Schloßbibliothek.] 
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Kekule v. Stradonitz, St., Aber Pepitas Ruh und die Pepita. 
[Eine genealogiſche Studie über die Tänzerin Pepita de Oliva und deren Nach⸗ 
kommenſchaft von dem großbritanniſchen Geſandtſchaftsſekretär Sir Lionel 
Sackville⸗Weſt.] 

Martin, H., Alte franzöſiſche Gartenkunſt in Berlin. [Die Garten- 
anlagen der Häuſer Wilhelmſtraße 77, 78 und 102.] 

Osborn, M., Das Märkiſche Muſeum. [Zum Jubiläum des fünfzig- 
jährigen Beſtehens.] 

Nr. 4—6: 

Macco, Herm. Fr., Paravicini-Pallavicini, Veltliner Flucht- 
linge in Berlin. 

Kügler, H., Zur berliniſchen und märkiſchen Sagenliteratur. 
Nr. 7—9. 

Geyer, A., König Friedrich Wilhelm IV. und ſeine Bauten. 

Henning, Das Weſen und die Entwicklung der politiſchen Polizei 
in Berlin. 

Schultze, Joh., Die Märkiſche ökonomiſche Geſellſchaft. [Vgl. 
Forſchungen Bd. 35, Sitzungsberichte S. 8.] 

Backſchat, Fr., Neues zur Baugeſchichte des Jagdſchloſſes Grune 
wald. 


43. Jahresbericht des Altmärkiſchen Vereins für vaterlän- 
diſche Geſchichte in Salzwedel (1925). 

S. 5—10: Adler, M., Eine eigenartige Verwendung der St. Ka- 
tharinenkirche zu Salzwedel lerblickt Verf. in dem Brauch, Mobilien aller 
Art aus Privatbeſitz zur ſichereren Aufbewahrung in Kirche und Sakriſtei gegen 
Erlegung von Stättegeld unterzuſtellen. In dieſem Zuſammenhang ſei darauf 
aufmerkſam gemacht, daß in der Diözeſe Brandenburg dieſes Verfahren ge⸗ 
radezu als Landesbrauch bezeichnet wird. Bei Gelegenheit eines Prozeſſes 
gegen den Pfarrer zu Jeſſen (Kr. Schweinitz, Regb. Merſeburg), dem man 
zur Laſt legte, ſeine eigene Kirche beſtohlen zu haben, heißt es in einem Breve 
Sixtus IV. von 1474: Significatum nobis est, quod cum ... plures pecu- 
niarum summe necnon vestimentorum ac rerum et bonorum diversorum 
quantitates ad ipsam ecclesiam ac diversos eius parochianos spectantes, que 
secundum morem patrie pro tutela in ipsa ecclesia et eius sacristia erant 
reposite, furto essent subtracte,... duces... inquisitionem fieri fecerunt 
diligentem. ] 

S. 11—34: Gadde, K., Die Selbſtverwaltung der Altſtadt Salz- 
wedel bis zum Durchgreifen der Hohenzollern. [Auf Grund der trüm⸗ 
merhaften Reſte des Stadtarchivs, die der große Brand des Rathauſes von 
1896 übriggelaſſen hat, wird an einigen Beiſpielen die ungeheure Mißwirtſchaft 
der Ratsfamilien in der Altſtadt S. in der Zeit vor Vereinigung der Alt- und 
Neuſtadt 1713 geſchildert. Eigennutz und Unlauterkeit, dabei Stolz und Über- 
hebung gegenüber der Bürgerſchaft ſind die hervorſtechendſten Züge. Eine 
Beſferung in der ſtädtiſchen Verwaltung trat erft ein, nachdem König Friedrich 
Wilhelm I. beide Städte vereinigt, einen neuen Magiſtrat gebildet und die ge⸗ 
ſamte Stadtwirtſchaft der Aufſicht des Steuerkommiſſars unterſtellt hatte. 
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Beiträge zur Geſchichte, Landes- und Volkskunde der Alt- 
mark. Bd. 5, Heft 1. Stendal 1925. 
P. Kupka, Vorgeſchichtl. Altertümer aus der Altmark. 
E. Wolleſen, Aus älteren Werbener Ratsrechnungen. 
L. Storbeck, Zur Geſchichte des Dorfes Uchtenhagen. 


Niederlauſitzer Mitteilungen. XVII. Bd. 1. Hälfte. 1925. 

S. 1— 12: Lehmann, R., Das Stadtarchiv in Guben, ſeine Ge- 
ſchichte und ſeine Beſtände. [L. hat im Auftrage des Magiſtrats von 1921 
bis 1923 das Archiv neu geordnet. Er gibt eine Überſicht über die von ihm 
gebildeten Hauptabteilungen: 1. Urkunden, 2. Stadtbücher, Rechnungen und 
Verwandtes, 3. Akten, 4. Karten und Pläne, Kalender, Zur Geſchichte Gubens 
u. d. N.⸗L., Deposita.] 

S. 13—20: Söhnel, H., Urkundliches zur Geſchichte des Kreiſes 
Guben. lenthält: 1. Zur Geſchichte des Jungfrauenkloſters vor Guben; 2. Zur 
Geſchichte von Schenkendorf, Kreis Guben (beides aus Cod. dipl. Silesie 24); 
3. Zur Geſchichte der Dörfer Grano, Sembten und Pinno, Kreis Guben (aus 
Forſter Konſiſtorialakten im Archiv der Regierung zu Frankfurt a. O.).] 

S. 28—32: Lippert, W., Der Landmeſſer Chriſtoph Ludwig 
Gründt, ein Niederlauſitzer Kartograph im 18. Jahrhundert. 

S. 61—76: Mücke, E., Die wendiſchen Otrsnamen der Nieder- 
lauſitz nach Entſtehung und Bedeutung. [M. unterſcheidet nach Ent⸗ 
ſtehung und Benennung drei Gruppen wendiſcher Siedelungen: 1. Sippen⸗ 
ſitze (Sippendörfer), 2. Ritterſitze (Beſitzdörfer), 3. Abbauorte (Ausbaudörfer, 
Neuſiedlungen.) Der kurmärkiſche Kreis Beeskow⸗Storkow iſt als zum nieder⸗ 
wendiſchen Sprachgebiet gehörig mit behandelt worden.] 


Die Neumark. Jahrbuch des Vereins für Geſchichte der Neumark. 
Neue Folge der „Schriften“. Heft 1 (1924). 

S. 1—59: Schwartz, Aus der Franzoſenzeit. I. Königsberg in der 
Neumark 1806—1808. [Eine Schilderung der Franzoſenzeit in Königsberg 
auf Grund der Memoiren des damaligen Hilfsſchreibers im Rathaus Schleider 
und der zeitgenöſſiſchen Geſchichte Königsbergs von Neumann.] 

S. 60— 77: Schwartz, Die Ketzerdörfer im Königsberger Kreis 
lverfolgt die waldenſiſche Ketzerbewegung in den durch Wald und Waſſer ab- 
geſchloſſenen Gegenden an der Oder von der Inquiſition Biſchof Ludwigs 
v. Brandenburg 1336 bis zum Ausgang des 15. Jahrh., wobei geiſtige Be- 
ziehungen zu Huſſitiſchen Ideen nachgewieſen werden.] 

— Heft 2 (1925). 

G. Königk, Die Pfarrkirche St. Marien in Landsberg a. W. Eine 
baugeſchichtliche Studie. Mit 7 ganzſeitigen Abbildungen. [In Adlers Werk 
der Backſtein⸗Bauwerke der Mark Brandenburg fehlt die Pfarrkirche von Lands 
berg, eine bedeutende frühgotiſche Hallenkirche mit ſpätgotiſchem Chore, ſeit 
dem 17. Jahrh. im Innern geputzt. Der Verfaſſer, Regierungs⸗Baurat in L., 
hat mehrere wichtige Strukturteile des frühgotiſchen Baues freigelegt, deſſen 
Entſtehung danach in den Ausgang des 13. Jahrh. angeſetzt werden darf; er 
fand unter Gebüſch verdeckte Ziegel, laut deren Inſchrift der Chorbau 1489 
begonnen wurde. Das Langhaus mag für Holzdecken geplant geweſen ſein, 
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erhielt aber noch während der Ausführung frühgotiſche Gewölbe, jo daß das 
Mittelſchiff die Seitenſchiffe an Höhe übertrifft. Die Wiederherſtellung als 
Baſilika nach gebundenem Syſtem iſt abzulehnen; denn Mittelſchiff und Seiten⸗ 
ſchiffe haben von Anbeginn gleiche Teilung der Joche gehabt. Zu bedauern iſt, 
daß der zur Tagung der brandenburgiſchen Geſchichtsvereine ausgegebenen 
Druckſchrift keine ausreichenden Aufnahmen des Bauwerks beigegeben wurden. 
Verwandte frühgotiſche Backſteinbauten in der Landſchaft der unteren Warthe 
ſind die Kloſterkirche in Paradies und die Pfarrkirche in Friedeberg, jene um 
einige Jahrzehnte älter, dieſe jünger als die Pfarrkirche in Landsberg.] 


Die Neumark. Mitteilungen des Vereins für Geſchichte der Neumark. 
(Eine neue Reihe von Veröffentlichungen, die monatlich erſcheinen 
ſollen.) Jahrg. 1 (1924). 

S. 2—8: Buchholz, Aufdeckung eines alten Friedhofs in Land3- 
berg (Warthe). 

S. 8—11: Hänſeler, Sommerdämme im Oder⸗, Warthe⸗ und 
Netzebruch. 

S. 12—13: Badicke, Vorgeſchichte des Rittergutes Schönfeldt 
bei Bärwalde in der Neumark. 

S. 17—24: Kaplik, Neumärkiſches Mühlenweſen zur Zeit des 
Deutſchen Ritterordens (ſchildert das Beſtreben des Ordens, allmählich 
das geſamte Mühlenweſen an ſich zu bringen). 

S. 29—31: Hänſeler, Die Aufteilung der Zantochiſchen Heide. 
Nach dem im Gralower Gutsarchiv liegenden Teilungsrezeß vom Jahre 1747. 

S. 33—38, 61—63, 65— 71, 133—137: Eichholz, Beiträge zur Ge- 
ſchichte des Rittergutes Morrn. 1. Der Grenzvertrag von 1251. 2. Bis 
zum Beginn des 17. Jahrh. 3./4. Grenzſtreitigkeiten im 17. Jahrh. (ſ. Jahrg. 
2, S. 52.) 

S. 49—58: Schwartz, Der Beamtenabbau nach dem Preißig- 
jährigen Kriege. [Die 1652 einſetzende Reduzierung des Hof⸗, Kammer⸗ 
und Amteretats wird an dem Beiſpiel neumärkiſcher Behörden behandelt.] 

S. 58—61: Müller, F., Holländer —-Hauländer. (Gebürtige Hol⸗ 
länder haben mit dieſer Bezeichnung, die im Warthe⸗ und Netzebruch oft be⸗ 
gegnet, nichts zu tun. Mit „Holländer“ wird die Wirtſchaftsform bezeichnet, 
und zwar ſind darunter Betriebe mit überwiegender Viehwirtſchaft zu ver⸗ 
ſtehen. „Hauländer“ iſt eine volkstümliche Umbildung eines unverſtandenen 
Begriffes.“ 

S. 71—77: Kaplik, Die Landsberger Mühlen zur Zeit der erſten 
Hohenzollern. 

S. 81—91, 100 —106: Buchholz, Ein germaniſches Gräberfeld des 
4. Jahrh. n. Chr., zugleich ein Beitrag zur Kenntnis der germaniſchen Tracht 
in der Neumark im 3. u. 4. Jahrh. n. Chr. [der Voigtsberg bei Heinersdorf. 

S. 91—95: Laskowsky, Meſeritz gut deutſch allewege. [Kurze 
Geſchichte der Stadt.] 

S. 106—109: Berg, Die Neumark im Jahre 1807 nach der Sdil- 
derung eines Franzoſen. [Aus dem Tagebuch Percys, des Chefchirurgen 
der franzöſiſchen Armee.] 

S. 113—118: Mathieu, Kämpfe der Neumärker im Verbande des 
Reſ.⸗Inf.⸗Regts. Nr. 48 vom Beginn der Mobilmachung bis zum 
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18. Dezember 1914 nach eigener Anſchauung des Oberſtleutnants a. D. 
Mathieu (ſ. Jahrg. 2, S. 85). 

S. 119—125: Biens, Der falſche Lärm. [Die Wirkungen der Alarm- 
nachricht von dem Ausfall der Franzoſen aus der Feſtung Küſtrin am Karfrei⸗ 
tage 1813 in den Städten der Neumark.] 

S. 129—131: Schwartz, Beſtrafung widerſetzlicher Koloniſten im 
Netzebruch. 

S. 138 —140: Kaplik, Das Loppower Bruch. 

— Jahrg. 2 (1925). | 

S. 1—5: Berg, Aus älteren rathäuslichen Reglements neu- 
märkiſcher Städte. 

S. 6—9: Kleber, Die Entwertung der Scheidemünze während 
der Franzoſenzeit. 

S. 9—14, 20— 25: Kaplik, Johann v. Küſtrin erwirbt die Lands⸗ 
berger Mühlen. 

S. 25—29: Borchert, Hanſeberg [adeliges Dorf und Rittergut im 
Kreiſe Königsberg). 

S. 33—36: Schumacher, Zur Lage von Arnswalde. 

S. 36—39: Boeſe, Ehemaliges neumärkiſches Gebiet im Kreiſe 
Dt. Krone. [Die Zeit des Gebietes von der Gründung Dt. Krones 1303 
durch Markgraf Waldemar bis zum Übergang der Stadt an Polen unter Otto 
von Wittelsbach.] 

S. 39—45, 59—62, 92— 96: Schädlich, Beiträge zur Geſchichte der 
Komturei Lagow. 

S. 49—52: Schwartz, Der Ne umärkiſche Schornſteinfeger. 

S. 52—59: Eichholz, Beiträge zur Geſchichte des Rittergutes 
Morrn. 

S. 67—82: Buchholz u. Königk, Die Muſeen der Neumark. 

S. 85—92: Mathieu, Kämpfe der Neumärker im Verbande des 
Reſerve⸗Infanterie-Regiments Nr. 48. 

S. 96—98: Preuße, Der Bärenkaſten leine alte Feſtung auf einem 
Werder der Inſel Neuenhagen). N 

S. 101—106, 121—126: Meydam, Von Woldenberger Orts- und 
Flurbezeichnungen. . 

S. 111—114: Hänſeler, Das Einleiten einer Sechswöchnerin. 

S. 117—121: März, Die Geſchichte des Dorfes Vorbruch. 

S. 127—129: Schumacher, Arnswalde und die benachbarte Grenz- 
mark. 


Havelländiſcher Kreiskalender. 14. Jahrg. Potsdam 1926. 

Konrad Müller, Von der Havel zur Iſar. [Wanderungen der 
Sueben.!] 

O. Tſchirch, Der Marienberg im Wandel der Jahrhunderte. 

J. Schultze, Die Lehnſchulzen. 

E. Wasmansdorff, Schulzenfamilien im Havelland. 

E. Schwarz, Die Familie v. Ribbeck. 

Lux, Generalleutnant Aug. Friedr. v. Itzenplitz. 
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Oberbarnimer Kreiskalender. 15. Jahrg. Freienwalde 1926. 

H. Wels, Der Burgwall bei der Spitzmühle. 

R. Schmidt, Eine Wanderung durch die Oberbarnimer Glocken- 

uben. 

: R. Schmidt, Mühlen des Oberbarnim. 

R. Schmidt, Vom Fiſcherdorf zum Bauerndorf. (Geſchichte des 
Dorfes Kleinbarnim.] 

E. Böhm, Der Luſtgarten von Garzau. (Beſitzer von G. von 1779 
bis 1802 war der bekannte Kartograph Graf F. W. v. Schmettau.] 

Cl. Wendroth, Erinnerungen an die Familie Körner. 


Heimatkalender für den Kreis Prenzlau. 1. Jahrg. Prenzlau 1926. 
L. Lippert, Aus den Gedenkblättern einer uckermärkiſchen 
Straßenburg. 
Schwartz, Geſchichte des Schloſſes und der Stadt Jagow. 
Hoppe, Brüſſow und die Stegelitze. 
J. Schultze, Worüber die Prenzlauer 1593 zu klagen hatten. 
M. Schultze, Von Steinen und Opferſteinen. 


Heimatkalender für den Kreis Zauch-Belzig. 1926. 

P. Görges, Die Kirche zu Saarmund. 

Hönow, Lehnin (mit Zeichnungen von Muth). 

G. Wernicke, Beiträge zur Geſchichte der Schmieden in Freders⸗ 
dorf und Lütte. 


Kreiskalender für Cottbus, Calau und Spremberg. 1926. 

R. Lehmann, Eine Anſicht von Senftenberg aus dem J. 1628. 

F. Schmidt, Zur Geſchichte der Dörfer Krennewitz, Sielow, 
Diſſen und Strieſow. 

F. Groger, Kleinbürgerleben in Peitz 1545—1560. 

M. Marten, Spremberg und ſeine Bewohner. 

R. Lehmann, Bäuerliche Dienſte im Amte Senftenberg um die 
Mitte des 16. Jahrh. 

K. Gander, Johannisfeſt, Bräuche in der Niederlauſitz. 


Teltower Kreiskalender 1926. 23. Jahrg. R. Rohde, Berlin. 

R. Mielke, Siedlungsformen auf dem Teltow. 

Fr. Bock, Der Mittenwalder Altar. [Würdigung dieſes bedeutenden 
Kunſtwerkes im kunſtgeſchichtlichen Zuſammenhang.] 

H. Hohmann, Die Steinzeitfunde von Schmöckwitz. 

J. Schultze, Der preußiſche Staat und die Sperlinge. 

O. Liebchen, Wie Mittenwalde i. J. 1745 verteidigt werden 
ſollte. 

O. Liebchen, Die Hofdienſte des Dorfes Kallinchen. 


Heimatkalender für den Kreis Jüterbog-Luckenwalde. 

O. Liebchen, Beziehungen von Dobbrikow, Hennickendorf und 
Nettgendorf zum Kloſter und Amt Zinna. 
Croſſener Kreiskalender 1926. 

P. Kupke, Croſſener Bier. 
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Ruppiner Kreiskalender. 16. Jahrg. 1926. 

Bartelt, Die ehemalige Planenburg zu Altruppin. 

H. Wille, An den Stadttoren Neuruppins. 

M. Frenz, Zur Geſchichte des Dorfes Schönermark. 

H. Görs, Aus dem Rhin- und Doſſebruch. [Nach Akten des Geh. 
Staatsarchivs. 

J. Schultze, Die Beſeitigung der Strohdächer. 


Heimatkalender für den Kreis Friedeberg Neum. 11. Jahrg. 
1926. 
G. Mirow, Wildenow [ Ortsgeſchichte!. 
A. Hänſeler, Die Gründung der Kolonie Netzbruch. 
R. Maerz, Die Geſchichte des Dorfes Vorbruch. 
A. Grünwald, Wo iſt die Woldenberger Stadtmauer geblieben? 
G. Mirow, Von neumärkiſchen Glashütten und Gläſern. 


Heimatblätter für das Land Sternberg. Jahrg. 1 (1924). 

S. 6: Märker, Drenzig. 

S. 10: Märker, Gräden. [Fortf. in Jahrg. 2, S. 1.] 

S. 10—11: Liebich, Gemeinſame Schickſale von 4 Lagowſchen 
Ordensdörfern (Burſchen, Langenpfuhl, Seeren, Tempel). [(Fortſ. in 
Jahrg. 2, S. 2.] 

— Jahrg. 2 (1925). 

S. 6—7, 26— 27: Schädlich, Gleißens Leiden im 7jährigen Krieg. 

S. 10—12: Schädlich, Was mir unſer altes Kirchenbuch erzählt. 
Beiträge zur Geſchichte der Dörfer Oſtrow, Tauerzig und Malſow. 

S. 14—16: Liebich, Gerechtſame, Abgaben und Dienſte des 
Ordensdorfes Tempel. 

S. 23— 24, 34—35, 39: Budach, Geſchichte des Dorfes Leichholz. 

S. 30: Märker, Bergen. 

S. 37—38: Märker, Der Tempelorden und ſeine Beziehungen 
zum Lande Sternberg. 


Daheim. Jahrg. 61, Nr. 20 (14. Febr. 1925). 
Prof. Dr. P. Haake, Vom Ackerſtädtchen zum Flugzeughafen. 
[Schildert die Schickſale des havelländiſchen Städtchens Rhinow.] 


Neues Lauſitziſches Magazin. 1924. Bd. 100. Der Hauptteil des 
Heftes iſt dem Andenken Jakob Böhmes gewidmet anläßlich des 
200 jährigen Todestages des Görlitzer Theoſophen. 

S. 173—178: Adler, C., Zur Feſtſtellung der Geburtsſtätte Jakob 
Böhmes in Alt-Ceidenberg (mit einer Flurkarte des Ortes vom Jahre 
1765). [Als Geburtsſtätte wird nachgewieſen das an der Straße nach Küpper 
gelegene Freihaus Nr. 73 in Nieder⸗Alt⸗Seidenberg.] 

S. 179—247: Jecht, R., Die Lebensumſtände Jakob Böhmes 
(mit einem Anhang enthaltend: 1. Schmähſchrift des Görlitzer Paſtors prima- 
rius Gregor Richter gegen Jakob Böhme, 2. Verſe gegen Richter, 3. Des 
candidati medicinae Michael Kurtz Klagegedicht auf den Tod Jakob Böhmes! 
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S. 249—301: Voigt, F., Beiträge zum Verſtändnis Jakob Böhmes. 
In einem erſten Teile werden die verſchiedenen Einflüſſe, die für die Aus⸗ 
geſtaltung der Böhmeſchen Weltanſchauung beſtimmend waren, unterſucht 
und dabei beſonders zwei Faktoren hervorgehoben, einmal die Geiſtesrichtung 
der Renaiſſance, die ſich im Barock weiter auslebte, ſodann die geiſtige Eigen⸗ 
art der Lauſitz, in der von Schwenkfeld an bis hin zu Lotze und Fechner myſtiſche 
Anſchauungen zu Hauſe geweſen ſind. Der zweite Teil umreißt die wichtigſten 
Probleme der Böhmiſchen Gedankenwelt, den Gottesbegriff zunächſt, dann das 
Verhältnis Gottes zur Natur. Die geniale Löſung, die B. dem ſchwierigen 
Problem des Böſen gab, mit der er den Dualismus ſeiner Vorgänger Schwenk⸗ 
feld und Weigel überwand, wird dem Verſtändnis nahe gebracht. Der letzte 
Abſchnitt bringt B.s Ideen vom Sinn der Weltgeſchichte, worüber der Theoſoph 
in feinem Mysterium magnum diſſertiert hat, um der menſchlichen Willens⸗ 
freiheit das Wort zu reden und dem Gedanken, daß Perſönlichkeiten im tiefſten 
Sinne Weltgeſchichte machen.] 

Außerdem enthält das Heft: 

S. 1—56: Staudinger, H. O., Die Verfaſſung und Verwaltung 
der Stadt Löbau vom Pönfall bis zur Einführung der allgemeinen 
Städteordnung im Jahre 1832. Erſter Teil. 

S. 57—134: Jecht, H., Beiträge zur Geſchichte des oſtdeutſchen 
Waidhandels und Tuchmachergewerbes. II. Teil. Zur Geſchichte des 
Tuchmachergewerbes in der Oberlauſitz. 

S. 135—140: Jecht, R., Nachträge zu den Oberlauſitzer Urkunden 
Karls IV. 

S. 141—172: Staudinger, H. O., Die Löbauer Leinenweberei und 
der Leinwandhandel. 


Baltiſche Studien. Herausg. von der Geſellſchaft für Pommerſche 
Geſchichte und Altertumskunde. N. F. Bd. XXVII (1925). f 
S. 1—157: Grotefend, O., Die Familie v. Trampe. Geſchichte 
eines pommerſchen Geſchlechts. [Perſonalia des heute in Pommern aus— 
geſtorbenen Geſchlechts, das aber im Hannoverſchen und in den nordiſchen 
Staaten Dänemark und Schweden noch blüht.] 

S. 158— 228: Klaje, H., Die pommerſche Landwehr im Jahre 1813 
[behandelt die Ausführung der „Verordnung über die Organiſation der Lande 
wehr“ vom 17. März 1813 in Pommern, wobei der Tätigkeit der Ausſchüſſe 
hohes Lob geſpendet, das Edikt ſelbſt aber entgegen der Anſicht von Max Leh- 
mann einer ſcharfen Kritik unterzogen wird. Zu der Erkenntnis, daß die Be⸗ 
wegung von 1813 durchaus nicht von einer Woge einhelliger Begeiſterung ge- 
tragen wurde, bietet der Aufſatz einen wertvollen Beitrag.] 

S. 229—255: Tuempel, K., Friedrichs des Großen Vilmſee— 
ſenkung. [Den großen Meliorationen im Oder-, Warthe- und Netzebruch 
reiht ſich die Senkung des Vilmſees um 9 Fuß, die 1784 auf Staatskoſten aus- 
geführt wurde, würdig an. Das Werk ijt für die Stadt Neuſtettin von aus- 
ſchlaggebender Bedeutung geworden.] 

S. 256— 335: Altenburg, O., Stettiner Kulturbilder aus den 
Jahren 1835—1850 nach Briefen Dr. Carl Stahrs. [St. war akademiſcher 
Lehrer am Vereinigten königlichen und Stadtgymnaſium. Beachtung vere 
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dienen die politiſchen Anſichten des voreinſt an der burſchenſchaftlichen Be⸗ 
wegung beteiligten Mannes über die Verhältniſſe in vormärzlicher Zeit.] 


Mitteilungen des Coppernicusvereins. Heft 32. Thorn 1924. 

E. Wentſcher, Das Archiv der Bäckerinnung zu Thorn. 

A. Semrau, Die Herkunft der Elbinger Bevölkerung von der 
Gründung der Stadt bis 1353. 

A. Semrau, Über die Entſtehung und den älteſten Gebrauch der 
Straßennamen in der Altſtadt Elbing. 


Elbinger Jahrbuch. Elbing 1925. 

A. Semrau, Das älteſte Zinsbuch der Altſtadt Elbing 1295 —1316. 

Karge, Die Weichſelgrenze von 1230—1772. Eine rechtsgeſchichtliche 
Unterſuchung. 

Rathgen, Die Faule Grete. 

La Baume, Zur Kenntnis der früheſten Beſiedlung Nordaſt⸗ 
deutſchlands. 


Deutſche Wiſſenſchaftl. Zeitſchrift für Polen. (N. F. der Ztſchr. 
d. Hiſt. Geſ. f. Poſen). Heft 1. Poſen 1923. 

S. 1—4: A. Warſchauer, Aus der Geſchichte des Nationalitäten- 
kampfes im 15. Jahrh. 

S. 5—6: H. Bellée, Kaiſer Sigismund als Diplomat in deutſch— 
polniſchen Angelegenheiten. 

S. 26—47: M. Laubert, Über die Nationalität der höheren 
Geiſtlichkeit in Poſen. 
— Heft 2/3 (Sonderhefte) Poſen 1923/24: 

H. Schütze, Das Poſener Land. Teil I: Lage, Aufbau und Entſtehung. 
Teil II: Gewäſſer, Klima, Pflanzen und Tiere. 


Zeitſchrift des Vereins für Geſchichte Schleſiens. 59. Bd. (1925). 

S. 1—28: Klawitter, W., Die politiſche Entwicklung der ſchleſi— 
ſchen Pronvinziallandtage. [Eine Schilderung der Wirkſamkeit der acht 
in der Zeit von 1825—1845 zuſammengetretenen Landtage. 

S. 29— 73: Eſchrich, Fr., Das Kataſter Friedrichs des Großen 
und feine Bedeutung für die ſchleſiſche Agrargeſchichte. [Gegen- 
über Koſer wird betont, daß die preußiſche Klaſſifikation ſich ſtark auf die öſter⸗ 
reichiſchen Vorlagen gründet. Die Bedeutung des Kataſters darf nicht über⸗ 
ſchätzt werden, vielmehr müſſen die Angaben mit der nötigen kritiſchen Sorg- 
falt behandelt werden, da die ſtatiſtiſchen Nachweiſe oft recht unzuverläſſig ſind. 
Die Bedeutung der preußiſchen Aufnahme liegt darin, daß man im Gegenfay 
zur öſterreichiſchen Herrſchaft die einmal ermittelten Angaben unnachſichtlich 
zur Grundlage der Beſteuerung machte.] 

S. 74—89: Hübner, H., Die Verfaſſung und Verwaltung des 
Geſamtſtaats Schleſien in der Zeit des Dreißigjährigen Krieges. 
(Cin Auszug aus einer ungedrudten Frankfurter Diſſertation von 1922. Der 
Aufſatz ſetzt das Rachfahlſche Werk: „Die Organiſation der Geſamtſtaatsver— 
faſſung Schleſiens vor dem 30 jähr. Kriege, Leipzig 1894“ für die Regierungs- 
perioden der Kaiſer Ferdinand II. und III. fort.] 
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S. 90—101: Loewe, V., Zur Geſchichte des hausinduſtriellen 
Leinengewerbes in Schleſien. Der Weberzins. [Ein Beitrag zur 
Frage nach dem grundherrlichen Charakter der Leineninduſtrie.] 

S. 102—124: Rother, K. H., Das Handſchriftenverzeichnis der 
Auguftiner-Bropftei Grünberg (i. Schleſ.) vom Jahre 1423. [Von den 
33 verzeichneten Werken ſind 15 noch heute erhalten.] 

S. 125—135: Randt, E., Die Ausſetzungsurkunde von Nieder- 
Frauenwaldau, Kreis Trebnitz, zu Neumarkter Recht. Ein Beitrag 
zur Urkundenfälſchung im Mittelalter. [Die d.d. Trebnitz, 1340 März 28 aus- 
geſtellte Urkunde wird als eine Fälſchung aus der Zeit der Abtiſſin Katharina II. 
(1372 — 1404) erwiefen.] 

S. 137—152: Maetſchke, E., Das Chronicon Polono-Silesiacum. 
[Aus den Ergebniſſen ſei angemerkt: Der erſte Verfaſſer hat die Nachrichten 
ſeiner eigenen Zeit nicht vor 1267, wahrſcheinlich aber erſt 1285 niedergeſchrieben. 
Der Fortſetzer ſchrieb um 1300. Anſcheinend iſt das Chronicon in Leubus ent- 
ſtanden. Der Verfaſſer iſt möglicherweiſe ein Deutſcher geweſen. Irrtümer 
ſind beiden Bearbeitern z. T. unter dem Einfluß der romantiſchen Zeitſtrömung 
unterlaufen.] 

S. 153—157: Müller, Aug., Urkunden zur Geſchichte von Bolken- 
hayn und ſeines Weichbildes. (7 Urkunden aus der Zeit von 1298 —1532, 
die in Graupen (B. Teplitz, Nordböhmen) aufgefunden wurden.] 


Grenzmärkiſche Heimatblätter. 1. Jahrg. 1925. Schneidemühl. 
2. Heft (Juni), S. 3—22: Manfred Laubert, Schneide mühl und 
der Kreis Kolmar in den Anfängen der neupreußiſchen Zeit. 


Monatsſchrift für Geſchichte und Wiſſenſchaft des Juden— 
tums. Breslau 1924. 

S. 321—331: M. Laubert, Die Schuldenregulierung der jüdi- 
ſchen Korporationen in der Provinz Poſen. 

Schleſiſche Jahrbücher für Geiſtes- und Naturwiſſenſchaften. 
Jahrg. 1—3. Breslau 1924. 

S. 21—40: M. Laubert, Über die Kriminalität in der Provinz 
Poſen zur Zeit der Juſtizreform von 1834. 

Deutſche Blätter in Polen. Jahrg. 2. Poſen 1925. 

S. 72—80: M. Laubert, Der Verfall Bojanowos im 19. Jahrh. 
Die Tragödie einer deutſchen Stadt in der Oſtmark. 

©. 223— 226: M. Laubert, Der polniſche Antrag auf Wegfall der 
Aſſeſſorprüfung in Poſen. [Antrag des Landtages vom 2. 2. 1830.] 
Der Oberſchleſier. 1925. 

Januarheft: M. Laubert, Die Gewinnung ſprachlich-utraquiſti- 
ſcher Geiſtlicher in Oberſchleſien. [Beitrag zur Polenpolitik unter Fried- 
rich Wilhelm IV.] 

Jahrbücher des Vereins für mecklenburgiſche Geſchichte und 
Altertumskunde. 88. Jahrg. 1924. Schwerin. 

P. Steinmann, Die Geſchichte der mecklenburgiſchen Landes- 
ſteuern und der Landſtände bis zur Neuordnung d. J. 1555. 

Forſchungen F. brand. u. preuß. Geſch. X X XVIII. 2. 26 
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F. Bachmann, Die älteren mecklenburg. Städteanſichten. 
F. Stuhr, Die geſchichtliche und landeskundliche Literatur 
Mecklenburgs 1923—1924. 


Sachſen und Anhalt. (Jahrbuch der Hiſtoriſchen Kommiſſion für 
die Provinz Sachſen und für Anhalt.) Bd. 1 (1925). 

S. 284—311: G. Schnath, Die Jugendjahre des Markgrafen 
Chriftian Wilhelm von Brandenburg. (Als elfjähriger Knabe wurde der 
junge Markgraf zum Eb. von Mgd. gewählt. Es war das Schickſal ſeines Lebens. 
Seitdem litt ſeine Erziehung darunter, daß ſowohl der kurfürſtliche Vater, wie 
aud) das Mgd. Domkapitel, beide zumeiſt im Gegenſatz zueinander, fie be- 
ſtimmten. So konnten ſich die ſicher vortrefflichen Anlagen des jungen Fürſten 
nicht zur Einheit entfalten. Auf den Univerſitäten Frankfurt und Tübingen, 
wie auf der großen Tour durch Frankreich, England und die Niederlande iſt 
Ch. W. niemals Herr ſeiner ſelbſt und ſeiner Entſchlüſſe geweſen. Der Charakter 
der Unſelbſtändigkeit, der der ſpäteren Regierung des Adminiſtrators anhaftet, 
liegt in der verfehlten Ausbildung dieſes Hohenzollernprinzen begründet.] 

K. Gründler, Das altmärkiſche Auguſtiner-Nonnenkloſter Dies- 
dorf und ſeine Inſaſſen. (Cin Kapitel aus einer noch ungedruckten Berl. 
Diff. [1924]: „Die ſozialen Verhältniſſe des Auguſtiner⸗Nonnenkloſters Dies⸗ 
dorf“, die eine Ergänzung zu Wentz, „Das Wirtſchaftsleben des altmärkiſchen 
Kloſters D. im ausgehenden Mittelalter“ (1922) bildet. Verf. gibt in alpha⸗ 
betiſcher Reihenfolge eine Überſicht über die urk. nachweisbaren Konven⸗ 
tualinnen mit Angaben über deren Stand und Herkunft. Man vermißt einen 
Nachweis, aus dem die prozentuale Beteiligung von Adel und Bürgertum an 
der Zuſammenſetzung des Konvents erſichtlich wird.] 


Geſchichts⸗-Blätter für Stadt und Land Magdeburg. 60. Jahrg. 
1925. 

S. 1—36: Stegmann, Ed., Samuel Benedikt Carſted. Ein Börde⸗ 
chroniſt der friderizianiſchen Zeit. [Eine biographiſche Skizze über den Pfarrer 
von Atzendorf S. B. Carſted, hauptſächlich auf Grund der von dieſem in den 
Jahren 1761—1762 verfaßten Chronik, die beſonders für die Zeit der erſten 
beiden ſchleſiſchen Kriege, die C. als Feldgeiſtlicher im v. Kalckſteinſchen Regi⸗ 
ment mitmachte, wertvoll iſt.] 

S. 37-68: Breyer, F., Die Flucht der Studenten Reinhardt 
und Wagner aus der Feſtungshaft in Magdeburg am 3. Okt. 1837. 
(Fritz Reuter: „Ut mine Feſtungstid“, Kap. 10.) [Ein Lebensbild des Brüſ⸗ 
ſeler Arztes Albert Breyer, der als deutſcher Student burſchenſchaftlicher 
Richtung ſeine beiden Freunde, die im Titel genannten politiſchen Gefangenen, 
aus ihrer Feſtungshaft in Magdeburg befreite, eine Tat, die ſein eigenes Schick— 
ſal beſtimmte, indem ſie ihm ſeine deutſche Heimat nahm. — Zweifellos ein 
dankenswerter Beitrag zur Geſchichte der Demagogenverfolgung im vormärz⸗ 
lichen Preußen. 

Die Akten der Feſtungskommandantur Magdeburg wären im Heeresarchiv 
des Geh. Staatsarchivs zu Berlin zu ſuchen geweſen. Der vorhandene Beſtand 
enthält zur Sache allerdings nur ein Aktenſtück, eine Liſte der wegen politiſcher 
Verbindungen in Haft befindlichen Stubengefangenen zu Magdeburg 1835/37. 
Die betreffenden Eintragungen, die das von Breyer Vorgetragene zum Teil 
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berichtigen, lauten: 1. Wagner, Hermann Julius, Alter 22 Jahre, 5 Monate, 
Student aus Halle, Strafantritt 13. Mai 1835, Dauer der Strafe 30 Jahre, 
in der Nacht vom 3.—4. Oktober 1837 aus dem Garniſonlazarett entwichen. 
2. Breyer, Friedrich Martin Albert, Alter 22 Jahre, 9 Monate, stud. med. 
aus Berlin, Strafantritt 11. Juni 1835, Dauer der Strafe 6 Jahre, laut A. K. O. 
vom 30. April 1837 begnadigt und am 27. Mai entlaſſen. 3. Reinhard, 
Carl Franz, Alter 25 Jahre, 10 Monate, stud. med. aus Camen, Strafantritt 
19. Sept. 1835, Dauer der Strafe 30 Jahre, in der Nacht vom 3.—4. Oktober 
1837 aus dem Garniſonlazarett entwichen.) 

S. 69—90: Dieſtelkamp, A., Die Schneiderinnung in Magdeburg. 
Ein Beitrag zur Magdeburger Wirtſchaftsgeſchichte. [Eine Schilderung der 
Verhältniſſe des Magdeburger Schneidergewerkes in der Zeit vom 15. bis 
17. Jahrh.] 

S. 91—116: Pahncke, M., Die Stadtbücher von Neuhaldensleben 
von 1471—1486. [Eine Fortſetzung des von Sorgenfrey und Pahncke 1923 
edierten Teils der Stadtbücher von 1255—1463.] 

S. 117—119: Möllenberg, W., Der angeblich älteſte Magdeburger 
Kalender. [Die Entſtehung des in dem Codex Palatinus Nr. 1447 der Vati⸗ 
kaniſchen Bibliothek befindlichen Magdeburger Kalenders wird von M. im 
Gegenſatz zu Joſtes, der ſie ins 9. Jahrh. ſetzen wollte, in eine weſentlich ſpätere 
Zeit (jedenfalls nach Gründung des Kloſters Berge) verlegt.) 

S. 119—123: Eggeling, Fritz, Der Beobachter an der Elbe. [Be- 
richtet als Ergänzung zu Heinemanns in Heft 56—59 der Ztſchr. erſchienenem 
Aufſatz über drei von ihm in der Bibliotheca Stephanei zu Halberſtadt ge- 
fundene Jahrgänge (1808, 1809, 1811) des Beobachters. 


Neues Archiv für Sächſiſche Geſchichte und Altertumskunde. 
45. Bd. (Feſtſchrift zum 100 jähr. Jubiläum des Sächſ. Altertums⸗ 
vereins 1824 — 1924.) 

S. 7—46: R. Kötzſchke, Markgraf Dietrich von Meißen als För- 
derer des Städtebaues. [Zu beachten ſind die Ausführungen über die 
Stadt Weißenfels im heutigen preuß. Regierungsbezirk Merſeburg. K. ge⸗ 
ſteht der Annahme hohe Wahrſcheinlichkeit zu, daß Dietrich, der 1190—1198 
zunächſt nur Graf von Weißenfels war, der Begründer der eigentlichen Stadt 
und Schöpfer ihrer Rechtsordnung und kirchlichen Selbſtändigkeit geweſen ijt.) 


Hannoverſches Magazin. Herausgegeben vom Hiſtor. Verein für 
Niederſachſen. Jahrg. 1. Nr. 1 u. 2. 


S. 3—10: Spieß, Die topographiſche Entwicklung der Stadt 
Einbeck. 


Mühlheimer Geſchichtsblätter. Jahrg. 24. Mühlhauſen 1924. 
C. Brinkmann, Aus dem Zunftweſen der Reichsſtadt Mühl⸗ 
hauſen. 


Mitteilungen des Vereins für Geſchichte und Landeskunde 
von Osnabrück. 46. Bd. (1925). 
S. 1—48: Fink, E., Die Drucke der capitulatio perpetua Osna- 
brugensis. [Die Drucke des Inſtrumentes von 1650, die allein bis vor kurzem 
26* 
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bekannt waren, werden nach dem Grade ihrer Zuverläſſigkeit kritiſch beleuchtet. 
Von den drei gefertigten Originalen weiſt F. zwei nach, das eine im Staats- 
archiv Hannover, das andere im Domarchiv zu Osnabrück. Nach dieſem wird 
die Urkunde, die bisher nur in ſchwer erreichbaren Ausgaben benutzbar war, 
erneut zum Abdruck gebracht.] 

S. 49—141: Bindel, Geiſtliche Polizei-Ordnung des Fürften- 
tums Osnabrück vom Jahre 1662. [Dieje hier abgedruckte Landesauf⸗ 
nahme iſt von Ernſt Auguſt I. bei ſeinem Regierungsantritt veranlaßt worden, 
um das ius episcopale des Landesfürſten genau zu ermitteln. Die Urkunde 
gibt einen Geſamtüberblick über den status ecclesiasticus des Fürſtentums. 
Das Werk iſt von verſchiedenen Männern zuſammengeſtellt. Hauptbericht⸗ 
erſtatter war der Konſiſtorialrat mag. Vitus Büſcher, past. prim. in Osnabrück.! 

S. 142—150: Rothert, Das Glaubensbekenntnis der Osnabrücker 
Ritterſchaft im Jahre 1625. [Das hier veröffentlichte Manuſkript ſtellt 
eine Erkundung über die Religionsverhältniſſe der Osnabrücker Ritterſchaft 
dar, angefertigt ſ. Z., um für die Wiederherſtellung der Glaubenseinheit die 
nötigen Unterlagen zu ſchaffen. Die Aufnahme gibt eine wertvolle Überſicht 
über die damals vorhandenen Edelſitze und ihre Beſitzer.! 

S. 151—353: Hungerland, H., Über Spuren altgermaniſchen 
Götterdienſtes in und um Osnabrück. Sprachen- und völkervergleichende 
Forſchungen zur Vor- und Frühgeſchichte Altniederſachſens, vornehmlich der 
Stadt Osnabrück. [Ein Verſuch, mit Hilfe der entwicklungsgeſchichtlichen und 
vergleichenden ethnopſychologiſchen Forſchungsmethode das Dunkel zu lichten, 
das über der Frühgeſchichte des Osnabrücker Landes ruht.] 

S. 354—386: Hungerland, H., Die verſchollene Osnabrücker 
Mäuſeſage im Lichte der vergleichenden volkskundlichen Forſchung. 

S. 387—410: Hungerland, H., Die Sage von der Ankumer Toten- 
meſſe im Lichte der Volkskunde und die Weihnachten als indoger- 
maniſches Allerſeelenfeſt. 


Zeitſchrift des Bergiſchen Geſchichtsvereins. 54. Bd. 1923/24. 
Elberfeld 1924. 

G. W. Sante, Die kurpfälziſche Politik Joh. Wilhelms und die 
Friedensſchlüſſe zu Utrecht, Raſtatt und Baden (1711-1716). 

H. Foerſter, Die Kölner Biſchofswahlen von der Zugehörig— 
keit Kölns zum Deutſchen Reiche ab bis zur Ausbildung der aus— 
ſchließlichen Wahlrechts der Domkapitel. 

O. Schell, Zur geſchichtlichen Entwicklung der Sendgerichte, 
beſonders im Bergiſchen. 

K. Wittenſtein, Die Entſtehung der ſozialen Frage und Be— 
wegung im Wuppertal in den 40er Jahren des 19. Jahrh. und ihre 
wirtſchaftlichen Grundlagen. 


Weſtfalen. Mitteil. des Vereins f. Geſchichte u. Altertumskunde Weit- 
falens u. d. Landesmuſeums. 12. Jahrg. 1924. 

F. Philippi, Urſprüngliche Standesverhältniſſe der Mün- 
ſteriſchen Erbmänner und insbeſondere der Familie Kerkering zur 
Borg. 

A. Meiſter, Bona nat io. 


Neue Erſcheinungen 405 


A. Böhmer, Der münſteriſche Buchdruck vom 2. Viertel bis Ende 
des 16. Jahrh. 


Beiträge zur Geſchichte Dortmunds und der Grafſchaft Mark. 


— $d. 31. Dortmund 1924. 

L. v. Winterfeld, Unterſuchungen zur älteſten Geſchichte Dort- 
munds. 

A. Meininghaus, Zur Geſchichte der Dortmunder Freigrafen. 

L. v. Winterfeld, Zur Entſtehung des Dortmunder Stadtridter- 
amtes. 
— Bd. 32. Dortmund 1925. 

L. v. Winterfeld, Ratswahl und Stadtbuchführung in Dort- 
mund nach dem Privileg von 1332. 

L. v. Winterfeld, Dortmunder Stadtfarben und Stadtwappen 
um 1510. 

E. Schulte, Die Liſte der Feuerſtätten des Amtes Bochum i. J. 1664. 


Zeitſchrift der Geſellſchaft für Schleswig-Holſteiniſche Ge— 
ſchichte. Bd. 54. Kiel 1924. 

V. Pauls, Die Kloſtergrundherrſchaft Ahrensbök. 

H. P. Carſtenſen, Die Dorf- und Flurverfaſſung im Amte Ton- 
dern im 17. und 18. Jahrh. 

R. Hanſen, Aus der erſten Zeit nach der Eroberung Dith— 
marſchens. 

A. O. Meyer, England und Helgoland zur Zeit Chriſtian Al- 
brechts. 

K. Alnor, Uwe Jens Lornſen. Eine hiſtor.⸗politiſche Skizze. 

H. Hagenah, Vom alten Olshauſen. 


Quellen und Forſchungen zur Geſchichte Schleswig-Holſteins. 

Bd. 10. Kiel 1925. ö 

Das älteſte Urteilbuch des Holſteiniſchen Vierſtädtegerichts 
1497—1574. Herausgeg. von F. Gundlach. 


Zeitſchrift des Vereins für Hamburgiſche Geſchichte. Bd. 25. 
Heft 3. Hamburg 1924. 
F. Rachfahl, Die Hanſe und die Niederlande in der 2. Hälfte des 
16. und Anfang des 17. Jahrh. 


Zeitſchrift des Vereins für Lübeckiſche Geſchichte und Alter— 
tumskunde. Bd. 22. Heft 2. Lübeck 1925. 
Frölich, Zur Verfaſſungstopographie von Köln und Lübeck im 
Mittelalter. 


Nordelbingen (Beiträge zur Heimatforſchung in Schleswig⸗Holſtein, 
Hamburg und Lübeck.) Bd. 4. 

Ernſt Baaſch, Ein Prozeß des hamburgiſchen Handlungshauſes 

Goddefroy mit der preuß. Regierung. [Goddefroy kaufte 1807 die Holz- 
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niederlage des preuß. General⸗Holzhandlungs⸗Inſtitutes in Hamburg von den 
Franzoſen. Da die preuß. Regierung nach dem Kriege von G. das Holz zurück⸗ 
forderte, kam es zu einem Prozeß, der 1821 durch einen Vergleich endete.] 


Monatsblatt des Vereins für Landeskunde von Niederöfter- 
reich. Dez. 1924. XXIII. Jahrg. Nr. 12. 

S. 81—86: W. Spielberg, Die Grafen von Piugen und Rebegau, 
von Hohenburg und von Raabs. [Eine Abhandlung, die verſucht, die 
genealogiſchen Zuſammenhänge der genannten Familien während des 12. Jahr- 
hunderts aufzudecken. Die Unterſuchung verdient beachtet zu werden, weil 
ſie den in dieſer Ztſchr. XXXVII, 136 ff. erſchienenen Aufſatz des Verfaſſers: 
„Zur älteren Genealogie der Burggrafen von Nürnberg“ ergänzt.! 


II. Bücher. 


A. Zur allgemeinen preußiſchen und deutſchen Geſchichte. 


Georg v. Below, Über hiſtoriſche Periodiſierungen mit beſonderem 
Blick auf die Grenze zwiſchen Mittelalter und Neuzeit. Mit einer 
Beigabe: Weſen und Ausbreitung der Romantik. Berlin 1925 (Deutſche 
Verlagsgeſellſchaft f. Politik u. Geſch.). Einzelſchriften zur Politik u. 
Geſchichte, 11. Schrift (= Sonderabdruck aus: Archiv f. Politik und 
Geſchichte 1925, Heft 1 und 2). 

G. v. Belows Schrift, eine erweiterte Faſſung ſeines auf dem Hijtorifer- 
tag in Frankfurt gehaltenen Vortrages, nimmt ein Thema wieder auf, das der 
Verfaſſer bereits in ſeinen „Urſachen der Reformation“ behandelt hatte: zu 
zeigen, daß unſere Einteilung in Mittelalter und Neuzeit objektiv im Weſen 
des hiſtoriſchen Verlaufes begründet und daß insbeſondere mit dem 16. Jahr- 
hundert ein tiefer Einſchnitt zu machen fet. Seine neue Unterſuchung iſt ver- 
anlaßt durch K. Heuſſis Arbeit „Altertum, Mittelalter und Neuzeit in der 
Kirchengeſchichte“, Tübingen 1921, die auf dem entgegengeſetzten Standpunkt 
ſteht, und hat dann zu einer Verteidigung Heuſſis im Archiv f. Politik und 
Geſchichte 1925, Heft 6 („Zum Problem der hiſtoriſchen Periodiſierung“) ge- 
führt, auf die wiederum v. Below daſelbſt erwidert hat. 

Heuſſi will ein Schema beſeitigen, das er „als ſcholaſtiſch und als Hindernis 
für die hiſtoriſche Einſicht empfindet“ (Problem 608). Er geht aus von der 
Unmöglichkeit jeder Univerſalgeſchichte, auch in ihrer Beſchränkung auf das 
chriſtliche Abendland, ja auch als einer Geſamtgeſchichte, die alle Lebenszweige 
eines Einzelvolkes umfaſſen will; es gebe für ſie keine leitende Idee, an Hand 
deren der Stoff auszuwählen fei. Folgerichtig leugnet H. auch die univerjal- 
geſchichtlichen Perioden, jede Einzeldiſziplin habe ihre eigenen organiſchen 
Zeiteinſchnitte, die von denen der politiſchen Geſchichte verſchieden ſeien. Eine 
allgemeine Geſchichte des Mittelalters oder nur eine allgemeine Kirchengeſchichte 
des Mittelalters könne nicht geſchrieben werden, denn es gebe kein einheit 
liches Thema dieſer Jahrhunderte. Die Alleinherrſchaft der katholiſchen Kirche 
finde ſich nicht nur im eigentlichen Mittelalter, ſondern auch in der ausgehenden 
Antike und bilde zudem nicht das ſpezielle Thema, ſondern nur den „Unter. 
grund“ der Geſchichte dieſer Zeit. Wohl aber ließe ſich eine „Monographie“ 
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(das Wort ſpielt bei H. eine große Rolle, er bezeichnet damit jede Darſtellung, 
die nicht rein univerſalhiſtoriſch gerichtet iſt) z. B. über die abendländiſche 
Kirche des Mittelalters oder über die politiſche Geſchichte des Abendlandes 
vom 6. bis etwa 13. Jahrhundert ſchreiben, eines Zeitraumes, deſſen relativ 
einheitliches Gepräge er im Gegenſatz zur Neuzeit ausdrücklich anerkennt. 
H. will nicht die hiſtoriſche Periodenbildung überhaupt verurteilen, aber er 
leugnet, daß es eine beſtimmte Grenze zwiſchen Altertum, Mittelalter und 
Neuzeit gebe. Zwar ließe ſich z. B. die Kirchengeſchichte in drei ſelbſtändigen 
Monographien behandeln, als kirchliches Altertum, mittelalterliche Papſt⸗ 
kirche und proteſtantiſches und neukatholiſches Kirchentum, aber „es ſind dann 
nicht drei Teile eines Ganzen, das eine einzige beherrſchende Idee hat, ſondern 
es handelt ſich um mehrere, in ihrer Struktur gegeneinander ſelbſtändige hiſto⸗ 
riſche Komplexe und ebenſo viele komplexbeherrſchende Ideen. Das heißt, die 
einzelnen Komplexe überſchneiden ſich in chronologiſcher Hinſicht gegenſeitig.. 
Chlodwig iſt mittelalterlich, Juſtinian altkirchlich.“ H. unterſcheidet von den 
abſoluten univerſalen Perioden der älteren Geſchichtsſchreibung die fog. ,, Be- 
ziehungskomplexe“, worunter er hiſtoriſche Erſcheinungen wie Urchriſtentum, 
Scholaſtik oder Renaiſſance verſteht. Man habe bisher immer den Grund- 
fehler begangen, dieſe beiden Größen zur Deckung bringen zu wollen. 

Die wenig glückliche Weiſe, in der H. den Ausdruck Monographie ver⸗ 
wendet, hat zur Folge gehabt, daß er von Below in manchen Punkten mip- 
verſtanden worden iſt. Doch bleibt der grundſätzliche Gegenſatz beſtehen: 
v. Below ſchätzt, wie er im erſten Kapitel ſeines Buches darlegt, die Beziehungen 
und Zuſammenhänge zwiſchen Politik und Verfaſſung, Recht und Wirtſchaft, 
Religion und Sitte, Kunſt und Wiſſenſchaft ſo hoch ein, daß ihm eine univer⸗ 
ſale Periodiſierung als durchaus möglich und angebracht erſcheint. In einem 
zweiten Kapitel ſucht er ſodann das 16. Jahrhundert als Grenze zwiſchen 
Mittelalter und Neuzeit zu erweiſen. Er gibt einen aus einer Fülle von Einzel⸗ 
tatſachen zuſammengeſetzten Überblick, wie ſich feiner Auffaſſung nach die 
Verhältniſſe in innerer und äußerer Politik, auf wirtſchaftlichem, künſtleriſchem 
und religiös⸗kirchlichem Gebiet mit dem Beginn des 16. Jahrhunderts ent- 
ſcheidend gewandelt haben. In der Reformation ſieht v. Below den Anfang 
einer neuen Periode. Im bezeichnenden Gegenſatz hierzu hält H. die Frage, 
ob Luther dem Mittelalter oder der Neuzeit angehöre, für falſch geſtellt, er will 
das Problem in ſeine einzelnen Teile auflöſen und Luthers Verhältnis zum 
chriſtlichen Gottesbegriff, zur Aufklärung, zum Pietismus uſw. unterſuchen. 

Was nun die Beweisführung v. Belows im einzelnen anlangt, ſo beginnt 
die Ausbildung der ſtaatlichen Gewalt, die er als ein epochemachendes stenn- 
zeichen der mit dem 16. Jahrhundert einſetzenden neuen Zeit betrachtet, ſpä⸗ 
teſtens im Laufe des 15. Jahrhunderts, z. B. in der Ausbildung des Berufs- 
beamtentums oder der Unterwerfung der Territorialſtädte unter die fürſtliche 
Gewalt. Anfechtbar iſt m. E. v. Belows Satz (Period. 43), daß mit dem 
16. Jahrhundert „die Kaiſerwürde in ihrem mittelalterlichen Charakter ver⸗ 
ſchwunden ſei“. Das deutſche Kaiſertum des Mittelalters entbehrt des einheit⸗ 
lichen Charakters. Das Kaiſertum Karls d. Gr. iſt von dem Ottos I. in ſeinem 
Weſen verſchieden, und andrerſeits ſteht die kaiſerliche Gewalt, wie ſie etwa 
Rudolf von Habsburg ausübte, der des 16. Jahrhunderts innerlich näher als 
dem Herrſchertum Friedrich Barbaroſſas. Bei der Erörterung der Grenze 
zwiſchen Mittelalter und Neuzeit ſtellt v. Below bewußt Deutſchland in den 
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Vordergrund und bemerkt nur allgemein, daß in den übrigen abendländiſchen 
Staaten gewiſſe hiſtoriſche Erſcheinungen früher zutage getreten ſeien. So 
bilden ſich bei den Weſtmächten Hauptſtädte bereits im Mittelalter aus, und 
während nach v. Below im mittelalterlichen Deutſchland Ausfuhrverbote nur 
für die einzelne Stadt vorkommen, hat ſchon Friedrich II. ein ſolches für ganz 
Sizilien gegen den Kirchenſtaat erlaſſen, und am Ausgang des 13. Jahrhunderts 
gehören Ausfuhrverbote, z. B. von Wolle oder von Pferden, zu den gewöhn⸗ 
lichen außenpolitiſchen Kampfmitteln der engliſchen und der franzöſiſchen 
Regierung. Aber auch abgeſehen von dieſen Einzelheiten, — die weit verbreitete 
Neigung, für das Mittelalter das Hauptgewicht auf Deutſchland zu legen und 
das Ausland zu vernachläſſigen, trägt m. E. mit dazu bei, dieſer Periode den 
Anſchein eines einheitlichen Charakters zu verleihen, der ihr in Wahrheit fremd 
iſt. Gehört denn der Staat Harolds des Angelſachſen mit dem Edwards I. 
enger zuſammen als dieſer mit dem „neuzeitlichen“ England Heinrichs VII. 
oder VIII.? Sind nicht die Monarchien Philipps des Schönen und Ludwigs XI. 
oder Franz I. viel näher untereinander verwandt als der haltloſen Herrſchaft 
der erſten Kapetinger? Das 13. Jahrhundert bringt England die Entſtehung 
des Parlaments und den Verluſt ſeiner wichtigſten feſtländiſchen Beſitzungen, 
der franzöſiſchen Krone die entſcheidende Stärkung der Zentralgewalt, den 
italieniſchen Territorien und Stadtſtaaten den faktiſchen Fortfall der deutſchen 
Herrſchaft. Und für Deutſchland beginnt während des 13. Jahrhunderts eine 
der tiefgreifendſten Wandlungen ſeiner Geſchichte: die Verlegung des politiſchen 
Lebens aus dem Reiche in die Territorien. Nimmt man hinzu, wie gründlich 
ſich die allgemeine Kultur Europas durch die Kreuzzüge verändert hat, ſo wird 
man, glaube ich, ſagen dürfen, daß das 13. Jahrhundert neben dem 16. als 
Periodengrenze anerkannt werden muß. (Ich beſchränke mich in dieſen Be- 
merkungen auf die germaniſch⸗romaniſchen Völker und übergehe Ereigniſſe 
wie die Errichtung des Mongolenreiches, die für Oſteuropa und Aſien fo un- 
geheuer viel bedeutet.) : 


So vermag ich eine Einheit des Mittelalters, wie fie v. Below behauptet, 
nicht anzuerkennen. Das Mittelalter bildet kein geſchloſſenes hiſtoriſches Ganze, 
ebenſowenig wie die Neuzeit. Das 13. Jahrhundert iſt eine ſcharfe Grenze, 
und auch die ihm vorangehenden und folgenden Jahrhunderte (das „frühere“ 
und das „ſpätere“ Mittelalter) ſtellen in ſich nur eine ſehr unvollkommene 
Einheit dar. Trotzdem pflichte ich v. Below darin bei: die Bezeichnung Mittel- 
alter und ebenſo Altertum und Neuzeit auszumerzen, hieße unſeren Sprach- 
ſchatz unerträglich vermindern. Iſt man ſich darüber klar, daß damit über das 
Weſen der geſchichtlichen Erſcheinungen nichts ausgeſagt wird, ſo kann es 
keinen Schaden ſtiften, auch weiterhin den Ausdruck Mittelalter als bequeme 
Zuſammenfaſſung zu verwenden. — 

Die Beilage begründet v. Below mit der Wichtigkeit, die der Romantik 
„für die Gewinnung einer richtigen Stellung zu der Frage der hiſtoriſchen 
Petiodiſierungen“ zukommt. Er würdigt darin die Romantik als allgemein 
geiſtige Bewegung, insbeſondere als Begründerin der geſchichtlichen Auf- 
faſſung. Das Weſen der romantiſchen Geſamtanſchauung faßt v. Below mit 
der Formel „Abhängigkeit des einzelnen von allgemeinen Mächten“ zuſammen. 


Berlin. Walther Kie naſt. 
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Müller, Georg Hermann, Von Bibliotheken und Archiven. Drei 
Vorträge. Heling, Leipzig 1925. 73 S. 80. = Arbeiten aus dem 
Ratsarchiv und der Stadtbibliothek zu Dresden. Bd. II. 

Der Verf. hat hier drei ſchon 1921 gehaltene Vorträge faſt ohne Ver⸗ 
änderung abgedruckt: 1. Die Bibliotheken und ihre Benutzung; 2. Über Archive 
und den jetzigen Stand des Archivweſens; 3. Bibliotheken und Archive. Die 
beiden erſten Vorträge geben einen geſchichtlichen Überblick der Entwicklung 
vom Altertum bis zur Gegenwart, der natürlich ſehr knapp ſein muß. So ſehr 
die Forderung zu begrüßen iſt, daß die Mühe des Bibliothekars um die Benutzer 
wichtiger ſein ſoll, als um den Innendienſt, ſo wird das wohl in dieſen Zeiten 
des Abbaues gerade wiſſenſchaftlicher Einrichtungen ein unerfüllbarer Wunſch 
bleiben. — Der 2. Teil läßt die doch leicht mögliche Korrektur nach dem Stande 
der Gegenwart vermiſſen. So iſt das preußiſche Staatsarchiv in Wetzlar 1924 
aufgelöſt worden und heißt das „Reichsarchiv“ in München bayeriſches Haupt⸗ 
ſtaatsarchiv, wie überhaupt die 1920/21 erfolgte Umorganiſation des bayeriſchen 
Archivweſens unberückſichtigt geblieben iſt. Die deutſchen Archivare ſind zwei⸗ 
fach zuſammengeſchloſſen: im Rahmen des Reichsbundes höherer Beamten 
und im Verband der ſtaatlichen Archivare. Ob je ein (lückenhafter!) Wieder⸗ 
aufbau eines Reichsarchivs für das alte deutſche Reich vor 1806 möglich 
iſt, muß auch nach einem Anſchluß Oſterreichs an Deutſchland ganz zweifel⸗ 
haft erſcheinen. Über den Zuſtand der ruſſiſchen Archive unter den Bolſchewiſten 
darf man nach den bisherigen Erfahrungen nicht fo ſkeptiſch urteilen. Man 
vermißt die Erwähnung des Archivs des Reiches der Paulskirche, das ſeit 
kurzem vom Reichsarchiv verwaltet wird. Das fog. „Reichsarchiv“ Kaiſer 
Heinrichs VII. iſt kein Archiv, ſondern ein Reſt der Kanzlei dieſes Herrſchers. — 
Im 3. Teil ſucht der Verf., der ſelbſt bei der Stadt Dresden das Amt des Ar- 
chivars und des Bibliothekars verbindet, die Gemeinſamkeiten beider Anſtalten 
aus ihrer Geſchichte aufzuzeigen. Hier wird man ihm nicht beiſtimmen können. 
Denn Archive ſind aus einem Bedürfnis der Verwaltung entſtanden; in ihnen 
bewahrt der Beſitzer vor allem den dokumentariſchen Nachweis aller ſeiner 
Rechte auf. Bibliotheken ſuchen aber den jeweiligen Schatz an Wiſſen für 
die zukünftigen Generationen zu erhalten. Unmöglich für größere Archive iſt 
die Forderung nach dem Muſter der Schlagwortkataloge der Bibliotheken ein 
Perfonal- oder gar Realrepertorium zu ſchaffen. Das ſcheitert ſchon an dem 
mit Recht beklagten Mangel von Beamten jeder Art. Eher iſt an den auch 
von der preußiſchen Archivverwaltung erſtrebten Austauſch von Handſchriften 


und Urkunden zu denken. — Der wiſſenſchaftlich intereſſierte Laie wie der 
Fachmann werden aus dem Büchlein Nutzen und Anregung ſchöpfen können. 
F. Granier. 


Erwin Hölzle, Die Idee einer altgermaniſchen Freiheit vor Montes⸗ 
quieu. Fragmente aus der Geſchichte politiſcher Freiheitsbeſtrebungen 
in Deutſchland, England und Frankreich vom 16. bis 18. Jahrhundert. 
VIII, 116 S. München u. Berlin, R. Oldenbourg, 1925. Beiheft 5 
der Hiſtoriſchen Zeitſchrift. 

Der Entwicklungsgang eines politiſchen Leitgedankens wird hier an einer 
großen Fülle von Beiſpielen in einer recht ſorgſamen und aufſchlußreichen 

Unterſuchung nachgewieſen. Es zeigt ſich auch hierbei der Unterſchied zwiſchen 
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der kontinentalen und der engliſchen Entwicklung. In Deutſchland wird die 
altdeutſche Freiheitsidee zugunſten der fürſtlichen Libertät angerufen, beſon⸗ 
ders von Herm. Konring; auch Hugo Grotius verficht mit ihr ariſtokratiſche 
Tendenzen; in Frankreich begleitet die altfränkiſche Freiheitsidee ſeit Franz 
Hotman den Kampf der Stände, zumal des Adels, gegen den Abſolutismus. 
In England dagegen, dem die Hälfte der Darſtellung gewidmet iſt, greift die 
entſprechende angelſächſiſche und „gotiſche“ Freiheitsidee viel tiefer und breiter, 
iſt antinormanniſch und zielt auf wirkliche Volksfreiheit, auf allgemeine Staats- 
bürger⸗ und Menſchenrechte. Im Revolutionszeitalter hat ſie literariſch und 
auch praktiſch (Levellers, Diggers) ſtarken Widerhall gefunden und dann nach 
Frankreich hinübergewirkt, wo vor allem Montesquieu fie aufgriff. Die Ent- 
wicklung der Idee bei dieſem, wie die in Deutſchland ſeit Möſer und Herder, 
liegt jedoch außerhalb des Rahmens der vorliegenden Schrift. H. Rachel 


Selma Stern, Der Preußiſche Staat und die Juden. Erſter Teil. 
Die Zeit des Großen Kurfürſten und Friedrichs I. (Veröffentlichungen 
der Akademie für die Wiſſenſchaft. des Judentums, Hiſtor. Sektion, 
3. Band.) Berlin 1925, C. A. Schwetſchke & Sohn. Erſte Abteilung: 
Darſtellung XIII u. 159 S. — Zweite Abteilung: Akten 546 S. 

Es iſt erfreulich, daß auch abſeits der Akten⸗Veröffentlichungen der Archiv- 
verwaltung und der Acta Borussica Beſtrebungen im Gange ſind, das Material 
der Preußiſchen Staatsarchive ſyſtematiſch auszuſchürfen. Dies Ziel hat ſich 
auf dem ihr beſonders zuſtehenden Gebiet die Akademie für die Wiſſenſchaft 
des Judentums mit einer breit angelegten vierbändigen Aktenpublikation über 
den Preußiſchen Staat und die Juden 1648 —1812 geſetzt. Zurzeit liegt, aus 
der Feder von Selma Stern, der erſte Band der Akten, die Zeit des Großen 
Kurfürſten und Friedrichs I. umfaſſend, ſowie der dazu gehörige Textband vor. 
In der Trennung von Darſtellung und Akten ſowohl als in der Anlage des 
Aktenbandes iſt zweckmäßigerweiſe dem Beiſpiel der Acta Borussica gefolgt 
worden. 

Den Inhalt der Akten bilden zu einem großen Teil die wirtſchaftlichen 
Belange der preußiſchen Juden, d. h. Fragen ihrer Niederlaſſung, ihres Handels- 
und Gewerbebetriebes; zu einem beinahe noch größeren die finanziellen In⸗ 
tereſſen, die der Preußiſche Staat und ihm nachgeordnete Stellen an ſeinen 
Juden hatte. Erheblichen Raum nehmen auch die Regelung der Jurisdiktion 
über die Juden und die Kompetenzkonflikte ein, die ſich in dieſer Hinſicht zwi- 
ſchen dem Kurfürſten, einzelnen Behörden und Ständen ergaben. Dazwiſchen 
miſchen ſich, wenn auch gegenüber den Hauptfragen zurücktretend, Verhand- 
lungen über Selbſtverwaltung und religiöſe Dinge, vor allem die Anlage von 
Synagogen, die Anſtellung von Kultusbeamten, Heiratsangelegenheiten. 
Ganz wenig Material findet ſich über eigentlich kulturelle Fragen, im Grunde 
nur einige Verordnungen über den Druck hebräiſcher Bücher und über den 
Schutz getaufter Juden. — Den Verordnungen des Kurfürſten und ſeiner 
Behörden ſtehen Bittgeſuche und Klagen der jüdiſchen Gemeinden und einzelner 
jüdiſcher Perſönlichkeiten gegenüber, ferner zahlreiche Beſchwerden, meiſt wirt- 
ſchaftlicher Art, von Ständen und Innungen über die Juden. Zu bemerken 
iſt in dieſem Zuſammenhang, daß faſt allein der ländliche Adel als Verteidiger 
der Juden auftritt. Einen verhältnismäßig breiten Raum nimmt ſchließlich 
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der Streit der Juden untereinander in Sachen des Niederlaſſungsrechtes und 
in Synagogenangelegenheiten ein. Aus dem Ganzen heben ſich plaſtiſch einige 
in ſich abgeſchloſſene Epiſoden von weitergehendem Intereſſe heraus: Der 
1650 gemachte Verſuch, die Judenſchaft von Halberſtadt, Minden, Ravensberg. 
Cleve und der Mark unter der Leitung des energiſchen Berend Levy zu organi- 
ſieren; die Etablierung des holländiſchen Juden Moſes Jacobſohn de Jonge 
in Memel 1664 und die wirtſchaftliche Bedeutung, die er im Kampf mit der 
Kaufmannſchaft dieſer Stadt dem öſtlichſten Zipfel der Monarchie erwerben 
konnte; die Aufnahme der Wiener Juden durch den Großen Kurfürſten 1671; 
ſchließlich die Rolle, die der erfolgreiche Lieferant und Bankier Joſt Liebmann, 
und nach ſeinem Tode ſeine Witwe Eſther, an dem immer geldbedürftigen 
Hofe Friedrichs des Erſten geſpielt haben. — Wenn man für das behandelte 
Spezialgebiet von einer Entwicklung innerhalb des von dem vorliegenden 
Aktenbande erfaßten Zeitraumes ſprechen will, ſo wirkt ſich die in dieſe Zeit 
fallende abſchließende Umwandlung des Territorialſtaates in den Einheitsſtaat 
dahin aus, daß Jurisdiktion und Finanzoberhoheit über die Juden, die zu 
Anfang des Zeitraumes noch umſtritten waren, definitiv auf den Kurfürſten 
übergehen. In kultureller Hinſicht dagegen können wir einen Fortſchritt nicht 
eigentlich feſtſtellen, namentlich — was im Widerſpruch zu gelegentlichen Be- 
merkungen der Verfaſſerin des Textbandes bemerkt ſei — nicht in Richtung 
auf die Emanzipation. Als charakteriſtiſch iſt noch für die Zeit Friedrichs 1. 
das Überwiegen der finanziellen Fragen zu bezeichnen, während unter ſeinem 
Vorgänger die wirtſchaftlichen den Vorrang gehabt hatten. 


Der die Darſtellung enthaltende Band faßt den Inhalt der Akten unter 
einer Reihe von Geſichtspunkten zuſammen, die ſich aus der Perſpektive des 
brandenburgiſch⸗preußiſchen Hiſtorikers ergeben. Die Darſtellung läßt eine 
eingehende Durchdringung des Stoffes erkennen und macht durch ihre Leben- 
digkeit und Vielſeitigkeit die Lektüre angenehm. Wenn der Band in ſeiner 
Geſamtwirkung das Bild, das wir von der Stellung der Juden im Preußiſchen 
Staat des 17. und beginnenden 18. Jahrhunderts haben, nicht weſentlich 
ändert, ſondern nur ergänzt, und hier und da wichtige Schlaglichter auſſetzt, 
ſo liegt dies daran, daß das einſchlägige Gebiet, vor allem auch die betreffenden 
Akten, ſchon wiederholt eingehend durchgearbeitet worden ſind, ſo von König, 
Geiger u. a. Der Wert der vorliegenden Arbeit liegt vor allen Dingen darin, 
daß man wohl annehmen darf, daß nunmehr für den in Frage ſtehenden Zeit⸗ 
raum keinerlei weſentliches Material mehr vorhanden iſt, das ungenutzt ge⸗ 
blieben wäre. In der Fortſetzung des Werkes, für das ein ganz anders umfang⸗ 
reiches Rohmaterial vorhanden iſt, dazu aber auch ganz neue Faktoren wirt- 
ſchaftlicher und kultureller Art der Berückſichtigung bedürfen, ſteht der Ver⸗ 
faſſerin noch eine ebenſo ſchwere wie dankbare Aufgabe bevor. 55 aul Wallich 


Kurt Tautz, Die Bibliothekare der Churfürſtlichen Bibliothek zu Cölln 
an der Spree. Ein Beitrag zur Geſchichte der Preußiſchen Staats. 
bibliothek im 17. Jahrhundert. (Zentralblatt für Bibliotheksweſen 
Beiheft 35.) Leipzig, Harraſſowitz, 1925. 276 S. u. 4 Bildniſſe. 

Wenn Ludwig Geiger ſeine Geſchichte des geiſtigen Lebens der preußiſchen 

Hauptſtadt mit dem Regierungsantritt Friedrichs III. beginnt, ſo beweiſt das 

vorliegende Buch, daß dieſer Anfangstermin um mehr als ein Menſchenalter 
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zu ſpät gewählt iſt. Über der Tatſache, daß es dem Großen Kurfürſten gelang, 
Brandenburg⸗Preußen in die europäiſche Politik einzuführen, darf nicht ver⸗ 
geſſen werden, daß er verſuchte, ſeinen Staat auch zu einem Faktor des euro⸗ 
päiſchen Geiſteslebens zu erheben. Selbſt die Akademie, die ſeit dem erſten 
König der feſte Kern für alle wiſſenſchaftlichen Beſtrebungen in Berlin wurde, 
nahm Friedrich Wilhelm mit dem weitſchauenden Projekt, eine brandenbur- 
giſche Univerſaluniverſität „für die Völker, Wiſſenſchaften und Künſte“ zu 
gründen, gedanklich voraus. Verwirklichen konnte er aber zwei Pläne, die 
Gründung der öffentlichen Bibliothek und die Schaffung des 
Amtes des Staatshiſtoriographen. Beide liefen zunächſt inſofern in der 
gleichen Bahn, als der erſte Staatshiſtoriograph, Joachim Hübner, zugleich 
auch als erſter „die Oberinſpektion und Direktion“ der Berliner Hofbibliothek 
und aller übrigen landesherrlichen Bibliotheken erhielt und der bedeutendſte 
kurfürſtliche Bibliothekar, Chriſtoph Hendreich, mit der Fortführung der von 
ſeinen Vorgängern begonnenen Geſchichte des brandenburgiſchen Hauſes und 
Landes beauftragt wurde. Gelang es Friedrich Wilhelm nach fünf verfehlten 
Verſuchen erſt am Ende ſeines Lebens in Samuel von Pufendorf die geeignete 
Perſönlichkeit für die Darſtellung ſeines Lebens und Wirkens zu finden (vgl. 
auch Ernſt Fiſcher, Die offizielle brandenburgiſche Geſchichtſchreibung z. Z. d. 
Gr. Kurf., Zſch. f. Preuß. Geſch. u. Landeskunde Jahrg. 15, 1878, S. 377 ff.), 
ſo war ihm bei der Bibliotheksgründung voller Erfolg beſchieden. 

Zur Geſchichte dieſes Inſtituts hat der Verfaſſer des vorliegenden Werkes 
mit großer Liebe alles erreichbare Material zuſammengetragen, das ihm vor⸗ 
nehmlich die Akten der Preuß. Staatsbibliothek und des Geheimen Staats- 
archivs boten. Er formte daraus 24 mehr oder minder umfangreiche Lebens- 
bilder derjenigen Perſonen, die als beſtallte Bibliothekare oder in freierer Ver⸗ 
bindung der Bibliothek angehörten. Die Berufung des erſten kurfürſtlichen 
Bibliothekars im Jahre 1650, elf Jahre vor der Eröffnung der Bücherſammlung 
für das Publikum, und ihre Namensänderung in „Königliche Bibliothek“ 1701 
gaben die zeitliche Begrenzung ſeiner Darſtellung. Da ſich jede Lebensbeſchrei⸗ 
bung in die Vorgeſchichte bis zum Eintritt in die Bibliothek, die Tätigkeit in 
dieſer, das Privatleben und ſchließlich die ſchriftſtelleriſche Leiſtung mit genauem 
Schriftenverzeichnis gliedert, ſo erwuchs das Buch von einer Geſchichte der 
Berliner Bibliothek zu einem Ausſchnitt aus der Gelehrtengeſchichte der Zeit. 
So kraus, wie das Leben jener Männer, ſind die Themen ihrer Schriften. Die 
Mehrzahl von ihnen hatte wechſelnde Lehrämter an Univerſitäten und Gym⸗ 
naſien inne, die ſie zum Teil neben ihrer bibliothekariſchen Tätigkeit beibehielten. 
Die Univerſität Frankfurt a. O. und das 1650 nach Berlin verlegte Joachims- 
talſche Gymnaſium ſpielten dabei eine beſondere Rolle. Von jener kamen 
Chriſtoph Hendreich, Runckel und Urſinus von Bär, von dieſem Raue, Vorſtius 
und Wilhelmi. Starck bekleidete zugleich das Amt eines Konrektors am Gym— 
naſium zum Grauen Kloſter. Eller, der jüngere Hendreich, Acoluth und An- 
dreas Müller waren Prediger, der letztgenannte Propſt der Nikolaikirche. Zu 
ihnen geſellte ſich der des Chineſiſchen kundige kurfürſtliche Leibarzt Chriſtian 
Mentzel. Alle dieſe Männer arbeiteten im Schatten der mächtigen Perſönlich- 
keit des Kurfürſten, der mit unermüdlicher Zähigkeit anordnend, ermahnend, 
auch wohl ſcharf tadelnd die Förderung ſeiner Schöpfung perſönlich leitete. Auf die 
Vermehrung und Katalogiſierung, auf den gleichmäßigen Einband und die Erridh- 
tung eines beſonderen Bibliotheksgebäudes zielten vornehmlich ſeine Wünſche. 
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Man kann die Frage aufwerfen, ob die Auflöſung der Bibliotheksgeſchichte 
in biographiſche Einzelbilder glücklich iſt. Da die Mehrzahl der behandelten 
Perſonen nur wegen ihrer Wirkſamkeit für die Bibliothek den Anſpruch erheben 
darf, der Vergeſſenheit entriſſen zu werden, und da die Schilderung ihrer ge- 
meinſamen oder einander widerſtrebenden Amtstätigkeit häufig Wiederholung 
der gleichen Umſtände und zahlreiche Verweiſungen erforderlich macht, ſo hätte 
eine zuſammenhängende Darſtellung der Geſchichte des Inſtituts mit biogra⸗ 
phiſchen Zuſätzen die ſachlichen Verhältniſſe zweifellos deutlicher vor Augen 
geführt. Der Verf. wußte dieſe Schwierigkeit dadurch zu mildern, daß er über 
die zwiſchen den Bibliothekaren Raue, Vorſtius und ſpäter Beger einerſeits 
und Chriſtoph Hendreich anderſeits ſich abſpielenden Vorgänge nur in dem 
Hendreich gewidmeten Kapitel eingehend berichtete, das infolgedeſſen faſt zum 
dritten Teil des ganzen Buches anwuchs. Bei der engen Verflechtung der 
perſönlichen und verwaltungstechniſchen Fragen dürfte auch bei dieſer Anord- 
nung des Stoffes kaum eine Seite des damaligen Bibliotheksgetriebes außer 
acht gelaſſen ſein. 

In dankenswerter Weiſe veröffentlicht der Verf. im Anhang 55 Akten⸗ 
ſtücke als Beleg für ſeine Darſtellung. Sie enthalten eine Fülle bibliothet3- 
geſchichtlichen Materials. Chronologiſche Anordnung und eine kurze Inhalts⸗ 
angabe am Kopf jeder Nummer hätte ihre Benutzbarkeit erleichtert. 

Das mit liebevoller Sorgfalt gearbeitete Buch ſoll nach der Vorrede ein 
Bauſtein zu einem Corpus bibliothecariorum bilden. Wir möchten hoffen, 
daß der Verf. ſeine Studien fortſetzt. Ihm ſtände dann die lodende Aufgabe 
bevor, das Leben der beiden hervorragendſten Berliner Bibliothekare des 
18. Jahrhunderts, La Croze und Friedr. Wilh. Stoſch, zu ſchildern. 

Guſtav Abb. 


Michael Strich, Liſelotte von Kurpfalz. Berlin 1925, Ullſtein, 219 S. 
mit 8 Tafeln. („Deutſche Lebensbilder.“ 

Es war kein ſchlechter Gedanke, in die Reihe der vom Verlag Ullſtein 
herausgegebenen „Deutſchen Lebensbilder“ auch eine Biographie der Liſelotte 
von der Pfalz aufzunehmen. Gehört doch dieſe prächtige deutſche Fürſtin, 
die durch ein gewiſſes romantiſches Spiel des Geſchicks an den Hof des franzö- 
ſiſchen Sonnenkönigs verſchlagen wurde, ſeit langem zu den beliebteſten und 
bekannteſten Frauengeſtalten aus der deutſchen Geſchichte. Ihre berühmten 
Briefe, nie ganz in Vergeſſenheit geraten, ſeit Ranke als hervorragende Quelle 
zur zeitgenöſſiſchen Geſchichte geſchätzt und zeitweiſe zweifellos auch überſchätzt, 
zählen zu dem Schönſten, was uns an hiſtoriſcher Briefliteratur überliefert iſt. 
Man kann getroſt behaupten, daß der gebildete Deutſche — und nicht einmal 
ausſchließlich der Laie — die Zeit und den Hof Ludwigs XIV., dieſen be⸗ 
lebenden und kontraſtierenden Hintergrund zum Weſen und Wirken Liſelottes, 
noch heute durchweg mit den hellen Augen der tapferen und kernigen Pfäl⸗ 
zerin ſieht. Aber auch die kritiſche Forſchung wird bei keiner Arbeit aus dieſer 
Epoche an den Urteilen und Beobachtungen von „Madame“ vorübergehen 
können, ſei es auch nur, um ſie im einzelnen zu prüfen und zu berichtigen. 

Stattlich wie die Überlieferung ihrer Briefe iſt die Zahl und der Umfang 
der Ausgaben und der auf ſie geſtützten Darſtellungen wiſſenſchaftlichen und 
volkstümlichen Charakters; die von Helmolt, Strich u. a. gegebenen „Liſelotten⸗ 
bibliographien“ füllen allein ſchon ganze Bändchen. Der dankbaren, aber nicht 
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leichten Aufgabe, den Stand unſeres Wiſſens in gemeinverſtändlicher Form 
darzuſtellen, hat ſich Michael Strich mit großem Geſchick unterzogen. Das auch 
äußerlich hübſch ausgeſtattete Werk erzählt Liſelottes Lebenslauf von den 
Tagen der ſonnigen Heidelberger und Hannoverſchen Kinderzeit an über die 
ehren⸗ und dornenvollen Jahrzehnte der Ehe mit „Monſieur“, dem Bruder 
Ludwigs XIV., bis zu dem langen Lebensabend im Frankreich der Regentſchaft, 
gefällig, voll ehrlicher Begeiſterung für ſeine Heldin, glücklich im Aufbau und 
in der Verwendung des überreichen Stoffes. Auf wiſſenſchaftliches Beiwerk, 
wie Fußnoten, Anmerkungen und leider auch auf ein Regiſter, iſt grundſätzlich 
verzichtet worden. Man muß das bedauern, zumal der Kenner unſchwer ſpürt, 
wie fleißig und ſorgfältig, auf Grund jahrelanger Vertrautheit, die Quellen 
und die Literatur in die Darſtellung hineingearbeitet ſind. Sachlich iſt kaum 
etwas zu beanſtanden. Nur gelegentlich fei für eine wünſchenswerte Neu- 
auflage angemerkt, daß Kurfürſtin Sophie von Hannover (nicht Sophie Char- 
lotte, wie es unter dem Bilde heißt!) nicht wohl als „Sophie Stuart“ bezeichnet 
werden kann (S. 22). Ihr Celler Schwager hieß Georg Wilhelm, mit Ruf- 
namen Georg (S. 120), und die „prächtigen Lindenalleen“ zu Herrenhauſen 
(S. 32) ſind erſt im 18. Jahrhundert entſtanden. 

Preußiſche Dinge werden naturgemäß nur wenig berührt; erſt aus den 
letzten Lebensjahren Liſelottes beſitzen wir überhaupt in ihren mercies an bie 
Königin Sophie Dorothea eine engere Berührung mit ihnen. 

Alles in allem eine recht erfreuliche Leiſtung. Wer die Briefe der Liſelotte 
liebt, wird ſeine Freude an dem ſtimmungsvollen Lebensbilde haben. 

Charlottenburg. G. Schnath. 


Victor Loewe, Ein Diplomat und Gelehrter Ezechiel Spanheim 
(1629 —1710). Mit Anhang: Aus dem Briefwechſel zwiſchen Span⸗ 
heim und Leibniz. (Hiſtoriſche Studien, herausgegeben von Dr. E. 
ne Heft 160.) Berlin, Verlag von Emil Ebering, 1924. 8°. 

u. 204 S 

Unter den Diplomaten des Großen Kurfürſten feſſelt durch die Vereinigung 
von außerordentlicher Gelehrſamkeit mit diplomatiſcher Tüchtigkeit und welt- 
männiſchem Auftreten der aus einer Pfälzer Familie ſtammende, in Genf ge- 
borene Halbfranzoſe Ezechiel Spanheim, der ſeit ſeinem 51. Lebensjahre in den 
kritiſchen Ausgangsjahren des Kurfürſten deſſen Vertreter in Paris war und 
unter dem Sohne Friedrich Wilhelms noch einmal dort beglaubigt wurde, um 
ſchließlich in hohem Alter bis zum Ende feines Lebens das junge Königreich 

Preußen in London zu vertreten. Die Verbindung von Gelehrſamkeit und 

diplomatiſcher Geſchicklichkeit iſt, im Gegenſatz zu andern Ländern, in Branden⸗ 

burg⸗Preußen nicht häufig zu beobachten geweſen. Perſönlichkeiten wie Wil- 
helm v. Humboldt, Niebuhr, Bunſen, Schlözer find große Ausnahmen. Span- 
heim ſteht gewiſſermaßen an der Spitze der Reihe preußiſcher Diplomaten dieſer 

Gattung. Der Eindruck ſeiner Perſönlichkeit auf ſeine Zeitgenoſſen war be- 

trächtlich, und es iſt gewiß recht dankenswert, daß er jetzt einen Biographen ge- 

funden hat, der mit großer Sorgſamkeit alles erreichbare Material über ihn 
zuſammengeſucht und kritiſch ausgebeutet hat. Ich muß aber geſtehen, daß 
eine gewiſſe Entſagung dazu gehört, ein eingehenderes Bild dieſes Mannes zu 
zeichnen, da für uns ſeine ganze Wirkſamkeit etwas Langweiliges hat. Als 
Diplomat entbehrt er ſehr der perſönlichen Note, und auch ſeine gelehrte Tätig⸗ 
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keit im einzelnen zu verfolgen, hat begrenztes Intereſſe. Vor mehr als einem 
Menſchenalter fand ich mich auf Erſuchen Lilienerons in Ermangelung eines 
anderen Bearbeiters bereit, den Spanheim gebührenden Artikel für die A. D. B. 
zu ſchreiben. Loewe ſcheint aus eigenem Antriebe an das ſpröde, zum Teil recht 
trümmerhafte, zum Teil aber auch recht weitſchichtige Material gegangen zu 
fein, aus dem er in der Tat ein abgerundetes, von trefflicher Sachkunde zeu- 
gendes Lebensbild zu geſtalten vermochte. Ein beſonderer Glücksumſtaud war 
es für ihn, daß er noch kurz vor dem November 1918 für die pfälziſche Periode 
Spanheims nach Straßburg verſchleppte Archivalien an Ort und Stelle be- 
nutzen konnte. Sie bildeten eine wertvolle Ergänzung der Studie, welche er 
bereits 1914 fiber Spanheims Anfänge in der Zeitſchrift zur Geſchichte des 
Oberrheins veröffentlichte. Gewiſſe Reizmomente ſpielen hinein in das Leben 
des gelehrten Herrn durch ſeine Berührungen mit zwei deutſchen Fürſtinnen, 
der Herzogin Sophie von Hannover und der Liſelotte von Orleans, ebenſo 
durch ſeine Beziehungen zu Leibniz und durch die für die Vorgeſchichte der 
Akademie der Wiſſenſchaften wichtige Gründung der Spanheimgeſellſchaft. 
Die genannten beiden Fürſtinnen dürften an ihm Gefallen gefunden haben, 
weil er nicht in dem Maße, wie ſonſt die Gelehrten ſeiner Zeit, „ſo narriſche 
Manieren“ an ſich gehabt und ſich wie andere Menſchenkinder gegeben zu haben 
ſcheint. Amüſant ift die Mitteilung, daß der klaſſiſche Philologe in Span- 
heim bei Durcharbeitung von Pufendorfs Werk über Kurfürſt Friedrich Wilhelm, 
mit der er beauftragt war, durch deſſen ſchlechten Stil beleidigt wurde. In das 
Gebiet der Geſchichtſchreibung reicht Spanheims berühmte Relation de la cour 
de France, die Loewe eingehend würdigt. Man möchte wohl des Näheren 
wiſſen, wie dieſer feine und gelehrte Halbfranzoſe ſich in der Berliner Um- 
gebung gefühlt hat, in die er ſieben Jahre hineingezogen wurde, ohne doch 
irgendwelche Berührungen mit der dortigen Welt zu haben. Die gelegentlich 
aufgeſtellte Behauptung, daß er ein „guter Brandenburger“ geworden ſei, 
weiſt Loewe mit vollem Recht als irrig zurück. Doch iſt Spanheim ein lehr⸗ 
reiches Beiſpiel dafür, wie ſich aus einem Fürſtendiener ein Staatsdiener ent- 
wickelt. 

Etwas unvermittelt gibt Loewe von der Verheiratung ſeines Helden (S. 32) 
Kenntnis. Der Name der Frau gehörte doch wohl in den Text und nicht in eine 
Anmerkung. Schon im November 1679 ſpricht Sp. von „Frau und Kind“ 
(S. 40). Wir erfahren aber erſt von der Geburt einer nachmals ſehr vornehm 
verheirateten Tochter im Jahre 1681, der i. J. 1685 eine zweite folgte, von der 
nichts weiter mitgeteilt wird. Fuchs wird von L. irrig ſchon 1679 mit dem 
Adelsprädikat aufgeführt. Die Korrektur des Satzes läßt zuweilen zu wünſchen 
übrig (z. B. S. 137). 

Leider iſt die Ausſtattung des verdienſtlichen Werkes etwas dürftig. Die 
Wahl des Papiers ſcheint noch von der Inflationsperiode beeinflußt zu ſein. 

Vielleicht trägt die Publikation dazu bei, den verſchollenen umfangreichen 
Nachlaß Spanheims, der in einer engliſchen Sammlung zu vermuten iſt, ans 
Tageslicht zu bringen. Herman v. Peters dorff. 


Friedrich der Große und Wilhelmine von Baireuth. Bd. II: Briefe der 
Königszeit 1740—1758. Hrgb. und eingeleitet von B. G. Volz. 
Deutſch von F. v. Oppeln⸗Bronikowski. Mit 16 Bildbeigaben. K. F. 
Koehler, Berlin u. Leipzig 1925. 459 S. 
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Der erſte Band dieſer Veröffentlichung iſt im vorigen Hefte, S. 172, an⸗ 
gezeigt worden, der vorliegende zweite Band bringt das Werk zum Abſchluß. 
Liegt die Bedeutung des im erſten Bande mitgeteilten Briefwechſels vor allem 
darin, daß er eine der wichtigſten Quellen für die innere Entwicklung Friedrichs 
iſt, ſo hört naturgemäß von dem Augenblick an, wo Friedrich als König in das 
volle Licht der Geſchichte tritt, der geſchwiſterliche Gedankenaustauſch auf, 
eine ſo einzigartige Quelle zur Geſchichte des Königs zu ſein. Damit verringert 
ſich nicht der innere Wert der zwiſchen zwei ſo geiſtig bedeutenden und an hervor⸗ 
ragender Stelle ſtehenden Perſönlichkeiten gewechſelten Briefe, und der Leſer 
wird das Buch, nicht ohne tiefe Eindrücke von den Briefſchreibern gewonnen zu 
haben, aus der Hand legen. Vor allem feſſelt in dieſem Bande die Beobach- 
tung der durch den Einfluß der leidigen Politik in der fo zärtlichen geſchwiſter⸗ 
lichen Freundſchaft hervorgerufenen Wandlungen. Die Trübung des Verhält- 
niſſes begann 1743 aus Anlaß der zwiſchen der Tochter Wilhelmines und dem 
Herzog Karl Eugen von Württemberg geplanten Heirat, und es kam zum offenen 
Konflikt durch die von Wilhelmine gegen des Königs Willen betriebene Ver- 
heiratung ihrer Hofdame v. d. Marwitz mit dem Grafen Burghauß und durch 
von Friedrich bitter empfundene Aufmerkſamkeiten des Markgrafenpaares 
gegenüber Oſterreich. Der endgültige Bruch blieb jedoch vermieden, wobei 
Friedrich ſich das Verdienſt zuſchrieb. „Jeder andere als ich hätte wohl offen 
gebrochen; ich aber habe nie vergeſſen, daß du meine Schweſter biſt, und daß 
ich dich zärtlich geliebt habe“ (Nr. 122, 16. 4. 1746). Auch Wilhelmine erkannte 
dies ſpäter an und nahm alle Schuld auf ſich: „Durch reifliche Selbſtprüfung 
bin ich zu der Einſicht gelangt, daß ich zeitlebens nur eine Schuld auf mich ge⸗ 
laden habe, und zwar gegenüber einem Bruder, der mir aus tauſend Gründen 
teuer fein ſollte“ .. . (21. 2. 1748). Die Freundſchaft iſt danach nicht mehr 
getrübt worden, bis der Tod ſie ſchied. 

Während des Zerwürfniſſes mit dem Bruder, in krankhafter Ceelen- 
ſtimmung ſind die gehäſſigen Faſſungen der Denkwürdigkeiten Wilhelmines 
entſtanden, deren Unglaubwürdigkeit die eigenen Briefe Wilhelmines dartun. 

Auch in dieſem Bande konnte bei der Fülle des noch erhaltenen Materials 
nur eine Auswahl z. T. mit ſtarken Kürzungen geboten werden, er enthält 
595 Stücke, die zumeiſt bisher noch unveröffentlicht waren. Der Herausgeber 
hat auch hier wieder eine ausführliche Einleitung gegeben und die Texte mit 
ſorgfältigen Erläuterungen begleitet. Sch. 


Guſtav Berthold Volz, Friedrich der Große im Bilde ſeiner Zeit. 
K. F. Koehler, Berlin⸗Leipzig 1926. 43 S. u. 40 Bildtafeln. 4“. 
Ganzleinen geb. 30 M. (Ausgabe B Text auf handgeſchöpften Bütten 
Hͤlbled. geb. 55 M.) 

über die hier von Volz vorgelegte, auf ſorgfältigen Studien beruhende 

Auswahl der wichtigſten zeitgenöſſiſchen bildlichen Darſtellungen des großen 

Königs kann man nur dankbare Befriedigung äußern. Wir beſitzen bekanntlich 

nur aus der Kronprinzenzeit Bilder Friedrichs II., die in lebendiger Anſchauung 

gemalt wurden und daher (namentlich die von Knobelsdorff und Pesne) eine 
ſichere Vorſtellung von der äußeren Erſcheinung ermöglichen. Als König hat 

Friedrich niemals einem Maler eine Porträtſitzung gewährt, und die meiſten 

der vorhandenen, nach dem Gedächtnis angefertigten Bilder befriedigen uns 

daher nicht. J. G. Sulzer hat im Hinblick darauf geäußert (1786): „Alle Bilder, 
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die ich jemals von ihm geſehen habe, find Karikaturen; es find in feiner Phy⸗ 
ſiognomie ſo viele Feinheiten, die noch niemand erreicht hat und niemand er⸗ 
reichen wird.“ Daß dieſes Urteil viel Wahrheit hat, zeigt auch der Vergleich der 
Bilder mit der eindrucksvollen Totenmaske, die Waldeyer eingehend unterſucht 
hat (Waldeyer, Die Bildniſſe Friedrichs d. Gr. und ſeine äußere Erſcheinung, 
Berlin 1900). Eckſtein, der die Maske abnahm, hat danach eine Büſte geſchaffen. 

In dem vorangeſchickten Texte gibt der Herausgeber wertvolle Erläute⸗ 
rungen über das Zuſtandekommen der einzelnen Bilder und den Anteil des 
Königs daran. Neu iſt die wichtige Feſtſtellung, daß das Profilbild von Knobels⸗ 
dorff als Vorlage für eine plaſtiſche Abbildung, wahrſcheinlich auf Münzen und 
Medaillen, dienen ſollte und in das Ende des Jahres 1734 zu verlegen iſt, wo 
Friedrich mit dem baldigen Regierungsantritt bei dem anſcheinend hoffnungs⸗ 
loſen Zuſtand des Vaters rechnete. 

Nahezu unzählig ſind die von Friedrich zumeiſt erſt nach dem Tode ange⸗ 
fertigten Porträts und Anekdotenbilder. Das vorliegende Werk mit ſeinen 
vortrefflichen Reproduktionen ermöglicht es, ſich an der Hand der beſten Zeug⸗ 
niſſe ein Urteil über die äußere Erſcheinung des Königs zu bilden. Sch. 


Karl Miſch, Varnhagen von Enſe in Beruf und Politik. F. A. Perthes, 
Gotha u. Stuttgart 1925. 8°. 178 S. 

Varnhagens Perſönlichkeit und Wirken einmal gründlich wiſſenſchaftlich 
zu beleuchten, iſt zweifellos ein intereſſantes und nützliches Unternehmen. 
Daß ſich bisher noch niemand daran gemacht hat, iſt eigentlich auffällig. Es 
hat wohl darin ſeinen Grund, daß dieſe Perſönlichkeit zu viel des Unſympathi⸗ 
ſchen an ſich trägt. Das Bild, das Treitſchke von V. in ſeiner Deutſchen Ge⸗ 
ſchichte entworfen hat, ermutigte auch wohl nicht gerade dazu, obwohl man 
merken konnte, daß das harte Urteil, das Treitſchke über den Gatten der Rahel 
fällt, auf mancherlei, großenteils verhaltenen Widerſpruch ſtieß. Auch die hier 
vorliegende, von Erich Marcks angeregte Arbeit, die kürzlich noch in einem Auf⸗ 
ſatz desſelben Verfaſſers in dieſer Zeitſchrift gewiſſermaßen eine Erweiterung 
erfahren hat, gibt kein Totalbild von V.s Perſönlichkeit und Tätigkeit, ſondern 
ſucht gewiſſermaßen Ergänzungen zu dem bisher Bekannten zu liefern, indem 
ihr Verfaſſer angibt, bisher ſei V. hauptſächlich von der literariſchen Seite be⸗ 
trachtet worden, er wolle ihn in ſeinem Berufe und als Politiker ſchildern. 
Man wird das kleine Buch eine ganz ausgezeichnete Studie nennen dürfen, 
die durch reifes, ruhiges Urteil, klare und anſprechende Darſtellung, methodiſche, 
eindringende Unterſuchung jedermann feſſelt. Miſch erklärt, was Treitſchke als 
Beleg anführe, ſei im Tatſächlichen unanfechtbar, und auch in deſſen Deutung 
ſeien höchſtens Schattierungen zu beſſern. „Die Einordnung in den großen 
Rahmen hat Treitſchke mit hoher Kunſt und treffſicherer Hand ausgeführt, nur 
daß die Einordnung unvollſtändig iſt, daß das Moſaikſteinchen mit der ver⸗ 
kehrten Seite eingelaſſen wurde, das iſt es, was Treitſchkes Bemerkungen über 
V. doch nicht voll befriedigen läßt.“ Es iſt nicht zu verwundern, daß das Bild, 
das Treitſchke entwirft, an der Hand der Unterſuchungen Miſchs einige Berich⸗ 
tigungen erfährt. So wird die Urſache der Abberufung V.s aus Karlsruhe auf 
Grund kritiſcher Durcharbeitung alles erreichbaren Materials richtig und von 
Treitſchke ſehr abweichend dargeſtellt. Das Bild des Politikers V. zeigt weſent⸗ 
lich günſtigere und beachtlichere Züge, als Treitſchte wahrgenommen hat. 
Gerade in dieſer Hinſicht hat Miſch ein tüchtiges Stück Forſcherarbeit geleiſtet, 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Wei. XX XVIII. 2. 27 
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indem er der umfangreichen journaliſtiſchen Tätigkeit V.s im einzelnen nach- 
ging und beiſpielsweiſe ſeine Tätigkeit als Herausgeber einer Kriegszeitung 
und ſpäter im Cottaſchen „Zeitungskonzern“ („Deutſcher Beobachter“, „Lootſe“, 
„Aarauer Zeitung“ uſw.) ans Tageslicht zieht. Aber der Haupteindruck, den man 
von dieſem gewandten und allerſeits gefürchteten Schriftſteller mit ſich nimmt, 
iſt doch auch in dieſem Buche höchſt unangenehm, von ſeiner Kriegsverdiener⸗ 
tätigkeit, für die Miſch recht intereſſantes Material beibringt, bis zu feiner Doppel⸗ 
züngigkeit und ſeiner Rachſucht auch noch im Alter. Miſch vermißt vor allem 
an ihm die Willenskraft wie die Entſagung und den perſönlichen Mut. Zu ſehr 
ſtand das Sinnen dieſes leidenſchaftlichen Demokraten (der er von Anfang an 
war) auf äußere Ehrenzeichen, auf Gunſtbezeugungen und Titelverleihungen. 
„Die perſönliche Eitelkeit, die Unſachlichkeit iſt der beſtimmende Zug ſeines 
Weſens.“ Man begreift es, daß ein Mann wie Treitſchke vor ihm Ekel empfand. 
Es ging ihm wie einem andern rein empfindenden Manne, Wilhelm Grimm, 
der im Jahre 1810 über den damals 25 jährigen Varnhagen an Brentano ſchrieb: 
„Wir haben in dieſen Tagen einen Berliner zum Beſuch gehabt, den Varn⸗ 
hagen: ein Menſch, der mir aus allen Kräften zuwider iſt und auf dem Leben 
mit einer matten, geiſtloſen Frechheit ſteht. Es ſcheint, nach dem was er ſpricht, 
als ob er ſeinen Lebensbaum, an dem auch nicht ein einziges friſches, grünes 
Blatt hängt, mit allen möglichen Erfahrungen ausputzen werde.“ 
H. v. Petersdorff. 


Heinrich Kretſchmayr, Maria Thereſia. Mit 32 Bildbeilagen. Der 
Flamberg Verlag, Gotha 1925. 286 S. 

Die obige Biographie gehört zu der vom Flamberg Verlag heraus- 
gegebenen Sammlung „Deutſcher Führer“, die in dem Jammer der Gegenwart 
dem deutſchen Volke „Vorbilder großen Wollens und großen Tuns“ vor Augen 
ftellen follen. Von dem Standpunkt „deutſcher nationaler Betrachtung“ zeichnet 
der Verf. in Maria Thereſia das Bild der „deutſchen Frau“ auf dem Habs⸗ 
burgerthron; er zeichnet in ſcharfumriſſener und bewegter Darſtellung ihr 
Wirken als Herrſcherin auf dem Gebiet der äußeren und der inneren Politik 
und ihre Perſönlichkeit, die noch im einzelnen durch die in den „Anlagen“ mit⸗ 
geteilten Stellen aus ihren Briefen und ſonſtigen Aufzeichnungen näher be⸗ 
leuchtet wird. 

Der Kampf, den ſie mit Friedrich dem Großen auszufechten hatte, ſteht 
für uns im Vordergrund des Intereſſes. Dankbar erkennen wir das Streben des 
Verf. an, dem König volle Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen, war man doch 
in Oſterreich noch bis in unſere Tage geneigt, ihn allzu einſeitig, gleichſam nur 
mit den Augen ſeiner großen Gegnerin zu betrachten. So charakteriſiert er das 
ſchleſiſche Unternehmen, das Friedrich 1740 begann, als diktiert von der „Staats- 
taiſon“, als „preußiſche Lebensnotwendigkeit“: „Dieſes Preußen mußte wachſen 
oder vergehen“ (S. 37 f.). Als der König 1744 abermals zum Schwerte griff, 
fragt er (S. 65): „Konnte er anders?“ Und ebenſo erklärt er zu Friedrichs 
Losbruch im Jahre 1756: „Der König hatte keine Wahl“ (S. 127). 

Ein Stück deutſcher „Tragödie“ rollt ſich in dieſen Kämpfen zwiſchen 
Preußen und Oſterreich vor unſeren Augen ab. Wir verſtehen, wenn der Verf. 
die „großdeutſche Löſung“ vertritt, ebenſo wie wir für uns das Recht des 
Standpunktes der „kleindeutſchen Löſung“ der deutſchen Frage in Anſpruch. 
nehmen. 
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Mag man vielleicht auch über Einzelheiten anders urteilen als der Verf., 
wir haben es mit einer wiſſenſchaftlich hochſtehenden Leiſtung zu tun, und ſo 
wünſchen wir dem auch bildlich glänzend ausgeſtatteten Werke aufrichtig die 
weiteſte Verbreitung. 

Berlin⸗Lichterfelde. Guſtav Berthold Volz. 


Hans Wahl, Prinz Louis Ferdinand von Preußen. Ein Bild ſeines Lebens 
in Briefen, Tagebuchblättern und zeitgenöſſiſchen Zeugniſſen. Einhorn⸗ 
Verlag Dachau b. München [1925]. 268 S. Preis br. 6,50 M., geb. 10 M. 

Das Buch iſt keine Neuerſcheinung, als die es ſich ausgibt, ſondern ein 
wöttlicher Abdruck (mit einigen Kürzungen) der unter dem gleichen Titel von 
demſelben Autor im Verlage von G. Kiepenheuer in Weimar 1917 erſchienenen 
Veröffentlichung. 

Daß in dem Vorwort jeder Hinweis auf den früheren Druck und eine 
Motivierung des Neudrucks und der dabei durch einzelne Streichungen erzielten 
Anderungen fehlt, muß Befremden erregen. Die vorgenommenen Kürzungen 
erſcheinen auch nicht erwünſcht und glücklich. Z. B. beginnt S. 141 eine Anek⸗ 
dote: „Auf eben dieſer Reiſe befand er ſich ...“, das vorhergehende Stück, in 
welchem geſagt war, um welche Reiſe es ſich handelte, iſt geſtrichen worden, 
ohne durch eine Anmerkung Erſatz zu geben. Vereinzelte Druckfehler ſind über⸗ 
nommen und die Streichung des Namenregiſters am Schluſſe, das eine Neu- 
bearbeitung bei den veränderten Seitenzahlen erfordert hätte, bedeutet eine 
erhebliche Verſchlechterung der früheren Ausgabe, die auch in der äußeren 
Aufmachung vorteilhafter wirkte. Eine unveränderte Neuauflage wäre beſſer 
geweſen. Die vortreffliche biographiſche Skizze des Prinzen Louis von Bailleu 
(Deutſche Rundſchau Bd. 45, 1885) iſt leider nur ſchwer zugänglich, um ſo mehr 
war es zu begrüßen, daß W. durch Zuſammenſtellung der wichtigſten Zeugniſſe 
über ihn und eine Auswahl ſeiner Briefe die Geſtalt des begabten Hohenzollern⸗ 
prinzen einem breiteren Publikum näher gebracht hat. Sch. 


Franz Schnabel, Deutſchland in den weltgeſchichtlichen Wandlungen 
des letzten Jahrhunderts. IV, 258 S., 16 Bildniſſe. B. G. Teubner, 
Leipzig u. Berlin 1925. 

Der Verfaſſer, Ordinarius für Geſchichte an der Techniſchen Hochſchule zu 
Karlsruhe, hat ſeinem vortrefflichen Abriſſe über die allgemeine Geſchichte der 
neueſten Zeit (1789— 1919, Teubner, 1924) die vorliegende Darſtellung der 
deutſchen Geſchichte in dem gleichen Zeitraum folgen laſſen, mit der ausge⸗ 
ſprochenen Abſicht, die in jener „Einführung“ abſichtlich fehlende Erzählung 
für den Bereich der deutſchen Geſchichte zu liefern. Das Buch ſchildert aus dem 
Bedürfnis der Gegenwart heraus und mit dem durch das neue Erleben ver⸗ 
tieften Blick unſere Vergangenheit und ihren Zuſammenhang mit dem all⸗ 
gemeinen Geſchehen allgemein verſtändlich und doch von hoher Warte aus, 
in äußerlich ſchlichter und doch kunſtvoll beherrſchter und geordneter Erzählung. 
In einem einleitenden Abſchnitt werden die beherrſchenden Probleme der 
deutſchen Geſchichte in meiſterlicher Kürze aufgezeigt; aus der mit dem Ende 
des alten Reiches einſetzenden eigentlichen Darftellung ift die Schilderung der 
Perſönlichkeit und des Werkes Bismarcks, ſowie die der neuen wirtſchaftlichen 
Entwicklung als beſonders gelungen und packend hervorzuheben. Die Bewer⸗ 
tung der leitenden Perſönlichkeiten und der allgemeinen Tendenzen halten ſich 
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in glücklicher Weiſe die Wage; das Kulturgeſchichtliche iſt ſtärker berückſichtigt 
als meiſt üblich, immerhin hätten die gewaltigen kulturellen Wandlungen der 
letzten Jahrzehnte mehr Beachtung verdient. Das auch ſonſt geſchmackvoll 
ausgeſtattete Buch zeichnet ſich beſonders durch die vortrefflichen Bildniſſe in 
Kupfertiefdruck aus. Es iſt hierbei bezeichnend, daß von Herrſcherbildniſſen 
gänzlich abgeſehen iſt, dafür aber neben Staatsmännern und Feldherrn — 
Bismarck, Gneiſenau, Stein, W. v. Humboldt, Moltke, Hindenburg —, neben 
Goethe und Treitſchke Führer des politiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialen 
Lebens gebracht werden: Friedr. Liſt, Görres, H. v. Gagern, Juſtus Liebig, 
Ketteler, Laſſalle, Werner Siemens, F. Naumann. H. Rachel. 


F. Kade, Schleiermachers Anteil an der Entwicklung des preußiſchen 
Bildungsweſens von 1808—1818. Mit einem bisher ungedruckten 
Votum Schleiermachers (vom 10. Juli 1814). Leipzig, Quelle & 
Meyer, 1925. X, 208 S. 

Es iſt ſehr dankenswert, daß der Verfaſſer zum erſten Male den hervor- 
ragenden Anteil, den Schleiermacher ſeit 1808 für ein großes Jahrzehnt an 
der preußiſchen Unterrichts⸗ und Erziehungsreform von der Volksſchule bis zur 
Hochſchule und zur Akademie der Wiſſenſchaften genommen hat, auf Grund 
gründlicher und verſtändnisvoller Archivſtudien aktenmäßig darlegt. Der 
Nachweis iſt Kade zweifellos gelungen, daß dieſer Anteil des auch auf dieſem 
Gebiete durch Geiſt, Initiative und Pflichtbewußtſein ausgezeichneten ver⸗ 
ehrungswürdigen Mannes weit größer und tiefer war, als man bisher annehmen 
konnte, und daß Schleiermacher dabei in vielen Fällen als der eigentlich Gebende 
auftrat, ſo daß namhafte Mitſtrebende wie W. v. Humboldt und Süvern unter 
ſeinen beſtimmenden Einfluß gerieten. Darüber hinaus bemüht ſich Kade, in 
einem feſſelnden, freilich nur ſkizzenhaft angelegten und nicht ganz zu Ende 
geführten Schlußkapitel, gegenüber einer neuerdings zur Herrſchaft gelangten, 
hier überzeugend kritiſierten Anſicht, die weitgehende Übereinſtimmung zwi⸗ 
{chen Schleiermachers pädagogiſcher Theorie und ſeiner praktiſchen Reform- 
arbeit an anſchaulichen Beiſpielen darzulegen. Man darf es als eine glückliche 
Formulierung bezeichnen, wenn hier von Schleiermacher geſagt wird: „Dieſer 
Ariſtokrat des Geiſtes iſt ein Demokrat des Lebens“, wenigſtens inſofern, als 
bei ihm pädagogiſche Theorie und Praxis, wenn man ſich an die ihnen zugrunde⸗ 
liegende Geſinnung hält und nicht über Wörter ftolpert, einen gewiſſen demo- 
kratiſchen Grundzug erkennen laſſen. Seine beſondere Färbung wäre bei einem 
Vergleich mit Fichte, Arndt, Arnim und andern pädagogiſchen Geſinnungs⸗ 
genoſſen noch deutlicher hervorgetreten. Auch ſonſt hat ſich der Verfaſſer in 
der ideengeſchichtlichen Einordnung der von ihm neu erſchloſſenen wichtigen 
Materialien zu große Beſchränkung auferlegt, wie denn auch die ſonſtige Cha⸗ 
rakteriſtik des Helden beſonders am Anfang zu allgemein gehalten iſt. Auch 
Schleiermachers theoretiſche und praktiſche Pädagogik würde durch einen 
näheren Vergleich mit den zahlreichen andern Betätigungen dieſes reichen und 
raſtloſen Geiſtes nur gewinnen. Eben aber eine noch ausſtehende ideengeſchicht⸗ 
liche Geſamtwürdigung des ſeltenen Mannes im weiteſten Rahmen und im 
Sinne Diltheys und Sprangers wird dem Verfaſſer für das breite und ſolide 
Fundament zu Dank verpflichtet ſein, das er mit ſeiner fleißigen und von wahrer 
Wiſſenſchaftlichkeit erfüllten Arbeit gelegt hat. 

Köln. J. Has hagen. 
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G. Lüttgert (f), Preußens Unterrichtskämpfe in der Bewegung von 1848. 
Ein geſchichtlicher Rückblick. Berlin, Trowitzſch & Sohn, 1924. 


Die Umwälzung des Jahres 1918, die die Staatsform umgeſtürzt und die 
politiſchen Verhältniſſe von Grund aus umgewandelt hat, hat auch auf dem 
Gebiete des Unterrichtsweſens eine Bewegung hervorgerufen, die mit einem 
vollſtändigen Neubau der pädagogiſchen Einrichtungen geendet hat. Was 
unter dem Eindruck der ſtaatlichen Revolution ſich durchgeſetzt hat, iſt aber 
nichts ſchlechthin Neues. Als ein erſtrebtes Ideal hat es längſt in vielen Köpfen 
gelebt, und es hat auch eine Zeit gegeben, wo die jetzt verwirklichten Forderungen 
{don einmal offen und laut erhoben wurden. Das iſt das Jahr 1848 geweſen, 
wo nach der Sprengung verhaßter Feſſeln es jedem erlaubt war, die weit⸗ 
gehendſten Gedanken auszuſprechen und ungeſcheut für ihre Verwirklichung 
einzutreten. In der Tat iſt die Unterrichtsbewegung jener Tage in vielen Hin⸗ 
ſichten der gegenwärtigen zu vergleichen, und es iſt wohl zu verſtehen, daß der 
Verfaſſer obiger Schrift eine lohnende Aufgabe darin erblickte, die Unterrichts⸗ 
kämpfe des preußiſchen Staats im Jahre 1848, die bisher noch nicht auf Grund 
umfaſſenden Aktenſtudiums bearbeitet waren, zum Gegenſtand ſtreng wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Behandlung zu machen. Er hat dabei der Verlockung widerſtanden, 
bei der Schilderung dieſer Meinungskämpfe in die Schlachtentenne des Partei⸗ 
ſtreites herabzuſteigen oder auch nur vom Standpunkt des praktiſchen Päda⸗ 
gogen ein entſchiedenes Urteil über die behandelten Anſchauungen abzugeben, 
vielmehr wahrt er den Standpunkt des geſchichtlichen Berichterſtatters, der 
alles Geſchehen als Teil der vaterländiſchen Staats⸗ und Volksgeſchichte be⸗ 
trachtet und bewertet. 


Ein ſehr reichlicher Quellenſtoff iſt von dem Verfaſſer verarbeitet. Die 
Flut der pädagogiſchen Flugſchriften, die Fachzeitſchriften und Tagesblätter 
des Jahres, die Parlamentsberichte der Frankfurter Paulskirche, der preußiſchen 
Nationalverſammlung und ihrer Nachfolgerinnen, die umfangreichen Akten- 
beſtände des preußiſchen Unterrichtsminiſteriums ſowie die gedruckte Literatur 
ſind ſorgfältig durchgearbeitet. Auf Grund dieſes überaus ergiebigen Stoffes 
gibt nun Lüttgert eine Darſtellung der Reformbewegung auf dem Gebiete 
des Unterrichtsweſens im Revolutionsjahre. Die Geſtaltung des Stoffes hatte 
ihre großen Schwierigkeiten, da die drei Gruppen Volksſchule, höhere Schulen 
und Univerſitäten wohl einige Berührungspunkte haben, aber im Grunde doch 
jede ihre eignen Wege gehen. Am gewaltigſten wurden die Vollsſchullehrer 
von der Woge der Umwälzung ergriffen. Auf ihnen laſtete der ſtärkſte Druck, 
verſchärft durch die äußere Not. Daher der ſtürmiſche Ruf unter ihnen nach 
Abſchüttelung der kirchlichen Bevormundung und der hier beſonders ſtark her⸗ 
vortretende Drang nach politiſch freiheitlicher Betätigung. Weniger leiden⸗ 
ſchaftlich war die Stimmung in den höheren Schulen. Wenn auch hier einige 
Heißſporne eine grundſtürzende Umwandlung der Schulverfaſſung anſtreben 
und demokratiſche Politik in die Schulſtube tragen wollen, ſo iſt doch die Mehr⸗ 
heit der Schulmänner mehr auf Löſung der Unterrichtsfragen bedacht, für die 
gedankenreiche und gediegene Vorſchläge aus der Feder von Männern wie 
Friedrich Lübker und Bonitz bei dem Miniſterium einlaufen. 

Unter den Reformwünſchen tritt hier die Beteiligung an der Schulleitung, 
die ſtärkere Heranziehung von Fachmännern zur Unterrichtsverwaltung, die 
zeitgemäße Fortbildung der Lehrpläne auf den Gymnaſien und die Gleich⸗ 


422 Neue Erſcheinungen 


berechtigung zwiſchen dieſen Anſtalten und den Realſchulen in den Vordergrund. 
Merkwürdigerweiſe wird der Gedanke der Einheitsſchule in dieſem Kreiſe 
eifriger behandelt als unter den Volksſchullehrern. Die Univerſitäten hatten 
ſich im ganzen nach der ſchlimmen Zeit der Demagogenverfolgungen ſchon 
etwas freier bewegen können. Sie forderten und erreichten jetzt natürlich die 
Befreiung von einengender Staatsaufſicht, wie ſie ſeit den Karlsbader Be⸗ 
ſchlüſſen durch die Einſetzung außerordentlicher Regierungsbevollmächtigter 
den Hochſchulen aufgedrungen war. Im übrigen bewegte der nötige Ausgleich 
zwiſchen den Rechten der ordentlichen Profeſſoren und der jüngern Dozenten 
die Geiſter, und das erregte Völkchen der Studenten war natürlich dem Frei⸗ 
heitsrauſche der Revolutionstage beſonders zugänglich. 

Die Entwicklung dieſer ganzen Bewegung in eine zuſammenhängende 
Darſtellung zu zwingen, war nicht leicht, einmal wegen der ſehr auseinander- 
gehenden Intereſſen der verſchiedenen Lehranſtalten, von der Volksſchule 
hinauf bis zu den Hochſchulen, ſodann auch wegen der verwirrenden Mannig⸗ 
faltigkeit der Anſichten und Beſtrebungen. Lüttgert hat den roten Faden der 
Ereigniſſe darin gefunden, daß er die Vorbereitung des preußiſchen Unterrichts- 
geſetzes in den Mittelpunkt ſeiner Darſtellung rückt. In der Tat hat ja der 
Kultusminiſter von Ladenberg mit feinen Räten zielbewußt darauf hinge- 
arbeitet, was v. Maſſow und Süvern einſt geplant, nun zeitgemäß geſetz⸗ 
geberiſch zu verwirklichen, und die geiſtige Vorarbeit hierzu, die die pädago- 
giſchen Zeitgenoſſen in Flugſchriften und Preſſeäußerungen, in parlamen- 
tariſchen Beratungen, in Landesſchulkonferenzen geleiſtet haben, iſt der wert⸗ 
volle Inhalt des größten Teils des vorliegenden Buches. Daß dieſe gewaltige 
Arbeit eigentlich ganz vergeblich aufgewendet worden iſt, daß das höchſt forg- 
fältig vorbereitete Unterrichtsgeſetz nicht zuſtande kam, iſt die Schuld der preu- 
ßiſchen Reaktion, die der Verfaſſer wohl etwas zu milde beurteilt. Die Volks- 
ſchule wurde damit wieder in die alten Feſſeln ſtrengſter kirchlicher Bevor⸗ 
mundung eingeſchnürt, und die Stichlſchen Regulative, die als Norm des 
Seminarunterrichts die Vorbildung für die einklaſſigen Landſchulen feſtſetzte, 
und zwei Jahrzehnte maßgebend blieb, ſind verantwortlich zu machen für die 
tiefe Erbitterung, die ſeitdem einen großen Teil der Elementarlehrer beherrſchte. 
und vieles in der neueſten Geſchichte erklärt. Zuſammenfaſſend darf geſagt 
werden, daß Lüttgerts Buch uns ein außerordentlich lehrreiches Bild der preu— 
ßiſchen Unterrichtsbewegung des Revolutionsjahrs 1848 gibt. Umfaſſende 
Kenntniſſe, beſonnenes Urteil, klare Anordnung zeichnen das Werk aus. Biel- 
leicht würde die Darſtellung noch lebendiger wirken, wenn es möglich geweſen 
wäre, die Dinge der Zeitfolge nach zu berichten. Denn es iſt ja klar, daß die 
revolutionäre Stimmung wie ein Rauſch raſch gewaltig anwuchs, allmählich 
abflaute und verflog und endlich durch harte Gewalt, wo es erforderlich ſchien, 
unterdrückt wurde. In der ſachlich geordneten Darſtellung des Verfaſſers 
erſcheint mancher Gegenſatz der Anſichten durch Verhältniſſe und Perſonen 
begründet, der offenbar aus veränderter Zeitſtimmung zu erklären iſt. Das iſt 
aber nur eine Folge der großen Schwierigkeit, die eine derartige Darſtellung 
hat und beeinträchtigt keineswegs den außerordentlichen Wert des auf tiefes 
Aktenſtudium gegründeten gediegenen Werkes. Ein Perjonen- und Sach- 
verzeichnis würde die Benutzung erleichtern. 

Otto Tſchirch. 
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F. Salomon, Die deutſchen Parteiprogramme vom Erwachen des 
politiſchen Lebens in Deutſchland bis zur Gegenwart. 3. Aufl. Heft 1. 
1845 —1871, VIII u. 167 S.; Heft 2 1871—1918, VIII u. 194 S. 
Leipzig, B. G. Teubner, 1924. Preis 3 M. u. 3,60 M. 

Es erübrigt ſich, die Bedeutung dieſer Quellenſammlung näher zu be⸗ 
gründen, die in dritter Auflage in weſentlich veränderter und erweiterter Form 
erſcheint. Zunächſt als ein Wegweiſer für die ſtudierende Jugend gedacht, 
bildet ſie darüber hinaus ein ausgezeichnetes Handbuch für jeden, der ſich 
ernſthaft mit dem politiſchen Leben unſeres Volkes befaßt, indem ſie an der 
Hand der von Parteiſtellung unbeeinflußten Darbietung des Materials es 
ermöglicht, ein ſachliches Urteil über Entſtehung und Entwicklung des politiſchen 
Parteiwillens zu finden. Die erſte Auflage (1907) umfaßte die Zeit von 1844 
bis 1900. Ein drittes Heft, das geſondert von den bereits vergriffenen erſten 
Heften 1920 erſchien, gab eine Zuſammenſtellung des wichtigſten Materials 
zur Parteigeſchichte der neueſten Zeit. Die vorliegende neue Auflage der 
erſten beiden Hefte iſt erheblich erweitert und bringt, indem die Sammlung 
bis 1918 ausgedehnt wurde, den Anſchluß an das dritte Heft. Auch in der Aus⸗ 
wahl des Materials für die frühere Zeit hat der Herausgeber erhebliche Ande⸗ 
rungen vorgenommen, die Entſtehung der ſozialdemokratiſchen Partei hat dabei 
ſtärkere Berückſichtigung gefunden, das kommuniſtiſche Manifeſt, das mit Rück⸗ 
ſicht auf den Umfang in der erſten Ausgabe nicht erneut abgedruckt war, hat 
jetzt vollſtändig Aufnahme gefunden. Fortgelaſſen ſind die erſten fünf Nummern 
aus dem Jahre 1844. Da auch noch weitere Stücke der erſten Auflage aus- 
geſchieden find, bildet dieſe immer noch eine teilweiſe Ergänzung der Neu- 
ausgabe. Sch. 


Aufzeichnungen und Erinnerungen aus dem Leben des Botſchafters 
Joſeph Maria von Radowitz. Hrgb. von Hajo Holborn. Deutſche 
Verlagsanſtalt Stuttgart⸗Berlin⸗Leipzig 1925. a I VII u. 372 S.; 
Bd. II 339 ©. 


Joſeph Maria von Radowitz, Briefe aus Oſtaſien. Herausgegeben 
von Hajo, Holborn. Deutſche Verlagsanſtalt Stuttgart 1925. VIII u. 
128 S. Preis geb. 6 M. 

R. begann mit der Aufzeichnung ſeiner Erinnerungen im Jahre 1900, 
bei ſeinem Tode (1912) war das Manuſkript nur bis zum Jahre 1890 gediehen. 
Mit der Entlaſſung Bismarcks, die auch im Leben R.s eine Epoche bedeutete, 
bricht die Erzählung ab. 

Für die Geſchichte des Zeitalters Wilhelms I. und Bismarcks liegt in den 
Erinnerungen des an den Ereigniſſen hervorragend beteiligten Diplomaten 
eine neue wertvolle Quelle vor. Es find Erinnerungen, nicht Tagebuchauf⸗ 
zeichnungen, die hier geboten werden, doch konnte ſich der Verf. bei der Nieder⸗ 
ſchrift z. T. auf ein Tagebuch und auf die brieflichen Mitteilungen an die Mutter 
ſtützen. Für die wichtige Zeit von 1868 —1880 fehlten jedoch Tagebuch- 
aufzeichnungen ganz; ſeit dem Eintritt in das Auswärtige Amt (1872) hatte 
R. mit voller Abſicht Abſtand von einem Tagebuch genommen, da ihm die 
Führung eines ſolchen als unverträglich mit der von ihm zu beobachtenden 
Diskretion erſchienen war. „Es ſchien mir und ſcheint mir auch heute noch 
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eine direkte Pflichtverletzung, wenn ein aktiver Beamter am Auswärtigen 
Miniſterium für ſeinen Privatgebrauch über das, was ex täglich erfährt, Buch 
führen will“ (S. 253). Dieſes Verantwortungsgefühl, das Diskretion zur erſten 
Pflicht des Diplomaten macht, hat auch bei der Abfaſſung der Erinnerungen 
eingewirkt, die nicht mit Enthüllungen prunken wollen und ſich daher wohl⸗ 
tuend abheben von anderen Memoirenwerken der letzten Zeit. Ihr geſchicht⸗ 
licher Quellenwert iſt darum ein nicht geringerer. 

Als Sohn des bekannten Unionspolitikers hat R. die väterlichen Ideen 
in ſeiner Jugend in ſich aufgenommen, und ſein politiſches Programm war 
dadurch beſtimmt, das bereits 1862 „die denkbar ſtärkſte Machtentwicklung für 
Preußen, das Ausſcheiden von Oſterreich aus Deutſchland und, wenn es dazu 
nötig ſei, Krieg“ verlangte. So betrachtete er auch die Ergebniſſe von 1866 
und 1871 als Erfüllung der Beſtrebungen des Vaters. 

Eine ausgezeichnete Geiſtesbildung, Begeiſterung und eindringendes Ver⸗ 
ſtändnis für Muſik, Kunſt und Wiſſenſchaft ließen R. neben ſeinem Beruf 
innigen Anteil nehmen am Geiſtesleben der Zeit, und die Schilderungen des 
Mannes, der ſich als guter Beobachter kundgibt und reizvoll zu erzählen ver⸗ 
ſteht, bieten auch einen literariſchen Genuß, ſo daß es gerechtfertigt erſcheint, 
wenn der Herausgeber Zurückhaltung in Streichungen übte. 

22 jährig trat R. 1861 in den diplomatiſchen Dienſt als Geſandſchafts⸗ 
attache bei Graf R. v. d. Goltz in Konſtantinopel, wo ihm das beſondere Inter⸗ 
eſſe und Verſtändnis für den Orient erweckt wurde, galt er doch ſpäter auf 
dieſem Gebiete als erſter Spezialiſt. 1862 begleitete er die Miſſion, welche die 
von Graf Eulenburg angebahnten Beziehungen feſtlegen ſollte, nach China 
und Japan, und hier hat der jugendliche Diplomat durch ſein erfolgreiches und 
energiſches Auftreten ſeinen Befähigungsnachweis erbracht. Die Briefe, welche 
R. auf dieſer Reiſe vom Juni 1862 bis zum Februar 1865 an feine Mutter 
gerichtet hat, bilden den Inhalt einer beſonderen Veröffentlichung. Dieſe 
Reiſeberichte, von welchen auch Kaiſer Wilhelm J. mit Intereſſe Kenntnis 
nahm, enthalten eine ſehr lebendige Schilderung der Erlebniſſe und der dama⸗ 
ligen Verhältniſſe in China und Japan. 1865 nach Berlin zurückgekehrt, machte 
er die erſte Bekanntſchaft ſeines Chefs, des Grafen Bismarck, dem er unter 
dem Einfluß des Grafen Goltz bis 1866 noch ſtarkes Mißtrauen entgegenbrachte. 
Als zweiter Botſchaftsſekretär beim Grafen Goltz in Paris (1865 — 1867) trat 
R. in den Brennpunkt der europäiſchen Politik. In den Schilderungen dieſer 
Periode fallen intereſſante Streiflichter auf das Verhältnis zwiſchen Bismarck 
und v. d. Goltz. Beſonders bemerkenswert iſt die Erzählung von den Aus- 
einanderſetzungen zwiſchen den beiden im Oktober 1865 in Biarritz (S. 81), 
wo Bismarck ſich in ungemein ſcharfen Außerungen gegen den Kronprinzen 
erging. Über dieſen Vorfall befinden ſich in einem Privatarchive eingehende 
Nachrichten. Goltz galt Bismarck als der präſumtive Miniſterpräſident des 
Kronprinzen, und B. wollte Goltz offenbar in einer allerdings auffallenden 
Weiſe einſchüchtern, in der Hoffnung auf einen baldigen Thronwechſel ſelb⸗ 
ſtändige Politik im Sinne des Kronprinzen zu machen. Vielleicht auch wollte 
er den Botſchafter durch ſeine ſtarke Rückſichtsloſigkeit zu Erklärungen reizen. 
G. hat damals den Gedanken ausgeſprochen, B. wollte wohl ſelbſt Herrſcher 
von Deutſchland werden. Eine Entfernung G.s von dem Botſchafterpoſten 
ſcheint dabei keinesfalls das Ziel B.s geweſen zu ſein. Ob der König, wie es 
von Goltz beabſichtigt war, Kenntnis von dieſem Vorgang erhalten hat, ließ 
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ſich nicht feſtſtellen. Während des Krieges 66 befand ſich R. im Hauptquartier 
des Prinzen Friedrich Karl. — Bemerkenswert ſind aus der Folgezeit: ein⸗ 
gehende Mitteilungen über den Verlauf der Napoleoniſchen Anregung eines 
Vertrages mit Preußen zur Aufrechterhaltung des Kirchenſtaates, Außerungen 
des Großherzogs von Baden (1867) für eine zentraliſtiſche Geſtaltung Deutſch⸗ 
lands (S. 150). 

Seit 1866 vollzog ſich der entſcheidende Wandel R.3 in feiner Stellung zu 
Bismarck und damit ein innerer Gegenſatz zu Goltz, den er im Sommer 1867 
daher nicht ungern verließ, um nach München überzuſiedeln. Hier vermählte 
er ſich mit Nadine Ozerow und fand ſeine Kunſtbegeiſterung reiche Nahrung 
im intimen Verkehr mit Künſtlern, insbeſondere Hans und Koſima v. Bülow, 
R. Wagner, Liſzt, auch Döllinger trat er nahe. Von Anfang 1870 bis 1871 
vertrat er als Generalkonſul in Bukareſt wirkſam die deutſchen Intereſſen gegen⸗ 
über einer ſehr deutſchfeindlichen Bevölkerung. Die ihm 1871 angetragene 
Reichstagskandidatur für die Zentrumspartei lehnte er ab. Erwähnt ſei eine 
Außerung des Fürſten Karl Anton von Hohenzollern, daß Bismarck ihn und 
ſeinen Sohn mit der ſpaniſchen Thronkandidatur mißbraucht habe. Vom Herbſt 
1871—1872 war R. Geſchäftsträger in Konſtantinopel. In dem damals be⸗ 
ginnenden Kulturkampf ſtand der Katholik R. durchaus auf ſeiten der Regierung. 

Ende 1872 trat R. als vortragender Rat, insbeſondere mit dem Referat 
über orientaliſche Fragen, in das Auswärtige Amt ein. Beſonderes Intereſſe 
verdienen ſeine Schilderungen der dortigen Verhältniſſe und Perſönlichkeiten, 
unter letzteren beſonders von Bucher und Moritz Buſch. Buſch wird außer⸗ 
ordentlich ungünſtig eingeſchätzt und für die Beurteilung ſeiner Veröffent- 
lichungen erhalten wir intereſſante Mitteilungen. R. zählte auch zu den In⸗ 
timen der „Bonbonniere”. Hervorzuheben find die Mitteilungen über das 
Jahr 1875, insbeſondere R.s Miſſion nach Petersburg Anfang 1875, die ſeiner⸗ 
zeit Aufſehen erregte und durch Ausſtreuung Gortſchakows die Deutung erfuhr, 
daß Bismarck damals die Allianz oder Neutralität Rußlands für den Fall eines 
deutſch⸗franzöſiſchen Krieges geſucht und dafür Unterſtützung im Orient an⸗ 
geboten habe, woraus die Angriffsabſicht gegen Frankreich konſtruiert wurde, 
welche Gortſchakows Haltung vereitelt haben ſollte. Demgegenüber zeigt R., 
der dieſe unbegründeten Behauptungen bereits nach ihrer Verlautbarung 
öffentlich zurückgewieſen hatte, daß ſeine Aufgabe nur darin beftand, das gute 
Verhältnis mit Rußland zu wahren und eine rückſichtsvollere Geſchäftsbehand⸗ 
lung von ſeiten Gortſchakows durchzuſetzen!). Auch die Darlegungen bezüglich 
der vielfach beleumdeten Unterredung R.s mit dem franzöſiſchen Botſchafter 
Gontaut⸗Biron, in der er von der Möglichkeit eines Präventivkrieges geſprochen 
haben ſollte, dürften den Sachverhalt im weſentlichen endgültig klarſtellen. 

Den zweiten Band eröffnet das Kapitel über den Berliner Kongreß, an 
deſſen glücklicher äußerer Abwicklung R. als ,,Secrétaire du Congrés“ erheb- 
lichen Anteil hatte. Der dabei „am meiſten Angeſpannte und Geplagte“ ge⸗ 
wann naturgemäß die beſten Einblicke, und ſeine ſachliche Schilderung des 
Kongreßverlaufes iſt beſonders hervorzuheben. R. hat ſich damals die un⸗ 
verſöhnliche Feindſchaft Holſteins zugezogen, den er als einen jeder konſequenten 


1) Hierzu iſt noch eine beſondere Unterſuchung des Herausgebers zu nennen: 
H. Holborn, Bismarcks europ. Politik zu Beginn der 70er Jahre und die Miſ⸗ 
ſion Radowitz. Berlin, Deutſche Verlagsgeſellſchaft f. Politik u. Geſchichte. 
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Arbeit abgeneigten Mitarbeiter bei der Protokollredaktion beiſeite geſchoben 
hatte. Auch die Ungnade der Kronprinzeſſin zog ſich R. bald danach ſeiner 
Anſicht nach zu, indem er aus Anlaß der Urteilsvollſtreckung an Hödel, ihren 
Bemühungen dagegen ſich nicht anſchloß, er gewann damals zuerſt die Emp- 
findung, daß dieſe Frau einmal eine verhängnisvolle Rolle ſpielen könne. 
Demgemäß erfährt ſie auch als ſpätere Kaiſerin eine ſcharfe Kritik. 

Sehr wichtig ſind dann die Mitteilungen über den Anteil an dem Zuſtande⸗ 
kommen des deutſch⸗-öſterreichiſchen Bündniſſes, wobei R. wiederholt durch 
ſelbſtändiges Handeln ſein Geſchick im rechten Erfaſſen der Situation bekundet 
hat. Außerordentlich dramatiſch wirkt nach den Tagebuchaufzeichnungen das 
heftige Ringen zwiſchen Kaiſer und Kanzler. Auch R.s Außerungen beftätigen, 
daß B. mit dieſem Bündnis nicht eine Abwendung von Rußland vollziehen 
wollte, im Gegenteil. (S. 102 Bismarcks Außerung: „Ich wußte es, der Ruſſe 
würde uns kommen, wenn wir erſt den Oſterreicher feſtgelegt haben.“) Die 
Stimmung des in ſchwerſten Gewiſſenskonflikt gebrachten greiſen Monarchen 
zeigt eine mitgeteilte, bisher nicht bekannte Aufzeichnung des Kaiſers vom 
28. September 1879, die nicht in die Akten gelangte (S. 103). Intrigen Hol- 
ſteins vereitelten nach R.s Anſicht ſeine Ernennung zum Staatsſekretär, er 
ging zunächſt 1880 als Vertreter des Botſchafters Hohenlohe nach Paris, um 
alsdann ſeinen Geſandtenpoſten in Athen wieder zu übernehmen. Bei den 
Mitteilungen über die Perſonalfragen im diplomatiſchen Dienſte fallen inter- 
eſſante Streiflichter auf das Verhältnis Bismarcks zu ſeinen Mitarbeitern und 
zum Hofe, und die bekannte Schwäche des Kanzlers, vielfach Intrigen gegen 
ſich zu vermuten und Einflüſterungen in dieſer Hinſicht Glauben zu ſchenken, 
tritt auch hier entgegen. R. ſtellte ſich ſelbſt als ein Opfer dieſer Leichtgläubig⸗ 
keit ſeines Chefs hin, ob R. dabei ganz ohne Schuld war, muß dahingeſtellt 
bleiben. Daß ſelbſtändige Perſönlichkeiten in dieſer Atmoſphäre nicht gedeihen 
konnten, hat ſich nur zu ſehr gezeigt. 

Das Jahr 1882 brachte R. auf den erwünſchten Botſchafterpoſten in Kon⸗ 
ſtantinopel, den er bis 1892 inne hatte, um ihn alsdann mit dem in Madrid 
zu vertauſchen. Die Angelegenheiten des Orients und Balkans ſtehen in dieſer 
Zeit im Vordergrunde. 

Im Mai 1888 beſuchte R. bei einer Anweſenheit in Berlin Bismarck, 
Kaiſerin Auguſta und das Kronprinzenpaar, den neuen kaiſerl. Hof jedoch 
mied er, und die ſchnelle Beendigung dieſer Regierung begrüßte er als eine 
Notwendigkeit. Die Eindrücke, die R. von dem Prinzen und ſpäteren Kaiſer 
Wilhelm II. notiert, ſind recht gute (S. 75, 249, 287), wenn er auch die Ge⸗ 
fahren des ausgeſprochenen Eigenwillens nicht verkannte. Auch die Außerungen 
Bismarcks zu R. über den jungen Kaiſer im Mai 1889 lauteten zufrieden. Be- 
merkenswert ſind die Geſpräche R.s im Mai 1889 mit Walderſee und Miniſter 
Verdy, die ſich für den Krieg mit Rußland ausſprachen und Bismarck abfällig 
kritiſierten (S. 296), in ganz ähnlichen Außerungen erging ſich auch der Kaiſer 
in einer Unterredung mit R. — Das Schlußkapitel handelt von der Bismard- 
kriſis, die R. in ihrem tragiſchen Ausgange perſönlich miterlebte, da er am 
16. März 1890 in Berlin eintraf. Er hat ſich dann bemüht, Herbert B. zum 
Bleiben zu beſtimmen. Am 20. März hatte er eine lange Unterredung mit 
dem Kaiſer, wo auf deſſen Auslaſſungen er nur die Antwort fand: „Majeſtät, 
ich beklage das Ganze und halte es für ein nationales Unglück.“ R. wurde 
damals auch als Kandidat für den Poſten des Staatsſekretärs genannt. Der 
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dann berufene Marſchall wird ſehr abfällig kritiſiert. Am 25. abends war R. 
bei Bismarck, der Fürſt äußerte ſich bitter über den Kaiſer und ſprach ſich u. a. 
günſtig über die Zuſammenarbeit mit der Kaiſerin Viktoria aus. Am 27. März 
beſuchte R. Caprivi, der ſeinen Rat in der auswärtigen Politik erbat. R. hat 
ſich dabei gegen den Abſchluß des geheimen Vertrages mit Rußland aus⸗ 
geſprochen, da ihm Caprivi nicht als der Mann erſchien, eine ſolche nur auf 
Bismarck zugeſchnittene Aufgabe durchzuführen, er empfahl ihm daher: „Feſt⸗ 
halten an der Tripelallianz mit Vermeidung von allem, was dagegen Miß⸗ 
trauen erregen könnte, namentlich in Wien.“ Caprivi hatte darauf erwidert, 
daß nur Bismarck mit drei Kugeln habe jonglieren können, ihm würde es ſchon 
mit zwei hinreichend ſchwer fallen. Die Regentenfähigkeiten des neuen Kaiſers, 
deſſen „Sprünge“ Kopfſchütteln erregen, begegnen in den Aufzeichnungen R.s 
dieſer Tage bereits ſtarken Bedenken. 

Der Herausgeber hat aus Raummangel leider von Anmerkungen ganz 
abgeſehen, obwohl ſolche gelegentlich das Verſtändnis erleichtern und vielleicht 
auch Ergänzungen aus dem weiteren literariſchen Nachlaß des Botſchafters 
hätten beibringen können. Die in Ausſicht geſtellte Biographie vermag zunächſt 
dieſen Mangel nicht auszugleichen. Wenn der Verlag ſich engherzig auf eine 
Bogenzahl feſtgelegt hatte, ſo wäre der nötige Raum wohl durch einige Strei⸗ 
chungen zu gewinnen geweſen. Der Biographie dürfen wir jedoch mit großem 
Intereſſe entgegenſehen. Sch. 


Hans Ruider, Bismarck und die öffentliche Meinung in Bayern 1862 
bis 1866. (Deutſche Geſchichtsbücherei, hrgb. von Doeberl u. Leidinger, 
Bd. 1.) 152 S. München, Hugo Schmidt, 1924. 

Die Arbeit hat ſich zum Ziel geſetzt, „die öffentliche Meinung in Bayern 
zu befragen über Bismarcks Perſönlichkeit und Wirken in den Jahren von 
ſeinem Eintritt ins Miniſterium bis zum Ausbruch des deutſchen Krieges“. Die 
Durchführung dieſes Programms entſpricht indeſſen nicht den Worten der 
Einleitung. Mit großem Fleiß hat der Verfaſſer die einzelnen Zeitungs- 
und Flugſchriftenſtimmen zuſammengetragen, die uns das für die damalige 
Zeit bekannte Bild: Bismarck, der beſtgehaßteſte Mann, zeigen. Der Verfaſſer 
ſchränkt alſo ſeine Unterſuchungen auf die Preſſe ein. Dieſe mit der „öffent⸗ 
lichen Meinung“ ohne weiteres gleichzuſetzen, iſt nicht angängig. R. empfindet 
auch ſelbſt, daß die Arbeiten M. Spahns und W. Bauers, die auf den kompli⸗ 
zierten Charakter der ſog. „öffentlichen Meinung“ hinweiſen, ſich nicht einfach 
beiſeite ſchieben laſſen. Wenn er jedoch erklärt, daß „eigentlich beſtimmend und 
geſtaltend nur die intellektuellen Kräfte der Preſſe“ ſeien, ſo liegt darin doch 
eine auch für die damalige Zeit nicht zuläſſige Vereinfachung des Begriffes 
„öffentliche Meinung“. Aber ſelbſt wenn man die R.ſche Gleichſtellung beider 
Faktoren hinnimmt, ſo enthält ſeine Arbeit einen Fehler, den ſie mit anderen 
Unterſuchungen über die Preſſe teilt. Es iſt gewiß intereſſant, wie ſich die Preſſe 
zur jeweiligen politiſchen Lage äußert; viel wichtiger aber als die Zuſammen⸗ 
ſtellung der einzelnen Außerung iſt die Feſtſtellung, auf welchem Boden, aus 
welcher Feder die verſchiedenen Artikel entſtanden ſind. Die Verbindung zwiſchen 
Preſſe und Politik muß hergeſtellt werden. Erſt dann gewinnt die Kompilation 
von Zeitungsexzerpten Leben. Über dieſe Seite erfährt man aus R.s Arbeit leider 
wenig. Wenn R. es als ausſichtslos bezeichnet, die Verfaſſer der Leitartikel und 
die Hauptkorreſpondenten ausfindig zu machen, ſo trifft das doch nicht ganz zu. 
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Die Zeitungsarchive ſelbſt ſind allerdings vielfach unergiebig. Dagegen gewähren 
die Akten der Miniſterien intereſſante Einblicke. Häufig iſt es nur die Paraphe 
des miniſteriellen Preſſechefs, öfters werden aber auch nähere Anhaltspunkte 
gegeben. Parteiarchive, Korreſpondenzen führender Politiker, ſowie die um⸗ 
fangreiche Literatur für jene Zeit enthalten weitere Hinweiſe und Ergänzungen. 
Kißlings Geſchichte des Kulturkampfes durfte erwähnt werden; die Arbeit von 
E. Schultz gehört nicht hierher, denn wie ihr genauer Titel beſagt, befaßt ſie 
ſich mit „Bismarcks Einfluß auf die deutſche Preſſe im Juli 1870“. Bei der 
„Süddeutſchen Zeitung“ iſt es nicht unintereſſant, daß ſie eine Zeitlang von 
der preußiſchen Regierung ſubventioniert wurde. Sollten nicht andere Blätter 
ebenfalls von der einen oder anderen Regierung benutzt worden ſein? Der 
öſterreichiſche Einfluß iſt doch bekannt, ebenſo wiſſen wir, daß die franzöſiſche 
Regierung der ausländiſchen Preſſe ihre Aufmerkſamkeit widmete. Bei allem 
Fleiß, den R. auf ſeine Unterſuchung verwandte, wird der Hiſtoriker tiefer 
ſchürfen müſſen, um den Wert der öffentlichen Meinung als politiſchen Faktot 
richtig würdigen zu können. Mehr als eine Vorarbeit kann in R.s Buch nicht 
geſehen werden. 
Frankfurt a. M. Kurt Rheindorf. 


Kaiſer Friedrich III., Das Kriegstagebuch von 1870/71. Herausgegeben 
von Heinrich Otto Meisner. Verlag von K. F. Koehler, Berlin 
u. Leipzig 1926. 80. XXVI u. 512 S. Mit 16 Abbildungen. Preis 
geb. 15.— M. 

Das im Oktoberheft der „Deutſchen Rundſchau“ von 1888 durch Heinrich 
Geffcken im Auszuge veröffentlichte Kriegstagebuch Kaiſer Friedrichs von 
1870/71 wird jetzt von Staatsarchivrat Meisner auf Grund des im Hohen- 
zollernſchen Hausarchiv zu Charlottenburg beruhenden Originals vollſtändig 
herausgegeben. Es hat, nicht zum wenigſten infolge des Immediatberichts 
Bismarcks vom 23. September 1888, bereits einen weltgeſchichtlichen Ruf. 
Billigerweiſe wird man daher die neue Veröffentlichung, die im Vergleich zu 
Geffckens Publikation einen mindeſtens zwanzigfachen Umfang hat, mit ge⸗ 
ſpannter Erwartung in Empfang nehmen. Die von Bismarck zur Anfechtung 
der Echtheit beigebrachten Einwände zerrinnen jetzt, wie M. im einzelnen dar⸗ 
legt, in nichts. War jener Immediatbericht doch wohl nur ein Bluff des Reichs 
kanzlers, um den ungünſtigen Eindruck gewiſſer Stellen des Tagebuchs auf 
Süddeutſchland abzuſchwächen und alte gegneriſche Kreiſe, die ſich einſt um 
den Kronprinzen Friedrich Wilhelm gruppiert hatten, auf den Kopf zu treffen. 
Wie wenig ernſt die Begründung des Bismarckſchen Vorgehens vielfach ge⸗ 
nommen wurde, zeigt eine Außerung Kleiſt⸗Retzows, der damals ſchrieb, er 
wäre überzeugt, daß es dem Kanzler bei der Hausſuchung bei Geffcken ledig- 
lich auf die Ermittlung von Briefen der Kaiſerin Auguſta angekommen ſei. 
Der ganze Vorſtoß hat ſich als Mißgriff erwieſen. Auch Erich Marcks und Wil 
helm Schüßler haben den Immediatbericht preisgegeben. Er wirkte vor allem 
wie ein Angriff auf Kaiſer Friedrich ſelbſt und hat zweifellos in der Folge 
dazu beigetragen, das Vertrauensverhältnis Wilhelms II. zu Bismarck zu 
trüben. 

Wie wir aus den lehrreichen Vorbemerkungen des Herausgebers erfahren, 
liegen vier Redaktionen des Tagebuches vor. Es iſt ſehr möglich, daß es noch 
mehr gegeben hat. Die letzte der vier erhaltenen Redaktionen, die etwa aus 
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dem Jahre 1872 ſtammt, iſt vom Kronprinzen ſelbſt für die Zeit nach Ablauf 
des Jahres 1922 zur Veröffentlichung freigegeben worden. Sie hat der Geff⸗ 
ckenſchen Publikation zugrunde gelegen, was merkwürdigerweiſe bei der Unter⸗ 
ſuchung 1888/89 nicht feſtzuſtellen gelang, weil dieſes Manuſkript durch einen 
Zufall nicht aufgefunden wurde. Sie iſt auch bei dieſer Publikation zugrunde 
elegt. 

Das Tagebuch des Erben der deutſchen Kaiſerkrone über die große Zeit, 
in der durch Blut und Eiſen die deutſche Frage gelöſt, Straßburg und Metz 
wiedergewonnen und die Kaiſerkrone geſchmiedet wurde, in authentiſcher 
Geſtalt zu erhalten, darf in der Tat als ein kaum zu ſchätzendes Geſchenk für 
die deutſche Nation betrachtet werden. Mit heißem Herzen ſehen wir jene 
herrliche Zeit in der lebendigen Schilderung des in der Blüte der Mannesjahre 
ſtehenden Kronprinzen wieder an uns vorüberziehen. Mir kommt ein Wort 
Rankes in den Sinn: „Das iſt gar ſo ſüß, all die Helden zu ſehen von Aug zu 
Aug, mitzuleben noch einmal.“ Das ganze Weſen des damals Neununddreißig⸗ 
jährigen ſtrömt Geſundheit, Friſche, Tatendrang, feuriges Streben aus. Es 
ſpiegelt ſich auch reizvoll in dem dem Buche beigegebenen Camphauſenſchen 
Bilde: „Kronprinz Friedrich Wilhelm bei Wörth.“ Wer nicht helle Freude an 
dieſer edlen, menſchenfreundlichen, offenen, treuherzigen, von hohem Schwunge 
der Seele erfüllten Perſönlichkeit hat, dem iſt nicht zu helfen. 

Der Tagebuchſchreiber fühlte ſich, wie bekannt, ſehr zur Fortſchrittspartei 
hingezogen. Die Männer, die ihn umgaben oder mit denen er ſich auszu⸗ 
ſprechen pflegte, waren, abgeſehen von Militärs, ſein Schwager Großherzog 
Friedrich von Baden, Albrecht von Stoſch, dieſer als Politiker betrachtet, der 
Coburger, Roggenbach, Guſtav Freytag, Samwer, auch Simſon und Bennigſen: 
alles durchaus Liberale. Beſonders Roggenbach und Samwer kommen in 
Betracht, von denen jener vom 5. Auguſt bis mindeſtens zum 18. November, 
dieſer vom 26. September bis 15. November um ihn weilte. Sein Lieblings⸗ 
blatt war die fortſchrittliche „Volkszeitung“, die Roon im Heere zu verbieten 
ſich veranlaßt ſah. Auch in der Wahl der Adjutanten erkennt man die liberale 
Richtung des Kronprinzen. Es ſind vorwiegend Bürgerliche. Er fühlt ſich in 
ſcharfem Gegenſatze zu dem eigentlichen Reichsſchmied, der ihm unheimlich 
iſt und der ihn ſeinerſeits möglichſt in Unkenntnis von dem hält, was ſich vor⸗ 
bereitet. Aus jenen liberalen Kreiſen ſtammt manche böſe Einflüſterung, die 
den Kronprinzen verhinderte, den leitenden Staatsmann richtig zu würdigen. 
Sein ehrliches Gemüt war auch für das politiſche Handwerk noch gar zu wenig 
disponiert. So mutet es ſonderbar an, wenn er ausſpricht, daß die Veröffent⸗ 
lichung von Benedettis geheimem Traktatsentwurf, die ein genialer Schachzug 
Bismarcks war, die deutſche Politik um ihren guten Ruf gebracht habe (76, 
286, 303). Daß er aber nachträglich beeinflußt worden iſt in dieſem Punkte, 
zeigt deutlich ſeine erſte Aufnahme der Tatſache, wo er die Nützlichkeit der Ver⸗ 
öffentlichung hervorhebt (19). Durch Frau und Schwiegermutter ſtand er voll⸗ 
ſtändig im engliſchen Banne. Das tritt faſt auf jeder Seite hervor. Mit Vor⸗ 
liebe unterhielt er ſich mit den beiden Ruſſells, dem Times⸗Korreſpondenten 
und dem Diplomaten Odo. Aber noch mancher andere Brite wurde von ihm 
herangezogen oder drängte ſich an ihn. Er erwog gelegentlich, ob es nicht das 
Beſte wäre, wenn man ſich mit England in der Weiſe verſtändigte, daß deſſen 
Flotte für das Reich zur See das leiſte, was das deutſche Heer für Englands 
Wohl zu Lande vermöge. In ſeiner Engländerfreundlichkeit entging es ihm, 
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daß es die auf die Briten wegen ihrer die Franzoſen begünſtigenden Haltung 
erbitterten deutſchen Militärs befremden mußte, wenn er am Tage der Kaiſer⸗ 
proklamation den Hoſenbandorden anlegte. 

Zuweilen verſteigt er ſich einigermaßen in ſeinen Urteilen, ſo wenn er 
am 4. September kurzab erklärte: „unſere maßgebenden Elemente werden 
wenig Abgerundetes zuſtande bringen“, und wenn er mit einem Blick auf Bis⸗ 
marck am 2. November ſchreibt: „Königlich preußiſche Beamte vermögen ſich 
nun einmal nicht über die Berliner Kleinſtaaterei zu erheben“, wenn er am 
13. November Roon, Podbielski und Tresckow als „unerhört kleine Geiſter“ 
bezeichnet, von denen Deutſchlands Wohl und Wehe abhinge, oder wenn er 
gar am 12. Dezember, mit einem ungleich Größeren ſich gleichſam in Parallele 
ſtellend, niederſchreibt: „Die Aufgabe der Zukunft wird es fein, dem gegen- 
wärtig Geſchaffenen Lebensfähigkeit zu verleihen, wie einſt Friedrich der Große 
berufen war, der eben entſtandenen jungen preußiſchen Krone das erforderliche 
Anſehen zu erwerben.“ 

So Stark die Gegnerſchaft gegen Bismatck fich zeigt, jo falſch und ungerecht 
er ihn auch oft beurteilt, ſo groß ſeine Empfindlichkeit gegen jenen begreiflicher⸗ 
weiſe war, weil er ihn ununterrichtet ließ, tritt doch auch ein lebhaftes Be⸗ 
ſtreben hervor, ihm zu helfen und ihm gerecht zu werden. Der Vortrag des 
Bundeskanzlers am 15. Juli im Eiſenbahnzuge und wieder der am 20. Auguſt 
machte ſtarken Eindruck auf ihn. Wir wiſſen ja aus Lucius, wie mächtig ſolche 
Darlegungen Bismarcks wirkten. Hätte er öfter Gelegenheit erhalten, der⸗ 
artigen Vorträgen beizuwohnen, jo würde er vielleicht ſchon damals Bis- 
marckiſch denken gelernt haben. Noch am 6. Oktober billigt er es, daß Bismarck 
nichts überſtürzen und nicht durch Gewaltmaßnahmen einſchüchtern will. 
Dann aber wird er ungeduldig, und am 5. November tritt er im Geſpräch mit 
Delbrück für Gewaltmaßregeln (gegen die Süddeutſchen) ein, am 13. und 16. 
(in der berühmten Unterredung, die wir aus Geffden kennen) wiederholt er 
dieſe Gedanken Bismarck gegenüber, und am 9. Dezember beklagt er, daß 
Bismarck die Bayern nicht „gezwungen“ habe. Er hatte eben noch nicht die 
rechte politiſche Schulung; zudem laſtete auf ihm noch nicht eigentliches Ver⸗ 
antwortungsgefühl. Zuweilen blitzt in ihm aber doch richtiges Verſtändnis 
für Bismarcks Politik auf. Das zeigt die Sylveſterbetrachtung, die im übrigen 
der Hauptſache nach eine leidenſchaftliche Anklage der Politik des großen Staats- 
mannes darſtellt. Da heißt es nämlich: Bismarcks Genie beſtünde vornehmlich 
darin, Auswege aus unbequemen Verpflichtungen zu finden. Wenn man ſich 
nicht auf den Ausdruck „Verpflichtungen“ ſteift, läßt ſich das ſehr hören. Nach⸗ 
denklich hört er doch die ſich immer wiederholenden anerkennenden Berichte 
über Bismarcks Geſchicklichkeit bei den Friedensverhandlungen an. Man hat 
das Gefühl, daß er ſich bald zu einer gerechteren Würdigung des Gewaltigen 
durchgerungen haben würde. 

Es iſt von unſagbarem Reize, das Ringen um die Neugeſtaltung der deut- 
ſchen Dinge in dieſem Tagebuche zu verſolgen. Den größten Ruhmeskranz 
flicht der Schreiber ſeinem Schwager, dem Großherzog Friedrich von Baden. 
Die Sohnesliebe zeichnet das Bild des greiſen Königs voller Pietät. Auch 
Wilhelm I. iſt öfter in Unkenntnis geblieben über entſcheidende Dinge, die ſich 
vorbereiteten. So wirkt es ſpaßhaft, zu erfahren, wie vollſtändig ununter- 
richtet er über das vermöge Holnſtein mit Ludwig II. von Bayern abgekartete 
Spiel geblieben iſt. Ebenſo war er durch die Losſagung Rußlands vom Pariſer 
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Vertrage, die doch Bismarck eingefädelt hatte, peinlich überraſcht. Wir erhalten 
intereſſante Einblicke in das Verhältnis des Kronprinzen zu ſeinem Vetter 
Friedrich Karl, zu ſeinem Oheim Großherzog Carl Alexander von Weimar uſw. 
Manches Licht fällt auf die Geſchwiſter König Wilhelms, insbeſondere den 
Prinzen Karl und die Prinzeſſin der Niederlande Luiſe. Viele andere deutſche 
Fürſten treten deutlich in Erſcheinung. Der Geſamtheit derſelben lieſt der 
Kronprinz in ſeinen Aufzeichnungen bisweilen mit herben Worten den Text. 
Auf fällt, daß der Auguſtenburger kühl behandelt wird. Mit wahrhaftem Ber- 
gnügen lieſt man die Schilderung einzelner Militärs, Moltkes, Blumenthals, 
Gottbergs, Podbielskis, Roons, Manteuffels, Kirchbachs, Stiehles uſw. Be- 
merkenswert iſt die faſt unausgeſetzt tadelnde Kritik an den bayeriſchen Truppen. 
Das preußiſche Auge des Kronprinzen verleugnet ſich nicht. Neu ſcheint mir 
die Tatſache, daß der Kronprinz früh und energiſch auf die Offenſive gegen 
die Loire gedrängt hat und wohl derjenige geweſen ijt, der fie bei Moltke durch⸗ 
ſetzte (199, 201, 204). Einige Streiflichter fallen auf Oſterreichs Haltung. Das 
wichtigſte Aktenſtück in dieſer Beziehung iſt der im Anhang mitgeteilte Bericht 
des Geſandten v. Schweinitz vom 1. Februar 1871. Ein Irrtum des Tagebuch⸗ 
ſchreibers iſt mir aufgefallen. Der Kommandant von Pfalzburg hieß nach dem 
Generalſtabswerk Taillant, nicht Denfer(t), wie S. 271 angegeben wird. Den⸗ 
fert war der ruhmvolle Verteidiger von Belfort. 

Der Herausgeber hat ſich, wie er ſagt, „für befugt gehalten, an dem Text 
zu ändern“, weil, ſo drückt er ſich aus, ſich in der ſchriftlichen Fixierung der 
Eindrücke des Kronprinzen „eine rührende Unbeholfenheit in Ausdruck, Satz⸗ 
bau und Bildſchmuck“ offenbare. Er gibt an, er hätte in dieſer Beziehung „lieber 
zu wenig als zuviel getan“ und nur geändert, „wo es wirklich nicht anders ging“. 
Das angedeutete Verfahren ſcheint uns bedenklich. Es handelt ſich nicht etwa 
um die noch nicht ganz abgeſchloſſenen Aufzeichnungen eines Mannes minderen 
Ranges wie beiſpielsweiſe des Grafen Walderſee, ſondern um das Tagebuch 
einer weltgeſchichtlichen Perſönlichkeit, gewiſſermaßen in der Faſſung „letzter 
Hand“. Der Kronprinz hat gewollt, daß es in dieſer vierten Redaktion ver⸗ 
öffentlicht würde. Unſeres Erachtens durfte dieſe Faſſung nicht umgeſtaltet 
werden. Es nimmt doch einigermaßen wunder, daß gerade ein Archivar ſich 
zu Umänderungen für berechtigt hält. 

Leider vermögen wir nicht feſtzuſtellen, wie weit die Eingriffe M.s gehen. 
Nur wenige Male gibt er uns Anhaltspunkte dafür, und in allen dieſen Fällen 
glauben wir ſeinen Anderungen widerſprechen zu müſſen. 

S. 111 heißt es: „Der General v. d. Tann iſt brav wie ſein Degen, muß 
nur ſein feuriges Temperament zügeln.“ Statt „feuriges Temperament“ 
ſteht in der Vorlage „kochendes Feuer“. Sprachlich iſt eine ſolche Vermengung 
der Bilder natürlich unſchön. Aber warum ſollte der Ausdruck nicht ſtehen 
bleiben können? Jeder verſteht, was der Tagebuchſchreiber ſagen will, und 
man lächelt höchſtens. Die ſtiliſtiſche Entgleiſung iſt gerade charakteriſtiſch. 
Am 4. Dezember zitiert der Kronprinz ſeinen geliebten Schiller etwas ungenau: 
„Vorbei iſt die kaiſerloſe, die ſchreckliche Zeit!“ Meisner verbeſſert im Text: 
„Geendigt war“ uſw. Unſeres Erachtens hätte er die Verbeſſerung nur in 
einer Anmerkung anbringen dürfen. Am 10. Dezember ſpricht das Tagebuch 
von den Vereinigten Staaten von „Nordamerika“. Der geſtrenge M. korrigiert 
im Text von „Amerika“. War das wirklich nötig? Am 18. Februar heißt es 
im Tagebuch von einer Wendeltreppe, auf ihr könnten zwei Perſonen neben- 
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einander heraufgehen, ohne ſich zu „begegnen“. Daraus macht M. „berühren“! 
Richtig wäre geweſen, den Text unverändert zu laſſen und in einer Anmerkung 
die Vermutung auszuſprechen, es müſſe offenbar „berühren“ heißen. Ganz 
ſchlimm iſt eine Anderung, die ſich der Herausgeber S. 298 erlaubt hat. Da 
werden Außerungen Wilhelms I. mitgeteilt. Der König führt aus, daß ihm die 
Kaiſerkrone unerſehnt in den Schoß falle, „mir, der niemals dieſelbe (d. h. 
dieſe große Umgeſtaltung Deutſchlands) als ſeine Aufgabe erkannt oder gar 
danach gegeizt hatte“. Aus dem Worte „gegeizt“ hat Meisner im Text „be- 
gehrt“ gemacht. Hier mußte die Wiedergabe, da es ſich um wörtliche Auße⸗ 
rungen des Königs handelt, unter allen Umſtänden wortgetreu erfolgen. 
Außerdem enthält die Anderung keine Verbeſſerung, ſondern eine ſtarke Ver⸗ 
flachung des Ausdrucks. Das Wort „gegeizt“ iſt unendlich ſinnfälliger als 
„begehrt“. 

So ſind wir etwas mißtrauiſch gegen die vorgenommenen Anderungen. 
Möglich, daß es ohne ſolche vielfach nicht ging. In ſolchen Fällen hätte aber 
doch wohl in Anmerkungen der Text der Vorlage angegeben werden können. 
So war es bisher in archivaliſchen Editionen Brauch. Ich habe den Eindruck, 
daß M. ſeinem ſtiliſtiſchen Feingefühl zu viel Einfluß eingeräumt und ſich da⸗ 
durch eine wirklich nicht erforderliche Arbeitslaſt aufgebürdet hat. Trotz einiger 
Unebenheiten des Stils lieſt ſich das Tagebuch übrigens unſeres Erachtens leicht 
und gut. Der Kronprinz verfügt geradezu über eine höchſt anſchauliche Dar⸗ 
ſtellungsgabe. 

Das Regiſter, das M. gibt, genügt leider wiſſenſchaftlichen Anſprüchen 
durchaus nicht. Der Herausgeber darf natürlich geltend machen, daß es ſich 
hier nicht um eine wiſſenſchaftliche Ausgabe im ſtrengen Sinne handelt. Da 
aber niemals eine beſondere wiſſenſchaftliche Ausgabe des Tagebuchs zu er- 
warten iſt, bleibt dieſer Mangel zu beklagen. Aber auch aus nationalen Gründen 
wird die Unvollſtändigkeit des Regiſters bedauert werden. Das Tagebuch 
Kaiſer Friedrichs iſt für die deutſche Nation ein ſo wertvolles Dokument, daß 
jede Familie fic) glücklich ſchätzt, wenn fie im Regiſter einen Angehörigen nach⸗ 
weiſen kann, und auch den natürlichen Wunſch hat, darin alle Stellen angeführt 
zu ſehen, an denen ihr Mitglied erwähnt wird. 

Wenn ich mich im folgenden zu einer etwas ausführlicheren Betrachtung 
des Regiſters veranlaßt ſehe, ſo muß ich zunächſt um der Gerechtigkeit willen 
betonen, daß, wie die ganze Ausgabe im allgemeinen mit feinem kritiſchen 
Verſtändnis, großer Sachkunde und vielem Fleiße gearbeitet iſt, auch das 
Regiſter nach Geſichtspunkten angefertigt wurde, die ſich verteidigen laſſen. 
Der Verfaſſer hat das Regiſter knapp geſtalten wollen und darum Unweſent⸗ 
liches ausgeſchieden, um das Regiſter nicht zu verſtopfen. Es war aber u. E. 
unerläßlich, eine dahingehende Bemerkung am Kopfe des Regiſters anzubringen. 
Ein Regiſter ſchließt an ſich Unvollſtändigkeit aus. Nun iſt aber der Begriff 
„unweſentlich“ äußerſt dehnbar und ſubjektiv. An zahlloſen Stellen wird man 
anderer Meinung ſein können als der Herausgeber. Und darum war es doch 
wohl nicht glücklich, auf die Vollſtändigkeit zu verzichten, auch abgeſehen von 
den oben für dieſe angeführten allgemeinen Gründen. Es kommt hinzu, daß 
eine große Fülle von Stellen, die M. im Regiſter nicht berückſichtigt hat, zwei⸗ 
fellos auch von ihm ohne weiteres als ſehr wichtig anerkannt werden dürften. 
So fehlt der Name König Wilhelms für S. 298 ff., wo es ſich um die oben 
bei Beſprechung der Textänderungen angeführten Außerungen über die Kaiſer⸗ 
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krone handelt; es fehlt die Erwähnung Wilhelms für S. 306, wo der Trink- 
ſpruch auf „Wilhelm den Siegreichen“ ausgebracht wird. Es iſt der Name 
Friedrich Karl für S. 372 nicht verzeichnet, wo eine charakteriſtiſche Begeg⸗ 
nung mit ihm erzählt wird. Der Name „Friedrich der Große“ fehlt im Re⸗ 
giſter, und doch konnten wir vorhin auf eine höchſt wichtige Stelle hinweiſen, 
wo er vorkommt. Der Name Schweinitz findet ſich nicht, und doch enthält 
der Text zwei bemerkenswerte Stellen, die ihn betreffen. Der Hinweis auf 
den Paſſus S. 274, wo die Kronprinzeſſin als Haupturſache des Unterbleibens 
der Beſchießung von Paris bezeichnet wird, fehlt. Warum gerade die Stelle, 
wo Roggenbachs Ankunft verzeichnet wird, wegblieb, iſt ebenfalls nicht erſicht⸗ 
lic uſw. Ganz verfehlt iſt die Regiſtrierung der Regimenter und Armeekorps 
im Regiſter. Dieſe Stichworte müßten bei Vollſtändigkeit mindeſtens das 
Zehnfache von Zahlen führen. Es find dabei nicht etwa nur die Anfangs- 
zahlen angegeben, ſondern beliebige Stellen herausgegriffen. Hier liegt offen⸗ 
bar ein ſchlimmer Organifationsfehler vor. 

Ich könnte die Zahl der Lücken ins unendliche vermehren, will aber nur 
noch einiges bemerken. Bei dem Namen Wilhelm I. hat das Regiſter 71 Num- 
mern; ich habe 89 weitere notiert. Die Kronprinzeſſin kommt im Regiſter nur 
18 mal vor; ich habe noch weitere 39 Seiten gezählt. Napoleons III. Name 
begegnet uns im Regiſter 32 mal; meine Notizen verdoppeln dieſe Zahl. Bis⸗ 
marck iſt mit 74 Zahlen im Regiſter vertreten; ich habe noch etwa 40 weitere 
Seiten gezählt. Die Königin Auguſta findet ſich im Regiſter Imal; ich könnte 
die Zahlenreihe mehr als verdoppeln. Ahnlich verhält es ſich mit König Lud⸗ 
wig II. von Bayern. Namen wie der Napoleons I. und Ludwigs XIV. fehlen 
ganz, und doch habe ich jenen neunmal, Ludwig XIV. mehr als ein Dutzend mal 
gefunden. Dabei hat M. nicht etwa Perſonen aus früherer Zeit ausgeſchaltet. 
Denn beiſpielsweiſe werden Ludwig XV. und XVI., Friedrich I. und Friedrich 
Wilhelm III. gelegentlich aufgeführt. Es fehlen ferner Namen wie Louis 
Blanc (378), Cadorna (119), Chandordy (381), Faidherbe (318, 333, 339, 347, 
372, 378), Fontane (165), Achille Fould (172), Gladſtone (452), Großfürſtin 
Helene (56), General v. Kleiſt (140), Lamartine (51), Lasker (178), Lauer (419), 
Luther (51), Mardefeld (335), Mignard (141), Pufendorf (335), Vauban (118), 
Leonardo da Vinci (386), Virchow (382), General v. Zaſtrow (293, 294, 305). 
Auf den Erbgroßherzog von Sachſen⸗Weimar Karl Auguſt wird S. 507 bei 
Sachſen⸗Weimar verwieſen. Er findet ſich aber unter Karl Auguſt S. 501 
nicht, obwohl er nach meinen Notizen fünfmal genannt wird (16, 94, 327, 
340, 377). Der Herausgeber iſt hier vielleicht ſeiner eigenen Fineſſe zum Opfer 
gefallen, da er den Vater Karl Auguſts, den Großherzog Carl Alexander, mit 
archivaliſcher Akribie richtig unter C und nicht unter K bringt. Auch die Tren- 
nung von Victoria und Viktoria im Alphabet ſcheint Fineſſe zu ſein. Warum 
der ſpätere Gouverneur von Belgien Biſſing für S. 160 genannt wird, aber 
nicht für S. 214 und 247, iſt nicht erkennbar, ebenſo nicht, warum Rudolf Del⸗ 
brück S. 146, 179, 232, 253, 372 übergangen wird. Marie Antoinette S. 77 
wird aufgeführt, aber nicht S. 137. Bourbakis Name kommt in dem von mir 
angelegten Verzeichnis außer an den von M. angeführten 9 Stellen noch 14 mal 
vor, Chanzy ſtatt dreimal noch achtmal. Bei den für das Sachregiſter aus- 
geworfenen Stichworten vermiſſe ich „Beſchießungsfrage“. 

Ein Teil der Lücken erklärt ſich daraus, daß der Herausgeber bei dem übri- 
gens ſehr inhaltreichen Anhang, wie es ſcheint, nur Stichworte hervorgehoben 
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hat. Ich halte das für verfehlt. Zum mindeſten hätte das angegeben werden 
müſſen. Gar nicht berückſichtigt wurden im Regiſter (und auch nicht bei meiner 
Aufzählung von Lücken) die Vorbemerkungen. Mir ſcheint aber doch, daß 
auch dieſe, die 26 Seiten umfaſſen, in das Regiſter hineingezogen werden 
müſſen, weil der Inhalt der Vorbemerkungen zu dem Weſentlichſten der Aus- 
gabe gehört. 

| Durch Vollſtändigkeit des Regiſters würde der Umfang der Ausgabe gar 
nicht ſehr anſchwellen. Es würde ſich nur um wenige Seiten handeln. Dieſe 
können erſtens dadurch ausgeſpart werden, daß die Ortsnamen wegbleiben, 
deren Vollſtändigkeit doch zu weit führen würde, ferner daß die Stichworte 
„Armeekorps“ und „Regimenter“ ausfallen, desgleichen der ſich immer wieder⸗ 
holende Zuſatz in den betreffenden Anmerkungen, daß Geffckens Exzerpte 
nach Redaktion D angefertigt ſind, auch der Zuſatz der Regimentsnummer 
bei vielen Namen. Ebenſo wären viele der Vornamen entbehrlich. Aber auf 
ſie wird der Herausgeber nicht verzichten wollen, da er ſie ſicher nur mit großer 
Mühe feſtgeſtellt hat. Der Satz könnte bei einzelnen Stichworten des Regiſters 
noch ökonomiſcher geftaltet werden. Die Namen Wilhelms I. und Bismarcks 
könnten ganz weggelaſſen werden, weil ſie faſt auf jeder Seite vorkommen; 
die Zahlen, die gebracht werden, ſind doch irreführend. 

Wie viel iſt über Poſchingers liederliche Regiſter geſchmält worden! Ich 
habe bei der Kontrolle des Meisnerſchen Regiſters die Empfindung gehabt, 
daß Poſchinger nicht ein Gefühl eines gewiſſen Triumphs unterdrücken würde, 
wenn er Meisners Arbeit mit der ſeinigen vergleichen könnte. „Seht ihr, ſelbſt 
ein geſchulter Archivar macht es nicht beſſer als ich!“ würde er rufen. Daß M.3 
Arbeit ganz anders gewertet und beurteilt werden muß, habe ich oben hervor⸗ 
gehoben. Ich glaube aber dargetan zu haben, daß ein neues Regiſter wünſchens⸗ 
wert iſt. Etwaige Widerſtände des Verlags müſſen überwunden werden. 
Cotta, die Deutſche Verlagsanſtalt, Hirzel haben ſich bemüßigt geſehen, zu 
einzelnen Werken noch nachträglich muſtergültige Regiſter herauszugeben. 
Dafür war Horſt Kohl der verdienſtvolle Bahnbrecher. So, hoffen wir, wird 
es auch Koehler machen. 

Für eine neue Auflage wird es ſich auch empfehlen, beſſeres Papier zu 
wählen. Ich finde, daß die vorliegende Ausſtattung für das Kriegstagebuch 
Kaiſer Friedrichs nicht würdig iſt. Auch die Bilder könnten beſſer ſein. Wer 
wird nach dem Bilde, das von der Kaiſerin Eugenie gegeben wird, glauben, 
daß fie eine der ſchönſten Frauen geweſen iſt? Herman v. Petersdorff. 


Max Lenz, Deutſchland im Kreis der Großmächte 1871 —1914. (Einzel⸗ 
ſchriften zur Politik u. Geſch., herausgeg. von H. Roeſeler, 12. Schrift.) 
X u. 90 S. Deutſche Verlagsgeſellſchaft für Politik u. Geſch., Berlin 
1925. 

Vorliegende Schrift ſpinnt die Gedanken weiter, die Lenz an der Jahr- 
hundertwende in ſeiner Abhandlung: „Die Großen Mächte“ in Anlehnung 
an Rankes gleichbetitelten Aufſatz entwickelt hatte. Die Einleitung und das 
erſte, die Politik Bismarcks von 1871—1890 auf Grund des bekannten großen 
Aktenwerkes des Auswärtigen Amtes ſchildernde Kapitel, ein knappes Drittel 
der ganzen Schrift, ſind ſchon zu Beginn des Jahres 1924 in der Deutſchen 
Literaturzeitung veröffentlicht worden. Mit dem aus der Betrachtung der 
Politik Bismarcks gewonnenen Maßſtab wird in den folgenden zwei Dritteln 
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der Schrift die deutſche Politik von 1890 bis zum Weltkriege gemeſſen; immer 
wieder wirft der Biograph Bismarcks die Frage auf, wie ſich wohl Bismarck 
zu den politiſchen Problemen der Zeit nach 1890 geſtellt, wie er gehandelt 
hätte und wie er über die Maßnahmen aller ſeiner Nachfolger wohl geurteilt 
haben würde. Dieſes Verfahren, das in weniger geſchickten Händen leicht zur 
orthodoxen Ketzerrichterei führen könnte, bewährt ſich bei Lenz als ein überaus 
fruchtbares heuriſtiſches Prinzip. 

Wie es faſt immer der Fall iſt, wenn ſich die Tore der Archive öffnen, 
führt der Einblick in die bisher verſchloſſene Werkſtatt der Staatsmänner, in 
ihre Beweggründe, in alle Einzelheiten der Politik, in die Undurchſichtigkeit 
der politiſchen Lage und ihren ſtändigen Wechſel zur Zeit des Entſchlußfaſſens, 
den Forſcher mit Notwendigkeit zu einer ſtarken Abſchattierung der bisher auf 
Grund eines lückenhaften Materials gefällten Urteile. Je tiefer man den Staats⸗ 
lenkern ins Herz blicken kann, je näher man ſie kennen lernt, deſto mehr wird 
mit dem Verſtehen auch die Neigung zum Verzeihen ihrer Mißgriffe und zur 
bereitwilligen Anerkennung ihrer Leiſtungen wachſen, eine Entwicklung, die 
aber nur zu leicht über die zu wahrende Grenze hinausſchießt. So ſind heute 
manche Federn an der Arbeit, den Neuen Kurs und die Folgezeit nicht bloß 
in ihren einzelnen Maßnahmen uns begreiflich zu machen, ſondern auch beinahe 
zu rechtfertigen; in dieſes Treiben fährt Lenz' Schrift wie ein reinigendes 
Gewitter. N 

Mit Recht unterſtreicht Lenz ſcharf die Bedeutung des Fallenlaſſens des 
Rückverſicherungsvertrages. Wenn man das Nachlaufen des ruſſiſchen Außen- 
miniſters im Jahre 1890 hinter der ihn abweiſenden deutſchen Reichsregierung 
bedenkt, ſo darf vielleicht zur Erklärung darauf hingewieſen werden, daß da⸗ 
mals die letzten entſcheidenden Vorbereitungen zum Bau der ſibiriſchen Bahn 
und damit zum Beginn der oſtaſiatiſchen Politik Rußlands getroffen wurden, 
wofür Rußland der zuverläſſigen Rückendeckung durch Deutſchland bedurfte; 
wäre damals dieſem ruſſiſchen Verlangen durch die Erneuerung des Rück⸗ 
verſicherungsvertrages entſprochen worden, ſo wäre vielleicht doch der Abſchluß 
des ruſſiſch⸗franzöſiſchen Zweibundes unterblieben, da mit der Aufnahme der 
oſtaſiatiſchen Politik das Fallenlaſſen der bisherigen ruſſiſchen Balkanpolitik, mit 
ihrem ſcharfen Gegenſatz gegen Oſterreich⸗Ungarn und der Verſtimmung gegen 
Oſterreichs Bundesgenoſſen, Deutſchland, gegeben war. Das damals geſchaffene 
Gegeneinander von Zweibund und Dreibund machte, wie Lenz weiter aus- 
führt, England zur ausſchlaggebenden Macht in Europa, und die wachſende 
Abhängigkeit Deutſchlands von ſeinen Genoſſen im Dreibund, ſeitdem der 
Weg nach Petersburg verbaut war, lockerte das Gefüge dieſes Bundes. Der 
Verſuch, einen Block der Kontinentalmächte gegen England zu bilden, um 
dieſes den Berliner Wünſchen gefügig zu machen, ferner die oſtaſiatiſche Politik 
wie die uns mit dem Habsburgerreiche auf Gedeih und Verderb verbindende 
Türkenpolitik Deutſchlands werden von Lenz durchaus verurteilt; beſonders 
lehrreich ſind die Ausführungen, daß die kraftſtrotzende Entwicklung des deut⸗ 
ſchen Wirtſchaftslebens in den Jahrzehnten vor dem Weltkriege bewies, daß 
jene irrlichternde Weltpolitik mit ihrem Verlangen nach neuen Märkten und 
Abſatzgebieten, nach neuen Kolonien und Flottenſtützpunkten nicht den Be⸗ 
dürfniſſen der damaligen Gegenwart, ſondern gewiſſen in ihrer Berechtigung 
höchſt fraglichen Zukunftsſorgen diente und dadurch die Exiſtenz des Staates 
aufs Spiel ſtellte. 
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Soweit ſtimme ich Lenz durchaus zu; anders ſteht es mit den engliſchen 
Bündnisangeboten an der Jahrhundertwende. Die Politik Bismarcks kann 
man als Maßſtab an die Jahre des Neuen Kurſes legen; je weiter man ſich aber 
vom Jahre 1890 entfernt, deſto mehr verſagt wegen der vorausgegangenen 
Fehler des Neuen Kurſes, die Bismarck nie begangen hätte, die Vergleichs- 
möglichkeit. Alles, was Lenz über die Bedenklichkeit des engliſchen Bündniſſes 
ſagt, mag man zugeben, mag auch einräumen, daß Bismarck ein ſolches Bündnis 
unter den gebotenen Bedingungen zu ſeiner Zeit nie angenommen haben würde, 
aber die Frageſtellung muß doch lauten, ob nach dem Fallenlaſſen des Rück⸗ 
verſicherungsvertrages, dem Abſchluß des Zweibundes, den Verſchiebungen 
innerhalb des Dreibundes, bei der raſch fortſchreitenden Zerſetzung des Habs⸗ 
burgerreiches und dem Scheitern des erſten Verſuches mit einem europäiſchen 
Kontinentalblod, in dem Augenblick, da Deutſchland feine Finger in die tür- 
kiſche Türſpalte ſteckte und die Tirpitzflotte zu bauen begann, ob Deutſchland 
überhaupt noch die Möglichkeit beſaß, England Bündnisbedingungen zu ſtellen, 
oder ob es nicht zugreifen mußte, um nicht England auf die Gegenſeite zu 
treiben und damit dem Zweibund das entſcheidende Übergewicht zu verſchaffen. 
Englands Vorbehalte ergaben ſich eben daraus, daß es zwiſchen zwei Parteien 
wählen konnte, wie einſt in Bismarcks Zeiten Deutſchland. 

Breslau. Ziekurſch. 


Winand Engel, Abſolutismus und Demokratie in ihrer Auswirkung 
auf die Großmachtentwicklung der Neuzeit. Eine geſchichtliche Ehren⸗ 
rettung. Gonski, Köln 1925. 35 S. 80. 

Dieſer Vortrag gehört zu der zahlreichen Literatur, die um Oswald Spengler 
entſtanden iſt. Wie ſo viele von der jüngeren Generation (und Eduard Meyer!) 
glaubt der Verfaſſer an Spenglers Morphologie vom Werden und Vergehen 
der Kulturen und ſieht Rettung vorm „Untergang des Abendlandes“ nur in 
der Abkehr von der Demokratie. Der Abſolutismus iſt ihm die klaſſiſche Form 
des abendländiſchen Staates; nur die Führung einer ihrer Verantwortung 
bewußten Perſönlichkeit kann eine vernunftgemäße Politik gewährleiſten. 
Die Schrift behandelt allein die „Raumpolitik“ des Abſolutismus im Barod- 
zeitalter, das der Verfaſſer von Karl V. bis zum Berliner Kongreß (1515 —1878) 
rechnet. Nur Frankreich, Preußen, Oſterreich find berückſichtigt, da die Ent- 
wicklung von Rußland und England ſich außerhalb von Innereuropa vollzogen 
hat. Barocke Raumpolitik ijt Vernunftpolitik; fie wird in der Hauptſache be- 
ſtimmt durch ſtrategiſche Geſichtspunkte und hat drei Ziele: möglichſt ſichere 
Staatsumgrenzung, Staatsgeſtalt und Staatslage. Die großen Erfolge der 
„landpflegenden“ Barockpolitik ſind ein Verdienſt des Abſolutismus. Doch ihm 
erwuchs aus ſeinem eigenen Werk, dem beherrſchten „Stück Menſchheit“, der 
Todeskeim, die Demokratie, die nicht von Vernunft, ſondern vom Gefühl ge— 
leitet iſt. Das unheilvolle individualiſtiſche Schlagwort vom Selbſtbeſtimmungs- 
recht der Völker überſieht, daß nicht das Volkstum allein je ſtaatsbildend ſein 
kann, ſondern daß dies erſt die „Nation“ ijt, die gebildet wird durch Wechſel⸗ 
wirkung von Volk und ausreichendem Boden. In dem Augenblick, als die 
Raumpolitik von der Kontinental- zur Weltpolitik ſich wandeln ſollte, trat eine 
veränderte Staatsauffaſſung ein, die im Staat eine Anhäufung von Indi— 
viduen ſah und im injular-einjeitig entwickelten England ihr mißverſtande nes 
Vorbild erblickte. In verderblicher Ideologie hielt man den „wirtſchaftlichen 
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Imperialismus“ für ein unblutiges Mittel der Raumpolitik. Damit verdorrte 
der Machttrieb nach außen, und der ſchrankenloſe Liberalismus zehrte ſich auf 
in innerpolitiſchen Kämpfen. Dieſe „Zwieſpältigkeit des politiſchen Lebens der 
Weltmächte entlud ſich ſchließlich im Weltkriege“. 

Unhiſtoriſch und ganz vom modernen wirtſchaftspolitiſchen Standpunkt 
geſehen iſt die Behauptung, daß 1815 wirtſchaftliche Gründe für die Teilung 
des ſchleſiſch⸗polniſchen Kohlengebietes unter die drei Mächte maßgebend ge⸗ 
weſen ſind. Man nahm im ganzen die hiſtoriſchen Grenzen von Galizien und 
Kleinpolen, und an der tauſendjährigen Grenze zwiſchen Schleſien und Polen 
zu rühren, blieb erſt dem „Völkerbund“, dieſer Glanzleiſtung der Demokratie 
von Verſailles, 1921 vorbehalten. 

Man wird die geiſtvolle und ſehr prägnante kleine Schrift nicht ohne Ge⸗ 
winn und Freude aus der Hand legen. F. Granier. 


Rheinlandſchriften. Rheiniſche Schickſalsfragen. Eine Schriften⸗ 
folge hrab. in Verbindung mit dem Weſtausſchuß für Rhein, Saar, 
Ruhr und Pfalz von Prof. Dr. Rühlmann (Berlin, Reimar Hobbing, 
1925). 

nennt ſich eine Sammlung, von der bisher vier handliche Bändchen vorliegen. 

Herausgeber und Verfaſſer der einzelnen Schriften haben ſich in gleicher Weiſe 

ein Verdienſt erworben, und man kann nur wünſchen, daß der Inhalt dieſer 

Bändchen geiſtiges Eigentum eines jeden Deutſchen wird. Über den inner⸗ 

politiſchen Ereigniſſen der 1918 folgenden Jahre iſt in Deutſchland vielfach 

vergeſſen worden, daß der Rhein der Schickſalſtrom der deutſchen Einheit iſt. 

Mit Bitterkeit haben die Einwohner des beſetzten Gebietes empfunden, „daß“, 

wie der Herausgeber der Schriften ſagt, „das unbeſetzte Deutſchland und das 

befreundete Ausland das Elend der Fremdherrſchaft in den Ländern am Rhein 
nicht mit der inneren Anteilnahme begleiten, auf die dieſes Herzſtück deutſcher 

Kultur... durchaus Anſpruch hat“. Es iſt deshalb zu begrüßen, daß die erſte 

Schrift der „Rhein. Schickſalsfragen“ in kurzer Zuſammenfaſſung die Lage der 

„abgetretenen und beſetzten Gebiete im deutſchen Weſten“ ſchildert. 

Die „Tatſachen und Zahlen“, die Dr. Frhr. v. Sole macher dem Leſer 

darbietet, zeigen das allbekannte Geſicht der franzöſiſchen Expanſionspolitik. 

Während man ſich im Reich um den Ausbau und die Ausſchmückung des 

neuen Deutſchland die Köpfe heiß redete, ſchob Frankreich ſeine Armee an den 

Rhein, beſchützt von ſeinen Verbündeten, denen es im Stillen gern die Rolle 

des bekannten Mohren zugedacht hätte. Die in der Denkſchrift vom 29. Februar 

1919 geforderte „Verlegung der Weſtgrenze Deutſchlands an den Rhein“ hat 

Frankreich nicht erreicht, ohne deshalb ſeine Hoffnungen zu Grabe zu tragen. 

Das Rheinlandabkommen öffnete neue Wege, die zum Ziel endgültiger Los- 

reißung der rheiniſchen Gebiete von Deutſchland führen konnten. Auf Grund 

des Art. 2 entſtand die Interalliierte Kommiſſion mit vier Mitgliedern, von denen 
das franzöſiſche gleichzeitig den Vorſitz übernahm. Die Kommiſſion hat ſich in 
den Jahren 1920—1923 mehr und mehr als Werkzeug des Annexionismus 
herausgebildet. Die „Sicherheit der Beſaßungstruppen“ (Art. 3 des Rhein- 
landabkommens) war der Deckmantel franzöſiſcher Expanſionspolitik. Offiziell 
galt allerdings das Rheinland als Fauſtpfand für die Erfüllung der Verſailler 
Beſtimmungen. Die Schrift K. Linnebachs, Deutſche und franzöfiſche 
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Okkupationsmethoden 1870-1873 / 1920—? (Rhein. Schickſalsfragen, 
Schrift 3) bietet ein intereſſantes Bild dafür, wie verſchieden die Anſichten über 
die Obliegenheit einer Beſatzungmacht fein können. Um nut einen Punkt heraus- 
zugreifen: 1871— 1873 wurde die Freiheit der franzöſiſchen Geſetzgebung in 
keiner Weiſe angetaftet, das am 10. Januar 1920 ratifizierte Rheinlandabkommen 
gibt der Interalliierten Kommiſſion das Recht, ſelbſtändig Verordnungen 
mit Geſetzeskraft zu erlaſſen, die deutſchen Geſetze werden vor ihrer Gültigkeit 
im beſetzten Gebiet von der Rheinlandkommiſſion geprüft. Linnebachs Schrift 
iſt ſehr intereſſant; noch lehrreicher aber iſt ein Vergleich zwiſchen früheren und 
heutigen Okkupationsmethoden eines ſiegreichen Frankreich. Stellt man die 
Jahre 1792 —1795 den Jahren 1919—1923 gegenüber, fo ergibt ſich ein Bild 
von täuſchender Ahnlichkeit. Die Methodik der Politik der „natürlichen Grenzen“ 
iſt dieſelbe geblieben, faſt könnte man von einer ſklaviſchen Abhängigkeit ſprechen. 
Damals wie heute war die „penetration pacifique“ der Schrittmacher der 
geplanten Annexion. Einen Ausſchnitt aus diefer Politik gibt G. Fittbogen 
mit einer Arbeit über die „franzöſiſchen Schulen im Saargebiet“ (Rhein. 
Schickſalsfragen 4). Es handelt ſich hier um die Schulen, die die Administration 
des mines domaniales francaises für die Kinder der in ihren Dienſten ſtehenden 
deutſchen Bergarbeiter einrichtete. Fittbogens Unterſuchung gewährt einen 
genauen Einblick in die Methodik der franzöſiſchen Kulturpropaganda, die ſich 
im Saargebiet heute noch intenſiv betätigt. Für das Rheinland iſt der Höhe⸗ 
punkt dieſer Wirkſamkeit der franzöſiſchen Beſatzungsmacht anſcheinend über⸗ 
ſchritten. In den Jahren nach 1919 dagegen ergoß ſich eine Propagandawelle 
über das deutſche Rheinland, die alle Kreiſe und alle Zweige des bürgerlichen 
Lebens überflutete. Man kann der Pariſer Zentrale dieſer Propaganda in- 
deſſen den Vorwurf nicht erſparen, daß fie auf dem Gebiet der Piychologie 
nicht bewandert war. Die Sache wurde doch zu plump angefangen; oft ver⸗ 
kehrte fie ſich ſogar ins Gegenteil. So erregten z. B. die 1923 überall verbrei- 
teten Bilder der zerſtörten Gebiete Frankreichs keineswegs den Abſcheu der 
Rheinländer vor dem Krieg, wie es die Pariſer Propagandiſten beabſichtigten; 
im Gegenteil, die rheiniſche Bevölkerung konſtatierte, daß Frankreich fünf 
Jahre nach Kriegsende anſcheinend noch nicht mit dem Wiederaufbau be- 
gonnen hatte. Aber nicht nur die Deutſchen empfanden den wahren Kern der 
franzöſiſchen Kulturpropaganda, deren politiſcher Charakter ſich nicht beſtreiten 
ließ, auch die eigenen Freunde der Franzoſen wurden durch dieſes Treiben 
über das „friedfertige“ Frankreich belehrt. Der Kommandeur der amerikaniſchen 
Beſatzungstruppen, General Allen, hat in ſeinem „Rhineland Journal“ der 
franzöſiſchen Rheinpolitik ein vernichtendes Urteil geſprochen. 

Es war ein guter Gedanke, in der Schriftenfolge: Rhein. Schickſal den Ameri⸗ 
kaner zu Worte kommen zu laſſen. Mit Geſchick hat R. Pechel die „franzöſiſche 
Rheinpolitik in amerikaniſcher Beleuchtung“ aus den Allenſchen Tage- 
buchnotizen zuſammengeſtellt. Es muß für den Amerikaner ein grauſiges Er- 
wachen geweſen fein, als er merkte, daß er nicht an einem Kreuzzug für Gerech⸗ 
tigkeit und Menſchlichkeit — dieſer Glaube war bei faſt allen amerikaniſchen 
Soldaten der Beſatzung zu finden — teilgenommen hatte, ſondern als Helfer 
der ſranzöſiſchen Expanſion. Man muß Allen das Zeugnis ausſtellen, daß er 
ſeine heikle Aufgabe als Militärbefehlshaber in einem fremden Lande mit 
tiefem ſittlichen Ernſt in Angriff genommen und zu Ende geführt hat. Solange 
er am Rhein ſtand, blieb die von ihm verwaltete Zone von der franzöſiſchen 
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Kulturpropaganda verſchont, die mit dem Abmarſch der amerikaniſchen Be⸗ 
ſatzung faſt das geſamte Rheinland in Händen hatte. Hemmungslos tobte ſich 
nun der Geift eines Poincaré, eines Zoch aus. Direkt annektieren wollte man 
nicht, aber auf dem Umweg über einen ſelbſtändigen Staat ließ ſich dieſes 
letzte Ziel doch erreichen. Schon einmal hatte die grün⸗weiß⸗ rote Fahne der 
Separatiſten, der „Rheinfranken“, der franzöſiſchen Freiheit einen Vorteil 
verſchafft. Wiederum verſpürten Frankreichs Generale den hohen Beruf in 
ſich, den der General Cuſtine in der 2. Sitzung der Mainzer Klubiſten im Jahre 
1792 in die Worte kleidete: Frankreich führe nur Krieg, um die zur Freiheit 
geborenen Völker mit den Menſchenrechten bekannt zu machen. 1919 —1923 
wurde dieſes Programm wiederum hervorgeholt, nur die Ausdrucksweiſe 
paßte ſich der Gegenwart an. Die „Loslöſungsbeſtrebungen am Rhein 
1919-1924“ (Berlin, Fr. Vahlen, 1924) bis in ihre einzelnen Phaſen verfolgt 
zu haben, iſt das Verdienſt M. Springers. Auf Grund unwiderleglicher 
Dokumente ſchildert Sp. kühl und klar die geſamte ſeparatiſtiſche Bewegung; 
unbarmherzig deckt er die Fäden auf, die Frankreich zu jenen verkommenen 
Elementen knüpfte, deren Bekanntſchaft jeder mied, der das perſönliche Sauber⸗ 
keitsgefühl noch nicht verloren hatte. Generale desſelben Frankreich, das die 
Ehre zum point d’honneur zufpitzt, waren die Väter dieſes Lumpenſeparatismus: 
in Mainz Fochs Schwiegerſohn, der General Mangin, den in der Pfalz der 
General Gérard noch zu überbieten ſuchte. Aber das Territorium der Dorten- 
ſchen Rheinlandrepublik blieb auf das Innere eines Automobils mit der Be⸗ 
zeichnung R. R. 1 (Rhein. Republik 1) beſchränkt. Mit einer Brutalität, die 
in der Ausweiſungs⸗ und Deportationspolitik ihrer Protektoren ein Gegenſtück 
fand, ſind die Separatiſten am Rhein für die Intereſſen tätig geweſen. Ge⸗ 
ſindel aus aller Welt gab ſich im Herbſt 1923 am Rhein ein Stelldichein, um 
einen ſelbſtändigen, unter Frankreichs Schutz ſtehenden Staat zu gründen. 
Auf ſie paßte die Beſchreibung, die im Jahre 1800 der Führer der damaligen 
Separatiſtenarmee, der General Eicke mayer von der ihm unterſtellten „Nord⸗ 
frankenlegion“ gab: „Ce détachement dont la moitié comme je l’ai déjà ob- 
servé était composée de deserteurs ou de prisonniers étrangers, avait plutöt 
l'air d'un d&pöt de misérables condamnés & la chaine que l'on transportait 
d'un lieu à un autre, que de défenseurs de la République.“ Der Widerſtand 
der deutſchen Bevölkerung und das Erſcheinen der Rentenmark haben dem 
vom franzöſiſchen Geld lebenden Separatismus den Garaus gemacht. Einen 
Bundesgenoſſen fand die von Frankreich begünſtigte Loslöſungsbeſtrebung im 
Rheinland in jenen Kreiſen, in denen die Väter des Artikels 18 der deutſchen 
Reichsverfaſſung zu ſuchen ſind. Springer erwähnt die Hilfsſtellung, die der 
innerdeutſche „Föderalismus“ den rheiniſchen Separatiſten gewährte, nur 
gelegentlich. Als Ergänzung zu Springers Arbeit dient hierfür die Veröffent⸗ 
lichung, die ein gut unterridteter „Rhenanus“ unter dem Titel: Die Draht- 
zieher. Ein Blick hinter die Kuliſſen des ſeparatiſtiſchen Theaters 
am Rhein (Berlin, Verlag für Preſſe, Wirtſchaft u. Politik, o. J.) erſcheinen 
läßt. Erbauliche Dinge ſind in dieſer Schrift enthalten, ohne daß alle Maul⸗ 
würfe genannt werden. Die ſchon in zweiter Auflage erſchienene Broſchüre 
von Adolf Becker, „Beiträge zur Geſchichte des Separatis mus in 
Rheinheſſen“ (Frankfurt, Kommiſſionsverlag F. Lehmann, 1924) enthält 
wertvolle Ergänzungen zu dieſem traurigen Kapitel rheiniſcher Geſchichte. 
In Rheinheſſen und der Pfalz hat ſich der Separatismus, z. T. auf direkten 
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Befehl der Franzoſen, länger gehalten, da die Pariſer Regierung im Stillen 
wohl noch hoffte, dieſe militäriſch wichtigen Verlängerungsſtücke des Elſaß 
auf dem Umwege über einen ſelbſtändigen Staat in die Hand zu bekommen. 
Aber auch hier endeten alle krampfhaften Verſuche mit einer Aſchermittwoch⸗ 
ſtimmung. Der paſſive Widerſtand hatte in manchem dem Separatismus den 
Boden bereitet. Denn auf die Dauer war dieſes Abwehrſyſtem nur haltbar, 
wenn die Idee, die ihm zugrunde lag, unverfälſcht erhalten blieb. Mit guter 
Beobachtungsgabe und manchem treffenden Urteil ſchildert W. Kamper, Die 
Rheinlandkriſe des Herbſtes 1923 (Frankfurter Sozietätsdruckerei 1925). 
Leider büßt die Schrift einen großen Teil ihres Wertes durch die offenkundig 
i ihr enthaltene politiſche Tendenz ein. Das Thema konnte auch ohne Polemik 
hegen den Präſidentſchaftskandidaten Jarres und der angeblich von ihm ver⸗ 
tretenen Verſackungspolitik behandelt werden. 

Wenn Frankreich behauptete, die Loslöſungsbeſtrebung entſpringe dem 
freien Willen des rheiniſchen Volkes, ſo hat die große Volksabſtimmung des 
Jahres 1925, die Feier der 1000 jährigen ununterbrochenen Zugehörigkeit der 
Rheinlande zu Deutſchland die Welt über die wahre Geſinnung der Rhein- 
länder eines Beſſeren belehrt. Eine Hochflut an Literatur über die Rheinlande 
iſt in dieſem Jahre erſchienen. In ihrem Mittelpunkt ſteht das Werk von 
A. Schulte, 1000 Jahre deutſcher Geſchichte und deutſcher Kultur 
am Rhein (Düſſeldorf, L. Schwann, 1925). Ein prächtig ausgeſtattetes Werk 
mit Beiträgen aus berufenen Federn — neben Schulte haben M. Braubach, 
P. Clemen, W. Poethen, Fr. Steinbach und A. Wirminghaus mit- 
gearbeitet — wendet ſich „zunächſt an die Rheinländer aller Stände“, „es ſucht 
auch Leſer im übrigen Deutſchland und auch im Auslande“. Gegenüber der 
1922 von J. Hanſen herausgegebenen Geſchichte der Rheinlande weiſt das 
Schulteſche Buch mancherlei Vorzüge auf. Einmal veranſchaulichen Karten 
und die beigefügten Bilder den Text und dann find bei Schulte auch die Gee 
biete behandelt, die in dem Hanſenſchen Werke nicht enthalten find: Kirchen- 
geſchichte und Geographie. Trotzdem wird die von Hanſen herausgegebene 
Geſchichte des Rheinlandes immer ihren Wert behalten, ſie wird, wie Schulte 
ſelbſt ſagt, „das Fundament aller künftigen Arbeit bleiben“. Im Rahmen 
eines kurzen Referates iſt ein näheres Eingehen auf das Werk von Schulte 
nicht möglich. Trotzdem ſei beſonders auf die kunſtgeſchichtlichen Abſchnitte 
von P. Clemen hingewieſen. Schon einmal hat A. Schulte auf den deutſchen 
Charakter des Rheines hingewieſen, hat er die Unterlaſſungsſünde der deutſchen 
Geſchichtſchreibung gut zu machen geſucht, die bis dahin die rheiniſchen Gebiete 
keiner zuſammenfaſſenden Darſtellung würdigte. Damals widmete Schulte 
dem Elſaß ſeine Aufmerkſamkeit, heute fügt er durch ſein neues Werk den 
hiſtoriographiſchen Bau über die Rheinlande zuſammen und feinem Lorbeer- 
kranz ein neues Blatt ein. 

Frankfurt a. M. Kurt Rheindorf. 


Wolfgang Foerſter, Der deutſche Zuſammenbruch 1918. Gloſſen zu 
dem Werk des parlamentariſchen Unterſuchungsausſchuſſes. Eiſen⸗ 
ſchmidt, Berlin 1925. 79 S. 80. 

Der bekannte Verf. von „Graf Schlieffen und der Weltkrieg“ gibt in der 

Broſchüre eine Zuſammenfaſſung von bereits in der Zeitſchrift „Der deutſche 

Offizierbund“ veröfſentlichten Ausführungen. Sie zerfallen in drei Teile: 1. der 
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Unterſuchungsausſchuß, 2. die deutſche Offenſive 1918, 3. die Frage der Ver⸗ 
antwortlichkeiten, folgen alſo etwa den drei Bänden des Werkes, das ſie gloſſieren 
ſollen. 

Die ſozialdemokratiſche Minderheitsentſchließung, die von der üblichen 
Tendenz zeugt, lehnt F. ab, ebenſo befremdende Urteile des vorletzten Bericht- 
erſtatters Dr. Deermann; mit vollem Recht iſt er der Meinung, die auch der 
Ausſchuß ſelbſt in ſeiner Mehrheit gehegt hat, daß dieſe Fragen nicht durch 
das Parlament, ſondern nur durch die Geſchichtsforſchung gelöſt werden können 
und daher wertende „Entſchließungen“ neben der Feſtſtellung von Tatſachen 
unangebracht waren. 

In militäriſcher Beziehung tritt F. dem Gutachten des Generals v. Kuhl 
im allgemeinen bei. Gegen einzelne kritiſche Ausführungen des Generals 
verteidigt er die tatſächlichen Maßnahmen der O. H. L. in Anlage, Kräftever⸗ 
teilung und Durchführung der Offenſive; ſelbſt die ſehr umſtrittene Anderung 
des Planes während des Angriffs durch Verlegung des Schwerpunktes vom 
Nordflügel (17. Armee) zum Südflügel (18. Armee) billigt er vollkommen. 

An dem umfangreichen Gutachten Oberſt Schwertfegers übt F. in Einzel⸗ 
heiten Kritik. Nicht zuſtimmen kann der Ref. der Meinung, daß Kaiſer „Wil⸗ 
helm I. kaum ſtärkeren Anteil an dem Zuſtandekommen der großen Entſchlüſſe 
genommen hat, die die Grundlage der Erfolge ſeines Regimes bildeten, als 
Wilhelm II.“ Die zum größten Teil leider noch unveröffentlichten intimen 
Familienbriefe Wilhelms I. geben doch einen unvergleichlichen Einblick in die 
intenſive Art, mit der dieſer Herrſcher politiſche Fragen durchdacht hat. Wichtig 
und neu iſt der Nachweis des Verf., daß v. Hintze — entgegen ſeinen von 
Schertfeger quellenkritiſch überſchätzten nachträglichen Außerungen von 1922 — 
durch das verhängnisvolle Waffenſtillſtandsangebot weder überraſcht wurde, 
noch Widerſpruch erhob, fo daß neben der O. H. L. auch der Staatsſektretär des 
Auswärtigen hierfür die Verantwortung trägt. Abgeſchloſſen iſt hiermit dieſes 
ſchwierige Problem noch nicht; es zeigt ſich aber erneut, daß das amtliche Weiß⸗ 
buch über den Waffenſtillſtand auch in feiner neuen erweiterten Geftalt durch⸗ 
aus nicht erſchöpfend, um nicht zu ſagen, tendenziös iſt. 

Durch alle Ausführungen zieht ſich eine ſcharfe Polemik gegen den dritten 
Gutachter Hans Delbrück, dem F. z. T. Entſtellung des Quellenmaterials und 
Voreingenommenheit gegen Ludendorff nachweiſt. Sie gipfelt in dem Satz: 
„Dem Gutachten des Geheimrats Profeſſors Hans Delbrück ſpreche ich jeden 
wiſſenſchaftlichen Eigenwert ab, es ijt durch und durch tendenziös, in vieler 
Hinſicht ungründlich, oberflächlich, irreführend und unzutreffend.“ 

F. kann natürlich nicht das umfangreiche Quellenmaterial irgendwie 
erſchöpfen, das der Unterſuchungsausſchuß, beſonders im Gutachten Schwert⸗ 
fegers, beigebracht hat, aber für den, der ſich raſch über dieſe Fragen orientieren 
will, wird die ſehr anregend geſchriebene Broſchüre von höchſtem Nutzen ſein. 

F. Granier. 
Der Weltkrieg 1914— 1918. Bearbeitet im Reichsarchiv. Die militäriſchen 
Operationen zu Lande. Erſter Band: Die Grenzſchlachten im Weſten. 
XVI, 719 S., 7 Karten. Berlin 1925. Zweiter Band: Die Befreiung 
Oſtpreußens. XIV, 390 S., 14 Karten. Berlin 1925. 


Seit feiner endgültigen Konſtituierung im Winter 1920 hat das Reichs- 
archiv den ihm von der Reichsregierung gegebenen Auftrag, das geſamte in 
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der laufenden Verwaltung des Reiches nicht mehr benötigte Aktenmaterial zu 
ſammeln und durch wiſſenſchaftliche Veröffentlichungen nutzbar zu machen, 
dahin ausgelegt, als ein praktiſch⸗wiſſenſchaftliches Inſtitut im Fichteſchen Sinne 
ſich in den Dienſt der deutſchen Volksgemeinſchaft zu ſtellen und ſeinerſeits 
mitzuarbeiten an der Nation und ihrem Staate. Im Rahmen dieſer hohen 
und ſchönen Aufgabe ergab ſich für das Reichsarchiv als erſte größere Arbeit, 
eine auf den amtlichen Akten baſierte Darſtellung des Weltkrieges dem deutſchen 
Volke vorzulegen. Mancherlei Gründe und Erwägungen, über die im Vorwort 
zum erſten Bande Rechenſchaft gegeben iſt, haben es notwendig gemacht, die 
Publikation auf eine Darlegung der großen militäriſchen Operationen zu 
Lande zu beſchränken. Das darf indeſſen nicht dahin führen, den Geiſt der 
Veröffentlichung zu verkennen. Sie iſt nicht eine militäriſche Abhandlung im 
Sinne der Generalſtabswerke, ſie erhebt den Anſpruch, daß man ſie werte als 
die Geſchichte wohl des gewaltigſten Erlebens unſerer Nation als Ganzheit, 
inſofern es im kriegeriſchen Geſchehen, in den Schlachthandlungen und den 
Entſchlüſſen und Gedanken der Führer, ſeinen Ausdruck gefunden hat. Sie 
unterſcheidet ſich damit grundſätzlich von den Publikationen, die über den Großen 
Krieg von der gegneriſchen Seite amtlich in Angriff genommen ſind. 

Schon während des Krieges (1915) hatte man im Stellvertretenden 
Generalſtab unter weſentlich anderen Geſichtspunkten mit den Vorarbeiten 
ſür eine Weltkriegsgeſchichte begonnen, indem man an die Sammlung und 
Sichtung des Aktenmaterials, hauptſächlich der Kriegstagebücher und Opera⸗ 
tionsakten heranging. Erſt Ende 1924 konnte das Reichsarchiv die beiden erſten 
Bände, von denen der eine Band die Ereigniſſe im Weſten bis zum 27. Auguſt, 
der zweite das Geſchehen im Oſten bis Mitte September 1914 ſchildert, vor⸗ 
legen. Das läßt ermeſſen, mit welchen Schwierigkeiten die Arbeit zu kämpfen 
hatte, Schwierigkeiten, die vornehmlich in der Beſchaffenheit des Materials 
lagen, von deſſen Umfang und Weitſchichtigkeit der Außenſtehende ſich kaum 
ein zutreffendes Bild machen wird. Der erſte Teil des amtlichen franzöſiſchen 
Werkes — etwa den gleichen Zeitraum umfaſſend wie der erſte Band des 
Reichsarchivs — war 1922 abgeſchloſſen. Warum er erſt nach Erſcheinen unſerer 
Publikation der Offentlichkeit übergeben wurde, iſt hier nicht der Platz zu er⸗ 
örtern. Aber welch ein Unterſchied in Anlage und Durchführung beider Werke! 
Während die Franzoſen rein annaliſtiſch, vom rechten Flügel beginnend, ohne 
ſonderlich in die Tiefe zu gehen, die Ereigniſſe abhandeln, hat das Reichsarchiv 
in ſeiner Darſtellung ſeine Aktenbeſtände wirklich ausgeſchöpft und ſich bemüht, 
nicht nur die ihm erreichbare Literatur auszuwerten, ſondern auch Lücken 
und Widerſprüche in feinem Arbeitsmaterial durch einen umfänglichen Schrift- 
wechſel mit zahlreichen Auskunftsperſonen aufzuhellen und und zur Zuſammen⸗ 
faſſung des weitmaſchigen Stoffes zu kommen. Man wird der deutſchen Dienſt⸗ 
ſtelle den ſchönen Erfolg ihrer Arbeit, an der alle Glieder der Behörde mit⸗ 
gewirkt haben, nicht abſprechen können. Das Vorwort des erſten Bandes 
betont mit Recht, daß nur die bis ins einzelne gegliederte Zuſammenarbeit 
in einem Amt die Möglichkeit bot, ſo eingehend und umfaſſend zu arbeiten. 
Man wird auch noch nachdrücklich darauf aufmerkſam machen dürfen, daß die 
im Verlauf der weitangelegten Forſchungstätigkeit des Reichsarchivs durch 
Anfragen bei den Beteiligten zuſammengetragene und, wie die in die Dar⸗ 
ſtellung eingewobenen Proben zur Genüge erkennen laſſen, als Ergänzung 
der Akten äußerſt wertvolle Quellenſammlung nach Ausdehnung und Tiefe 
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ſicherlich nicht zuſtande gekommen wäre, wenn nicht die Bearbeitung der Welt⸗ 
kriegsgeſchichte einem für dieſes Unternehmen beſonders qualifizierten Be⸗ 
amtenſtab übertragen worden wäre. 

Selbſtverſtändlich mußte in der Wiedergabe dieſer Zeugniſſe Zurück⸗ 
haltung geübt werden; anders freilich ijt es mit dem dem Reichsarchiv zur 
Verfügung ſtehenden amtlichen Aktenmaterial. Hiervon hätte man gern mehr 
erfahren, die Darſtellung mehr durch Hinweiſe auf die Belegſtellen geſtützt 
und dieſe letzteren ſelbſt etwa in beſonderen Urkundenbänden abgedruckt ge⸗ 
ſehen. Die Franzoſen ſind da doch beſſer beraten geweſen, als ſie ſich ent⸗ 
ſchloſſen, ihre Erzählung durch Nachweiſung der betreffenden Aktenſtücke zu 
belegen und dieſe ſelbſt in einem umfänglichen annexe de documents bekannt 
zu geben. Die Notwendigkeit und Berechtigung des Abdruckes von Akten⸗ 
ſtücken aus dem kriegeriſchen Geſchehen wird nicht zu bezweifeln ſein, am 
wenigſten bei einer Publikation von ſolcher Bedeutung, ſoll ſie doch auf lange 
hinaus als Baſis für die Erkenntnis der Weltkriegsprobleme dienen. Wir meinen, 
daß nicht nur die Wirkung des Werkes eine noch viel mächtigere werden, ſon⸗ 
dern auch der Gewinn für die Forſchung um ſo größer ſein würde, je mehr wir 
aus den Akten erfahren. Wir hoffen, daß ſich das Reichsarchiv entſchließt, 
ſeine Bearbeitung des Weltkrieges in der angedeuteten Richtung zu erweitern. 

Sehr zu bedauern iſt es, daß es nicht möglich geweſen iſt, einwandfreie 
Verluſt⸗ und Beutezahlen zu geben. Die Vorbemerkung zum zweiten Band 
ſagt geradezu, daß der Verſuch, die deutſchen Verluſte genau zu ermitteln, 
faſt überall geſcheitert iſt und es beim Fehlen geeigneter Unterlagen fraglich 
erſcheint, ob zuverläſſige Feſtſtellungen heute überhaupt noch möglich ſind. 
Manche rückſchauende Betrachtung wird nun nicht mehr durchgeführt werden 
können. Vielleicht läßt ſich aber doch im dritten Bande, der die Marneſchlacht 
ſchildern ſoll und damit eigentlich erſt den erſten Feldzugsabſchnitt im Weſten 
zum Abſchluß bringt, noch nachträglich einiges über die Abgänge anfügen. 
Die Sache iſt doch zu wichtig. 

Dankenswert ſind die Anlagen, bei den Kriegsgliederungen hätte man 
gern auch die OQu. und Ia bei den AOK.s aufgenommen geſehen (AOK. 8 
hat ſie !), die Regiſter find ſauber und zuverläſſig gearbeitet, leider fehlt ein 
Ortsregiſter, das nicht entbehrt werden kann. — 

Nur mit ſtarker innerer Bewegung legt man die beiden Bände aus der 
Hand. Sie künden von Taten, wie ſie die Welt bis dahin nicht geſehen hatte. 
Es iſt hier nicht der Ort, auf den Inhalt näher einzugehen. Wir müſſen uns 
begnügen, auf einiges Weſentliche, vornehmlich Umſtrittenes oder bisher noch 
nicht klar Erkanntes, aufmerkſam zu machen. 

Der erſte Band legt das Schwergewicht auf die Darſtellung der Grenz⸗ 
ſchlachten im Weſten, jener gewaltigen Schlachthandlung, die in den Tagen 
vom 20. bis 24. Auguſt die deutſchen Armeen ihre volle Kraft mit der des 
ebenfalls die entſcheidende Offenſive ſuchenden Gegners meſſen ließ. Was 
die bisher erſchienene Literatur ahnen ließ, die Darſtellung des Reichsarchivs 
beſtätigt es und der zuſammenfaſſende Rückblick, ein Kabinettsſtück abgewogener 
und ſorgfältiger Kritik, unterſtreicht es: die Grenzſchlachten hätten den Feldzug 
im Weſten mit einem großen Schlage entſcheiden, will ſagen, das militäriſche 
Übergewicht der Deutſchen ſicherſtellen können. Es war gelungen, trotz der 
Verſtärkung des linken Flügels in Elſaß⸗Lothringen von Haufe aus um faſt 
das Doppelte gegenüber dem Schlieffenſchen Anſatz und trotz des Einſatzes 
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der 61/, Erſatzdiviſionen, die urſprünglich teils für den rechten Heeresflügel, 
teils für den Oſten beſtimmt waren, an der entſcheidenden Stelle (rechter 
Flügel 1.—3. Armee) die Überlegenheit der Zahl zu beſitzen: 358 Batl., 215 Esk., 
2164 Geſchütze ſtanden hier auf deutſcher Seite 257 franzöſiſchen Batl., 149 Esk., 
1120 Geſchützen gegenüber, vor der Front der 3. Armee (101 Batl., 28 Esk., 
596 Geſchütze) ſtanden ſogar nur 17 Batl., 1 Esk., 36 Geſchütze! Dieſes günſtige 
Verhältnis, wie es während des ganzen Krieges vielleicht nie wiedergekehrt 
iſt, durch gute Führung operativ auszunützen, darauf kam es an. Hier ſind wir 
geſcheitert. Die OHR. konnte fic nicht entſchließen, die Operationen auf dem 
Entſcheidungsflügel in der Hand zu behalten, wie ſie urſprünglich beabſichtigt 
hatte, weil eine dann notwendige Vorverlegung des ganzen ſchwerfälligen 
Apparates des GrHQu. (11 Eiſenbahnzüge) aus Coblenz vor großen techniſchen 
Schwierigkeiten ſtand, das Ausſcheiden einer kleinen beweglichen Operations- 
ſtaffel damals ernſthaft nicht erwogen wurde, überdies die ſeit der Nacht vom 
20. zum 21. 8. bekannt gewordene, aufs äußerſte geſpannte Lage im Oſten 
jedem Wechſel des Standortes der OHL. lähmend ſich in den Weg legte. Die 
Aushilfe, dem dienſtälteſten Armeeführer auf dem Entſcheidungsflügel, dem 
Generaloberſten v. Bülow, die Armee Kluck zu unterſtellen und ihn anzuweiſen, 
mit der Armee Hauſen, deren Unterſtellung infolge des höheren Dienſtalters 
ihres Oberbefehlshabers ſich verbot, in Übereinſtimmung zu handeln, erwies 
ſich nicht als glücklich. Bülow ſah die Lage zu ſehr vom Standpunkt ſeiner 
eigenen Armee und vermochte ſich um fo weniger zu einer ruhigeren und aus- 
gleichenderen Beurteilung zu erheben, als er voll Spannung ſeinen Gefechts⸗ 
ſtand in den Schlachttagen weit vorverlegte und mehrfach ſtark in Abhängigkeit 
geriet von den unmittelbaren Eindrücken des hin und her wogenden Ringens. 
Indeſſen das Selbſtausſchalten der OHL., die zu den AOK.s 1 und 2 ſchon 
keine Sprechverbindung mehr beſaß und lediglich auf die nach Reichweite, 
Betriebsſicherheit und Zahl der Stationen den Anforderungen nicht mehr 
gewachſene Funkentelegraphie angewieſen war, und die an der eigenen Armee 
haftende, weniger das Operative als das Taktiſche bedenkende Leitung der 
Schlacht durch den General v. Bülow ſind nicht ausſchließlich dafür verant- 
wortlich zu machen, daß die Zertrümmerung und Vernichtung des Gegners 
oder wenigſtens fein Zurückwerfen nach Südoſten mißlang. Auch die Ver- 
ſtändigung der AOK.s war unzulänglich. Perſönliche Ausſprache der Ober⸗ 
befehlshaber oder Chefs AOK. 1, AOK. 2 wäre bei der nicht großen Entfernung 
der AHOQu.s nicht nur möglich, ſondern notwendig geweſen, nachdem der 
Gedanke naustauſch durch Ordonnanzoffiziere Klucks zu keiner Übereinſtimmung 
geführt hatte; das AOK. 3 war freilich erheblich ungünſtiger geſtellt, da der 
Weg zum ACK. 2 um Namur noch herumführte (vom Flugzeug iſt auffallender 
weiſe kaum Gebrauch gemacht worden). So blieben AOK. 2 und 3 im weſent⸗ 
lichen auf den funkentelegraphiſchen Weg angewieſen, und da wollte es ein 
unglücklicher Zufall, daß erſt um Mitternacht vom 22. zum 23. 8. die Nachricht 
der 2. Armee vom 22. 120 nachm. zur Kenntnis der 3. Armee kam, nach der 
Bülow ſchon am 22. und nicht, wie urſprünglich verabredet, am 23. den Cambre- 
abſchnitt hinter ſich bringen wollte. 

Schlieffenplan und Moltkeaufmarſch ſind oft miteinander verglichen 
worden. Der Moltkeaufmarſch iſt in der Regel ſchlecht dabei weggekommen, 
man hat ihm ſogar die Schuld gegeben, daß unſere Operation im Weſten ſchließ- 
lich ſcheiterte. Dieſe Auffaſſung wird nach dem Erſcheinen des erſten Bandes 
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des Reichsarchivs nicht mehr zu halten fein. Wie eben angeführt, war das 
Zahlenverhältnis in den Grenzſchlachten, die ſich aus dem Moltkeſchen 
Aufmarſch heraus entwickelten, am Entſcheidungspunkt denkbar günſtig. 
Auch die Kämpfe der Mitte (4. und 5. Armee) bei Neuſchateau und Longwy⸗ 
Longuyon und des linken Flügels in der Schlacht zwiſchen Metz und Vogeſen 
verliefen trotz mancher Reibung im einzelnen glücklich und dem Ziele nicht 
zuwider. Die 4. und 5. Armee verhüteten durch Angriff einen Durchbruch 
der Franzoſen, der mit erheblicher Überlegenheit geführt wurde (377 Batl., 
138 Esk., 1540 Geſchütze der Franzoſen gegen 236 Batl., 120 Esk., 1320 Geſchütze 
auf deutſcher Seite), die 6. und 7. Armee feſſelten entſprechend ihrer Aufgabe 
mit 328 Batl., 143 Esk., 1766 Geſchützen 420 franz. Batl., 161 Esk., 1648 Ge⸗ 
ſchütze. An allen Stellen endete der erſte Waffengang unbeſtreitbar mit deut⸗ 
ſchen Siegen und zerſchlug den Operationsplan des Gegners. (Joffre an den 
Kriegsminiſter am 23. 8.: „Wir ſind nunmehr zur Defenſive gezwungen.“) 
Nicht der Aufmarſch 1914 war Schuld, daß die Weſtoperation nicht zu dem 
beabſichtigten und durchaus möglichen Ziele kam, die Gründe ſind andere, 
letzten Endes liegen ſie in der Führung der Operationen durch die OHL. Es 
bleibt unverſtändlich, warum die 61/, Erſatzdiviſionen, die am 15. 8. nach Loth- 
ringen gefahren wurden, wo Moltke auf Grund von Nachrichten die einen, 
Vormarſch von 16 Armeekorps und 5 Kavalleriediviſionen — / der franz. 
Feldarmee vermuten ließen, die Entſcheidungsſchlacht annehmen wollte, nicht 
umgeleitet wurden, als ſich am 16. die Lage im Reichsland klärte. Und es iſt 
zu bedauern, daß die OHL. nach Beendigung der Lothringer Schlacht nicht, 
wie es in der Aufmarſchanweiſung für die 6. Armee vorgeſehen war und wie 
es das AOK. erwartete, die Armee über Metz in die Kampfesarbeit des Schwen⸗ 
kungsflügels zog. Wenigſtens die beiden Korps für den Oſten hätte ſie dem nun 
zu ſtarken linken Flügel entnehmen ſollen. Wir wiſſen jetzt aus dem Buche des 
Generals Kabiſch, Streitfragen des Weltkrieges, daß ein dahingehender Vor⸗ 
ſchlag (XXI. u. I. bay. AK.) von dem damaligen Oberſtleutant Gröner dem 
Chef des Generalſtabes und ſeinem Generalquartiermeiſter ſeinerzeit unter⸗ 
breitet worden iſt. Freilich haben die beiden Armeen (2. u. 3.), denen das 
Gardereſervekorps und XI. AK. am 26. entzogen worden ſind, keinen Ein⸗ 
ſpruch gegen dieſe Maßnahme erhoben, obwohl ſie über die Auswirkungen 
ihres Sieges damals ſchon nüchterner denken mußten. 

Über die Armeeführung des bayeriſchen Kronprinzen, die bisher wenig 
günſtig beurteilt iſt, iſt neben der Darſtellung des Reichsarchivs, die ihr gerecht 
wird, die Studie des Generalſtabschefs der 6. Armee, des Generals Krafft 
v. Dellmenſingen (Die Führung des Kronprinzen Rupprecht v. B. im Sonder⸗ 
heft zu Wiſſen und Wehr 1925) zu beachten. Sie bringt u. a. die beſonders 
beachtenswerte, im Reichsarchivwerk nicht erwähnte Fliegetmeldung, daß am 
16. 8. am Mont Toulon und Mont St. Jean ſowie an der Moſel rückläufige 
Bewegungen beim Gegner beobachtet ſeien, die das AOK. als Abbeförderung 
des IX. Korps deutete. Man wird ſeinen Angriffsentſchluß nun um ſo eher 
begreifen. 

Eingehender konnten im zweiten Band die deutſchen Operationen be⸗ 
handelt werden. Die Ereigniſſe an der öſterreichiſch⸗ungariſchen Front ſind 
mit Recht nur inſoweit geſchildert, als es zum Verſtändnis der Zuſammen⸗ 
hänge erforderlich war. Die Darſtellung zeichnet fich durch beſondere Anſchau⸗ 
lichkleit und Geſchloſſenheit aus. Nach einleitenden Bemerkungen über die 
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Abreden mit Oſterreich für den Kriegsfall, über die wir durch Conrads Erinne⸗ 
rungen bereits unterrichtet waren, und die Aufmärſche wendet ſich die Er⸗ 
zählung den Operationen unter dem erſten AOK. 8 zu. Es war kein glücklicher 
Gedanke, dem General v. Prittwitz das ſchwere Kommando über die ſchwachen 
deutſchen Oſtkräfte anzuvertrauen. Über die Verſuche Moltkes, bereits im 
Frieden einen Wechſel in der Perſon des Danziger Armeeinſpekteurs, deſſen 
Mobilmachungsbeſtimmung der Oberbefehl über die 8. Armee war, herbei⸗ 
zuführen, vgl. Kabiſch, Streitfragen des Weltkriegs, hier auch weitere Rad 
richten über die angeblich dem General v. Conrad verſprochene deutſche Offen⸗ 
five auf Siedlce (vgl. zu den Conradſchen Behauptungen beſonders Th. v. Schäfer 
[Hauptbearbeiter dieſes Tannenbergbandes] in „Wiſſen und Wehr“ 1924). 
Den Mittelpunkt bilden die Schlachten von Tannenberg (hier S. 129 Fußnote 1 
zu ſtreichen, vgl. Jany, dieſe Zeitſchrift XXXVI, S. 148) und den Maſuriſchen 
Seen, beide gleich liebevoll und erſchöpfend behandelt. Der Titel des Ganzen: 
„Die Befreiung Oſtpreußens“ iſt nicht zu ſtolz gewählt. Oſtpreußen blieb nach 
Tannenberg für die Ruſſen, um den Ausdruck des Generals Alexejew zu ge⸗ 
brauchen, „das Weſpenneſt“. Der ruſſiſche Generalquartiermeiſter Danilow 
berichtet, daß nach den Niederlagen im Auguſt / September 1914 die Frage 
einer neuen Okkupation der Provinz wegen ihrer Unpopularität niemals mehr 
offen ausgeſprochen werden konnte und ſchließlich alle Angriffsoperationen 
auf dem rechten Weichſelufer den Charakter ſyſtemloſer, halber Maßnahmen 
und der Lauheit und Unentſchloſſenheit trugen. Beiſpiellos ſteht der Sieg 
von Tannenberg da, er war zum Unterſchied von den großen Einkreiſungs⸗ 
ſchlachten Leipzig, Metz, Sedan im Kampf gegen Übermacht gewonnen und 
unter Gefährdung beider Flanken, bei Cannä fehlte die Rückenbedrohung. 
Baupel. 


H. v. Zwehl, Erich v. Falkenhayn, General der Infanterie. Eine 
biographiſche Studie. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1926. 341 S. 
Seit der Beendigung des Weltkrieges haben ſo viele in hervorragenden 
Stellungen daran beteiligte Generale ihre eigenen Erinnerungen veröffent- 
licht, wie es — zumal in ſo kurzer Friſt nach den Ereigniſſen — nach keinem 
früheren Kriege geſchehen dit. Sie tragen natürlich mehr oder weniger alle 
perſönlichen Charakter, können zum Teil als Rechtfertigungsſchriften bezeichnet 
werden. Auf der andern Seite hat es an Kritiken von berufener und unbe⸗ 
rufener Seite, in allen Abſtufungen von gerechter fachmänniſcher Würdigung 
bis zur niedrigen Schmähſchrift, nicht gefehlt. Die Arbeit des Generals v. Zwehl, 
der im Kriege das VII. Reſervekorps kommandierte (Maubeuge -Aisne — 
Verdun), ſtellt wohl als erſte den Verſuch dar, das Leben einer der meiſt um⸗ 
ſtrittenen Perſönlichkeiten unter Deutſchlands Führern auf Grund der Akten 
hiſtoriſch zu würdigen. Der Verſuch iſt vortrefflich gelungen, wenn auch in 
manchen Punkten die letzte Klärung noch nicht erfolgen konnte. Als Quellen 
ſtanden neben den von Falkenhayn ſelbſt veröffentlichten beiden Werken über 
„Die Oberſte Heeresleitung 1914— 1916“ und den „Feldzug der 9. Armee gegen 
die Rumänen“ eingehende Tagebuchaufzeichnungen des Generals und Mit- 
teilungen ihm naheſtehender Offiziere zur Verfügung, auch die Akten des Aus- 
wärtigen Amtes konnten herangezogen werden. Befremdlich wirkt die Mit- 
teilung, daß die Benutzung der von Falkenhayn verfaßten Denkſchrift über 
ſeinen Rücktritt von der Stelle des Chefs des Generalſtabes des Feldheeres 
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dem General v. Zwehl von dem Präſidenten des Reichsarchivs verweigert 
worden iſt. 

General v. Falkenhayn hatte vor dem Kriege viele Stimmen gegen ſich. 
Ein Mann von glänzenden militäriſchen Gaben, galt er doch als eine mitunter 
unnötig ſchroffe Perſönlichkeit mit einem Zuge der Menſchenverachtung, der 
ihm Gegner erweckte. Für die Würdigung ſeines geſchichtlichen Wirkens können 
ſolche Eigenheiten, die bei ſelbſtbewußten Kraftnaturen keine Seltenheit ſind, 
nur inſofern Bedeutung beanſpruchen, als ſie praktiſche Folgen nach ſich ge⸗ 
zogen haben. An Konflikten hat es in Falkenhayns militäriſchem Leben nicht 
gefehlt. Vor dem Kriege war es ſeine tapfere Vertretung der Armee in der 
Zabern⸗Angelegenheit, die ihm die Feindſchaft der Linken des Reichstags 
einbrachte. Im Kriege iſt es zu Meinungsverſchiedenheiten mit dem Ober⸗ 
befehlshaber Oſt und mit dem General Conrad v. Hötzendorf gekommen. 
General v. Zwehl verfolgt ſein Wirken durch die einzelnen Phaſen des Kriegs 
und gelangt dabei, ohne mit Kritik zurückzuhalten, faſt durchweg zu dem Er⸗ 
gebnis, daß die gegen Falkenhayn erhobenen Vorwürfe aus einer zu engen 
Perſpektive, aus den Bedürfniſſen einzelner Kriegsſchauplätze heraus erhoben 
worden ſind, während ſich das Bild vom Standpunkte der Geſamtkriegsleitung, 
die der ſchweren Sorgen nach den verſchiedenſten Seiten hin niemals ledig 
wurde, anders darſtellte. Dies Urteil deckt ſich z. B. hinſichtlich der Forderungen 
für den Oſten 1915 mit dem Urteil des Generals v. Freytag⸗Loringhoven. 
Bei der unglücklichen Anlage des Angriffs auf Verdun, namentlich der Unter⸗ 
laſſung gleichzeitigen Vorgehens auf dem weſtlichen Maasufer, dürfte der 
Chef des Stabes der Kronprinzen⸗Armee, General Schmidt v. Knobelsdorf, 
entſcheidenden Einfluß geübt haben. Daß der Angriff gegen die Nord- und 
Nordoſtfront, alſo gegen die ſtärkſte Seite der Feſtung gerichtet wurde, während 
dem Verteidiger die Möglichkeit blieb, von Weſten her Verſtärkungen heran⸗ 
zuziehen, er außerdem den Angriff flankierend von Weſten her (Céte de Marre) 
beſchießen konnte, ſchreibt General v. Zwehl einer Überſchätzung der Wirkung 
der modernſten Geſchütze zu. Daß Reſerven zur Ausnutzung des Anfangs- 
erfolges nicht rechtzeitig zur Stelle waren, welche die von den Franzoſen ſchon 
eingeleitete Räumung des Oſtufers endgültig erzwingen, den Angriff weiter 
vorwärtstragen konnten, bezeichnet der Kronprinz in ſeinen „Erinnerungen“ 
als die entſcheidende Wendung, die den Mißerfolg herbeiführte. General 
v. Zwehl will eine Schuld der OHL. nicht anerkennen, das AOK. 5 hätte vor⸗ 
her klare Abmachungen über Zeit und Ort des Eintreffens der Reſerven her⸗ 
beiführen ſollen. Die Darſtellung des Kronprinzen ſtützt ſich aber auf die An⸗ 
gaben des erſten Generalſtabsoffiziers des AOR. 5, der mit der OHL. wieder⸗ 
holt darüber verhandelt hat. Das monatelange Verbeißen auf das Verdun⸗ 
unternehmen, nachdem der Angriff ſich feſtgelaufen hatte, iſt gegen die Anſicht 
des Kronprinzen durch den General Schmidt v. Knobelsdorf herbeigeführt 
worden, es ehrt ſeine Willenskraft, konnte aber nur durch den Erfolg gerecht⸗ 
fertigt werden. Die geſcheiterte Unternehmung gegen Verdun und die Kriegs- 
erklärung Rumäniens haben Falkenhayns Stellung in der allgemeinen Stim⸗ 
mung des Heeres und Volkes untergraben. Die Vorgänge, die zu ſeiner Ent⸗ 
hebung führten, ſind nicht ganz geklärt, ein Einfluß Bethmanns ſoll dabei wohl 
im Spiel geweſen ſein, aber nicht den Ausſchlag gegeben haben. 

Der Feldzug gegen Rumänien gab dem General, deſſen Haar in den 
beiden Jahren 1915 und 1916 weiß geworden war, noch einmal die ſtolze Ge⸗ 
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nugtuung, ſein militäriſches Können in glänzendem Lichte zu zeigen, und hier 
ſchenkte ihm auch das Kriegsglück ſeine Gunſt, die es ihm bisher oft verweigert 
hatte. 

Falkenhayn war, ſo urteilt General v. Zwehl, kein Stern erſter Größe, 
und nur ein ſolcher hätte Deutſchland nach dem Scheitern der Weſtoffenſive 
1914 retten können. Daß es ihm nicht an Wagemut und Tatkraft zu großem 
Wurfe gefehlt hat, zeigt ſein Entſchluß, im Frühjahr 1915 die Reſerven der 
Weſtfront zu dem Stoß vor Gorlice zu verwenden. Freytag⸗Loringhoven 
nennt dieſen Entſchluß „einen der kühnſten, von dem die Kriegsgeſchichte kündet“. 
Im allgemeinen freilich zog er, vor eine ungewöhnlich ſchwierige Aufgabe 
geſtellt, mit dem Drucke einer ungeheuren Verantwortung belaſtet und der 
Grenzen unſerer Leiſtungsfähigkeit inſtinktiv bewußt, kleine Erfolge den grö⸗ 
ßeren aber zweifelhaften vor. Niemand wird beweiſen können, daß nicht auch 
auf dieſem Wege ein beſſerer Ausgang des Krieges zu erreichen geweſen wäre. 
Doch er beſaß, wie fic) das ſchon 1914 bei der Offnung der Schleuſen des Jſer⸗ 
kanals zeigte, „einen erheblichen Mangel, er war als Feldherr kein Schoßkind 
des Glücks“. Heerführer, die mit dieſem Fehler behaftet find, hat das all- 
gemeine Urteil jederzeit verdammt. : Jany. 


J. K. van den Belt, Das Ende des Ringens. Die Jahre des Krieges 
1917 und 1918. Berlin, E. S. Mittler & Sohn, 1926. 129 S. 

Der niederländiſche Oberſt a. D. van den Belt läßt den drei früher von ihm 
veröffentlichten Abſchnitten (Forſchungen 37. Bd., S. 345) hier ein Schluß— 
heft folgen, das eine ebenſo günſtige Beurteilung erfahren kann. Der im 
großen knapp gehaltenen, nur an wichtigen Wendepunkten mehr ins einzelne 
gehenden Darſtellung der Operationen ſind wieder zahlreiche Auszüge aus 
der deutſchen und ausländiſchen Literatur eingefügt. Die intereſſanten Be- 
urteilungen ſind unparteiiſch und ſpenden den Leiſtungen des deutſchen Heeres 
die verdiente Anerkennung. Von erfreulicher Friſche ſind die Bemerkungen 
über den ſog. Verſailler Frieden und die infame Politik, welche die Entente 
ſeitdem gegen uns verübt hat. B. bezeichnet es als „die letzte von den Deutſchen 
verpaßte Gelegenheit“, daß nicht ſchon nach der Revolution in Rußland, ſpä⸗ 
teſtens im Frühjahr 1917, im Oſten eine militäriſche oder politiſche Endentſchei⸗ 
dung herbeigeführt und noch in demſelben Jahre, vor dem Eintreffen der 
Amerikaner, die große Offenſive im Weſten unternommen wurde, die 1918 
zu ſpät gekommen fet. Es iſt aber zu bezweifeln, ob die Lage in Rußland da- 
mals ſchon zu einer reſtloſen Liquidation des Krieges reif war. Die von Kerenski 
im Juni 1917 veranlaßte große Offenſive ſowohl gegen die Deutſchen bei 
Smorgon als auch gegen die Oſterreicher in Galizien ſpricht dagegen. Die 
deutſche OHL. hoffte, Ende Februar oder Anfang März 1918, ehe noch die 
Amerikaner ſtarke Kräfte in die Wagſchale werfen konnten, an der Weſtfront 
eine Entſcheidung zu erringen. B. urteilt, daß dieſe Offenſive von vornherein 
mehr nördlich der Somme gegen die Engländer anzuſetzen geweſen wäre, 
die dort nicht ausweichen konnten. Die dabei ausſchlaggebende Frage, ob man 
zu früher Jahreszeit über die ſumpfige Niederung der Lys kommen würde, läßt 
ſich hinterher am Schreibtiſche kaum beurteilen. General Kabiſch, der damals dort 
war, bezeichnet in ſeinem vortrefflichen Buche (Streitfragen des Weltkrieges) das 
Gelände als „ſcheußlich“. Ob die Entente ſelbſt bei einer totalen Niederlage 
kapituliert hätte, möchte zu bezweifeln ſein; denn ſie beſaß zu dieſer Zeit die 
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Gewißheit der amerikanischen Hilfe. Dadurch wurde die Kriegsenergie aufrecht- 
erhalten. Der moraliſche Eindruck eines großen deutſchen Sieges iſt anderſeits nicht 
abzuſchätzen. Als die mit fo großen Hoffnungen begleitete deutſche Offenſive 
ſtockte, darauf der Rückſchlag kam, wirkte die ungeheuere Enttäuſchung auf die 
ſchon mürbe gewordene Stimmung in Deutſchland verheerend ein, und das 
Treiben der Landesverräter fand Boden. Sein Gefamturteil faßt B. in die 
Worte zuſammen: „Daß trotz alledem das deutſche Volk während der 50 Monate 
unter den allerſchwierigſten Verhältniſſen den kräftigſten Völkern der Welt 
Widerſtand leiſtete und ſogar mehrmals den ſehr übermächtigen Gegner nahe 
an den Untergang brachte, das ſtempelt es unzweifelhaft zum ſtärkſten Volk 
der Welt, einem Volk mit großer Zukunft, deſſen Mitwirkung beim Wieder⸗ 
aufbau Europas unentbehrlich iſt.“ Jany. 


B. Zur brandenburgiſchen Geſchichte. 


Dr. Rudolf Lehmann, Aus der Vergangenheit der Niederlauſitz, 
Vorträge und Aufſätze. Cottbus 1925. (Verlag Albert Heine). VIII 
u. 227 S. nebſt Bild- und Kartenanlagen. Preis 6 M. 

Die Freunde der niederlauſitzer Heimatgeſchichte, welche in den letzten 
Jahren Gelegenheit hatten, bei den mancherlei Veranſtaltungen der nieder⸗ 
lauſitzer Geſchichtsvereine Dr. Lehmanns Vorträge zu hören und feine mannig⸗ 
fachen Veröffentlichungen zu leſen, werden ſich freuen, durch das neue Buch 
in die Lage verſetzt zu ſein, alle Einzelheiten, die im Augenblick nicht feſtgehalten 
wurden, nun in Muße noch einmal durchmuſtern zu können und — da ſowohl 
Vorträge wie Aufſätze neu überarbeitet und erweitert find — weitere An- 
regungen zu empfangen. Von ganz beſonderem Werte aber find die auf ©. 204f. 
angeſchloſſenen detaillierten Quellenangaben, die es jedem, der den Gedanken- 
gängen des bekannten niederlauſitzer Geſchichtsforſchers gern gefolgt iſt, 
ermöglichen, auf breiter Grundlage den einzelnen Problemen nachzugehen 
und die Geſchichte der Niederlauſitz aus ihren Quellen kennen zu lernen. 

Wenn ſich auch der Inhalt aus zehn in ſich geſchloſſenen Kapiteln zu⸗ 
ſammenſetzt, die uns nicht nur über die Kämpfe zwiſchen den Polen und Deut 
ſchen, die oſtdeutſche Koloniſation, ſondern auch über ſpätere Ereigniſſe, Huf- 
ſitenzug, Säkulariſation des Kloſters Dobrilugk, Ereigniſſe aus dem Siebenjährigen 
Krieg, bis in die Frühzeit der Eiſenbahnen orientieren, ſo finden wir doch bei 
eingehender Durchſicht, daß alles zuſammen ein geſchloſſenes Ganze bildet 
und uns die weſentlichen Wendepunkte der niederlauſitzer Geſchichte gibt, wie 
ſie in Kapitel 2 noch einmal knapp zuſammengefaßt iſt und ſich aus der im 
Eingangskapitel gegebenen Zuſammenfaſſung der niederlauſitzer Geſchichts⸗ 
forſchung ergibt. 

Da die niederlauſitzer Geſchichtsforſchung gegenüber den gleich gerichteten 
Arbeiten in den Nachbargebieten verhältnismäßig ſpät einſetzt, die gründliche 
Durchforſchung der niederlauſitzer Archive erſt in den letzten Jahrzehnten 
ſyſtematiſch in Angriff genommen iſt, erhält die niederlauſitzer Geſchichte 
namentlich durch die Kapitel 6—9, die ſich aus rein archivaliſchem Material 
aufbauen, weſentliche Bereicherung, die — da das Geſchehen in einer Land- 
ſchaft ſtändig das in den umliegenden beeinflußt und umgekehrt von außen 
beeinflußt wird — auch den Grenzgebieten und ihrer Geſchichtsforſchung zu- 
gute kommen muß. 


GForjdjungen 3. brand. u. preuß. Geſch. X XXVIII. 2. 29 
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Die Geſchichte unſeres großen Vaterlandes zur Zeit der oſtdeutſchen Kolo⸗ 
niſation, der Huſſitenzüge, der Kämpfe um die Reformation uſw. können nur 
in allen Ausmaßen gewürdigt werden, wenn durch Einzelforſchung die Vor⸗ 
gänge in den Teilgebieten feſtgeſtellt ſind. Daher wird das Buch, von deſſen 
Inhalt durch die früheren Veröffentlichungen in der engeren Heimat das eine 
oder andere bereits bekannt war, außerhalb der Niederlauſitz viele Freunde 
finden, zumal unter denen, die ſich bisher wenig mit niederlauſitzer Geſchichte 
beſchäftigt haben und ſich über Einzelerſcheinungen, die ſich auf niederlauſitzer 
Boden abgeſpielt haben, vielfach im Irrtum befanden. Das dürfte beſonders 
auf die von Sagen umwobenen Züge der Huſſiten in der Niederlauſitz zutreffen, 
nachdem uns Dr. R. Jecht in ſeinem Buch „Der Oberlauſitziſche Huſſitenkrieg 
und das Land der Sechsſtädte unter Kaiſer Sigismund“ über die gleich⸗ 
laufenden Ereigniſſe in der Oberlauſitz Klarheit gebracht hat. 


Ebenſo erhalten wir durch die Ausführungen des Kap. 7 in die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des Amtes Senftenberg um die Mitte des 16. Jahrhunderts 
einen guten Einblick, zumal die dazu benutzte Hauptquelle (das Erbbuch von 
1551) in ihrer Bedeutung bisher noch nicht gewürdigt worden iſt. Der Not- 
wendigkeit, derartige Ausführungen durch eine gute Karte verſtändlich zu 
machen, iſt durch die Beigabe der techniſch vollendeten Karte des Amtes Senf- 
tenberg um die Mitte des 16. Jahrhunderts von Studienrat Nuß Rechnung 
getragen worden. 


Das Problem der Steinkreuze in der Niederlauſitz, mit dem ſich bereits 
Hugo Jentſch beſchäftigt hatte, und das in letzter Zeit wieder mehr in den 
Vordergrund gerückt iſt, findet im Schlußkapitel Behandlung. Ohne auf die 
Einzelheiten der Ausführungen eingehen zu wollen, begrüßen wir die Zu- 
ſammenſtellung der niederlauſitzer Steinkreuze und ihre genaue Beſtimmung 
auf S. 185, wie die zwölf ſehr guten bildlichen Wiedergaben im Anhang. Die 
Steinkreuzforſchung kann erſt abgeſchloſſen werden, wenn die literariſchen und 
bildlichen Veröffentlichungen aus allen Ländern geſammelt ſind, ein Werk, 
an dem kein geringerer als Dr. Kubfahl, der beſte Kenner auf dieſem Gebiete, 
arbeitet. Ebenſo wichtig wie der Abſchnitt über die Steinkreuze iſt der über 
die Wüſtungen, die für die Niederlauſitz bisher noch nicht zuſammengeſtellt 
waren, und deren Bedeutung nur im Zuſammenhange mit den Arbeiten in 
anderen Gebieten voll gewürdigt werden kann. Dr. Lehmann hat durch ſeine 
Feſtſtellungen in der Niederlauſitz die Fragen der endgültigen Löſung einen 
Schritt näher gebracht, und darin beſteht das beſondere Verdienſt dieſer neuen 
Veröffentlichung. Zahlreiche Anregungen, die hier gegeben ſind, werden 
von anderen Forſchern aufgenommen werden und mit dazu beitragen, bisher 
unangenehm empfundene Lücken zu füllen. Das Buch, das nach ſeinem Titel 
in erſter Linie für die Niederlauſitzer Geſchichtsfreunde geſchrieben zu ſein 
ſchien, wird demnach überall da, wo das Forſchungsgebiet in die oſtdeutſchen 
Verhältniſſe übergreift, als wichtige Ergänzung der Sonderliteratur Beachtung 
finden müſſen. 


Zerbſt. Dr. Th. Schulze. 


Otto Tſchirch, Im Schutze des Rolands. Kulturgeſchichtliche Streif— 
züge durch Alt⸗Brandenburg. J. Wieſike (Brandenburg), Bd. I 1922, 
154 S. Bd. II 1925, 157 S. 
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Der verdienſtvolle Forſcher unſerer brandenburgiſchen Heimatgeſchichte, 
von dem wir demnächſt eine umfaſſende Darſtellung der Geſchichte der alten 
Hauptſtadt Brandenburg zu ihrer Jahrtauſendfeier zu erhalten hoffen, legt 
hier eine Sammlung von Aufſätzen zur Geſchichte der Stadt Brandenburg vor, 
die zumeiſt früher im Brandenburger Anzeiger erſchienen ſind. Da dieſe auf 
gründlichſter Quellenkenntnis beruhenden Abhandlungen, die auch in vieler 
Hinſicht für die allgemeine brandenburgiſche Geſchichte von Bedeutung ſind, 
an der Stelle der erſten Veröffentlichung nahezu unerreichbar waren, darf 
ſich die Buchausgabe allſeitigen Dankes erfreuen. 

Bei dem vielſeitigen Inhalt müſſen wir uns hier auf eine Verzeichnung 
der Titel beſchränken: 

Bd. I: Der Marienberg im Wandel der Jahrhunderte; Brandenburg als 
Glied der Hanſa; Der Roland [T. erklärt die Rolande als Verkörperungen der 
Gerichtsbarkeit; da man im Mittelalter rieſenhafte Figuren und Gegenſtände 
als Rolande zu bezeichnen pflegte, wurden auch dieſe großen Steinbilder der 
gleichen Benennung teilhaftig]; Ein Loblied auf die Stadt Brandenburg von 
1650; Vom Brandenburger Wein; Das Neuſtädter Gymnaſium; Die Straßen⸗ 
namen; W. Rüſtow [der bekannte Militärſchriftſteller wurde am 25. Mai 1821 
in Br. geboren]; Der Schöppenſtuhl; Johann v. Quitzow und die Stadt Bran⸗ 
denburg. 

Bd. II: Wann tritt Brandenburg zuerſt in der Geſchichte auf? [Als Zeit⸗ 
punkt der Belagerung und Eroberung Brennaburgs durch König Heinrich 
wird die Jahreswende 928/29, für die bereits Waitz ſich ausgeſprochen hat, 
feſtgelegt]; Altſtadt und Neuſtadt, zwei feindliche Schweſtern am Havelſtrande; 
Von Brandenburger Glocken; Ein Vierteljahrtauſend Brandenburger Buch⸗ 
druckerkunſt; Das Brandenburger Feuerlöſchweſen; König Friedrich Wilhelm I. 
und die Stadt Brandenburg; Die vertriebenen Salzburger in Br.; Branden⸗ 
burg vor 100 Jahren (1825); Oberbürgermeiſter Franz Ziegler als Dichter; 
Vom Gränertwalde. Sch. 


Peter v. Gebhardt, Verzeichnis der Neubürger der Stadt Frank⸗ 
furt a. O. von 1580— 1699 nach dem älteſten Bürgerbuch zuſammen⸗ 
geſtellt. (Mitteilungen der Zentralſtelle für deutſche Perſonen⸗ und 
Familiengeſchichte 28. Heft.) Leipzig 1924, Zentralſtelle für deutſche 
Perſonen⸗ u. Familiengeſchichte. 154 S. 

Die Geſchichtſchreibung der Stadt Frankfurt liegt noch recht im Argen, 
es gibt weder eine den heutigen Anſprüchen genügende Sammlung der ſtadt⸗ 
geſchichtlichen Quellen noch eine entſprechende geſchichtliche Darſtellung. Um 
ſo mehr iſt die von genealogiſcher Seite erfolgte Veröffentlichung einer wichtigen 
Quelle, des älteren Bürgerbuches, zu begrüßen, das merkwürdigerweiſe den 
früheren Geſchichtſchreibern der Stadt (Sachſe, Spieker, Philippi) überhaupt 
nicht bekannt war, da es erſt 1887 bei der Neuordnung des Stadtarchivs auf⸗ 
gefunden wurde. Die Fortſetzung mit den Jahren 1700 — 1808 ift auch heute 
noch verſchollen. Das hier veröffentlichte ältere Buch enthält 134 Pergament⸗ 
blätter, der dem 16. Jahrhundert angehörige ſchweinslederne Einband iſt mit 
Wappenverzierungen geſchmückt. 

Da die Eintragungen abwechſelnd nach verſchiedenen zeitlichen und alpha⸗ 
betiſchen Grundſätzen gemacht ſind, hat der Herausgeber die Anordnung ein⸗ 
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heitlich nach Jahren und Datum der Bürgerrechtserwerbung neu geftaltet und 
das Verzeichnis damit eigentlich erſt für den Forſcher benutzbar gemacht. Zwei 
ſehr ſorgfältige Regiſter liefern alsdann den alphabetiſchen Nachweis der 
Perſonen⸗ und Ortsnamen. Namentlich auf die Feſtſtellung der Heimats⸗ 
angaben der Neubürger, die für die Genealogen, aber auch für die Feſtſtellung 
der Bevölkerungsbewegung von beſonderem Intereſſe ſind, iſt die gebührende 
Sorgfalt verwandt. Die kartographiſche Darſtellung des Zuzuges würde ein 
intereſſantes Bild geben. Naturgemäß haben die umliegenden Landſchaften 
am meiſten zur Ergänzung der ſtädtiſchen Bevölkerung beigeſteuert, doch iſt 
auch mancher aus fernen Landen zugezogen. Bemerkenswert iſt, daß aus den 
polniſchen Gebieten in dieſer Zeit nur ſehr wenige Perſonen, und dieſe alle 
mit gut deutſchem Namen, aufgenommen wurden. Daß v. G. Tarnowitz und 
Kandrzin zu Polen rechnet, muß beanſtandet werden. 

Für die innere Geſchichte der Stadtgemeinde bieten die jährlichen Reu- 
aufnahmen, bei denen auch das Gewerbe der einzelnen Perſonen verzeichnet 
iſt, wertvolles Material. So macht ſich z. B. in den erſten beiden Jahrzehnten 
des dreißigjährigen Krieges ein erhebliches Nachlaſſen der Einbürgerungen nicht 
geltend, erſt von 1637 an ſetzt ein ſtarker Rückgang ein. Erläuterungen zu den 
bisweilen ſtarken Schwankungen der Ziffern wären ſehr erwünſcht geweſen. 
Die ortsgeſchichtliche Forſchung wird ſich mit dem Bürgerbuch noch näher zu 
befaſſen haben. Sch. 


Otto Pniower, Goethe in Berlin und Potsdam. Zum 60 jährigen 
Jubiläum des Vereins für die Geſchichte Berlins ſeinen Mitgliedern 
dargeboten. Berlin, Januar 1925. Verein f. die Geſchichte Berlins. 
102 S. 


Erna Arnhold, Goethes Berliner Beziehungen. Gotha, Leopold Klotz 
Verlag. 1925. VII u. 456 S. 

Die Beziehungen Goethes zu Berlin dürften in dieſen beiden Veröffent— 
lichungen erſchöpfend behandelt worden ſein. Goethe hat nur einmal der 
preußiſchen Hauptſtadt einen Beſuch abgeſtattet, im Mai 1778, acht Tage hat er 
damals dort und in der Umgegend verweilt. An der Hand des knappen Tage- 
buches Goethes iſt P. mit vieler Sorgfalt und Liebe die Wege des Dichters 
nachgegangen, und er führt den Leſer den gleichen Weg durch das Potsdam 
und Berlin jener Zeit und macht ihn bekannt mit den Perſönlichkeiten, denen 
Goethe begegnete. Unerklärbar bleibt nur das „Eliſium“, das im Tagebuch 
dem Beſuche der Karſchin folgt. Das mit zahlreichen vortrefflichen Abbildungen 
und auch äußerlich geſchmackvoll ausgeſtattete Büchlein wird allen Freunden 
der Geſchichte Berlins eine willkommene Gabe geweſen ſein. 

Eine weit umfangreichere Aufgabe hat ſich Frau Arnhold geſtellt. In dem 
ſtattlichen Bande iſt mit erſtaunlichem Fleiße alles zuſammengetragen, was die 
Stadt und ſeine Bewohner in irgendeine Beziehung zu Goethe brachte, und 
die aufgedeckten Beziehungen ſind recht umfangreich, ſo daß wir damit einen 
nicht unweſentlichen Beitrag zur Berliner Geiſtesgeſchichte erhalten. 

Das erſte Kapitel iſt dem einzigen perſönlichen Beſuch G.s von 1778 ge- 
widmet; die erſtgenannte Schrift P.s lag der Verfaſſerin bei der Niederſchrift 
noch nicht vor. — Vor allem als der Verfaſſer von „Werthers Leiden“ war 
Goethe 1778 den Berlinern die berühmte Perſönlichkeit. Der Roman hatte 
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in Berlin eine ganz beſonders tiefe Wirkung gehabt, hier erſchien 1775 bei 
F. Nicolai die Gegenſchrift: „Freuden des jungen Werthers“, der eine ganze 
Anzahl weiterer Schriften folgten. Das „Wertherfieber in Berlin“ iſt daher 
der Gegenſtand des zweiten Abſchnittes. 

Die folgenden Kapitelüberſchriften gewähren eine deutliche Vorſtellung 
von dem weiteren reichen Inhalt des Buches: 

Goethes Berliner Verleger und ſeine Beziehungen zu andern Berliner 
Buchhändlern (Anhang dazu: Verzeichnis der Werke G., die in Berlin zuerſt 
gedruckt wurden); G.s literariſche Fehden mit Berlinern; G.s Beziehungen 
zu den Romantikern in Berlin; G.s Beziehungen zu den Berliner Theatern; 
G. und die Berliner wiſſenſchaftlichen Kreiſe; G. und die Berlinerinnen; G. 
Beziehungen zu Berliner bildenden Künſtlern, die Förderung ſeiner Samm⸗ 
lungen und die Gründung des Berliner Muſeums (Anhang: Chronologiſches 
Verzeichnis der von Berliner Künſtlern nach dem Leben geſchaffenen Goethe⸗ 
bildniſſe); G. und das offizielle Berlin; Gs Berliner Komponiſten; Goethe- 
verehrung in Berlin; G. im Berliner Vereinsleben [hierbei hätte wohl auch 
die Mitgliedſchaft G.s bei der „Märkiſchen Okonomiſchen Geſellſchaft“ erwähnt 
werden können, die zwar ihren Sitz in Potsdam hatte, aber doch auch Berlin 
mit umfaßte]; Auguſt und Ottilie v. G. in Berlin; G.s Intereſſe und Mitarbeit 
an Berliner Zeitungen und Zeitſchriften; G.s Tod. — Ein Verzeichnis aller 
G. bekannten Berliner, zuſammengeſtellt nach ſeinen Korreſpondenzen und 
Tagebüchern, ein Quellenverzeichnis und ein Perſonenregiſter ſchließen das 
Buch ab. 

Das ganze iſt keine trockene Kompilation, wie man vielleicht annehmen 
möchte, ſondern die Darſtellung, in der die Quellen ausgiebig ſelbſt zum Worte 
kommen, hat das Material geſchickt verarbeitet, ſo daß der Leſer nicht ermüdet. 
Daneben wird das Buch auch ein nützliches Nachſchlagebuch ſein. 

Zelter übertrieb wohl nicht zu ſehr, wenn er 1831 an G. ſchrieb: „Berlin 
ſegnet dich; kein Ort iſt in der Welt, wo du beſſer angeſehn biſt.“ In dem Zu⸗ 
ſammenhange mag auch darauf hingewieſen werden, daß es Berlin war, wo 
mehrere Jahre nach G.s Tod der Plan gefaßt wurde, das Goethehaus in Weimar 
mit ſeinen Sammlungen zu einem deutſchen Nationaldenkmal zu machen. 


Brandenburgiſches Jahrbuch 1926. Herausgegeben vom Landes⸗ 
direktor der Provinz Brandenburg. Verlag Franz Schneider Berlin⸗ 
Leipzig. 67. S. Preis M. 3.—. 

Das Intereſſe an der engeren Heimat, an der Erkenntnis ihrer Vergangen⸗ 
heit und ihrer Eigenheiten hat in der Bevölkerung in den letzten Jahren ſtetig 
zugenommen. Doch iſt bei den Brandenburgern das Gefühl der landſchaft⸗ 
lichen Verbundenheit und Zuſammengehörigkeit immer noch weniger ent⸗ 
wickelt als bei den Bewohnern anderer deutſcher Landſchaften. Das vorliegende 
erſtmalig, in der Form eines Kalenders, erſcheinende Brandenburgiſche Jahrbuch, 
das wir der Anregung des um das geiſtige Leben der Provinz hochverdienten 
Landesdirektors v. Winterfeldt verdanken, will den brandenburgiſchen Heimat⸗ 
ſinn wecken und nähren. Dieſen Zwecken dienen bereits in hohem Maße die 
von den Kreisausſchüſſen faſt aller Kreiſe herausgegebenen Heimatkalender, 
deren ſteigende Beliebtheit Zeugnis ablegt für ihre Bedeutung. Wir meinen 
aber, daß zu den Kreiskalendern ein brandenburgiſcher Kalender, der den Blick 
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hinauslenkt über die nächſte Umgebung auf die gemeinſame größere Heimat, 
mit der alle Kreiſe aufs engſte verwachſen ſind, als notwendige Ergänzung 
hinzutreten muß, wir wünſchen ihm deshalb die weiteſte Verbreitung. Die 
Schriftleitung liegt in den bewährten Händen des Provinzialkonſervators Prof. 
Blunck. Das vorliegende Heft iſt ausgezeichnet ausgeſtattet und mit ſehr gut 
wiedergegebenen Bildern geſchmückt. Auch die Beiträge ſind ſorgfältig aus⸗ 
gewählt. Willy Hoppe eröffnet das Jahrbuch mit einer in knappen Strichen 
vortrefflichen Darſtellung der Entwicklung unſerer Provinz, die 1816 ihre heutige 
Geſtalt erhielt. Friedrich Solger erzählt von den brandenburgiſchen Bergen, 
K. H. Wels von den Burgunden in der Mark Br.; F. W. Schmidt gibt 
Guckkaſtenbilder aus dem alten Berlin; Hans Zopf erzählt von dem Berliner 
Garniſonleben um die Wende des 18. Jahrhunderts; Bruno Stephan ſchil⸗ 
dert das neumärkiſche Hammer- und Hüttenweſen; weiter behandeln: H. Kloſe, 
Die Naturdenkmalpflege in der Mark Br.; Konrad Strauß, Alte branden⸗ 
burgiſche Töpferkunſt; Erich Blunck, Die Muſeen der Provinz Br. — Der 
vielſeitige Inhalt wird jedem etwas bringen, ihn erfreuen und belehren. Nur 
eines halten wir im Intereſſe der Verbreitung für ſehr wünſchenswert, daß 
der Preis ſich niedriger ſtellen möge, was uns bei einem dadurch zu erzielenden 
größeren Abſatz durchaus möglich erſcheint. Sch. 


E. Ewald, Dr.⸗Ing., Im Flugzeug über Berlin. 48 Luftbilder mit Text 
(= Führer in die Heimat, hrsg. von W. Ratthey und Felix Heuler, 
Heft 2). Marburg (L.), N. G. Elwert (1925). 31 S., 48 Bilder, 
1 Stadtplan. 


Ein jeder, der mit ſiedlungsgeſchichtlichen Problemen ſich befaßt, wird, 
ſoweit es ſich um Städte, Dorfſchaften u. a. handelt, den Siedlungsplan als 
Quelle heranziehen. Wir beſitzen, abgeſehen von Einzelplänen, in unſeren 
Meßtiſchblättern ein ausgezeichnetes Hilfsmittel. Der Verfaſſer der obigen 
Schrift hat ſich als Luftbildphotograph, d. h. als Schöpfer von Luftfern⸗ 
aufnahmen aus dem Flugzeug bereits einen gewiſſen Namen gemacht. Er 
verſucht es nun dankenswerterweiſe, die Aufnahmen als „Studienmaterial für 
eine ſtädtebauliche und heimatkundliche Betrachtung“ zu werten und verfidt 
ihre geſteigerte Brauchbarkeit; denn, meint er, der einfache Stadtplan lege 
den Organismus der Siedlung in ſeinen einzelnen Teilen nicht klar, weil die 
Anſicht von einem überhöhenden Punkte fehle. „Die ſchematiſche Zeichnung 
hat etwas Totes.“ „Wir vermögen den Geſamtplan, der die heutige Ausdehnung 
der Rieſenſtadt zeigt, nicht zu gliedern und aus ſeiner Fülle nicht ohne weiteres 
die einzelnen Entwicklungsſtufen abzuleſen.“ So ſehr wir eine tiefere Erkenntnis 
der Entwicklungsbedingungen unſerer Siedlungen mit Hilfe neuen Materials 
begrüßen, es bleibt doch die Zweifelsfrage, ob nicht hier trotz aller Brauch- 
barkeit von Luftfernaufnahmen, die wir nicht mehr miſſen möchten, eine 
Überſchätzung vorliegt, begründet in der unſerer Zeit eigenen Überſchätzung 
des Techniſchen überhaupt. Gerade die vorliegende Schrift ſcheint mir das zu 
beweiſen; denn ich kann nicht finden, daß die ſiedlungsgeſchichtliche Entwicklung 
Berlins hier ſchärfer herausgearbeitet ſei, als ſie ſich dem Auge des kritiſchen 
und das geſamte Quellenmaterial gleichmäßig heranziehenden Forſchers bis- 
her ſchon dargeboten hätte. Es entſteht in der Schrift, da ſie in erſter Linie 
das Luftbild als Quelle benutzt, vielmehr hinſichtlich der älteren Entwicklung 
ein verzerrtes Bild. Ewald operiert von vornherein mit einer vor der Stadt- 
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entſtehung vorhandenen wendiſchen Wohnſtätte auf dem weſtlichen Spreeufer 
der Köllner Seite, mit einer deutſchen Siedlung auf dem öſtlichen Ufer. Er 
betrachtet den Mühlendamm, „der ſich wie eine Barre in den Spreelauf hinein- 
legt“ („es kann die Vermutung ausgeſprochen werden, daß Berlin von dieſer 
Barre feinen Namen hat“ !!?) als die Stelle, die den Weg von dem weſtlichen (1) 
und ſüdlichen Deutſchland vermittelte. Als ob der weſtliche Verkehr nicht immer 
ſeinen Weg über Magdeburg⸗Brandenburg⸗Spandau genommen habe! Am 
Mühlendamm ſollen die Markgrafen an dem Eingang nach Berlin, ſüdlich 
vom Molkenmarkt einen befeſtigten Platz errichtet haben. Das iſt eine ebenſo 
luftige Angabe, wie die Meinung, die Markgrafen hätten den Handelsverkehr 
über das junge, angeblich mit Spandauer Stadtrecht bewidmete Berlin ge⸗ 
fördert, „um ihn von dem biſchöflichen Einfluß unabhängig zu machen“, näm- 
lich auf der „unter der Abhängigkeit des Erzbiſchofs (von Magdeburg), mit dem 
die Markgrafen von Brandenburg in häufigen Kämpfen lagen“, laufenden 
Straße von Magdeburg und Brandenburg her. Berlin hat bekanntlich ge⸗ 
rade Brandenburger Recht gehabt. Auch der gute alte „deutſche Anger“ von 
Kölln taucht wieder auf. Der Neue Markt ſoll urſprünglich bis zur Spandauer⸗ 
und Königſtraße gereicht haben. 

Das mag genügen, um zu zeigen, ſo laſſe ſich die Entwicklungsgeſchichte 
Berlins nicht meiſtern. Es läßt ſich nicht feſtſtellen, daß — wenigſtens für die 
ältere und gerade für dieſe ſchwieriger erkennbare Zeit — mit Hilfe des Luft⸗ 
bilds andere, richtigere Geſichtspunkte gewonnen ſind. Was Ewald da bringt, 
wußten wir entweder ſchon oder es iſt irrig. Das Verdienſt bleibt, einiges dem 
ungeübten Auge deutlicher gemacht zu haben, namentlich mit Hilfe der Bilder, 
die die neuere Entwicklung Berlins feſthalten. Für den Städtebauer iſt hier 
zweifellos eine gute Ernte zu halten, auch der Heimatkundler, ſofern ihm nicht 
ſchon das Kartenbild Aufklärung gab, wird für die nachmittelalterliche Zeit 
manches benutzen können (was ſich übrigens zum Teil ſchon in dem Engelb. 
Grafſchen Artikel in den „Beiträgen zur Geographie Berlins“, Berlin 1918, 
findet), aber der Hiſtoriker — und um den handelt es ſich in dieſer Zeitſchrift — 
wird keinen Gewinn aus der Schrift davontragen. 

Berlin⸗Friede nau. W. Hoppe. 


Johannes Schultze, Die Herrſchaft Ruppin und ihre Bevölkerung nach 
dem Dreißigjährigen Kriege. (Veröffentlichungen des hiſtor. Vereins 
der Grafſchaſt Ruppin.) (Neuruppin): Selbſtverlag des Hiſtor. Ver., 
1925. 69 S. 

Es wird für die noch wenig angebaute Wirtſchafts⸗ und Sozialgeſchichte 
der Mark Brandenburg immer von Wichtigkeit ſein, amtliches Tabellen⸗ und 
Liſtenmaterial heranzuziehen, das eine viel höhere Sicherheit verſpricht als 
manche andere Quelle. Die Bedeutung des karolingiſchen Landbuches kann 
beiſpielshalber nicht hoch genug Angejchlagen werden. Die vorliegende Ver⸗ 
öffentlichung darf nicht nach gleichem Maße gewertet werden, weil nämlich 
die Angaben dieſer amtlichen Aufzeichnungen nicht ſo in die Tiefe gehen wie 
die des Landbuchs. Aber es liegt hier doch zum erſten Male wenigſtens eine 
Teilpublikation von bisher kaum genutzten amtlichen Aufſtellungen vor, die 
größter Beachtung ſicher ſein darf. 

Im Jahre 1652 hat der Kurfürſt eine Landesviſitation vornehmen laſſen, 
die einen genauen Überblick über den Beſiedlungsſtand der märkiſchen Lande 
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verſchaffen ſollte, vor allem im Hinblick auf die „Notwendigkeit einer Neu- 
koloniſation des verwüſteten und entvölkerten Landes“. Nicht unweſentlich 
ſcheint aber auch der Gedanke geweſen zu ſein, eine Art Stammrolle herzuſtellen: 
alle Leute, die im Kriege Soldaten waren werden beſonders aufgeführt. Nutzbar 
gemacht ſind die Verzeichniſſe übrigens praktiſch nicht und durch die Forſchung 
kaum. Spatz hat fie wenigſtens für ſeine „Geſchichte des Kreiſes Teltow“ be- 
nutzt. Ich ſelbſt habe die Teltowregiſter ebenfalls einmal durchgearbeitet und 
daraus manche bisher noch nicht veröffentlichte Ergebniſſe gezogen. Aber 
gedruckt wird hier zum erſten Male ein Stück der Viſitationsberichte, und zwar 
betrifft die dem hiſtoriſchen Verein der Grafſchaft Ruppin zu dankende Schrift 
die Dörfer und Mediatſtädte der Herrſchaft Ruppin (alſo ohne Neuruppin, 
Wuſterhauſen und Granſee). Was gerade in den mir bekannten Teltowregiſtern 
höchſt ertragreich war, fehlt hier: die Angabe des Alters und der Herkunft der 
Bauern und Koſſäten. Die Ruppiner Aufzeichnungen begnügen ſich nach der 
Nennung des Ortes, ſeiner Charakteriſierung (ob Amtsdorf oder welchem 
Adligen gehörig) mit der Namensaufzählung der Hufner und Koſſäten und An- 
führung ihres ſoldatiſchen Dienſtes. Jedesmal wird die Summe gezogen, auch 
angegeben, wieviel Bauern- bzw. Koſſätenhöfe wüſt liegen. Johannes Schultze 
hat fic) dieſer Edition mit gewohnter Genauigkeit gewidmet, in den Anmer— 
kungen vor allem Zahlen aus anderen Zeiten zum Vergleich herangezogen 
und die Benutzbarkeit durch ein Orts- und ein Perſonenregiſter geſteigert. Eine 
kurze Einleitung weiſt knapp und gut auf die Bedeutung diefer Liſten hin, auf 
ihre Entſtehung, beſonders die der Ruppiner. Es wird nun die Aufgabe ſein, 
das hier in anſprechender Form veröffentlichte Material durchzuarbeiten und 
Ergebniſſe für die märkiſche Geſchichte zu gewinnen. Darf man die Teltower 
Verhältniſſe zur Ergänzung heranziehen, ſo zeigt ſich dort, wo die Liſten auch 
die Alters- und Herkunftsangaben der Bewohner enthalten, daß ein guter 
Teil der Leute nicht aus demſelben Dorfe ſtammt, ſondern meiſt aus der Nähe 
zugewandert iſt und daß die jüngeren Altersklaſſen bei weitem überwiegen. 
Die ſtarke Wandlung der Bewohnerſchaft kann auch Schultze in Ruppin be— 
obachten. Schon 1654 laſſen ſich gegen 1652 „erhebliche Veränderungen in 
der Einwohnerſchaft“ feſtſtellen. 
Berlin⸗Friede nau. W. Hoppe. 


C. Zur Geſchichte der preußiſchen Provinzen. 


Dr. Manfred Laubert, Prof. an der Univerſ. Breslau, „Nationalität 
und Volkswille im preußiſchen Oſten.“ Ferdinand Hirt, Breslau 1925. 
71 S. Geh. 2,50 M. 

Der verdienſtvolle Forſcher und beſte Kenner der Geſchichte unſerer Oſt— 
marken hat ſich in der vorliegenden Schrift die Aufgabe geſtellt, „eine erit- 
malige, namentlich ethnographiſch und politiſch, d. h. dem Volkswillen ent— 
ſprechend, alle weſentlichen Geſichtspunkte betonende Darlegung über den 
Oſten Deutſchlands zu geben.“ Er unterſucht auf das ſorgfältigſte unter Be— 
rückſichtigung der ganzen Literatur und anderer Quellen die geſchichtlichen 
Grundlagen ſowie die kulturellen, wirtſchaftlichen und ethnographiſchen Bere 
hältniſſe, beleuchtet die politiſchen und militäriſchen Faktoren und ſtellt auf 
Grund der verſchiedenen Abſtimmungsergebniſſe feſt, in welcher Richtung der 
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Volkswille in den von Deutſchland losgeriſſenen Gebieten zum Ausdruck ge⸗ 
kommen iſt. Auch die Gründe des Friedensvertrages werden eingehend be⸗ 
handelt. Das Ergebnis iſt: „Die Feſtlegung der neuen Grenzen iſt nicht nach 
einem einheitlichen Geſichtspunkt erfolgt, ſondern es iſt völlig willkürlich von 
Fall zu Fall immer das den deutſchen Mächten nachteiligſte Prinzip, bald das 
hiſtoriſche, bald das ethnographiſche, bald das wirtſchaftliche, zugrunde gelegt 
worden.“ Selbſt wer den öſtlichen Dingen und dem Trauerſpiel, das ſich ſeit 
dem November 1918 in unſerer alten Oſtmark abſpielt, nicht ſo fremd gegen⸗ 
überſteht, wie es leider immer noch bei allzuvielen Deutſchen der Fall iſt, wird 
überraſcht und erſchüttert ſein über die nüchternen Tatſachen, die uns hier 
entgegentreten. Wie weit ſie im Auslande wirken werden, von deſſen Un⸗ 
kenntnis und Übelwollen gegenüber allem Deutſchen trotz allen Phraſen von 
Völkerverſöhnung und Völkerfrieden uns jeder Tag in dieſen bitteren Leidens⸗ 
jahren aufs neue überzeugen mußte, kann ſehr zweifelhaft erſcheinen. Aber 
ein großer Erfolg des Buches würde es ſchon ſein, wenn ſeine Ergebniſſe in 
Deutſchland überall die Beachtung und Anerkennung finden möchten, die ſie 
verdienen. R. Lüdicke. 


Quellen zur innern Geſchichte der rheiniſchen Territorien. Herzogtum 
Kleve. 1. Amter und Gerichte: Entſtehung der Amterverfaſſung und 
Entwicklung des Gerichtsweſens vom 12. bis ins 16. Jahrhundert. 
Zweiter Band: Quellen. Zweiter Teil. Bearbeitet von Dr. Th. Il⸗ 
gen, Archivdirektor a. D. (Publikation der Geſellſchaft für rheiniſche 
Geſchichtskunde XXXVIII.) Bonn, P. Hanſteins Verlag, 1925. 
557 S. mit Karte. Broſch. 38 M. 

Die große Publikation, deren erſte zwei Bände (1921) in dieſer Zeitſchrift 
eingehend beſprochen worden ſind, iſt mit dem vorliegenden Bande zum Ab⸗ 
ſchluß gelangt. Es iſt dem Bearbeiter nicht beſchieden geweſen, den Druck 
dieſes Schlußbandes noch ſelbſt zu vollenden. Am 19. September 1924 iſt 
Theodor Ilgen, wie das Vorwort berichtet, auf einer Erholungsreiſe in Milten⸗ 
berg am Main unerwartet einem Schlaganfall erlegen. Die Vollendung der 
bis zum 21. Bogen gediehenen Drucklegung und die Ausarbeitung des Re⸗ 
giſters zu dieſem Schlußband, ſowie die Zuſammenfaſſung desſelben mit dem 
ſchon von Ilgen ſelbſt auf Zetteln hergeſtellten Regiſter für die beiden erſten 
Bände hat dankenswerterweiſe deſſen Nachfolger in dem Amt als Direktor 
des Düſſeldorfer Staatsarchivs, Herr Geheimrat Dr. O. Redlich übernommen. 
Die dem Bande beigegebene Karte über die territoriale Entwicklung des Her⸗ 
zogtums Kleve, die, in großem Maßſtab gehalten (1:160 000), ein ausgezeichnetes 
anſchauliches Orientierungsmittel darbietet, hat auf Grund der von Fabricius 
im Geſchichtlichen Atlas der Rheinprovinz herausgegebenen Karte von 1789 
Herr Dr. J. Nießen in Bonn ausgearbeitet. 

Der Text des Bandes enthält den zweiten und dritten Teil der Quellen. 
In dem zweiten Teil ſind zuſammengeſtellt: fürſtliche Ordnungen, allgemeine 
Erlaſſe für die Amtleute und Sonderbefehle an einzelne Beamte, Briefwechſel 
der Herzöge mit den Amtleuten und zwiſchen dieſen und ihren Untergebenen. 
Ferner: die älteren Deichordnungen, Partikularrechte einzelner Landesteile 
und die große kleve⸗märkiſche Gerichtsordnung des 16. Jahrhunderts, von der 
ſchon Stölzel in ſeiner „Entſtehung des gelehrten Richtertums“ (II) Gebrauch 
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gemacht hatte, — dieſe letztere leider nicht vollſtändig, ſondern nur in einem 
kurzen Auszug (erſter Teil der Vorrede und Kap. 20—25 über die Gerichte, 
während ſonſt nur noch die Originalüberſchriften der 119 Kapitel gegeben wer⸗ 
den, übrigens zugleich mit Hinweis auf ihre Quellen, fei es in der Kurkölner, 
oder der Jülich⸗Bergiſchen oder der Münſterſchen Gerichtsordnung und mit 
Kennzeichnung des Verhältniſſes des erſten Entwurfs von ca. 1581 zu dem 
zweiten von 1630). Eine ſehr gründliche und umfaſſende Einleitung zu dieſer 
Nummer (188) enthält außer einer Beſchreibung und Geſchichte der Hand⸗ 
ſchriften auch Erörterungen über die Entſtehung und die Schickſale der beiden 
Entwürfe von 1581 und 1630, ſowie über die Quellen und deren Benutzung, 
die eine ziemlich ſklaviſche geweſen iſt. Dann folgen noch Amterliſten und 
Auszüge aus ſolchen, Amts⸗ und Brüchtenrechnungen, Brüchtenprotokolle, 
Brüchtenzettel. — Der dritte Teil der Quellen umfaßt Weistümer, Land- 
kunden und Kundſchaften, nach den Amtern geordnet. Dies ift der umfang⸗ 
reidfte Teil des in dieſem Bande mitgeteilten Quellenmaterials, das übrigens 
auch ſonſt (wie in dem oben beſprochenen Fall) zum Teil ſtark gekürzt hier vor⸗ 
gelegt wird, übrigens nach einem von Anfang an vorgeſehenen Plan. 

Das Orts- und Perſonenregiſter (für alle drei Bände) umfaßt nicht weniger 
als 99 Seiten, das Sachregiſter 10. Das letztere iſt durch Aufnahme mancher 
ungewöhnlicher oder ſchwer verſtändlicher Worte (meiſt termini technici) zu- 
gleich eine Art von Gloſſar geworden. 

Die Reihe der von der Rheiniſchen Geſellſchaft geplanten Quellenpubli- 
kationen zur inneren Geſchichte der rheiniſchen Territorien wird durch dies 
monumentale Werk Ilgens, das den nachfolgenden Arbeiten als Muſter dienen 
kann und wird, in wahrhaft vorbildlicher Weiſe eröffnet. Möchte fie trotz der 
Ungunſt der Zeiten bald ihre Fortſetzung und Vollendung finden und damit 
der bereits vollendeten Publikation über die Rechts⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte 
der rheiniſchen Städte würdig zur Seite treten. O. Hintze. 


Sitzungsberichte 


des 


Vereins für Geſchichte der Nark Brandenburg. 


8. Oktober 1924 bis 10. Juni 1923. 


Sitzung vom 8. Oktober 1924. 


ae Dr. %. re | ſprach über das Handels- und Bankhaus 
der Loitze zu Stettin, Danzig und Lüneburg im 16. Jahrhundert, das 
ſich inmitten feiner niederdeutſch⸗-hanſiſchen Umgebung und der dort 
gewohnten Kapitalzerſplitterung ganz nach oberdeutſcher Art zu einer 
Kapitalmacht erften Ranges erhebt. Wenn es auch nie die Höhe Fugger— 
ſcher oder Paumgartnerſcher Vermögen erreicht hat, ſo darf man das 
Haus trotzdem an Bedeutung den erſten oberdeutſchen Kapitalgroß⸗ 
mächten gleichachten. Auch durch die innere Struktur, als Familienfirma, 
deren Organiſation durch die Stamm⸗ oder beſſer noch Nachfahrentafel 
bedingt iſt, heben ſich die Loitze von den im niederdeutſch⸗hanſiſchen Ge⸗ 
biet gewohnten Erſcheinungen ab. In der Art der Betätigung der Firma 
tritt es zutage, daß ſie zwei Intereſſenſphären in ſich vereinigt: erſtens 
den in ihrer Heimat typiſchen Handel mit den Folgeerſcheinungen der 
Kapitalzerſplitterung auf viele kleine Einzelunternehmen in Geſellſchaft 
mit andern Kaufleuten zur Ausgleichung des Seefahrtriſikos, zweitens 
greift ihr Handel in das Gebiet der oberdeutſchen Kapitalmächte über: 
rein örtlich, d. h. nach Lyon, Nürnberg, Antwerpen, und übertragen, 
nämlich auf Großinduſtrie und Bankunternehmen. 5 
und Montaninduſtrie insbeſondere haben das Vermögen emporgehoben. 

Es handelt ſich nachweislich um eine altangeſehene Ratsfamilie. 
Des Hauſes Größe n Hans Loitz, Bürgermeiſter zu Stettin, der in 
dem politiſchen Leben ſeiner Vaterſtadt eine bedeutende Rolle ſpielte. 
Seine Witwe und vier Söhne blieben „im samenden“. Der jüngſte leitete 
die Stettiner Zentrale, zwei gingen nach Danzig und heirateten in die vor⸗ 
nehmſten Familien, der umruhigſte, Stephan, konnte mit der Hand der 
Witwe des letzten Viscule in Lüneburg reichen Stadt- und Pfannen⸗ 
beſitz erwerben. 

Zur Blütezeit des eicher lag das Schwergewicht im Salzhandel. 
Der Verſuch, alle nordöſtlichen Salzquellen und zufuhren in die Ge- 
walt zu bekommen, z. T. durch Stürme erregende Monopole, wäre 
faſt geglückt. Doch die ihnen aus den galiziſchen Bergwerken vom pol⸗ 
niſchen König verpfändeten 100000 Lat Steinſalz, die das nordoſt⸗ 
europäiſche Salzmonopol zur Wirklichkeit gemacht hätten, wurden ihnen 
durch Vertragsbruch nicht geliefert. 

Nicht minder bedeutend war der zweite Haupthandelszweig, der 
mit Getreide. Bezeichnend für ſeine Ausdehnung iſt etwa, daß die Loitze 
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zu gleicher Zeit in Pommern und in Südfrankreich wegen der Maſſen⸗ 
beret hing von Getreide Volksaufruhre erregten. 

Im übrigen handeln ſie mit allem, was es überhaupt zu handeln 

ibt: Monopole, diebe Privilegien in ganz Nordeuropa ſind die 

unkte; Hauptgebiete ſind Polen, Brandenburg, Pommern, Däne⸗ 

mark, England u. a. m. Räumlich umfaßt der Handel des Hauſes das 

Gebiet: Island — Portugal Südfrankreich Walachei — Polen Narwa 

— Skandinavien. Faktoreien haben ſich in allen bedeutenden Umſchlag⸗ 
plätzen des Nordens nachweiſen laſſen. 

Hand in d mit dem Handel geht das Geldgeſchäft, an Bedeu⸗ 
tung allmählich die erſte Stelle erobernd. Der polniſche und däniſche 
König ſowie der Kurfürſt von Brandenburg ſtanden mit ihnen in Ge⸗ 
e beſonders Joachim II. befand ſich in ihrer Mache — 

enn anſtändig war ihr Geſchäftsgebahren am Berliner Hofe nicht immer. 

Durch umfangreiche Güterkäufe von Mecklenburg bis tief nach 
Polen hinein ſuchten die Loitze ihre Kapitalien zu ſichern, doch bewirkte 
das Fehlſchlagen beſonders großer e e mit Polen im Zu⸗ 
ſammenhang mit örtlichen Finanzkriſen, daß das Haus 1572 zahlungs⸗ 
unfähig wurde und die Gläubiger ſich über die jeweils nächſtliegenden 
Güter hermachten. Die Folge war eine Prozeſſiererei, von der noch 
heute Zehntauſende von Aktenfolien des Reichskammergerichts zeugen. 

Hierauf ſprach Herr Stadtarchivar Dr. Kaeber über „Die Amts⸗ 
ketten der Berliner Kommunalbehörden“ (der Vortrag Ms ber- 
öffentlicht in den Mitteilungen des Vereins für die Geſchichte Berlins 
1924, S. 61—64). 


Sitzung vom 12. November 1924. 

Es fand zunächſt eine Sitzung des Vorſtandes ſtatt, in welcher ins⸗ 
beſondere über die Notwendigkeit einer „Hiſtoriſchen Kommiſſion 5 
die Provinz Brandenburg und die Hauptſtadt Berlin“ und über die 
Inventariſation der nichtſtaatlichen Archive beraten wurde. 

In der anſchließenden Vereinsſitzung ſprach Herr Profeſſor Dr. Volz 
über „Die Beziehungen Friedrichs d. Gr. zu ſeiner Schweſter 
Wilhelmine von Bayreuth’ auf Grund ihres Briefwechſels. (Vgl. 
in dieſem Bande S. 172.) Herr Bibliotheksdirektor Dr. Hoppe ſprach 
über neuere Literatur zur brandenburgiſchen Geſchichte. 


Sitzung vom 10. Dezember 1924. 


Herr Generalmajor Jany ſprach über „Drei anonyme Bücher 
über Friedrich d. Gr. und ſein Heer“. (Gedruckt im vorigen Bande 
Nr. 300 —308 


Sodann ſprach Herr Stadtarchivar Dr. Kaeber über die Entmwid- 
lung des Stadtbildes von Berlin. 


Sitzung vom 14. Jannar 1925. 

Herr Geh. Studienrat Dr. Schwartz ſprach über den unter dem 
Namen „Zopfſchulz“ bekannten Prediger J. H. Schulz in Gielsdorf 
(die Ausführungen werden ſpäter in den „Forſchungen“ zum Abdruck 
kommen). 
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Herr Staatsarchivrat Dr. Schultze machte Mitteilungen über die 
ee von Paul Lindau. Sein Urgroßvater war der Schutzjude 
evin Tobias in Lindow, Kreis Ruppin, zwei Söhne des Levin: Baruch 
Levin (ſpäter Bankier in Berlin) und Hirſch Levin (Dr. med. in Neu⸗ 
ruppin und „ nahmen von ihrer Geburtsſtadt den Namen 
Lindau an. Paul L. iſt Nachkomme des Hirſch (Herz). 


Sitzung vom 11. Februar 1925. 


Ma Dr. Wentz ſprach über „Die Familie Krautt in Berlin 
und Magdeburg“. (Gedruckt in dieſem Bande S. 1 ff.) 

Anſchließend legte Herr Staatsarchivrat Dr. Lüdecke eine Denk⸗ 
ſchrift über die Inventariſation der nichtſtaatlichen Archive der Provinz 
Brandenburg vor. 


Sitzung vom 11. März 1925. 

Herr Dr. Schnath ſprach über „Die Jugendjahre des Mark⸗ 
grafen Chriſtian Wilhelm von Brandenburg, Adminiſtrator 
von Magdeburg“. (Gedruckt: „Sachſen und Anhalt“ Bd. 1.) 

Hierauf ſprach Herr Staatsarchivrat Dr. Schultze über den 1841 in 
Berlin entſtandenen Plan, Goethes Haus und Sammlungen in 
Weimar durch den Deutſchen Bund anzukaufen und zu einem deutſchen 
Nationaldenkmal für Goethe auszugeſtalten. Der Plan hatte inter⸗ 
eſſante Verhandlungen am Deutſchen Bund zur Folge und ſcheiterte 
endlich am Widerſpruch der Enkel Goethes (der Vortrag wird voraus- 
ſichtlich im nächſten Goethejahrbuch erſcheinen). 


Sitzung vom 8. April 1925. 

Herr Geh. Studienrat Dr. Schwartz brachte zunächſt ſeinen Vor 
trag vom 14. Januar zum Abſchluß. Hierauf teilte Herr Geh. Archivrat 
Dr. Granier im Anſchluß an den Vortrag von Dr. Wentzke auf der 
Münſterer Geſchichtsvereinstagung über die deutſchen Farben mit, daß 
nicht bekannt ſei, wann die preußiſchen ſchwarzweißen Farben 
als nationales Abzeichen ae eingeführt worden find. er den 
Terminus ante quem gibt ein Bericht des preußiſchen Reſidenten in 
Rom, Wilhelm Uhden, vom 16. Februar 1798 einen Anhalt. In dem 
damals von den Franzoſen beſetzten Rom war es erwünſcht, die dort 
ſich aufhaltenden Preußen durch Anlegung einer Kokarde kenntlich zu 
machen. „Da nun, ſo viel mir bekannt iſt,“ ſchreibt Uhden, „E. K. M. 
Staaten keine allgemeine Farbe ausſchließend haben, aber in dem Pa⸗ 
tent der preußiſchen Konſuls dieſen die ſchwarze Kolarde zu tragen er⸗ 
laubt wird, ſo erwählte ich dieſe, und habe mir die nöthige Freyheit ge⸗ 
nommen, zum Unterſchiede der Preußiſchen Kokarde von der verdäch⸗ 
tigen Engliſchen und Ruſſiſchen, die dunkelblaue Farbe der Armee E. 
K. M. e Das Kabinettsminiſterium billigte in ſeiner Ant⸗ 
wort vom 17. März 1798 völlig Uhdens „zur Sicherheit Unſerer ſich 
dort e Unterthanen“ getroffenen Maßregeln, ohne ſich über 
die Kokardenfarbe zu äußern, woraus hervorgeht, daß damals eine 
ae ae Kokarde mit den ſchwarzweißen Farben „jo reinlich und fo 
zweifelsohne“ noch nicht vorhanden war. 
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Die Sitzung am 13. Mai fiel aus Anlaß der Tagung der märkiſchen 
Geſchichtsvereine in Landsberg aus. 


Sitzung am 10. Juni 1925. 


Herr Stadtarchivar Dr. Kaeber ſprach über die Gründun 
Berlins und Köllns. (Gedruckt im vorliegenden Bande Heft 1.) 


Die Tagung der Brandenburgiſchen Geſchichtsvereine 
in Landsberg a. Warthe. 


Am 16. und 17. Mai ee in Landsberg a. W. die zweite Tagung 

der Geſchichtsvereine der Provinz Brandenburg ſtatt. 
| Während die erſte Tagung im Herbſt vorigen n in Berlin und 
Potsdam (vgl. den Bericht am Schluß des vorigen Bandes) den Zweck 
gehabt hatte, die Stimmung der Vereine für eine gegenſeitige Fühlung⸗ 
nahme zu AN jollte bei dieſer Zuſammenkunft über die Bildung 
an erbandes der brandenburgiſchen Geſchichtsvereine beſchloſſen 
werden. 

Es waren zahlreiche Vertreter von etwa 20 Vereinen erſchienen, 
und der Verlauf der Tagung zeigte, daß dieſe Veranſtaltung durchaus 
Ban ift, zu einer Zuſammenfaſſung der Kräfte für die gemeinſamen 

alae der landes- und ortsgeſchichtlichen Forſchung zu führen. 
Beſonderer Dank für den guten Verlauf gebührt dem Verein für Ge⸗ 
ee der Neumark, der die Tagung in vortrefflicher Weiſe vorbereitet 
atte. 

Die Tagung, zu der die Landsberger Preſſe in gehaltvollen Feit- 
ausgaben bewillkommnete, wurde am 16. Mai mittags im Stadthauſe 
durch den Vorſitzenden des Vereins für Geſchichte der Neumark, Herrn 
Landgerichtspräſident Humbert, eröffnet. Mit warmen Worten bee 
grüßte Oberbürgermeiſter Gerloff die Verſammlung, um ſodann in län- 

erer Ausführung auf die kulturellen Aufgaben der Stadt Landsberg im 
Mittelpunkt der Neumark hinzuweiſen. 

Herr Geh. Studienrat Prof. Dr. Schwartz ſprach hierauf über das 
Thema: „Die Neumark als deutſcher Oſtwall“. Ein zweiter Vortrag, 
der nachmittags von Herrn Studiendirektor Prof. Dr. Müller, Friede- 
berg, gehalten wurde, handelte über „Friedrich d. Gr. und die Neumark“. 

Anſchließend fanden die Beratungen der Bevollmächtigten der ein— 
zelnen Vereine unter dem Vorſitz des Herrn Archivdirektors Klinkenborg 
ſtatt, die zu einſtimmigen Beſchlüſſen führten. Nach einem von Herrn 
Bibliotheksdirektor Dr. Hoppe, Berlin, vorgelegten Satzungsentwurf 
wurde ein Verband der brandenburgiſchen Geſchichtsvereine begründet. 
Zweck des Verbandes iſt, den Mitgliedern der eee Vereine 
es zu ermöglichen, im größeren Kreiſe Fragen brandenburgiſcher Ge— 
ſchichtsforſchung zu beſprechen, gegenſeitig anzuregen und durch die all- 
jährlichen vor Pfingſten ſtattfindenden Tagungen die Kenntnis der Heimat— 
provinz zu erweitern. Die Geſchäftsführung des Verbandes wechſelt, 
ſie liegt immer in den Händen des Vereins, in deſſen Bezirk die nächſte 
Verſammlung ſtattfindet. Für die nächſte Tagung im Jahre 1926 wurde 
Havelberg in Ausſicht genommen. Die Vereine legen auf den Tagungen 
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einen a ſchriftlichen Tätigkeitsbericht vor, der in den „Forſchungen 
ur Brandeburgiſchen und Preußiſchen Geſchichte“ oder im „Korreſpon⸗ 
enzblatt“ des Geſamtvereins veröffentlicht wird. Geldbeiträge werden 
nicht erhoben. ' 

Die anſchließenden Mitteilungen des Herrn Archivdirektors Dr. Klin⸗ 
kenborg über die Abſichten der Provinzialverwaltung, gemeinſchaftlich 
mit der 1 Berlin eine „Hiſtoriſche Kommiſſion für die Provinz 
Brandenburg und die Hauptſtadt Berlin“ zu begründen, wurden mit 
großem Intereſſe aufgenommen, und die freudige Zuſtimmung wurde 
durch eine einſtimmige Entſchließung zum Ausdruck gebracht, welche der 
Provinzialverwaltung und dem Magiſtrat der Stadt Berlin übermittelt 
wurde (vgl. oben S. 377). Auf Anregung des Staatsarchivrates 
Dr. Schultze wurde ſchließlich noch die Inventariſation der nichtſtaat⸗ 
lichen Archive beſprochen, welche eine Aufgabe der neuen Hiſtoriſchen 
Kommiſſion ſein wird, aber von den einzelnen Vereinen vorbereitet und 
gefördert werden ſoll. 

Nachdem der Abend geſelliger Unterhaltung gewidmet und am 
nächſten Vormittag die Marienkirche unter der kundigen Führung des 
Herrn Baurats Koenigk beſichtigt worden war, fand die Tagung einen 
ſchönen Abſchluß durch den Beſuch des Herrenſitzes Tamſel bei ichen 
wo die Teilnehmer nach der alt der il der zahlreichen hiſtori 1 55 
Erinnerungen die Gaſtfreundſchaft der liebenswürdigen Beſitzer, der 
gräflichen Familie v. Schwerin, genoſſen. 
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